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Vorwort 

Die Enquete-Kommission „Chancen und Risiken 
der Gentechnologie" legt mit diesem Bericht die Er-
gebnisse einer mehr als zweijährigen Arbeit vor. 
Dies geschieht in der Hoffnung, nicht nur dem 
Deutschen Bundestag, sondern auch der interes-
sierten Öffentlichkeit Sachstandsberichte, Analy-
sen, Bewertungen und Empfehlungen an die Hand 
zu geben, die mithelfen können, die Chancen und 
Risiken der Gentechnologie auf einer breiten Infor-
mationsbasis einzuschätzen. 

Gegenstand des Kommissionsberichts ist die Gen-
technologie, die modernste Methode der Biotechno-
logie. Die Gentechnologie ist durch ein grundlegen-
des Verfahren definiert: Die gezielte Neukombina-
tion des genetischen Materials von Lebewesen. Der 
Mensch hat die Möglichkeit, einzelne Erbinforma-
tionen, die in lebenden Zellen vorhanden sind, zu 
analysieren. Er kann diese Erbinformationen aus 
ihrer Umgebung herauslösen und über Artengren-
zen hinweg in andere Organismen übertragen. 
Auch wird daran gearbeitet, neue genetische Infor-
mationen synthetisch zu erzeugen, um sie in Orga-
nismen zur Expression zu bringen. Die Beeinflus-
sung von Erbinformationen erfolgt gegenüber der 
natürlichen Evolution, die unabhängig davon weiter 
abläuft, gezielter sowie mit einer neuen Geschwin-
digkeit und Reichweite. Erkenntnisfortschritte in 
der Grundlagenforschung, insbesondere in der Mo-
lekularbiologie, führten zur Entwicklung der Gen-
technologie. Heute ist die Gentechnologie auf dem 
Wege, eine Technik zur gezielten Beeinflussung der 
Natur und der Menschen selbst zu werden. 

Die Kommission hat sich gemäß ihrem Auftrag auf 
die Betrachtung und Analyse dieser Technologie 
konzentriert. Deshalb werden die Chancen und Ri-
siken anderer moderner biologischer Methoden, 
etwa die Anwendung der Reproduktionstechnolo-
gien auf den Menschen, in dem Bericht nicht be-
handelt. So enthält dieser Bericht auch keine Aus-
sagen zur extrakorporalen Befruchtung, zur soge-
nannten Leihmutterschaft, der Verwendung frem-
der Ei- und Samenzellen oder zur Embryonenfor-
schung. 

Weltweit ist man an einer schnellen Nutzung der 
Gentechnologie interessiert. Auch in der Bundesre-
publik Deutschland sind Wissenschaftler und Indu-
strie, ermutigt und gefördert durch den Staat, dabei, 
Wege einer raschen praktischen Anwendung der 
Erkenntnisse der gentechnologischen Grundlagen-
forschung zu suchen. Bei der Entwicklung von Dia-
gnoseverfahren zur Krankheitserkennung und bei 
der Produktion körpereigener Wirkstoffe des Men-
schen in gentechnisch veränderten Mikroorganis-
men hat die Nutzung der Gentechnologie bereits 
begonnen. Die Gentechnologie ist heute soweit, daß 
ihre Potentiale erkennbar sind, ihre allgemeine 
Einführung in die Praxis aber noch auf Einzelfälle 
beschränkt ist. 

Die Diskussion über die Chancen und Risiken der 
Gentechnologie begann 1974, als amerikanische 
Wissenschaftler erstmals auf mögliche Risiken die-
ser Technik aufmerksam machten. Auf Grund die-
ser Empfehlungen kam es in der Folge in verschie-
denen Ländern zur Entwicklung von Sicherheits

-

Richtlinien, die den Umgang mit dieser Technik re-
gulieren sollen. Die kontinuierliche Anpassung die-
ser Richtlinien, das zunehmende kommerzielle In-
teresse sowie die Erkenntnis über einen offensicht-
lichen Rückstand der Forschung und Entwicklung 
auf diesem Gebiet in unserem Land, haben Anfang 
der 80er Jahre auch vermehrt die Öffentlichkeit in 
der Bundesrepublik Deutschland für das Thema 
Gentechnologie sensibilisiert. 

Der Deutsche Bundestag hat die Enquete-Kommis-
sion im Juni 1984 eingesetzt, zu einem Zeitpunkt, 
als eine breite gesellschaftliche Debatte über die 
Gentechnologie in der Bundesrepublik Deutschland 
gerade begann. Seitdem haben gesellschaftliche 
Gruppen, Wissenschaftler und Ärzteschaft einge-
schlossen, in wachsendem Maße die Fragen nach 
Chancen und Risiken dieser neuen Technik aufge-
griffen und dabei häufig auch ihre Erwartungen an 
die Arbeit und Ergebnisse der Kommission formu-
liert. So war die Arbeit der Kommission eingebettet 
in einen gesellschaftlichen Dialog, an dem sich auch 
die Mitglieder der Kommission in vielfältiger Weise 
beteiligt haben, beispielsweise in Kirchen, Parteien, 
Gewerkschaften, Frauenverbänden, Wirtschafts-, 
Wissenschafts- und Ärzteorganisationen. 

In dieser öffentlichen Debatte werden recht unter-
schiedliche Positionen vertreten, die sich auch in 
den Ausgangspositionen der Mitglieder der Kom-
mission zu Beginn der Arbeit widerspiegelten. 

Auf der einen Seite werden die möglichen Chancen 
der Gentechnologie hervorgehoben: 

— Es wird die Erwartung geäußert, die Gentechno-
logie biete als Schlüsseltechnologie, vergleichbar 
mit der Mikroelektronik oder der Raumfahrt, 
ein erhebliches Innovationspotential für unsere 
Volkswirtschaft. 

— Damit verbunden werden von der Gentechnolo-
gie wichtige Beiträge zur Lösung wesentlicher 
Probleme, etwa der Bekämpfung von Krankhei-
ten, des Welthungers oder der Umweltzerstö-
rung erwartet. 

— Insbesondere in der Medizin erhofft man sich 
von der Gentechnologie entscheidende Erkennt-
nisse für das Verständnis der Entstehung, die 
Diagnose und Therapie so wichtiger Krankhei-
ten wie beispielsweise Krebserkrankungen, In-
fektionserkrankungen, chronische Erkrankun-
gen und auch AIDS. 

 



Drucksache 10/6775 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

— Von der Aufklärung der Struktur und Funk-
tionsweise lebender Zellen wird ein weiterer 
schneller Erkenntniszuwachs in der Grundla-
genforschung erwartet. 

Auf der anderen Seite werden Risiken in den Vor-
dergrund gerückt, die mit der Nutzung der Gentech-
nik verbunden sein könnten: 

— So wird gefragt, ob die Anwendung der Gentech-
nik technische Risiken mit sich bringt, die bis-
her nur unzureichend bekannt und beachtet 
werden, und die möglicherweise nicht ausrei-
chend beherrschbar sind oder mit nicht korri-
gierbaren ökologischen Folgen verbunden sein 
können. 

— Wie bei anderen Technologien wird die Frage 
nach ihrem Mißbrauch zu militärischen 
Zwecken gestellt. 

— Nicht nur in den Kirchen wird die Sorge geäu-
ßert, daß den Menschen mit der Gentechnologie 
die Fähigkeit zuwachse, den Menschen nach 
dem Bilde des Menschen „züchten" zu können, 
und daß künftig der Wert menschlichen Lebens 
immer stärker an seinen genetischen Merkma-
len gemessen werden könnte. 

— Es wird gefragt, ob der zivilisatorische Fort-
schritt immer nur mit Hilfe neuer Techniken, 
wie der Gentechnologie oder besser durch Ver-
haltensänderungen des Menschen angestrebt 
werden sollte. 

— Nicht zuletzt werden auch grundsätzliche Zwei-
fel an der ethischen Legitimität der Anwendung 
einer Technologie geäußert, die in die geneti-
schen Grundlagen des Lebens in einem bisher 
nicht bekannten Ausmaß eingreift und sie nach 
menschlichen Ziel- und Wertvorstellungen ver-
ändert. 

Die Kommission setzte sich aus 17 Mitgliedern un-
terschiedlicher beruflicher Herkunft und Interes-
sen zusammen. Sie hat in den gut zwei Jahren 
einen gemeinsamen Diskurs geführt, in dem es ge-
lang, auch widersprüchliche Ausgangspositionen 
durch Informationen, Argumentation und gegensei-
tiges Offenlegen von Standpunkten zueinander hin-
zuführen. Man ist auf die gegenseitigen Stand-
punkte eingegangen, man hat sie angehört, bedacht 
und sie sich oft zu eigen gemacht. Die jeweilige Ver-
treterin der GRÜNEN in der Kommission hat aller-
dings von Anfang an eine grundsätzlich ablehnende 
Haltung zur Forschung und allen Anwendungen 
der Gentechnologie eingenommen und ist davon im 
Verlaufe der Kommissionsberatungen auch nicht 
abgerückt. Sie hat dementsprechend eine abwei-
chende Stellungnahme zum Kommissionsbericht 
abgegeben. 

Die Kommission hat sich bemüht, umfassend auf in 
der Öffentlichkeit diskutierte Hoffnungen und Be-
fürchtungen einzugehen, auch wenn diese nur in 
Form hypothetischer Vermutungen geäußert wer-
den. Dabei hat sie versucht, die Hoffnungen und 
Befürchtungen auf die real existierenden oder zu 
erwartenden technischen Möglichkeiten zu bezie

-

hen, um Spekulationen ohne hinreichenden Kennt-
nisstand zu vermeiden. Ferner hat sie versucht, die 
Diskussion der wahrscheinlichen Folgen der An-
wendung von Gentechnologie anhand empirischer 
Befunde zu führen. Letzteres hat naturgemäß schon 
wegen des prognostischen Charakters einer solchen 
Technikfolgenabschätzung Grenzen. Die Kommis-
sion war daher auf eigene Wertungen angewiesen. 
Sie hat diese in den „Bewertungen und Empfehlun-
gen" zu den in diesem Bericht behandelten jeweili-
gen Anwendungsgebieten und Fragenkreisen der 
Gentechnologie deutlich gemacht. 

Bei der Diskussion der gesellschaftlichen Auswir-
kungen der Gentechnologie wurde in vielen Anwen-
dungsbereichen deutlich, daß die Gentechnologie 
häufig schon bestehende gesellschaftliche Trends 
fortführt, verstärkt, oder abschwächt. In der Öffent-
lichkeit geäußerte Kritik zu den Anwendungsberei-
chen der Gentechnologie richtete sich hier zugleich 
oder in erster Linie gegen übergreifende Strategien, 
die sich unabhängig von der Gentechnologie ent-
wickelt haben. Es geht dabei etwa um das Grund-
satzproblem der Industrialisierung der Landwirt-
schaft, um das Grundsatzproblem einer Lebenswei-
se, in der der Mensch seine Umwelt immer stärker 
belastet. Es geht dabei um medizinische Strategien, 
in der möglicherweise dem Einsatz von Medika-
menten eine allzu dominierende Rolle im Vergleich 
zu präventiven Maßnahmen beigemessen wird. 

Die Kommission hat aus Gründen der Arbeitsöko-
nomie davon abgesehen, das technische Potential 
der Gentechnologie in den Kontext unterschiedli-
cher Modelle und Entwicklungswege der künftigen 
Industrie- und Wirtschaftsstruktur unseres Landes 
einzuordnen. Für ein solches Vorgehen lassen sich 
auch aus der bisherigen Entwicklung der Gentech-
nologie zu wenig konkrete Anhaltspunkte dafür ge-
winnen, in welcher Weise die Gentechnologie über-
haupt derartige künftige Strukturen entscheidend 
beeinflussen wird. Gleichwohl handelt es sich hier 
um wichtige Fragestellungen, die auch vom Deut-
schen Bundestag im Rahmen von Projekten der 
Technikfolgenabschätzung und Technikbewertung 
bearbeitet werden sollten. 

Nach Auffassung der Kommission sind aufgrund 
des weiten Anwendungsspektrums der Gentechno-
logie pauschale Aussagen und Bewertungen ver-
fehlt. Die Abwägung von Chancen und Risiken 
wurde deshalb für jedes Anwendungsfeld (Gesund-
heit, Energie und Rohstoffe, Landwirtschaft, Um-
welt, Anwendung am Menschen) und auch inner-
halb dieser Anwendungsgebiete getrennt vorge-
nommen. So erfordern beispielsweise die Produk-
tion menschlicher Wirkstoffe mit Hilfe gentech-
nisch veränderter Mikroorganismen, die gentechni-
sche Veränderung von Pflanzen oder die verbesser-
ten Diagnosemöglichkeiten von Genen des Men-
schen ganz unterschiedliche Abwägungsprozesse. 

In großer Übereinstimmung drängt die Kommis-
sion darauf, daß rechtzeitig, bevor alle technischen 
Möglichkeiten, die sich heute abzeichnen, verwirk-
licht werden, der Gesetzgeber der Anwendung die

-

ser neuen Technik einen Rahmen setzt. Die im Be-
richt vorgelegten Empfehlungen der Kommission 
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schöpfen hier das vorhandene Instrumentarium der 
Beeinflussung einer technischen Entwicklung voll 
aus: Gesetzlich verbindliche Sicherheitsauflagen 
für Forschung und Anwendung, Maßnahmen der 
staatlichen Förderung bestimmter Anwendungsfel-
der, Begleitung der Forschung durch Wirkungs- und 
Risikoforschung, Zulassungsverfahren für Verfah-
ren und Produkte, gesetzliche Vorkehrung, etwa in 
den Bereichen des Datenschutzes und des Haf-
tungsrechts, aber auch das Aufschieben einer be-
stimmten Anwendung der Gentechnologie im Frei-
land und das gesetzliche Verbot gentechnischer 
Eingriffe in die Keimbahn des Menschen. 

Die Kommission legt ihren Bericht, ihre Bewertun-
gen und Empfehlungen mit dem Wissensstand, der 
ihr Ende 1986 verfügbar war, vor. Auch während der 
Kommissionsarbeit wurde die Kommission immer 
wieder mit neuen Fortschritten in der Forschung 
konfrontiert. Wir wissen heute nicht, wie der anhal-
tende rapide Wissenszuwachs in der gentechnologi-
schen Forschung unsere Analysen von Chancen 
und Risiken der Gentechnologie in Zukunft verän-
dern wird. Die Kommission ist sich bewußt, daß die 
Diskussion um Chancen und Risiken der Gentech-
nologie mit der Fortentwicklung der Technik und 
den damit verbundenen Auswirkungen auf das 
Wertebewußtsein vieler Menschen weitergehen 
wird. Auch in Zukunft müssen Hoffnungen und Be-
denken mit gleicher Ernsthaftigkeit auf den Prüf-
stand eines rationalen gesellschaftlichen Diskurses 
gelegt werden. Insofern bildet der vorliegende Be-
richt keinen Abschluß, vielmehr eine Grundlage für 
die weitere Debatte um Chancen und Risiken der 
Gentechnologie. 

Die Kommissionsmitglieder — mit Ausnahme der 
Vertreterin der GRÜNEN — haben dem Bericht zu-
gestimmt, auch wenn dieser nicht in jeder Bewer-
tung und Empfehlung die persönliche Auffassung 
jedes Kommissionsmitgliedes widerspiegelt, nicht 
zuletzt, um dem Gesamtergebnis das notwendige 
Gewicht in der weiteren Diskussion zu verleihen. 

Der Bericht ist daher auch das Resultat einer Reihe 
von Kompromissen. Diese einzugehen, ist den ein

-

zelnen Mitgliedern oft nicht leichtgefallen; nicht 

nur weil sie vielleicht unmittelbare Interessen be-
treffen, sondern auch oft bestimmte ethische Wert-
vorstellungen berühren und in Grundrechte ein-
greifen. 

Die Kommission erwartet, daß die vorgelegten 
Empfehlungen möglichst bald vom Parlament, von 
der Bundesregierung und anderen Adressaten der 
Empfehlungen aufgegriffen und umgesetzt werden. 
Der von der Kommission vorgeschlagene Rahmen 
zeigt einen Weg auf, die Chancen der Gentechnolo-
gie verantwortlich und mit gesellschaftlicher Ak-
zeptanz zu nutzen, gegenüber denkbaren Risiken 
vorsichtig zu sein und erkennbare Gefahren wei-
testgehend auszuschließen. Der aufgezeigte Weg 
könnte auch dazu beitragen, eine gesellschaftliche 
Polarisierung um die Gentechnologie zu vermeiden 
und somit unserem Lande einen Umgang mit der 
Gentechnologie zu ermöglichen, der für eine wich-
tige Industrie- und Kulturnation angemessen ist. 

Die Bundesrepublik Deutschland wird die For-
schung und Entwicklung im Bereich der Gentech-
nologie nicht alleine und aus einer Führungsposi-
tion heraus beeinflussen. Die Themen dieses Be-
richts sind daher auch in anderen wichtigen Indu-
striestaaten seit Jahren Gegenstand öffentlicher, 
kontroverser Erörterung. Mit diesem Bericht 
nimmt weltweit zum erstenmal ein Parlamentsaus-
schuß eine Bewertung der Gentechnologie vor. Es 
wäre zu wünschen, daß der Bericht und die Empfeh-
lungen der Kommission vor allem in der Euro-
päischen Gemeinschaft Berücksichtigung und in 
der internationalen Diskussion Beachtung findet, 
weil es hierbei um Probleme geht, die weltweit von 
Bedeutung sind. 

Unser Dank gilt abschließend dem Sekretariat der 
Kommission, das unter der Leitung von Dr. Klaus 
Schmölling fachlich und organisatorisch entschei-
denden Verdienst daran hatte, daß die Kommission 
ihren Auftrag in vollem Umfang erfüllen konnte. 
Frau Professor Dr. Giesela Nass-Hennig ist wenige 
Wochen vor Abschluß der Kommissionsarbeit uner-
wartet verstorben. Ihre Anregungen und Beiträge 
sind für diesen Bericht wertvoll und wesentlich ge-
wesen. 

Bonn, den 19. Dezember 1986 

Wolf-Michael Catenhusen 

Vorsitzender 
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Einleitung 

Die Enquete-Kommission hat zu verschiedenen An-
wendungsbereichen, Querschnittsthemen und 
Rechtsfragen der Gentechnologie Empfehlungen an 
den Deutschen Bundestag erarbeitet. Diese Emp-
fehlungen sind die Schlußfolgerungen der Kommis-
sion aus der Bewertung des Standes von Forschung, 
Entwicklung und Anwendungsmöglichkeiten der 
Gentechnologie und den von der Kommission er-
kannten Chancen und Risiken dieser Technologie. 

Die Empfehlungen richten sich grundsätzlich an 
den Auftraggeber der Kommission, den Deutschen 
Bundestag. Zur Verwirklichung der Empfehlungen 
sind teilweise gesetzgeberische Maßnahmen erfor-
derlich; teilweise werden von der Kommission die 
Adressaten genannt, die vom Bundestag aufzufor

-dern sind, die Empfehlungen in Entscheidungs- und 
Handlungsmaßnahmen umzusetzen. 

Aus den Erfahrungen der Kommission als parla-
mentarisches technologiebezogenes Beratungsor-
gan werden Empfehlungen für künftige Entschei-
dungen zur Verbesserung der Bearbeitungs- und 
Beratungskapazität des Deutschen Bundestages ge-
geben. 

Im folgenden werden alle Empfehlungen der Kom-
mission mit kurzen Einleitungen zusammenfassend 
und entsprechend der Gliederung des Gesamtbe-
richtes wiedergegeben. Für die Begründung der 
Empfehlungen wird auf die einzelnen ausführlichen 
Kapitel dieses Kommissionsberichts verwiesen. 

Zu Abschnitt C: Anwendungsbereiche der Gentechnologie 

C 1. Biologische Stoffumwandlung und 
Rohstoffversorgung 

Die Nutzung nachwachsender Rohstoffe (z. B. Stär-
ke, Zucker, pflanzliche Fette und Öle, pflanzliche 
Fasern, Biogas) in der Industrie der Bundesrepu-
blik Deutschland ist ausbaufähig. Sie könnte somit 
auch einen Beitrag zur Lösung von Strukturproble-
men in der Landwirtschaft leisten. Der Einsatz der 
Gentechnik in der Pflanzenproduktion wird dabei 
von Bedeutung sein. Mögliche ökologische Risiken 
durch einen verstärkten Anbau von Industriepflan-
zen sollten allerdings bedacht und vermieden wer-
den. 

Die Gentechnologie wird Prozeßinnovationen im 
biotechnischen und chemischen Produktionsbe-
reich bewirken. Sie verspricht eine Verminderung 
von Produktionsrisiken sowie Einsparungen an 
Energie und Rohstoffen. Die Kommission erwartet 
jedoch nicht, daß mittelfristig die Bio-/Gentechnolo-
gie die Technik der chemischen Synthese auf Erdöl-
basis als wichtigstes Verfahren zur Herstellung or-
ganischer Produkte ersetzen wird. 

Empfehlungen 

Die Enquete-Kommission empfiehlt dem Deutschen 
Bundestag, die Bundesregierung aufzufordern, 

1. die Forschungsförderung im Bereich nachwach-
sender Rohstoffe (Industriepflanzen, Biomasse) 
unter der Berücksichtigung gentechnischer Ver-
fahren zu verstärken. 

2. Pflanzen auf ihre Verwendung als Industrie-
pflanzen prüfen zu lassen, entsprechende For-
schungsaufträge zu erteilen und Fördermittel be-
reitzustellen, wobei gentechnischen Verfahren 
besondere Aufmerksamkeit zu schenken ist. 

3. die Forschung über die Verringerung und Weiter-
nutzung der Abfall- und Abwassermengen bei 
der Verarbeitung von nachwachsenden Roh-
stoffen zu fördern. 

4. besondere Anreize für die Industrie zu schaffen, 
die Grundlagenforschung zur Substitution von 
petrochemischen Stoffen durch nachwachsende 
Rohstoffe auch unter Anwendung der Gentech-
nik zu forcieren. 

5. eine zeitlich begrenzte Subventionierung des Ab-
satzes optimierter nachwachsender Rohstoff-
pflanzen bei gleichzeitigem Abbau von Subven-
tionen in anderen Agrarbereichen da vorzuse-
hen, wo ein baldiges Erreichen der Schwelle zur 
Wirtschaftlichkeit anzunehmen ist. 

6. zu prüfen, welche Möglichkeiten die dezentrale 
Weiterverarbeitung von nachwachsenden Roh-
stoffen und die Nutzung von Biomasse zur Ener-
giegewinnung im Anbaugebiet oder in dessen 
Nähe für die Schaffung von Arbeitsplätzen und 
für die Einkommensbildung im ländlichen Raum 
bietet. 

7. vor einer Einführung des Anbaus nachwachsen-
der Rohstoffe auf einem erheblichen Teil der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche, diese Strategie 
einer Folgenabschätzung im Sinne einer Um- 
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weltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen. Die 
Auswirkungen eines verstärkten Anbaus nach-
wachsender Rohstoffe sind insbesondere in be-
zug auf 

— das Ökosystem 

— den Bodenschutz 

— die Sicherung der natürlichen Lebensgrund-
lagen, wie das Grundwasser, 

— den Arten- und Biotopschutz 

zu prüfen, um die Vereinbarkeit einer solchen 
Strategie mit den erforderlichen Maßnahmen zur 
Umkehr der umweltbelastenden Trends der mo-
dernen Landwirtschaft zu klären. 

8. Fördermittel bereitzustellen, um das Grundla-
genwissen über den möglichen Einsatz der Gen-
technologie bei biotechnischen Verfahren ent-
scheidend zu verbessern und den Aufbau von 
Sammlungen industriell wichtiger Mikroorganis-
men und Zellkulturen sowie von Datenbanken 
relevanter Proteine und Nukleinsäuren zu unter-
stützen. 

9. durch gezielte Forschungsaufträge das Wissen 
über Enzyme, ihre Wirkungen und ihre Herstel-
lung zu vergrößern. 

C 2. Pflanzenproduktion 

Die Gentechnologie bietet Chancen für die Siche-
rung der Ernährung, eine höhere Wirtschaftlichkeit 
der landwirtschaftlichen Produktion sowie eine um-
weltschonende Landwirtschaft. Die Kommission 
begrüßt daher grundsätzlich die Anwendung der 
Gentechnologie in der Pflanzenproduktion. Mögli-
che negative Umweltauswirkungen des Einsatzes 
der Gentechnologie in der Pflanzenproduktion sind 
zu vermeiden. 

Die Kommission lehnt die gentechnische Herstel-
lung von Herbizid-resistenten Pflanzen ab, die ge-
gen solche Herbizide resistent sind, die ökologisch 
und toxikologisch für bedenklich gehalten werden; 
dies gilt insbesondere für Alt-Herbizide. Dagegen 
unterstützt die Kommission vor allem gentechni-
sche Ansätze im Bereich der Züchtung von Resi-
stenzen gegenüber Krankheitserregern und Schäd-
lingen, die auf eine Verminderung der Umweltbela-
stung durch Agrochemikalien abzielen. 

Empfehlungen 

Die Enquete-Kommission empfiehlt dem Deutschen 
Bundestag, die Bundesregierung aufzufordern, 

1. vorrangig die Forschung im Bereich der Pflan-
zenkrankheiten (Phytomedizin) zu fördern. 

2. die Forschungsförderung im Bereich Industrie-
pflanzen (nachwachsende Rohstoffe) unter Be-
rücksichtigung gentechnischer Verfahren zu 
verstärken. 

3. die Forschungsförderung für die Gewinnung 
pflanzlicher Sekundärstoffe aus Pflanzen und 
Pflanzenzellkulturen für die Anwendung z. B. in 
Medizin oder Agrochemie zu verstärken. 

4. in der anwendungsorientierten Forschung sol-
che gentechnischen Ansätze vorrangig zu för-
dern, durch die keine Freisetzungsprobleme 
entstehen können, insbesondere in den Berei-
chen Vektorentwicklung oder Bekämpfung 
pflanzlicher Viruskrankheiten. 

5. auch die nicht-gentechnischen Ansätze zur bio-
logischen Schädlingsbekämpfung und Resi-
stenzzüchtung in die Förderung verstärkt einzu-
beziehen. 

6. eine Entwicklung von Herbiziden und Herbizid-
resistenten Pflanzen, die möglichst geringe toxi-
kologische und ökologische Auswirkungen ha-
ben, anzuregen und zu fördern. 

Kriterien für die ökologische und toxikologische 
Überlegenheit von neuen Herbiziden, die im 
Verbund mit gentechnisch erzeugten Herbizid-
resistenten Pflanzen zur Anwendung kommen, 
könnten z. B. sein: geringere Halbwertzeiten der 
Wirkstoffe für die Umwandlung in toxikologisch 
unbedenkliche Metabolite, eine verbesserte 
Spezifität des Herbizids. Zu einer verbesserten 
Spezifität der Herbizide können Strukturfor-
schung und Rezeptorforschung beitragen, die 
deshalb gefördert werden sollten. 

7. Herbizid-resistente Pflanzen, deren Resistenz 
auf einer für die Pflanze neuen molekularen 
Grundlage beruht, in einem Zulassungsverfah-
ren auf ihre Stoffwechselprodukte und deren Ei-
genschaften hin untersuchen zu lassen. Weiter-
hin ist sicherzustellen, daß die zugehörigen Her-
bizide die heute zur Verfügung stehenden Test-
systeme durchlaufen haben, also angepaßt an 
den derzeitigen Stand von Wissenschaft und 
Technik z. B. hinsichtlich ihrer Toxizität geprüft 
worden sind; dies gilt auch für Herbizid-resi-
stente Pflanzen, die gegenüber sog. Alt-Herbizi-
den resistent gemacht worden sind. 

8. in die Bearbeitung der ökologischen Fragestel-
lungen, die im Zusammenhang mit der Zulas-
sung von Herbiziden anfallen, das Umweltbun-
desamt einzubeziehen. 

9. durch Aufklärung und geeignete umweltpoliti-
sche Maßnahmen Anreize zu schaffen, daß öko-
logisch überlegene Herbizide von den Anwen-
dern vorrangig eingesetzt werden. 

10. Initiativen der EG oder FAO zur Errichtung von 
Genbanken für pflanzliches Material zu unter-
stützen. 

11. den Bedarf an Schutzflächen zur Erhaltung 
wildlebender Pflanzen (und Tiere) festzustellen 
und diese Schutzmaßnahmen entsprechend zu 
verwirklichen. 

12. die mittelständischen Pflanzenzuchtunterneh-
men z. B. durch Verbundforschungsprojekte 
verstärkt in die öffentliche Forschungsförde-
rung einzubinden. 
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13. Institutionen, in denen gentechnische Forschun-
gen an Pflanzen für die Bedürfnisse der Länder 
der Dritten Welt betrieben werden sollen, zu un-
terstützen oder neue Institutionen zu schaffen. 
Bei der technologischen Zusammenarbeit mit 
Ländern der Dritten Welt auf dem Gebiet der 
Pflanzenzüchtung sollte den konventionellen 
Methoden eine besondere Bedeutung zukom-
men, da ihr Potential zur Optimierung einheimi-
scher Nutzpflanzen längst nicht ausgeschöpft 
ist. 

14. einen Bericht zu erstellen, in dem die Methoden 
des alternativen Landbaus, die geringere uner-
wünschte Nebenwirkungen als vergleichbare 
konventionelle Methoden zeigen, bezüglich ih-
res Leistungsvermögens für die Erzeugung von 
Nahrungsmitteln, Rohstoffen und Energie über-
prüft werden. 

C 3. Tierproduktion 

Die Kommission sieht keine Einwände gegen die 
Anwendung gentechnischer Methoden in der Tier-
produktion. Für die Bundesrepublik Deutschland 
sollte diese Anwendung eine Qualitätsverbesserung 
z. B. des Fleisches oder eine Erhöhung der Krank-
heitsresistenz der Tiere zum Ziel haben. Für die 
Tierproduktion in der Dritten Welt befürwortet die 
Kommission auch gentechnologische Forschungs-
ansätze, die eine Steigerung der Quantität zum 
Ziele haben. 

Die Kommission spricht sich für eine Erhaltung der 
Vielfalt an Tierrassen in der Landwirtschaft aus. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, 

die Regierungen von Bund und Ländern aufzufor-
dern, 

1. den Einsatz von transgenen Tieren in der biolo-
gisch-medizinischen Grundlagenforschung zu 
fördern, da diese Methode grundsätzlich neue 
Beiträge zur Entwicklungsbiologie und Medizin 
bei Mensch und Tier zu leisten vermag. Ihr Ein-
satz hat unter Bedingungen zu erfolgen, die den 
Vorschriften des Tierschutzgesetzes genügen. 

2. in der Züchtungsforschung diejenigen For-
schungsansätze vorrangig zu fördern, die zu ei-
ner Verbesserung der Qualität (z. B. des Flei-
sches) und zu einer Erhöhung der Krankheitsre-
sistenz führen. 

3. dem Einsatz von körpereigenen Wirkstoffen (als 
Proteine oder als Gene), wie z. B. wachstumsför-
dernden Hormonen in der Tierproduktion, eine 
genaue Analyse des Rückstandsverhaltens und 
der Wirkung auf den Menschen vorangehen zu 
lassen. 

4. darauf zu achten, daß in der Vektor-Technologie 
nach den Regeln der Sicherheits-Richtlinien ver

-

fahren wird. Der Einsatz von Retroviren bei 
Nutztieren ist außerhalb geschlossener Systeme 
nicht zu verantworten. Als Vektorsysteme sind 
forschungsmäßig besonders solche auszubauen, 
die nicht Viren als Vektoren benutzen, sondern 
Alternativen dazu darstellen (z. B. die Elektropo

-ration). 

5. die Entwicklung von Impfstoffen mit Unterein-
heits-Vakzinen in allen denkbaren Varianten 
vorrangig zu fördern. Sofern das sogenannte Vac-
ciniakonzept unausweichlich ist, ist darauf zu 
achten, daß keine nachteiligen Folgen für die 
menschliche Gesundheit entstehen. 

die Bundesregierung aufzufordern, 

6. Forschungsvorhaben, die den Einsatz der Gen-
technologie in der Nutztierzucht in den Ländern 
der Dritten Welt zum Ziel haben, sowohl in Form 
bilateraler Zusammenarbeit als auch durch Un-
terstützung multinationaler Forschungszentren 
zu fördern. Hierbei sollen Krankheitsresistenz 
und Futterverwertung, d. h. qualitative und quan-
titative Leistungssteigerung im Vordergrund ste-
hen. 

7. rechtzeitig mögliche Konsequenzen der transge-
nen Tierzucht auf die Struktur der Landwirt-
schaft zu prüfen. 

C 4. Umwelt 

Gentechnologische Verfahren können im Rahmen 
einer Umwelt-Biotechnologie dazu beitragen, Um-
weltbelastungen zu verringern, Abfallstoffe mög-
lichst schadlos zu beseitigen und Altlasten zu ent-
sorgen. Eine erfolgreiche gentechnische Verände-
rung von Mikroorganismen, die diese in die Lage 
versetzen, Schadstoffe abzubauen oder zu binden, 
könnte dazu dienen, im größeren Umfang Umwelt-
gifte zu beseitigen. 

Sofern Mikroorganismen dabei freigesetzt werden 
müssen, steht ihrem Einsatz bisher jedoch das un-
geklärte Risiko der Freisetzung entgegen. 

Um auszuschließen, daß gentechnisch veränderte 
Organismen neue, nicht vorhersehbare Umwelt-
schäden hervorrufen, sollten zunächst mit ihnen 
weitere Erfahrungen im geschlossenen System ge-
sammelt werden, bevor über ihren Einsatz entschie-
den wird. Insbesondere ist zu klären, ob sich gen-
technisch veränderte Organismen in der Umwelt 
genauso verhalten werden wie natürliche Organis-
men. 

Die Bemühungen, mit Hilfe der Gentechnologie 
Umweltprobleme zu lösen, sollen die anderen An-
strengungen für einen Umweltschutz nicht erset-
zen, sondern wirksam ergänzen. Vorzug muß in je-
dem Fall die Vermeidung der Umweltbelastungen 
haben. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 
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1. die Suche nach in der Natur vorkommenden 
„Spezialisten" unter den Mikroorganismen, die 
entweder als Reinkultur oder gemeinsam mit an-
deren Organismen als Mischpopulation umwelt-
schädigende Substanzen effektiv abzubauen in 
der Lage sind, zu intensivieren und entspre-
chende Stammsammlungen zu fördern. 

2. Forschungsarbeiten zur Entwicklung spezieller 
Mikroorganismen und deren funktionelle Inte-
gration in behandlungsbedürftige, ökologische 
Systeme an den Hochschulen und in der Indu-
strie zu fördern. 

3. in der Grundlagenforschung und der angewand-
ten Forschung Arbeiten zu fördern, die das Ziel 
haben, mit Hilfe gentechnologischer Methoden 
Verfahren zu entwickeln, die gezielt zum Abbau 
umweltbelastender Stoffe eingesetzt werden 
können. 

4. entsprechend entwickelte Organismen in geeig-
neten geschlossenen Einheiten einzusetzen und 
dort ihre ökologischen Auswirkungen zu prüfen. 

5. die Biotechnologie besonders dort zu fördern, wo 
sie eine umweltfreundlichere Alternative zu her-
kömmlichen Verfahren sein könnte. 

6. zur Optimierung biotechnologischer Verfahren 
in der Behandlung von Abwässern mit Vorrang 
Verfahren zu fördern, die statt mit vermehrungs-
fähigen Organismen mit Zellbestandteilen arbei-
ten (Festbettverfahren, immobilisierte Enzyme 
usw.). 

C 5. Gesundheit 

Die Gentechnologie ermöglicht neue Erkenntnisse 
über Entstehung und Verlauf von Krankheiten. Die 
Kommission sieht in der Anwendung der Gentech-
nologie im pharmazeutischen Bereich große Chan-
cen. Die Gentechnologie ermöglicht es, zahlreiche 
neue Therapeutika, Impfstoffe und Diagnostika so-
wie derzeit nur in geringen Mengen verfügbare kör-
pereigene Wirkstoffe in ausreichender Quantität 
und teilweise auch besserer Qualität herzustellen. 
Große Vorteile sind auch bei der Parasitologie z. B. 
für die Malariabekämpfung zu sehen. Diese Ent-
wicklungen sind zu fördern. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß hinsichtlich 
der Prüfung und Zulassung gentechnisch herge-
stellter Arzneimittel die entsprechenden Bestim-
mungen des Arzneimittelgesetzes (AMG) der Er-
gänzung bedürfen. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Regierungen von Bund und Ländern aufzu-
fordern, 

1. die Suche nach weiteren körpereigenen Wirk-
stoffen und Verfahren für ihre Produktion in 
gentechnisch veränderten Organismen durch 

Schwerpunktprogramme beim BMFT und bei 
der DFG verstärkt zu fördern. 

2. vorrangig solche Forschungsansätze zu fördern, 
die dazu beitragen, daß auch große Proteine wie 
der Gerinnungsfaktor VIII in Hefe- oder Bakte-
rienzellen anstelle in Säugerzellen als Ganzes 
oder in Teilstücken zur Expression gebracht 
werden können, um so die mögliche Kontamina-
tion mit Viren zu vermeiden. 

3. solange man auf die Produktion mancher The-
rapeutika, Impfstoffe und Diagnostika, die an 
Menschen verabreicht werden, in Säugerzellen 
angewiesen ist, diese Produkte nach dem neue-
sten Stand der Wissenschaft und Technik auf 
sie verunreinigende, für den Menschen schädli-
che Begleitsubstanzen, einschließlich Viren, un-
tersuchen zu lassen. 

4. parallel zur Arbeit an der Entdeckung von bis 
dahin unbekannten körpereigenen Substanzen 
die Grundlagenforschung zu fördern, die zur 
Aufklärung der Rolle dieser Stoffe im Organis-
mus und dabei insbesondere ihrer Wechselwir-
kung mit anderen Molekülen im Körper des 
Menschen beiträgt. 

5. sicherzustellen, daß körpereigene Wirkstoffe 
zur Behandlung bestimmter Leiden nur in Kli-
niken an sorgfältig ausgesuchte Patienten ver-
abreicht werden, solange ein unzureichendes 
Wissen über die physiologische Bedeutung der-
artiger Substanzen besteht. Die Auswahl der 
Patienten soll unter Beteiligung von Ärzten ver-
schiedener Disziplinen, zu denen stets ein klini-
scher Pharmakologe zu gehören hat, erfolgen. 

6. durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 
daß die bei der Forschung mit der Stoffgruppe 
der Neuropeptide auftretenden ethischen Pro-
bleme in Projekten der Technikfolgenabschät-
zung rechtzeitig aufgearbeitet werden. Versu-
che auf diesem Feld sollten nur unter Einschal-
tung einer Ethik-Kommission vorgenommen 
werden. 

7. bei der Förderung der Entwicklung von Impf-
stoffen vorrangig diejenigen Forschungsansätze 
zu fördern, die sich mit der Herstellung von Un-
tereinheits-Vakzinen gegen Infektionskrankhei-
ten beschäftigen, dies gilt gleichermaßen für die 
Impfstoffherstellung gegen Krankheiten, für die 
es bisher keinen Impfstoff gibt, wie für Impf-
stoffe, die bisherige Impfstoffe aufgrund gerin-
gerer Nebenwirkungen und stärkerer Effizienz 
ersetzen sollen. Die Arbeit an der Entwicklung 
von Impfstoffen gegen Tropenkrankheiten soll 
im Rahmen einer gesundheitspolitischen Stra-
tegie erfolgen, die die Bekämpfung struktureller 
ökologischer und infrastruktureller Faktoren, 
die für epidemisch auftretende Infektions-
krankheiten verantwortlich sind, einbeziehen. 

8. in ein Forschungsprogramm zur Entwicklung 
von gentechnischen Impfstoffen auch die Erfor-
schung der genetischen Stabilität pathogener 
Keime einzubeziehen, um eine Beschleunigung 
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von Resistenzbildungen durch neue Impfstoffe 
auszuschließen. 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

9. ein vom Bund finanziertes Forschungszentrum 
einzurichten, in dem klinisch-pharmakologische 
Fragestellungen vorrangig bearbeitet werden. 

10. überfällige Arzneimittelprüfrichtlinien laut § 26 
AMG schnellstmöglich zu erlassen und darin 
die Zulassungsvoraussetzungen für gentechno-
logisch hergestellte Wirkstoffe und Arzneimittel 
unter Berücksichtigung der Empfehlungen der 
EG bekanntzugeben. 

11. zu klären, ob die Herstellung von Stoffen wie 
Antikörper (für Sera) und von Antigenen (für 
Impfstoffe) den Bestimmungen des Arzneimit-
telgesetzes unterliegt. 

12. Vorschriften zu erstellen, die die Voraussetzun-
gen zur Durchführung klinischer Prüfungen 
(am Patienten) regeln. Die Bewertung der mög-
lichen Risiken bedarf in jedem Einzelfall einer 
multidisziplinären Beratung aufgrund sachli-
cher Kompetenz. Zu § 40 AMG sollte die Beteili-
gung eines Pharmazeuten gefordert werden. 

13. für die gesamte Zulassung gentechnologisch 
hergestellter Arzneimittel und monoklonaler 
Antikörper eine sorgfältige Dokumentation 
über die jeweiligen Erfahrungen zu erstellen 
und durch Berichte in zwei- und fünfjährigem 
Abstand bekanntzugeben und in den Richtli-
nien zu berücksichtigen. 

C 6. Humangenetik (Genomanalyse und 
Gentherapie) 

1. Genomanalyse 

Die gentechnische Methode der Genomanalyse 
kann als diagnostisches Verfahren zur Festellung 
genetisch bedingter Krankheiten, Anfälligkeiten 
oder bestimmter Eigenschaften genutzt werden. 
Mögliche Anwendungsbereiche sind die pränatale 
Diagnostik, das Neugeborenen-Screening, Pharma-
ko- und Ökogenetik, Genomanalyse bei Arbeitneh-
mern, Versicherungsnehmern sowie im Straf- und 
Zivilverfahren. Die Chancen und Risiken der Gen-
technologie ergeben sich für jeden Anwendungsbe-
reich spezifisch und sind entsprechend unterschied-
lich zu bewerten. 

1.1 Genetische Beratung und pränatale Diagnostik 

Durch die Einführung gentechnischer DNA-Analy-
sen werden Umfang und Genauigkeit pränataler 
Diagnosen erhöht und die Möglichkeiten der gene-
tischen Beratung erweitert. Dies ist nach Ansicht 
der Kommission im Interesse der betroffenen El-
tern zu begrüßen. Es ist aber dafür Sorge zu tragen, 

daß die DNA-Analyse in Verbindung mit einem 
möglichen Schwangerschaftsabbruch nicht dazu 
mißbraucht wird, Kinder nach erwünschten oder 
unerwünschten genetischen Eigenschaften auszu-
wählen. Ferner muß bei der pränatalen Datenerhe-
bung das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung des Kindes gewahrt bleiben. Die Entschei-
dungsfreiheit der Eltern für die Fortsetzung einer 
Schwangerschaft darf nicht beeinträchtigt werden. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Regierungen von Bund und Ländern sowie 
die Standesorganisation der Ärzte aufzufordern, 

1. durch geeignete Maßnahmen die Beratungspra-
xis den erweiterten Möglichkeiten der geneti-
schen Analyse anzupassen, die personelle und 
technische Kapazität sowie die Anzahl der Gene-
tischen Beratungs- und Diagnosestellen zu ver-
größern und die Qualifikation der Mitarbeiter in 
diesen Stellen — soweit erforderlich — zu ver-
bessern. Die heute geltenden Prinzipien der ge-
netischen Beratung sollen auch in Zukunft zur 
Anwendung kommen, insbesondere wenn die ge-
netische Analyse auf der DNA-Ebene in der prä-
natalen Diagnostik verstärkt genutzt wird. Im 
einzelnen wird empfohlen: 

— Zur Beratungspraxis: 

1.1 Die Inanspruchnahme von genetischer 
Beratung und pränataler Diagnostik muß 
für die Eltern freiwillig bleiben. 

1.2 Es ist grundsätzlich sicherzustellen, daß 
die erweiterten Möglichkeiten der präna-
talen Diagnostik keine „eugenisch" be-
stimmte Abtreibungspraxis etablieren. Ei-
nem möglichen gesellschaftlichen Zwang 
zur Abtreibung von Embryonen, die nach-
weislich Träger eines genetischen Defekts 
sind, ist rechtzeitig entgegenzuwirken. 

1.3 Der beratende Arzt hat die Aufgabe, im 
Gespräch mit den Eltern auf das Lebens-
recht des behinderten Kindes hinzuwei-
sen. Eine „direktive" Beratung darf in der 
Genetischen Beratungsstelle nicht statt-
finden. Der beratende Arzt darf auf den 
Ratsuchenden keinen Druck im Hinblick 
auf eine bestimmte Entscheidung, bei-
spielsweise für eine eventuelle Abtrei-
bung, ausüben. 

1.4 Eine „aktive" Beratung darf durch die Ge-
netische Beratungsstelle grundsätzlich 
nicht stattfinden. Der beratende Arzt soll 
nicht von sich aus potentielle Patienten 
aufsuchen. 

1.5 Die genetische Beratung sollte verpflich-
tende Voraussetzung für eine pränatale 
Diagnostik sein und einige Tage vor der 
Zellentnahme für die Durchführung einer 
pränatalen Diagnose erfolgen. Damit sol-
len den Eltern Informationen und Zeit ge-
geben werden, das Risiko der Zellent-
nahme für Embryo und Mutter und den 
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möglichen Entscheidungskonflikt nach 
der Erhebung der genetischen Daten zu 
überdenken. 

— Zur Beratungskapazität und Qualifikation: 
1.6 Die genetische Beratung und die Integra-

tion der Diagnoseergebnisse in die Bera-
tung hat durch einen Arzt zu erfolgen. Die 
Erstellung der genetischen Diagnose hat 
in humangenetischen Instituten zu erfol-
gen. 

1.7 Die Genetische Beratungsstelle sollte in 
engem Kontakt mit einem Klinikum ar-
beiten, um differential-diagnostische Auf-
gaben lösen zu können; denn oftmals kom-
men Ratsuchende mit nicht oder nicht nur 
genetisch bedingten Fehlbildungen oder 
Krankheiten in die genetische Beratungs-
stelle, da sie diese Leiden für erblich hal-
ten. Deshalb ist grundsätzlich bereits an 
die differential-diagnostischen Kennt-
nisse des ärztlichen Leiters der Geneti-
schen Beratungsstelle eine hohe Anforde-
rung zu stellen. 

1.8 Die genetische Beratungsstelle sollte — 
sofern sie nicht bereits interdisziplinär be-
setzt ist — in engem Kontakt mit einer 
Sozialfürsorgestelle arbeiten, um im Kon-
fliktfall den Ratsuchenden über die sozia-
len Folgen seiner möglichen Entscheidun-
gen beraten zu können. 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Standesorganisationen der Ärzte aufzufor-
dern, 

2. unter Beteiligung verschiedener ärztlicher Diszi-
plinen, Vertretern der Selbsthilfegruppen von 
Patienten mit Erbkrankheiten und Vertretern 
gesellschaftlicher Gruppen einen empfehlenden 
Katalog von Kriterien zu erarbeiten, der dem be-
ratenden Arzt als Entscheidungshilfe dient, wel-
che genetisch bedingten Eigenschaften diagno-
stiziert werden sollen. 

Um zu verhindern, daß beliebige genetische Da-
ten als verdeckte Motivation für einen Schwan-
gerschaftsabbruch nach der sozialen Indikation 
mißbraucht werden, empfiehlt die Kommission, 
daß seitens der Standesorganisationen der Ärzte 
festgelegt wird, daß vor Ablauf der 12. Schwan-
gerschaftswoche nur solche bei einer pränatalen 
Diagnose gewonnenen genetischen Daten an die 
Eltern weitergegeben werden, die eine schwere, 
nicht behandelbare Krankheit anzeigen. 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag sicherzustellen, 

3. daß die datenschutzrechtlichen Regelungen den 
bei der genetischen Beratung und pränatalen 
Diagnostik erhobenen genetischen Daten einen 
ausreichenden Schutz bieten. 

1.2 Neugeborenenscreening 

Die Kommission ist der Ansicht, daß ein Screening 
von Neugeborenen nach schweren, früh auftreten

-

den Erbkrankheiten, die behandelbar sind, eine 
wertvolle Erweiterung des Instrumentariums prä-
ventiver Gesundheitspolitik ist. Ein Screening nach 
unbehandelbaren Krankheiten soll nicht durchge-
führt werden. Die beim Neugeborenen-Screening 
anfallenden genetischen Daten sind vor Mißbrauch 
zu schützen. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Regierungen von Bund und Ländern aufzu-
fordern, 

1. in Zusammenarbeit mit den Standesorganisatio-
nen der Ärzte einen Katalog von früh diagnosti-
zierbaren und vorbeugend behandelbaren Erb-
krankheiten zu erstellen, nach denen das Neuge-
borenen-Screening durchgeführt werden soll. Da-
bei sollte auch geprüft werden, ob die in den sog. 
„Kinderrichtlinien" vorgesehenen Früherken-
nungsmaßnahmen den von der Kommission ent-
wickelten Grundsätzen für ein Neugeborenen

-

Screening genügen. 

Der Krankheitenkatalog für das Neugeborenen

-

Screening ist von Zeit zu Zeit an die fortschrei-
tenden medizinischen und technischen Erkennt-
nisse anzupassen. Das Screening nach den im 
Katalog aufgeführten Krankheiten sollte durch 
die Krankenkassen oder besondere Programme 
der Bundesländer finanziert werden. 

Durch geeignete Maßnahmen soll die Aufklärung 
und Entscheidungsfreiheit der Eltern zum Neu-
geborenen-Screening sichergestellt werden. 

Dem Deutschen Bundestag wird empfohlen sicher-
zustellen, 

2. daß die datenschutzrechtlichen Regelungen den 
beim Neugeborenen-Screening erhobenen Daten 
einen ausreichenden Schutz bieten. 

1.3 Ökogenetik und Pharmakogenetik 

Die Kommission ist der Ansicht, daß die Genom-
analyse im Rahmen der Pharmakogenetik, die der 
Auswahl eines für den einzelnen Patienten geeigne-
ten Medikaments dient, eine Bereicherung der Hu-
manmedizin darstellt. Gleichfalls bietet die Ökoge-
netik Chancen bei der Prävention von genetisch be-
dingten unzuträglichen Reaktionen auf Umweltfak-
toren. Derartige Untersuchungen dürfen jedoch 
nicht zur Stigmatisierung von Trägern eines be-
stimmten genetischen Merkmals führen. 

Empfehlungen 

Durch die Pharmakogenetik wird der Medizin ein 
zusätzliches Rüstzeug zur Vermeidung von Thera-
piezwischenfällen, z. B. durch Vorhersage uner-
wünschter Nebenwirkungen, gegeben. Aus diesem 
Grunde empfiehlt die Kommission dem Deutschen 
Bundestag, die Regierungen von Bund und Ländern 
aufzufordern, die Grundlagenforschung zur Phar-
makogenetik in klinischen und molekularbiologi-
schen Laboratorien zu fördern und zu koordinieren. 
Es wird für notwendig gehalten, in den zuständigen 
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Ministerien und forschungsfördernden Institutio-
nen, wie z. B. der Deutschen Forschungsgemein-
schaft, entsprechende Forschungsprogramme ein-
zurichten und gegebenenfalls zu intensivieren so-
wie entsprechend zu fördern. Die besondere Be-
rücksichtigung der Genetik von Rezeptoren für Me-
dikamente und von Enzymsystemen, die dem Ab-
bau von Medikamenten dienen, scheint hierbei er-
forderlich. 

Es wird darüber hinaus vorgeschlagen, eine Kom-
mission zur Prüfung der Kosten-Nutzen-Relation 
pharmakogenetischer Tests zu beauftragen, um zu-
gleich die Möglichkeit zu prüfen, diese präventive 
Maßnahme bei besonderen Therapiekonzepten in 
den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenver-
sicherung übernehmen zu können. 

Bei der Genomanalyse im Bereich der Ökogenetik 
ist eine Forschungsförderung ebenfalls angezeigt, 
insbesondere bei bestimmten bisher unerklärlichen 
Phänomenen in der Medizin. Es wäre beispiels-
weise möglich, daß dem „plötzlichen Kindstod" in 
den ersten Wochen nach der Geburt, dem mögli-
cherweise eine bestimmte genetische Konstellation 
zugrunde liegt, bei entsprechendem Wissen präven-
tiv begegnet werden könnte. 

Im Zusammenwirken mit den Standesorganisatio-
nen der Ärzte und den Krankenversicherungen ist 
darüber hinaus zu prüfen, ob und für welche spe-
ziellen Bereiche (z. B. bei Reisen in andere Erdteile) 
freiwillige Tests zur Prävention gegenüber gene-
tisch bedingten Atopien, z. B. Allergien, durchführ-
bar sind. 

1.4 Genomanalyse an Arbeitnehmern 

Die Kommission lehnt die generelle Anwendung 
der genetischen Analyse in Reihenuntersuchungen 
an Arbeitnehmern grundsätzlich ab. Die Kommis-
sion befürwortet genetische Analysen an Arbeit-
nehmern nur im Rahmen arbeitsmedizinischer Vor-
sorge und nur dann, wenn die erkennbaren Gefah-
ren ihres Mißbrauchs und drohende Fehlentwick-
lungen im System des Arbeitsschutzes und der So-
zialversicherung durch rechtsverbindliche Vor-
schriften sicher abgewehrt werden können. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, 

1. die Begrenzung des Fragerechts des Arbeitge-
bers in das Bürgerliche Gesetzbuch (§§ 611 ff. 
BGB) einzufügen. 

2. alle Testverfahren auszuschließen, die das Per-
sönlichkeitsrecht des Arbeitnehmers verletzen. 
Das gilt für alle Verfahren, die ein umfassendes 
Persönlichkeits- oder Gesundheitsprofil erhe-
ben. 

3. genanalytische und sonstige Untersuchungen 
auszuschließen, die Krankheitsanlagen und zu-
künftige Krankheiten des Arbeitnehmers dia-
gnostizieren. Das gilt auch, wenn die zukünftige 
Krankheit die Einsetzbarkeit am vorgesehenen 
Arbeitsplatz beeinträchtigen könnte. Gegen

-

stand zulässiger Eignungsuntersuchungen darf 
nur die gegenwärtige gesundheitliche Eignung 
des Arbeitnehmers sein (vgl. dazu unten). 

4. Verletzungen der Fragerechtsgrenzen des Ar-
beitgebers strafrechtlich zu ahnden. 

5. gesetzlich festzulegen, daß Testverfahren, die 
die besondere genetisch bedingte Anfälligkeit 
eines Arbeitnehmers gegenüber Arbeitsstoffen 
diagnostizieren sollen, nur angewandt werden 
dürfen, sofern sie durch Rechtsvorschriften aus-
drücklich zugelassen sind. 

6. die Mitbestimmung bei der Erfassung und der 
Festlegung allgemeiner Kriterien für gendia-
gnostische Analysen im Rahmen medizinischer 
Eignungsuntersuchungen im Betriebsverfas-
sungsgesetz (§ 94) und im Personalvertretungs-
gesetz (§ 75 Abs. 3 Ziff. 8 und 9, § 76 Abs. 2 Ziff. 2 
und 3) zu verankern. 

7. durch geeignete Maßnahmen die Anwendung 
genetischer Analysen in der betriebsärztlichen 
Praxis auf die Fälle zu beschränken, in denen 
solche Analysen durch rechtliche Vorschriften 
geregelt sind. 

Dadurch soll gewährleistet werden, 

a) daß nur wissenschaftlich abgesicherte Tests 
angewandt werden; 

b) daß bei der Entscheidung, welche Konse-
quenzen aus Testergebnissen zu ziehen sind, 
das Interesse an der Prävention von Berufs-
krankheiten mit dem Selbstbestimmungs-
recht des Arbeitnehmers abgewogen wird. 
Diese Entscheidung ist nicht nur eine ärztli-
che, sie ist zugleich eine der öffentlichen Ge-
sundheitspolitik. 

8. die Berufsgenossenschaften aufzufordern, die 
verbindliche Regelung der Testanwendung und 
der Konsequenzen, die aus diesen Tests gezo-
gen werden dürfen, in der Unfallverhütungsvor-
schrift der Berufsgenossenschaften „Arbeitsme-
dizinische Vorsorge" (VBG 100) festzulegen. 

Dabei ist sicherzustellen, daß 

a) der betroffene Arbeitnehmer vor Beginn der 
Erstuntersuchung oder Nachsorgeuntersu-
chung über eine vorgesehene genetische 
Analyse informiert wird; 

b) der betroffene Arbeitnehmer darüber aufge-
klärt wird, welche Bedeutung das jeweilige 
Ergebnis der Analyse für ihn haben kann; 

c) der Inhalt des Gesprächs und die Einwilli-
gung des Arbeitnehmers zur Durchführung 
einer genetischen Analyse schriftlich fixiert 
und vorn betroffenen Arbeitnehmer und dem 
aufklärenden Arzt unterzeichnet wird. 
Die Einwilligung zur genetischen Analyse ist 
unwirksam, wenn der betroffene Arbeitneh-
mer nicht vorher über die Umstände aufge-
klärt worden ist, denen er erkennbar eine 
Bedeutung für die Einwilligung beimißt. 

9. die Voraussetzungen, unter denen genetische 
Tests in Arbeitsschutzvorschriften aufgenom- 
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men werden können, durch verbindliche Richtli-
nien zu präzisieren. Diese Richtlinien müssen 
den Berufsgenossenschaften Rahmenbedingun-
gen und Grenzen für die Einführung geneti-
scher Tests vorgeben. 

10. entsprechend die Reichsversicherungsordnung 
§ 708 Abs. 1 Ziff. 3 zu ergänzen. 

11. durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 
daß bei jeder Einführung von genetischen Tests 
folgende Bedingungen einzuhalten sind: 

a) Förmliches Zulassungsverfahren 
Es dürfen nur wissenschaftlich einwandfreie 
Tests verwendet werden. Dazu ist — neben 
der Zuverlässigkeit der Erfassung der gete-
steten Merkmale — vor allem wesentlich, 
daß der Voraussagewert des Merkmals be-
stimmt ist, also bekannt ist, welches Risiko 
für den einzelnen Merkmalsträger besteht, 
eine bestimmte Berufskrankheit zu bekom-
men. Im Falle genetischer Tests sollte die 
Gültigkeit der Testverfahren unter Beteili-
gung geeigneter Sachverständiger, z. B. im 
Rahmen öffentlicher Anhörungen, durch das 
Bundesgesundheitsamt festgestellt werden. 

b) Bekräftigung des Vorrangs des objektiven 
Arbeitsschutzes 
Die Erfassung individuell besonders anfälli-
ger Arbeitnehmer und gegebenenfalls ihr 
Ausschluß vom Arbeitsplatz sind nur dann 
zulässig, wenn eine Verbesserung der objek-
tiven Arbeitsbedingungen, die auch für den 
betroffenen Arbeitnehmer ausreichend wäre, 
unmöglich ist. 

c) Präventivmedizinische Relevanz 
Im Rahmen genetischer Tests, die durch 
Rechtsvorschrift zugelassen sind, dürfen 
keine Daten über Arbeitnehmer erzeugt wer-
den, die über die präventivmedizinische Ziel-
setzung der Tests hinausgehen. Die mögli-
chen Konsequenzen aus den Testverfahren 
müssen daher in den Vorschriften selbst fest-
gelegt sein. 

d) Beschäftigungsbeschränkungen 
Das individuelle Risiko, eine „arbeitsbeding-
te" Erkrankung zu bekommen, rechtfertigt 
im allgemeinen nicht den Ausschluß von be-
stimmten Beschäftigungsmöglichkeiten. Das 
Risiko für den einzelnen muß dazu schon er-
heblich sein, was Eintrittswahrscheinlichkeit 
und Schwere des drohenden Schadens und 
Gefährdung Dritter betrifft. Im Falle von Be-
schäftigungsverboten soll das Diskriminie-
rungsverbot des Artikels 3 GG beachtet wer-
den. 

e) Transparenz der Testpraxis in den Betrie-
ben; Mitwirkung des Betriebsrates bzw. Per-
sonalrates 
Das Ausmaß der Nutzung rechtlich zulässi-
ger genetischer Tests und ihre Auswirkungen 
auf die betriebliche Praxis müssen überprüf-
bar und nachvollziehbar sein. Daher sollen 
alle Anwendungen solcher Tests bei den Be-
rufsgenossenschaften registriert werden. Die 

Arbeitsbereiche, für die wegen besonderer 
Gefahren für bestimmte Risikopersonen die 
Anwendung der Tests vorgesehen ist, sind im 
Einvernehmen mit dem Betriebsrat bzw. dem 
Personalrat festzulegen. (§ 87 Abs. 1 Ziff. 7 
BetrVG und § 75 Abs. 3 Ziff. 11 des Personal-
vertretungsgesetzes). 
Werden im Rahmen rechtlich zugelassener 
Testverfahren aufgrund einer genetisch be-
dingten Arbeitsstoffanfälligkeit gesundheitli-
che Bedenken gegen die Beschäftigung eines 
Arbeitnehmers geltend gemacht, die nicht zu 
beheben sind (Beschäftigungsverbot nach 
§ 10 Abs. 3 VBG 100), so ist die Berufsgenos-
senschaft davon zu unterrichten (entspre-
chend § 10 Abs. 5 VBG 100). 
Der Technische Aufsichtsdienst (TAD) bei 
den Berufsgenossenschaften soll in solchen 
Fällen überprüfen, ob die Gefährdung des Ar-
beitnehmers tatsächlich nicht durch andere 
(technische oder organisatorische) Maßnah-
men abzuwenden ist. 

12. in die vorgesehene gesetzliche Regelung der 
Datenerhebung und -verwendung in wichtigen 
Sozialbereichen folgendes mit aufzunehmen: 

a) Die Voraussetzungen für eine wirksame Ent-
bindung von der Schweigepflicht des Arztes 
zu präzisieren. Nicht nur pauschale Entbin-
dungen von der Schweigepflicht, wie sie etwa 
bei Abschluß des Arbeitsvertrages für künf-
tige Untersuchungen erklärt werden, sind 
unwirksam, sondern auch vor einer Untersu-
chung erteilte Entbindungen sind von zwei-
felhaftem Wert. Der Arbeitnehmer muß die 
Möglichkeit haben, zunächst den Befund und 
das Ergebnis der Untersuchung zur Kennt-
nis zu nehmen, bevor er über die Weitergabe 
der Information entscheiden kann. 
Die Entbindungen der Schweigepflicht ha-
ben durch Einzelerklärung zu erfolgen. Diese 
Erklärung soll erst erfolgen, wenn das Unter-
suchungsergebnis feststeht. 

b) Genetische Daten, wie medizinische Daten 
allgemein, dürfen nicht in Personalinforma-
tionssysteme aufgenommen und nicht in an-
deren Dateien des Arbeitgebers elektronisch 
gespeichert und verarbeitet werden. 
Elektronische Speicherung muß ausgeschlos-
sen werden, um der Gefahr einer Zweckent-
fremdung solcher Daten und ihrer Verbin-
dung mit anderen Datenbeständen vorzubeu-
gen. 
Auch im betriebsärztlichen Bereich muß die 
elektronische Speicherung individualisierter 
genetischer Daten ausgeschlossen werden. 

13. durch geeignete Maßnahmen dafür Sorge zu 
tragen, daß medizinische Forschung an Arbeit-
nehmern im Betrieb und in der Verwaltung 
durch eine gesetzlich vorgeschriebene zentrale 
„Ethik-Kommission" registriert und begutachtet 
wird. Diese „Ethik-Kommission" ist bei der Zen-
tralstelle für Unfallverhütung und Arbeitsmedi-
zin (ZeFU) anzusiedeln. Neben Medizinern sind 
auch Arbeitgeber und Gewerkschaftsvertreter 
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sowie Naturwissenschaftler an dieser Kommis-
sion zu beteiligen. 

14. die Träger der gesetzlichen Sozialversicherung 
zu verpflichten und sicherzustellen, daß gene-
tisch bedingte Anfälligkeiten gegenüber Ar-
beitsstoffen nicht nachträglich im Schadensfall 
gegen den Arbeitnehmer geltend gemacht wer-
den dürfen. 

15. gesetzlich zu regeln, daß 

a) Ärzte bzw. medizinische Institutionen, die ge-
netische Analysen durchführen, welche nicht 
durch rechtliche Regelungen vorgeschrieben 
sind, keine Auskünfte über den Befund an 
Dritte (einschließlich Betriebsärzte) weiter-
geben dürfen; 

b) vom Arbeitgeber keine Atteste über beste-
hende oder nicht bestehende genetische Dis-
positionen gefordert oder entgegengenom-
men werden dürfen. 

1.5 Genomanalyse für Versicherungen 

Die Kommission ist der Ansicht, daß genetische 
Analysen, die zukünftige Gesundheitszustände ei-
nes Versicherungsnehmers feststellen, nicht Gegen-
stand der Risikodifferenzierung durch die Versiche-
rung und nicht Voraussetzung für einen Versiche-
rungsvertrag sein sollen. Sind die Resultate solcher 
Analysen dem Versicherungsnehmer selbst be-
kannt, so soll er sie nur offenbaren müssen, wenn 
sie Informationen darüber enthalten, daß bei ihm 
demnächst eine Krankheit ausbrechen oder vorbeu-
gende Maßnahmen erforderlich sein werden. Unsi-
chere oder die fernere Zukunft betreffende Progno-
sen braucht der Versicherungsnehmer nicht anzu-
geben. 

Empfehlung 

Die Enquete-Kommission empfiehlt dem Deutschen 
Bundestag, die Bundesregierung aufzufordern, dar-
auf hinzuwirken, daß die von der Versicherungs-
wirtschaft gegenwärtig geübte Zurückhaltung bei 
der Anwendung genetischer Analysen auch in Zu-
kunft eingehalten wird. Zum Schutz der Antragstel-
ler vor einer die guten Sitten verletzenden geneti-
schen Ausforschung soll sie im Wege der Versiche-
rungsaufsicht geschäftsplanmäßige Erklärungen 
der Versicherungsunternehmen herbeiführen, die 
den von der Enquete-Kommission entwickelten 
Grundsätzen Rechnung tragen. 

Läßt sich auf diesem Wege eine Begrenzung der 
Anwendung genetischer Analysen nicht erreichen, 
so ist eine Änderung des Versicherungsvertragsge-
setzes in Betracht zu ziehen. 

1.6 Genomanalyse im Strafverfahren 

Die Kommission hält die Anwendung von geneti

-

schen Analysen zur Feststellung von verfahrensre

-

levanten Tatsachen, z. B. die Herkunft von Tatspu

-

ren, die ansonsten persönlichkeitsneutral sind und 
keine weitere Ausforschung der genetischen Anla-
gen des Betroffenen ermöglichen, für unbedenklich. 
Dagegen sollen Testverfahren, bei denen auch Be-
funde über verborgene Krankheiten oder genetisch 
bedingte Persönlichkeitsmerkmale anfallen, nicht 
durchgeführt werden. 

Empfehlungen 

1. Die Enquete-Kommission empfiehlt dem Deut-
schen Bundestag, bei den anstehenden Novellie-
rungen des Strafverfahrensrechts und bei den 
Diskussionen über die Entwicklung und Verein-
heitlichung des Polizeirechts des Bundes und der 
Länder die besondere Problematik der Erhe-
bung, Verwertung und Speicherung genetischer 
Analysen bei der Strafverfolgung und der polizei-
lichen Prävention aufzugreifen und Regelungen 
zu entwickeln bzw. auf sie hinzuwirken, die den 
hier vorgetragenen Bedenken Rechnung tragen. 

2. Sie empfiehlt ferner, daß sich die Konferenz der 
Datenschutzbeauftragten des Bundes und der 
Länder dieser Problematik annimmt und zu ihr 
Stellung nimmt. 

2. Gentechnische Eingriffe in das Erbgut 
menschlicher Zellen 

2.1 Somatische Gentherapie 

Der Gentransfer in menschliche somatische Zellen 
wird von der Kommission als eine grundsätzlich 
vertretbare Therapieform angesehen. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, für die Ent-
wicklung und Anwendung der somatischen Genthe-
rapie die im folgenden vorgeschlagenen Verfahren 
zu verwirklichen: 

1. Voraussetzung für die Zulässigkeit des Gentrans-
fers in somatische Zellen ist die Genehmigung 
durch das Bundesgesundheitsamt nach Begut-
achtung durch die Zentrale Kommission für Bio-
logische Sicherheit (ZKBS). Diese hat zu prüfen, 
ob die wissenschaftlichen Voraussetzungen für 
einen Gentransfer so weit geklärt sind, daß ein 
Therapieversuch verantwortet werden kann. Ins-
besondere gehört dazu die Klärung, ob in Tier-
versuchen und in Zellkultur gezeigt ist, daß 

— die Vektorsysteme sicher sind und den Orga-
nismus nicht schädigen, 

— das neue Gen stabil in die gewünschte Ziel-
zelle eingebaut wird, 

— das neue Gen dort korrekt exprimiert wird, 

— das neue Gen und sein Produkt weder die 
Zelle noch den Organismus schädigen, 
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— das neue Gen nicht in unbehandelte, insbe-
sondere Keimbahnzellen eintritt. 

2. Für den Therapieversuch am Menschen sind die 
anerkannten Regeln für Therapieversuche 
(§§ 40-42 Arzneimittelgesetz) zu befolgen. Insbe-
sondere muß 

— ein Forschungs- und Therapieplan vorgelegt 
werden, der eine patientenbezogene Risiko-
Nutzen-Abwägung sowie das Aufzeigen von 
möglichen alternativen Behandlungsmetho-
den beinhalten muß, 

— eine klare medizinische Indikationsstellung 
nachgewiesen werden, 

— eine Angabe zum Auswahlverfahren der in

-

frage kommenden Patienten gemacht wer-
den, 

— die Zustimmung nach Aufklärung von seiten 
des Patienten bzw. seiner gesetzlichen Vertre-
ter vorliegen, 

— der Schutz der Vertraulichkeit bei der Durch-
führung des Therapieversuches garantiert 
werden. 

3. Die unter 2. genannten Punkte sollen durch eine 
von der Bundesärztekammer ermächtigte Ethik

-

Kommission überprüft werden, die dem Thera-
pieversuch ihre Zustimmung geben muß. Diese 
Kommission arbeitet in der Anfangsphase der 
klinischen Einführung bundesweit und koordi-
niert ihre Begutachtungstätigkeit mit der ZKBS. 

4. Die von dem Therapieversuch unmittelbar Be-
troffenen (Patient, Angehörige) müssen von ei-
nem weiteren Arzt beraten werden, welcher 
nicht in den Forschungsprozeß und Therapiever-
such involviert ist. 

2.2 Gentechnische Eingriffe in die Keimbahn des 
Menschen 

Die Kommission ist der Ansicht, daß gentechnische 
Eingriffe in die menschliche Keimbahn, auch als 
Therapieversuche, abzulehnen sind. Insbesondere 
ist einem Mißbrauch genetischer Techniken zu 
Zwecken der Menschenzüchtung schon im Vorfeld 
entgegenzuwirken. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, 

1. gentechnische Eingriffe in menschliche Keim-
bahnzellen strafrechtlich zu verbieten, sofern 
diese Keimbahnzellen sich anschließend zu voll-
ständigen Individuen weiterentwickeln können. 
Dieses strafrechtliche Verbot soll auch für den 
Gentransfer in embryonale Karzinomzellen (EK

-

Zellen) oder Teratomzellen gelten, sofern diese in 
eine für eine Entwicklung vorgesehene Blastozy-
ste übertragen werden. Auch sollen Eingriffe in 
menschliche Embryonen strafrechtlich verboten 
werden, wenn diese Eingriffe die Keimzellen er-
fassen. Ebenso empfiehlt die Kommission ein 
strafrechtliches Verbot der Erzeugung identi-
scher Mehrlinge (Klonen) beim Menschen sowie 
die Chimärenbildung von menschlichen und tie-
rischen Embryonen, wie dies auch der Entwurf 
eines Embryonenschutzgesetzes des BMJ vor-
sieht. 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Regierungen von Bund und Ländern aufzu-
fordern, 

2. durch geeignete Maßnahmen dafür Sorge zu tra-
gen, daß Gentransfer in totipotente Keimbahn-
zellen, deren Weiterentwicklung zu vollständigen 
Individuen nicht vorgesehen ist, durch verbindli-
che Richtlinien für die Forschung ausgeschlos-
sen wird. 

Zu Abschnitt D: Querschnittsthemen 

D 1. Sicherheitsaspekte beim Umgang mit 
Mikroorganismen und Zellen vielzelliger 
Lebewesen bei gentechnischen Arbeiten im 
Labor 

Die Anwendung der Gentechnologie hat in vielen 
Bereichen die Verwendung biologischen Materials 
sicherer gemacht, z. B. die Verwendung pathogener 
Viren in der Impfstoffproduktion. 

Die bestehenden „Richtlinien zum Schutz vor Ge-
fahren durch in-vitro neukombinierte Nukleinsäu-
ren" beinhalten hauptsächlich sicherheitstechni-
sche Regelungen für das gentechnologische Arbei-
ten im Labor, — auch wenn in der letzten (5.) Fas-
sung der Richtlinien zusätzliche Sicherheitsvor-
schriften für den Produktionsbereich aufgenommen 
wurden. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß die bestehen-
den Sicherheitsrichtlinien einer Überprüfung und 
gegebenenfalls einer näheren Ausführung bzw. Er-
gänzung bedürfen insbesondere für gentechnologi-
sche Arbeiten mit 

— Zellen (Zellkulturen) von vielzelligen Organis-
men 

— Retroviren 

— Onkogenen 
— Zellfusionen und Hybridzellen. 

Auch sollte eine Regelung getroffen werden, daß 
alle Aufarbeitungsschritte von gentechnologisch be-
handelten Zellen und deren Entsorgung unter den 
gleichen Laborsicherheitsmaßnahmen durchge-
führt werden sollen, wie diese für das eigentliche 
gentechnologische Experiment erforderlich sind. 
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Für ein sicheres Arbeiten mit pathogenen oder gen-
technisch veränderten Viren, Mikroorganismen und 
Zellen ist eine nachweisbare Ausbildung und Quali-
fikation der im Labor Beschäftigten eine Grundvor-
aussetzung, ohne die selbst noch so perfekte physi-
kalische und biologische Sicherheitsvorschriften 
nahezu wertlos wären. Dabei ist es nicht ausrei-
chend, Qualifikationsanforderungen lediglich auf 
das Laborpersonal oder gar nur auf das akademi-
sche Personal zu beschränken. Vielmehr müssen 
diese Anforderungen — entsprechend abgestuft — 
sowohl für den Leiter einer Einrichtung der Genfor-
schung bzw. einer entsprechenden Produktions-
stätte gelten als auch für das nicht fachgebundene 
aber in diesem Bereich tätige Personal, wie z. B. 
Reinigungskräfte, Handwerker usw. 

Die anschließend hier aufgeführten Empfehlungen 
zur Laborsicherheit stehen in engem Zusammen-
hang mit einigen Empfehlungen zur „Arbeitssicher-
heit bei biotechnologischen Produktionsverfahren" 
im folgenden Kapitel (Abschnitt D 2.). 

Empfehlungen 

1. Zum Umgang mit Mikroorganismen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

1.1 die ZKBS mit der Prüfung zu beauftragen, ob 
für die Klonierung von Onkogenen und ver-
gleicharen Genen, die das Wachstum und die 
Entwicklung einer Zelle steuern, eine erhöhte 
Sicherheitseinstufung vorgenommen werden 
muß. 

1.2 an der Regelung in den Sicherheits-Richtlinien 
festzuhalten, daß die Einführung fremder Gene 
in neuisolierte Mikroorganismen nur dann er-
folgen darf, wenn diese Mikroorganismen als 
biologische Sicherheitsmaßnahmen zugelassen 
sind (vgl. Ziffer 12. (2) der Sicherheits-Richtli-
nien). 

1.3 bei einer öffentlichen Einrichtung, z. B. beim 
Bundesgesundheitsamt oder Paul-Ehrlich-Insti-
tut, eine Stelle einzurichten, die Pathogenitäts-
tests für Mikroorganismen entwickelt und sol-
che Tests auf Anfrage durchführt. 

1.4 dafür Sorge zu tragen, daß die Liste der klassifi-
zierten Mikroorganismen regelmäßig fortge-
schrieben und publiziert wird. 

2. Zum Umgang mit Zellkulturen von vielzelligen 
Lebewesen, insbesondere Säugerzell-Kulturen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

2.1 sicherzustellen, daß der Umgang mit Zellkultu-
ren insbesondere bei gentechnischen Arbeiten 
an den Nachweis einer adäquaten Vorbildung 
der damit Arbeitenden geknüpft wird, und der 
Umgang mit Säugerzellkulturen Bestandteil der 
Ausbildung in der Mikrobiologie wird. 

2.2 die ZKBS mit der Prüfung zu beauftragen, unter 
welchen Laborsicherheitsmaßnahmen Arbeiten 
mit Zellfusionen und Hybridzellen, z. B. auch 
zur Herstellung monoklonaler Antikörper, 
durchgeführt werden dürfen. Dabei ist insbe-
sondere zu prüfen, ob die beim Umgang mit 
Zellkulturen üblichen Sicherheitsvorkehrungen 
(s. Ziffer 10.(2) b) der Sicherheits-Richtlinien) 
immer ausreichend sind. Die Kommission geht 
davon aus, daß schon aus technischen Gründen 
der Umgang mit Zellkulturen einem L2 analo-
gen Sicherheitsstandard zu genügen hat. 

3. Allgemeine Empfehlung zur Durchführung 
gentechnologischer Experimente 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

3.1 in den Sicherheitsrichtlinien die Definition des 
gentechnischen Experiments (s. Ziffer 3.(2) der 
Sicherheits-Richtlinien) dahingehend zu erwei-
tern, daß auch alle Aufarbeitungsschritte von 
Zellen und deren Nährlösungen sowie die an-
schließende Entsorgung der Rückstände als Teil 
des Experiments gelten und deshalb unter den 
für das Experiment vorgeschriebenen Sicher-
heitsmaßnahmen durchzuführen sind. 

3.2 in den Sicherheits-Richtlinien festzulegen, daß 
beim Umgang mit amphotropen Retroviren und 
bei Experimenten, die eine Erweiterung der 
Wirtsspezifität von Retroviren auf den Men-
schen zum Ziele haben, mit der Laborsicher-
heitsmaßnahme L3 gearbeitet werden muß. 

3.3 in den Sicherheits-Richtlinien zu regeln, daß 
sämtliche gentechnologische Experimente vom 
Beauftragten für die Biologische Sicherheit 
(BBS) oder vom Ausschuß für die Biologische 
Sicherheit (ABS) zu registrieren sind. Die regi-
strierten Daten sind auf Anfrage der ZKBS zur 
Verfügung zu stellen. 

3.4 sicherzustellen, daß die Stellung des Beauftrag-
ten für die Biologische Sicherheit (BBS) bzw. 
Ausschusses für die Biologische Sicherheit 
(ABS) analog der Stellung des Beauftragten für 
die Arbeitssicherheit ausgestaltet wird. 

3.5 die Qualifikationsanforderungen an die Be-
schäftigten — einschließlich der nichtfachge-
bundenen — analog der Empfehlung Nr. 4.1 im 
Abschnitt D 2. (Arbeitssicherheit bei biotechno-
logischen Produktionsverfahren) festgeschrie-
ben werden. 

3.6 sicherzustellen, daß die Gesundheitsüberwa-
chung der mit Zellkulturen arbeitenden Perso-
nen der für Gen-Laboratorien vorgeschriebenen 
Gesundheitsüberwachung gleichgestellt wird. 
Jedoch ist zu prüfen, inwieweit im Rahmen der 
jährlichen Nachuntersuchungen serologische 
Tests auf Antikörper gegen Bestandteile der 
Zellkulturen und Viren, mit denen gearbeitet 
wurde, durchzuführen sind. Im übrigen gelten 
auch hier analog die Empfehlungen in Ab-
schnitt D 2. 
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3.7 langfristige epidemiologische, mikrobiologische 
und serologische Forschungsprojekte zu för-
dern, die sich auf Gen-Laboratorien und die dort 
Beschäftigten beziehen. 

3.8 die Berufsgenossenschaften aufzufordern, aus 
Gründen der Zuständigkeit, die in den Sicher-
heits-Richtlinien im Abschnitt I. „Gesundheits-
überwachung" angeführten Maßnahmen der 
Kap. 26 bis 30 sinngemäß in der UVV „Arbeits-
medizinische Vorsorge" VBG 100 festzuschrei-
ben und spezifische Regelungen für den vorbeu-
genden Gesundheitsschutz zu konkretisieren. 

D 2. Arbeitssicherheit bei biotechnologischen 
Produktionsverfahren mit gentechnisch 
veränderten Organismen und Viren 

Die Gentechnologie besitzt ein großes Innovations-
potential für neue Produktionsverfahren im phar-
mazeutischen, chemischen und Nahrungsmittelbe-
reich. Biotechnologische Produktionsverfahren mit 
gentechnisch veränderten Organismen und Viren 
bringen neue Aspekte der Sicherheit mit sich, die 
einer rechtzeitigen Analyse und Bewertung bedür-
fen. Durch geeignete Maßnahmen muß eine Gefähr-
dung der Menschen durch gentechnische Verfahren 
und Produkte innerhalb und außerhalb von Produk-
tionsstätten verhindert werden. 

Die jahrezehntelangen Erfahrungen im Umgang 
mit hoch-pathogenen Mikroorganismen und Viren 
— sowohl im Labor als auch in der Produktion bei 
der Impfstoffherstellung — zeigen, daß Sicherheits-
techniken für den Umgang mit diesen Mikroorga-
nismen und Viren zur Verfügung stehen. Die Erfah-
rungen und Standards lassen sich im wesentlichen 
auch auf den Umgang mit gefährlichen oder poten-
tiell gefährlichen gentechnisch veränderten Orga-
nismen übertragen und fortschreiben. Im übrigen 
muß auch für die Produktion an einer Kombination 
von biologischen und physikalischen Sicherheits-
maßnahmen festgehalten werden. 

Für ein sicheres Arbeiten in der Produktion ist eine 
qualifizierte Ausbildung aller im Bereich der gen-
technologischen Produktion Beschäftigten eine we-
sentliche Voraussetzung. 

Empfehlungen 

1. Zum Verbindlichkeitsbereich der Sicherheits

-

Richtlinien 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, 

1.1 zum Schutz von Mensch, Tier und Umwelt Si-
cherheits-Richtlinien für Einrichtungen der 
Genforschung und entsprechende Produktions-
stätten allgemein rechtsverbindlich zu machen. 
Diese Richtlinien sind wie bisher dem Stand 
von Wissenschaft und Technik anzupassen. 

1.2 die Berufsgenossenschaften aufzufordern, die 
bereits bestehenden Regelungen für den Pro

-

duktionsbereich in der zur Zeit erarbeiteten Un-
fallverhütungsvorschrift (UVV) „Biotechnologie" 
zu spezifizieren. 

1.3 die Regierungen der Länder aufzufordern, 
durch einen entsprechenden Beschluß die UVV 
„Biotechnologie" ebenfalls für den Hochschulbe-
reich und andere öffentliche Institutionen für 
rechtsverbindlich zu erklären. 

1.4 die Gemeindeunfallversicherungen (GUV bzw. 
BAGUV) aufzufordern, sich der Regelung der 
Berufsgenossenschaften anzuschließen. 

2. Zur biologischen Sicherheit 
Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, die „Vorläu-
figen Empfehlungen für den Umgang mit pathoge-
nen Mikroorganismen und für die Klassifikation 
von Mikroorganismen und Krankheitserregern 
nach den im Umgang mit ihnen auftretenden Ge-
fahren" (s. Anhang 3.) 

2.1 nach einem zu regelnden Verfahren entspre-
chend dem wissenschaftlichen Erkenntnisstand 
fortzuschreiben. Derzeit kann nicht davon aus-
gegangen werden, daß diese Liste vollständig 
ist, so daß z. B. neuentdeckte Mikroorganismen 
in dieser Liste nicht verzeichnet sein können 
und daher ihr Risikopotential zunächst unbe-
kannt ist. 

2.2 im Zusammenhang mit der vorgeschlagenen Er-
gänzung des Bundesseuchengesetzes durch 
Rechtsverordnung als allgemeinverbindlich zu 
erklären. (Vgl. Empfehlungen zur gesetzlichen 
Verankerung der Sicherheitsrichtlinien in Ab-
schnitt E 2.). 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, die Klassifi-
zierung in der Produktion einzusetzender Organis-
men und Viren 

2.3 hinsichtlich ihres Interaktionsvermögens mit 
anderen Organismen nach human-, tier- und 
pflanzenpathogenen sowie -toxikologischen als 
auch umweltrelevanten Kriterien vorzunehmen. 
Dazu sind die vorhandenen Testverfahren wei-
ter zu entwickeln und vorzugeben. Diese Vor-
schrift soll auch gelten für gentechnisch modifi-
zierte Organismen. 

2.4 entsprechend ihrem individuellen Risikopoten-
tial auf internationaler Ebene, zumindest jedoch 
auf EG-Ebene, zu harmonisieren bzw. zu verein-
heitlichen. 

Die Bundesregierung solle weiterhin 

2.5 bei der Klassifizierung von Zellkulturen (auch 
genetisch unmodifizierter) deren prinzipielles 
pathogenes Potential berücksichtigen. 

2.6 die Zweckmäßigkeit der Einstufung von Zellkul-
turen als biologische Sicherheitsmaßnahme 
überprüfen. 

2.7 die ZKBS und das BGA beauftragen, 
— zu spezifizieren, unter welchen Vorausset-

zungen folgende, in den Sicherheits-Richtli- 
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nien aufgeführte Kriterien zur Anerkennung 
biologischer Sicherheitsmaßnahmen als er-
füllt zu betrachten sind (Ziffer 9.): 
— ausreichende Kenntnis der Eigenschaf-

ten von Empfängerorganismen sowie de-
ren Stellung im biologischen System und 
Verhalten in verschiedenen Ökosyste-
men; 
Entdeckbarkeit und Beherrschbarkeit im 
Ökosystem, gezielte Vernichtung sowie 
Rückholbarkeit; 

— experimentielle Nachweisbarkeit, daß 
kein Austausch mit tier- oder pflanzenas-
soziierten Organismen stattfindet; 
Vorhandensein geeigneter Maßnahmen, 
durch die eine Ausbreitung des Organis-
mus außerhalb des Laboratoriums zu je-
dem Zeitpunkt unter Kontrolle gehalten 
werden kann. 

— Aus Gründen der Rechtsklarheit die beim 
Umgang mit Zellkulturen durch die Sicher-
heits-Richtlinien vorgeschriebenen „in der 
Gewebekultur üblichen Sicherheitsvorkeh-
rungen" aufzulisten und den Richtlinien als 
Anhang beizufügen. 

3. Zur technischen Sicherheit 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

3.1 detaillierte Kriterien zur Definition und Ab-
grenzung sowie zur technischen Ausstattung 
der Bereiche Labor, Technikum und Produk-
tionsanlage aufzustellen einschließlich der 
Festlegung einer jeweilig zulässigen Höchst-
grenze für das einsetzbare Gesamtvolumen bio-
logischer Agenzien. 

Ebenso sind Kriterien festzulegen, welche über-
prüfbaren Anforderungen erfüllt sein müssen, 
damit eine Genehmigung für den Übergang auf 
die nächsthöhere Produktionsstufe erteilt wer-
den kann. 

3.2 rechtsverbindlich sicherzustellen, daß das duale 
Schutzsystem von Berufsgenossenschaften und 
Gewerbeaufsicht zur Genehmigung und Über-
prüfung vorgeschriebener betrieblicher Einrich-
tungen und Ausstattungen sowie arbeitsorgani-
satorischer Maßnahmen den Bereich aller gen-
technischen Laboratorien und entsprechenden 
Produktionsstätten einschließt und eine Koordi-
nation der Aufgaben und Kontrollfunktionen 
von Gewerbeaufsicht, Berufsgenossenschaften 
und ZKBS erfolgt. 

3.3 zu gewährleisten, daß auch bei der niedrigsten 
physikalischen Sicherheitsstufe (LPO) die Frei-
setzung weiterhin auf ein Mindestmaß reduziert 
wird. 

3.4 rechtsverbindlich sicherzustellen, daß aus Grün-
den der Sicherheit bei potentiellen Risiken bio-
logisch aktive rekombinante Nukleinsäuren 
nach Möglichkeit vor der Aufarbeitung, auf je-
den Fall aber vor der Entsorgung, inaktiviert 
werden müssen. Ist eine Inaktivierung vor der 

Aufarbeitung nicht möglich, hat diese unter den 
gleichen Sicherheitsmaßnahmen stattzufinden 
wie die Produktion (Fermentation). 

3.5 Sicherheitsmaßnahmen zu konkretisieren, die 
einen weitestgehenden Schutz gegen eine unbe-
absichtigte Freisetzung durch „äußere Störfäl-
le", wie z. B. Naturkatastrophen, Auswirkungen 
von Störfällen benachbarter Betriebsteile etc., 
gewährleisten. 

3.6 die derzeit gültige Bestimmung, daß bei LP1 bis 
LP3 die technische Konstruktion des Arbeitsbe-
reichs so auszulegen ist, daß auch bei Austreten 
des gesamten Inhalts des geschlossenen Sy-
stems dieser innerhalb des Arbeitsbereichs auf-
gefangen werden kann, dahingehend zu erwei-
tern, daß auch Bestimmungen für die anschlie-
ßende Dekontamination und Desinfektion fest-
zulegen sind. 

3.7 Maßnahmen zu fördern und zu initiieren, die 
eine Fortschreibung des Standes der Technik 
zum Schutz gegen biologische Gefahren ermög-
lichen, d. h. die Weiterentwicklung sicherheits-
technischer Standards insbesondere auf den 
Gebieten der 

Steriltechnik von Bioreaktoren, 

sicheren Prozeßführung in Fermentations

-

anlagen, 

— Erkennung und Behandlung von Fremdin-
fektionen in Bioreaktoren, 

— technischen Maßnahmen zur Vermeidung 
der Verbringung von Keimen in die Arbeits-
bereichsatmosphäre und in die Umwelt (Ab-
luft- und Abwasserproblematik), 

— Verhinderung des Kontaktes von Mikroorga-
nismen und Viren und deren Produktion mit 
Menschen in der Produktion und Aufarbei-
tung, 

— Behandlung und Beseitigung von Abfällen 
aus biotechnologischen Prozessen, 

Verfahren zur Dekontamination und Desin-
fektion, 

— Verfahren und Monitoringsysteme zum 
Nachweis von Mikroorganismen/Viren, um 
eine ständige Kontrolle der Funktionsfähig-
keit des technischen Containments zu er-
möglichen. 

4. Zur menschlichen Sicherheit 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

4.1 rechtsverbindlich sicherzustellen, daß in Ein-
richtungen der Genforschung oder entsprechen-
den Produktionsstätten das akademische Perso-
nal, das Laborpersonal sowie das Personal im 
Technikum und in der Produktion — abgestuft 
nach Tätigkeits- und Ausbildungsmerkmalen — 
nachweislich Qualifikationen haben muß, die es 
befähigt, die bisher unbekannten Gefahren die-
ser neuen Techniken richtig einzuschätzen und 
dementsprechend zu handeln. Derartige Qualifi-
kationsnachweise könnten durch einschlägige 
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interdisziplinäre Grundkurse erbracht bzw. län-
gerfristig integraler Bestandteil von Berufsbil-
dung oder Studium werden. 

4.2 schnellstmöglich in Zusammenarbeit von ZKBS, 
Berufsgenossenschaften, Industrie, Gewerk-
schaftsvertretern und Wissenschaftsorganisa-
tionen die Mindestanforderungen für die theo-
retischen und praktischen Inhalte derartiger in-
terdisziplinärer Grundkurse festzulegen und die 
organisatorischen und institutionellen Voraus-
setzungen für die Durchführung solcher Kurse 
zu schaffen. 

4.3 langfristige epidemiologisch, mikrobiologische 
und serologische Erhebungen zu initiieren, die 
sich auf Arbeitsbereiche beziehen, in denen die 
dort Beschäftigten Umgang mit biologischen 
Agenzien haben. 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Berufsgenossenschaften aufzufordern, 

4.4 aus Gründen der Zuständigkeit, die in den Si-
cherheits-Richtlinien im Abschnitt I. „Gesund-
heitsüberwachung" angeführten Maßnahmen 
der Kap. 26 bis 30 sinngemäß in der UVV „Ar-
beitsmedizinische Vorsorge" VBG 100 festzu-
schreiben und spezifische Regelungen für den 
vorbeugenden Gesundheitsschutz zu konkreti-
sieren, z. B. durch eine Erweiterung des berufs-
genossenschaftlichen Grundsatzes „Infektions-
krankheiten" (G 42). 

4.5 bei den vorstehenden Empfehlungen die Beson-
derheiten medizinischer Forschung in der Ar-
beitswelt und im Bereich des Datenschutzes zu 
berücksichtigen (vgl. Empfehlungen zu Ab-
schnitt C 6., dort „Genomanalyse an Arbeitneh-
mern", insbesondere Empfehlungen zur medizi-
nischen Forschung in der Arbeitswelt und zum 
Schutz der genetischen Daten des Arbeitneh-
mers). 

D 3. Auswirkungen der Anwendung 
gentechnisch veränderter Organismen in 
Landwirtschaft und Umwelt 
(Freisetzungsproblematik) 

Mit der Gentechnologie verfügt der Mensch über 
neue Möglichkeiten, durch gezielten Genaustausch 
über alle Arten-Grenzen hinweg die natürliche Evo-
lution mit einer neuen Stufe der Geschwindigkeit 
und Direktheit zu beeinflussen. Damit tragen wir 
eine besondere Verantwortung dafür, rechtzeitig 
die ökologische Verträglichkeit und die toxikologi-
schen Auswirkungen der gezielten Freisetzung gen-
technisch veränderter Organismen in die Umwelt 
abzuschätzen, und zu prüfen, ob eine solche Freiset-
zung verantwortbar ist. Viren, Mikroorganismen, 
Pflanzen und Tiere weisen so unterschiedliche Ei-
genschaften auf, daß die Bewertung der Folgen ei-
ner gezielten Freisetzung für sie getrennt vorzu-
nehmen ist. 

1. Freisetzung gentechnisch veränderter Viren 

Grundsätzlich ist jede gezielte Freisetzung von Vi

-

ren, seien sie gentechnisch verändert oder nicht, 

problematisch. Viren können mit einem breiten 
Spektrum lebender Zellen und Organismen inter-
agieren. Da diese Wechselwirkungen extrem unter-
schiedlich sein können, ist die Ausbreitung der Vi-
ren in der Regel nicht zu kontrollieren und ihre 
langfristige Wirkung kaum vorherzusagen. Im Prin-
zip sollten sie daher nicht freigesetzt werden dür-
fen. Ausnahmen wird man für die Impfung und un-
ter bestimmten Bedingungen für den Pflanzen-
schutz zulassen können. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

1.1 die Freisetzung von gentechnisch veränderten 
Viren in den Sicherheits-Richtlinien grundsätz-
lich zu untersagen. 

1.2 Ausnahmen von diesem Verbot für die Anwen-
dung von Viren als Impfstoffe in der Human- 
und Veterinärmedizin vorzusehen. Die Rege-
lung der somatischen Gentherapie beim Men-
schen bleibt unberührt. 

1.3 die Möglichkeiten des Einsatzes von Baculo-Vi-
ren zur Schädlingsbekämpfung und im Pflan-
zenschutz verstärkt untersuchen zu lassen. 
Dazu sollen möglichst bald Experimente mit 
gentechnisch veränderten Viren unter Bedin-
gungen des physikalischen Containment unter-
nommen werden (z. B. im Gewächshaus). Nach 
Auswertung dieser Experimente kann das Bun-
desgesundheitsamt nach Anhörung der ZKBS 
und im Einvernehmen mit der Biologischen 
Bundesanstalt für die Freisetzung gentechnisch 
veränderter Baculo-Viren Ausnahmen vom 
grundsätzlichen Freisetzungsverbot für Viren 
zulassen. Dies gilt nicht für Baculo-Viren mit 
gezielt veränderter Wirtsspezifität. Entspre-
chend ist mit pflanzlichen Viren vom Typ des 
CMV zu verfahren. Eine Veränderung des Ver-
bots der Freisetzung von gentechnisch verän-
derten Viren in den Sicherheits-Richtlinien soll 
nach dem gleichen Verfahren erfolgen, wie dies 
für die Überprüfung des von der Kommission 
vorgeschlagenen Moratoriums für die Freiset-
zung gentechnisch veränderter Mikroorganis-
men vorgesehen ist. 

1.4 Die Entwicklung neuer, sicherer Impfstoffe mit 
Verfahren der Gentechnologie zu fördern, die 
eine Alternative zur Verwendung kompletter Vi-
ren bieten können (sog. Untereinheits-Vakzi-
ne). 

2. Freisetzung gentechnisch veränderter 
Mikroorganismen 

Obwohl wir heute bereits über wichtige Anhalts-
punkte für die Beurteilung des Verhaltens von Mi-
kroorganismen in einem Ökosystem verfügen, rei-
chen diese nicht aus, um den Verlauf eines Freiset-
zungsexperiments mit ausreichender Sicherheit 
vorhersagen zu können. So muß es die Aufgabe ver- 
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stärkter Sicherheits- und ökologischer Wirkungs-
forschung sein, analog zum „Biologischen Contain-
ment" in der Laborforschung äquivalente Möglich-
keiten der Kontrolle und der Wirkungsbegrenzung 
auch für freigesetzte Mikroorganismen zu entwik-
keln. Insbesondere sind Methoden zu entwickeln, 
die einen verbesserten Nachweis und eine verbes-
serte Beeinflussung der Überlebensfähigkeit, der 
genetischen Stabilität, der Ausbreitungsfähigkeit 
sowie der Eignung potentiell freizusetzender Mi-
kroorganismen zur Bildung toxischer oder pathoge-
ner Stoffe erlauben. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, durch geeig-
nete Maßnahmen die folgenden Vorschläge zu ver-
wirklichen: 

2.1 Die gezielte Freisetzung von Mikroorganismen, 
in die gentechnisch fremde Gene eingefügt wor-
den sind, ist in den Sicherheits-Richtlinien wei-
terhin zu untersagen. Nach einem Zeitraum von 
fünf Jahren muß unter Beteiligung des Bundes-
tages entschieden werden, ob neue Erkennt-
nisse eine angemessene Abschätzung möglicher 
Folgen solcher Experimente ermöglichen und 
die Aufhebung dieses Verbots rechtfertigen. 

2.2 Inzwischen muß durch das BMFT ein mittelfri-
stig angelegtes Programm der Sicherheitsfor-
schung durchgeführt werden, um systematisch 
die Grundlagen und Kriterien zu erarbeiten, die 
eine Einschätzung des Risikopotentials gen-
technisch veränderter Mikroorganismen und ih-
rer Wechselwirkungen mit einem Ökosystem 
erlauben. Die Erarbeitung eines solchen inter-
disziplinären Forschungsprogrammes muß 
transparent erfolgen. Die ZKBS, die Wissen-
schaftsorganisationen, die wissenschaftliche Öf-
fentlichkeit, die Industrie, Gewerkschaften und 
Umweltschutzverbände sind in die Bewertung 
der Ergebnisse einzubeziehen. 

2.3 Die gezielte Freisetzung großer Mengen identi-
scher, gezielt gezüchteter Mikroorganismen 
muß einem Anmeldungs- und Genehmigungs-
verfahren unterliegen, das in den Sicherheits

-Richtlinien festzulegen ist. Die Anmeldungs-  
und Genehmigungspflicht gilt für Experimente 
mit Mikroorganismen, die überhaupt nicht, oder 
nur durch klassische Techniken verändert wur-
den, ebenso wie für gentechnisch veränderte 
Mikroorganismen, bei denen einzelne Gene be-
seitigt wurden. Das soll nicht gelten für einge-
führte biotechnologische Verfahren mit gezüch-
teten Mikroorganismen im Bereich der Nah

-

rungs- und Genußmittelproduktion (z. B. Bier-
brauen), der Landwirtschaft (z. B. Silierung) und 
der Kläranlagen. 

2.4 Die Entscheidung über einen Antrag auf Frei-
setzung wird vom Bundesgesundheitsamt auf 
Empfehlung der ZKBS getroffen. Das Umwelt-
bundesamt ist in geeigneter Weise an der Ent-
scheidung zu beteiligen. Diesem Genehmi-
gungsverfahren werden sowohl experimentelle 

Freilandtests (small scale field tests) wie auch 
anwendungsbezogene Experimente im Freiland 
(large scale field tests) unterworfen. 

2.5 Mikroorganismen, die für Mensch und Nutz-
tiere pathogen sind oder auf sie wirkende To-
xine bilden, sind von der gezielten Freisetzung 
grundsätzlich auszuschließen. 

2.6 Für die Freisetzung sind geeignete Testverfah-
ren vorzusehen, die auch die Prüfung der Patho-
genität und Toxizität für Pflanzen und Tiere er-
möglichen. Der Antragsteller muß eine Risiko-
abschätzung und eine Risikobewertung vorle-
gen. Der Kriterienkatalog muß umfassend und 
der jeweiligen Situation angepaßt sein. Die Ge-
wichtung der Kriterien wird dabei von Fall zu 
Fall verschieden sein. Von der ZKBS sind Krite-
rien dafür zu entwickeln, aufgrund welcher Vor-
aussetzungen die Tests vom experimentellen 
Bereich schrittweise ins Freiland hin übertra-
gen werden können. 

Nach Ansicht der Kommission sind folgende 
Kriterien für die Risikobewertung besonders zu 
beachten: 

a) Wirksamkeit und Notwendigkeit der Maß-
nahme; 

b) Existenz alternativer Methoden (z. B. chemi-
scher Methoden, Unterstützung des Wachs-
tums am Wirkort vorhandener Mikroorganis-
men mit gewünschter Abbauleistung); 

c) Sicherheit und Umweltverträglichkeit der 
Maßnahme. (Hier sollte etwa der Verwen-
dung von natürlicherweise vorkommenden 
Mikroorganismen, die in einem dem Freiset-
zungsort vergleichbaren Bereich isoliert 
wurden, Vorrang eingeräumt werden.) 

2.7 Die Bundesregierung wird aufgefordert sich da-
für einzusetzen, daß alle Maßnahmen für die 
gezielte Freisetzung von Mikroorganismen und 
Viren grenzüberschreitend (möglichst weltweit) 
harmonisiert und koordiniert werden. Die Bun-
desregierung sollte ihre Bemühungen auf der 
Grundlage der hier unterbreiteten Vorschläge 
verstärken. Weltweit sollten alle Erfahrungen 
auf diesem Gebiet gesammelt, koordiniert und 
publiziert werden, etwa bei der WHO. 

3. Freisetzung gentechnisch veränderter Pflanzen 

Angesichts der Vielfalt züchterischer Methoden 
fällt es schwer, die gezielte Einführung einzelner 
Gene durch rekombinante DNA-Techniken anders 
zu behandeln als die anderen klassischen Züch-
tungsverfahren. Dennoch gibt es einige wichtige 
Kriterien, die für die Freisetzung gentechnisch ver-
änderter Pflanzen von Bedeutung sind. 

Zu prüfen ist beispielsweise die Frage, ob durch das 
gentechnisch veränderte Genprodukt der Pflanze 
eine mögliche toxische Wirkung für Mensch oder 
Nutztier zu erwarten ist. Weiterhin ist zu klären, 
inwieweit eine unerwünschte Übertragung von Ge-
nen auf andere Pflanzen-Spezies stattfinden kann. 
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Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, folgende 
Regelungen zu treffen: 

3.1 Alle Experimente zur Erzeugung und zur Frei-
setzung gentechnisch veränderter Pflanzen 
müssen der ZKBS gemeldet werden. Experi-
mente im Gewächshaus sowie experimentelle 
Anwendungen im Freiland (small and large 
scale field tests) bedürfen der Sicherheitsüber-
prüfung und Zustimmung der ZKBS. In der An-
fangsphase ist darauf zu achten, daß die ver-
wendeten Vektoren keine Fähigkeit zur autono-
men Replikation besitzen; außerdem muß si-
chergestellt sein, daß die neu eingeführten Gene 
auch wirklich in das Erbmaterial der Pflanze 
integriert sind. 

3.2 Anwendungen im Freiland setzen eine Geneh-
migung des Bundesgesundheitsamtes nach An-
hörung der ZKBS und im Einvernehmen mit 
der zuständigen Biologischen Bundesanstalt 
voraus. 

3.3 Der Genehmigung für die Anwendung im Frei-
land muß eine Risikobewertung des Anwenders 
(z. B. Züchters) insbesondere hinsichtlich Um-
weltverträglichkeit und Toxizität zugrundelie-
gen. Bezüglich der Toxizität sind die geltenden 
Vorschriften über Pestizide und Insektizide 
sinngemäß anzuwenden. 

Weiterhin soll die Bundesregierung aufgefordert 
werden, 

3.4 darauf hinzuwirken, daß alle Maßnahmen zur 
Freisetzung gentechnisch veränderter Pflanzen 
grenzüberschreitend (möglichst weltweit) har-
monisiert und koordiniert werden und daß ein 
weltweites Informationssystem zur Freisetzung 
gentechnisch veränderter Pflanzen, z. B. bei der 
FAO, geschaffen wird. 

3.5 Im Rahmen der Förderung von Risiko- und Si-
cherheitsforschungen auch Projekte zu initi-
ieren bzw. zu fördern, die das Ausmaß der hori-
zontalen und vertikalen Genübertragung durch 
gentechnisch veränderte Pflanzen untersuchen. 

4. Freisetzung gentechnischer veränderter Tiere 

Die Gefahren der Freisetzung gentechnisch verän-
derter Tiere liegen in erster Linie in den möglichen 
ökologischen Auswirkungen. Eine Freisetzung gen-
technisch veränderter Tiere ist daher nur zu verant-
worten, wenn die Ausbreitung der Tiere kontrollier-
bar bleibt, diese also gleichsam „rückholbar" blei-
ben. 

Einer Freisetzung gentechnisch veränderter Nutz-
tiere, die in ihrer Lebensweise vom Menschen ab-
hängig sind, d. h. beispielsweise in geschlossenen 
Räumen leben, steht nichts entgegen. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

4.1 an den bestehenden Beschränkungen für die 
Freisetzung vermehrungsfähiger gentechnisch 
veränderter Kleinlebewesen (Insekten, Würmer 
usw.) in den Sicherheits-Richtlinien festzuhal-
ten. 

4.2 Die Freisetzung gentechnisch veränderter grö-
ßerer Wildtiere, die vom Menschen unabhängig 
leben, von einer Zustimmung durch die ZKBS 
abhängig zu machen. Der Entscheidung der 
ZKBS hat eine Risiko-Nutzen-Abwägung durch 
ein von der ZKBS unabhängiges interdiszipli-
när besetztes Gremium, dem Ökologen, Toxiko-
logen, medizinische Hygieniker und Evolutions-
biologen angehören sollen, vorauszugehen. 

D 4. Auswirkungen gentechnischer Verfahren 
und Produkte auf Arbeitsplätze, 
Qualifikationsanforderungen, 
Produktionsstruktur und Markt 

Über die Auswirkungen der Einführung gentechni-
scher Verfahren in verschiedenen Bereichen der In-
dustrie auf Produktionsstruktur, Qualifikationsan-
forderungen und Arbeitsplätze lassen sich bisher 
nur grobe Anhaltspunkte angeben. 

Die Förderung der Gentechnologie wird keinen 
kurzfristig eintretenden nennenswerten positiven 
Effekt für den Arbeitsmarkt erzielen. Mittel- und 
längerfristig kann es mehr oder weniger starke un-
mittelbare und mittelbare Auswirkungen auf den 
Arbeitsmarkt geben, etwa im Bereich der chemisch

-

pharmazeutischen Industrie, der Landwirtschaft 
und der Nahrungsmittelindustrie. Dabei ist einer-
seits durch die Schaffung neuer Produkte eine Aus-
weitung der Beschäftigung und andererseits durch 
Rationalisierungseffekte eine Einsparung von Ar-
beitskräften zu erwarten. Daher gilt es, die Folgen 
rechtzeitig abzuschätzen, um dort politisch handeln 
zu können, wo ein verstärkter Bedarf an neuen 
Qualifikationen entsteht oder Arbeitsmarktverän-
derungen im großen Umfang anstehen. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

1. die weitere Förderung der industriellen Nutzung 
der Gentechnologie in verschiedenen Bereichen 
der Volkswirtschaft mit begleitenden Untersu-
chungen über die Folgen für Produktionsstruk-
tur, Qualifikationsanforderungen und Arbeits-
plätze zu verbinden. 

2. zu prüfen, inwieweit die industrielle Nutzung der 
Gentechnologie neue Qualifikationen der Be-
schäftigten erfordert. 
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3. zu prüfen, inwieweit dem Qualifikationswandel 
durch Möglichkeiten der Fortbildung und Um-
schulung Rechnung getragen werden kann und 
inwieweit dies bei der Festlegung neuer Ausbil-
dungsinhalte und der Ausbildungsordnungen be-
rücksichtigt werden muß. (s. a. Empfehlungen 
zur Arbeitssicherheit bei biotechnologischen Pro-
duktionsverfahren in Abschnitt D 2.). 

D 5. Gentechnologie und Dritte Welt 

Obwohl die Gesundheits-, Ernährungs-, Rohstoff-
und Energieversorgungsprobleme in der Dritten 
Welt nicht nur technisch bedingt sind, kann die 
Gentechnologie wichtige Beiträge zur Lösung die-
ser Probleme leisten. Entwicklung und Einsatz der 
Gentechnologie bedarf allerdings eines großen Auf-
wands sowie einer gut ausgebauten Infrastruktur 
für Forschung und Lehre. Diese Voraussetzungen 
sind zur Zeit in vielen Ländern der Dritten Welt 
nicht gegeben. Ohne entsprechende Maßnahmen ist 
daher zu erwarten, daß der jetzt schon existierende 
Abstand zu den Industrieländern in diesen Berei-
chen sich weiter vergrößert. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

1. Projekte der Technologiefolgenabschätzung für 
den Transfer der Gentechnologie in die Länder 
der Dritten Welt und ihre Anwendung in diesen 
Ländern verstärkt zu fördern — vor allem auch 
bei internationalen Organisationen. 

2. bilaterale Forschungsprogramme im Bereich der 
Gentechnologie als Bestandteil des Wissen-
schaftsaustausches mit Ländern der Dritten Welt 
verstärkt zu fördern. 

3. das Internationale Zentrum für Gentechnologie 
und Biotechnologie (ICGEB), eine gemeinsame 
Gründung der Länder der Dritten Welt, durch 
eine Mitgliedschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land zu unterstützen. Darüber hinaus sollte die 
Bundesregierung darauf hinwirken, daß auch an-
dere Industrieländer Mitglied des ICGEB wer-
den. 

4. Forschungsprojekte auf dem Gebiet der Parasito-
logie zu unterstützen, die für die Länder der Drit-
ten Welt von besonderer Bedeutung sind. 

Die Regierungen von Bund und Ländern sollten 
aufgefordert werden, 

5. Partnerschaften zwischen gentechnologisch ar-
beitenden Hochschulinstituten und entsprechen-
den Instituten in den Ländern der Dritten Welt 
zu fördern. Ein Partnerschaftsprogramm sollte 
ausgeschrieben und aufgrund wissenschaftlicher 
Begutachtung vom Bund und den Ländern fi-
nanziert werden. 

D 6. Anwendung der Gentechnologie zu 
militärischen Zwecken 

Die Entwicklung von Impfstoffen mit Hilfe der Gen-
technologie darf nicht dazu führen, den Einsatz bio-
logischer Waffen kalkulierbarer zu machen. Die 
Kommission begrüßt die 1986 getroffene Vereinba-
rung der 2. Überprüfungskonferenz des B-Waffen-
Übereinkommens, einen gegenseitigen Informa-
tionsaustausch zwischen den Vertragsstaaten 
durchzuführen. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, 

1. die Bundesregierung aufzufordern, im Rahmen 
der UNO durch geeignete Maßnahmen darauf 
hinzuwirken, daß das Verbot der Entwicklung, 
Produktion und des Einsatzes biologischer Waf-
fen weltweit auch angesichts neuer technischer 
Möglichkeiten durch die Gentechnologie einge-
halten und darüber hinaus ein Verbot der B-Waf-
fen-Forschung sowie eine Verifikationsregelung 
vereinbart wird. 

2. die Bundesregierung aufzufordern, wie bisher 
über das B-Waffen-Übereinkommen von 1972 
hinaus auf die B-Waffen-Forschung zu verzich-
ten. 

3. gemeinsam mit der Bundesregierung sicherzu-
stellen, daß gentechnologische Forschungspro-
jekte in der Bundesrepublik Deutschland nicht in 
militärischen Einrichtungen betrieben oder aus 
Mitteln des Verteidigungshaushalts finanziert 
werden. Davon ausgenommen sind Projekte, die 
der Sache nach der Wehrmedizin zugehörig sind. 
Diese sind für die Öffentlichkeit transparent zu 
machen. 

4. die Bundesregierung aufzufordern, die Richtli-
nien der ZKBS daraufhin zu überprüfen, ob zu-
sätzliche Regelungen erforderlich sind, um die 
Forschung und Entwicklung biologischer Waffen 
unter Nutzung der Gentechnologie auszuschlie-
ßen und ggf. die Richtlinien entsprechend zu er-
gänzen. 

D 7. Übersicht über gentechnologische 
Forschung und Entwicklung 

Die gentechnologische Forschung und Entwicklung 
wird in der Bundesrepublik Deutschland in einer 
Breite betrieben, wie dies sonst weltweit nur in den 
USA und Japan zu verzeichnen ist. 

Die Kommission begrüßt das Konzept der Bundes

-

regierung, die Gentechnologie nicht in einem geson

-

derten Programm sondern im Rahmen übergreifen- 
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der Forschungsprogramme, z. B. im Programm „An-
gewandte Biologie und Biotechnologie" zu fördern, 
um das Innovationspotential der Gentechnologie in 
allen Bereichen der Lebenswissenschaften (Biolo-
gie, Biotechnologie, Ernährung, Landwirtschaft, Ge-
sundheit, Medizin, Umweltschutz) zu nutzen. 

Die zunächst in der Grundlagenforschung entwik-
kelten gentechnischen Verfahren zur Veränderung 
der Eigenschaften von Organismen haben früh ihre 
vielfältigen Anwendungsmöglichkeiten für die Pra-
xis erkennen lassen. Dementsprechend wurden für 
die Gentechnologie von der Bundesregierung stark 
anwendungsorientierte Forschungsförderungskon-
zepte entwickelt. Die Kommission vertritt die Auf-
fassung, daß eine solche Anwendungsorientierung 
der Grundlagenforschung kein allgemein gültiges 
Prinzip staatlicher Forschungsförderung werden 
darf. 

Empfehlungen 

In Ergänzung zu ihren Empfehlungen für die For-
schungsförderung in den einzelnen Anwendungsbe-
reichen empfiehlt die Kommission dem Deutschen 
Bundestag, die Bundesregierung aufzufordern, 

1. bei der Förderung der anwendungsorientierten 
Forschung neben der Konzentration auf Projekte 
der Pharmaforschung die ganze Breite der An-
wendungsmöglichkeiten der Gentechnologie 
stärker zu berücksichtigen. 

2. öffentliche Fördermaßnahmen so zu gestalten, 
daß stärker als bisher auch kleine und mittlere 
Unternehmen in verschiedenen Branchen Zu-
gang zu gentechnischem Know-how erhalten, 
z. B. durch Verbundforschungsprojekte und indi-
rekt spezifische Förderung. Entsprechende Er-
leichterungsmöglichkeiten sind auch für die Be

-

teiligungsmöglichkeiten aus der Wirtschaft an 
den Genzentren zu schaffen. 

3. die in den letzten Jahren verstärkte „Anwen-
dungsorientierung der Grundlagenforschung" in 
der Gentechnologie nicht zum durchgängigen 
Prinzip staatlicher Forschungsförderung zu ma-
chen. Es muß der notwendige Freiraum für lang-
fristig angelegte und nicht auf definierte Nutzan-
wendung orientierte Grundlagenforschung erhal-
ten bleiben. 

4. im Rahmen der Forschungsförderung verstärkt 
Aufgaben zu definieren, wie die Nutzung der 
Gentechnologie im Gesundheitswesen z. B. zur 
Diagnose und Therapie von Krebserkrankungen, 
Herz-Kreislauferkrankungen und Infektions-
krankheiten, sowie zur Ressourcen- und Umwelt-
schonung in Produktion und Entsorgung. 

5. die Vergabe von Forschungsstipendien, durch die 
wissenschaftlicher Nachwuchs an geeigneten 
Forschungsstellen im In- und Ausland im Be-
reich der Gentechnologie qualifiziert ausgebildet 
werden kann, zu verstärken. 

6. die Förderung der Gentechnologie auch künf-
tig im Rahmen übergreifender Forschungspro-
gramme wie dem Programm „Angewandte Biolo-
gie und Biotechnologie" oder dem Programm Ge-
sundheitsforschung durchzuführen, um die Gen-
technologie im Kontext der Biotechnologie und 
Lebenswissenschaften (life sciences) zu belassen. 
Damit soll der Erkenntnis Rechnung getragen 
werden, daß die Gentechnologie keineswegs ein 
völlig abgegrenzter Bereich ist. Die Förderung 
kann sich daher nicht auf das aktuelle Gebiet der 
Gentechnologie beschränken. Andere Bereiche 
der biologischen und biomedizinischen Wissen-
schaften müssen fächerübergreifend in die For-
schungsförderung einbezogen bleiben. 

Zu Abschnitt E: Rechtsfragen der Gentechnologie 

E 2. Gesetzliche Verankerung der „Richtlinien 
zum Schutz vor Gefahren durch in-vitro 
neukombinierte Nukleinsäuren" 

Die Kommission ist der Ansicht, daß sich die Richt-
linien grundsätzlich bewährt haben und daher in 
Zukunft für alle Anwender gentechnologischer Ver-
fahren rechtsverbindlich gelten sollen. Dabei ist die 
Regelung durch ein formelles Gesetz aus Gründen 
der Flexibilität auf das verfassungsrechtlich not-
wendige Maß zu beschränken und soll im übrigen 
durch Rechtsverordnung erfolgen. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, 

1. zum Schutz von Mensch, Tier und Umwelt allge-
mein rechtsverbindliche Sicherheitsbestimmun-
gen für Einrichtungen der Genforschung und 
entsprechender Produktionsstätten gesetzlich 
festzuschreiben. 

2. diese gesetzliche Regelung durch Erweiterung 
des Bundesseuchengesetzes unter Umbenen-
nung in „Gesetz zur Regelung der biologischen 
Sicherheit" vorzunehmen. 

3. in diesem Gesetz die Bundesregierung zu er-
mächtigen, die erforderlichen Rechtsverordnun-
gen zu erlassen. Darüber hinaus ist inhaltlich fol-
gendes zu regeln: 

a) Die Registrierungspflicht für den Betrieb von 
Gen-Laboratorien und entsprechender Pro-
duktionsstätten bei einer zentralen Regi-
strierstelle. 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6775 

b) Die Möglichkeit bestimmte gentechnologische 
Verfahren einer Zulassungspflicht zu unter-
werfen bzw. ganz zu verbieten. 

c) Bestimmungen für Sanktionen bei Verstößen 
gegen Bestimmungen dieses Gesetzes bzw. ei-
ner auf ,diesem beruhenden Rechtsverord-
nung., 

d) Die Zuständigkeit des Bundesgesundheitsam-
tes, der Gewerbeaufsicht und die Aufgaben 
der ZKBS sowie das Verhältnis zwischen die-
sen Institutionen. 

Weiterhin empfiehlt die Kommission dem Deut-
schen Bundestag, die Bundesregierung aufzufor-
dern, 

4. in Rechtsverordnungen, die dem Stand von Wis-
senschaft und Technik entsprechen, insbeson-
dere folgendes zu regeln: 

a) Die Anforderungen zur Sicherheit sowie zur 
Ausbildung und Gesundheitsüberwachung 
der Beschäftigten. 

b) Einrichtung einer zentralen Registrierstelle 
für Gen-Laboratorien und entsprechende Pro-
duktionsstätten beim Bundesgesundheitsamt. 

c) Ausstattung des Sekretariats der Zentralen 
Kommission für Biologische Sicherheit für die 
Wahrnehmung von Befugnissen als 
— Registrierstelle für Gen-Laboratorien 
— Beurteilungs- und Begutachtungsstelle für 

besondere gentechnische Arbeiten 
— Beratungsstelle für Institutionen, Behör-

den und Personen 

d) Zusammensetzung der ZKBS unter Beteili-
gung von Fachleuten des Arbeits-, Gesund-
heits- und Umweltschutzes sowie der for-
schungsfördernden Organisationen. 

5. darauf hinzuwirken, diese gesetzlichen Regelun-
gen international — zumindest auf EG-Ebene — 
zu harmonisieren. 

E 3. Zivilrechtliche Haftung für 
gentechnologische Unfälle 

Auch bei der Gentechnologie kann bei Einhaltung 
der Regeln entsprechend dem Stand von Wissen-
schaft und Technik ein Risiko nicht vollständig aus-
geschlossen werden. Nach Ansicht der Kommission 
soll eine Gefährdungshaftung für diejenigen gen-
technischen Verfahren und Produkte gelten, die 
nach den Sicherheits-Richtlinien genehmigungsbe-
dürftig sind. Alle anderen Verfahren unterliegen 
der Verschuldenshaftung. 

Empfehlungen 

1. Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bun-
destag, für die nach den jeweils gültigen Sicher-
heits-Richtlinien genehmigungsbedürftigen gen-
technologischen Vorhaben eine Gefährdungshaf-
tung einzuführen. Es wird empfohlen, insoweit 

eine Haftungsobergrenze und eine Versiche-
rungspflicht einzuführen. 

2. Darüber hinaus empfiehlt die Kommission dem 
Deutschen Bundestag, die Bundesregierung auf-
zufordern, sich für die notwendige internationale 
Harmonisierung auf diesem Gebiet einzusetzen. 

E 4. Strafbarkeit von Verstößen gegen 
gesetzliche Vorschriften im Bereich der 
Gentechnologie 

Die Kommission hält die bestehenden strafrechtli-
chen Bestimmungen nicht für ausreichend, um 
Dritte und die Umwelt vor Schäden zu schützen, die 
durch die unsachgemäße Durchführung gentechno-
logischer Experimente entstehen können. Die Kom-
mission ist vielmehr der Ansicht, daß nicht erst die 
Verletzung fremder Rechtsgüter, sondern in gewis-
sen Fällen schon deren Gefährdung strafwürdig 
und unbedingt zu verhindern ist. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, bei einer gesetzlichen Regelung der Sicher-
heits-Richtlinien 

1. den vorsätzlichen Verstoß gegen ein Verbot be-
stimmter gentechnologischer Versuche unter 
Strafe zu stellen. 

2. eine Bestimmung zu beschließen, die alle sonsti-
gen vorsätzlichen Verstöße gegen den in den Si-
cherheits-Richtlinien festgelegten Stand von 
Wissenschaft und Technik der Gentechnologie 
mit Strafe bedroht, sofern dadurch vorsätzlich 
oder fahrlässig Leib und Leben eines anderen, 
fremde Sachen von bedeutendem Wert sowie der 
Naturhaushalt gefährdet werden. 

E 5. Beratungs-Kommissionen in der 
Gentechnologie 

Die Enquete-Kommission hält die medizinischen 
Ethik-Kommissionen für ein wirksames Instrument 
des Patienten- bzw. Probandenschutzes und befür-
wortet ihren Einsatz bei der Begutachtung gentech-
nischer Versuche am Menschen. Daneben hält die 
Kommission ein zentrales Gremium zur Beratung 
grundsätzlicher rechtlicher, ethischer, ökologischer 
und sozialer Fragen der Gentechnologie für erfor-
derlich. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, 

1. eine Regelung zu treffen, wonach jede gentechni-
sche Forschung am Menschen nur noch dann zu- 



Drucksache 10/6775 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

lässig ist, wenn zuvor durch eine staatlich autori-
sierte örtliche Ethik-Kommission eine Begutach-
tung stattgefunden hat. Die Stellungnahme der 
örtlichen Kommission sollte an das Bundesge-
sundheitsamt weitergeleitet werden. Das Bun-
desgesundheitsamt schließlich sollte das Vorha-
ben genehmigen oder die Genehmigung versa-
gen. Eine solche Regelung sollte auf der Ebene 
lokaler Kommmissionen dazu führen, daß die Zu-
sammensetzung geändert bzw. ergänzt wird, 
etwa durch einen Fachmann auf dem Gebiet der 
medizinischen Genetik. 

Weiterhin empfiehlt die Kommission, 

2. beim Bundesminister für Forschung und Techno-
logie oder beim Parlament einen Beirat einzu-
richten, der die Aufgabe hat, die Entwicklung der 
Gentechnologie in allen Bereichen begleitend zu 
beobachten bzw. einzuschätzen und sich daraus 
ergebende mögliche gesellschaftliche Auswir-
kungen zu bewerten. 

3. diesen Beirat wie folgt zusammenzusetzen: 

a) Drei Mitglieder der ZKBS, jeweils aus einer 
der in der ZKBS vertretenen Gruppen. 

b) Vertreter der Gewerkschaften, der Industrie, 
der Kirchen, der im Bundestag vertretenen 
Parteien sowie der Umwelt- und Naturschutz-
organisationen. 

c) Weitere Sachverständige aus verschiedenen 
Disziplinen, insbesondere der Natur-, Rechts- 
und ethischen Wissenschaften bzw. der Theo-
logie sowie der Medizin. 
Bei der Besetzung sind Frauen angemessen 
zu berücksichtigen. 

d) Ein Vertreter folgender Institutionen: 
— Arbeitskreis medizinischer Ethik-Kommis-

sionen; 
— „Zentrale Kommission der Bundesärzte-

kammer zur Wahrung ethischer Grund-
sätze in der Forschung an menschlichen 
Embryonen"; 

— zentrale Tierschutzkommission gem. § 15 b 
Abs. 1 des Tierschutzgesetzes. 

E 6. Gewerblicher Rechtsschutz für 
gentechnologische Entwicklungen 

Empfehlung 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, prüfen zu lassen, ob auf Grund der Entwicklung 
der Gentechnologie Änderungen im Recht des ge-
werblichen Rechtsschutzes (Sortenschutz- und Pa-
tentrecht) bezüglich Pflanzen und Tiere erforder-
lich sind. 

Zu Abschnitt F: Enquete-Kommission als Instrument für Technologiefolgenabschätzung und 
-bewertung beim Deutschen Bundestag 

Im Deutschen Bundestag wird seit Jahren über die 
Einrichtung einer besonderen Beratungs- und Bear-
beitungskapazität für Technologiefolgenabschät-
zung diskutiert. Die Enquete-Kommission „Chan-
cen und Risiken der Gentechnologie" möchte mit 
ihrer vorliegenden Arbeit sowie unter Hinweis auf 
frühere technologiebezogene Enquete-Kommissio-
nen des Deutschen Bundestages, z. B. zur Kern-
energie und Informationstechnik, darauf aufmerk-
sam machen, daß die in der Geschäftsordnung des 
Bundestages vorgesehene Einrichtung von Enque-
te-Kommissionen selbst günstige Voraussetzungen 
für parlamentsgeeignete Technologiefolgenabschät-
zung und -bewertung bietet. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, 

1. bei künftigen Entscheidungen über eine Bearbei-
tungs- und Beratungskapazität des Deutschen 
Bundestages die vorliegenden positiven Erfah-
rungen mit technologiebezogenen Enquete-Kom-
missionen und deren administrativ-wissenschaft-
lichen Sekretariaten zu berücksichtigen. 

2. die Verwaltung des Bundestages personell und 
finanziell in die Lage zu versetzen, kurzfristig bei 
Bedarf geeignete administrativ-wissenschaftli-
che Sekretariate für technologiebezogene Enque-
te-Kommissionen einrichten zu können. 

3. zu prüfen, wie eine unmittelbare Einführung des 
Kommissionsberichtes in die Parlamentsbera-
tung — unter Umständen durch eine Änderung 
der Geschäftsordnung — erreicht werden kann. 
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Abschnitt B: 

Einleitung 

1. Auftrag und Durchführung der Kommissionsarbeit 
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1. Auftrag und Durchführung der Kommissionsarbeit 

1.1 Entstehung und Auftrag der Kommission 

Am 25. April 1984 stellte die Fraktion der SPD beim 
Deutschen Bundestag den Antrag, eine Enquete

-

Kommission „Gesellschaftliche Folgen der Gen-
technologie" zur Vorbereitung künftiger Entschei-
dungen des Deutschen Bundestages im Zusammen-
hang mit der Entwicklung der Gentechnologie und 
ihrer Nutzung einzusetzen 1 ). Diese Kommission 
sollte die Aufgabe haben, Chancen und Risiken der 
Gentechnologie und neuer biotechnologischer Me-
thoden unter ökologischen, ökonomischen, rechtli-
chen, gesellschaftlichen und Sicherheits-Gesichts-
punkten darzustellen sowie Empfehlungen für ent-
sprechende Entscheidungen zu erarbeiten. 

Wenige Tage danach, am 2. Mai 1984, beantragte die 
Fraktion DIE GRÜNEN beim Deutschen Bundestag 
eine Enquete-Kommission „Gen-Technik" zu den 
ökologischen, ethischen und sozialen Problemen als 
Folge der Gen-Technik einzurichten 2). Im Unter-
schied zum Antrag der Fraktion der SPD sollte 
diese Kommission die Aufgabe haben, einen Kata-
log von Maßnahmen zu erarbeiten, die zur Unter-
bindung gentechnischer Experimente, Untersu-
chungs- und Produktionsverfahren auf allen Ebe-
nen führen sollten. Daneben sollte eine Positivliste 
von Experimenten erstellt werden, die ausnahms-
weise und widerruflich erlaubt werden könnten. 

Die Anträge beider Fraktionen wurden vom Deut-
schen Bundestag auf seiner 72. Sitzung am 25. Mai 
1984 in erster Lesung beraten und anschließend an 
die zuständigen Fachausschüsse des Bundestages 
(Ausschuß für Forschung und Technologie (feder- 

1) Bundestags-Drucksache 10/1353 
2) Bundestags-Drucksache 10/1388 

führend), RechtsaussChuß, Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit und Haushaltsausschuß) 
überwiesen. 

Der Deutsche Bundestag hat dann auf seiner 
78. Sitzung am 29. Juni 1984 nach erneuter Bera-
tung die Einsetzung einer Enquete-Kommission 
„Chancen und Risiken der Gentechnologie" gemäß 
§ 56 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundes-
tages beschlossen. Grundlage für diesen Beschluß 
war eine Beschlußempfehlung des federführenden 
Ausschusses für Forschung und Technologie 3) so-
wie ein interfraktioneller Änderungsantrag über 
die Erhöhung der Anzahl der Sachverständigen in 
der Kommission von 6 auf 8 Personen 4). Die Be-
schlußempfehlung des Ausschusses war mit den 
Stimmen der Vertreter der CDU/CSU-, SPD- und 
FDP-Fraktion bei Stimmenthaltung der Fraktion 
DIE GRÜNEN zustande gekommen. 

Im Deutschen Bundestag wurde der Auftrag und 
die Zusammensetzung der Kommission gemäß der 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für For-
schung und Technologie und des interfraktionellen 
Änderungsantrages bei wenigen Enthaltungen wie 
folgt beschlossen: 

„I. Die Kommission hat die Aufgabe, gentechnolo-
gische und damit im Zusammenhang stehende 
neue biotechnologische Forschungen in ihrer 
sich zur Zeit abzeichnenden schwerpunktmäßi-
gen Anwendung vor allem in den Bereichen Ge-
sundheit, Ernährung, Rohstoff-, Energiegewin-
nung und Umweltschutz in ihren Chancen und 
Risiken darzustellen. Dabei sollen ökonomische, 
ökologische, rechtliche und gesellschaftliche 

3) Bundestags-Drucksache 10/1581 
4) Bundestags-Drucksache 10/1693 
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Auswirkungen und Sicherheitsgesichtspunkte 
im Vordergrund stehen. Dem Grenzbereich der 
gentechnologischen Anwendung beim Men-
schen ist auch unter ethischen Aspekten beson-
dere Aufmerksamkeit zu widmen. 
Zur Erarbeitung von Empfehlungen und zur 
Vorbereitung politischer Entscheidungen hat 
die Kommission die Aufgabe, insbesondere 
1. mögliche Zielkonflikte zwischen der grund-
gesetzlich garantierten Freiheit der For-
schung und anderen Grundrechten zu unter-
suchen, 

2. Kriterien für die Grenzen der Anwendung 
neuer gentechnischer und zellbiologischer 
Methoden auf menschliche Zellen und den 
Menschen insgesamt zu erarbeiten, 

3. Kriterien und Empfehlungen für Richtlinien 
und Sicherheitsstandards beim industriellen 
Einsatz vom gentechnologischen Verfahren 
aufzuzeigen, 

4. Maßnahmen zur Förderung gentechnologi-
scher Forschung für sinnvolle Anwendungs-
gebiete vorzuschlagen. 

II. Die Kommission setzt sich aus 9 Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages im Verhältnis 
4:3:1:1 für das Bennenungsrecht der Fraktio-
nen und 8 nicht dem Deutschen Bundestag oder 
der Bundesregierung angehörenden Sachver-
ständigen zusammen. 

III. Die Kommission soll über den Stand ihrer Ar-
beit und die Ergebnisse bis zum 31. Dezember 
1986 einen Bericht vorlegen." 

1.2 Zusammensetzung der Kommission 

Die Fraktionen benannten folgende Mitglieder des 
Deutschen Bundestages für die Kommission: 

CDU/CSU-Fraktion: 

Hermann Fellner 
Dr. Hanna Neumeister 
Heinrich Seesing 
Dr. Hans-Peter Voigt (Northeim) 

SPD-Fraktion: 

Wolf-Michael Catenhusen 
Michael Müller (Düsseldorf) 
Dr. Hans de With (bis 26. März 1985) 
Ludwig Stiegler (ab 26. März 1985) 

FDP-Fraktion: 

Roland Kohn 

Fraktion DIE GRÜNEN: 

Prof. Dr. Erika Hickel (bis 12. März 1985) 
Heidemarie Dann (ab 12. März 1985) 

Der Präsident des Deutschen Bundestages berief 
auf Vorschlag der Fraktionen als sachverständige 
Kommissionsmitglieder: 

Dr. Wolfgang van den Daele 
Universität Bielefeld 
(Wissenschaftsforschung) 

Prof. Dr. Erwin Deutsch 
Universität Göttingen 
(Recht) 

Prof. Dr. med. Gisela Nass-Hennig t 
Universität Freiburg 
(Molekulare Genetik) 

Dr. med. Erwin Odenbach 
Köln 
(Bundesärztekammer) 

Prof. Dr. Hans-Jürgen Quadbeck-Seeger 
BASF AG Ludwigshafen 
(Industrie) 

Prof. Dr. Johannes Reiter 
Universität Mainz 
(Moraltheologie) 

Jürgen Walter 
IG Chemie-Papier-Keramik Hannover 
(Deutscher Gewerkschaftsbund) 

Prof. Dr. Ernst-Ludwig Winnacker 
Universität München 
(Biochemie) 

Die Enquete-Kommission „Chancen und Risiken 
der Gentechnologie" wurde am 14. August 1984 kon-
stituiert. Der Abg. Wolf-Michael Catenhusen (SPD) 
wurde einstimmig zum Vorsitzenden und die Abg. 
Dr. Hanna Neumeister (CDU/CSU) einstimmig zur 
Stellvertretenden Vorsitzenden der Kommission 
bestimmt. 

Das wissenschaftliche Sekretariat 

Die Verwaltung des Deutschen Bundestages stellte 
der Kommission ein Sekretariat zur Verfügung, das 
organisatorische und wissenschaftliche Aufgaben 
zu erfüllen hatte. Das Sekretariat wurde von MinR 
Dr. Klaus Schmölling geleitet. Wissenschaftliche 
Mitarbeiter im Sekretariat waren: Michael Geiger 
(bis 31. März 1986), Karsten Hiestermann (ab 
1. März 1986), Dr. Ulrike Heiroth, Dr. Rainer Hohl-
feld, Dr. Regine Kollek, Gisela von Raczeck-Blatt. 
Weiterhin waren im Sekretariat tätig: AR Wolfram 
Wichert, Katharina Augel und Brigitte Lausen. 

1.3 Arbeitsweise der Kommission 

Die Kommission hat zu Beginn ihrer Beratung das 
breite Feld der Anwendungsmöglichkeiten der Gen-
technologie in sechs Bereiche aufgeteilt und dem-
entsprechend sechs Arbeitsgruppen gebildet. 

Arbeitsgruppe „Biologische Stoffumwandlung 
und Rohstoffversorgung 

Arbeitsgruppe „Pflanzen- und Tierproduktion" 
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Arbeitsgruppe „Umwelt" 

Arbeitsgruppe „Gesundheit" 

Arbeitsgruppe „Genomanalyse (Humangenetik)" 

Arbeitsgruppe „Gentherapie (Humangenetik)" 

Die Arbeitsgruppen hatten vor allem die Aufgabe, 
Entwürfe für die Berichtskapitel zum Stand von 
Forschung und Entwicklung sowie zu den Auswir-
kungen der Gentechnologie in den einzelnen An-
wendungsbereichen zu erarbeiten. In einer späte-
ren Arbeitsphase der Kommission wurde noch eine 
juristische Arbeitsgruppe gebildet, die Berichtsent-
würfe zu verschiedenen relevanten Rechtsthemen 
erstellte. 

Aufgrund spezieller Kenntnisse oder aus besonde-
rem Interesse waren einzelne Mitglieder der Korn-
mission zugleich Mitglieder in verschiedenen Ar-
beitsgruppen. Die einzelnen Arbeitsgruppen wur-
den von bestimmten wissenschaftlichen Mitarbei-
tern des Sekretariats betreut. 

Für die übrigen Berichtsthemen, z. B. Querschnitts-
themen, wurden die Sachstandsdarstellungen von 
einzelnen oder mehreren Kommissionsmitgliedern 
oder Sekretariatsmitarbeitern in Form von Entwür-
fen bzw. Beratungsvorlagen erstellt. In der Regel 
wurde nach der Beratung der Sachstandsdarstel-
lung und einer ersten Bewertungsdiskussion der 
einzelnen Berichtsthemen in der Kommission von 
einzelnen Kommissionsmitgliedern erste Entwürfe 
für eine Bewertung und Empfehlung zu den ent-
sprechenden Berichtsthemen erarbeitet. 

Alle Entwürfe für die verschiedenen Berichtskapi-
tel erfuhren im Verlauf der Kommissionsberatung 
mehr oder weniger große Änderungen. Die leicht 
unterschiedliche Form der inhaltlichen und sprach-
lichen Darstellung der einzelnen Kapitel im vorlie-
genden Bericht ist durch die verschiedenen Bear-
beiter dieser Kapitel bedingt. Eine vollständige in-
haltliche und sprachliche Überarbeitung des Ge-
samtberichtes konnte aus Zeitgründen von der 
Kommission nicht geleistet werden. 

1.4 Beratungsverlauf 

Die Kommission führte in der Zeit vom 14. August 
1984 bis zum 19. Dezember 1986 55 Kommissionssit-
zungen durch. Zusätzlich fanden Arbeitsgruppensit-
zungen statt: 

6 Sitzungen der AG „Biologische Stoffumwand-
lung und Rohstoffversorgung" 

7 Sitzungen der AG „Pflanzen- und Tierproduk-
tion" 

8 Sitzungen der AG „Umwelt" 

5 Sitzungen der AG „Gesundheit" 

10 Sitzungen der AG „Genomanalyse" 

8 Sitzungen der AG „Gentherapie" 

2 Sitzungen der juristischen Arbeitsgruppe  

Im Verlaufe der Kommissionssitzungen fanden 18 
Anhörungen oder Informationsgespräche mit exter-
nen Sachverständigen statt. Zusätzlich veranstalte-
ten einzelne Arbeitsgruppen insgesamt 3 Anhörun-
gen. Von der Bundesregierung ließ sich die Korn-
mission auf ihren Sitzungen zweimal über spezielle 
Themen informieren. Die Kommission ließ 4 Gut-
achten von externen Sachverständigen bzw. Institu-
ten erstellen. Sie forderte schriftliche Stellungnah-
men von Einzelpersonen, Instituten, Behörden und 
Unternehmen an. 

Mitglieder der Kommission und Mitarbeiter des Se-
kretariats besuchten zahlreiche wissenschaftliche 
Tagungen, Forschungsinstitute und Industrieunter-
nehmen in der Bundesrepublik Deutschland und im 
Ausland, um Informationen für die Kommissionsar-
beit zu sammeln und über wissenschaftliche Einzel-
fragen der Kommissionsaufgabe zu diskutieren. 

Eine Delegation der Kommission unternahm eine 
Informationsreise nach Japan. Einzelne Kommis-
sionsmitglieder informierten sich auf Reisen in den 
USA. 

Die Ergebnisse der Anhörungen und der Delega-
tionsreise wurden in Protokollen und Zusammen-
fassungen festgehalten und fanden bei der Erstel-
lung der relevanten Berichtskapitel entsprechende 
Berücksichtigung. 

Anhörungen 

Die Kommission führte Anhörungen von externen 
Sachverständigen zu folgenden Themen durch 

— Schwerpunkt der Gentechnologie in der Förder-
politik der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
(DFG) 

— am 22. Oktober 1984 (nichtöffentlich) 
Prof. Dr. Thauer und Prof. Dr. Starlinger 
(beide DFG) 

— Arbeiten der Max-Planck-Gesellschaft (MPG) im 
Bereich der molekularen Genetik 

— am 22. Oktober 1984 (nichtöffentlich) 
Prof. Dr. Hess (MPG) 

— Aufgabe und Tätigkeit der Zentralen Kommis-
sion für die Biologische Sicherheit 

— am 5. November 1984 (nichtöffentlich) 
Prof. Dr. Koch (BGA) 

— Stand und Aussichten der Entwicklung der Re-
produktionstechnologie beim Menschen in Ver-
bindung mit der Gentechnologie 

— am 22. November 1984 (nichtöffentlich) 
Prof. Dr. Semm (Universität Kiel) 

— Neufassung der Richtlinien zum Schutz vor Ge-
fahren durch in vitro neukombinierte Nuklein-
säuren 

— am 15. April 1985 (nichtöffentlich) 
Prof. Dr. Hobom (ZKBS), Prof. Dr. Saenger 
(Universität München), Dr. Mauler (Behring

-

Werke) 



Drucksache 10/6775 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

— Stand internationaler Harmonisierungsbemü-
hungen zu Richtlinien zum Schutz vor Gefahren 
durch in vitro neukombinierte Nukleinsäuren 

— am 15. April 1985 (nichtöffentlich) 
MR Dr. Bauer (BMFT) 

— Genetische Beratung und genetische Analyse 
beim Menschen 

— am 7. Mai 1985 (nichtöffentlich) 
Prof. Dr. J. Horst (Universität Ulm), Frau 
Prof. Dr. Schroeder-Kurth (Universität Hei-
delberg), Prof. Dr. Schulte (Universität Ham-
burg), Vertreter der Chorea Huntington 
Selbsthilfegruppe Düsseldorf, Vertreter der 
Retinitis Pigmentosa Selbsthilfegruppe 
Bonn 

— Wissenschaftliche Voraussetzungen gentechni-
scher Eingriffe am Menschen 

— am 7. Mai 1985 (nichtöffentlich) 
Prof. Dr. Ewerbeck (Universität Köln), Prof. 
Dr. Horst (Universität Ulm), Frau Prof. Dr. 
Theile (Universität Mainz), Dr. Wagner 
(EMBL Heidelberg), Frau Prof. Dr. Schroe-
der-Kurth (Universität Heidelberg) 

— Forschungsergebnisse und Erfahrungen mit In-
terferonen und Interleukinen 

— am 20. Mai 1985 (nichtöffentlich) 
Prof. Dr. Eichmann (MPI Freiburg), Dr. Hil-
fenhaus (Behring-Werke), Prof. Dr. Nietham-
mer (Universität Tübingen), Dr. Reiber (Uni-
versität Göttingen), Dr. Obert (Bioferon), Dr. 
Pfizenmaier (MPI Göttingen), Dr. Prange 
(Universität Göttingen) 

— Veränderungen bei der Nutzung nachwachsen-
der Rohstoffe durch gentechnologische Verfah-
rensschritte 

— am 4. Juni 1985 (öffentlich) 
Prof. Dr. Präve (Hoechst), Prof. Dr. Röbbelen 
(Universität Göttingen), Prof. Dr. Sahm (KFA 
Jülich), Dr. Willer (BML), Prof. Dr. Zenk (Uni-
versität München), Dr. Zoebelein (Henkel) 

— Konsequenzen der Gentechnologie aus der Sicht 
moderner Evolutionstheorie 

— am 4. Juni 1985 (nichtöffentlich) 
Prof. Dr. von Weizsäcker (Institut für Euro-
päische Umweltpolitik) 

— Gentechnologie und Pflanzenzüchtung 

— am 18. September 1985 (öffentlich) 
Prof. Dr. Dambroth und Prof. Dr. Domsch 
(beide FAL Braunschweig-Völkenrode), Dr. 
Franck (Pflanzenzucht Oberlimburg), Dr. 
Kraus (Bayer), Prof. Dr. Pöhler (Universität 
Bielefeld), Prof. Dr. Ruckenbauer (Universi-
tät Hohenheim), Prof. Dr. Sandermann (Uni-
versität Freiburg), Prof. Dr. Schell (MPI 
Köln), Prof. Dr. Wenzel (Gruenbach), Lünzer 
(Stiftung ökologischer Landbau) 

— Genetische Analyse bei Arbeitnehmern 

— am 19. September 1985 (öffentlich) 
Dr. Breitstadt (BDA), Prof. Dr. Klees (Fach

-

hochschule Braunschweig), Dr. Kollmeier 
(BAU), Herr Konstanty (DGB), Dr. Korallus 
(Bayer), Prof. Dr. Neumann (Universität 
Würzburg), Prof. Dr. Propping (Universität 
Bonn), Prof. Dr. Rüdiger (Universität Ham-
burg), Dr. Schiele (Deutsche Gesellschaft für 
Arbeitsmedizin, Bundesärztekammer), Prof. 
Dr. Weise (BGA), Prof. Dr. Wiese (Universität 
Mannheim), Dr. Wolff (BMA) 

— Ökologische Aspekte der Freisetzung von leben-
dem Material 

— am 21. Oktober 1985 (öffentlich) 
Prof. Dr. Doerfler (Universität Köln), Prof. Dr. 
Franz (Darmstadt), Prof. Dr. Huber (Univer-
sität Darmstadt), Prof. Dr. Lingens (Universi-
tät Hohenheim), Prof. Dr. Prell (GSF Göttin-
gen), Frau Prof. Dr. Sander (Universität Tü-
bingen), Dr. Schnetter (Universität Heidel-
berg), Prof. Dr. Slater (University of Wales), 
Prof. Dr. Sukopp (Universität Berlin) 

— Ergebnisse der interministeriellen Arbeits-
gruppe „In-vitro-Fertilisation, Genomanalyse 
und Gentherapie" 

— am 6. Dezember 1985 (nichtöffentlich) 
Prof. Dr. Benda (Universität Freiburg) 

— Mögliche militärische Nutzung der Gentechno-
logie 

— am 16. Dezember 1985 (nichtöffentlich) 
Dr. Bothe (Universität Frankfurt), Dr. 
Breindl (Universität Hamburg), Dr. Duisberg 
(AA), Dr. Metternich (AA), Dr. Sailer 
(BMVg) 

— Sicherheitsaspekte beim Umgang mit gentech-
nisch veränderten Säugerzellen und zugehöri-
gen Methoden 

— am 4. Februar 1986 (nichtöffentlich) 
Prof. Dr. Graf (EMBL Heidelberg), Prof. Dr. 
Hobom (Universität Gießen), Prof. Dr. 
Kaschka (Universität Erlangen-Nürnberg), 
Prof. Dr. Kurth (Paul-Ehrlich-Institut), Prof. 
Dr. ter Meulen (Universität Würzburg), Prof. 
Dr. Thomssen (Universität Göttingen) 

— Arbeitssicherheit bei biotechnologischen Pro-
duktionsverfahren mit gentechnisch veränder-
ten Organismen 

— am 5. Februar 1986 (nichtöffentlich) 
Dr. Adelmann (BG Chemie), Dr. Berthold 
(Karl-Thomae KG), Prof. Dr. Frommer 
(Bayer), Dr. Johannsen (Behring-Werke), 
Prof. Dr. Koch (BGA), Prof. Dr. Lütticken 
(Dt. Ges. für Hygiene und Mikrobiologie), 
Prof. Dr. Rehm (Universität Münster), Prof. 
Dr. Weber (Universität Hamburg) 

Die Arbeitsgruppen führten Anhörungen zu folgen-
den Themen durch 

— Arbeitsgruppe „Biologische Stoffumwandlung 
und Rohstoffversorgung" 
Möglichkeiten der Ethanolproduktion aus nach-
wachsenden Rohstoffen 
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— am 18. März 1985 (nichtöffentlich) 
Prof. Dr. Hollenberg (Universität Düsseldorf), 
Metzner (BML) 

— Arbeitsgruppe „Umwelt" 
Abbau von umweltbelastenden Fremdstoffen 
durch genetisch manipulierte Bakterien 

— am 12. April 1985 (nichtöffentlich) 
Prof. Dr. Knackmuss (Universität Wupper-
tal) 

— Arbeitsgruppe ,,Genomanalyse" 
Chorea Huntington 

— am 21. Februar 1986 (nichtöffentlich) 
Vertreter der Familienhilfe e. V. 

Informationen durch die Bundesregierung 

Neben mündlichen und schriftlichen Auskünften 
durch Vertreter verschiedener Ressorts der Bun-
desregierung stand zweimal ein Informationsge-
spräch mit Vertretern der Bundesregierung auf der 
Tagesordnung der Enquete-Kommission: 

— Die Bedeutung der Gentechnologie im Rahmen 
der Forschungsförderung der Bundesregierung 

— am 5. November 1984 (nichtöffentlich) 
BM Dr. Riesenhuber 

— Initiativen der Bundesregierung für die Rege-
lung der Gentechnologie und zu den Ergebnis-
sen der Arbeitsgruppe „In-vitro-Fertilisation, 
Genomanalyse und Gentherapie" 

— am 5. Februar 1986 (nichtöffentlich) 
BM Dr. Riesenhuber 
StS Dr. Kinkel (BMJ) 

Gutachten 

Die Kommission vergab Gutachten zu folgenden 
Themen: 

— Auswirkungen gentechnischer Verfahren und 
Produkte auf Produktionsstruktur, Arbeitsplätze 
und Qualifikationserfordernisse (in der Bundes-
republik Deutschland) 

Auftragnehmer: 
Sozialforschungsstelle Dortmund Landesinsti-
tut 

— Auswirkungen gentechnischer Verfahren und 
Produkte auf Produktionsstruktur, Qualifika-
tionsanforderungen und Arbeitsplätze bei aus-
gewählten Unternehmen in den USA 

Auftragnehmer: 
Battelle-Institut Frankfurt 

— Gentechnologie und Ethik-Kommissionen 

Auftragnehmer: 
Forschungsstelle für Arzt- und Arzneimittel-
recht an der Universität Göttingen (Prof. Dr. 
Schreiber) 

— Stand, Aussichten und Notwendigkeiten der 
Förderung naturnaher Abwasserreinigung 

Auftragnehmer: 
Gesamthochschule Kassel (Prof. Dr. Kickuth) 

Delegationsreise 

Vom 7. bis 12. Oktober 1985 besuchte eine Delega-
tion der Kommission Japan, um Informationen 
über die Förderung und den Stand der Gentechno-
logie sowie über die Einschätzung von Chancen und 
Risiken der Gentechnologie in Japan zu erhalten. 
Die Delegation führte zahlreiche Gespräche mit 
Vertretern der japanischen Regierung, Wissen-
schaft und Industrie. 

2. Wissenschaftliche Grundlagen der Gentechnologie 
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2.1 Definition und historische Entwicklung 

Unter dem Begriff der Gentechnologie versteht 
man die Gesamtheit der Methoden zur Charakteri-
sierung und Isolierung von genetischem Material, 
zur Bildung neuer Kombinationen genetischen Ma-
terials sowie zur Wiedereinführung und Vermeh-
rung des neukombinierten Erbmaterials in anderer 
biologischer Umgebung. Die moderne Biologie 
kennt daneben auch andere Methoden der Übertra-
gung von Erbmaterial zwischen verschiedenen Zel-
len, z. B. den Transfer einzelner Chromosomen oder 
die Verschmelzung ganzer Chromosomensätze bei 
der sogenannten Zellfusion. Diesen Verfahren man-
gelt es an sich gerade an dem, was die Gentechnolo-
gie wirklich ausmacht, nämlich dem gezielten und 
gesteuerten Transfer spezifischer Gene. Wenn die 
Enquete-Kommission sie dennoch in ihre Diskus-
sion einbezogen hat, so nur, weil sie in der moder-
nen biologischen Praxis einen wichtigen Platz ge-
funden haben. 

Die Wissenschaft der Genetik, deren Namen der 
englische Biologe Bateson um die Jahrhundert-
wende geprägt hat, und der sich im Begriff der Gen-
technologie wiederfindet, geht auf den Augustiner

-

mönch Johann Mendel (1822-1884, den Namen 
Gregor erhielt Mendel erst als Mönch) zurück. Auf-
grund von Kreuzungsexperimenten an Erbsen (Pi

-

sum sativum) in der Mitte des vorigen Jahrhun-
derts, definierte er Gene als Elemente, die von den 
Eltern auf ihre Nachkommen nach bestimmten Ge-
setzen, eben den Mendelschen Gesetzen, vererbt 
werden. Die stoffliche Natur dieser Elemente wurde 
dann im Jahre 1944 von Oswald Avery als Desoxyri-
bonukleinsäure (DNA) erkannt. Deren Aufbau und 
Struktur konnte schließlich im Jahre 1953 mit der 
Publikation des berühmten Strukturvorschlages 
von Watson und Crick, der Doppelhelix, gelöst wer-
den. In den folgenden 20 Jahren wurden dann wei-
tere grundlegende Voraussetzungen geschaffen, die 
schließlich die Durchführung des ersten gentechni-
schen Experimentes im Jahre 1972 erlaubten. Ein 
solches Experiment nimmt heute üblicherweise fol-
genden Verlauf (Abbildung 2 - 1). 

In einem ersten Schritt wird ein DNA-Molekül mit 
der genetischen Information, die man zu übertra-
gen gedenkt, isoliert. Anschließend verknüpft man 
dieses Stück DNA mit einem anderen DNA-Mole-
kül, dem sogenannten Vektor, z. B. einem Plasmid. 
Dieser verleiht der zu übertragenden DNA die Ei- 

Abbildung 2-1 

So arbeiten die Gentechniker 
(Hoechst, 1984) 

Beispiel: 
Aus einer tierischen Zelle (links oben) wird die Erbinformation (DNA) im Reagenzglas isoliert. Anschließend spalten Restriktions-
enzyme (symbolisch als Scheren dargestellt) die DNA-Ketten. 
Parallel dazu werden aus einem Bakterium (oben Mitte) die Plasmide (als kleiner Ring gezeichnet) im Reagenzglas isoliert. Ein 
einzelnes Bakterium kann bis zu 1 000 Plasmide besitzen. 
Das Plasmid wird nun an einer Stelle von einem Restriktionsenzym, auch Restriktionsendonuklease genannt, aufgeschnitten. Dann 
wird ein bestimmtes tierisches DNA-Stück, das beispielsweise die Erbinformation zur Insulin-Erzeugung trägt, in das Plasmid 
eingefügt. 
Nun wird das neukombinierte Plasmid in ein Bakterium eingeschleust, das hier zur Verdeutlichung übergroß eingezeichnet ist. 
Das Bakterium beginnt jetzt, sich im Reagenzglas zu vermehren. Jede Zelle verdoppelt sich innerhalb von 20 Minuten. So entste-
hen praktisch über Nacht Milliarden neuer Zellen, die allesamt die Erbinformation von Insulin in ihren Plasmiden tragen. 
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genschaft, sich in der neuen Umgebung auch ver

-

mehren zu können. Das so gebildete, rekombinierte 
DNA-Molekül wird anschließend in eine lebende 
Zelle, die sog. Wirtszelle, übertragen, in der es sich 
dann zusammen mit dem Vektormolekül vermehrt. 
Dabei kommt es unter bestimmten Bedingungen in 
der neuen Zelle auch zur Umsetzung der übertrage-
nen genetischen Information in ein Eiweiß (Pro-
tein). Die aus einer Wirtszelle hervorgehende, ein-
heitliche Population von Zellen mit den gleichen 
rekombinierten DNA-Molekülen nennt man einen 
Klon. Da als Wirtszelle im Prinzip jede beliebige 
Zelle aus dem gesamten Spektrum der lebenden 
Welt dienen kann, ist von diesem Experiment alles 
Lebendige betroffen, vom Bakterium bis hin zu 
menschlichen Zellen. Damit wurden völlig neue 
Grundlagen für die wissenschaftliche Forschung in 
der Biologie geschaffen. Sie ist nun in der Lage, 
nicht nur einzelne Gene zu isolieren, sondern auch 
deren Wirkung im Organismus zu studieren. Unser 
Verständnis über Aufbau und Funktion von Zellen 
und Organismen wurde durch diese Entwicklung 
schon bis heute fundamental erweitert. So wird 
auch hoffentlich bald das krankhafte Geschehen, 
wie es sich zum Beispiel in einer Krebszelle oder 
einer virusinfizierten Zelle abspielt, auf molekula-
rer Ebene verstanden werden. 

Parallel zu diesen wissenschaftlichen Entwicklun-
gen gibt es intensive Bemühungen und auch die 
ersten Erfolge, diese Erkenntnisse in die Praxis um-
zusetzen. Wenn heute so wichtige Stoffe wie Hu-
man-Insulin oder die sog. Interferone für die medi-
zinische Forschung und Praxis zur Verfügung ste-
hen, so ist dies im wesentlichen dieser Technik zu 
verdanken. Angesichts der revolutionären Entwick-
lungen ist es verständlich, daß in der Öffentlichkeit 
bei aller Begeisterung in den vergangenen Jahren 
auch gewisse Ängste und Bedenken bestehen, 
scheint doch diese Technik in das Leben selbst ein-
zugreifen. Die Besorgnisse beim Umgang mit re-
kombinanter DNA wurden erstmals 1974 von den 
beteiligten Wissenschaftlern selbst ausgesprochen 
und führten schließlich weltweit zu jeweils nationa-
len Richtlinien für den Umgang mit rekombinierter 
DNA. Im Laufe der Jahre sowie mit fortschreiten-
der wissenschaftlicher Entwicklung und dem begin-
nenden industriellen Einsatz haben sich die 
Schwerpunkte dieser Diskussion verlagert. Es war 
die Aufgabe dieser Kommission, Chancen und Risi-
ken der Gentechnik zu analysieren und einen even-
tuellen Handlungsbedarf des Gesetzgebers, auch im 
Hinblick auf zukünftige Entwicklungen, festzustel-
len. Voraussetzung für ein Verständnis dieser Ana-
lyse sind die folgenden wissenschaftlichen Grundla-
gen. 

2.2 Die Struktur lebender Zellen 

2.2.1 Prokaryoten und Eukaryoten als 
Grundformen der Zellorganisation 

In der lebenden Welt unterscheidet man zwei 
Grundformen der Zellorganisation, Prokaryoten 
(Bakterien) und Eukaryoten (alle anderen Lebewe

-

sen, z. B. die Hefen, Pantoffeltierchen, Pflanzen, 
Tiere und Menschen). Die Zellen eukaryotischer Or-
ganismen unterscheiden sich von prokaryotischen 
Zellen vor allem durch die Gegenwart eines Zell-
kerns. In diesem Zellkern befindet sich das Erbma-
terial oder Genom der Zellen. In Prokaryoten gibt 
es keinen Zellkern. Hier hält sich das Erbmaterial 
oder Genom ohne besondere Organisation im intra-
zellulären Raum, dem sog. Zytoplasma, auf. 

Prokaryotische und eukaryotische Zellen sind von 
einer Zellmembran umgeben, die ihnen erst ihre 
Form und Autonomie verleiht. Sie stellt einerseits 
eine Barriere gegen die Umwelt dar, ermöglicht 
aber gleichzeitig auch einen gezielten Stoffaus-
tausch und Kontakt mit dieser Umwelt. In ihrer 
Grundstruktur ist sie einer Seifenblase nicht un-
ähnlich. Im Unterschied zu dieser sind jedoch in die 
Doppelschicht aus Fettsäuremolekülen der Zell-
membran noch eine Reihe von spezifischen Eiweiß-
molekülen eingelagert. Diese dienen z. B. als Rezep-
toren für die Kommunikation mit anderen Zellen 
oder mit Hormonen wie etwa dem Insulin, aber 
auch als Kanäle, z. B. für den Transport von Nähr-
stoffen. Dank der membranständigen Eiweißmole-
küle gewinnt die an sich undurchlässige Zellmem-
bran also eine spezifische Durchlässigkeit für be-
stimmte Moleküle. 

Die Zellen von Bakterien und von Pflanzen sind 
darüber hinaus noch von einer Zellwand umgeben. 
Sie verleiht diesen Zellen eine besondere Stabilität, 
so daß sie auch in unwirtlicher Umgebung lebensfä-
hig bleiben. Bakterienzellwände sind aus einem 
engmaschigen Netzwerk von Zucker- und Amino-
säureketten aufgebaut, dem sog. Murein. Pflanzen-
zellwände bestehen vor allem aus Cellulose, die mit 
1012  Tonnen Neusynthese pro Jahr die mengenmä-
ßig häufigste Substanz der Biosphäre darstellt. Zell-
wände können durch bestimmte Enzyme, wie z. B. 
bei Bakterienzellwänden durch das Enzym Lyso-
zym, abgebaut werden. Dabei bildet sich ein sog. 
Protoplast, d. h. eine Zelle, die nun keine Zellwand 
mehr, sondern nur noch eine Zellmembran, auf-
weist. Damit verliert z. B. eine Bakterienzelle ihre 
ursprüngliche Stabilität und muß nun als Proto-
plast in physiologischer Kochsalzlösung gehalten 
werden. In reinem Wasser würde sie einfach plat-
zen. Der Zwischenraum zwischen Zellmembran und 
Zellwand ist der sog. periplasmatische Raum. In 
diesen Bereich transportiert eine Bakterienzelle ge-
zielt bestimmte Eiweißmoleküle, die etwa Resistenz 
gegenüber Antibiotika verleihen, indem sie diese 
abbauen oder modifizieren und damit unwirksam 
machen. Bestimmte Bakterien können ausgewählte 
Eiweißmoleküle auch durch die Zellwand hindurch 
nach außen transportieren. Die Bakterien verschaf-
fen sich auf diese Weise, z. B. durch den Abbau von 
Stärke zu Glucose, die anschließend über einen spe-
zifischen Transportmechanismus wieder ins Zellin-
nere gebracht wird, eine Basis für ihre Ernährung. 
Im Gegensatz zu Bakterien- und pflanzlichen Zellen 
besitzen tierische Zellen keine Zellwand, sondern 
nur eine Zellmembran. 

Die Zellmembranen verschiedener Zellen können 
miteinander fusioniert (verschmolzen) werden, ähn- 
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Abbildung 2-2 

lich wie dies bei Seifenblasen beobachtet wird. Bei 
Zellen allerdings erfolgt die Fusion selten spontan, 
sondern muß durch bestimmte Maßnahmen experi-
mentell induziert werden. Die Fusion führt zur Aus-
bildung sog. Heterokaryons oder Hybridzellen, die 
nach der Fusion in einer einzigen Membranhülle 
mehrere Zellkerne aufweisen können. In Fusions-
experimenten lassen sich auch verschiedene Zellen 
miteinander fusionieren, solange ihre Membranen 
einander in Aufbau und Zusammensetzung ähnlich 
sind. 

Die Komplexität einer eukaryotischen Zelle äußert 
sich vor allem in einer besonderen strukturellen 
Gliederung oder Kompartimentierung (Abbildung 
2-2). 

Ähnlich wie das Erbmaterial im Zellkern organi-
siert ist, sind auch andere zelluläre Funktionsele-
mente in besonderen, von Membranen umgebenen 
Reaktionsräumen angeordnet. Solche Komparti-
mente stellen z. B. die Mitochondrien als „Kraftwer-
ke" der Zelle dar. Ein weiteres Beispiel sind die 
Chloroplasten der Pflanzenzelle, die für die Photo-
synthese verantwortlich sind. Diese beiden, auch 
als Zellorganellen bezeichneten Kompartimente, 
d. h. Mitochondrien und Chloroplasten, besitzen so-
gar eine gewisse Autonomie gegenüber dem Erb-
material im Zellkern, indem sie selbst ein eigenes 
Genom besitzen. Dieses Genom kann genetische In-
formation für gewisse, im Organell benötigte Ei-
weißstoffe tragen, wobei allerdings sehr oft die Pro-
teine in den Organellen auch Bestandteile (Unter-
einheiten) aufweisen, deren Information im Zell-
kern selbst kodiert ist. Solche Proteine müssen 

dann über komplexe biochemische Mechanismen in 
das Organell hinein und dabei durch dessen Mem-
bran hindurch transportiert werden. Wenn also ein 
Gentechnologe die Ausbeuten der Photosynthese in 
Pflanzen verbessern und dies über eine Verände-
rung der Eigenschaften von Proteinen in Chloropla-
sten erreichen will, muß er auf solche Gegebenhei-
ten Rücksicht nehmen. 

2.2.2 Der Begriff des Klons in der Zellbiologie 

Neben der Komplexität des Aufbaus seiner Zellen 
zeichnet sich ein eukaryotischer Organismus, wie 
z. B. der Mensch mit seinen 10 13  Gewebs- und 3x10 13 

 Blutzellen, vor allem durch eine Spezialisierung der 
verschiedenen Zellen aus. Obwohl sie oder ihre Vor-
läuferzellen alle den gleichen Gehalt an Erbmate-
rial aufweisen, tragen sie doch alle sehr unter-
schiedliche Funktionen. Das Phänomen der Ar-
beitsteilung oder Differenzierung zu verschiedenen 
Funktionen hat bei Säugern zu einem Spektrum 
von mindestens 200 Zelltypen geführt, das von den 
Keimzellen, über Muskel-, Drüsen-, Pigment- und 
Hormon-sezernierenden Zellen bis hin zu Sinnes- 
und Nervenzellen reicht. Im Zuge dieser Speziali-
sierung können sich bei Säugern in erster Linie nur 
die Zellen der sog. Keimbahn, d. h. Spermien- und 
Eizellen, durch Fusion zu einer Zygote vereinigen, 
aus der sich ein neues Lebewesen entwickeln kann. 
Im Unterschied zur Zygote haben alle anderen, so-
matischen Körperzellen diese Eigenschaft der Toti-
potenz verloren. Viele Pflanzen allerdings können 
sich auf vegetativem Wege, d. h. von einzelnen sog. 
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somatischen oder Gewebszellen aus (Knospen, Ab-
leger), zu neuen Individuen entwickeln. Die Regene-
ration ganzer Pflanzen aus einzelnen Gewebszellen 
spielt heute eine große Rolle in der Gentechnologie 
an Pflanzen. Wenn diese Individuen letztlich von 
einer einzigen somatischen Zelle abstammen, be-
sitzen sie alle deren individuelle genetische Zusam-
mensetzung, sie weisen, wie man sagt, den identi-
schen Genotyp auf. Solche Individuen werden auch 
als Klone bezeichnet. Dieses Wort wird in diesem 
Zusammenhang also anders verwendet als in der 
Gentechnologie, wo es sich auf Zellen oder Organis-
men bezieht, die als Population zwar ebenfalls 
Klone im obigen Sinne sind, die aber darüber hin-
aus jede für sich eine individuelle, einheitliche Po-
pulation an rekombinierten DNA-Molekülen auf-
weisen. In einer Genbank, die beispielsweise im 
Bakterium Escherichia coli angelegt wurde, haben 
alle bakteriellen Wirtszellen identische genetische 
Zusammensetzungen und stellen deshalb Klone im 
obigen Sinne dar. Jeder dieser Bakterienklone trägt 
aber ein anderes rekombiniertes DNA-Molekül und 
ist daher im Sinne der Gentechnologie ein individu-
eller Klon. 

Die Entstehung von genetisch identischen Säuger-
organismen ist auf unterschiedlichen Wegen mög-
lich. Ein natürlicher Mechanismus ist die Bildung 
eineiiger Zwillinge, die sich in einer sehr frühen 
Entwicklungsphase vollzieht, wenn sich, z. B. im 
Zweizellstadium, die beiden Zellen aus unbekann-
ten Gründen voneinander trennen und sich ge-
trennt entwickeln. Dieser Vorgang wird heute bei 
Nutztieren auch künstlich durch Trennung der ein-
zelnen Zellen im frühen embryonalen Stadium voll-
zogen, wenn diese noch totipotent sind. 

2.2.2.1 Kerntransplantation 

Ein anderes Verfahren ist das der Kerntransplanta-
tion. Der Kern einer befruchteten Eizelle wird ent-
fernt und durch den einer anderen Zygote oder so-
gar durch den irgendeiner beliebigen somatischen 
Zelle derselben Spezies ersetzt. Es stellt sich dann 
die Frage, ob der neueingepflanzte Zellkern in opti-
maler Umgebung wieder zu einem ganzen Indivi-
duum aufwächst, d. h. totipotent ist. Der Versuch ist 
mit gewissem Erfolg an Fröschen durchgeführt 
worden, wobei allerdings Zellkerne von Darmzellen 
aus dem Larvenstadium eingesetzt werden müssen. 
Mit Zellkernen aus Darmzellen von erwachsenen 
Individuen geht der Versuch nicht. Bei Mäusen 
wurden ähnliche Versuche mit Kernen aus Em-
bryozellen gemacht, mit unklaren, widersprüchli-
chen Ergebnissen. Erfolge mit Zellkernen aus so-
matischen Zellen erwachsener Individuen sind 
nicht bekannt geworden. Die biologische Ursache 
dieser Schwierigkeiten ist nicht bekannt. Sie könn-
te darin begründet liegen, daß totipotente Embryo-
zellen und differenzierte somatische Zellen erwach-
sener Individuen zwar dieselbe Zusammensetzung 
an DNA aufweisen, sich aber in der Anordnung der 
Gene unterscheiden. Solche Veränderungen von 
Genanordnungen sind aus der Biosynthese der 
Antikörper bekannt. Die Gene der Antikörper lie-
gen in getrennten Stücken vor. Sie sind so weit von

-

einander entfernt, daß sie nicht direkt in eine 
mRNA übersetzt werden können, sondern erst 
durch eine Reihe von Genumlagerungen in eine ge-
wisse Nachbarschaft zueinander gebracht werden 
müssen. Der Lymphozyt also, der schließlich einen 
Antikörper produziert, hat bei gleicher globaler Zu-
sammensetzung der DNA eine andere Anordnung 
der Antikörpergene als ein Embryo. Inwieweit diese 
Dynamik der Antikörpergene, die auch in anderen 
Bereichen der Biologie beobachtet wird, an der 
Frage der Totipotenz beteiligt ist, wird noch zu klä-
ren sein. Wenn sie hier jedoch eine Rolle spielte, so 
müßten zum Erreichen der Totipotenz möglicher-
weise alle Genumlagerungen, die sich im Zuge der 
Reifung eines Organismus in seinen Zellen abge-
spielt haben, wieder rückgängig gemacht werden. 
In einem Stadium, in dem also im Gegensatz zum 
Embryonalstadium die besonderen Qualitäten ei-
nes Individuums, um deren Willen es man klonieren 
möchte, bekannt sind, wären daher einer Reaktivie-
rung der Zellkerne vielleicht grundsätzliche Gren-
zen gesetzt. 

2.2.2.2 Das Teratokarzinom 

Eine letzte Möglichkeit zur Klonierung von Orga-
nismen stellt das sog. Teratokarzinom dar. Dieser 
Tumor der Keimbahnzellen, der auch beim Men-
schen spontan (allerdings selten) auftritt, enthält 
eine Population von Zellen, die sog. embryonalen 
Karzinomzellen (EK -Zellen). Diese Zellen können 
ganz im Gegensatz zu Embryozellen permanent in 
Gewebekulturen gehalten werden und behalten da-
bei die Eigenschaft der Totipotenz. Injiziert in einen 
Embryo, z. B. im Vierzellstadium, entwickeln sie 
sich mit diesem zusammen zu einem ganzen Indivi-
duum, das in denjenigen Zellen, die sich aus der 
EK-Zelle entwickelten, deren genetische Zusam-
mensetzung aufweist. War diese Zusammensetzung 
anders als die bei den vier anderen Zellen, so ent-
steht dabei ein genetisches Mosaik, ein Individuum 
also, dessen Zellen eine unterschiedliche genetische 
Zusammensetzung aufweisen. Derartige Systeme 
erscheinen für die Gentherapie von Interesse, da 
die EK-Zellen nach dem Einbringen der rekombi-
nierten DNA erst noch einige Zeit auf ihre geneti-
sche Unversehrtheit hin getestet werden könnten, 
bevor sie schließlich in einen Embryo eingebracht 
und als solche zu einem Säugerorganismus entwik-
kelt werden. Die Forschungen auf diesem Gebiet 
befinden sich, auch im Tiersystem, noch in den An-
fängen. 

2.2.3 Viren als genetische Elemente 

Die Natur kennt auch genetische Elemente, die 
nicht in Zellen organisiert sind, die Viren und Viroi-
de. Viren enthalten entweder RNA- oder DNA-Mole-
küle als Genome, die mit einer Eiweißhülle und 
manchmal darüber hinaus mit einer Membranhülle 
umgeben sind. Zu ihrer Vermehrung benötigen sie 
allerdings eine lebende Zelle. Viren, die sich in Bak-
terien vermehren, werden Phagen genannt. Die 
Größe der Viren und ihrer Genome ist sehr unter-
schiedlich. Das Spektrum reicht vom Virus der He-
patitis B mit ca. 2 000 Bausteinen bis hin zum Pok- 
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kenvirus mit etwa 200 000 Bausteinen. Die Wechsel-
wirkungen mit ihren Wirtszellen sind sehr unter-
schiedlich. Sie können sich lytisch, auf Kosten der 
Zelle, vermehren, die bei diesem Vorgang abstirbt, 
so daß anschließend Viruspartikel in großer Zahl 
freigesetzt werden. Diesen Vorgang kennt man z. B. 
von Influenza- oder Kinderlähmungsinfektionen. 
Es gibt auch Virusarten, die in seltenen Fällen ihr 
genetisches Material mit dem der Zelle selbst ver-
knüpfen. Diese Verknüpfung kann die Eigenschaf-
ten der befallenen Zellen derartig verändern, daß 
sie ihre normalen Wachstumskontrollen verlieren 
und zu Tumorzellen werden. Man spricht von einem 
abortiven Reaktionszyklus, da die Zellen nicht ster-
ben, kein Virus produzieren, sondern im Gegenteil, 
die Zellen zu Tumorzellen machen (transformieren). 
Eine besondere Rolle spielen in diesem Zusammen-
hang die sogenannten Retroviren. Sie können nicht 
nur, sondern sie müssen zu ihrer Vermehrung das 
genetische Material in das Genom der Zelle selbst 
einschleusen (integrieren). Sie sind daher — sieht 
man von möglichen Risiken ab — ideale Vehikel für 
die effiziente Einschleusung von Genen in höhere 
Zellen. Bei vielen Viren, auch den Retroviren, wer-
den die für den jeweiligen Wirtsorganismus patho-
genen Eigenschaften von denjenigen abgetrennt, 
die für ihre bloße Vermehrung wichtig sind. 

Viroide sind pflanzenpathogene, kleine RNA-Mole-
küle, die keine Eiweißhülle tragen. Sie sind wirt-
schaftlich von gewisser Bedeutung, da sie wichtige 
Kulturpflanzen, wie Kartoffel, Avocado, Hopfen und 
Kokospalmen, befallen. Kürzlich ist aber auch ein 
Viroid beim Menschen festgestellt worden. Ihr 
Nachweis erfolgt heute über sog. DNA-Proben oder 
-Sonden. 

2.3 Struktur des Erbmaterials 

2.3.1 DNA als genetisches Material 

Das genetische Material aller lebenden Organis-
men besteht aus DNA. Hierbei handelt es sich um 
ein Fadenmolekül, das aus nur vier Bausteinen, A, 
T, C und G (Basen/Nukleotide), besteht, die in zwei 
einander gegenüberliegenden Ketten, als sog. Dop-
pelhelix, spiralförmig angeordnet sind. Nach den 
Regeln der sog. Basenpaarung müssen sich in der 
Doppelhelix immer jeweils die Bausteine A und T 
bzw. G und C gegenüberliegen. Auf diese Weise ist 
garantiert, daß bei der Vermehrung solcher Mole-
küle die in der Reihenfolge dieser Anordnung ent-
haltene genetische Information auch erhalten 
bleibt (Abbildung 2-3). 
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Abbildung 2-3 

Die Struktur der DNA und ihre Beziehung zur Struktur der Proteine 
(Truscheit, 1984) 

Die riesigen DNA-Moleküle sind fadenförmige Einzelstränge, die sich zu Doppelsträngen anordnen. Die vier verschiedenen Bau-
steine, die Desoxyribonukleotide, bestehen jeweils aus einer Base (A = Adenin; T = Thymin; C = Cytosin; G = Guanin) und 
einer Zucker-Einheit (Z). Sie sind über saure Phosphatbrücken (•) miteinander verknüpft (im Bild oben links). Die beiden parallel 
verlaufenden DNA-Einzelstränge verhalten sich zueinander gewissermaßen wie ein Negativ zu dessen Positivabzug. In der Doppel

-

Helix winden sich beide Stränge schraubenförmig um eine gedachte Achse. Die Zucker-Einheiten bilden gewissermaßen das 
Rückgrat der beiden Einzelstränge, die sauren Phosphatbrücken zeigen nach außen, und die Basen sind in das Innere der Doppel

-

Helix gerichtet; sie liegen paarweise übereinander (Basenpaarung). Dabei bilden stets Adenin (A) und Thymin (T) sowie Cytosin (C) 
und Guanin (G) jeweils ein Basenpaar. Die DNA enthält die genetische Information (Erbinformation) für die dreidimensionale Struk-
tur (—> Funktion) der Proteine, die aus der Art und der Anordnung (Sequenz) ihrer Bausteine (Aminosäuren) folgt. Für die Ver-
schlüsselung (genetischer Code) der genetischen Information in der DNA stehen vier „Buchstaben", nämlich die vier Nukleotid-
Bausteine, zur Verfügung, von denen jeweils drei ein „Wo rt " (Codon) bilden, das in eine Aminosäure „übersetzt" wird (z. B. 
GAT = Asparaginsäure oder AAG = Lysin). Je drei Nukleotide in einem DNA-Einzelstrang bilden eine Informationseinheit. Dieser 
genetische (Triplett-) Code ist universell. Er gilt für primitive Einzeller ebenso wie für den Menschen und ist quasi das genetische 
Alphabet. 

Die beiden in der Doppelhelix angeordneten Fäden 
lassen sich wie beim Öffnen eines Reißverschlusses 
voneinander trennen. Dies kann durch Erhitzen 
oder auch durch Zugabe bestimmter Chemikalien 
(Salze) geschehen. Unter geeigneten Bedingungen 
können die getrennten Stränge auch wieder zusam-
menfinden und erneut eine Doppelhelix ausbilden. 
Dieser Vorgang, der auch Reassoziierung genannt 
wird, erfolgt nach den Regeln der Basenpaarung, so 

daß wirklich nur immer zwei komplementäre 
Stränge zueinander finden. Für die Erkennung ein-
zelner Gene ist es wichtig, daß die Hybridisierung 
auch in komplexen Gemischen hochspezifisch er-
folgt und ein einzelner DNA-Abschnitt auch in Ge-
genwart vieler anderer DNA-Fäden in der Regel 
nur dann eine Doppelhelix ausbildet, wenn der 
komplementäre Partner vorhanden ist. 
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2.3.2 Der Begriff des Genoms 

Die gesamte genetische Information eines Organis-
mus, die sich in seinem Erbmaterial befindet, wird 
auch als Genom bezeichnet. Das Genom eines Or-
ganismus kann dabei aus einem oder mehreren 
Chromosomen zusammengesetzt sein, die bei Euka-
ryoten (fast) immer in Paaren auftreten, z. B. 
23 Paare beim Menschen. Keimzellen, also Sperma- 
und Eizellen, besitzen nur den halben oder haploi-
den Chromosomensatz, also nur jeweils ein Exem-
plar eines jeden Chromosoms. Somatische Zellen, 
also alle anderen Zellen eines Organismus, die 
nicht Keimbahnzellen sind, weisen immer den dop-
pelten oder diploiden Chromosomensatz auf. Zwei 
der 46 Chromosomen des Menschen sind die sog. 
Geschlechtschromosomen, wobei die Frau zwei X 
und der Mann ein X und ein Y Chromosom trägt. 
Alle Chromosomen, die nicht Geschlechtschromoso-
men sind, werden auch als Autosomen bezeichnet. 

Die Chromosomen des Menschen (und anderer Spe-
zies) können durch Sortierung über physikalische 
Methoden in reiner Form isoliert werden. Sie beste-
hen nicht nur aus reiner DNA, sondern enthalten 
auch bestimmte Proteine, die sog. Histone. Man 
spricht beim Komplex aus DNA und Histonen auch 
vom sog. Chromatin. 

2.3.3 Die Sequenzierung der DNA 

Bei einem konstanten Durchmesser von 20 Ång-
ström (0,000002 mm) ist die Länge von DNA-Mole-
külen außerordentlich variabel. In einem einfachen 
Virusgenom kann sie nur 3 000 Basenpaare 
(0,001 mm), in einem einzelnen menschlichen Chro-
mosom bis hin zu 500 Mio. Basenpaaren betragen 
(170 mm). Für die Entwicklung der Gentechnik war 
es essentiell, daß Verfahren zur Bestimmung der 
Reihenfolge der Basen, d. h. zur Sequenzierung der 
DNA, entwickelt wurden. Es ist heute ohne weiteres 
möglich, die Struktur eines DNA-Moleküls von ei-
ner Länge von einigen Tausend Basenpaaren in we-
nigen Tagen aufzuklären. Auch größere Genome, 
wie z. B. das der Herpesviren mit an die 200 000 
Basenpaaren, lassen sich vergleichsweise schnell 
sequenzieren. Die Strukturaufklärung eines gesam-
ten Bakteriengenoms, das des Darmbakteriums 
Escherichia coli mit seinen 5 Mio. Bausteinen, 
steht kurz vor dem Abschluß. Die Sequenzierung 
des menschlichen Erbgutes mit seiner Länge von 
insgesamt ca. 3,5 Mrd. Basenpaaren, die auf 23 
Chromosomen verteilt sind, wird einer gewaltigen 
Anstrengung bedürfen. Angesichts der bei der Se-
quenzierung anfallenden großen Datenmengen 
kommt der Speicherung und Verarbeitung dieser 
Information große Bedeutung zu. Die Computerwis-
senschaften spielen daher bereits heute in der Gen-
technik eine bedeutende Rolle, die schnell zuneh-
men wird. 

2.3.4 Mutationen als stabile Veränderungen 
der DNA 

Mutationen sind vererbbare Veränderungen an der 
DNA. Sie sind die Basis der biologischen Evolution, 

indem sie genügend genetische Variation erzeugen, 
um einer Spezies die Anpassung an eine gegebene 
Umwelt zu erlauben. 

Mutationen können große Veränderungen an den 
Chromosomen darstellen, wenn etwa ein Teil eines 
Chromosoms auf ein anderes Chromosom übertra-
gen (transloziert) wird. Sie können aber auch nur 
im Austausch einzelner Basenpaare bestehen; man 
spricht in diesem Falle von Punktmutationen. 
Wenn diese innerhalb eines Gens auftreten, führt 
dies zu Codonveränderungen und damit recht häu-
fig (nicht immer; wegen der Degeneration des gene-
tischen Codes nur in 73 % der Fälle) zum Einbau 
einer neuen Aminosäure. In vielen Fällen ist ein 
solcher Austausch neutral, d. h. er führt nicht zu 
Funktionsänderungen. Gelegentlich kann aber 
auch ein einzelner Austausch dramatische Folgen 
haben und zur Ausbildung eines genetischen De-
fekts führen. Wenn dies in Keimbahnzellen ge-
schieht, so hat der Defekt für das Individuum selbst 
keine unmittelbaren Folgen, wohl aber für seine 
Nachkommen. Hingegen können derartige Mutatio-
nen in somatischen Zellen, d. h. auch in Zellen eines 
erwachsenen Organismus, durchaus zu Konsequen-
zen für das Individuum selbst, z. B. Krebsentste-
hung, aber niemals für seine Nachkommen führen. 

Bei den Defekten, die sich beim Menschen auswir-
ken können, werden drei Arten unterschieden: 

1. Chromosomale Defekte, 

2. Monogene Defekte und 

3. Multifaktorielle Defekte. 

Von Bedeutung für die Gentechnologie sind vor al-
lem die sog. monogenen Defekte, die nur ein einzi-
ges Gen betreffen. Die Vererbung solcher Defekte 
erfolgt nach drei verschiedenen Mustern. Ursache 
für diese Komplexität ist die Tatsache, daß jedes 
Gen in jeder somatischen Zelle zweimal vorkommt, 
da in somatischen Zellen auch jedes Chromosom 
zweimal vertreten ist. Es wird in diesem Zusam-
menhang auch von den beiden Allelen eines Gens 
gesprochen. Wenn diese beiden Allele identisch 
sind, ist das Individuum homozygot; sind sie unter-
schiedlich, so ist es heterozygot. Man unterscheidet 
daher autosomale und X-chromosomale bzw. ge-
schlechtliche Vererbungen, die dominant oder re-
zessiv auftreten können. Dominant heißt ein De-
fekt, der sich bereits dann manifestiert, wenn nur 
eines der beiden Gene in einer Zelle betroffen und 
das zweite gesund ist. In einem rezessiven Erbgang 
indessen müssen beide Gene betroffen sein. Nur 
dann kommt es zum Auftreten eines Krankheitsbil-
des. Um in der Sprache der Genetik zu sprechen: 
Eine dominante Mutation manifestiert sich bereits 
in einem Individuum, das heterozygot für diese Mu-
tation ist, während eine rezessive Mutation nur im 
homozygoten Fall, d. h. beim gleichzeitigen Auftre-
ten in beiden Allelen eines Gens, zu einem Krank-
heitsbild führt. 

Die Zahlenverhältnisse der statistischen Wahr-
scheinlichkeiten für das Auftreten einer Erbkrank-
heit bei den Nachkommen lassen sich am besten 
aus Abbildung 2-4 ableiten. 
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Abbildung 2-4 

Autosomal dominanter bzw. rezessiver Erbgang, bei dem beide Eltern Merkmals -/Krankheitsträger sind 

Jeweils ein maternales und paternales Chromoso-
menpaar lassen sich auf vier verschiedene Weisen 
kombinieren, so daß jede Tochterzelle jeweils ein 
paternales und ein maternales Chromosom erhält. 
Für den Fall, daß Vater und Mutter heterozygot für 
einen dominanten Defekt sind, d. h. jeweils ein ge-
sundes und ein defektes Gen aufweisen, werden 
nur diejenigen Nachkommen, die zwei gesunde 
Gene bekommen, auch wirklich gesund sein. Im 
Falle eines rezessiv vererbten Merkmals werden 
auch diejenigen beiden Nachkommen, die jeweils 
nur ein defektes Chromosom tragen, noch gesund 
sein. Die Zahlenverhältnisse verhalten sich stati-
stisch genau umgekehrt. Im dominanten Erbgang 
sind drei von vier Nachkommen krank (75 %), im 
rezessiven Fall sind drei von vier Individuen ge-
sund. Diese Gesetzmäßigkeiten wurden erstmals 
von Mendel erkannt und interpretiert. Sie beinhal-
ten jedoch nur statistische Aussagen, d. h. die Wahr-
scheinlichkeit, mit welcher in einem bestimmten 
Erbgang ein gesundes oder krankes Individuum 
auftreten kann. Der tatsächliche Zustand eines be-
stimmten Individuums läßt sich auf diese Weise 

nicht bestimmen. Hier bedarf es der neuen Me-
thode der Gentechnologie. 
Eine Besonderheit ist die Vererbung von Defekten, 
die auf dem X-Chromosom kodiert sind. Weibliche 
Individuen haben zwei X-Chromosomen und kön-
nen daher eines oder zwei defekte Kopien eines 
Gens aufweisen, das entweder dominant oder rezes-
siv vererbt wird, wie bei den Autosomen. Ein männ-
liches Individuum hingegen mit nur einem X-Chro-
mosom, wird unabhängig vom dominanten oder re-
zessiven Charakter des Defekts immer den vollen 
Defekt aufweisen, da es ja nur ein defektes Allel 
besitzt. Ein Defekt auf dem X-Chromosom kann 
überdies niemals vom Vater auf den Sohn übertra-
gen werden, da der Vater immer sein Y-Chromo-
som, aber niemals sein X-Chromosom auf den Sohn 
überträgt. Die Tochter hingegen erhält das einzige 
(defekte) X-Chromosom vom Vater. Wenn, wie bei 
der Bluterkrankheit, der Defekt rezessiv ist, bleibt 
die Tochter (mit insgesamt zwei X-Chromosomen, 
einem gesunden und einem defekten) gesund und 
wird daher nur zum Überträger der Krankheit auf 
ihre Söhne (Abbildung 2-5). 
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Abbildung 2-5 

X-chromosomaler, rezessiver Erbgang mit der Mutter als Überträgerin und gesundem Vater 

2.3.5 Die Proteine als Genprodukte 

2.3.5.1 Die Aminosäuren als Bausteine der Proteine 

Die Produkte der Gene sind bestimmte RNA-Mole-
küle, die ihrerseits in sog. Proteine übersetzt wer-
den. Proteine sind aus Aminosäuren aufgebaute Ei-
weißmoleküle. Es gibt insgesamt 20 verschiedene 
Aminosäuren, die im Prozeß der Proteinbiosyn-
these nach einer im genetischen Material niederge-
legten Vorschrift (s. Kapitel 2.4.1) zu einzelnen Ket-
ten verknüpft werden. Biologisch aktive Eiweißmo-
leküle können dabei nicht nur aus einer, sondern 
auch aus mehreren Ketten, entweder gleicher oder 
sogar verschiedener Struktur bestehen. Das Hä-
moglobin z. B., der rote Farbstoff im Blut, besteht 
aus zwei α-Globinketten und zwei β-Globinketten, 
d. h. er hat die Konfiguration α 2, β 2. Dabei sind α -
und β-Ketten mit einer Länge von 141 bzw. 146 Ami

-

nosäuren nicht nur verschieden groß, sondern auch 
in der Abfolge der Aminosäuren, in der sog. Se-
quenz oder Primärstruktur, verschieden. 

Durch z. B. Erhitzen können Proteine denaturiert 
werden, so daß sie ihre biologische Aktivität verlie-
ren. Dabei geht auch ihre Raumstruktur verloren, 
die in Einzelfällen durch vorsichtiges Abkühlen zu-
sammen mit der biologischen Aktivität wiederge-
wonnen werden kann. Ein Proteinmolekül mit einer 
bestimmten Sequenz besitzt also eine ganz be-
stimmte charakteristische Raumstruktur, wobei die 
grundlegenden Gesetzmäßigkeiten und Zusammen-
hänge zwischen Primärstruktur und Raumstruktur 
sehr komplex sind. Die Konstruktion eines Eiweiß-
moleküls mit einer bestimmten gewünschten 
Raumstruktur auf dem Reißbrett ist daher noch 
nicht möglich. 
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2.3.5.2 Die Funktionen der Proteine 

Proteine können ganz unterschiedliche Funktionen 
haben. Sie sind: 

a) Hormone, wie z. B. Insulin oder Wachstumshor-
mone; 

b) Enzyme, die die zahlreichen Reaktionen des 
Stoffwechsels katalysieren; 

c) Antikörper, die einen Teil des Immunsystems 
darstellen und eine zentrale Rolle in der Abwehr 
von allem, was körperfremd ist, spielen. Sie wer-
den von den sog. B-Lymphozyten produziert, wo-
bei jeder einzelne B-Lymphozyt einen spezifi-
schen Antikörper produziert. Das Gemisch der 
B-Lymphozyten im Blut produziert daher u. a. 
ein ganzes Spektrum verschiedener, polyklona-
ler Antikörper. Sog. monoklonale Antikörper 
müßten entstehen, wenn es gelänge, einzelne 
Lymphozyten zu isolieren und zu vermehren. 
Dann müßte jede aus einem einzigen Lymphozyt 
hervorgegangene Population ebenfalls diesen je-
weils spezifischen Antikörper produzieren. Lei-
der aber ist die Kultivierung solcher Zellen au-
ßerhalb des Organismus nur beschränkt mög-
lich. Man fusioniert sie daher mit bestimmten 
Tumorzellen, die selbst keine Antikörper produ-
zieren, aber als Tumorzellen die Eigenschaften 
des uneingeschränkten Wachstums aufweisen. 
Diese Eigenschaft wird über die Fusion auf die 
B-Lymphozyten übertragen, so daß diese nun 
uneingeschränkt wachsen können und dabei im-
mer noch Antikörper produzieren. Die Bedeu-
tung dieser Technik für Diagnostik und Thera-
pie kann nicht hoch genug eingeschätzt werden, 
da Antikörper als universelle Markierungs- und 
Erkennungsmoleküle für nahezu beliebige Mole-
külstrukturen verwendbar sind und ihre Spezifi-
tät von anderen bekannten Systemen nicht er-
reicht wird; 

d) Transport- und Speicherproteine, wie z. B. das 
bereits erwähnte Hämoglobin, das für den 
Transport von Sauerstoff im Blut verantwortlich 
ist, oder das für den Transport von Cholesterin 
verantwortliche Low Density Lipoprotein 
(LDL); 

e) Rezeptoren, die bestimmte Signale, wie z. B. die 
Gegenwart eines Hormons, von außen in das 
Zellinnere weiterleiten; 

f) Stützproteine, wie z. B. das Kollagen (auch Gela-
tine genannt), das Knochen- und Bindegewebe 
sowie Knorpeln ihre Stabilität verleiht und 
schließlich 

g) Neurotransmitter von der Art der sog. Endorphi-
ne, die in der Schmerzempfindung eine wichtige 
Rolle spielen. 

2.3.5.3 Das Prinzip des Polymorphismus 

Einige Gene kommen nicht nur in einer, sondern in 
mehreren Kopien (Allelen) pro Chromosom vor. 
Wenn diese in ihrer Struktur durch Punktmutatio-
nen verändert sind, spricht man von Polymorphis-
mus. Bekannte Beispiele für polymorphe Proteine, 
die als Produkte dieser Allele entstehen, sind die 
verschiedenen Blutgruppenantigene des ABO-Sy-
stems oder die Histokompatibilitätsantigene. Ge-
rade im letzten Fall handelt es sich um einen außer-
ordentlich komplexen Genabschnitt mit mehreren 
hundert Allelen. Jedes menschliche Individuum ex-
primiert nur einen Teil dieser in ihrer Struktur 
leicht unterschiedlichen Proteine auf seinen Zellen, 
die dadurch ihre besondere Individualität erhalten. 
Wenn bei einer Organtransplantation die transplan-
tierten Zellen nicht das identische Muster dieser 
Proteine aufweisen, werden sie als fremd erkannt 
und abgestoßen. Bestimmte, charakteristische Hi-
stokompatibilitätsantigenmuster bestimmen nicht 
nur die Individualität eines Menschen, sie korrelie-
ren gelegentlich auch mit der Anfälligkeit gegen-
über bestimmten Krankheiten. Ein bestimmtes Mu-
ster, HLA-B 27 genannt, ist z. B. mit einer 90fach 
höheren Wahrscheinlichkeit mit einer bestimmten 
Form der Arthritis (M. Bechterew) assoziiert. 

Der Protein-Polymorphismus hat natürlich seine 
Basis in Veränderungen der DNA und kann daher 
auch z. B. durch veränderte Schnittmuster der DNA 
für bestimmte Restriktionsenzyme nachgewiesen 
werden. Solche veränderten Schnittmuster, auch 
als RFLP (Restriction Fragment Length Polymor-
phism) bekannt, korrellieren gelegentlich mit gene-
tischen Defekten des Menschen und können daher 
zu deren Erkennung herangezogen werden. 

2.4 Funktion des Erbmaterials 

2.4.1 Der Begriff des Gens 

Auf dem Fadenmolekül der DNA ist die Erbinfor-
mation in Form von sogenannten Genen gespei-
chert. Ein Gen ist ein bestimmter Abschnitt auf der 
DNA mit einer definierten Abfolge von Basenpaa-
ren, die die Information für die Bildung eines Ei-
weißmoleküls trägt. Der Weg, den diese Information 
von der DNA-Doppelhelix bis hin zu einem Eiweiß-
molekül nimmt (Abbildung 2-6), wird durch das sog. 
zentrale Dogma der molekularen Biologie vorge-
schrieben: 
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Abbildung 2-6 

Der genetische Code 
(nach Fonds der Chemischen Industrie, 1985) 

Die Information für die Abfolge der Aminosäuren im Protein ist in der DNA kodiert. Die Sequenz der DNA-Bausteine A, G, T, und C 
bestimmt die Reihenfolge der mRNA-Bausteine in der Transkription (der Einfachheit halber wurde auf die Unterscheidung A, G, T, 
und C gegenüber A, G, U und C in der RNA verzichtet. In der RNA tritt der Baustein Uracil (U) an die Stelle des Bausteins Thymin 
(T). Jeweils drei mRNA-Bausteine codieren für eine Aminosäure im Protein (Translation). 

In einem ersten Schritt, Transkription genannt, 
wird die Information in ein RNA-Molekül übertra-
gen. Von der DNA unterscheidet sich dieses Mole-
kül nur in seiner chemischen Zusammensetzung, 
indem es Ribose statt Desoxyribose enthält. Herge-
stellt wird dieses RNA-Molekül, das auch den Na-
men messenger RNA (mRNA) oder Boten-RNA 
trägt, durch geeignete Enzyme (sog. RNA-Polyme-
rasen). In höheren Zellen, d. h. bei Pflanzen und 
Säugern, ist die Bildung dieser mRNA dadurch ver-
kompliziert, daß die genetische Information auf 

dem DNA-Faden gestückelt vorliegt. Die kodieren-
den Bereiche (sog. Exons), die sich später in der 
mRNA wiederfinden sollen, sind durch nicht-kodie-
rende Bereiche (sog. Introns) unterbrochen (Abbil-
dung 2-7). Im Zellkern dieser Zellen sind daher spe-
zielle Enzyme, die den langen RNA-Faden, der als 
Primärprodukt der Transkription entsteht, so zu-
rechtstückelt (spleißt), daß im RNA-Molekül wirk-
lich nur die informationstragenden Teile übrigblei-
ben. 
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Abbildung 2-7 

Vergleich der Genexpression bei Pro- und Eukaryoten 
(Fonds der Chemischen Industrie, 1985) 

Bakterien besitzen diese Maschinerie des Spleißens 
nicht. Gene aus höheren Zellen können daher in 
ihrer ursprünglichen Form in Bakterien nicht in 
ein Eiweißmolekül übersetzt werden. Um dies den-
noch zu ermöglichen, müssen Gene höherer Zellen 
den Bakterien in einer für sie lesbaren Form, d. h. 
ohne die Unterbrechung durch Introns, angeboten 
werden. Zu diesem Zweck werden DNA-Kopien 
eukaryotischer mRNA-Moleküle hergestellt, die als 
cDNA-Kopien (das c in cDNA steht für engl. com-
plementary = komplementär zur mRNA) bezeich-
net werden. Ihre Herstellung kann einmal enzyma-
tisch aus mRNA selbst erfolgen. Man benötigt dazu 
ein aus Retroviren isolierbares Enzym, die sog. re-
verse Transkriptase. Retroviren, wie bereits er-
wähnt, besitzen ein RNA-Genom und müssen dieses 
zur Vermehrung in eine DNA-Kopie umwandeln, 
die in die chromosomale DNA der Wirtszelle einzu

-

bauen ist. Sie tragen daher ein Enzym, das die Rich-
tung des Informationsflusses aus dem zentralen 
Dogma umkehrt und mit Bildung von DNA aus 
RNA daher eine sog. reverse Transkription vollzieht 
(s. a. Abbildung 2-6). Das Enzym katalysiert diese 
Reaktion nicht nur für das virale RNA-Genom, son-
dern praktisch für jedes andere RNA-Molekül auch, 
also auch für jede gewünschte eukaryotische 
mRNA. Ein anderes Verfahren zur Herstellung von 
cDNA wäre deren rein chemische Synthese, die 
heute einfach durchzuführen ist, aber aus prakti-
schen Gründen zur Zeit auf Moleküle einer Größe 
von ca. 500 bis 1 000 Basenpaare beschränkt bleibt. 

Nachdem sich in einer Zelle eine mRNA gebildet 
hat, wird deren Information anschließend in einem 
als Translation bezeichneten Prozeß in ein Eiweiß-
molekül übertragen (Abbildung 2-8). 
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Abbildung 2-8 

Translation — Proteinsynthese am Ribosom 
(Watson et al., 1985) 

Am Ribosom werden die Codons, die Code-Wörter eines 
mRNA-Moleküls, übersetzt. Dabei paaren sich die Basen eines 
Codons mit denen des Anticodons einer tRNA, die mit der ent-
sprechenden Aminosäure beladen ist. 

Die Umsetzung erfolgt in besonderen Proteinsyn-
thesefabriken, den sog. Ribosomen, nach bestimm-
ten Regeln, die im genetischen Code niedergelegt 
sind. Bestimmte Dreier-Kombinationen von Nu-
kleotiden, sog. Codons, dirigieren dabei den Einbau 
bestimmter Aminosäuren, der Bausteine der Prote-
ine, z. B. das Triplet-Codon CGA die Aminosäure 
Arginin etc. Insgesamt gibt es 64 Triplet-Codons. 
Zieht man hiervon die drei Stopcodons ab, die der 
Translationsmaschinerie das Ende eines Lesebe-
reichs anzeigen, so bleiben 61 Codons für insgesamt 
nur 20 Aminosäuren. Der Code ist also, wie es heißt, 
degeneriert, d. h. für einzelne Aminosäuren gibt es 
mehrere, insgesamt bis zu sechs Codons. Die 
Codonauswahl ist in verschiedenen Organismen 
ganz unterschiedlich und kann natürlich bei der 
chemischen Synthese von Genen berücksichtigt 
werden. Der genetische Code ist universell, d. h. in 
der gesamten lebenden Welt von Gültigkeit, so daß 
eine bestimmte Abfolge von Nukleotiden in der 
DNA sowohl in Bakterien als auch in menschlichen 
Zellen zur Ausbildung desselben Eiweißmoleküls 
führt. Nur Dank dieser Universalität ist es möglich 
und sinnvoll, Gene zwischen unterschiedlichsten 
Organismen hin und her zu übertragen und dabei 
dennoch immer das gleiche Produkt zu erhalten. 
Das Wissen um den genetischen Code erlaubt heute 
die gezielte Einführung von Mutationen an jeder 
gewünschten Stelle einer DNA und damit auch in 
ein Eiweißmolekül. Man spricht in diesem Zusam-
menhang vom sog. Protein-Engineering. 

2.4.2 Die Steuerung der Genexpression 

2.4.2.1 Der Promotor als Signalbereich 

Wichtig für die Existenz einer Zelle und eines Orga-
nismus ist die Möglichkeit, die Vorgänge der Gen-
expression, d. h. der Transkription und der Transla-
tion, korrekt zu steuern. Fast alle menschlichen Zel-
len enthalten die gleiche Anzahl von Genen. Ange-
sichts der besonderen Diversifizierung und Arbeits-
teilung der Zellen wird in einem gegebenen Zelltyp 
immer nur ein kleiner, aber für ihn charakteristi-
scher Teil der Gene exprimiert, d. h. in Eiweißmole-
küle umgesetzt. Dies wird durch bestimmte Berei-
che der DNA bewerkstelligt, die den Genen voran-
gestellt sind. 

In diesem Sinne muß man sich das Genom einer 
Zelle als ein Eisenbahnnetz vorstellen, in welchem 
niemals alle Züge gleichzeitig fahren dürfen. Viel-
mehr wird ihr Betrieb durch ein komplexes System 
von Signalen kontrolliert. Der Signalbereich wird 
bei den Genen als Promotor bezeichnet. An seiner 
Lage und Struktur erkennt die RNA-Polymerase, ob 
sie mit der Ablesung (Transkription) beginnen 
kann oder nicht. Er kann z. B. durch andere Pro-
teine besetzt sein, die der Polymerase den Zutritt 
zum fraglichen Gen verwehren. Solche Proteine 
werden auch als Repressoren bezeichnet. Ihre Bin-
dung an den Promotorbereich kann durch sog. In-
duktoren aufgehoben werden. Ein Bakterium etwa, 
das normalen Zucker als Nahrungsquelle zur Verfü-
gung hat, kann die Gene, die es für die Verwertung 
eines anderen Zuckers, z. B. des Milchzuckers (Lac- 
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Abbildung 2-9 

Repressoren und Induktoren regulieren die Expression der Gene im Lactose-Operon (lac-Operon) 
(Watson et al., 1985) 

tose) braucht, in diesem Falle einfach durch Blok-
kieren des Ablesens der entsprechenden Gene mit-
tels eines Repressors abstellen (Abbildung 2-9). 

Die milchzuckerabbauenden Enzyme würden erst 
dann benötigt, wenn die bisherige Nahrungsquelle 
knapp würde und plötzlich nur noch Milchzucker 
im Angebot wäre. In diesem Fall hat es die Natur so 
eingerichtet, daß der Milchzucker (als sog. Induk-
tor) mit dem Repressor für diejenigen Gene inter-
agiert, von denen sich die milchzuckerabbauenden 
Enzyme ableiten, so daß dieser Repressor sich nun 
vom Promotorbereich ablöst. Der Weg ist nun frei 
für die Bildung der mRNA und damit für die 
Bildung der den Milchzucker verwertenden En-
zyme. Einen Komplex von Genen, der durch 
ein einziges Promotor/Repressor-System gesteuert 
wird, nennt man auch ein Operon. Promotoren von 
der Art, wie sie für die Regulation des sog. Lactose-
operons in E. coli vorliegen, spielen eine wichtige 
Rolle in der Gentechnologie, weil sie steuerbar sind. 
In Abwesenheit von Lactose sind die entsprechen-
den Gene ab-, in Gegenwart von Lactose sind sie 
angestellt. Viele Proteine, insbesondere immer 
dann, wenn sie in großen Mengen produziert wer

-

den, sind für die Zelle toxisch. In Abwesenheit des 
entsprechenden Induktors lassen sich zunächst 
große Mengen eines Bakteriums züchten, das z. B. 
ein fremdes Gen unter der Kontrolle des induzier

-

baren Lactosepromotors trägt. Auf Wunsch des Ex-
perimentators kann durch Zugabe des Induktors 
(z. B. der Lactose) der Promotor und damit die Syn-
these des von ihm gesteuerten Genproduktes ange-
schaltet werden. In dieser Phase ist es dann letzt-
lich gleichgültig, ob die Zellen nach einiger Zeit we-
gen einer eventuellen Toxizität des neugebildeten 
Proteins absterben oder nicht. Wichtig ist nur, daß 
vor der Induktion das Wachstum ungehindert war, 
um den Fermenter mit Bakterien zu füllen, und daß 
nach der Induktion die Synthese noch genügend 
lange anhält, um ausreichende Mengen des ge-
wünschten Genproduktes zu produzieren. 

Die Mechanismen der Steuerung der Genexpres-
sion in höheren Zellen sind weniger gut untersucht, 
aber sicher komplexer. Ihre Kenntnis ist jedoch 
wichtig, da komplexe eukaryotische Proteine heute 
vermehrt in Zellkulturen nicht von Bakterien, son-
dern von Säugern selbst, produziert werden. Es gilt 
als gesichert, daß bei der Steuerung der Genexpres- 
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sion nicht nur sog. negative Kontrollmechanismen 
von der Art, wie sie hier bei Bakterien beschrieben 
wurden, sondern auch positive Mechanismen wirk-
sam werden. Proteine, die auf der DNA an Promo-
torbereichen binden, können also nicht nur die 
Transkription hemmen, sondern auch stimulieren. 
Entsprechende Bereiche auf der DNA im Promotor-
bereich werden als sog. Enhancer bezeichnet. Ei-
nige dieser Enhancer-Elemente sind zeltspezifisch, 
d. h. werden nur in bestimmten Zelltypen aktiv. Die 
Synthese von Antikörpern z. B., ist von der Gegen-
wart zellspezifischer Enhancer abhängig, um zu ga-
rantieren, daß die entsprechenden Gene nur in den 
sog. B-Lymphozyten des Blutes und nicht an ande-
rer Stelle des Körpers angeschaltet werden. 

2.4.2.2 Steuerung der Genexpression durch Replika-
tion — der Begriff des Plasmids 

Das Ausmaß der Genexpression kann auch über die 
Kopienzahl des fraglichen Gens gesteuert werden. 
Je mehr Gene, desto mehr wird von dem entspre-
chenden Produkt produziert. Fremde Gene werden 
daher vorzugshalber nicht in die chromosomale 
DNA der Wirtszelle eingebaut, die nur in einer oder 
zwei Kopien (Chromosomen) vorliegt, sondern viel-
mehr in extrachromosomale genetische Elemente, 
wie etwa Plasmide. Solche Elemente können in Ko-
pienzahlen von über 1 000 pro Zelle in Bakterienzel-
len vorkommen. Damit sie sich effizient zu diesen 
hohen Kopienzahlen hin vermehren, benötigen sie 
bestimmte Signalsequenzen, die als Ursprungs-
punkte der Replikation — oder auch ori  — bezeich-
net werden (s. Abbildung 2-10). 

An diesen spezifischen Stellen startet der Verdopp-
lungsmechanismus, auch Replikation genannt, der 
aus einem einzigen DNA-Molekül schließlich zwei 
Tochtermoleküle herzustellen erlaubt und so fort. 
Bezüglich der enzymatischen Maschinerie ist die-
ser Vorgang meist unabhängig von der Vermehrung 
des Wirtszellchromosoms, das sich ja pro Zelltei-
lung nur einmal verdoppelt, während vielmehr die 
erwähnten extrachromosomalen Elemente in ho-
hen Kopienzahlen vorkommen sollen. Manche Plas-
mide können nur in bestimmten Wirtszellen repli-
zieren, z. B. nur in E. coli, manche in vielen, ganz 
unterschiedlichen Bakterien. Man spricht von einer 
engen oder breiten Wirtsspezifität der entsprechen-
den Elemente. Diese Aspekte spielen auch für die 
biologische Sicherheit eine Rolle, da durch die Wahl 
eines bestimmten Vektors die Wirtsspezifität und 
damit seine eventuelle Verbreitung vom Experi-
mentator festgelegt werden kann. 

In höheren Zellen sind diese Manipulationen der 
Genexpression über die Kopienzahl im Vergleich zu 
Bakterien oder Hefen sehr viel mehr einge-
schränkt. Man verwendet einmal Viren, die zwar in 
ihrem Genom eingebaute fremde Gene zu hohen 
Kopienzahlen vermehren, aber letztlich die Zelle tö-
ten; oder man nutzt das Prinzip der sog. Genampli-
fikation. Von einigen wenigen zellulären Genen ist 
bekannt, daß sie unter bestimmten Bedingungen 
ihre Kopienzahlen stark erhöhen können. Den 
chromosomalen Ort, an welchem dies geschieht, 
muß man sich wie eine Zwiebel vorstellen. In auf- 

Abbildung 2-10 

Allgemeine Struktur von Plasmiden 
(Winnacker, 1984) 

Nicht-konjugative und konjugative Plasmide unterscheiden sich 
durch Ab- bzw. Anwesenheit sogenannter Transferfunktionen. 

einanderfolgenden Zellteilungen kommt es nur an 
diesem einen Ort zu zusätzlichen Verdoppelungen, 
so daß DNA-Kopien wie Zwiebelschalen eine über 
die andere gelegt werden, bis schließlich mehrere 
tausend Genkopien an dieser Stelle vorliegen. Von 
diesem Phänomen ist im allgemeinen nicht nur das 
betreffende Gen selbst, sondern auch seine unmit-
telbare Nachbarschaft betroffen. Baut man in die-
sen Bereich nun ein fremdes Gen ein, so wird dieses 
mitamplifiziert. Auf diese Weise lassen sich auch in 
höheren Zellen hohe Kopienzahlen einzelner Gene 
realisieren. 

2.4.2.3 Steuerung der Genexpression durch 
Translation 

Genexpression wird nicht nur auf der Ebene der 
Transkription und der Replikation, sondern auch 
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der Translation gesteuert. In höheren Zellen müs-
sen die meisten Proteine, bevor sie wirklich zum 
Einsatz im Organismus kommen, nach ihrer Syn-
these noch ausgiebig modifiziert werden. Wenn es 
sich um Proteine handelt, die z. B. als Hormone wir-
ken sollen, werden sie meist in einer inaktiven Vor-
läuferform synthetisiert. Diese oft sehr viel längere 
Form ist biologisch zunächst zwar inaktiv, erlaubt 
aber den Transport durch die vielen Membransy-
steme der Zelle. Erst wenn das Protein dann wirk-
lich an seinen Zielort kommt, wird es enzymatisch 
durch Abspaltung eines bestimmten Teiles in die 
reife, biologisch aktive Form umgewandelt. Ein be-
sonders eindrückliches Beispiel sind die Gerin-
nungsfaktoren im Blut, die normalerweise in inakti-
ver Form vorliegen und erst durch enzymatische 
Spaltung einer nach dem anderen in langen Kaska-
den aktiviert werden. Andere wichtige Modifikatio-
nen betreffen das Anhängen von Zuckerresten, wie 
es bei den Glykoproteinen verwirklicht ist, oder 
auch von Phosphatresten. Glykoproteine sind z. B. 
die Hüllproteine bestimmter Viren (Influenza, Her-
pes, Masern) oder die sog. Histokompatibilitätsan-
tigene. Diese befinden sich u. a. auf der Oberfläche 
bestimmter weißer Blutkörperchen und sind für die 
Erkennung fremder oder eigener Zellen verant-
wortlich (s. a. Mutationen). Durch Phosphatreste 
modifizierte Proteine spielen z. B. bei der Hormon-
wirkung eine wichtige Rolle. Es ist offensichtlich, 
daß Proteine, die ein Hormonsignal in das Zellin-
nere übertragen, nicht immer aktiv sein dürfen. Sie 
werden daher reversibel modifiziert und üben so 
ihre Wirkung nur für denjenigen Zeitraum aus, der 
für die Ausübung ihrer Wirkung beabsichtigt war. 

Die erwähnten Modifikationen werden in Bakte-
rienzellen oft ganz anders ausgeführt als z. B. in 
menschlichen Zellen. Wenn eine entsprechende Mo-
difikation also biologisch von Bedeutung ist, so 
kann die Synthese dieses Proteins in Bakterien 
zwar zur Bildung der Peptidkette, aber noch lange 
nicht zur Bildung eines biologisch aktiven Proteins 
führen. Bestimmte Proteine, z. B. Gerinnungsfakto

-

ren, können daher in Bakterien aus diesen Gründen 
derzeit noch nicht produziert werden. Statt dessen 
weicht man in solchen Fällen auf Hefezellen oder 
Gewebekulturzellen aus. 

2.5 Grundlagen der Gentechnologie und 
Nachweis rekombinierter DNA 

Die schnelle Entwicklung der Gentechnologie be-
durfte der folgenden vier Voraussetzungen: 

1. Methoden zur Isolierung von DNA; 

2. Methoden zum Transfer und zur Vermehrung re

-

kombinierter DNA in Bakterien; 

3. Methoden zum Transfer und zur Vermehrung re

-

kombinierter DNA in höheren Zellen; 

4. Methoden des Nachweises rekombinierter DNA. 

2.5.1 Methoden zur Herstellung und Isolierung 
von DNA 

2.5.1.1 Isolierung von DNA-Fragmenten über 
Restriktionsendonukleasen 

Mit der Entdeckung der sog. Restriktionsendonu-
kleasen — auch Restriktionsenzyme genannt — 
wurde es möglich, bestimmte Stücke oder Ab-
schnitte aus dem DNA-Faden gezielt zu isolieren. 
Die Restriktionsenzyme erkennen als molekulare 
Scheren bestimmte, kurze Sequenzabschnitte, z. B. 
GAATTC, die statistisch über ein DNA-Molekül ver-
teilt sind. An diesen Erkennungsstellen wird die 
DNA im allgemeinen versetzt geschnitten, so daß 
einzelsträngige, überhängende Enden entstehen 
(Abbildung 2-11). 
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Abbildung 2-11 

Zerschneiden von DNA mit Restriktionsenzymen und Neuverknüpfung 
(Watson et al., 1985) 

Das Restriktionsenzym Eco RI macht versetzte Schnitte, symmetrisch zur Mitte seiner Erkennungsstelle auf der DNA. Dadurch 
entstehen „klebrige" Enden. Ein solches überhängendes Ende kann mit einem anderen, ebenfalls von Eco RI erzeugten, überhän-
genden Ende durch Basenpaarung „verkleben". Die Lücken im Rückgrat lassen sich mit Hilfe der DNA-Ligase verschließen. 

DNA-Stücke unterschiedlicher Herkunft, die mit 
demselben Enzym erzeugt wurden, können sich da-
her nach den Regeln der Basenpaarung zusammen

-

lagern und damit ein rekombiniertes DNA-Molekül 
bilden. Die Überlappung beträgt meist nicht mehr 
als vier Basen, so daß die Verknüpfung durch Ein-
wirkung eines Enzyms, der DNA-Ligase, stabilisiert 
werden muß. Zur gezielten Zerlegung von DNA ste-
hen heute an die 100 Restriktionsenzyme zur Verfü-
gung, die jeweils einen für sie charakteristischen 
Sequenzbereich erkennen und so ein DNA-Molekül 
in Stücke jeder gewünschten Länge zu zerlegen ge-
statten. Eine Sechser-Erkennungssequenz wie z. B. 
GAATTC kommt statistisch etwa alle 4 000 Basen

-

paare auf einem beliebigen DNA-Strang vor, eine 
Vierer-Sequenz etwa alle 250 Basenpaare. Kleinere 
Genome, wie etwa die der meisten Viren, werden 
daher in nur wenige Bruchstücke zerlegt. Diese 
sind meist von unterschiedlicher Größe und können 
daher mittels der Technik der Elektrophorese über 
ihre unterschiedliche Wanderungsgeschwindigkeit 
in einer Gelmatrix voneinander getrennt werden. 
Kleinere Stücke wandern im elektrischen Feld 
schneller als große, denen das Gel größeren Wider-
stand entgegensetzt. Aus großen Chromosomen, 
z. B. denen von Säugern, entstehen leicht eine Mil-
lion verschiedener Fragmente oder mehr, die sich 
bei einem Größenspektrum zwischen z. B. 500 bis 

5 000 Basenpaare allerdings nicht mehr ohne weite-
res auftrennen lassen. 

2.5.1.2 Chemische Synthese von DNA 

DNA-Fragmente lassen sich heute auch durch rein 
chemische Synthese gewinnen. In entsprechenden 
Syntheseautomaten, sog. Genmaschinen, werden 
dabei zwischen 20 und 60 Basen lange Stücke syn-
thetisiert, die sich gemäß den Regeln der Basenpaa-
rung in entsprechenden Gemischen zu einem einzi-
gen doppelsträngigen DNA-Fragment zusammenla-
gern. Das Verfahren erlaubt es, die Codonauswahl 
nach Wunsch gegenüber dem natürlichen Gen zu 
verändern. Darüberhinaus lassen sich auch gezielte 
Mutationen einführen, die zur Bildung eines verän-
derten Eiweißmoleküls führen. 

2.5.2 Methoden zum Transfer und zur 
Vermehrung rekombinierter DNA in 
Bakterien 

2.5.2.1 Der Begriff des Vektors 

Durch Spaltung mit Restriktionsenzymen wird ein 
DNA-Molekül in spezifische Fragmente zerlegt. Um 
diese zu sortieren — vor allem dann, wenn sie so 
zahlreich sind, daß sie durch Elektrophorese nicht 
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mehr aufgetrennt werden können — und um sie zu 
vermehren, müssen sie kloniert werden. Das ge-
schieht mittels eines Vektors oder Vehikels. DNA

-

Moleküle haben im allgemeinen nicht die Möglich-
keit und Fähigkeit, sich autonom in einer Zelle zu 
vermehren. Dazu bedarf es bestimmter Signalse-
quenzen, die nur auf Vektormolekülen vorhanden 
sind. Wird dann ein an sich inertes DNA-Fragment 
mit einem Vektor verknüpft, so vermehrt es sich 
zusammen mit diesem in der neuen Wirtszelle. Man 
kennt und verwendet heute zwei Arten von Vekto-
ren, Plasmide und Viren. 

Plasmide sind ringförmige DNA-Moleküle, die na-
türlicherweise in vielen Bakterien und Hefen bis 
hin zu Säugerzellen vorkommen. Oft ist ihre biolo-
gische Funktion nicht bekannt; dann spricht man 
von kryptischen Plasmiden. Einige Plasmide jedoch 
tragen charakteristische Gene, die z. B. Antibiotika-
resistenzen kodieren, oder aber den Abbau von toxi-
schen Substanzen bewerkstelligen. 

Alle bekannten Plasmide weisen einen bestimmten, 
kurzen Sequenzabschnitt auf, den Ursprungspunkt 
der Replikation (ori), an dem im Zusammenspiel 
mit einer Reihe von aus der Zelle zur Verfügung 
gestellten Enzymen die Vermehrung des DNA-Mo-
leküls startet (s. a. Abbildung 2-10). Je nach Art die-
ses Abschnitts teilt man die Plasmide in Gruppen 
ein. Plasmide mit identischen Ursprungspunkten 
können in einer Wirtszelle nicht koexistieren, sie 
sind inkompatibel. Sie werden daher einer be-
stimmten gemeinsamen Inkompatibilitätsgruppe 
zugerechnet. Wenn daher gelegentlich in der Gen-
technologie zwei Plasmide nebeneinander existie-
ren sollen, so müssen sie aus zwei verschiedenen 
Inkompatibilitätsgruppen stammen (s. u.). 

2.5.2.2 Plasmid-Übertragung durch Konjugation 

Neben dem charakteristischen Ursprungspunkt der 
Replikation können Plasmide einen Sequenzab-
schnitt tragen, der die sog. Transfergene beherbergt 
(s. a. Abbildung 2-10). Die Produkte dieser Gene — 
wiederum zusammen mit bestimmten Sequenzbe-
reichen — erlauben den Transfer der Plasmide zwi-
schen verschiedenen Bakterienzellen. Dazu bedarf 
es eines physischen Kontaktes zwischen den Bakte-
rienzellen, der durch bestimmte Oberflächenstruk-
turen vermittelt wird, durch die sog. Pili. Durch sie 
wird im Prozess der Konjugation die Plasmid-DNA 
von der Donor- auf die plasmidfreie Rezipienten-
zelle übertragen. Donorzellen, die bestimmte sog. 
konjugative Plasmide mit Transfergenen enthalten, 
werden in Analogie zur geschlechtlichen Vermeh-
rung bei Säugern auch als männliche Bakterien be-
zeichnet. Die Konjugation ist unter bestimmten Be-
dingungen ein sehr effizientes Phänomen. Antibio-
tikaresistenzen z. B., die auf solchen Plasmiden ko-
diert sind, können daher in Krankenhäusern oder 
unter Laboratoriumsbedingungen außerordentlich 
schnell übertragen werden und sich in einer Bakte-
rienpopulation ausbreiten. Da die Konjugation aber 
von einem physischen Kontakt zwischen zwei Bak-
terienzellen abhängig ist, sinkt ihre Effizienz mit 
dem Quadrat der Zellkonzentration. In Bakterien-
populationen in der Umwelt wird dieses Phänomen 

der Genübertragung daher nur sehr selten beobach-
tet. 

2.5.2.3 Plasmid-Übertragung durch Transfektion 

In der Gentechnologie wird meist — aus Gründen 
der biologischen Sicherheit — mit Plasmiden gear-
beitet, denen die Transfergene fehlen oder entfernt 
wurden. Solche Plasmide können dann nicht mehr 
durch Konjugation, sondern müssen durch sog. 
Transfektion in die Bakterienzellen eingebracht 
werden. Dazu werden die Bakterienzellen von ihrer 
Zellwand befreit und zu Protoplasten gemacht. In 
Gegenwart bestimmter Metallionen gelingt es 
dann, die verbleibende Zellmembran für die Plas-
mid-DNA so zu öffnen, daß dabei die Zelle als solche 
erhalten bleibt und nach Aufnahme der DNA wie-
der zu einer intakten, lebenden Bakterienzelle rege-
nerieren kann. Nach dem heutigen Stand  der Tech

-nik lassen sich auf diese Weise mit einem Mikro-
gramm Plasmid-DNA ca. 10 8  Bakterien transformie-
ren. Dies ist recht ineffizient, wenn man bedenkt, 
daß dieses eine Mikrogramm DNA ca. 10 11  Molekü-
len entspricht und somit nur eines von 1 000 DNA

-

Molekülen in eine Bakterienzelle einzubringen ist. 
Dennoch sind diese Zahlenverhältnisse für die Pra-
xis durchaus akzeptabel, vor allem weil es effiziente 
Verfahren gibt, die Bakterien mit dem aufgenom-
menen Plasmid von denen ohne Plasmid zu unter-
scheiden (s. u.). 

Schwierigkeiten entstehen immer dann, wenn es 
Bakteriensysteme gibt — leider nicht allzu selten — 
die  nicht transformiert werden können, weil sie z. B. 
die Protoplastierung nicht lebend überstehen. Hier 
bleibt dann nur das Prinzip der Konjugation übrig. 
Plasmide mit Transfergenen haben nämlich die Ei-
genschaft, nicht nur sich selbst, sondern auch an-
dere Plasmide durch Konjugation übertragen zu 
können, solange diese nur die notwendigen Signal-
sequenzen — auch Mobilisierungsfunktionen ge-
nannt — auf der DNA tragen. Wichtige Beispiele für 
diese Anwendung sind z. B. die Rhizobien, eine 
Klasse von Bodenbakterien, die in Symbiose mit 
gewissen Pflanzen leben und für diese die Fixie-
rung von Stickstoff aus der Luft und dessen Um-
wandlung in Ammoniak erledigen. Deren geneti-
sche Manipulation ist daher nicht uninteressant, 
kann aber nicht durch Transformation mit nackter 
Plasmid-DNA, sondern nur über Konjugation ge-
schehen. 

2.5.2.4 Schaukelvektoren 

Die Ursprungspunkte der DNA-Replikation aus 
Bakterien sind in eukaryotischen Mikroorganis-
men, wie etwa den Hefen, unwirksam. Man hat 
jedoch in Hefen ebenfalls Plasmide gefunden, die 
sich effizient im Zellkern von Hefezellen ver-
mehren und zu Vektoren umgebaut werden können. 
In vielen dieser Vektoren ist meist noch eine bakte-
rielle Startstelle für die DNA-Replikation einge-
baut, so daß sie sich sowohl in der Hefezelle als 
auch in Bakterienzellen vermehren können. Man 
spricht in diesem Fall von sog. Schaukel- oder 
„shuttle"-Vektoren. Dieses Konzept spielt vor allem 
auch bei Vektoren für Säugerzellen eine große Rol- 
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le. Die meisten gentechnischen Manipulationen las-
sen sich doch sehr viel einfacher und effizienter in 
Bakterienzellen durchführen, so daß man erst nach 
Abschluß aller Vorarbeiten, z. B. der Herstellung ge-
nügend großer Mengen an Plasmid-DNA, mit dem 
fertigen Vektor in die Hefezelle oder die Säuger-
zelle gehen muß. Auch in der Natur werden Schau-
kelviren gefunden, z. B. sog. a-Viren. Diese können 
sowohl Insekten- als auch Säugerzellen als Wirt 
verwenden (Semliki Forest Virus, Chikungunja, 
Sindbis). 

2.5.2.5 Viren als Vektoren 

Neben den Plasmiden werden in der Gentechnolo-
gie auch Viren als Vektoren eingesetzt. Als Prinzip 
gilt immer, daß diese Viren oft überschüssige DNA 
in ihrem Genom tragen, die sie für ihre Vermeh-
rung eigentlich nicht brauchen und die daher durch 
fremde DNA ersetzt werden kann. Gegenüber Plas-
miden haben diese viralen Systeme beachtliche 
Vorteile. Sie führen zu höheren Kopienzahlen; sie 
lassen sich wesentlich effizienter transformieren; 
sie erlauben oft die Aufnahme sehr viel längerer 
DNA-Stücke und gestatten es schließlich in beson-
deren Fällen, die zu klonierende DNA sogar in ein-
zelsträngiger Form zu erhalten. Ein Prototyp der 
Virusvektoren ist der Phage Lambda. Bei einer 
Länge von 48 000 Basenpaaren kann man ca. 20 000 
Basenpaare entfernen und durch fremde DNA er-
setzen, ohne seine Vermehrung zu beeinträchtigen. 
Wichtig ist, daß die rekombinierten DNA-Moleküle 
aus viralen und fremden DNA-Anteilen in vitro in 
leere Phagenköpfe verpackt werden können. Dabei 
entstehen dann intakte Viruspartikel, mit denen an-
schließend Bakterienzellen infiziert werden kön-
nen. Die Effizienz dieser Infektion ist um Größen-
ordnungen besser als die Transfektion von Bakte-
rienzellen und erreicht Verhältnisse von einem Vi-
ruspartikel pro Zelle (bei der Transfektion waren 
ca. 1 000 DNA-Moleküle pro Zelle notwendig). In der 
Bakterienzelle vermehrt sich anschließend das Vi-
rus bis es nach ca. 20-30 Minuten zum Tod der 
Zelle unter Freisetzung von mehreren 1 000 Virus-
partikeln kommt. Dieses Phänomen manifestiert 
sich in der Ausbildung von Löchern — auch Plaques 
genannt — in einem Rasen lebender Bakterien. Je-
des dieser Löcher, die mit der Zeit durch Infektion 
benachbarter Zellen immer größer werden, ist ur-
sprünglich durch Infektion eines Bakteriums mit 
einem Phagen entstanden, der ein einziges rekom-
biniertes DNA-Molekül enthielt. Ein Phagenplaque 
enthält daher eine einheitliche Population rekombi-
nierter DNA-Moleküle. Da man auf einem Bakte-
rienrasen von 10 cm Durchmesser ohne weiteres 
20 000 Plaques erkennen kann, erlaubt diese Me-
thode auch ein Sortieren von DNA-Molekülen aus 
komplexen DNA-Gemischen. Wie schon mehrfach 
erwähnt, lassen sich komplexe Genome, wie etwa 
das des Menschen, mit Restriktionsenzymen in 
mindestens eine Million oder mehr spezifische 
Fragmente einer Größe von etwa 20 000 Basenpaa-
ren zerlegen. Diese Fragmente können in Phagen-
DNA kloniert und — anschließend bei 20 000 pro 
Petrischale — auf ca. 50-100 Petrischalen ausge-
breitet und damit vereinzelt werden. Man nennt das 
z. B. in einem Phagenvektor dieser Art klonierte 

Gemisch von DNA-Fragmenten, das das gesamte 
Genom eines Organismus repräsentiert, eine Gen-
bank. Jeder Plaque enthält und repräsentiert ein 
einziges, spezifisches DNA-Fragment aus diesem 
Genom. Mit einer geeigneten DNA-Sonde kann 
man schließlich auf der Petrischale nach dem ge-
wünschten Gen suchen (Abbildung 2-12). 

Abbildung 2-12 

Nachweis einzelner Genfragmente durch 
Hybridisierung mit einer DNA-Sonde 

(Lawn und Vehar, 1986) 
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2.5.3 Methoden zum Transfer und zur 
Vermehrung von DNA in höheren Zellen 
incl. Pflanzen 

2.5.3.1 Das Affenvirus SV 40 als Vektor 

Prinzipiell sind die Methoden, Konzepte und Vehi-
kel zum Transfer rekombinierter DNA in Säuger-
zellen nicht anders als in Bakterienzellen. Die Ei-
genschaften einiger Virusgenome konnten derart 
verändert werden, daß sie sich de facto wie Plas-
mide höherer Zellen verhalten. Eine wichtige Rolle 
spielen hier das sog. Affenvirus 40, auch SV 40 ge-
nannt, sowie die sog. Retroviren. Das SV 40 besitzt 
ein ringförmiges DNA-Genom einer Länge von ca. 
5 200 Basenpaaren und vermehrt sich in Affenzel-
len. Zur Vermehrung bedarf es ebenfalls eines Ur-
sprungspunktes der DNA-Replikation sowie eines 
besonderen Proteins, des sog. Tumor- oder T-Anti-
gens, das auf der einen Hälfte des Virusgenoms 
kodiert ist. Die andere Hälfte kodiert für die Hüll-
proteine des Virus. Ersetzt man sie durch fremde 
DNA, so vermehrt sich das rekombinierte DNA-
Molekül zwar zu hohen Kopienzahlen in Affenzel-
len, mangels Hüllprotein wird jedoch kein Viruspar-
tikel freigesetzt. Beachtet werden muß bei diesen 
Konstruktionen, daß die fremde DNA die für die 
Expression notwendigen Signale enthält, also auch 
die für die Gene höherer Zellen charakteristischen 
Introns oder intervenierenden Sequenzen. Ohne 
diese (und andere) Signale kann keine intakte 
mRNA und damit auch kein Protein gebildet wer-
den. 

Das beschriebene System vermehrt sich nur in M-
fenzellen. Die SV 40-DNA läßt sich aber auch in 
menschliche Zellen einbringen. Dort kann sie sich 
allerdings nicht vermehren, so daß bei jeder Zelltei-
lung das rekombinierte DNA-Molekül einfach her-
ausverdünnt wird. Es kommt jedoch in diesem Zeit-
raum, da der Mechanismus der Genexpression in 
Säugern ähnlich ist, zu einer vorübergehenden oder 
transienten Genexpression, d. h. zur vorübergehen-
den Produktion des gewünschten Proteins. Dieses 
Verfahren kann bei dem langen Vermehrungszy-
klus der Zellen (12-30 Stunden) durchaus sogar in 
der Praxis zur Produktion ausreichender Mengen 
eines Proteins angewandt werden. 

Auch und vor allem in diesem System spielt das 
Konzept der Schaukelvektoren eine große Rolle. So 
tragen die meisten dieser viralen Vektoren einen 
Plasmidanteil mit einem in E. coli aktiven Repli-
kon. Dieses erlaubt die Durchführung der Vektor-
konstruktionen in E. c o 1 i, bevor schließlich in die 
Säugerzellen gegangen wird bzw. gegangen werden 
muß. 

2.5.3.2 Das Rinderpapillomvirus als Vektor 

Andere virale Vektoren, die zu Zwecken der Gen-
technologie adaptiert wurden, sind das Rinderpapil-
lom-Virus, das sich in Mäusezellen wie ein Plasmid 
vermehrt, sowie das Vaccinia-Virus. Das letztere Vi-
rus ist aus der Pockenimpfung gut bekannt, die 
allerdings seit 1980 eingestellt ist. Pockenviren ha-
ben ein sehr großes Genom, das ohne weiteres die 
Gene nicht nur für ein einziges, sondern gleichzei-
tig für mehrere Hüllproteine anderer Viren aufneh-
men könnte. Ein entsprechender Einsatz in der 
Schutzimpfung würde dann zu einem mehrfachen 
Schutz führen. Wie weit allerdings hier die alten 
Risiken der Pockenimpfung gegen diese Vorteile ei-
nes multivalenten Impfstoffs aufgewogen werden 
können, ist noch Gegenstand zahlreicher Untersu-
chungen. 

2.5.3.3 Retroviren als Vektoren 

Eine zentrale Rolle als Vektoren in eukaryotischen 
Zellen spielen die Retroviren. Sie weisen zwei be-
sondere Vorteile als Vektorsysteme auf: Sie erlau-
ben das Eindringen rekombinierter DNA in das Ge

-

nom, d. h. in die chromosomale DNA der Wirtszelle; 
sie sind in ihrer Wirtsspezifität leicht zu verändern 
und können daher ein breites Spektrum von Säu-
gerzellen infizieren. Das Genom der Retroviren ist 
ein RNA-Molekül einer Länge von ca. 8 000 Basen, 
auf denen drei bis vier Gene angeordnet sind. Zwei 
dieser Gene kodieren für Hüllproteine, eines für die 
sog. reverse Transkriptase und ein viertes gelegent-
lich für ein sog. Tumorgen (s. u.). Zur Vermehrung 
wird das RNA-Genom in der infizierten Zelle mit 
Hilfe der viralen reversen Transkriptase in eine 
DNA-Kopie umgewandelt. Diese DNA-Kopie wird 
anschließend in die Zell-DNA an beliebiger Stelle, 
d. h. unspezifisch, eingebaut (Abbildung 2-13). 
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Abbildung 2-13 

Voraussetzung für das Integrationsereignis ist die 
Gegenwart charakteristischer, identischer Sequenz-
abschnitte an den beiden Enden des DNA-Moleküls, 
die, je nach Retrovirus, ca. 200 bis 1 000 Basenpaare 
lang sind und als LTR-Regionen (Long Terminal 
Repeats) bezeichnet werden. Aufgrund der Existenz 
defekter Retroviren weiß man heute, daß jede DNA

-

Sequenz, solange sie sich nur innerhalb zweier sol-
cher Sequenzbereiche befindet, in die chromoso-
male DNA eingebaut werden kann. Defekte Viren 
können sich natürlich nicht mehr selbständig ver-
mehren, sie brauchen hierzu ein sog. Helfervirus, 
das die für die Vermehrung notwendigen Hüllpro-
teine sowie die reverse Transkriptase liefert. Dies 
erscheint zunächst für die Praxis problematisch. 
Um etwa in der Gentherapie ein bestimmtes Gen in 
Stammzellen des Knochenmarks einzubringen, 
müßte dieses in einen Retrovirusvektor innerhalb 
zweier LTR-Sequenzen einkloniert werden. Um aus 
einer solchen Vektorkonstruktion eine Viruspräpa-
ration zu erhalten, mit der anschließend die Stamm-
zellen zu infizieren wären, würde man dann ein 
Helfervirus benötigen. Die Viruspräparation ent-
hielte also ein Gemisch zweier Viren, den ge-
wünschten Retrovirusvektor mit dem zu übertrage-
nen Gen sowie das Helfervirus. Die Helferviren 
sind jedoch unerwünscht, da sie, wenn auch mit lan-
gen Latenzzeiten, als Tumorviren wirken, d. h. 
schließlich im Wirtsorganismus zur Ausbildung von 
Tumoren führen. Glücklicherweise gibt es hier ei-
nen eleganten Ausweg. Ein Retrovirus kann nur 
dann zu einem Virus verpackt werden, wenn es 

einen charakteristischen, kurzen Sequenzabschnitt, 
die Verpackungssequenz, aufweist. Wenn man die-
sen Sequenzabschnitt im Helfervirus deletiert, ent-
fernt, dafür aber im Vektor beläßt, so produziert das 
Helfervirus zwar weiterhin die zur Verpackung nö-
tigen Hüllproteine; wegen der fehlenden Verpak-
kungssequenz kann aber das eigene Genom nicht 
zum Viruspartikel verpackt werden, sehr wohl aber 
das des Vektors. So entstehen Helfervirus-freie Vi-
ruspräparationen, die nur noch defekte Genome mit 
rekombinierter DNA enthalten. 

Diese Präparationen können dann zur Infektion 
von z. B. Stammzellen des Knochenmarks einge-
setzt werden. Die fremde DNA wird integriert wer-
den; mangels Helfervirus kommt es jedoch nicht zu 
einer Virusvermehrung. Das fremde Gen — als Vi-
rus eingeführt — verliert seinen viralen Charakter 
und verhält sich wie jedes andere Gen auch. 

Die Stabilität solcher Gene zwischen retroviralen 
LTR-Regionen ist jedoch nicht absolut. In bestimm-
ten experimentellen Systemen, z. B. bei Maus-
inzuchtstämmen, konnten sie durch Behandlung 
mit mutagenen Chemikalien oder durch zusätzliche 
Infektionen aktiviert werden. Beim Menschen gibt 
es bislang keine Hinweise darauf, daß eine derar-
tige Aktivierung möglich wäre, oder daß ein endoge-
nes, d. h. in menschlicher, chromosomaler DNA nor-
malerweise vorhandenes Retrovirus als Helfervirus 
dienen könnte. Immerhin gilt es, diese Möglichkeit 
immer in Betracht zu ziehen und daher besonders 
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in der Anfangsphase der Gentherapie mit Retrovi-
ren, die infizierten Zellen auf solche Helferviren zu 
testen. 

2.5.3.4 Weitere Methoden für den DNA-Transfer 

Die Möglichkeit, einen Vektor als Viruspartikel in 
eine Zelle einzubringen, ist, wie wir schon bei den 
Bakterienviren gesehen haben, wegen der Wirk-
samkeit des DNA-Transfers immer bestechend. In 
Viruspartikel kann jedoch wegen der Größenbe-
schränkung der Partikel selbst nicht beliebig viel 
DNA eingebaut werden. Überdies ist in den meisten 
Fällen, wie z. B. bei dem erwähnten SV 40, das für 
Affenzellen spezifisch ist, die Wirtsspezifität extrem 
eingeschränkt. Bei Retroviren läßt sie sich jedoch 
verändern. Hier hängt sie nur von der Natur des 
Hüllproteins ab. Infiziert man z. B. Mäusezellen 
gleichzeitig mit einem rekombinierten Retrovirus, 
das nur in Mäusezellen wächst, und einem anderen 
Retrovirus, das sowohl in Mäusen als auch in 
menschlichen Zellen sich vermehrt, so wird in der 
gemischten Infektion das rekombinierte Genom 
auch mit dem Hüllprotein desjenigen Virus ver-
packt werden, das sich ursprünglich in beiden Sy-
stemen vermehrte. Das rekombinierte Virus kann 
nun auch in menschlichen Zellen wachsen. Diese 
„Wo lf-im-Schafspelz-Strategie" erlaubt es, rekombi-
nierte Retroviruskonstruktionen für Zellen unter-
schiedlichster Spezies herzustellen. 

Da es nicht immer möglich ist, rekombinierte DNA 
in einem Viruspartikel verpackt in Säugerzellen 
einzubringen, wurden hierzu auch andere Metho-
den entwickelt, die von zunehmender Bedeutung 
sind. 

— In der sog. Kalziumphosphatmethode wird die 
nackte DNA den Zellen zusammen mit einem 
unlöslichen Kalziumphosphatniederschlag ange-
boten. 

— Die sog. Liposomen-Methode umgibt die DNA 
mit einer künstlichen Zellmembran, die nur aus 
Lipiden besteht, aber kein Membranprotein ent-
hält. 

— Ein besonders wirksames Verfahren ist die sog. 
Elektroporation. Hier werden die Zellen sehr 
kurzen Stromimpulsen großer Feldstärken aus-
gesetzt und damit für die DNA kurzfristig durch-
lässig gemacht, ohne insgesamt die Zellen zu 
zerstören. Das Verfahren, das sehr schonend ist, 
spielt heute vor allem für die Einschleusung von 
DNA in Pflanzenzellen eine große Rolle. 

2.5.3.5 DNA-Transfer in Pflanzen 

Bei Pflanzen hat sich noch ein anderes System des 
DNA-Transfers als sehr effizient erwiesen, die sog. 
genetische Kolonisierung (Abbildung 2-14). 

Abbildung 2-14 

Transformation von Pflanzenzellen durch Agrobacterium tumefaciens 
(Chilton, 1984) 

Ein Tumor bildet sich, wenn A.-tumefaciens-Bakterien aus dem Boden in eine Wunde eindringen, was gewöhnlich am Wurzelhals 
(der Verbindung zwischen Wurzel und Sproß) geschieht, und sich an einzelne Pflanzenzellen heften (1). Ein virulentes Bakterium 
enthält neben seiner chromosomalen DNA ein Ti-Plasmid (2). Dessen T-DNA wird im Verlauf der Infektion in die Zelle eingeschleust 
und in deren chromosomale DNA eingebaut (3). So transformierte Zellen wuchern und bilden eine Wurzelhaisgalle (4). Kennzei-
chen der Tumorzellen ist, daß sie Opine synthetisieren: Verbindungen, die den in der Galle hausenden Bakterien als Nährstoffe 
dienen. Zwei besonders gut untersuchte Opine sind Octopin und Nopalin. Das in einem bestimmten Bakterienstamm enthaltene 
Plasmid induziert nur die Synthese jeweils eines speziellen Opins. 
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Bestimmte Pflanzen, vor allem die Zweikeimblät-
trigen, sind anfällig für sog. Wurzelhalsgallentumo-
re, die von einem Bodenbakterium, dem Agrobac-
terium tumefaciens, hervorgerufen werden. 
Diese Bakterien enthalten ein sehr großes Plasmid, 
das tumorinduzierende, oder Ti-Plasmid, das für die 
Tumorentstehung verantwortlich ist. Bei der Inter-
aktion zwischen plasmidhaltigen Bakterien und 
Pflanzenzellen wird ein ca. 20 000 Basenpaare gro-
ßer Teil dieses Plasmids in die chromosomale DNA 
der Pflanzenzelle übertragen. Auf diesem Abschnitt 
des Ti-Plasmids, auch T-DNA (Tumor-DNA) ge-
nannt, liegt eine Reihe von Genen, die einmal die 
Tumorentstehung bewirken und die zum anderen 
für die Synthese seltener Verbindungen, der sog. 
Opine verantwortlich sind. Die Agrobakterien benö-
tigen diese Verbindungen zu ihrem Wachstum und 
lassen diese, da sie es nicht selbst können, in Pflan-
zenzellen für sich herstellen. 

Wichtig für die Gentechnologie ist nun zweierlei: 
Einmal ist die T-DNA, ähnlich wie die retrovirale 
DNA, von bestimmten DNA-Sequenzen flankiert, 
zwischen denen jede Art von DNA über diesen Me-
chanismus übertragen werden kann; zum anderen 
lassen sich die für die Tumorbildung verantwortli-
chen Gene aus der T-DNA entfernen, ohne daß dies 
den DNA-Transfer beeinträchtigen würde. Mit die-
sem Verfahren können daher beliebige Gene, so-
lange sie nur von T-DNA flankierenden Sequenzen 
eingerahmt sind, in Pflanzenzellen übertragen wer-
den, wobei die Integrationsstelle wiederum unspezi-
fisch ist. 

Das Verfahren ist bei den wirtschaftlich bedeuten-
den Pflanzen, wie Reis und Weizen, und ganz allge-
mein bei den Gräsern, nicht anwendbar, so daß hier 
auf die erwähnte Elektroporation von Protoplasten 
zurückgegriffen werden muß. Die hohen Effizien-
zen des Agrobacteriumsystems sind jedoch hier 
nicht erreicht worden. Als eine neue Alternative 
bietet sich bei den Gräsern die direkte Injektion 
von DNA in junge Keimlinge an. 

Bei einer Reihe von Pflanzen können aus isolierten 
somatischen Zellen intakte Pflanzen regeneriert 
werden. Die Gräser bilden auch hier bislang eine 
Ausnahme. Bei Nachtschattengewächsen aber ist 
es beispielsweise möglich, nach dem Einbringen der 
fremden DNA aus den Protoplasten ganze Pflanzen 
zu regenerieren, die in jeder ihrer Zellen, d. h. in 
Wurzeln, Stämmen, Blüten, Blättern und anderen 
Organen, die rekombinierte DNA enthalten. Es wird 
nicht immer erwünscht sein, derartige Gene (wie 
bestimmte natürliche Gene auch) immer gleichzei-
tig und in all diesen Organen zu aktivieren, so daß 
hier der Einsatz zellspezifischer Signalsequenzen, 

die z. B. auf Licht reagieren, in Zukunft eine bedeu-
tende Rolle spielen wird. Hier bedarf es noch aus-
giebiger Grundlagenforschung. 

2.5.4 Methoden des Nachweises von DNA 

2.5.4.1 Nachweis von Genen in DNA-Gemischen 

2.5.4.1.1 Blottingverfahren 

Zur Identifizierung spezifischer DNA-Abschnitte in 
komplexen DNA-Gemischen, wie sie etwa bei der 
Verdauung von menschlicher DNA mit Restrik-
tionsenzymen entstehen, bedient man sich der sog. 
Blotting-Verfahren (aus dem Englischen to blot = 
ablöschen, auf Löschpapier übertragen) (Abbil-
dung 2-15). 

Ein Gemisch von DNA-Fragmenten wird auf einer 
Gelmatrix im elektrischen Feld der Größe nach, 
z. B. über einen Bereich von ca. 20 cm aufgetrennt. 
In einem Flüssigkeitsstrom werden die aufgetrenn-
ten DNA-Moleküle anschließend auf ein Papier-
oder Nylonfilter derart übertragen, daß das ur-
sprüngliche Muster der aufgetrennten Moleküle er-
halten bleibt. Auf diesem Filter, das mechanisch 
sehr viel stabiler ist als die wässrige Gelmatrix, auf 
der vorher das Fragmentgemisch aufgetrennt wor-
den war, läßt sich nun jedes beliebige Gen leicht 
identifizieren. Man benötigt dazu eine sog. DNA

-

Sonde oder -Probe mit der Sequenz des gesuchten 
Gens. Es genügen hier allerdings oft schon Teilse-
quenzen mit Längen von ca. 30 Basenpaaren an auf-
wärts. Die DNA-Probe wird radioaktiv oder auch 
neuerdings mit nicht-radioaktiven Mitteln markiert 
und mit dem Filter zusammen inkubiert. Findet sie 
unter den vielen Millionen an das Filter gebunde-
nen Fragmenten eines, das eine komplementäre Se-
quenz aufweist, so bildet es mit diesem entspre-
chend den Regeln der Basenpaarung einen Doppel-
strang. Das Filter wird nun unter Bedingungen ge-
waschen, bei welchen unspezifisch gebundene Son-
den-DNA nicht binden kann, spezifisch über Basen-
paarung gebundene Sonden-DNA aber auf dem Fil-
ter bleibt. Anschließend wird auf einem auf das Fil-
ter gelegten Röntgenfilm die Position des Fragmen-
tes identifiziert. Die ungefähre Größe des Frag-
ments läßt sich über einen Vergleich mit der Posi-
tion von Fragmenten bekannter Größe leicht ab-
schätzen. Das Verfahren wird nach dem englischen 
Wissenschaftler Ed Southern auch Southern-Blot-
ting genannt. Obwohl Himmelsrichtungen hiermit 
nichts zu tun haben, spricht man bei vergleichbaren 
Analysen von RNA-Gemischen von Northern-Blot-
ting, bei Proteinanalysen von Western-Blotting. 
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Abbildung 2-15 

Southern Blotting 
(nach Watson et al., 1985) 

Eukaryotische DNA wird mit einem Restrik-
tionsenzym (oder mehreren) gespalten und in 
einem Agarosegel elektrophoretisch der 
Größe nach aufgetrennt. Das Gel wird dann 
auf ein Nitrocellulosefilter gelegt und — in 
Richtung Filter — eine Pufferlösung hindurch-
geleitet. Die DNA-Fragmente werden so auf 
das Filter übertragen und dann do rt  gebun-
den. Damit erhält man eine originalgetreue 
Kopie des Bandenmusters. Läßt man danach 
eine geeignete radioaktiv markierte Gen-
sonde mit der DNA hybridisieren, so werden 
die gesuchten DNA-Fragmente nach der Au-
toradiographie anhand der Filmschwärzung 
erkennbar. 
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2.5.4.1.2 Der Einsatz von DNA-Sonden am Beispiel 
der Sichelzellanämie 

Die Blottingverfahren sind außerordentlich emp-
findlich und erlauben daher auch eine sichere und 
schnelle Analyse genetischer Defekte. In der Si-
chelzellanämie z. B. ist der normale Glutaminsäure-
rest (Codon GAG) in der Position 6 der 146 Amino-
säuren langen Kette des β-Globins durch Valin (Co-
don G7G) ersetzt. Es hat also nur ein einziger Ba-
senaustausch, von A nach T, stattgefunden. Man 
kann nun eine DNA-Sonde herstellen, ein syntheti

-

sches, 19 Basen langes Oligonukleotid, das komple-
mentär zur normalen β-Globinsequenz in diesem 
Bereich ist. Das Oligonukleotid wird anschließend 
markiert und mit der in einer Southern-Analyse 
aufgetrennten DNA eines gesunden und eines kran-
ken Individuums hybridisiert. Diese Hybridisierung 
muß unter Bedingungen stattfinden, die es dem 19 
Basen langen Oligonukleotid erlauben, mit der nor-
malen DNA ein stabiles Hybridmolekül zu bilden, 
nicht aber mit der DNA des kranken Individuums 
(Abbildung 2-16). 

Abbildung 2-16 

Diagnose der Sichelzellanämie mit einer DNA-Sonde 
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Obwohl der Unterschied nur ein einziges Basen-
paar ausmacht, lassen sich entsprechende Reak-
tionsbedingungen finden. Hierbei kommt es sehr 
auf die Waschtemperatur an. Bei niedriger Tempe-
ratur, 4 °C, bindet das Oligonukleotid sowohl an 
normale als auch an mutierte DNA. Bei 55 °C bindet 
nur noch das perfekt mit der DNA gesunder Indivi-
duen basengepaarte Oligonukleotid. 

Ein anderes diagnostisches Prinzip beruht darauf, 
daß durch die Punktmutation (A nach T) eine 
Schnittstelle für das Restriktionsenzym Ddel verlo-
ren geht. Dieses schneidet normale DNA an der 
Erkennungsstelle CTGAG, aber nicht an der Sichel-
zellmutation CTGTG (Abbildung 2-17). 

Abbildung 2-17 

Nachweis des Sichelglobingens durch 
Southern-Hybridisierung 
(Watson et al., 1985) 

Der Basenaustausch (A—>T), der die Sichelzellanämie verur-
sacht, zerstört eine Ddel-Restriktionsstelle, die auf dem norma-
len β-Globingen vorhanden ist. Dadurch verändert sich das 
Fragmentmuster, was sich mit der Southern-Hybridisierung 
nachweisen läßt. 

Zum Nachweis der Sichelzellmutation auf dieser 
Basis schneidet man also normale und Sichelzell-
DNA mit dem Enzym Ddel und trennt sie in einer 
Southern-Analyse auf. Nach Hybridisierung mit ei

-

ner entsprechenden, β-Globin-spezifischen Probe 
liefert die normale DNA zwei Banden mit Längen 
von 201 und 175 Basenpaaren, die Sichelzell-DNA 
nur eine einzige Bande von 201 plus 175 = 376 
Basenpaaren. Da die Fünfer-Erkennungssequenz 
für Ddel, CTGAG, recht häufig auf der DNA vor-
kommt und somit zu sehr vielen kleinen Fragmen-
ten führt, die in der Routine schwerer zu analysie-
ren sind als größere Fragmente, zieht man in die-
sem Beispiel heute das Enzym MstII vor. Es schnei-
det an der Stelle CCTNAGG und erzeugt im fragli-
chen Genbereich aus DNA gesunder Individuen ein 
1 100, aus Sichelzell-DNA ein 1 300 Basenpaare lan-
ges DNA-Fragment. 

Es sind z. Z. ca. 189 Mutationen in der β-Globin-
Kette des Menschen bekannt, von denen eine die 
Sichelzellanämie darstellt. Diese Mutationen er-
strecken sich über nahezu alle 146 Codons des β -
Globin-Gens. Etwa 40 % von diesen zerstören eine 
oder mehrere Schnittstellen für Restriktionsen-
zyme und können daher auf der Basis des obenge-
nannten Prinzips analysiert werden. 

2.5.4.1.3 Das Prinzip der Polymorphismus-Analyse 

In einigen Fällen tritt eine Mutation innerhalb ei-
nes Gens zusammen mit einer Mutation in einem 
benachbarten DNA-Abschnitt auf. Diese Mutation 
in einem benachbarten DNA-Abschnitt kann sich 
z. B. im Auftreten oder Verlust einer Schnittstelle 
manifestieren. Wenn der Mutationsort im fragli-
chen Gen selbst nicht lokalisiert ist und auch nicht 
durch Verlust oder Auftreten einer Schnittstelle zu 
erkennen ist, so läßt sich dennoch dieser Defekt 
durch die Assoziation mit der Mutation im benach-
barten DNA-Abschnitt identifizieren. Für den Fall, 
daß die außerhalb liegende Schnittstelle ausschließ-
lich mit dem mutierten Gen, aber nicht mit dem 
normalen Gen (oder umgekehrt) assoziiert wäre, 
müßte ein Individuum, das diese Schnittstelle erbt, 
dann auch gleichzeitig das mutierte Gen geerbt ha-
ben. Man spricht hier auch von einem sog. Polymor-
phismus oder polymorphen Marker, d. h. einer Si-
tuation, in welcher verschiedene Individuen einer 
Spezies (also etwa des Menschen) in ihrem Genom 
am gleichen Genort unterschiedliche DNA-Sequen-
zen aufweisen. Man unterscheidet in der Humange-
netik zwei Varianten von Polymorphismus. Im ei-
nen Fall ist derselbe Polymorphismus, also etwa 
eine bestimmte Schnittstelle, immer mit demselben 
mutierten Gen in vielen verschiedenen oder sogar 
allen Individuen assoziiert. Im anderen Fall ist ein 
mutiertes Gen mit verschiedenen Polymorphismen 
in verschiedenen Individuen verknüpft. 

Der erste, etwas einfachere Fall, tritt z. B. auch im 
Zusammenhang mit der Sichelzellanämie auf. Hier 
konnte beobachtet werden, daß das normale β-Glo-
bin-Gen immer mit einem 7 600 Basenpaaren gro-
ßen HpaI-Fragment, das Sichelzell- β-Globin-Gen 
aber mit einem 13 000 Basenpaare großen HpaI-
Fragment verknüpft ist (Abbildung 2-18). 
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Abbildung 2-18 

Hpal-Polymorphismus und Globingen ohne 
und mit Sichelzellmutation 

(Watson et al., 1985) 

Leider ist die Assoziation nicht perfekt. Bei der 
schwarzen Bevölkerung im Westen der USA beträgt 
sie ca. 80 %, d. h. 20 % der Sichelzell- β-Globin-Gene 
liegen nicht auf einem 13 000, sondern auf einem 
7 600 Basenpaare großen DNA-Fragment. Für diese 
Individuen würde also die Polymorphismusanalyse 
zu einer entsprechenden Fehldiagnose führen. 
Durch die Erkennung zusätzlicher Polymorphis-
men, vor allem dem einer benachbarten HindIII-
Schnittstelle ist die Fehlerrate inzwischen auf unter 
1 % reduziert worden. 

Die besondere Verteilung der Sichelzellmutation 
auf verschieden großen HpaI-Fragmenten ist mit 
der Herkunft der schwarzen Bevölkerung der USA 
aus Westafrika korreliert. Sie stammt vor allem aus 
Ghana und Nigeria, wo die dort sehr verbreitete 
Sichelzellmutation mit einem 13 000 Basenpaaren 
großen HpaI-Fragment korreliert ist, während z. B. 
in Südafrika oder Kenia die Sichelzellmutation mit 
dem 7 600 Basenpaare großen Fragment verknüpft 
ist. Die Sichelzellmutation hat sich offenbar vor un-
terschiedlichem genetischen Hintergrund in ver-
schiedenen Populationen ereignet, stabil erhalten 
und sich sogar ausgebreitet, vermutlich weil sie 
eine gewisse Resistenz gegen Malaria verleiht. 

In einer zweiten Variante des Polymorphismus ist 
ein mutiertes Gen nicht immer mit einem bestimm

-

ten DNA-Fragment, sondern mit unterschiedlich 

großen Fragmenten verknüpft (korreliert). Hier ist 
es also sinnlos, die DNA eines einzigen Individuums 
zu analysieren, da eben in der Bevölkerung das mu-
tierte und das normale Gen mit Fragmenten unter-
schiedlicher Größe korreliert vorkommen und ein 
bestimmtes Muster daher nicht unbedingt auf die 
Gegenwart des mutierten Gens schließen läßt. In 
diesem Falle hat es aber sehr wohl Sinn, in Fami-
lien zu analysieren, da man natürlich davon ausge-
hen kann, daß bestimmte Muster innerhalb einer 
Familie korrekt auf die Nachkommen vererbt wer-
den. Ist also bei den Eltern oder einem Elternteil 
ein besonderes Muster von DNA-Fragmenten mit 
einem mutierten Gen verknüpft, so würde das Auf-
treten dieses Musters auch in den Nachkommen 
(aber natürlich nicht in nichtverwandten Individu-
en) auf die Gegenwart des mutierten Gens hindeu-
ten. Ein relevantes Beispiel ist hier die Huntington-
sche Chorea, der Veitstanz, die als monogener gene-
tischer Defekt dominant vererbt wird. Das Gen 
selbst ist hier allerdings noch nicht bekannt. Statt 
dessen gibt es eine DNA-Sonde, die ein bestimmtes 
Muster von DNA-Fragmenten erkennt, das in Hun-
tington-Patienten korrekt, d. h. im Sinne der Men-
delschen Gesetze, vererbt wird. Findet man dieses 
Muster in einem Kind von Eltern, die selbst diese 
Krankheit entwickelten, so kann man daraus die 
Erkenntnis gewinnen, ob es ebenfalls das kranke 
Gen trägt oder nicht und damit die Krankheit auch 
bekommen wird oder nicht. 

Die Sicherheit, mit der solche Zuordnungen ge-
macht werden können, hängt, da sie das defekte 
Gen j a nicht selbst analysieren, einmal von der 
Größe des Stammbaums ab; je mehr Mitglieder ei-
ner Familie dasselbe Muster in Assoziation mit der 
Krankheit aufweisen, desto eindeutiger kann auch 
einem Individuum mit einem anderen Muster versi-
chert werden, daß es wirklich gesund ist. Zum ande-
ren muß der polymorphe Marker so nah am fragli-
chen (defekten) Gen sein, daß er auch tatsächlich 
mit ihm zusammen vererbt wird. In höheren Zellen 
sorgt nämlich das Phänomen der Rekombination 
oder des sog. Crossing-overs dafür, daß zwischen 
Paaren identischer Chromosomen ein Austausch 
von DNA stattfinden kann. Dieser Austausch führt 
in solchen Fällen, in denen sich zwei Allele, wie A/a, 
B/b und C/c (Abbildung 2-19) durch Mutation unter-
scheiden, gelegentlich zu einer Veränderung von 
Nachbarschaftsverhältnissen. 
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Abbildung 2-19 

Im in Abbildung 2-19a) dargestellten Fall sind die 
Allele b und c als Folge eines solchen Austauschs 
mit dem Allel A auf dem gleichen Chromosom ver-
knüpft bzw. die Allele B und C mit dem Allel a. Das 
sog. Crossing-over hat derart stattgefunden, daß die 
nebeneinanderliegenden Allele B/c bzw. b/c jeweils 
zusammen übertragen wurden. Im in Abbildung 
2-19b) dargestellten Fall, in dem das Crossing-over 
am gleichen Ort stattfindet, die Allele B/c und b/c 
aber weiter auseinanderliegen, kommt es durch die-
ses Crossing-over zu einer Trennung der beiden Al-
lele. Das Allel c ist plötzlich in der Nachbarschaft 
von B und umgekehrt. 

Analogerweise können natürlich auch polymorphe 
Marker voneinander getrennt werden und so ein 
mutiertes Huntington-Gen innerhalb einer Familie 
in die Nachbarschaft eines anderen polymorphen 
Markers geraten. Dies würde die Diagnose, die auf 
der stabilen Vererbung bestimmter benachbarter 
Muster beruht, außerordentlich erschweren. Re-
kombinationsereignisse sind um so häufiger, je wei-
ter die Marker auseinanderliegen. Je näher sie be-
nachbart sind, um so größer ist die Chance, daß sie 
durch ein solches Crossing-over nicht getrennt, son-
dern zusammen übertragen werden. Im Falle des 
Huntington-Gens wird der Abstand der Probe vom 

tatsächlichen Gen auf ca. 1 Mio. Basenpaare ge-
schätzt. Dies mag auf den ersten Blick groß erschei-
nen, ist aber im Vergleich zur Länge der Chromoso-
men von ca. 500 Mio. Basenpaaren vernachlässig-
bar. So lassen sich im Huntington-Fall jedenfalls 
heute ziemlich sichere Angaben über die tatsächli-
chen genetischen Verhältnisse machen. Es ist über-
dies davon auszugehen, daß in absehbarer Zeit der 
genetische Defekt selbst gefunden wird und dann 
auf die exakteren Methoden zurückgegriffen wer-
den kann, die etwa im Fall der Sichelzellmutation 
eine Identifizierung des Defekts selbst erlaubt. 

Da die Krankheit erst mit 40 Lebensjahren und 
später auftritt, werfen solche Analysen beträchtli-
che ethische Probleme auf. Sie dürfen keinesfalls 
zur Benachteiligung und Stigmatisierung betroffe-
nes Individuen führen. 

2.5.4.1.4 Das Wandern entlang von Chromosomen 

Bei dem Verfahren, das als Spaziergang entlang 
eines Chromosoms (chromosome walking) bezeich-
net wird, wird zuerst aus einer Genbank mit Hilfe 
einer DNA-Sonde ein entsprechender DNA-Klon 
isoliert. Aus dem Bereich von einem der beiden En- 
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den dieses Klons bereitet man eine Sonde, mit der 
man dann einen weiteren Klon identifiziert, und so 
fort. Wenn die Insertionen aus rekombinanter DNA 
eine übliche Länge von 20 000 Basenpaaren haben, 
wird man also ca. 50 solcher Schritte brauchen, um 
den Abstand zwischen Sonde und Huntington-Gen 
zu überdecken. Rekombinationsereignisse, d. h. 
Austausche von DNA-Sequenzen, können auch in 
Bakterienzellen und anderen Mikroorganismen 
zwischen Plasmiden und der chromosomalen DNA 
beobachtet werden. 

Die Diagnose genetischer Defekte mit DNA-Proben 
hat einen grundlegenden Vorteil gegenüber allen 
anderen Verfahren. Da jedes einzelne Individuum 
für sich analysiert werden kann, entfällt das Pro-
blem der Statistik, das den Mendelschen Regeln 
anhaftet und einem Individuum ein Risiko nur mit 
einer bestimmten Wahrscheinlichkeit angeben 
kann. Eine exakte Voraussage war in der Vergan-
genheit allerdings auch dann schon gegeben, wenn 
die molekularen Ursachen eines Defekts bekannt 
waren und wie bei der Sichelzellanämie sich auf der 
Ebene des Proteins manifestierten. So kann die Si-
chelzellanämie seit ca. 1955 durch Analyse fötalen 
Blutes analysiert werden, da das Sichelzellglobin 
eine andere Wanderungsgeschwindigkeit in der 
Elektrophorese als normales Globin aufweist. Das 
Gewinnen von fötalem Blut ist jedoch risikoreich; 
es kann überdies erst nach 16 Schwangerschaftswo-
chen überhaupt erhalten werden, während eine 

Chorionbiopsie zur Gewinnung einer DNA-Probe 
vergleichsweise risikolos schon sieben Wochen 
nach der Konzeption durchgeführt werden kann 
(Abschnitt C 6.2.3.1.1). Auch bei anderen genetischen 
Defekten ist das entsprechende Protein oft nur 
schwer oder gar nicht isolierbar; in anderen Fällen 
lassen sich normale und defekte Zustände auf der 
Ebene der Proteine nicht unterscheiden. 

Die Kosten für DNA-Analysen mittels DNA-Sonden 
sind außerordentlich variabel. Ein für dieses Ver-
fahren ausgestattetes Labor wird zur Zeit im 
Durchschnitt ca. DM 30,— pro Analyse ansetzen 
müssen (bei 100 Proben pro Woche). 

2.5.4.2 Nachweis rekombinanter DNA 

Für den Nachweis der Gegenwart rekombinierter 
DNA in einer Wirtszelle stehen verschiedene Me-
thoden zur Verfügung. Zum einen kann man die 
rekombinierte DNA selbst identifizieren, zum ande-
ren ist es auch möglich, die Produkte der rekombi-
nierten DNA, nämlich die Proteine nachzuweisen. 

2.5.4.2.1 Die Markerinaktivierung 

Ein häufig verwendetes Verfahren zur Identifizie-
rung der rekombinierten DNA selbst ist das der sog. 
Markerinaktivierung (Abbildung 2-20). 

Die in der Gentechnologie eingesetzten Plasmide 
sind meist so konstruiert, daß sie zwei Gene tragen, 
die für Resistenzen gegenüber zwei verschiedenen 
Antibiotika, z. B. Ampicillin und Tetracyclin, kodie-
ren. Wichtig ist nun, daß sich innerhalb dieser Resi-
stenzgene (die auch als Marker bezeichnet werden) 
Schnittstellen für Restriktionsenzyme finden, die 
nur einmal auf dem Plasmid vorkommen. Wenn 
nun z. B. ein solches Plasmid innerhalb des Ampicil-
linresistenzbereichs linearisiert und an dieser 
Stelle ein fremdes DNA-Fragment eingesetzt wird, 
so wird das Ampicillinresistenzgen unterbrochen 
(inaktiviert). Die Wirtszellen, die mit einem solchen 
Plasmid transformiert sind, werden also Ampicillinv

-

empfindlich sein; da das Tetracyclinresistenzgen 
aber unversehrt geblieben ist, werden sie gleichzei

-

tig ihre Tetracyclinresistenz behalten. Mit dieser 
Methode der Markerinaktivierung lassen sich da-
her alle drei Arten von Bakterienzellen in einer 
transformierten Bakterienpopulation leicht vonein-
ander unterscheiden. Wirtszellen ohne irgendein 
Plasmid sind empfindlich gegenüber beiden Anti-
biotika, Wirtszellen mit Vektorplasmid sind resi-
stent gegenüber beiden Antibiotika, Wirtszellen mit 
rekombinierter DNA sind Tetracyclin-resistent, 
aber Ampicillin-empfindlich. 

In höheren Zellen, z. B. in Säugerzellen, können 
Antibiotika für diese Selektionszwecke im allgemei-
nen nicht eingesetzt werden, da die bekannten Anti-
biotika gerade gegenüber Säugerorganismen im all-
gemeinen nicht toxisch sind. Es gibt aber dennoch 

Abbildung 2-20 
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einige Antibiotika, wie etwa das sog. G 418, ein De-
rivat des Gentamycins, die auch für Säugerzellen 
toxisch sind und daher für derartige Zwecke geeig-
net sind. Natürlich läßt sich die Gegenwart der re

-

kombinierten DNA nicht nur indirekt durch Mar-
keraktivierung, sondern auch direkt durch Hybri

-

disierung nachweisen. Das Verfahren der sog. Ko-
lonie-Hybridisierung wurde bereits in Abbildung 
2- 12 für das Screening von Genbanken beschrieben. 
Es läßt sich nicht nur, wie dort dargestellt, auf Pha-
genplaques anwenden, sondern auch auf Bakterien-
kolonien (Abbildung 2 -21). 

Abbildung 2-21 

Isolierung und Nachweis einzelner Genfragmente über Kolonie-Hybridisierung 
(Chambon, 1985) 
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Von den auf Agarnährböden wachsenden Kolonien 
wird ein Abklatsch auf Filterpapier vorgenommen 
und dieses nach entsprechender Behandlung mit 
der geeigneten radioaktiven Probe inkubiert. Durch 
Autoradiographie entsteht dort ein schwarzer Fleck 
auf einem über dem Filter exponierten Röntgen-
film, wo der gewünschte Klon liegt. 

2.5.4.2.2 Nachweis rekombinanter DNA 
über die gebildeten Proteine 

Der Nachweis der rekombinierten DNA über ihre 
Produkte, die Proteine, ist wesentlich anspruchsvol-
ler, da er nicht nur die Gegenwart der DNA selbst 
erfordert, sondern auch die vielen Signalsequenzen 
sowie eine Reihe anderer Voraussetzungen, die für 
eine wirksame Transkription und Translation benö-
tigt werden. Im allgemeinen kennt man zwei Prinzi-
pien für die Konstruktion sog. Expressionsvektoren 
(Abbildung 2 -22). 

In einem Fall wird die zu klonierende DNA derart 
in den Leserahmen eines Gens auf dem bakteriel-
len Plasmidvektor eingebaut, daß ein sog. Fusions-
protein entsteht. Dieses besteht dann aus Anteilen 
eines bakteriellen Proteins und eines eukaryoti-
schen Proteins, die beide eine einzige Peptidkette 
darstellen. Das Verfahren hat den Vorteil, daß an 
den komplexen Sequenzbereichen, die die Bildung 
des bakteriellen Proteins korrekt steuern, nichts ge-
ändert werden muß. Allerdings entsteht eben das 
gewünschte Protein nur als eine Fusion mit einem 
unerwünschten Partner, der anschließend wieder 
entfernt werden muß. Hierfür stehen allerdings 

Abbildung 2-22 

Konstruktion von Expressionsvektoren 
(Winnacker, 1984) 

dem Proteinchemiker eine Reihe von Reagenzien 
zur Verfügung, von denen das Bromcyan in der Pra-
xis eine Rolle spielt. Es spaltet ein Protein spezi-
fisch hinter der Aminosäure Methionin. Wenn also, 
wie im Falle des Proinsulins (Abbildung 2 -23), das 
gewünschte Protein keinen internen Methioninrest 
enthält, so läßt sich das Fusionsprotein aus bakte-
riellen und Proinsulinanteilen einfach mit dieser 
Chemikalie spalten, um so ein intaktes Proinsulin-
molekül — allerdings im Gemisch mit anderen Pep-
tidfragmenten aus dem bakteriellen Anteil — frei-
zusetzen. 

Abbildung 2-23 

Struktur des Insulinvektors 
(Winnacker; Hoechst AG) 

Dieses Molekül setzt sich aus drei Teilen zusammen: a) aus dem Vektor selbst, welcher ein Gen für Tetracyclin-Resistenz (grün) 
trägt. Dessen Gegenwart verleiht der Zelle, die diesen Vektor aufgenommen hat, die Eigenschaft, Tetracyclin-resistent zu sein; 
b) aus einem DNA-Molekül, das die genetische Information für ein bakterielles Enzym, die sog. β-Galaktosidase (blau) trägt; es 
enthält ein sog. Promotorelement (orange), dessen Gegenwart die korrekte Ablesung des Gens garantiert; c) einen Genabschnitt 
für die Synthese von Proinsulin (violett). Dank dieser besonderen Konstruktion entsteht in der Bakterienzelle ein sog. Fusionspro-
tein, aus dem das aktive Insulin durch chemische Spaltung hergestellt wird. 
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Abbildung 2-24 

Querschnitt durch Bakterien, die ein Insulin -haltiges Fusionsprotein erzeugen 
(Winnacker; Hoechst AG) 

Das Fusionsprotein ist in der Zelle unlöslich und lagert sich als hellgrauer Niederschlag ab. 

Aus diesem Gemisch muß dann das Proinsulin mit 
proteinchemischen Methoden gereinigt werden. Mit 
geeigneten Promotoren lassen sich Bakterien der-
art programmieren, daß sie bis zu 40 % ihres gesam-
ten Gewichtes und mehr an Fusionsprotein synthe-
tisieren. Dieses lagert sich dann innerhalb der Zel-
len als ein unlöslicher Niederschlag ab, der nach 
dem Aufbrechen der Bakterien leicht zu isolieren 
ist (Abbildung 2-24). 
Die zweite Alternative, ein Protein direkt und ohne 
Fusionsteil synthetisieren zu lassen, erscheint auf 
den ersten Blick natürlich bestechend. Sie hat aber 
eine Reihe von Nachteilen. Zum einen befinden sich 
unmittelbar hinter den Signalsequenzen nicht im-
mer die geeigneten Schnittstellen im Vektor und in 
der einzubauenden DNA, so daß hier mit chemi-
scher DNA-Synthese und anderen Tricks die geeig-
neten Konstruktionen geschaffen werden müssen. 
Darüber hinaus müssen alle Proteine in der Biosyn-
these gemäß den zugrundeliegenden Mechanismen 
mit einem Methioninrest beginnen. Nun werden 
aber viele wichtige eukaryotische Proteine, wie er-
wähnt, als Vorläuferproteine mit einer Signalse-
quenz synthetisiert, die anschließend abgespalten 
werden muß. So wird im Falle des Insulins in den 
Inselzellen der Bauchspeicheldrüse zunächst ein 
sog. Präproinsulinmolekül synthetisiert, das nach 
Abspaltung des Prä- oder Signalpeptids mit einer 

Länge von 24 Aminosäuren in das sog. Proinsulin 
übergeht und als solches aus den Zellen ausgeschie-
den (sezerniert) wird. Auch die Interferone, das 
Wachstumshormon und viele andere Proteine, die 
nicht in den Zellen bleiben sollen, sondern sezer-
niert werden, werden als Präproteine hergestellt 
und erst anschließend zu den fertigen, biologisch 
aktiven Proteinen prozessiert. Nun könnte man na-
türlich die Bakterien das gesamte Präprotein syn-
thetisieren lassen, müßte aber dann anschließend 
den Prä-Teil in vitro abspalten. Die hierfür notwen-
digen Enzyme sind aber nicht bekannt. Bleibt also 
die Möglichkeit, in Bakterien nur denjenigen Teil 
des fraglichen Gens exprimieren zu lassen, der dem 
reifen Teil (ohne Prä-Teil) entspricht. Dieser muß 
dann aber mit einem Methioninrest beginnen, weil 
es die Proteinbiosynthese so verlangt. Wenn nun 
das reife Protein aber normalerweise keinen termi-
nalen Methioninrest enthält, dann entsteht eben 
nicht das korrekte, sondern ein sog. Methioninpro-
tein. Dieser Rest ist nicht abspaltbar. In vielen Fäl-
len ist die Aktivität des reifen Proteins durch diese 
Veränderung nicht oder nur unwesentlich verän-
dert. Bei hochwirksamen Proteinen aber, die even-
tuell jahrzehntelang appliziert werden müssen, ist 
in solchen Fällen aber doch mit immunologischen 
Nebenreaktionen zu rechnen. 
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Schließlich besitzen Bakterien die unangenehme 
Eigenschaft, bestimmte Proteine, z. B. wenn sie de-
naturiert sind oder nicht korrekt gefaltet sind, zu 
erkennen und schnell durch sog. Proteolyse abzu-
bauen. Diesen Reparaturmechanismen sind natür-
lich gerade die nach dem eben beschriebenen Ver-
fahren synthetisierten Proteine häufig unterwor-
fen, während die unlöslichen Fusionsproteine ihnen 
entrinnen. Angesichts dieser Schwierigkeiten wird 
in der Praxis daher bisweilen doch auf das Fusions-
proteinkonzept ausgewichen. 

Nicht immer gelingt es natürlich — besonders und 
gerade in der Anfangsphase eines Klonierungsex-
perimentes — gleich ein Fusionsprotein zu erhal-
ten, das vielleicht auch noch elektronenoptisch 
sichtbar zu machen ist. Vielmehr muß man oft auf 
nur geringste Ausbeuten gefaßt sein. Hier helfen 
dann zum Nachweis der korrekten Klone entweder 
geeignete Antikörper oder aber die biologische Ak-
tivität des Produktes selbst. Dieser letztere Fall ist 
ausgesprochen selten und hat z. B. bei der Isolie-
rung der Interferongene eine große Rolle gespielt. 
In den meisten Fällen wird man Antikörper gegen 
das gewünschte Protein zu Hilfe nehmen und in 
einer Kolonie-Hybridisierung (Abb. 2-21) statt mit 
einer radioaktiven DNA-Sonde mit einem markier-
ten Antikörper inkubieren. Hier werden oft poly-
klonale den sog. monoklonalen Antikörpern vorge-
zogen, da sie ein größeres Spektrum an Konforma-
tionen (Raumstrukturen) eines Proteins erkennen, 
das vielleicht in der Bakterienkultur nicht die opti-
male Struktur einnimmt. 

Die meisten Expressionsvektoren sind für das 
Darmbakterium E. coli beschrieben. Dies wird in 
vielen Fällen als vorteilhaft angesehen, da seine 
Genetik und Biologie so gut verstanden sind. Den-
noch lassen sich eine Reihe von Anwendungen er-
kennen, die in anderen Bakterien durchgeführt 
werden müssen. Gram-positive Organismen haben 
z. B. den Vorteil, daß sie gewisse Genprodukte in 
das Kulturmedium ausscheiden, so daß das Pro-
blem des Abbaus innerhalb der Zelle nicht vorhan-
den ist. Die Gene für die Biosynthese der so wichti-
gen Antibiotika wird man in ihren eigenen Wirtsor

-

ganismen, den  Streptomyceten, klonieren und ex-
primieren müssen, da andere Mikroorganismen 
meist gegen diese Antibiotika empfindlich sind. Die 
Erforschung der in den Streptomyceten wirksamen 
Mechanismen der Transkription und Proteinbio-
synthese befindet sich erst in den Anfängen, so daß 
hier ein wichtiges Betätigungsfeld für die Grundla-
genforschung zu erkennen ist. 

Besondere Bedeutung werden in der Zukunft Vek-
toren auf der Basis von Hefen erlangen, da diese 
gewisse biochemische Voraussetzungen für eine 
korrekte Bildung biologisch aktiver Proteine besit-
zen, die in E. coli gelegentlich fehlen. 
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1.1 Gentechnologie als Innovationselement in 
der Biotechnologie 

Schon seit tausenden von Jahren werden bei der 
Herstellung bzw. Veredelung von Lebensmitteln 
(Wein, Bier, Sauerteig, Käse) Stoffwechselleistun-
gen von Mikroorganismen genutzt. 

Dieser empirischen „Biotechnologie" steht die heu-
tige Biotechnologie gegenüber, die ein interdiszipli-
näres Arbeitsgebiet von Mikro- und Molekularbiolo-
gen, von Biochemikern, Genetikern, Gentechnolo-
gen, Zell- und Immunbiologen und von Verfahrens-
technikern geworden ist. Sie arbeiten an Prozessen 
der Stoffumwandlung, die auf der technischen 
Nutzung von lebenden Zellen (Mikroorganismen, 
pflanzliche und tierische bzw. menschliche Zellkul-
turen) und der Verwendung isolierter Enzyme 
( = Biokatalysatoren) basieren. 

Die Biotechnologie hat Querschnittscharakter, der 
sich u. a. darin zeigt, daß sie in so verschiedenen 
Industriezweigen angewendet wird wie z. B. 

— bei der Umwandlung von Rohstoffen in Grund- 
und Spezialchemikalien, 

— bei der Rohstoffversorgung in der Chemie und 
im Energiesektor, 

— bei der Herstellung und Konservierung von 
Nahrungs- und Genußmitteln, 

— bei der Herstellung von Diagnostika, Impfstof-
fen und Medikamenten, 

— in der Abwasserreinigung (als größenordnungs-
mäßig bedeutendstes Einsatzgebiet) und bei an-
deren Umweltschutzverfahren. 

Biotechnologisch hergestellte Produkte erbrachten 
1984 in der westlichen Welt einen Umsatz von 
60 Mrd. DM, gegenüber 800 Mrd. DM der gesamten 
chemischen Industrie 1 ). 

Abgesehen von den klassischen Domänen ist die 
Biotechnologie z. Z. erst im Begriff, sich in die ge-
nannten Bereiche hinein auszudehnen und befindet 
sich bei den meisten der möglichen Anwendungs-
fälle noch im Stadium von Forschung und Entwick-
lung. Aufgrund der großen Vielfalt der verwendeten 
Organismen und der fehlenden Kenntnisse über de-
ren biochemische und genetische Grundlagen wird 
es in den meisten Fällen noch eine geraume Zeit 
dauern, bis wir wissen, ob eine großtechnische, in-
dustrielle Nutzung möglich ist. 

Grundsätzlich ist aber zu erwarten, daß bei allen 
biotechnologischen Prozessen versucht wird, die 
Wirtschaftlichkeit, Produktionssicherheit und Pro-
duktqualität mit Hilfe der Gentechnologie zu ver-
bessern. Deshalb ist das Innovationspotential der 
Gentechnologie bei der Umwandlung von Roh-
stoffen in Grund- und Spezialchemikalien, Nah- 

1) Gottschalk, 1986. Hierin sind nicht die Nahrungs- und 
Genußmittel enthalten. Deren Umsätze sind wesentlich 
höher, beispielsweise betrug der Umsatz 1985 von Bier 
in der Bundesrepublik Deutschland 14,4 Mrd. DM 
(Deutscher Brauer-Bund e. V., Bonn). 

rungs- und Futtermittel sowie bei der Rohstoffver-
sorgung in der Chemie und im Energiesektor nur 
im Rahmen der biotechnologischen Entwicklung 
insgesamt zu erfassen. 

Am deutlichsten ist das Innovationspotential der 
Gentechnologie im Bereich der biotechnologischen 
Herstellung bzw. Nutzung von Proteinen/Enzymen. 
Diese sind das direkte Ergebnis der Übersetzung 
der Erbinformation, so daß ihre Produktion unmit-
telbar durch gentechnische Methoden beeinflußbar 
ist. Aus der Fülle von Anwendungen seien als Bei-
spiele hier genannt: die Produktion von Labferment 
durch Bakterien und die geänderte Säure-/Laugen-
empfindlichkeit des Waschmittelenzyms Subtilisin. 
Das zweite Beispiel zeigt, daß nicht nur die Wirkor-
ganismen und die von ihnen produzierten Protein-
mengen nach Bedarf modifiziert werden können, 
sondern auch die Eigenschaften der Proteine selbst 
(,,enzyme engineering"). 

Bereits weit vorangeschritten ist die Entwicklung 
auch bei den Feinchemikalien und höherveredelten 
Produkten. Insbesondere bei der Aminosäureher-
stellung ist der biotechnologische Weg oft das Ver-
fahren der Wahl. Das klassische Programm zur Ver-
besserung von Produktionsstämmen wird dabei zu-
nehmend durch gentechnische Methoden ergänzt 
oder ersetzt. Das gilt z. B. auch für die Herstellung 
von Vitamin C. Die Gentechnologie ist hier im Be-
griff, alle zur Synthese benötigten Enzyme in einem 
Organismus zu vereinen und die gesamte Produk-
tionsstrategie dadurch wesentlich zu vereinfachen. 

Bei der Rohstoffversorgung ist das Bild heterogen. 
In vielen Bereichen hängt das Innovationspotential 
der Gentechnologie ganz entscheidend von politi-
schen und ökonomischen Entwicklungen ab. Die 
größten Erwartungen bezüglich der Gentechnologie 
gibt es im Bereich der Ethanolproduktion, für die 
man hofft, bisher nicht genutzte, billige Substrate, 
wie z. B. Xylose-haltige Abfälle einsetzen zu kön-
nen. Andere biotechnologisch erzeugte Grundche-
mikalien (z. B. Ethylen, Acetylen) dürften auf ab-
sehbare Zeit den von Erdöl abstammenden wirt-
schaftlich unterlegen sein. Die Verfahren der che-
mischen Industrie und der Energiewirtschaft sind 
derart angelegt, daß ihre Produkte im Verbund 
wirtschaftlich produziert werden können, d. h. die 
Produktion eines einzelnen Stoffes wird nicht so 
schnell aus dem Produktionsverbund herausgenom-
men, um ihn auf anderem Wege zu synthetisieren, 
selbst wenn dieser eine Stoff dann billiger produ-
ziert werden könnte. Deshalb konnten sich bisher 
gentechnologische Ansätze zur Entwicklung bio-
technologischer Produktionsverfahren, z. B. für 
Ethylenoxid, nicht durchsetzen. 

1.2 Übersicht über biotechnologische 
Verfahren 

1.2.1 Vor- und Nachteile biotechnologischer 
Verfahren 

Biotechnologische Verfahren befinden sich in Kon-
kurrenz mit konventionellen chemischen Prozes-
sen, denen gegenüber sie folgende Vorteile bieten: 
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— Sie sind in der Regel wenig gefährlich in der 
Handhabung und belasten die Umwelt weniger, 
weil sie bei milderen Reaktionsbedingungen ab-
laufen (Temperatur, Druck und Säure-/Basenge-
halt), und sie produzieren keine naturfremden 
Substanzen. 

— Sie nutzen erneuerbare Rohstoffe. 

— Sie sind sehr spezifisch und können zur Syn-
these selbst kompliziertester biologischer Struk-
turen eingesetzt werden. 

Nachteile biologischer Prozesse: 

— Sie laufen in relativ verdünnten wässrigen Lö-
sungen und deshalb häufig mit kleinen Reak-
tionsraten ab, und die Produkte müssen durch 
meist aufwendige Aufarbeitungsverfahren iso-
liert und gereinigt werden. (Nicht zu vergessen 
ist, daß auch das bei diesen Prozessen einge-
setzte Wasser geklärt werden muß.) 

— Sie sind häufig empfindlich gegen die Kontami-
nation mit fremden Organismen. 

— Sie unterliegen im Prozeß einer gewissen Varia-
bilität, weil die Erbinformation der eingesetzten 
Organismen und die Zusammensetzung der 
Rohstoffe nicht absolut konstant gehalten wer-
den können. 

1.2.2 Stoffumwandlung 

Die bei der Umwandlung von Rohstoffen in Grund- 
und Spezialchemikalien, Nahrungs- und Futtermit-
tel eingesetzte Vielfalt von Bakterien und Pilzen 
(Tabelle 1-1) ist in der Regel das Ergebnis einer 
gezielten Suche: Mikroorganismen mit gewünsch-
ten Stoffwechselaktivitäten werden aus unter-
schiedlichsten Quellen, beispielsweise aus Erdpro-
ben isoliert. Pflanzen- und Animalzellkulturen wer-
den aufgrund bestimmter Synthesefähigkeiten hin 
systematisch angelegt. 

Tabelle 1-1 

Auswahl von biotechnologisch verwendeten Organismen, ihren Produkten und deren Anwendung 

Organismus Produkt Anwendung 

Saccharomyces cerevisiae, alkoholische Getränke Genußmittelindustrie 
Zymomonas mobilis 

Lactobacillus Sauerprodukte (Brot, Nahrungs- und Futtermittel- 
Milchprodukte, Silage) industrie 

Hefen, Methylomonas Einzellerproteine Futtermittelindustrie 
(SCP) 

Vitamine Nahrungsmittelindustrie 
Propionibacterium B 12 pharmazeutische Industrie 
Saccharomyces cerevisiae, Ergosterin 
Candida 

Ashbya gossypii Riboflavin (B 2) 
Acetobacter L-Ascorbinsäure (C) 

Bakterien, Pflanzen- und Aromastoffe Nahrungsmittelindustrie 
Animalzellkulturen 

organische Säuren Nahrungsmittelindustrie 
Acetobacter Essigsäure 
Lactobacillus Milchsäure 
Aspergillus Zitronensäure 

Enzyme Nahrungsmittelindustrie 
Aspergillus, Bacillus Amylasen (Stärkeverzuckerung) 
Lactobacillus, Bacillus, Glucoseisomerase (Käseherstellung) 
Streptomyces chemische Industrie 

Mucor, Bacillus subtilis Rennin (Waschmittel) 
Aspergillus, Bacillus, Proteasen 
Streptomyces 

Aspergillus Lipasen 

Corynebacterium, Aminosäuren Medizin (künstliche 
Brevibacterium Ernährung) 

Futtermittelindustrie 
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noch Tabelle 1-1 

Auswahl von biotechnologisch verwendeten Organismen, ihren Produkten und deren Anwendung 

Organismus Produkt Anwendung 

Polysaccharide Medizin (Blutplasmaersatz) 
Leuconostoc mesenteroides Dextran Nahrungsmittelindustrie 
Xanthomonas campestris Xanthan (Stabilisator) 

Tertiärerdölförderung 

Pflanzenwuchsstoffe Landwirtschaft 
Gibberella fujikuroi Gibberelline 
Trichoderma, Fusarium Auxine 

Bakterien, Pflanzenzell- Farb- und Duftstoffe Nahrungsmittel- und 
kulturen Kosmetikindustrie 

Ohne die Gentechnologie werden Verbesserungen 
der Produktivität oder der Fermentationseigen-
schaften vor allem durch die Auswahl spontan auf-
tretender oder durch Chemikalien bzw. Strahlen in-
duzierter Mutanten erzielt. 

Handelt es sich bei der Stoffumwandlung um eine 
Ein- oder Zweischritt-Reaktion, werden bevorzugt 
isolierte Enzyme eingesetzt (Tabelle 1-2). 

Tabelle 1-2 

Auswahl biotechnologisch eingesetzter Enzyme mit ihrer jeweiligen Wirkung und Anwendung 

Enzym Wirkung Anwendung 

Penicillin-Acylase Selektive Spaltung Herstellung halbsynthetischer 
von Penicillin G Antibiotika 

Amylasen Spaltung von Stärke Brauindustrie als Malz, 
Stärkeverzuckerung 

Glucoseisomerase Umwandlung von Glucose zu Stärkeverzuckerung 
Fructose 

Rennin Spaltung von Casein Herstellung von Käse, 
als Labersatz 

Proteasen Spaltung von Proteinen Waschmittel 

Lipasen Spaltung von Fetten Extraktionshilfsmittel 

L-Aminosäureacylase Selektive Umwandlung nur Aminosäureherstellung 
der L-Form in einem Gemisch 
von D- und L-Aminosäuren 

Restriktionsendonukleasen selektive Spaltung von DNA Forschung 
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1.2.3 Rohstoffversorgung 

Die Biotechnologie bietet die Möglichkeit, Rohstoffe 
für die Chemie und den Energiesektor zum einen 
auf der Basis von nachwachsenden Rohstoffen (Bio-
masse) bereitzustellen, zum anderen die Gewin-
nung von mineralischen Rohstoffen und Erdöl zu 
erleichtern (Tabelle 1-3). 

Tabelle 1-3 

Rohstoffe für die Chemie und den 
Energiesektor, bei deren Bereitstellung 
die Biotechnologie eine Rolle spielt 

Rohstoff beteiligte Organismen 

Bioalkohol 	 Saccharomyces cerevi- 
siae, Zymomonas mobilis 

Biogas 	 Methanobacterium, 
Methanosarcina 

Wasserstoff 	 Blaualgen, Clostridium, 
Ruminococcus 

mineralische 
Rohstoffe 
Laugung 	 Thiobacillus 
Anreicherung 	 verschiedene Mikro- 

organismen 

Erdöl 
Tertiärerdöl- 
förderung mit 
Tensiden 	 Corynebacterium, 
(oberflächenaktiv) Candida petrophilum 
Xanthan 	 Xanthomonas campestris 
(viskositäts- 
steigernd) 

Die einzelnen Verfahren sind dabei unterschiedlich 
ausgereift. Während die Herstellung von Bioalkohol 
und Biogas und die Laugung von Erzen schon in-
dustriell angewendet werden, befinden sich die 
Wasserstoffproduktion und die Unterstützung der 
Tertiärerdölförderung noch im Forschungs- und 
Entwicklungsstadium. 

1.3 Der Einsatz der Gentechnologie bei 
biotechnologischen Verfahren 

Das Spektrum der biologischen Verfahren im Be-
reich der Umwandlung von Rohstoffen in Spezial-
chemikalien, Nahrungs- und Futtermittel sowie der 
Rohstoffversorgung in der Chemie und im Energie-
sektor ist sehr vielfältig (Tabellen 1-1, 1-2 und 1-3). 
Grundsätzlich ist zu erwarten, daß bei allen bio-
technologischen Prozessen versucht wird, die Wirt-
schaftlichkeit, Produktionssicherheit und Produkt-
qualität mit Hilfe der Gentechnologie zu verbes-
sern. 

Das größte Problem, das derzeit in vielen Fällen 
den Einsatz der Gentechnologie verhindert, ist un

-

zureichendes Grundlagenwissen. Das gilt beson-
ders für die Genetik, die Biochemie und die Stoff-
wechselphysiologie der in der Praxis wichtigen Ziel-
organismen, die noch nicht genügend erforscht 
sind. Schwierigkeiten ergeben sich weiterhin durch 
die Komplexität der Organismen, wenn das ange-
strebte Ziel das Ergebnis eines Zusammenspiels 
vieler Faktoren (Beispiel: Temperatur- und Alkohol-
sensitivität) bzw. das Produkt einer längeren Syn-
thesekette ist (Beispiel: Alkaloide). 

1.3.1 Erhöhung der Produktivität 

Die Produktivität von Zellen, d. h. die Produktion 
eines bestimmten Stoffes, z. B. eines Enzyms pro 
Zelle und Zeiteinheit, kann dadurch erhöht werden, 
daß die Anzahl der kodierenden Gene vervielfacht 
wird, oder daß durch Veränderungen an den Regu-
lationseinheiten auf der DNA-Ebene, z. B. durch den 
Einbau eines starken Promotors, die Genexpression 
erhöht wird (s. Abschnitt B 2.). Probleme ergeben 
sich daraus, daß es sich um Eingriffe in den Ge-
samtorganismus handelt. Die Optimierung der 
Transkription reicht meist allein nicht aus, um ei-
nen hohen Ertrag zu garantieren. Wichtig sind die 
Regulation der Genexpression und die Stabilität 
von Transkriptions- und Translationsprodukt. In 
höheren Organismen ist die Kontrolle der Genex-
pression sehr komplex, weil zusätzliche und zum 
Teil noch unbekannte Mechanismen den Ertrag 
und die Ausbeute an Proteinen beeinflussen. Nach 
ihrer Synthese am Ribosom werden Proteine noch 
spezifisch verändert, was unter anderem die räum-
liche Struktur und die Aktivität beeinflußt. 

1.3.2 Erhöhung der Toleranz gegenüber hohen 
Produktkonzentrationen 

In manchen Fällen kann ein Endprodukt regelrecht 
giftig für den produzierenden Organismus sein, z. B. 
hemmt Ethanol in Konzentrationen über 7 bis 10 
nicht nur das Zellwachstum und die Gärung, son-
dern ist auch tödlich für die Zellen. Die Ursachen 
sind auf verschiedenen molekularen Ebenen zu su-
chen. Mit Hilfe der Gentechnologie wird versucht, 
Stämme zu erzeugen, die unempfindlich gegen die 
schädigenden Wirkungen des Ethanols sind. 

1.3.3 Verminderung unerwünschter 
Nebenprodukte 

Von vielen Biosynthesewegen gehen Verzweigun-
gen ab, durch die Substanzen gebildet werden, die 
die Aufarbeitung der gewünschten Produkte (z. B. 
bestimmter Fette und anderer hochveredelter Na-
turstoffe) erschweren. Durch die Gentechnologie 
soll die Entstehung unerwünschter Nebenprodukte 
verhindert werden. 

1.3.4 Entwicklung von Sekretionssystemen 

Wenn ein gewünschtes Produkt in den Zellen ge

-

speichert wird, ist seine Aufarbeitung aufwendiger, 
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als wenn es in das Kulturmedium ausgeschieden 
würde, denn es muß von den vielen anderen Zellbe-
standteilen abgetrennt werden. Mit gentechnologi-
schen Methoden werden Sekretionssysteme ent-
wickelt, die ein Ausschleusen von Proteinen aus 
den Produktionszellen ermöglichen. 

1.3.5 Veränderung des Flockungsverhaltens 

Speziell bei Prozessen, an denen nur langsam wach-
sende Mikroorganismen beteiligt sind (z. B. Biogas-
produktion), ist es bei einem kontinuierlichen Reak-
tionsprozeß vorteilhaft, wenn die beteiligten Zellen 
zurückgehalten werden können. Gut geht dies bei 
Zellen, die flockulieren können, d. h. die sich zu Zell-
aggregaten zusammenfinden und leicht absinken 
können, so daß sie im Reaktionsgefäß verbleiben. 
Die Gene für das Flockulationsvermögen sollen in 
die im industriellen Bereich benutzten Organismen 
übertragen werden. 

1.3.6 Veränderungen der 
Produktzusammensetzungen 

In manchen Fällen entspricht die Zusammenset-
zung von z. B. Pflanzeninhaltsstoffen nicht den spe-
ziellen Anforderungen, die die verarbeitende Indu-
strie bzw. der Verbraucher an sie stellt. Beispiels-
weise entsteht bei der Spaltung pflanzlicher Fette 
und Öle ein Gemisch verschiedener Fettsäuren, von 
denen nur ein Teil die gewünschte Eigenschaft hat 
und vom Rest abgetrennt werden muß. 

Deshalb soll mit Hilfe der Gentechnologie die Pro-
duktion von pflanzlichen Ölen und Fetten so verän-
dert werden, daß bei der Spaltung nur noch eine, 
und zwar die gewünschte, Fettsäure entsteht. 

1.3.7 Übertragung einer bestimmten Stoffwechsel

-

leistung in einen anderen Organismus 

Viele Organismen, die interessante Produkte für die 
Nahrungsmittel- und chemische Industrie bilden, 
sind nur sehr schlecht zu kultivieren. Deshalb wird 
versucht, ihre wertvolle Syntheseleistung auf leicht 
zu handhabende, erprobte Labor- und Industrie-
stämme zu übertragen. 

Die Vergärung von Polysacchariden (Stärke, Cellu-
lose u. a.) zu Bioethanol ist bisher ein 2-Stufen-Pro-
zeß, in dem das Polymer zuerst in seine Bausteine 
gespalten werden muß, bevor es als Substrat für die 
Hefe Saccharomyces cerevisiae eingesetzt werden 
kann. Durch die Übertragung der Gene für abbau-
ende Enzyme soll die Hefe befähigt werden, die 
Polymere selbst zu spalten und damit ihr Substrat-
spektrum zu erweitern 2), um einen einstufigen Pro-
zeß zu ermöglichen. 

2) Substratspektrum bedeutet die Gesamtheit aller Stoffe, 
die in den Stoffwechsel eines Organismus einbezogen 
und verändert werden können. Bei einer Erweiterung 
des Substratspektrums wird in diesem Fall die Anzahl 
der Stoffe, die die Hefe zu Ethanol vergären kann, ver-
größert. 

Saccharomyces cerevisiae kann natürlicherweise 
Xylose nicht vergären, einen Zucker mit fünf Koh-
lenstoffatomen, der zu 5 % in Sulfitablauge und bis 
zu 30 % in pflanzlichen Zellwänden enthalten ist. 
Der Hefe fehlt die enzymatische Aktivität, die Xy-
lose in den Zellstoffwechsel einzuführen. Bakterien 
und einige Pilze besitzen Enzyme, die dies können. 
Durch die Integration und Expression der Gene für 
diese Enzyme soll ebenfalls das Substratspektrum 
von Saccharomyces cerevisiae erweitert werden. 

1.3.8 Veränderung der Temperatur- und 
pH-Optima 

Jeder Organismus hat einen bestimmten Tempera-
tur- und Säure-/Base-( = pH-)Bereich, in dem er op-
timal wachsen und leben kann. Werden die Grenzen 
überschritten, ist sein Stoffwechsel nicht mehr 
funktionsfähig. 

Saccharomyces cerevisiae produziert oberhalb von 
37 °C keinen Alkohol mehr. Mit gentechnologischen 
Methoden soll die Temperaturobergrenze der Hefe 
zu höheren Werten hin verschoben werden, damit 
die Produktionstemperatur erhöht und der Alkohol 
schon während der Fermentation abdestilliert wer-
den kann. Manche Prozesse, die mit zwei verschie-
denen Organismen betrieben werden, müssen zwei-
stufig erfolgen, weil die pH-Optima unterschiedlich 
sind. Durch Veränderung des Optimums des einen 
soll ein einstufiger Ablauf ermöglicht werden. 

1.3.9 Enzyme engineering 

Während der Evolution sind Enzyme selektioniert 
worden, die zwar optimal für das Überleben des 
betreffenden Organismus sind, nicht jedoch für ihre 
technische Verwendung. Enzyme, die am Anfang 
eines Biosyntheseweges stehen, werden in den mei-
sten Fällen durch die Endprodukte gehemmt, d. h. 
daß mit dem Erreichen einer bestimmten Konzen-
tration beispielsweise die Synthese einer Amino-
säure abgeschaltet wird und keine Umsetzung 
mehr erfolgt (Feedback-Hemmung). Durch die Gen-
technologie könnten die Enzyme so geändert wer-
den, daß diese Wirkung aufgehoben wird und eine 
Überproduktion erfolgt. 

Für das zielgerichtete Design von Enzymen, die 
nicht mehr durch ihr Endprodukt gehemmt werden, 
die stabil gegen hohe Temperaturen, extremen Säu-
re- bzw. Basengehalt und Chemikalien sind und de-
ren Spezifität verändert ist, muß zunächst eine Vor-
stellung von der dreidimensionalen Struktur dieser 
Moleküle vorliegen. Die Strukturaufklärung erfolgt 
im wesentlichen durch Röntgenstrukturanalyse am 
kristallisierten Enzym, sowie neuerdings auch 
durch 2 D-NMR-Spektroskopie 3) an gelösten Protei-
nen. Beide Verfahren sind außerordentlich zeitrau

-

bend und erfordern jahrelange Arbeit. Große 
Schwierigkeiten bestehen bei der Kristallisation, 
die manchmal umgangen werden können, indem 

3) 2 D-NMR-Spektroskopie = 2-dimensionale Kernreso-
nanzspektroskopie 
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die Proteine in geeigneter Form verändert werden. 
Die Wechselwirkungen einzelner Bereiche inner-
halb des Proteins können mit rechnergestützter 
Graphik (CAD = computer aided design) anhand 
molekularer Modelle simuliert werden. Damit ist es 
auch möglich, Mutanten des Proteins zu entwerfen, 
an denen vorab Struktur-Funktions-Beziehungen 
getestet werden können. Jedoch sind die Computer-
modelle, die die Aminosäuresequenz und Material 
aus internationalen Datenbanken berücksichtigen, 
immer noch ungenau — die Struktur, die sich nach 
Austausch einer Aminosäure ergibt, kann nicht 

exakt vorhergesagt werden. Die Mutanten des Pro-
teins, die sich durch die Computersimulation als 
sinnvoll herausstellen, können durch site-directed 
mutagenesis hergestellt werden, d. h. durch die spe-
zifische Änderung der Nukleotidsequenz des betref-
fenden Gens. 

Wenn eine genaue Kenntnis der Wechselwirkungen 
der einzelnen Aminosäuren innerhalb eines Pro-
teins auf der einen Seite und zwischen dem Protein 
und seiner Umgebung, seinem Substrat und Pro-
dukt auf der anderen Seite vorhanden ist, könnte 

Tabelle 1-4 

Auswahl von gentechnologischen Forschungsprojekten 

Produkte Projekt 

Bioethanol 

Fette 

Nahrungsmittel

-

zusatzstoffe 

Enzyme 

Untersuchung der Alkoholempfindlichkeit von Hefen und der Versuch, die 
Resistenz zu erhöhen (Sahm 16/19) *) 
Versuch, Hefen zur direkten Vergärung von Xylose zu befähigen und damit 
das Spektrum der Substanzen, die vergoren werden können, zu erweitern 
(Hollenberg, 1985) 
Entsprechender Versuch mit dem Bakterium Zymomonas mobilis, das zu-
sätzlich auch Stärke abbauen können soll (Sahm 16/19) *) 
Klonierung des Gens der Glucoamylase aus Aspergillus in Saccharomyces 
cerevisiae, um im Endeffekt Stärke abbauen zu können, ebenfalls eine 
Erweiterung des Spektrums vergärbarer Stoffe (Innis et al., 1985) 

Experimente mit Hefen, die Fettsäuren bilden (Hollenberg, 1985) 
Versuch, Mikroorganismen, die bisher Fettsäuren mit 18 Kohlenstoff-
atomen bilden, dazu zu bringen, daß sie kürzerkettige (12 C-Atome) produ-
zieren, die für die industrielle Verwendung interessant sind (Zoebelein 
16/71) *) 
Bemühungen, Lipasen herzustellen, die selektiv bestimmte Fettsäuren von 
Fett abspalten (Präve 16/71) *) 

Synthese des Süßstoffs Thaumatin, der ursprünglich nur im Samen einer in 
Afrika wachsenden Pflanze vorkam, jetzt durch Bakterien und Hefen sowie 
neuerdings durch eine andere Pflanze (damit besteht die Möglichkeit, diesen 
Stoff mit einer erheblich höheren Süßkraft als Zucker auch in nördlichen 
Breiten zu produzieren) (Zenk 16/78) *) 
Die Vereinigung der Stoffwechselleistungen zur Bildung der Vitamin C-Vor-
stufe aus zwei Organismenarten in einer (damit wird das Verfahren verein-
facht) (Anderson et al., 1985) 

Gentechnisch hergestelltes Kälberchymosin ( = Labferment — für die Käse-
herstellung) ist von der FDA zugelassen, 21 CFR 173. 150. Durch die Produk-
tion dieses Enzyms durch den Mikroorganismus Mucor miehei wird seine 
Verfügbarkeit ganz erheblich gesteigert 
Stabilisierungsversuche an der Waschmittelprotease Subtilisin (Estell et al., 
1986, Bryan et al., 1986) 
Änderungen der Säure-/Basen-Abhängigkeit von Subtilisin (Thomas et al., 
1985) 
Site-directed mutagenesis zur Aufklärung der Struktur-Funktions-Wechsel-
wirkung des Acetylcholinrezeptors (Noda et al., 1982 und Numa, 1985) und 
der Dihydrofolatreduktase (Hänggi, 1985) 
Chemische Synthese eines Polypeptids, das DDT binden kann, anschließend 
die Synthese des dazugehörigen Gens mit dem Fernziel, ein DDT-abbauen-
des Enzym zu bekommen (Moser et al., 1983 und 1985). 

*) Sahm 16/19 bedeutet: Protokoll der 16. Sitzung der Enquete-Kommission: Sahm, S. 19. Entsprechendes gilt für Präve, 
Zenk und Zoebelein. 
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ein völlig synthetisches Enzym hergestellt werden, 
das eine gewünschte Reaktion unter vorher festge-
legten Bedingungen ausführt und das nicht durch 
Änderung eines bereits in der Natur vorhandenen 
Enzyms entstanden ist. Obwohl bereits einige 
kleine Proteine entwickelt wurden, die sich zwar in 
der erwarteten Weise auffalten und auch stabil 
sind, bestehen große Schwierigkeiten darin, diesen 
künstlichen Proteinen eine biologische und kataly-
tische Aktivität zu verleihen 4). 

1.3.10 Gentechnologische Forschungsprojekte 

Bisher gibt es keine nennenswerte Produktion von 
Spezialchemikalien, Nahrungs- und Futtermitteln 
oder Rohstoffen, bei der gentechnologisch verän-
derte Organismen eingesetzt werden. Die Zahl der 
durchgeführten Forschungsprojekte ist jedoch groß 
(Tabelle 1-4). 

1.4 Auswirkungen der Gentechnologie in 
verschiedenen Dimensionen, dargestellt 
an zwei Fallbeispielen 

1.4.1 Fallbeispiel I: Enzymtechnologie 

Enzyme sind unerläßlich für den Stoffwechsel aller 
lebenden Zellen, weil durch ihre Anwesenheit spezi-
fische Reaktionen sehr rasch ablaufen, die ohne sie 
extrem langsam sind. Diese katalytische Funktion 
der Enzyme hängt unmittelbar von ihrer Struktur 
ab. Die räumliche Anordnung der Atome innerhalb 
eines Enzyms wird zum überwiegenden Teil von 
seiner Aminosäuresequenz bestimmt, die, wie bei 
allen anderen Proteinen auch, durch die Nukleotid-
sequenz des entsprechenden DNA-Abschnitts ko-
diert wird (s. Abschnitt B 2.). Durch die Gentechno-
logie ist es möglich geworden, durch Änderung der 
Nukleotidsequenz der Struktur- und Regulations

-

gene Einfluß sowohl auf die Aminosäuresequenz 
des Enzyms (s. 1.3.9) als auch auf seine Produktion 
(s. 1.3.1) zu nehmen. 

Für die Grundlagenforschung hat dies große Bedeu-
tung, denn bisher war es für Wissenschaftler äu-
ßerst schwierig, Aussagen über die Wechselwirkun-
gen zwischen Struktur und Funktion von Proteinen 
zu treffen. Dazu mußten die in der Natur vorkom-
menden homologen Proteine untersucht werden, 
und durch Vergleich der unterschiedlichen Struktu-
ren und Aktivitäten konnten Beziehungen hergelei-
tet werden. Durch die site-directed mutagenesis, 
d. h. durch den gezielten Austausch bestimmter 
Aminosäuren innerhalb des Proteinmoleküls, wird 
die Aufklärung der Wechselwirkungen wesentlich 
erleichtert und beschleunigt, weil es nun möglich 
ist, immer nur die induzierten Veränderungen eines 
sonst gleichbleibenden Proteins zu untersuchen. 

Aufgrund ihrer besonderen Eigenschaften haben 
Enzyme in den letzten Jahren eine große Bedeu

-

tung für einige Industriebereiche erhalten (s. Ta- 

4) van Brunt, 1986 

belle 1-2). So können mit ihrer Hilfe sehr rasch sehr 
spezifische und komplizierte Stoffumwandlungen 
unter normalen Druck- und Temperaturbedingun-
gen durchgeführt werden. Von besonderer Bedeu-
tung ist die Stereospezifität der Enzyme, d. h. ihre 
Fähigkeit, bei Molekülen, die wie Bild und Spiegel-
bild zueinander sind, jeweils nur mit der einen 
Form zu reagieren. Dadurch sind Enzym-kataly-
sierte Reaktionen in den Fällen, in denen eine Se-
lektion erforderlich ist, nicht in Konkurrenz mit 
den chemischen Reaktionen. 

Durch die Möglichkeit, mit Hilfe der Gentechnolo-
gie die Produktion von Enzymen zu vereinfachen 
(s. 1.3.1 und 1.3.7) bzw. ihre Eigenschaften besonde-
ren Erfordernissen anzupassen (s. 1.3.9), ist zu er-
warten, daß sich sowohl die Menge als auch das 
Spektrum der eingesetzten Enzyme vergrößern 
wird. Bisher waren sie nur in wenigen Fällen leicht 
zugänglich und stabil genug für industrielle Verfah-
ren; der Anteil der Enzymkosten an den Produktko-
sten ist deshalb vor allem bei nichtkontinuierlichen 
Verfahren sehr hoch. Mit den gentechnischen Mög-
lichkeiten, Enzyme aus höheren Organismen mit 
einfach zu kultivierenden Mikroorganismen zu pro-
duzieren oder Enzyme mit verbesserter Stabilität 
und größeren Raten zu konstruieren, könnte die 
Produktion bestimmter Stoffe weiter verbilligt oder 
überhaupt erst ermöglicht werden. Dabei handelt es 
sich um Antibiotika (z. B. Cephalosporine), Pflan-
zeninhaltsstoffe (z. B. Alkaloide), Vitamine und an-
dere Produkte des Sekundärstoffwechsels. 

1.4.1.1 Gegenwärtiger Einsatz von Enzymen 

Das Weltmarktvolumen industrieller Enzyme 
wurde für 1981 auf 65 000 t mit einem Wert von 400 
Mio. $ und für 1985 mit 75 000 t und 600 Mio. $ 
geschätzt. 65 % des Weltmarktes werden von den 
beiden Firmen Novo Industri, Dänemark, und Gist 
Brocades, Niederlande, abgedeckt 5). Die größten 
bundesdeutschen Hersteller von technischen Enzy-
men sind u. a. Röhm, Darmstadt, und Boehringer, 
Mannheim. Die Importe in die Bundesrepublik 
Deutschland, hauptsächlich aus Dänemark, stiegen 
von 1979 bis 1982 von 31,6 Mio. $ auf 33,3 Mio. $; die 
Exporte, hauptsächlich in die USA und Belgien/ 
Luxemburg, von 39,2 Mio. $ auf 42,8 Mio. $ 6). 

Weniger als 20 Enzyme machen den Hauptteil der 
Produktion aus. Die wichtigsten sind Proteasen 
(Waschmittelindustrie und Lederverarbeitung), 
Amylasen und Glucoseisomerase (Zuckerindu-
strie). 

Die Bedeutung, die Enzyme für eine Volkswirt-
schaft haben können, ist besonders gut am Beispiel 
der Herstellung eines Süßungsmittels aus Maisstär-
ke, der Isoglucose, zu erkennen. Vor fast 20 Jahren 
gelang die Entwicklung eines ökonomischen Ver-
fahrens, mit dem Maisstärke enzymatisch verflüs-
sigt (a-Amylase) und zu Glucose gespalten werden 
konnte (Glucoamylase) mit anschließender Isomeri-
sierung der Glucose zu der wesentlich süßeren 

5) OTA, 1984 
6) US International Trade Commission, 1984 
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Fructose (Glucoseisomerase). Seitdem es 1972 ge-
lang, die Enzyme zu immobilisieren und damit ihre 
Ausnutzung erheblich zu erhöhen, setzte sich die 
Verwendung von Isoglucose in den USA immer 
mehr durch. Heute werden einige Mio. t Maisstärke 
umgesetzt 7) und 1980 wurden etwa 1,3 Mrd. $ Ko-
sten für den Import von Zucker in die USA einge-
spart 8). In der Europäischen Gemeinschaft unter-
liegt Isoglucose der Zuckergrundverordnung, d. h. 
daß bundesdeutsche Hersteller jährlich nur 35 684 t 
Isoglucose (Trockensubstanz) für den Binnenmarkt 
produzieren dürfen 9). 

Die enzymatische Aminosäureproduktion ist ein 
Prozeß, bei dem mit einem ähnlichen Wachstum ge-
rechnet werden kann, besonders seit der verstärk-
ten Nachfrage nach dem Zuckerersatzstoff Aspar-
tam, einem Dipeptid aus den beiden Aminosäuren 
Asparaginsäure und Phenylalanin. 

1.4.1.2 Veränderungen herkömmlicher 
Produktionsstrukturen durch den Einsatz 
von Enzymen 

Ein Diskussionspunkt im Zusammenhang mit der 
wachsenden Bedeutung von Enzymen, die durch 
gentechnische Veränderungen noch verstärkt wer-
den kann, ist, ob dadurch herkömmliche Produk-
tionsstrukturen beeinfluß werden. Diskutiert wird, 
ob beispielsweise eine größere Umstellung in Teil-
bereichen der Chemieindustrie zu erwarten ist, die 
möglicherweise mit einer Veränderung der Zahl 
und Art von Arbeitsplätzen verbunden ist. 

Für die Produktion von Enzymen sind im wesentli

-

chen verfahrenstechnische Verbesserungen zu er

-

warten, so daß die traditionellen Anbieter ihre 

Abbildung 1-1 
Enzymatische (A) und chemische (B) Hydrolyse von Penicillin G zu 6-Aminopenicillansäure, 

dem Ausgangsstoff für die Synthese verschiedener anderer Penicilline 12) 

7) Protokoll der 16. Sitzung der Enquete-Kommission: 
Präve, S. 7, Sahm, S. 11 

8) OTA, 1984 
9) EWG-Grundverordnung. 1981 

Überlegenheit aufgrund von Kapital, Erfahrung 
und Marketingbeherrschung behalten werden. 
Neue Unternehmen werden nur dann eine Chance 
haben, wenn sie eine Reihe neuer, gefragter En-
zyme entwickeln, für die sie erfolgreich Lizenzen 
vergeben oder die sie selbst produzieren und ver-
markten können 10). 

Veränderungen bei der Produktion mit Enzymen 
betreffen die Verfahren. Chemische Verfahren kön-
nen durch enzymatische ergänzt (z. B. Herstellung 
synthetischer Antibiotika) oder substituiert werden 
(z. B. Verseifung von Fetten). Aber auch Verfahren, 
die ursprünglich mit ganzen Zellen durchgeführt 
wurden, können durch den Einsatz isolierter En-
zyme verändert werden (z. B. Abbau von Stärke). 
Ob und in welchem Maß beispielsweise ein Chemie-
unternehmen seine Produktionsverfahren umstellt, 
ist von Fall zu Fall verschieden und von verschie-
denen Faktoren abhängig, z. B. von Betriebs-, 
Markt- und Branchenbedingungen sowie politi-
schen und rechtlichen Rahmenbedingungen 11) 

1.4.1.3 Belastung der Umwelt bei der Verwendung 
von Enzymen 

Da Enzyme im allgemeinen bei milden Reaktions-
bedingungen, d. h. Normaldruck und -temperatur, 
neutraler pH, aktiv sind, ist die Belastung der Um-
welt z. B. mit starken Säuren oder Basen bei En-
zym-katalysierten Reaktionen wesentlich geringer 
als bei klassisch-chemischen. Außerdem fallen sel-
tener unerwünschte Nebenprodukte an. 

Am Beispiel der Hydrolyse von Penicillin G werden 
durch den Vergleich beider Synthesemöglichkeiten 
die Unterschiede deutlich (Abbildung 1-1). 

10) Battelle, 1985 
11) SFS, 1986 
12) Cernia, 1980 
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Die durch die Penicillinacylase katalysierte Reak-
tion erfolgt in einem Schritt, bei gleichbleibender 
Temperatur und im Lösungsmittel Wasser. Die che-
mische Hydrolyse dagegen läuft über zwei Zwi-
schenprodukte, bei zwei verschiedenen Temperatu-
ren und in unterschiedlichen Lösungsmitteln. 

Während die enzymatischen Reaktionen selbst sehr 
umweltfreundlich sind, entstehen doch Probleme 
bei der Produktion der benötigten Enzyme, die an-
hand der Waschmittelprotease Subtilisin darge-
stellt werden sollen: 

Die Enzymproduktion erfolgt in Rührkesseln mit 
10 000 bis 100 0001 Inhalt. Am Ende des Prozesses 
enthält die Kulturbrühe etwa 1 % Subtilisin, 2 % 
Restanteile des Mediums und Stoffwechselpro-
dukte sowie etwa 100 g Zellmasse pro Liter 13), d. h. 
daß pro Ansatz bis zu 10 t Biomasse anfallen. 

Heute wird die Biomasse als Viehfutter verwendet, 
zu Biogas vergoren oder auf Deponien abgelagert. 
Bei einer weiteren Ausweitung der Enzymtechnolo-
gie und einem damit verbundenen erhöhten Bio-
masseaufkommen sind zusätzliche Verbrauchs- und 
Entsorgungskapazitäten erforderlich. 

Die Abwässer sind erheblich mit Restanteilen des 
Mediums, Stoffwechselprodukten der Zellen und 
flüssigen Aufarbeitungsabfällen belastet. Sie wer-
den in vollbiologischen Kläranlagen gereinigt, be-
vor sie in die Gewässer eingeleitet werden, um die 
im Rahmen des Wasserhaushaltsgesetzes vorge-
schriebenen Grenzwerte nicht zu überschreiten 14) 

Technische Enzyme werden im allgemeinen nur un-
ter Einsatz von Mikroorganismen produziert 15), die 
nicht-pathogen sind, um sie ohne großen Aufwand 
bei industriellen Prozessen handhaben zu können 
(s. a. Abschnitt D 2.). Da durch die Gentechnologie 
Stoffwechselleistungen von einem Organismus auf 
einen anderen übertragen werden können (s. 1.3.7), 
könnten nun auch solche Enzyme großtechnisch 
hergestellt werden, deren Produktion bisher daran 
scheiterte, daß sie nur von pathogenen Organismen 
gebildet werden konnten. 

1.4.2 Fallbeispiel II: Nachwachsende Rohstoffe 

Bei nachwachsenden oder erneuerbaren Roh-
stoffen handelt es sich um Biomasse, die als Ener-
gie- oder Chemierohstoff genutzt werden kann. Ne-
ben Ölen und Fetten, Zucker, Stärke und Lignocel-
lulose (Holz und Fasern) werden die verschieden- 

13) Kula, 1986 
14) Durch das Wasserhaushaltsgesetz, das Abwasserabga-

bengesetz und die danach erfolgenden Investitionen 
der chemischen Industrie (von 1974 bis 1985 insgesamt 
3,5 Mrd. DM) ging die insgesamt in die Gewässer ein-
geleitete organische Schmutzfracht der chemischen 
Industrie von 1970 bis 1985 um 93 % zurück (VCI, 
1985). 

15) Enzyme aus höheren Organismen bzw. Organen wer-
den im wesentlichen nur für den Bereich Diagnostika 
und Forschung isoliert. 

sten Pflanzensekrete und -extrakte (Farbstoffe, 
ätherische Öle, Kautschuk u. a.) dazugerechnet. Vor 
der Entwicklung der Petrochemie wurden sie in Eu-
ropa intensiv genutzt. 

Die Diskussion über ihren Einsatz wird im wesent-
lichen unter vier Gesichtspunkten geführt: 

— Der Einsatz von nachwachsenden Rohstoffen 
kann die Bedeutung biotechnologischer Verfah-
ren vergrößern, wodurch im Prinzip Produk-
tionsformen ermöglicht werden, die in ökologi-
sche Kreisläufe integriert sind, d. h. daß z. B. 
eine Ansammlung von nichtabbaubaren Abfäl-
len vermieden wird. 

— Nachwachsende Rohstoffe entstehen mit Hilfe 
von Sonnenenergie. Durch ihre Nutzung werden 
die fossilen Energieressourcen der Erde ge-
schont. 

— Der Anbau nachwachsender Rohstoffe für die 
chemische Industrie und den Energiesektor bie-
tet für die Landwirtschaft eine Alternative zur 
Überschußproduktion von Nahrungsmitteln. 

— Die heimische Produktion von nachwachsenden 
Rohstoffen macht die Bundesrepublik Deutsch-
land unabhängig von Importen. 

1.4.2.1 Arten von nachwachsenden Rohstoffen und 
ihr gegenwärtiger Einsatz 

Gegenwärtig spielt die Biomasse in der Bundesre-
publik Deutschland eine untergeordnete Rolle bei 
der Energie- und Rohstoffversorgung. Zwar ist der 
heute noch von großen Teilen der Weltbevölkerung 
am meisten genutzte Brennstoff Holz, seine Ver-
wendung soll hier jedoch nicht weiter erörtert wer-
den, weil dabei die Bio- und somit auch die Gentech-
nologie keine Rolle spielt. 

Der Anteil der nachwachsenden Rohstoffe am 
Primärenergieverbrauch in der Bundesrepublik 
Deutschland ist marginal und liegt unter 1 % (Ta-
belle 1-5). 

Tabelle 1-5 

Anteil der Energieträger am Gesamtverbrauch von 
Primärenergie 1985 in % in der Bundesrepublik 

Deutschland 16) 

Kohle 	 29,9 
Mineralöl 	 41,4 
Gas 	 15,5 
Wasserkraftstrom 	 1,5 
Kernenergie 	 10,7 
Brennholz und -torf 	 0,4 
Andere Brennstoffe 	 0,6 

Der Anteil, den die Naturstoffe an den organischen 
Chemierohstoffen 1980 in der Bundesrepublik 
Deutschland hatten, zeigt Abbildung 1-2. 

16) Statistik der Kohlenwirtschaft, 1986 
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Abbildung 1-2 

Organische Chemierohsto ffe 
in der Bundesrepublik Deutschland 1980 17) 

Trotz ihres geringen Heizwert- und Mengenanteils 
erreichen nachwachsende Rohstoffe einen be-
trächtlichen Anteil am Wert aller eingesetzten Roh-
stoffe im Industriebereich, d. h. sie sind relativ teu-
er. Mengenmäßig überwiegt der Anteil der Stoffe, 
die ohne die Zwischenschaltung von Abbaupro-
zessen zum Teil direkt verwendet werden (Tabel-
le 1-6). 

Tabelle 1-6 

Verbrauch von nachwachsenden Rohstoffen 
in der chemischen Industrie 

der Bundesrepublik Deutschland 

Die größte Bedeutung haben Öle und Fette. Ihre 
weltweite Produktion beträgt 60 Mio. t pro Jahr 18). 
Der größte Teil davon wird direkt für die Ernäh-
rung oder als Viehfutter verwendet und nur ein 
kleiner Teil wird von der chemischen Industrie u. a. 
für die Herstellung von Kosmetikartikeln, Wasch- 
und Reinigungsmitteln verbraucht. In der Bundes-
republik Deutschland sind das 400 000 bis 450 000 t/ 
Jahr. 90 % werden als Kokos- bzw. Palmkernöl im-
portiert 19), weil für die Verarbeitung als Chemie-
rohstoff andere Qualitäten als für die Ernährung 
benötigt werden und einheimische Agrarpflanzen, 
z. B. Raps und Sonnenblume, die gewünschten Fette 
bzw. Öle nicht produzieren. 

Stärke wird in der Bundesrepublik Deutschland 
hauptsächlich aus Getreidekörnern und Kartoffeln 
gewonnen. Über 350 000 t, das sind etwa 60 % der 

17) Semel und Steiner, 1983 
18) Protokoll der 16. Sitzung der Enquete-Kommission: 

Präve, S. 5 
19) BML, 1983  

gesamten Stärkeproduktion 20), werden in der che-
mischen Industrie und bei Fermentationen einge-
setzt. Bei letzteren dient der aus ihr gewonnene 
Zucker (Glucose) als Nahrungsquelle für die Mikro-
organismen und trägt zu den Kosten der Fermenta-
tionsprodukte mit rund 50 % bei. In den USA wer-
den etwa 3 Mio. t Maisstärke enzymatisch in Isoglu-
cose ( = Gemisch aus den beiden Zuckern Fructose 
und Glucose) überführt. 

Unter Pflanzensekrete und -extrakte fallen direkt 
verwertbare, industriell bedeutende Naturstoffe wie 
Kautschuk, Kolophonium, Terpentin, Gerb- und 
Farbstoffe, ätherische Öle und die verschiedensten 
Polysaccharide 21 ). Von diesen Substanzen wurden 
1979/80 von der chemischen Industrie weltweit 
mehr als 5 Mio. t, in der Bundesrepublik Deutsch-
land über 200 000 t verbraucht 22). 

Cellulose ist einer der Bestandteile des Holzes 23), 
neben Hemicellulose und Lignin. Von ihr werden in 
der Bundesrepublik Deutschland rund 3 Mio. t ver-
braucht, von denen etwa 75 % importiert werden 
müssen. Das Haupteinsatzgebiet ist die Papierher-
stellung. Die chemische Industrie verwendet nur 
160 000 t 24) unter Erhaltung der Grundstruktur zur 
Herstellung von Polymeren für verschiedenste Be-
reiche (z. B. Cellulosederivate in der Waschmittelin-
dustrie, Viskose, Celluloid und andere Folien). Das 
Hauptproblem besteht darin, die Cellulose von den 
anderen Holzbestandteilen zu trennen. Die Tren-
nung geschieht bisher überwiegend mit physika-
lisch-chemischen Verfahren. Die enzymatische 
Spaltung von Lignocellulose befindet sich noch im 
Forschungsstadium. 

Die weltweite jährliche Zuckerproduktion beträgt 
100 Mio. t 25), die Bundesrepublik Deutschland hat 
daran einen Anteil von fast 3 Mio. t 26). Der größte 
Teil des Zuckers wird für die Ernährung ver-
braucht, nur ein kleiner Teil (22 000 t/Jahr in der 
Bundesrepublik Deutschland 27)) wird von der che-
mischen Industrie zur Erzeugung von Arzneimit-
teln, organischen Säuren, Kleb- und Kunststoffen 
und anderen Substanzen verwendet. 

Nicht in Tabelle 1-6 aufgeführt ist der Bioethanol 
(Bioalkohol), der häufig als nachwachsender Roh-
stoff bezeichnet wird. Er ist jedoch nicht selbst ein 
nachwachsender Rohstoff, sondern wird erst auf 
der Basis von anderen nachwachsenden Rohstoffen 
gewonnen, durch die Vergärung von Zucker bzw. 
von Stärkeabbauprodukten durch Hefen und auch 
Bakterien. Der weit überwiegende Teil wird in 
Form von alkoholischen Getränken verbraucht. Da- 

20) BML, 1983 
21) Die Herkunft der verschiedensten Pflanzensekrete 

und -extrakte ist beispielsweise Franke, 1976 zu ent-
nehmen. 

22) Semel und Steiner, 1983 
23) Die weltweite Holzproduktion beträgt etwa 1,7 x 10 9  t/ 

Jahr (Semel und Steiner, 1983). 
24) BML, 1983 
25) VCI 
28) tel. Auskunft der Wirtschaftsvereinigung Zucker, 

Bonn 
27) BML, 1983 
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neben wird er als Rohstoff in der chemischen Indu-
strie genutzt und auch als Treibstoff, wie in Brasi-
lien, wo er bereits eine große Rolle spielt (s. 1.4.2.3). 
In der Bundesrepublik Deutschland wird der Etha-
nolbedarf für die technische Verwendung bisher je-
doch hauptsächlich nicht durch Bioalkohol, sondern 
durch Synthesealkohol gedeckt. 1983 wurden davon 
rund 80 000 t (bezogen auf 100 %ige Lösungen) her-
gestellt 28). 

Die weitere Entwicklung des Einsatzes von nach-
wachsenden Rohstoffen könnte durch die Gentech-
nologie wichtige Impulse erhalten. Insbesondere 
könnte die Gentechnologie in Ergänzung zur lang-
wierigen klassischen Pflanzenzüchtung dazu die-
nen, die Ausbeuten zu verbessern und auch die Zu-
sammensetzung der Rohstoffe gezielt zu steuern. 
Dies gilt mit Sicherheit für diejenigen Stoffe, deren 
Molekülstrukturen während des industriellen Pro-
zesses im wesentlichen erhalten bleiben, wie Öle 
und Fette, Pflanzensekrete und -extrakte, und teil-
weise für Stärke und Cellulose. 

Bei der Umwandlung nachwachsender Rohstoffe in 
Grundchemikalien oder in Energieträger könnte 
die Gentechnologie sowohl den Reaktionsprozeß als 
solchen optimieren als auch das Spektrum der um-
wandelbaren Stoffe erweitern (s. 1.3). 

1.4.2.2 Ökologische Aspekte der Nutzung 
nachwachsender Rohstoffe 

Im Prinzip erleichtert der Einsatz nachwachsender, 
also erneuerbarer Rohstoffe die Integration des 
Verbrauchs und der Verwendung von Rohstoffen in 
ökologische Kreisläufe. Es muß jedoch auch hier 
die ökologische Verträglichkeit dieses Einsatzes im 
einzelnen durch gezielte Maßnahmen abgesichert 
werden. Dies gilt sowohl für den Anbau als auch für 
die Verarbeitung und Verwendung. 

Die ökologischen Probleme, die sich für den Anbau 
nachwachsender Rohstoffe stellen, sind im allge-
meinen ähnlich zu sehen wie der Anbau von Pflan-
zen für die Nahrungsmittelproduktion, d. h. daß sie 
nicht wesentlich verändert werden, wenn statt Nah-
rungspflanzen Industriepflanzen angebaut werden. 

Allgemein stellt jede Aberntung von pflanzlichem 
Material einen Entzug von lebenswichtigen Stoffen 
dar. Rund 10 % des Trockengewichts der Biomasse 
sind Mineralstoffe (Salze und andere Spurenele-
mente), die Bestandteile der natürlichen Kreisläufe 
sind und sich nicht selbst erneuern können. Nur die 
Kohlenstoff-, Sauerstoff- und Wasserstoffanteile 
sind im eigentlichen Sinne erneuerbar, weil sie in 
gasförmiger Form bzw. als Wasser von den Pflan-
zen aufgenommen werden und somit überall ver-
fügbar sind. Werden die Mineralstoffe entfernt, 
sinkt die Produktivität des betreffenden Bodens 
ab. 

Diese Entwicklung kann verlangsamt bzw. zum 
Teil auch abgefangen werden, wenn man die Bio- 

28) VCI, 1984 

masseentnahme begrenzt, d. h. Pflanzenmaterial in 
ausreichender Menge im Ökosystem beläßt und 
dem Boden wieder zuführt, damit Humus gebildet 
werden kann. Im übrigen müssen fehlende Stoffe 
durch zusätzlichen Dünger ergänzt werden. 

Die möglichen Auswirkungen des Anbaus von 
nachwachsenden Rohstoffen auf die Art der land-
wirtschaftlichen Kulturen können unterschiedlich 
sein. Auf der einen Seite könnten neue große Mono-
kulturen entstehen. Auf der anderen Seite jedoch 
könnte das landwirtschaftliche Artenspektrum in 
der Bundesrepublik Deutschland insgesamt vergrö-
ßert werden und sich auch lokal eine Auflockerung 
der Fruchtfolgen ergeben. Dies wäre der Fall, wenn 
verschiedene, industriell verwertbare Pflanzen, bei-
spielsweise neue Ölpflanzen, Körnerleguminosen, 
Faserlein, Zuckerhirse u. a., angebaut würden. Da-
bei ist jedoch zu bedenken, daß die Landwirte die 
Reihenfolge des Anbaus verschiedener Pflanzen 
nicht unbedingt nur danach ausrichten, welche Aus-
wahlmöglichkeiten generell vorhanden sind. Ent-
scheidend sind z. B. auch die erforderlichen Investi-
tionen und die Tendenz, möglichst einfach zu pro-
duzieren, d. h., welche Bearbeitungs- und Erntema-
schinen vorhanden sind, wie aufwendig der Trans-
port zu den Abnahmestellen ist und daß sich die 
Erntezeitpunkte nicht überschneiden. Sofern die 
Transportkosten ein entscheidender Faktor bei der 
Wirtschaftlichkeit von nachwachsenden Rohstoffen 
sind, ist es wahrscheinlich, daß in einem gewissen 
Umkreis um einen neu entstandenen Verarbei-
tungsbetrieb zwar ein Bestandteil einer Folge geän-
dert wird, nicht jedoch die Anzahl der Fruchtarten. 
Insgesamt ist es daher offen, ob es bei einem Anbau 
nachwachsender Rohstoffe zu einer Auflockerung 
der Fruchtfolge kommt. 

Bei der Verarbeitung von nachwachsenden Roh-
stoffen entstehen zwar keine schwer abbaubaren, 
schädlichen Rest- und Nebenstoffe, jedoch bereitet 
die Menge des Abfalls und der Abwässer Schwierig-
keiten. Bei der Verarbeitung z. B. von Weizen zu 
Stärke muß mit 3 000 bis 4 0001 Abwasser pro t 
Mehl gerechnet werden. 

Grundsätzlich können die entstehenden Abfälle zu 
Futter- und Düngemitteln aufbereitet werden und 
so in die landwirtschaftliche Produktion zurückge-
führt werden, Abwässer können durch eine mehr-
stufige biologische Behandlung gereinigt werden, 
bei deren erster Stufe Biogas gewonnen werden 
kann. 

Der Einsatz der Gentechnologie könnte insoweit zu 
einer Entlastung von Umweltproblemen führen, 
weil eines der angestrebten Ziele darin besteht, ei-
nen Rohstoff in möglichst großer Menge und reiner 
Form von den Pflanzen produzieren zu lassen. Da-
durch könnte sich die anfallende Menge an Abfall-
stoffen relativ verringern. 

Darüber hinaus wäre die Verwendung nachwach-
sender Rohstoffe im Energiesektor insofern um-
weltfreundlich, als sie, anders als fossile Energieträ-
ger, nicht mit einer Anreicherung der Atmosphäre 
mit 502 und anderen Schadstoffen verbunden ist. 
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1.4.2.3 Nachwachsende Rohstoffe als erneuerbare 
Energieträger 

Die Erdölkrise am Anfang der 70er Jahre hat allge-
mein das Bewußtsein verbreitet, daß die fossilen 
Energieträger wie Kohle und Erdöl endlich sind 
und trotz aller Anstrengungen, die Förderung auch 
aus schwer zugänglichen Lagerstätten zu ermögli-
chen, in absehbarer Zeit erschöpft sein werden. Ins-
besondere seit dieser Zeit werden nachwachsende 
Rohstoffe als eine mögliche Alternative zu fossilen 
Energieträgern bzw. als ein Ausweg aus der dro-
henden Energieknappheit ins Spiel gebracht. 

Abgesehen von Holz als Brennstoff sind als Ener-
gieträger Biogas und Bioalkohol zu diskutieren, die 
biotechnisch auf der Basis von nachwachsenden 
Rohstoffen erzeugt werden. Die Bedeutung von Bio-
gas ist bislang sehr gering. Sie könnte langfristig 
im landwirtschaftlichen Bereich und im Zusam-
menhang mit der Müllverwertung größer werden. 
Bioalkohol dagegen hat besonders in Brasilien eine 
herausragende Bedeutung erlangt. Dort wurde 1975 
das Proalcool-Programm gestartet. Durch die starke 
staatliche Unterstützung, die den Preis für den Bio-
alkohol niedrig hält, konnte die Produktion von Bio-
alkohol aus Zuckerrohr von 0,6 Mrd. 1 1975 29) auf 
9,2 Mrd. 1 1985 gesteigert werden. 1984 fuhren in 
Brasilien 17 % aller Fahrzeuge mit Alkohol; 84 % 
aller neu zugelassenen Fahrzeuge inklusive LKWs, 
PKWs und Traktoren waren alkoholbetrieben, rech-
net man nur die verkauften PKWs, waren es 
91 % 30) 31) 

In einigen Staaten der USA wird Bioethanol in 
Höhe von 10 % dem Benzin beigemischt. Dieser 
Gasohol ist steuerlich begünstigt und wird in eini-
gen Staaten noch zusätzlich gestützt 32). In der Bun-
desrepublik Deutschland spielt Bioethanol bislang 
nur im Rahmen der Vorsorgestrategie der Bundes-
regierung eine Rolle, die darauf abzielt, bei einer 
möglichen Energieverknappung gewappnet zu sein. 
In zwei Pilotanlagen wird beispielsweise die groß-
technische Produktion erprobt. 

Dem Einsatz von nachwachsenden Rohstoffen als 
Energieträger sind, auch abgesehen von den schon 
diskutierten ökologischen Bedingungen (s. 1.4.2.2), 
klare Grenzen gesetzt. Er gerät zwangsläufig in 
Konkurrenz mit der Nahrungsmittelproduktion, we-
gen der Größenordnung des Bedarfs und weil der 
weitaus größte Anteil von schnell und ökonomisch 
verfügbarer Biomasse auf den landwirtschaftlichen 
Nutzflächen erzeugt wird. So plant etwa Brasilien, 
bis zum Jahr 2000 12 % der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche für die Produktion von Bioalkohol zu 
verwenden (1980 2 %). Zwar sollen die Nutzflächen 
selbst bis dahin gegenüber 1980 verdreifacht wer-
den, aber ein Konflikt in der Landnutzung zeichnet 
sich ab. In einigen Regionen wurden gute Böden, 
auf denen bislang Grundnahrungsmittel produziert 

29) Keim, 1983 
30) Zum Teil werden die Fahrzeuge nur mit Alkohol be-

trieben, zum Teil mit Benzin-Alkohol-Gemischen (20 
bis 22 % Alkohol). 

31) Brasilianische Botschaft, 1986 
32) Keim, 1983  

wurden, umgewidmet zur Erzeugung von Zucker 
durch Zuckerrohr. Brasilien muß mit einem starken 
Bevölkerungswachstum rechnen und führt schon 
heute jährlich 10 Mio. t Nahrungsmittel ein 33) 

Generell kann Benzin in den hochmotorisierten 
Ländern nicht durch Bioethanol ersetzt werden, 
weil die Agrarproduktion dafür bei weitem nicht 
ausreicht: In den USA beträgt die Maisernte mehr 
als 200 Mio. t. Wenn der gesamte Mais zu Bioetha-
nol umgewandelt würde, entspräche das weniger 
als einem Viertel des US-Benzinbedarfs 34).  

Um den gesamten Benzinbedarf der Bundesrepu-
blik Deutschland zu decken, müßte man mindestens 
60 % 35) der verfügbaren landwirtschaftlichen Nutz-
fläche zur Bioalkoholproduktion verwenden. Soll 
die Nahrungsmittelproduktion nicht unter den 
Selbstversorgungsgrad absinken, kommt also für 
die Erzeugung von Energiepflanzen allenfalls der 
Flächenanteil in Frage, der gegenwärtig auf die 
landwirtschaftliche Überproduktion entfällt. 

1.4.2.4 Nachwachsende Rohstoffe als eine 
Alternative zur landwirtschaftlichen 
Überproduktion 

Die landwirtschaftlichen Erzeuger produzieren 
jährlich etwa 2 bis 2,5 % mehr, während die Nach-
frage nur um 0,4 bis 0,5 % ansteigt. Dies führt zu 
einem Selbstversorgungsgrad in der Europäischen 
Gemeinschaft von 130 % bei Getreide, 115 % bei 
Milch, 120 % bei Wein und 147 % bei Zucker 36). Mit 
einem weiteren Anstieg der Produktion ist ohne 
Veränderung der politischen Rahmenbedingungen 
zu rechnen, weil die Produktivität der Landwirt-
schaft zunehmen wird, nicht zuletzt aufgrund er-
folgreicher Anwendung der Gentechnologie, insbe-
sondere im Züchtungsbereich (s. Abschnitt C 2.). 

Auf der Suche nach einer Lösung für dieses Über-
schußproblem, das u. a. hohe Lagerkosten, hohe 
Subventionskosten für einen Absatz auf dem Welt-
markt und Schwierigkeiten für die Beschäftigten 
mit sich bringt, wird als eine Alternative zum An-
bau von Nahrungspflanzen der Anbau von Indu-
striepflanzen diskutiert. 

Die deutsche chemische Industrie hält eine Verdop-
pelung des derzeitigen Einsatzes von nachwachsen-
den Rohstoffen für realistisch 37 ), wenn u. a. Verbes-
serungen, auch mit gentechnischen Methoden, bei 

33) Kasche, 1985 
34) Keim, 1983 
35) s. 1.4.2.4: bei einer Beimischung von 5 % besteht ein 

Flächenbedarf von 360 000 ha, bei einem reinen Alko-
holbetrieb ergibt sich daraus ein Flächenbedarf von 
7,2 Mio. ha, das sind 60 % von 12 Mio. ha landwirt-
schaftlicher Gesamtfläche. Um den gesamten Bedarf 
an Energieträgern durch nachwachsende Rohstoffe zu 
decken, würde mehr als 100 % der landwirtschaftlichen 
Fläche der Bundesrepublik Deutschland gebraucht 
(Kasche, 1985). 

36) Protokoll der 16. Sitzung der Enquete-Kommission: 
Willer, S. 102. 

37) Protokoll der 16. Sitzung der Enquete-Kommission: 
Zoebelein, S. 50. 
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der Züchtung entsprechender Pflanzen und bei ih-
rer Verarbeitung erreicht werden. Für eine solche 
Verdoppelung werden etwa 150 000 bis 200 000 ha 
mehr zur Erzeugung der Industrierohstoffe Stärke, 
Zucker, Öle und Fette benötigt 38). Dieser Wert 
erhöht sich um etwa 360 000 ha, wenn Bioethanol 
produziert würde, um zu 5 % dem Vergasertreib-
stoff beigemischt zu werden, so daß insgesamt etwa 
4 bis 5 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche (ca. 
12 Mio. ha) beansprucht würden 39). Offen bleibt die 
Frage, ob dadurch die Subventionen eingespart 
werden können. 

Rein vom Flächenbedarf aus betrachtet, würde der 
Anbau nachwachsender Rohstoffe in der beschrie-
benen Menge angesichts der Überproduktion die 
Nahrungsmittelversorgung in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht einschränken. Langfristig 
könnte er sich jedoch nachteilig auf die Preisent-
wicklung der Nahrungs- und Futtermittel auswir-
ken: Nach OTA 40) werden in den USA die Rohstoff-
kosten z. B. für die Ethanolproduktion direkt durch 
die Nachfrage nach Nahrung bestimmt. Diese Be-
ziehung kann durch eine verstärkte Nachfrage um-
gekehrt werden, so daß US-Verbraucher ab einem 
bestimmten Punkt für jeden zusätzlichen Liter 
Ethanol mehr für Nahrungsmittel zu zahlen hätten. 
Tatsächlich bewirkte die Produktion von Bioetha-
nol in den USA eine zusätzliche Nachfrage nach 
Mais, wodurch sich dessen Preis 1985 um fast 4 $/t 
erhöhte 41) 

1.4.2.5 Nachwachsende Rohstoffe und die Unabhän-
gigkeit von Importen 

Prinzipiell können die meisten Stoffe, die auf der 
Basis von Erdöl hergestellt werden, auch aus nach-
wachsenden Rohstoffen produziert werden. Unter 
den jetzigen Bedingungen ist jedoch der dazu not-
wendige Aufwand nur in ganz bestimmten Fällen 
gerechtfertigt. Beispielsweise werden Detergentien 
der Waschmittel- und Kosmetikindustrie vorzugs-
weise auf der Basis pflanzlicher Öle und Fette pro-
duziert. Diese müssen jedoch Eigenschaften haben, 
die die Öle und Fette europäischer Pflanzen nicht 
haben. Deshalb werden sie in Form von Kokos- und 
Palmöl aus den tropischen Ländern Philippinen 
und Malaysia importiert. Wenn es gelänge, durch 
Gentechnologie oder andere Züchtungsmethoden 
Pflanzen zu entwickeln, die die gewünschten Öle 
und Fette enthalten und in Europa angebaut wer-
den können, wären die Importe überflüssig. Die eu-
ropäischen Abnehmer wären unabhängig zum ei-
nen von durch Klimaeinflüssen bewirkten, unvor-
hersehbaren Schwankungen im Angebot. Zum an-
deren könnten sie der Strategie der Erzeugerländer 
entgegentreten, die Rohprodukte nur noch in ver-
edelter. Form zu verkaufen, was den Preis natürlich 
erhöht. Für die bisher exportierenden Länder hätte 

38) Protokoll der 16. Sitzung der Enquete-Kommission: 
Willer, S. 105. 

39) Willer: Schriftliche Stellungnahme anläßlich der 16. 
Sitzung der Enquete-Kommission, Drs. 85, S. 12. 

40) OTA, 1981 
41) Dunne, 1985  

ein Erfolg der europäischen Züchter allerdings 
schwerwiegende Folgen, weil ihnen wichtige Ab-
satzmärkte und Devisenquellen verlorengingen 
(s. a. Abschnitt D 5.). 

Auch bei den Überlegungen, im Energiesektor Ben-
zin  durch Bioethanol zu ersetzen, spielt die Verrin-
gerung der Abhängigkeit des Imports von Erdöl 
eine Rolle. Abgesehen von der mengenmäßigen 
Grenze (s. 1.4.2.4) ist Bioethanol gegenwärtig als 
Treibstoff nicht konkurrenzfähig. Zum jetzigen 
Zeitpunkt betragen die reinen Produktionskosten 
von Bioethanol 1,20 bis 1,30 DM/l 42), im Vergleich 
mit etwa 0,50 bis 0,60 DM/l bei Benzin. 

Der Einfluß der Gentechnologie auf eine Reduzie-
rung der Kosten von Bioethanol wird unterschied-
lich eingeschätzt. Beispielsweise wird eine Kosten-
einsparung von nur 3 % bei einer um 25 % beschleu-
nigten Umwandlung von Biomasse (s. 1.3.1) erwar-
tet. Dabei ist zu bedenken, daß die geschwindig-
keitslimitierende Reaktion der alkoholischen Gä-
rung bisher nicht geklärt werden konnte. Nur 0,6 
bis 1,3 % der Destillationskosten könnten durch An-
hebung der Alkoholtoleranzgrenze (s. 1.3.2) auf 
20 Vol % eingespart werden. Dieses Unternehmen 
ist angesichts seiner Komplexität und des geringen 
Gewinns wenig lohnend, vergleichbar mit dem Ver-
such, die Empfindlichkeit der Hefezellen gegenüber 
hohen Temperaturen (s. 1.3.8) zu senken. Erheblich 
vielversprechender, aber in ihrem Ausmaß noch 
nicht zu überblicken, könnten alle die Ansätze sein, 
die die Rohstoffe für die Gärung betreffen, weil 
deren Kosten einen Anteil von etwa 70 % an den 
gesamten Kosten haben. Dabei handelt es sich um 
Versuche, das Substratspektrum zu erweitern 
(s. 1.3.7), z. B. auf Abfallstoffe wie Sulfitablauge aus 
der Zellstoffindustrie, oder spezielle Pflanzen-
züchtungen mit hohem Substratgehalt 43) (s. Ab-
schnitt C 2.). 

1.5 Bewertung und Empfehlungen 

1.5.1 Rohstoffversorgung 

Die öffentliche Diskussion in der Bundesrepublik 
Deutschland zu Fragen der biotechnologischen 
Stoffumwandlung und Rohstoffversorgung — ge-
führt unter dem Begriff „Nachwachsende Rohstof-
fe" — ist häufig sehr verengt auf die Möglichkeiten 
der Erzeugung von Ethanol aus Getreide, Kartof-
feln und Zuckerrüben. Die für die Landwirtschaft 
aussichtsreichsten Produktionsalternativen bleiben 
unberücksichtigt. Es geht darum, auch in Deutsch-
land den Industriepflanzenanbau wieder heimisch 
zu machen, der in den vierziger Jahren dieses Jahr-
hunderts noch eine nicht unbeträchtliche Rolle 
spielte, wenn auch unter völlig anderen Vorausset-
zungen und Zielsetzungen. Eine Ausweitung bio- 
und gentechnologischer Verfahren bietet die Chan- 

42) BML, 1986 
43) Hollenberg, C.: Gespräch mit der Arbeitsgruppe „Biolo-

gische Stoffumwandlung und Rohstoffversorgung" der 
Enquete-Kommission am 18. März 1985. 
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ce, die Nachfrage nach einheimischen nachwach-
senden Rohstoffen zu erhöhen. Bis zum Ende die-
ses Jahrhunderts können alleine in der Bundesre-
publik Deutschland 3 Millionen Hektar landwirt-
schaftlicher Nutzflächen für andere als die bisheri-
gen Nutzungsformen zur Verfügung gestellt wer-
den, weil sie für die Nahrungsmittelproduktion 
nicht mehr benötigt werden. Deswegen werden im-
mer stärker ein Anbau von Industriepflanzen als 
Alternative zu herkömmlichen Pflanzen und/oder 
eine andere Verwendung der gegenwärtig im An-
bau befindlichen Pflanzen gefordert. Man kann nun 
aber nicht erwarten, daß gewissermaßen in einer 
Legislaturperiode wieder eine Wettbewerbsfähig-
keit solcher Pflanzen erreicht wird, wenn die Volks-
wirtschaft über einen sehr langen Zeitraum diese 
nicht genutzt hat. Um Industriepflanzen wieder 
wettbewerbsfähig zu machen, bedarf es einer kon-
zertierten Aktion von Politik, Verwaltung, For-
schung und Landwirtschaft. 

Folgende Möglichkeiten der Nutzung nachwachsen-
der Rohstoffe sollten vorrangig gesehen werden: 

— die Stärke- und Zuckererzeugung auf der 
Grundlage herkömmlicher und auch neu ge-
züchteter Pflanzensorten und Pflanzenarten; 

die Erzeugung pflanzlicher Ole und Fette mit 
bestimmten Fettsäuremustern als Rohstoffe für 
die Industrie; 

die Produktion von pflanzlichen Fasern für die 
Nutzung in der Industrie und in der Textilwirt-
schaft; 

— die Nutzung von Biomasse und agrarischen Ab-
fällen zur Energiegewinnung (z. B. Biogas). An-
geregt wird auch die Lignocelluloseproduktion 
über traditionelle und neue Erzeugungsformen 
der Forstwirtschaft. 

Eine zusätzliche Belastung der Umwelt kann vor 
allem dann entstehen, wenn der Industriepflanzen-
anbau mit der Ausweitung des Anbaus von Zucker-
rüben und Kartoffeln zur Erzeugung von Ethanol 
gleichgesetzt wird. Nicht nur aus ökologischen, son-
dern auch aus wirtschaftlichen Gründen muß vor 
einer solchen Entwicklung gewarnt werden. Eine 
Strategie, größere Flächen der Bundesrepublik 
Deutschland mit Pflanzen zu bebauen, aus denen 
Ethanol gewonnen werden soll, ist nur sinnvoll, 
wenn Bioethanol konkurrenzfähig mit Benzin ist 
und damit der Subventionsbedarf spürbar gesenkt 
werden kann. 

Eine Vielzahl von Pflanzen bietet sich für den Indu-
striepflanzenanbau an. Wegen der häufigen Veren-
gung der Diskussion auf die Bioethanolherstellung 
sei hier ein (wahrscheinlich unvollständiger) Kata-
log gegeben: 

Lein, Leindotter, Mohn, Sonnenblume, Weißer Senf, 
Brauner Senf, Rüben, Ölrettisch, Ölkürbis, Spitz-
klette, Ölmadie, Ölranke (z. B. Erbsen und Busch-
bohnen), Lupinen, Hanf, Topinambur, Zichorie, Zuk-
kerhirse und alle bekannten Getreidearten, Rüben 
und Kartoffeln. 

Aus den USA kommen Meldungen über Erfolge im 
Anbau von Büffelkürbis, Crambe, Jojoba und Ke-
naf. Der Büffelkürbis liefert sowohl Eiweiß als auch 
Öl und Stärke. Crambe und Jojoba sind bedeutende 
Ölpflanzen, Kenaf ist eine Faserpflanze. 

Vom verstärkten Einsatz optimierter Industrie-
pflanzen ist ein wirksamer, aber begrenzter Beitrag 
zur Lösung der Strukturprobleme der Landwirt-
schaft zu erwarten. Eine Zielsetzung, nur die heute 
aus Ländern der Dritten Welt importierten nach-
wachsenden Rohstoffe zu ersetzen, würde einer 
Reihe von Entwicklungsländern ihre wichtigste 
Einnahmequelle nehmen. Deshalb ist eine sorgfäl-
tige Erforschung und Entwicklung neuer industriel-
ler Einsatzmöglichkeiten für nachwachsende Roh-
stoffe dringend erforderlich. 

Möglicherweise wird die Abhängigkeit des einzel-
nen Landwirts durch die dann notwendige Einbin-
dung in Produktionsverträge (die es j a heute auch 
schon vielfältig gibt) verstärkt. Dennoch ist durch 
die Verbreiterung des Angebots und der Produk-
tionsmöglichkeiten eine zunehmende Marktorien-
tierung der Landwirtschaft zu erwarten. Nachfrage 
und Angebot — oder auch umgekehrt — werden an 
Bedeutung gewinnen. 

Ob es zu Verschiebungen in der Struktur der Land-
wirtschaft durch den verstärkten Anbau von Roh-
stoff- und Energie-Pflanzen zu Lasten etwa der klei-
neren Betriebe kommen wird, ist sehr fraglich. Ge-
rade kleinere Betriebe werden — wie in der ge-
werblichen Wirtschaft — eher in der Lage sein, sich 
auf den Anbau von Pflanzen zu spezialisieren, wenn 
kleinere Mengen mit sehr genau umrissenen Pro-
dukteigenschaften und -qualitäten verlangt werden. 
Es sollte ferner in die politischen Überlegungen ein-
bezogen werden, inwiefern freiwerdende Flächen 
aus der Überschußproduktion in Naturschutzflä-
chen und andere ökologische Schutzräume umge-
wandelt werden können. Letzten Endes aber wer-
den Agrarpolitik und technische Entwicklung be-
stimmen, wie schnell und wie stark die Aufteilung 
der Landwirtschaft auf Nahrungsmittelprodukte 
und auf die Produktion industrieller Rohstoffe hin 
vollzogen werden kann. 

Eine Chance für die Beibehaltung des derzeitigen 
landwirtschaftlichen Einkommensniveaus sieht die 
Kommission im Anbau von nachwachsenden Roh-
stoffen, die den Absatzbereich auf industrielle Ab-
nehmer ausweitet. Für besonders interessant hält 
die Kommission die Märkte von Stärke und Zucker, 
von pflanzlichen Ölen und Fetten und von pflanzli-
chen Fasern. 

Zunächst wird es vor allem Aufgabe der klassischen 
Pflanzenzüchtung sein, eine entsprechende Ent-
wicklung einzuleiten. Für den Beginn wird eine 
Subventionierung des Anbaus von Industriepflan-
zen aus öffentlichen Mitteln noch für notwendig 
erachtet. 

Die Gentechnik wird wahrscheinlich schneller und 
gezielter das geeignete Pflanzenmaterial bereitstel- 
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len können, wenn auch zunächst nur in einem be-
grenzten Umfang. Sie wird aber auf Dauer eine Ver-
besserung der Qualitätseigenschaften einer Pflanze 
für ihre Verwendung als industrieller Rohstoff oder 
zur Gewinnung von Energie bringen können. Die 
Gentechnologie wird nach Ansicht der Kommission 
also in zweierlei Hinsicht das Industriepflanzen -
potential beeinflussen: 

— Es wird zur Ausweitung der biotechnologischen 
Prozesse durch die Gentechnik kommen, was 
wieder zu einer größeren Nachfrage nach nach-
wachsenden Rohstoffen führen kann; 

— Die Gentechnik wird zur Erstellung geeigneter 
Rohstoffqualitäten im Bereich der Pflanzen-
züchtung beitragen können. 

1.5.2 Biologische Stoffumwandlung 

In den neueren Bereichen der Biotechnologie, spe-
ziell der Herstellung bzw. Nutzung von Enzymen 
und bei der Umwandlung von Rohstoffen in Fein-
chemikalien, kann insbesondere durch die Anwen-
dung der Gentechnologie mit einer beträchtlichen 
Prozeßinnovation gerechnet werden. Die dadurch 
erwartete Einsparung von Energie und Rohstoffen 
wird von der Kommission ökologisch wie ökono-
misch positiv bewertet. Die Einsparungsmöglichkei-
ten ergeben sich aus der hohen Spezifität der enzy-
matisch gesteuerten Stoffumwandlung, die eine 
hohe Effizienz und den Wegfall unerwünschter Ne-
benprodukte bewirken kann. Bei weitgehend 
gleichbleibenden Produkten ergeben sich allerdings 
veränderte Produktionsabfälle sowie eventuell ein 
erhöhter Wasserverbrauch. Das enorme Rationali-
sierungspotential wird zur Zeit noch von den bei 
der Produktion in Fermentern auftretenden zahl-
reichen (Rück-)Mutationen begrenzt, die spontan 
immer wieder auftreten und deshalb kontinuierli-
che Produktionsprozesse zunächst ausschließen. 

Der Einsatz biotechnologischer Verfahren mit Hilfe 
von gentechnisch veränderten Mikroorganismen ist 
im Bereich der Grundstoffproduktion auf längere 
Zeit unter dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit nicht 
realistisch. Die chemische Synthese, die im Bereich 
der Grundchemikalien Kohlenwasserstoffe auf Öl

-

basis nutzt, wird auch mittelfristig nicht durch bio-
technologische Verfahren, die pflanzliche Rohstoffe 
nutzen, ersetzt werden. 

Die Kommission sieht große Chancen der Gentech-
nik für die Enzymtechnologie. Verbessert werden 
kann die Produktion von Biokatalysatoren. Auch 
die Eigenschaften der Enzyme können gezielt den 
technischen Erfordernissen angepaßt werden. Mit 
ihrer Hilfe können sehr rasch sehr spezifische und 
komplizierte Stoffumwandlungen durchgeführt 
werden. Dadurch könnte die Produktion bestimm-
ter Stoffe verbilligt oder sogar erst ermöglicht wer-
den. Die Verwendung von Enzymen und immobili-
sierten Zellteilen bietet zudem große Sicherheits-
vorteile gegenüber dem Einsatz vermehrungsfähi-
ger Mikroorganismen oder Zellkulturen. 

1.5.3 Empfehlungen 

Die Enquete-Kommission empfiehlt dem Deutschen 
Bundestag, die Bundesregierung aufzufordern, 

1. die Forschungsförderung im Bereich nachwach-
sender Rohstoffe (Industriepflanzen, Biomasse) 
unter der Berücksichtigung gentechnischer Ver-
fahren zu verstärken. 

2. Pflanzen auf ihre Verwendung als Industrie-
pflanzen prüfen zu lassen, entsprechende For-
schungsaufträge zu erteilen und Fördermittel be-
reitzustellen, wobei gentechnischen Verfahren 
besondere Aufmerksamkeit zu schenken ist. 

3. die Forschung über die Verringerung und Weiter-
nutzung der Abfall- und Abwassermengen bei 
der Verarbeitung von nachwachsenden Roh-
stoffen zu fördern. 

4. besondere Anreize für die Industrie zu schaffen, 
die Grundlagenforschung zur Substitution von 
petrochemischen Stoffen durch nachwachsende 
Rohstoffe auch unter Anwendung der Gentech-
nik zu forcieren. 

5. eine zeitlich begrenzte Subventionierung des Ab-
satzes optimierter nachwachsender Rohstoff-
pflanzen bei gleichzeitigem Abbau von Subven-
tionen in anderen Agrarbereichen da vorzuse-
hen, wo ein baldiges Erreichen der Schwelle zur 
Wirtschaftlichkeit anzunehmen ist. 

6. zu prüfen, welche Möglichkeiten die dezentrale 
Weiterverarbeitung von nachwachsenden Roh-
stoffen und die Nutzung von Biomasse zur Ener-
giegewinnung im Anbaugebiet oder in dessen 
Nähe für die Schaffung von Arbeitsplätzen und 
für die Einkommensbildung im ländlichen Raum 
bietet. 

7. vor einer Einführung des Anbaus nachwachsen-
der Rohstoffe auf einem erheblichen Teil der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche, diese Strategie 
einer Folgenabschätzung im Sinne einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen. Die 
Auswirkungen eines verstärkten Anbaus nach-
wachsender Rohstoffe sind insbesondere in be-
zug auf 

— das Ökosystem 

— den Bodenschutz 

— die Sicherung der natürlichen Lebensgrund-
lagen, wie das Grundwasser, 

— den Arten- und Biotopschutz 

zu prüfen, um die Vereinbarkeit einer solchen 
Strategie mit den erforderlichen Maßnahmen zur 
Umkehr der umweltbelastenden Trends der mo-
dernen Landwirtschaft zu klären. 

8. Fördermittel bereitzustellen, um das Grundla-
genwissen über den möglichen Einsatz der Gen-
technologie bei biotechnischen Verfahren ent-
scheidend zu verbessern und den Aufbau von 
Sammlungen industriell wichtiger Mikroorganis-
men und Zellkulturen sowie von Datenbanken 
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relevanter Proteine und Nukleinsäuren zu unter-
stützen. 

9. durch gezielte Forschungsaufträge das Wissen 
über Enzyme, ihre Wirkungen und ihre Herstel-
lung zu vergrößern. 
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2. Anwendungsbereich: Pflanzenproduktion 
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2.1 Einleitung 

Pflanzen bilden die Grundlage der Ernährung von 
Mensch und Tier; daneben können sie als vielfältig 
verwendbarer Rohstoff und als Energieträger ge-
nutzt werden (s. Abschnitt C 1.). 

Der Pflanzenproduktion stehen zwei unterschiedli-
che Bedarfssituationen auf der Welt gegenüber. Die 
westlichen Industrieländer produzieren Über-
schüsse an zahlreichen Nahrungsmitteln, für die 
z. B. innerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
hohe Subventionen gezahlt werden. Das durch-
schnittliche Einkommen des Landwirts ist niedri-
ger als vergleichbare in anderen Wirtschaftszwei-
gen erzielte Einkommen. Der daraus resultierende 
Zwang zur Intensivierung der Landwirtschaft, die 
auch durch die europäische Agrarpolitik unterstützt 
wird, führt häufig zu Belastungen der Umwelt. Da-
gegen sind in den Entwicklungsländern heute etwa 
500 Mio. Menschen stark unterernährt. Es wird ge-
schätzt, daß die Weltbevölkerung von derzeit fast 5 
Mrd. Menschen auf über 6 Mrd. Menschen im Jahr 
2000 ansteigen wird, die alle ernährt sein wollen. 

Die Anwendung der Gentechnik in der Pflanzenpro-
duktion kann beispielsweise folgende Bereiche be-
treffen: 

— Pflanzenzüchtung 

— Nutzung von mit Pflanzen vergesellschaftet le-
benden Mikroorganismen 

— Herstellung von Diagnostika für Krankheitser-
reger und Schädlinge 

— Biologische Schädlingsbekämpfung (s. auch Ab-
schnitt C 4.) 

— Herstellung von Pflanzenschutzmitteln und an-
deren Pflanzenbehandlungsmitteln 

2.2 Verfahren der Pflanzenzüchtung 

2.2.1 Klassische und zellbiologische Verfahren 

Die heute auf wissenschaftlicher Grundlage betrie

-

bene Pflanzenzüchtung verfolgt Ziele der Ertrags

-

steigerung, der Qualitätsverbesserung und des Re-
sistenzerwerbs. 

Das Prinzip der klassischen Pflanzenzüchtung ist 
folgendes: Durch Kreuzung von Elternpflanzen 
werden Pflanzen mit neuen Eigenschaften erstellt 
(Erstellung genetischer Variabilität); die Pflanze 
mit den erwünschten Eigenschaften wird ausge-
wählt (Selektion); die so gefundene Pflanze wird zu 
einer großen Zahl möglichst gleicher Individuen 
vermehrt (Vermehrung) 1 ). 

Während die klassische Pflanzenzüchtung mit voll-
ständigen Pflanzen arbeitet und im Gewächshaus 
oder auf dem Feld durchgeführt wird, bieten die 
zellbiologischen Verfahren die Möglichkeit, die 
gleichen Schritte ins Labor bzw. Reagenzglas zu 
verlegen. Dabei wird die besondere Fähigkeit vieler 
Pflanzen genutzt, daß ihre Gewebeteile, Einzelzel-
len oder Protoplasten (s. Abschnitt B 2.) durch Zell-
teilungen (vegetativ) wieder zu vollständigen Orga-
nismen regenerieren. Die zellbiologischen Verfah-
ren bedeuten somit gegenüber der klassischen 
Pflanzenzüchtung eine Ersparnis an Raum und — 
viel wesentlicher — an Zeit; denn beispielsweise 
läßt sich die Vermehrung zu einer großen Zahl von 
gleichen Individuen auf vegetativem Wege schnel-
ler durchführen als auf geschlechtlichem Wege. 
Weitere Zeitvorteile bieten die frühzeitigeren Selek-
tionsmöglichkeiten im Hinblick auf erwünschte Ei-
genschaften, da nicht mehr das Stadium der er-
wachsenen Pflanze abgewartet werden muß. Züch-
terisch wertvoll ist auch die Erstellung neuer Eigen-
schaften durch das Auftreten der sogenannten so-
maklonalen Variation während der Regeneration 
nach der Zellkultur. Damit wird die Tatsache be-
zeichnet, daß aus Protoplasten regenerierte Pflan-
zen gegenüber der Ausgangspflanze durch Muta-
tion veränderte Eigenschaften zeigen. 

In der Anfangsphase der Entwicklung der zellbiolo-
gischen Verfahren konnten jedoch vor allem nur 
zweikeimblättrige Pflanzen regeneriert werden, wie 
Gemüse- und Obstpflanzen und Blumen; nicht rege-
nerierbar waren einkeimblättrige Pflanzen wie 
Gräser, zu denen die wirtschaftlich bedeutenden 

1) Für eine vertiefte Übersicht der klassischen und mo-
dernen Methoden der Pflanzenzüchtung wird verwie-
sen auf Wenzel, 1984. 
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Getreidearten zählen. Jedoch wird inzwischen auch 
über die erfolgreiche Entwicklung von Methoden 
für die Regeneration einer Getreideart, des Reis, 
berichtete). 

Die gewerbliche Nutzung der Zell- und Gewebekul-
turtechnik in der Pflanzenzüchtung erfolgt heute 
zur schnellen und keimfreien Vermehrung von 
hochwertigen Pflanzen wie Blumen, Gemüsen und 
Bäumen. In der landwirtschaftlichen Pflanzenzüch-
tung werden inzwischen die ersten, über die Ha-
ploidtechnik an der Biologischen Bundesanstalt er-
stellten, gegen den gelben Gersten-Mosaik-Virus re-
sistenten Gerstenlinien eingesetzt. Diese spezielle 
Zellkulturtechnik nutzt die Regeneration von Keim-
zellen mit ihren haploiden, d. h. einfachen Chromo-
somensätzen, um nach anschließender Verdoppe-
lung des Chromosomensatzes reinerbige, homozy-
gote Pflanzen zu erstellen, die die erwünschten Ei-
genschaften stabil vererben 3). 

Die Technik der Protoplastenfusion ermöglicht die 
Fusion artverschiedener pflanzlicher Protoplasten. 
Die Protoplastenfusion bedeutet damit etwas 
grundsätzlich Neues, weil sie es erlaubt, Artgren-
zen 4) zu durchbrechen, wie dies auf dem Wege der 
klassischen Pflanzenzüchtung nie möglich wäre. 
Bekanntestes Beispiel ist die Hybridpflanze „To-
moffel", die aus fusionierten Protoplasten von To-
mate und Kartoffel aufgezogen wurde 5), die aber 
außer zu Forschungszwecken nicht weiter verwend-
bar ist. Durch die Fusion von Protoplasten werden 
Gruppen von Genen oder ganze Chromosomen des 
genetischen Materials der Zellkerne neu kombi-
niert. Weitere neue Genkombinationen ergeben 
sich dadurch, daß sowohl die Kerne fusioniert wer-
den als auch das Zytoplasma mit der Organellen

-

DNA von Mitochondrien und Chloroplasten. Dies 
kann ebenfalls zur Bildung von neuen Eigenschaf-
ten führen. Jedoch konnte bislang die Fusion 
pflanzlicher Protoplasten noch selten wirtschaftlich 
genutzt werden. 

2.2.2 Stand der gentechnischen Verfahren 

Voraussetzung für die Anwendung der Gentechnik 
an Pflanzen sind die Regenerationsfähigkeit von 
Pflanzen aus ihren Einzelteilen, bzw. die zellbiologi-
schen Methoden zur Nutzung dieser Eigenschaft. 

Während die Zellfusion nur die Neukombination 
insbesondere ganzer Chromosomen oder Gruppen 
von Genen zuläßt, bietet die Gentechnik die Mög-
lichkeit, gezielt ein oder wenige Gene, die für er-
wünschte Eigenschaften kodieren, zu übertragen. 

2) Green, 1986 
3) Wenzel, 1985 
4) Die „Art" oder „Spezies" stellt die niedrigste Kategorie 

in der Pflanzensystematik dar. Innerhalb dieser Kate-
gorie ist die geschlechtliche Fortpflanzung möglich. 
Nicht zu verwechseln ist der biologische Artbegriff mit 
dem Sortenbegriff, der durch Kriterien des Bundessor-
tenamtes definiert ist. Zu einer Art können viele Sor-
ten gehören, die sich untereinander durch bestimmte 
Merkmalsausprägungen abgrenzen. 

5) Melchers et al., 1978  

Dabei können nicht nur die Artgrenzen zwischen 
den Pflanzen überschnitten werden, sondern prinzi-
piell wird die Nutzung der genetischen Informatio-
nen aller Lebewesen möglich. Durch die Gentech-
nik läßt sich somit eine Zeitverkürzung des Züch-
tungsweges erreichen; ebenso können solche Eigen-
schaften übertragen werden, wie sie durch die klas-
sische Züchtung niemals erzielbar wären. 

Wie in Abschnitt B 2. beschrieben, ist das bisher 
meist genutzte System zum Transfer von DNA in 
Pflanzen das Agrobacterium tumefaciens mit sei-
nem Ti-Plasmid, das jedoch überwiegend nur zwei-
keimblättrige Pflanzen transformiert. Damit be-
stand zumindest lange Zeit ein Engpaß zur Trans-
formation der wirtschaftlich bedeutenden einkeim-
blättrigen Pflanzen wie den Getreidesorten. Für 
den Gentransfer in Pflanzen wird ebenfalls an der 
Entwicklung viraler Vektoren gearbeitet, allerdings 
bislang mit geringem Erfolg. Die in den anderen 
biologischen Systemen genutzten Verfahren des di-
rekten Gentransfers, z. B. die Elektroporation, wer-
den erst seit kurzem bei Pflanzen angewandt, je-
doch mit bisher wesentlich geringeren Transforma-
tionsraten als sie durch das Agrobacterium erzielt 
werden 8). Die besondere Bedeutung der Verfahren 
des direkten Gentransfers liegt darin, daß sich mit 
dieser Methode auch Gräser bzw. Getreidearten 
transformieren lassen. Weil jedoch die Methode zur 
anschließenden Regeneration von Gräsern noch 
wenig entwickelt ist, gilt die gentechnische Verän-
derung von Getreide immer noch als schwierig, 
auch wenn erste Berichte vorliegen, daß Roggen 
durch Injektion mit nackter DNA erfolgreich trans-
formiert und anschließend regeneriert werden 
konnte 7). 

Eine Besonderheit bei Pflanzen, die für die gentech-
nische Veränderung von Bedeutung ist, ist das Vor-
handensein von funktionell wichtigen Genen im ge-
netischen Material der Zellorganellen (Mitochon-
drien und Chloroplasten). An der Entwicklung von 
Verfahren für die Veränderung der Gene der Orga-
nellen und deren Genprodukte wird ebenfalls gear-
beitet 8). 

Der Stand der Gentechnik an Pflanzen ist dadurch 
charakterisiert, daß man sich hier noch überwie-
gend im Stadium der Grundlagenforschung befin-
det. Gentechnische Experimente werden bisher vor 
allem an leicht regenerierbaren Pflanzen durchge-
führt, wie Petunie und Tomate, die damit Modell-
funktion besitzen. Erst relativ wenige, für die Pflan-
zenzüchtung wirtschaftlich bedeutende Gene sind 
in isolierter Form verfügbar. Zur Übersetzung frem-
der Gene in den wichtigsten Nutzpflanzen in Gen-
produkte liegen bisher nur sichere Ergebnisse bei 
der Kartoffel 9) und vorläufige Ergebnisse bei der 
Sojabohne vor. Allerdings scheint ein Durchbruch 
bei den Bemühungen um den Gentransfer in Ge-
treidepflanzen bevorzustehen. 

6) Shillito et al., 1985 
7) Lörz, 1986 
8) Schreier et al., 1985 
9) Eckes et al., 1986 
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Erste Erfolge sind bei der gewebsspezifischen Gen-
aktivierung erzielt worden. Regulatorgene der Pho-
tosynthese konnten mit anderen zu transferieren-
den Genen kombiniert werden. Sie steuerten nur in 
den Blättern der Pflanze in Abhängigkeit vom Licht 
die Expression der transferierten Gene 10) 

Auch wenn im folgenden die derzeitige Forschung 
unter den anwendungsorientierten Gesichtspunk-
ten betrachtet wird, soll damit nicht der Anschein 
erweckt werden, als ob alle Grundlagenprobleme 
bereits gelöst seien. So bedeutet der Transfer und 
die erfolgreiche Expression von Proteingenen in 
der Pflanze beispielsweise, daß erst jetzt das 
Grundlagenwissen über die Speicherung der neu 
hinzugekommenen Genprodukte in der Pflanzen-
zelle erarbeitet werden kann. 

2.3 Anwendungsbereiche der Gentechnik 

Die Anwendungsbereiche der Gentechnik für die 
Pflanzenzüchtung können nach allgemeinen Zielen 
der Pflanzenzüchtung, das sind die Qualitätsverbes-
serung, der Resistenzerwerb und die Ertragssteige-
rung, gegliedert werden. Von Interesse sind vor al-
lem die wirtschaftlich bedeutenden Pflanzen, das 
sind beispielsweise die sieben Hauptnahrungs-
pflanzen der Welt: Weizen, Mais, Reis, Kartoffel, 
Gerste, Hirse, Soja. Die Gentechnik stellt eine zu-
sätzliche Methode der Pflanzenzüchtung dar; sie er-
setzt die klassische Pflanzenzüchtung nur in Teil-
schritten. Der Übergang der nachfolgend beschrie-
benen Forschungsprojekte in die kommerzielle 
Pflanzenzüchtung hängt von der Lösung der noch 
bestehenden jeweiligen wissenschaftlich-techni-
schen Probleme ab, so daß zur Realisierungsnähe 
dieser Ansätze heute nur vage Aussagen möglich 
sind. Relativ anwendungsnah sind z. B. einige An-
sätze im Bereich der Herbizid-resistenten Pflanzen, 
während die selbständige biologische Stickstoffixie-
rung von Pflanzen nur längerfristig für realisierbar 
gehalten wird. 

Im folgenden wird die Anwendung der Gentechnik 
allein an landwirtschaftlichen Nutzpflanzen be-
trachtet; nicht berücksichtigt werden Forstpflanzen 
und Sonderkulturen, wie Obst-, Gemüse-, Wein- und 
Gartenpflanzen. Gleichwohl werden auch für diese 
Kulturen gentechnische Veränderungen unter Qua-
litäts-, Resistenz- und Ertragsgesichtspunkten in 
Betracht gezogen. Beispielsweise ist es inzwischen 
gelungen, fremde DNA in Pappeln einzuführen 11) 

2.3.1 Veränderung pflanzlicher Inhaltsstoffe 

Die Optimierung der Konzentration von Inhalts-
stoffen der Pflanze kann unter Verwendungs- oder 
Verarbeitungsgesichtspunkten angestrebt werden. 
Unter Optimierung ist zum einen die Erhöhung der 

10) Lamppa et al., 1985 
11) Parsons et al., 1985  

Konzentration der erwünschten Substanzen, aber 
auch die Reduzierung des Gehaltes nicht erwünsch-
ter Substanzen zu verstehen (zu den Methoden vgl. 
Abschnitt B 2.). Die Inhaltsstoffe werden unter-
schieden nach Primärstoffen, das sind Proteine, 
Fette und Kohlenhydrate, und Sekundärstoffen, 
z. B. Alkaloide. Die Sekundärstoffe haben häufig ei-
nen sehr hohen Wirkungsgrad. Beispiele sind das 
Codein und Morphin für die Medizin. Die Gentech-
nik kann dazu eingesetzt werden, um die Ausbeu-
ten dieser meist wertvollen Substanzen zu erhöhen. 
Dabei arbeitet man heute in vielen Fällen nicht mit 
der vollständigen Pflanze, sondern mit Pflanzenzell-  
und Bakterienkulturen. Einige Anwendungsbeispie-
le für die Veränderung von Inhaltsstoffen in der 
Pflanze sind im folgenden beschrieben. 

2.3.1.1 Nährwertverbesserung von Proteinen 

Die Steigerung des Nährwerts pflanzlicher Proteine 
wird vor allem wegen der Proteinunterversorgung 
der Menschen in vielen Entwicklungsländern ange-
strebt. Damit erklärt sich die besondere Bedeutung 
dieses Forschungsgebietes. 

Proteine bestehen aus bis zu 20 verschiedenen Ami-
nosäuren, die essentiell für Körperbau und -funktio-
nen von lebenden Organismen sind. Die unzurei-
chende Eiweißzufuhr in den Entwicklungsländern 
ist oft dadurch bedingt, daß die Ernährung hier we-
gen des Fehlens tierischer Eiweißquellen haupt-
sächlich über pflanzliche Produkte erfolgt. Eine 
ausgewogene Eiweißversorgung ist bisher nur zu 
erreichen, wenn pflanzliche Nahrung durch tieri-
sche Eiweißquellen ergänzt wird, weil die Haupt-
nahrungspflanzen, insbesondere Getreide, nur ei-
nen verhältnismäßig geringen Anteil an Proteinen 
enthalten. Darüber hinaus sind pflanzliche Proteine 
in ihrer Zusammensetzung an Aminosäuren nicht 
auf die Bedürfnisse des Menschen — gleiches gilt 
für viele Nutztiere — zugeschnitten. So müssen 
"dem Menschen zehn Aminosäuren in ausgewoge-
ner Konzentration durch die Nahrung zugeführt 
werden, weil der menschliche Körper sie selbst 
nicht synthetisieren kann. In pflanzlichen Protei-
nen sind diese für den Menschen wichtigen Ammi-
nosäuren nicht in ausreichender Menge vorhanden. 
Das setzt den Nährwert der pflanzlichen Proteine 
in unverhältnismäßig hohem Maße herab: bei Mais 
beispielsweise bis zu 40 % durch das Fehlen der 
Aminosäure Lysin. Sehr naheliegend ist deshalb die 
Idee, der Pflanze die Eigenschaft zur Produktion 
der fehlenden Aminosäure einzubauen und damit 
den Nährwert pflanzlicher Proteine auf ein vollwer-
tiges Niveau anzuheben. 

In der Bundesrepublik Deutschland konnten keine 
Forschungsprojekte mit einem entsprechenden 
gentechnischen Ansatz der Proteinnährwertsteige-
rung festgestellt werden. Dieses Ziel wird derzeit 
über die Entwicklung anderer gentechnischer Me-
thoden verfolgt, beispielsweise durch die Übertra-
gung von Genen für vollständige, bekannte hoch-
wertige pflanzliche Speicherproteine in andere 
Pflanzen. Der Stand der Forschung ist dadurch ge-
kennzeichnet, daß die von der Sojabohne auf Mo- 
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dellpflanzen übertragenen Speicherproteingene 
dort erfolgreich in Proteine übersetzt wurden 12 ).  

2.3.1.2 Verbesserung der Verarbeitungsqualität von 
Proteinen 

Einer der wenigen Ansätze, die Verarbeitungsquali-
täten von Pflanzen gentechnisch zu verändern, gilt 
der Verbesserung der Backqualität von Weizen. 

Bei den verschiedenen aus Weizenmehl hergestell-
ten Produkten, wie Brot und Nudeln, werden unter-
schiedliche Anforderungen in bezug auf die Verar-
beitungseigenschaften des Mehls gestellt. Im Plant 
Breeding Institute in England arbeitet man daran, 
die Qualitätseigenschaften des Weizens, in diesem 
Falle die Elastizität für das Teiggehvermögen, auf 
ihre molekularen Grundlagen zurückzuführen 13 ).  

Wäre Weizen gentechnisch zu verändern, so würde 
man versuchen, die genetisch bedingten Backeigen-
schaften des Weizens zu verbessern. 

2.3.1.3 Veränderung von Fetten für die industrielle 
Verwendung 

Geeignete Fettpflanzen werden als Fettlieferanten 
bzw. nachwachsende Rohstoffe für die chemische 
Industrie gesucht. Die spezifischen Qualitätsanfor-
derungen richten sich z. B. auf Fettsäuren mit 
kurzen und mittleren Kettenlängen, Fette und Öle 
mit hohem Ölsäuregehalt, auf definierte, mehrfach 
ungesättigte Fettsäuren und auf interessante funk-
tionelle Gruppen 14). Um diese Eigenschaften gen-
technisch in die Pflanze einführen zu können, müs-
sen zunächst die Stoffwechselwege für die Fettsäu-
resynthese in Pflanzen geklärt sowie die verant-
wortlichen Gene identifiziert werden. An dieser 
Grundlage wird heute gearbeitet 15). Aus den USA 
wird berichtet, daß man hier inzwischen gentech-
nisch versucht, die regional angepaßten Pflanzen 
Soja und Raps zu befähigen, mittelkettige Fettsäu-
ren (Cio, C12, C14) anstelle von langkettigen zu bil-
den 16) 

2.3.2 Fallstudie: Herbizid-resistente Pflanzen 

2.3.2.1 Einführung 

Bei Herbizid-resistenten Pflanzen handelt es sich 
um Pflanzen, die gegenüber einem Unkrautvernich

-

tungsmittel, also einem Herbizid, resistent sind; 
d. h. diese Pflanzen werden durch die Anwesenheit 
des Herbizids nicht in ihrem Wachstum oder ihrer 
Vermehrung beeinflußt. Eine derartige Resistenz 
der Nutzpflanzen wird bei der Auswahl der Un-
krautvertilgungsmittel durch Tests ermittelt: so ist 
Mais zum Beispiel von Natur aus gegen das Herbi- 

12) Beachy, et al., 1985 
13) Flavell et al., 1984 
14) BML, 1985 
15) Werdelmann et al., 1985 
16) EG, 1986  

zid „Atrazin" resistent 1 ). Dies bedeutet, daß auf 
Maisfeldern, die mit Atrazin behandelt wurden, der 
Mais sehr wohl, aber kein Unkraut wachsen kann. 
Doch nicht nur Unkräuter, sondern auch Nutzpflan-
zen wie Sojabohnen werden durch das Atrazin ab-
getötet. 

Herbizide, die fast alle Pflanzen angreifen, werden 
unter dem Namen „Totalherbizide" oder „Breit-
bandherbizide" zusammengefaßt. Ihr Anwendungs-
spektrum ist begrenzt, da sie zum Beispiel dann 
nicht eingesetzt werden können, wenn eine Frucht-
folge von mehreren Nutzpflanzen auf einem Stück 
Land in kürzeren Abständen beabsichtigt ist. So 
werden spezifisch wirkende Herbizide eingesetzt, 
die wiederum — wegen ihrer selektiven Wirkungs-
weise auf nur bestimmte Unkräuter — nicht überall 
angewendet werden können. Dementsprechend 
sind zahlreiche verschiedene Herbizide auf dem 
Markt, die je nach zu bekämpfenden Unkräutern, 
der Bodenbeschaffenheit und weiteren Parametern, 
in der Landwirtschaft eingesetzt werden. 

Durch die Gentechnik ist es nun möglich, bisher 
nicht resistente Nutzpflanzen gegen ein Herbizid 
resistent zu machen, und somit den Einsatzbereich 
des zugehörigen Herbizids entsprechend auszudeh-
nen. 

Die gentechnische Herstellung und Verwendung 
Herbizid-resistenter Pflanzen wird ausführlicher 
dargestellt; hierfür sind verschiedene Gründe ver-
antwortlich: Zum einen, weil die Herstellung Herbi-
zid-resistenter Nutzpflanzen von den angestrebten 
Anwendungen der Gentechnik in der Pflanzenpro-
duktion am weitesten fortgeschritten ist. Zumindest 
in den USA laufen derzeit schon Anträge für die 
Genehmigung des Anbaus Herbizid-resistenter 
Pflanzen 2 ); in der Bundesrepublik Deutschland ist 
eine gentechnische Methode zur Herstellung Herbi-
zid-resistenter Pflanzen zum Patent angemeldet 3). 
Zum anderen erlaubt dieser Fall, weil die Verwen-
dung Herbizid-resistenter Pflanzen im Verbund mit 
dem zugehörigen Herbizid stattfindet, die Folgepro-
bleme, die von der Verwendung des jeweiligen 
Pflanzenschutzmittels als solchem, sowie von der 
Verwendung der Herbizid-resistenten Pflanze mit 
dem Herbizid ausgehen, zu diskutieren. 

2.3.2.2 Forschungsansätze zur Herstellung Herbi-
zid-resistenter Nutzpflanzen 

Prinzipiell sind drei molekularbiologische Wege 
möglich, wie Pflanzen Herbizid-resistent gemacht 
werden können. Sie werden nachfolgend kurz dar-
gestellt und mit bisher Erreichtem illustriert: 

a) Verhinderung des Vordringens des Herbizids an 
seinen Wirkort in den Pflanzen (Unterbindung 
einer Permeation). 

Hierfür werden in die Nutzpflanze Gene einge

-

führt, die die äußeren oder inneren Membranen 

1) Netzer, 1984 
2) Marx, 1985 
3) Kraus, P., Bayer. AG, persönliche Mitteilung vom 13. Ja-

nuar 1986. 
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in der Pflanze derart verändern, daß sie für das 
jeweilige Herbizid nicht mehr passierbar sind. 
Dieser Forschungsansatz wurde bei der Herstel-
lung von Pflanzen, die gegen das Herbizid Atra-
zin resistent sind, erfolgreich beschritten 4): es 
wurden Gene eingeführt, die die Membran der 
Zellorganellen Chloroplasten derart umstruktu-
rieren, daß das Atrazin nicht mehr in die Chlo-
roplasten, in denen ihr Wirkort liegt, eindringen 
kann (Tabelle 2-1). 

b) Abbau des Herbizids in der Nutzpflanze zu ei-
nem als Herbizid unwirksamen Stoffwechselpro-
dukt. 

Hierbei soll der Pflanze eine genetische Ausrü

-

stung gegeben werden, die einen enzymatischen 

Abbauweg für das Herbizid in der Pflanze bereit-
stellt, der es in ein unwirksames Folgeprodukt 
umwandelt (Tabelle 2-1). 

c) Das von dem Herbizid blockierte Molekül wird 
für das Herbizid unempfindlich gemacht. 

Dies kann dadurch erreicht werden, daß in die 
Nutzpflanze ein Gen gebracht wird, welches für 
eine Form des vom Herbizid angegriffenen En-
zyms kodiert, das nun eine neue Struktur besitzt. 
Es kann dann seine eigentliche Funktion noch 
ausüben; seine Struktur ist aber derart verän-
dert, daß das Herbizid sich nicht mehr an ihm 
festsetzen kann. Dieser Forschungsansatz ist 
realisiert bei Pflanzen, die resistent sind gegen 
das Herbizid Glyphosat oder das Herbizid Chlo-
rosulfuron 5) 6) (Tabelle 2-1). 

Tabelle 2-1 

Zur gentechnischen Herstellung Herbizid-resistenter Pflanzen 

Herbizid Atrazin Glyphosat Chlorosulfuron 

Angriffsort in Chloroplasten ESP-Synthetase Acetolactat- 
der Pflanze Synthetase 
Resistenzmechanismus undurchlässige unempfindliche unempfindliche 

Chloroplasten- ESP-Synthetase Acetolactat- 
membran Synthetase 

oder 

inaktivierende ESP-Synthetase- 
Glutathion-S- Überproduktion 
Transferase 

Gen-Quelle Mais Salmonella- Salmonella- 
typhimurium typhimurium 

Selbstverständlich können alle drei molekularbiolo-
gischen Mechanismen einer Herbizidresistenz prin-
zipiell auch Ausgangspunkte zur Erlangung von Re-
sistenzen gegen andere Herbizide in den verschie-
densten Nutzpflanzen sein. Dabei ist die Herkunft 
des Resistenz verleihenden genetischen Materials, 
wie auch aus Tabelle 2-1 zu ersehen, unterschied-
lich: es kann aus anderen Pflanzen stammen oder 
aber auch aus Bakterienzellen gewonnen werden. 
Letztere Genquelle ist dann von Vorteil, wenn die 
erstrebte Veränderung von Natur aus in dieser 
Form weder in Pflanzen noch in anderen Zellen 
gefunden wurde, sondern erst durch konventionelle 
Züchtungsmethoden — Mutation und Selektion — 
aus Genvorstufen gewonnen werden soll. Dann sind 
einzellige Lebewesen, wie Bakterien oder Hefen, 
die idealen Genquellen, da aufgrund ihrer schnellen 
Generationsfolge und einfachen Vermehrung zu 
großer Zahl das seltene Ereignis der Entstehung 
des erstrebten Gens in relativ kurzer Zeit erfolgen 
kann. 

4) Marx, 1985 

Es ist anzunehmen, daß in diese Forschungsansätze 
auch gentechnische Methoden, wie die Sequenzän-
derung von Genen durch chemische Methoden im 
Reagenzglas oder ihre Neusynthese, eingehen wer-
den. 

In Tabelle 2-2 sind Forschungsstätten und deren 
Projekte zur Herstellung Herbizid-resistenter Nutz-
pflanzen aufgeführt. 

2.3.2.3 Wissenschaftlich-technische Entwicklungen 
bei der Herstellung Herbizid-resistenter 
Pflanzen 

Prinzipiell sind auch für diesen Anwendungsbe-
reich der Gentechnik in der Landwirtschaft noch 
die gleichen methodischen Schwierigkeiten zu 
überwinden, die in dem Kapitel 2.2.2 dieses Ab-
schnitts skizziert wurden. Mit anderen Worten, me-
thodische Erfolge bei anderen gentechnischen For- 

5) Netzer, 1984 
6) Lingens et al., 1985 
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Tabelle 2-2 

Biotechnologische Forschungsprojekte zur 
Herstellung Herbizid-resistenter Nutzpflanzen 7) 

Forschungsstätte Forschungsprojekt 

in der Bundesrepublik 
Deutschland: 

Bayer AG 	 Herbizidresistenz 

Hoechst AG 	 Phosphinotricin- 
Resistenz 

Max-Planck-Institut 
für Züchtungs- 
forschung 	 Herbizidresistenz 

Im Ausland: 

American Cyanamid . Herbizidresistenz 
in Mais 

Ciba-Geigy 	 Atrazin-Resistenz 

DuPont 	 Oust-, Glean-Resistenz 
in Tabak 

Eli Lilly 	 Treflan-Resistenz 

Monsanto 	 Glyphosat-Resistenz 
in Tabak 

Pfizer 	 Herbizidresistenz 
in Mais 

Rhone-Poulenc 	 Bromoxynil-Resistenz 
in Sonnenblumen 

Rohm & Haas 	 Herbizidresistenz 

Shell-Chemicals 	 Herbizidresistenz 

Stauffer 	 Herbizidresistenz 

schungsansätzen kommen auch der Herstellung 
Herbizid-resistenter Nutzpflanzen zugute. Erstaun-
lich mutet jedoch an, daß die Hersteller Herbizid-
resistenter Nutzpflanzen oft genetisches Material 
in die Nutzpflanzen übertragen, das seine Resi-
stenzwirkung nur einem Bausteinaustausch in 
dem nicht zur Resistenz führenden Gen verdankt, 
so z. B. auch bei der Glyphosat-Resistenz 8) (Ta-
belle 2-1). Es ist vorherzusehen, daß die dauerhaf-
tere Anwendung des Herbizids recht bald dazu füh-
ren wird, daß sich bei den entsprechenden Unkräu-
tern, die anfangs eine Nicht-Resistenz-verleihende 
Variante des Gens besitzen, bald entsprechende Re-
sistenzen einstellen, wie dies auch schon beschrie-
ben wurde 9). Längerfristig muß also angestrebt 
werden, Herbizid-Resistenzen durch Gene zu ver-
mitteln, für die es kein verwandtes Gen in den Un-
kräutern gibt, um so eine dauerhafte Verwendung 
der resistenten Nutzpflanze im Verbund mit dem 
zugehörigen Herbizid zu garantieren. Forschungs-
ansätze, entsprechendes genetisches Material aus 
Bodenbakterien, die im Umkreis von Anwendungs-
gebieten der jeweiligen Herbizide gefunden wer-
den, zu isolieren 10), deuten in diese Richtung. 

7) Harnisch, 1986 
8) Cornai et al., 1985 
9) Bachtaler et al. 
10) Lingens et al., 1985  

Zur Herstellung Herbizid-resistenter Pflanzen ist 
es oft Voraussetzung, den molekularen Angriffsort 
und das dem zugrundeliegende genetische Material 
in den Pflanzen zu kennen. Dies erklärt, warum 
derzeit die Aufklärung der molekularen Wirkungs-
weise von Herbiziden in den Forschungslaborato-
rien intensiv vorangetrieben wird. Ein weiterer 
Grund zur Intensivierung der Erforschung der mo-
lekularbiologischen Vorgänge bei Herbizid-Resi-
stenzen liegt darin, daß sie als „Selektions-Marker" 
geeignet sind; d. h. Herbizidresistenz-verleihende 
Gene können gekoppelt an andere Gene, die man in 
pflanzliche Zellen einführen möchte, als Selektions-
marker für die Selektion der pflanzlichen Zellen, 
die das eigentlich zu transferierende Material auf-
genommen haben, dienen, indem dem Wachstums-
medium das zugehörige Herbizid beigefügt wird. 

2.3.2.4 Zur verwendeten Quantität von Herbiziden 

70% bis 80 % der in unserem Raum für Getreidean-
bau genutzten Flächen werden mit Herbiziden be-
handelt, weil dies für die Erzielung genügend hoher 
Erträge als unumgänglich angesehen wird. In die-
sem Zusammenhang ist die Absatzmenge von Her-
biziden in der Bundesrepublik Deutschland von 
1970 bis 1983 um 81 %, nämlich auf 19 329 Tonnen 
Herbizide im Jahr 1983 gestiegen 11) 

Es ergibt sich nun die Frage, welchen Einfluß die 
Verwendung von Herbizid-resistenten Nutzpflan-
zen im Verbund mit seinem zugehörigen Breitband

-

Herbizid auf diese Einsatzmengen an Herbiziden 
haben wird. Diese Frage ist nicht mit „ja, es werden 
insgesamt weniger" oder „insgesamt mehr" Herbi-
zide ausgebracht zu beantworten; dies wird nachfol-
gend erläutert: Geht man davon aus, daß angestrebt 
wird, möglichst viele Nutzpflanzen gegen ein be-
stimmtes Breitbandherbizid resistent zu machen, 
dann wird dies zur Folge haben, daß dieses Herbizid 
in größerer Menge verwendet wird. Ob die Gesamt-
menge (Tonnen Herbizide/Jahr) an ausgebrachten 
Herbiziden damit verringert wird, hängt von der 
Dosis-Wirkungs-Beziehung der Herbizide ab, die 
für die einzelnen chemischen Herbizid-Klassen 
recht unterschiedlich ist. Diese Aussage impliziert 
auch, daß eine Betrachtung der Gesamtmenge aller 
verwendeten Herbizide — auch aus ökologischer 
und toxikologischer Sicht — wenig sinnvoll ist. 
Denn ebenso wie die Erreichung der angestrebten 
Wirkung eines Herbizids je nach seiner chemischen 
Struktur unterschiedliche Mengen erfordert, so 
sind auch unerwünschte Nebenwirkungen gleicher-
maßen unterschiedlich quantitätsabhängig, je nach-
dem um welche Chemikalie es sich handelt. 

Daraus folgt, daß die Verwendung von Herbizid-
resistenten Nutzpflanzen im Verbund mit einem 
Breitbandherbizid sicherlich den Einsatz spezifisch 
wirkender Herbizide verringern wird. Es ist zu er-
warten, daß dadurch von den derzeit 815 verschie-
denen sich auf dem Markt befindlichen Herbizi- 

11) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen, 
1985(b) 
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den 12) viele verschwinden werden, und daß von den 
Herbiziden, für die resistente Nutzpflanzen herge-
stellt wurden, größere Mengen zum Einsatz kom-
men. 

Auch absolut wird mit einem Rückgang der Men-
gen an einzelnen Herbiziden gerechnet, da kein vor-
beugender — d. h. bevor das Unkraut in wirtschaft-
lich bedeutendem Ausmaß aufgetreten ist — Ein-
satz von Herbiziden mehr notwendig sein wird. 

2.3.2.5 Ökologische und toxikologische Aspekte der 
Verwendung Herbizid-resistenter Nutzpflan-
zen 

Wie ausgeführt, wird die gentechnische Herstellung 
Herbizid-resistenter Pflanzen insbesondere für 
Breitband-Herbizide angestrebt. Der breite Einsatz 
derartiger Herbizide im Verbund mit den entspre-
chenden gentechnisch Herbizid-resistent gemach-
ten Nutzpflanzen führt dazu, sich über den Einfluß 
dieser Herbizide als solche und im Verbund mit den 
zugehörigen resistenten Pflanzen klar zu werden. 
Denn „die Gesundheit des Menschen und die In-
taktheit unserer Ökosysteme haben Vorrang" 13): 
Auf den Acker gebrachte Herbizide gelangen nicht 
nur in dort anzutreffende Pflanzen, sondern werden 
auch von anderen Lebewesen, Mikroorganismen 
und Tieren, aufgenommen. Das Herbizid kann nicht 
nur in den zugehörigen Nutzpflanzen, sondern auch 
in allen anderen, in dem Biotop vorhandenen Lebe-
wesen in andere Substanzen umgewandelt werden; 
diese Stoffwechselprodukte (Metaboliten) gelangen 
von einem Lebewesen in ein anderes und dienen 
dort erneut als Ausgangssubstanz für weitere Stoff-
wechselreaktionen. Es laufen also verzweigte Um-
wandlungsketten ab, deren Zwischenstufen oft 
nicht bekannt sind und an deren Ende oder zwi-
schendurch ein für Mensch und/oder Tier toxisches 
Produkt entstehen kann. Hierbei handelt es sich 
auch um den Menschen direkt betreffende Vorgän-
ge, weil Herbizide oder ihre Metaboliten schließlich 
in unserer Nahrung auftauchen 14) oder auch im 
Trinkwasser zu finden sind. 

Durch die Einführung Herbizidresistenz-verleihen-
der Gene in Nutzpflanzen werden in ihnen weitere, 
bisher nicht entstandene Metaboliten auftreten. 
Dies wird insbesondere bei allen Resistenzmecha-
nismen der Fall sein, die auf der Veränderung oder 
Einführung eines Gens beruhen, das für ein Enzym 
kodiert. Auf diesen Gesichtspunkt wurde im Zusam-
menhang mit der gentechnischen Herstellung Her-
bizid-resistenter Pflanzen wiederholt hingewiesen, 
ebenso wie darauf, daß in den Herbizid-resistenten 
Nutzpflanzen nun auch die Rückstandsmengen der 
Herbizide von anderer Art sein können 15). Außer-
dem machen neuere Arbeiten immer wieder darauf 
aufmerksam, daß selbst in einfachen Lebewesen 

12) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen, 
1985(b) 

13) Ohnesorge, 1980 
14) Frehse, 1980 
15) Sandermann, 1985  

die Art der möglichen Metabolite wegen ihrer viel-
fältigen enzymatischen Ausstattung nicht vorher-
sagbar ist 16). Wie unterschiedlich Herbizide ver-
stoffwechselt werden, zeigt eine Studie über die 
Umwandlungsprodukte des Herbizids Chlorosulfu-
ron: in Gräsern entstehen andere Metabolite als im 
Raps 17). Daß derartige ins Detail gehende Untersu-
chungen nur stichprobenartig durchgeführt werden 
können, ergibt sich schon aus der Artenvielfalt bei 
Pflanzen, Tieren und Mikroorganismen. 

Zu diesen Stoffwechselvorgängen kommt die Tatsa-
che, daß das Herbizid und seine Metaboliten physi-
kalischen Einflüssen in der Natur ausgesetzt 
sind 18): Wind oder Wasser tragen die Moleküle fort 
von ihrem Ausbringungs- oder Entstehungsort in 
andere Lebensräume, Strahlen des Lichts können 
sie zersetzen. Diese Reaktionen werden auch beein-
flußt von der jeweiligen Beschaffenheit der Böden, 
so wie auch die Persistenz von Herbiziden in Böden 
wesentlich von deren Zusammensetzung abhängig 
ist. 

Daß der Einfluß der Witterung auf Entstehung und 
Verbreitung von Herbiziden und ihren Metaboliten 
von Bedeutung ist, zeigt die kontinuierliche Anrei-
cherung eines Pflanzenschutzmittels in einem See 
in Japan, das wegen seiner cancerogenen Wirkung 
dort seit vielen Jahren nicht mehr verwendet wird; 
es wird aus der Sowjetunion aufgrund entsprechen-
der Witterungsverhältnisse über mehr als 1 500 Ki-
lometer dorthin getragen 19) 

Welche der möglichen biologischen oder physikali-
schen Wirkungen an einem Herbizid oder seinen 
Metaboliten ablaufen, wird auch grundlegend von 
der chemischen Struktur dieser Substanzen mitbe-
stimmt. Auf die Unüberschaubarkeit dieser vernetz-
ten Reaktionsketten, die über Jahre hinweg ablau-
fen können, wird immer wieder hingewiesen 20). 

Alle diese Beobachtungen sind nicht neu und bezie-
hen sich selbstverständlich auch auf den bisherigen 
Einsatz von Herbiziden. Konfrontiert mit diesem 
Problem hat die Wissenschaft inzwischen neue Her-
bizide entwickelt, die gezielter wirken und kürzere 
Halbwertzeiten besitzen, z. B. das Phosphinotricin, 
dessen Langzeit-toxikologische Prüfung noch nicht 
abgeschlossen ist und dessen Zulassung 1984 zu-
nächst auf drei Jahre befristet erfolgte 21 ). 

2.3.2.6 Das Zulassungsverfahren für Herbizide und 
die Pflanzenbehandlungsmittel-Höchstmen-
genverordnung 

Um unerwünschten Nebenwirkungen entgegenzu

-

wirken, die von der Ausbringung eines Herbizids 

16) Machholz, 1985 
17) Hutchinson, 1984 
18) Ottow, 1985 
19) Anderson, 1986 
20) BBA, Biologische Bundesanstalt für Land- und Forst-

wirtschaft, „Das Verfahren der Prüfung und Zulassung 
von Pflanzenbehandlungsmitteln", Merkblatt Nr. 48, 
1980. 

21) Schriftliche Mitteilung des BGA vom 21. März 1986 
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ausgehen können, dürfen in der Bundesrepublik 
Deutschland Herbizide (und andere Pflanzen-
schutzmittel) nur in den Handel gebracht werden, 
wenn sie zugelassen sind (§ 11 I Pflanzenschutzge-
setz 22). Über die Zulassung entscheidet die Biologi-
sche Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
im Einvernehmen mit dem Bundesgesundheitsamt 
bzw. Umweltbundesamt (§§ 11 I, 15 II Pflanzen-
schutzgesetz). 

Ein Herbizid wird zugelassen, wenn die Prüfung 
des Antrages auf Zulassung ergibt, daß die Erfor-
dernisse des Schutzes menschlicher und tierischer 
Gesundheit gewahrt sind sowie keine über ein ver-
tretbares Maß hinausgehende Auswirkungen auf 
den Naturhaushalt zu erwarten sind (§ 15 I, Nr. 2, 3 
Pflanzenschutzgesetz). Zu diesem Zweck muß der 
Antragsteller neben Angaben über die Zusammen-
setzung, Anwendungsgebiete und den sachgemäßen 
Gebrauch auch Angaben über die Gefahren ma-
chen, die für Mensch, Tier und den Naturhaushalt 
entstehen können. Diese Angaben sind durch den 
Antragsteller zu belegen. Dabei kommt es insbeson-
dere auf Informationen an über 

— Rückstandsverhalten in der Nutzpflanze 

— Verhalten des Herbizids in Gewässern und im 
Boden 

— die Toxikologie des Herbizids. 

Ob zu diesen Untersuchungsbereichen ausrei-
chende Informationen zu erhalten sind, wird häufig 
bezweifelt 23), 24), 25‘.    Das beruht zum einen darauf, 
daß der derzeitige Wissensstand nicht ausreicht, 
das Verhalten von Herbiziden sowie ihrer Metaboli-
ten im Erdboden umfassend zu beurteilen 26), zum 
anderen auch darauf, daß nicht genügend mögliche 
Untersuchungen über das Verhalten des Herbizids 
im Boden vor der Zulassung eines Herbizids ange-
stellt werden. Letzteres zeigt auch die kürzliche 
Nachricht aus dem Bundesministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten, daß von den im 
Gebrauch befindlichen Herbizidwirkstoffen bisher 
nur ein Teil auf ihre Beeinflussung des Lebens von 
Spinnen und Käfern im Boden untersucht wurden: 
einige der untersuchten Substanzen wirkten auf 
diese Lebewesen als Insektizid 27). 

Ähnliches gilt für Untersuchungen der Toxizität ei-
nes Herbizids, wobei es um eine umfassende Beur-
teilung sowohl der akuten Toxizität als auch der 
Langzeitwirkungen, d. h. der chronischen Toxizität 
geht. Insbesondere auf die Prüfung gentoxischer 

22) Pflanzenschutzgesetz vom 15. September 1986, BGBl. I, 
S. 1505 

23) Malkomes, 1986 
24) Kommission für Pflanzenschutz, Pflanzenbehand-

lungs- und Vorratsschutzmittel, 1985 
25) Ebing, Haque, 1981 
26) Malkomes, 1986 
27) Dietrich, 1985  

Wirkungen — d. h. Mutagenität und Cancerogenität 
— wird im Rahmen des Zulassungsverfahrens von 
Herbiziden noch zu wenig Gewicht gelegt; und dies, 
obwohl beide Wirkungen sich oft erst jahrelang 
nach dem entscheidenden molekularen Ereignis bei 
dem betroffenen Individuum oder seinen Nachkom-
men zu erkennen geben. 

Welche Prüfmethoden im einzelnen angewandt 
werden, ist weder im Pflanzenschutzgesetz noch in 
der Verordnung über die Prüfung und Zulassung 
von Pflanzenbehandlungsmitteln geregelt, sondern 
obliegt dem Ermessen der zuständigen Behörde. So 
wurden z. B. Untersuchungen der Langzeittoxizität 
eines Pflanzenschutzmittels früher nicht generell 
verlangt, sondern nur durch Anforderung im Ein-
zelfall 28). Heute erteilt das Bundesgesundheitsamt 
das Einvernehmen mit der Zulassung eines Pflan-
zenbehandlungsmittels mit einem neuen Wirkstoff 
in der Regel nicht, wenn die entsprechenden Unter-
suchungsergebnisse nicht vorliegen 29). 

Kritisiert wird an dem derzeit gültigen Zulassungs-
verfahren für Pflanzenbehandlungsmittel auch, daß 
den ökologischen und toxikologischen Wirkungen 
selbst von bekannten Metaboliten der Herbizide zu 
wenig Beachtung geschenkt wird 30) 31). Diese und 
die oben aufgeführten Kritiken sind vor dem Hin-
tergrund zu sehen, daß heute genügend aussage-
kräftige und von Fachleuten einfach zu handha-
bende Prüfmethoden auf Mutagenität und Cancero-
genität einer Chemikalie vorhanden sind 32) 33). Da-
bei ist auf die begrenzte personelle Ausstattung der 
zuständigen Stellen hinzuweisen, die gerade bei 
den sogenannten Alt-Herbiziden dazu führt, daß 
eine Überprüfung einen längeren Zeitraum bean-
sprucht 34).  

Zum Schutz vor Gesundheitsschäden bei Menschen 
durch Pflanzenschutzmittel verbietet das Lebens-
mittel- und Bedarfsgegenständegesetz 35) das In-
VerkehrBringen von Lebensmitteln, die Pflanzen-
schutzmittel in einem Umfang enthalten, der be-
stimmte Höchstmengen überschreitet (§ 14, Nr. 1 
LMBG). Diese Höchstmengen sind für das jeweilige 
Pflanzenschutzmittel in der Pflanzenschutzmittel-
Höchstmengenverordnung 36) festgelegt. Beispiels-
weise bestehen für die Herbizide Atrazin und Gly-
phosat die folgenden Höchstmengen: 

28) BBA für Land- und Forstwirtschaft, Unterlagen zur 
Toxikologie eines Pflanzenbehandlungsmittels im 
Rahmen des Zulassungsverfahrens, Merkblatt 33, 
1975. 

29) Schriftliche Mitteilung des Bundesgesundheitsamtes 
(BGA) vom 21. März 1986 

30) Sandermann, 1985 
31) Schuphan, 1985 
32) BGA-Schriften 3, 1984 
33) Nass, 1984 
34) Schriftliche Mitteilung des BGA vom 21. März 1986 
35) Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz vom 

15. August 1974, BGBl. I, S. 1945 
36) Pflanzenschutzmittel-Höchstmengenverordnung in 

der Fassung vom 18. April 1984, BGBl. I, S. 635 
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Tabelle 2-3 

Zulässige Höchstmenge von Herbiziden 

Stoff 
Höchstmenge 
in Milligramm 
pro Kilogramm 

in oder auf folgenden 
Lebensmitteln 

Atrazin 10,0 Waldpilze 
1,0 Gemüsemais 
0,5 Mais 
0,1 andere pflanzliche 

Lebensmittel 

Glyphosat 80,0 Waldpilze 
20,0 Kleie 
10,0 Getreide 
5,0 Getreideerzeug- 

nisse außer Kleie 
0,1 andere pflanzliche 

Lebensmittel 

Atrazin und Glyphosat wurden gewählt, da für 
beide Herbizide resistente Nutzpflanzen gentech-
nisch hergestellt werden sollen (Tabelle 2-1) und für 
beide Substanzen eine Gentoxizität nachgewiesen 
wurde 37)  38).  

Die Bestimmung der jeweils zulässigen Höchst-
mengen geht von den Ergebnissen von Tierversu-
chen aus. Wegen der Schwierigkeit, die dort festge-
stellten Werte auf den menschlichen Organismus 
zu übertragen, werden die im Tierversuch ermittel-
ten Höchstmengen in bezug auf den Menschen auf 
1/100 bis 1/1000 reduziert. Sofern ein landwirt-
schaftlich sinnvoller Einsatz von Herbiziden unter-
halb dieser Werte möglich ist, werden die am Tier 
ermittelten Höchstmengen dementsprechend noch-
mals verringert. Sofern ein Stoff als gentoxisch ein-
gestuft wird, ist seine Verwendung nicht mehr zu-
lässig. Allerdings ist zu beachten, daß die Erforder-
nisse für eine solche Einstufung nicht eindeutig de-
finiert sind. 

2.3.2.7 Der von Herbiziden betroffene 
Personenkreis 

Hierbei können drei Personenkreise unterschieden 
werden 39): zum einen Menschen, die mit der Her-
stellung und Verpackung der Herbizide befaßt sind, 
dann die Anwender dieses Materials und als drittes 
der Verbraucher der aus Herbizid-behandelten 
Pflanzen zubereiteten Nahrungsmitteln. 

Der erste Personenkreis erscheint am besten ge-
schützt aufgrund der dort geltenden Arbeitsplatz-
schutzbestimmungen. Eine neue Qualität erhalten 
diese Arbeitsplätze dadurch, daß dort zum Teil auch 
mit bis dahin unbekannten Bakterien umgegangen 
wird, um aus ihnen, wie in Kapitel 2.3.2.2 ausge- 

37) Carere, Morpurgo, 1981 
38) Wildeman, Nazar, 1982 
39) Schuhmann, 1980  

führt, Resistenz verleihende Gene zu gewinnen; er-
ste Schritte in die Richtung, das toxikologische Po-
tential derartiger, bis dahin unbekannter Boden-
bakterien abzuschätzen, sind gegangen worden 40) 

Bei den Anwendern werden sich die Menschen, die 
hauptberuflich mit dem Material umgehen, am ehe-
sten durch entsprechende Schutzgeräte und -klei-
dung schützen; dies gilt jedoch kaum für Hobby-
gärtner. Diese Tatsache wird auch in einer neuen 
Arbeit herausgestellt, die sich mit dem Sachkunde-
nachweis beim Umgang mit Pflanzenbehandlungs-
mitteln beschäftigt 41 ) 

Die Verbraucher von Produkten, die aus Herbizid-
resistenten und mit Herbiziden behandelten Pflan-
zen gewonnen werden, können sich selbst nicht 
schützen, sondern sind darauf angewiesen, daß das 
Zulassungsverfahren für den Anbau Herbizid-resi-
stenter Pflanzen und ausreichende Lebensmittel-
überprüfungen verhindern, daß sie mit toxischen 
Substanzen aus diesen Pflanzen in Berührung kom-
men. 

2.3.2.8 Auswirkungen der Freisetzung von gentech-
nisch hergestellten Herbizid-resistenten 
Pflanzen 

Die dabei auftauchenden Aspekte sind die gleichen, 
wie bei der Freisetzung von gentechnisch veränder-
ten Nutzpflanzen für andere Zwecke. Dabei wird 
die Freisetzung losgelöst von der gleichzeitigen 
Verwendung des zugehörigen Herbizids betrachtet 
(s. Kapitel 2.4.1.1 und Abschnitt D 3.). 

2.3.3 Bekämpfung von Krankheitserregern 
und Schädlingen 

Trotz des Einsatzes von chemischen und biologi-
schen Mitteln und Wissen gehen immer noch ca. 1 /3 
der potentiellen Welternte verloren. Wichtigste Ver-
ursacher sind Krankheitserreger und Schädlinge. 
Aufgrund der Schwierigkeit bei den vielen den Er-
trag beeinflussenden Faktoren den Verlust durch 
einen Faktor, z. B. einen Krankheitserreger, zu be-
stimmen, existieren entsprechende Daten kaum. 
Aus einer Aufstellung der Ursachen für die Welt-
ernteverluste aus dem Jahre 1967 wird geschätzt, 
daß ungefähr 15% der potentiellen Ernte durch 
Krankheitserreger verlorengehen 42). Erreger von 
Pflanzenkrankheiten sind: Viroide, Viren, Satelli-
ten-Viren, Rickettsien, Mycoplasmen, Bakterien 
und Pilze. Die zumeist Fraßschäden erzeugenden 
Schädlinge sind Nematoden, Mollusken, Milben, 
Tausendfüßler, Insekten und pflanzenschädliche 
Wirbeltiere. 

Nachdem die Erfolge des chemischen Pflanzen-
schutzes zur Vernachlässigung der züchterischen 
Anstrengungen für die Erzielung von Resistenzen 
geführt hatten, findet seit einigen Jahren die Resi-
stenzzüchtung und die Kultivierung resistenter Sor- 

40) Kaiser et al. 1981 
41) Hanuß, 1986 
42) Evans et al., 1981 
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ten wieder zunehmende Beachtung. Größere An-
strengungen im Bereich der Resistenzzüchtung 
werden gefordert, weil durch den teilweise großflä-
chigen Anbau von Monokulturen in der Landwirt-
schaft eine höhere Belastung durch Krankheitser-
reger und Schädlinge bewirkt werden kann. Dar-
über hinaus wird bei einigen Schaderregern, vor 
allem bei Insekten, eine zunehmende Resistenzent-
wicklung gegenüber den chemischen Mitteln beob-
achtet. Ein weiterer Grund sind Umweltschäden, 
die von einigen Pflanzenschutzmitteln verursacht 
werden  43).  

Ein großes Problem der bisherigen Resistenzzüch-
tung ist der häufig beobachtete Wettlauf zwischen 
Züchter und Schaderreger. Denn die eingekreuzten 
Resistenzen können oft verhältnismäßig schnell 
durch die Anpassung des Erregers durchbrochen 
werden, allerdings mit erregerspezifisch unter-
schiedlichen Geschwindigkeiten. Vor allem für 
Pilze wurden Zeiten von nur 3 bis 5 Jahren beob-
achtet 44). Führt man sich vor Augen, daß die klassi-
sche Züchtung für eine neue Sorte mit einer spezifi-
schen Resistenz 12 bis 15 Jahre benötigt, wird der 
Bedarf für neue Zuchttechniken deutlich. 

Am einfachsten wäre eine gentechnische Resistenz-
einlagerung, wenn dauerhaftere Resistenzen in 
Form von einem oder wenigen isolierten Genen zur 
Verfügung ständen. Doch ist nach unserer Kenntnis 
bisher nur ein Resistenzgen, das Mehltauresistenz-
gen der Gerste, isoliert worden. 

Trotz der großen wirtschaftlichen Bedeutung von 
Pflanzenkrankheiten und -schäden gibt es bisher 
relativ wenige gentechnische Ansätze in diesem Be-
reich. Weit fortgeschritten sind einige Ansätze aus 
dem Bereich der Schädlingsbekämpfung, z. B. die 
Expression des Bacillus thuringiensis-Toxins in Ta-
bak, Kartoffel und in Bakterien der Gattung Pseu-
domonas (s. Abschnitt C 4.). Bacillus thuringiensis 
und die Baculo-Viren sind schon seit längerem für 
die biologische Schädlingsbekämpfung genutzte Or-
ganismen, so daß sich hier konkretere Ansatz-
punkte für die Gentechnik bieten als im allgemein 
noch wenig erforschten Bereich der Pflanzenkrank-
heiten. Beispielsweise ist noch kaum etwas über die 
Vorgänge der Virusinfektion, Virusvermehrung und 
des Krankheitsverlaufs in der Pflanze bekannt, für 
deren Aufklärung die Gentechnik ebenfalls eine 
wichtige neue Methode bedeutet. Ebenso sind die 
Kenntnisse über die verschiedenen, vermutlich ir-
gendwo auf der Welt gegenüber fast allen Krank-
heitserregern und Schädlingen zu findenden, 
pflanzlichen Resistenzmechanismen gering, vor al-
lem weiß man wenig über deren molekulare Grund-
lagen. 

Die gentechnischen Ansätze im Bereich der biologi-
schen Schädlingsbekämpfung werden im vorliegen-
den Bericht der Kommission nicht im Anwendungs-
bereich „Pflanzenproduktion" beschrieben, sondern 
im Anwendungsbereich „Umwelt" (s. Abschnitt 
C 4.). Gleichwohl haben diese Ansätze in erster Li

-

nie zum Ziel, die Pflanze vor Krankheitserregern 

43) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen, 
1985 a 

44) Wenzel, 1985  

und Schädlingen zu schützen, bzw. Ernteverlusten 
vorzubeugen. 

Einige gentechnische Ansätze zur Bekämpfung spe-
zieller Krankheitserreger und zur Entwicklung von 
Diagnostika sind im folgenden dargestellt. 

2.3.3.1 Viren und Viroide 

Viren und ihre Begleiter, die Satelliten-Viren, sowie 
die Viroide sind die morphologisch kleinsten 
Krankheitserreger; ihre Bekämpfung ist chemisch 
nicht möglich. Wie alle Viren bestehen auch die 
pflanzlichen Viren vorwiegend aus Nukleinsäure 
und Proteinhülle. Derzeit sind etwa 500 Pflanzenvi-
ren bekannt. Es wird davon ausgegangen, daß jede 
Pflanze von mindestens einem Virus befallen wer-
den kann. Satelliten-Viren sind bisher nur bei Ta-
bak und Gemüsepflanzen gefunden worden. Sie be-
stehen aus einem Nukleinsäurefaden und können 
sich nur gemeinsam mit einem spezifischen Helfer-
virus vermehren. Erst in den 70er Jahren wurden 
die Viroide entdeckt, von denen man heute 12 
kennt. Sie befallen Kartoffeln, Obst-, Gemüse- und 
Zierpflanzen. Viroide bestehen ebenfalls nur aus ei-
nem nackten Nukleinsäurefaden. 

Die Viren ziehen heute den wohl größten Anteil der 
gentechnischen Forschung zur Bekämpfung von 
Pflanzenkrankheiten auf sich, weil sich verschie-
dene technische Ansatzpunkte für die Gentechnik 
bieten und weil die Viren andererseits eine zuneh-
mende Belastung für die Landwirtschaft darstellen. 
Die gentechnische Virusbekämpfung wird auf ver-
schiedenen Wegen bearbeitet, z. B. Prämunisierung, 
dem Einbau von anti-RNA, Einbau von Antikörpern 
aus Säugerzellen und Nutzung von Satelliten-Vi-
ren. 

Bei der künstlichen Prämunisierung wird die beob-
achtete Erscheinung genutzt, daß Pflanzen vor ei-
ner Infektion mit stark virulenten Viren geschützt 
werden können, wenn die Pflanze vorher mit wenig 
virulenten Viren infiziert wurde. Während die ge-
zielte Prämunisierung beispielsweise heute im Ge-
müsebau in Holland eingesetzt wird, ist sie bei uns 
verboten. 

Aus den USA wird berichtet, daß Tabak und Tomate 
vor krankheitserregenden Tabak-Mosaik-Viren re-
lativ geschützter waren, nachdem in diese Pflanzen 
gentechnisch das Gen für das Hüllprotein des Ta-
bak-Mosaik-Virus integriert worden war 45). Eine 
gentechnische Prämunisierung gegenüber Viroiden 
wird für die Spindelknollensucht der Kartoffel dis-
kutiert, weil dieses Schutzsystem auch gegenüber 
einem Viroid funktioniert 46). 

Die Arbeiten zur Konstruktion von sog. anti-RNA 
haben zum Ziel, die Vermehrung spezifischer Viren 
in der Pflanze zu blockieren 47). 

Nachdem Antikörper in Säugerzellen gegen pflanz

-

liche Viren erfolgreich hergestellt worden sind 48), 

45) Bialy, Klausner, 1986 
46) Bialy, Klausner, 1986 
47) Gronenborn, 1986 
48) Sander, Dietzgen, 1984 
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wird heute versucht, die Gene für die Antikörper in 
die Pflanze zu transferieren, um damit das in die 
Pflanze eindringende Virus zu bekämpfen. 

Als weitere Möglichkeit zur Virusbekämpfung wird 
der Einbau von Satelliten-Virusgenen in das Helfer-
virus diskutiert, weil Satelliten-Viren die krankma-
chenden Eigenschaften eines Helfervirus reduzie-
ren können 49) 

2.3.3.2 Bakterien, Pilze und weitere 
Krankheitserreger und Schädlinge 

Die sogenannten unspezifischen Resistenzen der 
Pflanzen sind dadurch gekennzeichnet, daß sie ge-
genüber verschiedenen Erregertypen wirken, Poly-
gen verankert sind und sich aus verschiedenen Re-
aktionen der Pflanze zusammensetzen. Dazu gehört 
das lokale Absterben von Zellen am Ort des Ein-
dringens des Erregers, die Bildung pflanzlicher 
Antibiotika, sog. Phytoalexine (sie gehören zu den 
Sekundärstoffen), sowie die Bildung weiterer Sub-
stanzen. Die Forschung ist derzeit mit ersten Arbei-
ten zur Klärung der physiologischen und molekula-
ren Grundlagen befaßt. Da angenommen wird, daß 
die Geschwindigkeit, mit der die Pflanze diese Re-
aktionen zeigen kann, für den Erfolg ihrer Abwehr 
des Pathogens entscheidend ist, ist es eine Zielvor-
stellung der gentechnischen Forschung, die Ab-
wehrreaktionen der Pflanze zu beschleunigen 50) 

Ein weiterer möglicher Weg, Resistenzen zu erzeu-
gen, wäre die Einführung von Genen für die Bil-
dung bestimmter Phytoalexine. Außerdem soll die 
Forschung über resistenzerzeugende pflanzliche In-
haltsstoffe auch zur Produktion von neuen Krank-
heits- und Schädlingsbekämpfungsmitteln genutzt 
werden 51 ), die den natürlichen Abwehrmechanis-
men der Pflanze nachempfunden sind. Diskutierte 
weitere Möglichkeiten, um Pflanzen auf gentechni-
schem Wege gegenüber Krankheitserregern und 
Schädlingen zu schützen, sind z. B. der Transfer der 
Gene für die Bildung der Chitinase, die die Zell-
wände von Schädlingen zerstört, oder der Transfer 
von Genen für die Bildung von Inhibitoren, die den 
Stoffwechsel der Schädlinge stören, in die Pflanze. 

2.3.3.3 Diagnostika 

Zunehmend werden DNA-Sonden und monoklonale 
Antikörper für die Diagnose der Erreger von Pflan-
zenkrankheiten entwickelt. Da gegenüber den her-
kömmlichen Testverfahren bei diesen neuen Ver-
fahren beispielsweise die Anzucht und zeitrau-
bende Vermehrung der pathogenen Mikroorganis-
men wegfällt, bieten die neuen Testverfahren Vor-
teile im Hinblick auf Zeit, aber auch auf Genauig-
keit der Diagnose. Daher eröffnen DNA-Sonden 
und monoklonale Antikörper neue Möglichkeiten 
der Schnelldiagnose für den Pflanzenschutz. 

49) Kaper, Tousignant, 1984 
50) Hahlbrock, 1985 
51) OTA, 1983 a,  

Die erste auf dem Markt befindliche DNA-Sonde 
für Pflanzenkrankheiten betraf die Spindelknollen-
sucht der Kartoffel. 

2.3.4 Biologische Stickstoffixierung 

Unter das Stichwort „Biologische Stickstoffixie-
rung" fällt ein breites Spektrum sehr verschiedener 
Forschungsprojekte zur Pflanzen- und Bakterienge-
netik, mit denen schon ab Mitte der 70er Jahre 
begonnen wurde. Ihr gemeinsames Anwendungs-
ziel ist die größere Unabhängigkeit der Pflanzen-
produktion vom mineralischen Stickstoffdünger. 
Der Grund für diese Bemühungen liegt darin, daß 
einerseits die chemische Stickstoffdüngerproduk-
tion der Welt ca. 75 Mio. t beträgt und mit einem 
großen Energieverbrauch und hohen Kosten für die 
Landwirtschaft verbunden ist. Andererseits finden 
die oberirdischen Pflanzenteile in der zu 80 % aus 
Stickstoff bestehenden Atmosphäre ein überreiches 
Angebot an Stickstoff, den sie jedoch nicht nutzen 
können. 

Stickstoff, der für alle lebende Materie essentielle 
Baustein und der die landwirtschaftlichen Erträge 
in hohem Maße bestimmende Faktor, kann von den 
Pflanzen nicht in der molekularen Form, wie er in 
der Luft vorliegt, genutzt werden. Sie können ihn 
nur in mit Sauerstoff oder Wasserstoff gebundener 
Form (als NO-3 oder NH+4) aus dem Boden aufneh-
men. Demgegenüber besitzen einige Mikroorganis-
men die Fähigkeit zur Bindung des Luftstickstoffs 
und zu dessen Umwandlung in eine für die Auf

-

nahme durch die Pflanze geeignete Form. Die biolo-
gische Stickstoffixierung wurde zu einem weltwei-
ten Forschungsschwerpunkt; auch der gentechni-
schen Forschung. Der größere Teil der gentechni-
schen Arbeiten in diesem Bereich bezieht sich je-
doch bislang auf die Bakterien und weniger auf die 
Pflanzen. 

Das meistgenannte Ziel für die Forschung zur biolo-
gischen Stickstoffixierung ist die Ertragssteigerung 
für die Nahrungsmittelversorgung in den Ländern 
der Dritten Welt. Beispielsweise richtete 1974 das 
UN Development Program verschiedene Projekte 
zur Stickstoffixierung vor dem Hintergrund eines 
Pro-Kopf-Stickstoff-Düngerverbrauchs von 6,6 kg in 
den Entwicklungsländern ein; im Vergleich lag der 
Verbrauch der Industrieländer bei 58,2 kg 52). Wei-
tere Gründe für die Forschung zur biologischen 
Stickstoffixierung sind die Erdölkrise der 70er 
Jahre mit der damit verbundenen Energiepreisstei-
gerung sowie die von der Mineral- und Gülledün-
gung ausgehende Nitratverlagerung ins Grundwas-
ser. Ein hoher Nitratgehalt des Grundwassers führt 
zu toxischen Belastungen für den Menschen. 

Einen Überblick über die relevanten stickstoffixie-
renden Organismen, ihre verschiedenen Fixierfä-
higkeiten und die heute bei Weizen im Durchschnitt 
eingesetzte Mineraldüngermenge gibt nachfol-
gende Tabelle 2-4. 

52) Skinner, 1976 
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Tabelle 2-4 

Stickstoffixierende Mikroorganismen und 
ihre Fixierleistung 
(nach Pöhler, 1984) 

fixierte Menge 
Stickstoff pro Hektar 

(kg N/ha) 

1. Freilebende und in 
Assoziation lebende 
Bodenbakterien 
— Klebsiella, 0,4-0,8 (mit geringe- 

(freilebend) ren Steigerungsmög- 
lichkeiten der Fi- 
xierleistung 53) 

Azotobacter, 0,4-0,8 (mit größe- 
Azospirillum ren Steigerungsmög- 
(vergesellschaftet lichkeiten der Fi- 
lebend) xierleistung 54) 

— Blaualgenspezies 25-30 

2. In Symbiose mit Pflan- 
zen lebende Bakterien 
— Leguminose/ 100-600 

Rhizobium 
— Azolla/Anabaena 300 

(Schwimmfarn/ 
Blaualge) 

— Erle/Frankia 40-300 

(Im Vergleich werden heute auf 1 ha Weizen bis zu 
ca. 150 kg Stickstoff durch Mineraldüngung ausge-
bracht) 

An verschiedenen Strategien zur Nutzung der biolo-
gischen Stickstoffixierung wird gentechnisch gear-
beitet. Einer der grundsätzlichen Unterschiede die-
ser Strategien liegt darin, ob die Stickstoffixierung 
über die Mikroorganismen erfolgen soll oder ob die 
Stickstoffixierungsgene direkt auf die Pflanze über-
tragen werden sollen. 

2.3.4.1 Stickstoffixierende Pflanzen — ohne Hilfe 
von Mikroorganismen 

Daß die gesamte Information für die Stickstoffixie-
rung auf 17 nebeneinander liegenden Genen gespei-
chert ist, konnte erstmals in den 70er Jahren am 
Bodenbakterium Klebsiella pneumoniae mit Hilfe 
der Gentechnik geklärt werden 55). Diese 17 sog. nif-
Gene (von nitrogen-fixation) sind in 7 getrennt re-
gulierte Einheiten geteilt. In der Forschung arbeitet 
man heute daran, den Genen die zugehörigen phy-
siologischen Funktionen zuzuordnen, was für min-
destens 14 Gene bei Klebsiella inzwischen gelungen 

53) Beringer, 1986 
54) Beringer, 1986 
55)Pühler, 1979  

ist 56). In weiteren Forschungsprojekten wird die 
Regulation der nif-Gene untersucht 57 ). 

Das letztendliche Ziel dieser Forschung ist die 
Übertragung der nif-Gene auf alle auf die Stick-
stoffdüngung angewiesenen Kulturpflanzen. Das 
bedeutet prinzipiell auf alle Kulturpflanzen außer 
den Leguminosen (Hülsenfrüchtler), die eine Le-
bensgemeinschaft mit stickstoffixierenden Bakte-
rien bilden und die kaum Stickstoffdüngung benöti-
gen. Angestrebt wird die Übertragung der nif-Gene 
vor allem auf Getreide, der bedeutendsten Gruppe 
der Nutzpflanzen. Ein erster Schritt zu diesem Ziel 
war die erfolgreiche Übertragung der nif-Gene auf 
ein verwandtes Bakterium von Klebsiella, auf E. 
coli. Das normalerweise nicht stickstoffixierende 
Darmbakterium konnte nach dem Gentransfer 
Stickstoff fixieren 58). Weiter konnten die nif-Gene 
auf die Hefe Saccharomyces cerevisiae, einen ein-
zelligen Eukaryoten, übertragen werden. Jedoch 
wurden die Gene bisher nicht exprimiert 59). 

In der Wissenschaft wird davon ausgegangen, daß 
noch folgende sehr grundsätzliche Probleme zu lö-
sen sind, bevor Pflanzen eigenständig den Luft-
stickstoff fixieren können: 

— Die 17 bakteriellen Gene, deren Regulationsme-
chanismen untereinander verknüpft sind, müs-
sen unter die Kontrolle entsprechender pflanzli-
cher Promotoren gestellt werden. 

— Es müssen sauerstoffreie Bereiche in der Zelle 
für die Nitrogenase gefunden werden. Die Nitro-
genase ist das zentrale Enzym, an dem die Stick-
stoffixierung stattfindet. Sie funktioniert nur in 
Abwesenheit von Sauerstoff, der die Nitro-
genase irreversibel zerstört. 

— Die Energieversorgung der Nitrogenase darf 
nicht zu sonstigen physiologischen Ungleichge-
wichten der Pflanze führen mit der eventuellen 
Folge nicht akzeptabler Ertragsverluste. Da die 
Stickstoffixierung an der Nitrogenase eine der 
energieaufwendigsten Reaktionen der lebenden 
Natur ist, erhält in diesem Zusammenhang die 
Frage nach dem allgemeinen Ertragsverlust der 
Pflanze durch den Gentransfer besondere Be-
deutung. Jedoch kann aus der Kenntnis des 
mengenmäßigen Energieverbrauchs für die 
Stickstoffixierung nicht auf den zu erwartenden 
quantitativen Ertragsverlust der Pflanze ge-
schlossen werden; dies gilt auch unter dem 
Aspekt, daß sich an den gentechnischen weitere 
Züchtungsschritte anschließen. 

— Die Pflanze muß das über die Nitrogenase gebil-
dete Ammonium in organische Stickstoffverbin-
dungen umbauen 60).  

Zu den genannten Problemen gibt es bisher nur 
einige theoretische Lösungen, wie die mögliche Lo

-

kalisierung der nif-Gene in den speziellen Räum en 

56) Beringer, Hirsch, 1984 
57) How soon for nitrogen fixing plants, Bio/technology, 

1985 
58) Beringer, Hirsch, 1984 
59) Beringer, Hirsch, 1984 
60) Earl, Ausubel, 1983 



Drucksache 10/6775 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

des Chloroplasten, die sauerstofffrei sind 61). Nach 
heutigem Stand des Wissens gehört dieser For-
schungsansatz zu den anwendungsfernsten der 
Gentechnik für die Pflanzenzüchtung. 

2.3.4.2 Stickstoffixierende Pflanzen — mit Hilfe von 
Mikroorganismen 

Alle übrigen Strategien zur besseren Nutzung der 
biologischen Stickstoffixierung zielen auf die Opti-
mierung der in der Natur zu findenden Symbiosen 
und Vergesellschaftungen zwischen Pflanzen und 
Mikroorganismen ab, durch die der Pflanze Stick-
stoff zugeführt wird. 

Am weitesten entwickelt ist der Ansatz, die schon 
bestehenden Symbiosen 62) zwischen Mikroorganis-
men und Pflanzen effizienter zu gestalten. Inzwi-
schen können im Labor beispielsweise Legumino-
sen mit höheren Samenerträgen erzielt werden, 
nachdem die Energieausnutzung ihrer Symbionten 
gentechnisch optimiert worden war 63). Die wichtig-
ste in unseren Klimaregionen wirtschaftlich ge-
nutzte Symbiose ist die Symbiose zwischen den 
stickstoffbindenden Knöllchenbakterien der Gat-
tung Rhizobium und den Leguminosen, zu denen 
Erbse, Bohne, Sojabohne, Klee und Luzerne gehö-
ren. Bedeutung in der Forstwirtschaft haben die 
Symbiosen mit stickstoffbindenden Strahlenpilzen, 
wie z. B. zwischen Erle und dem Strahlenpilz Fran-
kia. Im asiatischen Reisanbau wird in großem Um-
fang die Symbiose zwischen dem Schwimmfarn 
Azolla und der Blaualge Anabaena wirtschaftlich 
genutzt, so daß hier auf die mineralische Stickstoff-
düngung verzichtet werden kann. 

Die Optimierung der Rhizobien-Leguminosen-Sym-
biose wird bei uns auch unter dem Aspekt betrie-
ben, den Ertrag und damit die Wirtschaftlichkeit 
der Leguminosen zu steigern, um mit den Legumi-
nosen die getreidereichen Fruchtfolgen aufzulok-
kern. 

Als Alternative zur Übertragung der Stickstoffixie-
rungsgene auf Getreide wird die Ausweitung des 
Wirtsbereiches der Rhizobien von den Legumino-
sen auf Getreide verfolgt. In diesem Bereich ist der 
derzeitige Schwerpunkt der gentechnischen For-
schung zur biologischen Stickstoffixierung angesie-
delt. Vor allem an der Identifizierung der für die 
Wurzelknöllchenbildung verantwortlichen Gene der 
Rhizobien arbeiten verschiedene Forschergruppen 
auf der ganzen Welt 64). Voraussetzung für die 
Knöllchenbildung der Leguminosen ist das Eindrin-
gen der Rhizobien in ihre Wurzeln. An diesem kom-
plizierten Mechanismus sind neben den bakteriel- 

61) Earl, Ausubel, 1983 
62) Unter einer Symbiose wird das Zusammenleben art-

verschiedener Organismen mit gegenseitigem Nutzen 
verstanden. In diesem Falle ist das Zusammenleben 
von Pflanze und Mikroorganismus die Voraussetzung 
für die Fixierung des Stickstoffs durch den Mikroorga-
nismus. Anschließend wird der Stickstoff in den Stoff-
wechsel der Pflanze eingeschleust. 

63) Brill, 1984 
64) How soon for nitrogen fixing plants?, Bio/technology 
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len Genen auch schätzungsweise 50 bis 100 Pflan-
zengene beteiligt, deren Analyse noch wenig fortge-
schritten ist 65). 

Die Kompliziertheit des Symbiosemechanismus be-
deutet nicht zwingend einen fernen Erfolg dieses 
Weges. So ist beispielsweise nicht geklärt, ob über-
haupt pflanzliche Gene aus den Leguminosen in 
Getreide transferiert werden müßten oder ob sie im 
Getreide eventuell schon vorhanden sind, jedoch 
nur nicht eingeschaltet werden 66). Demnach ist 
nicht auszuschließen, daß möglicherweise nur die 
Gene der Rhizobien so zu verändern wären, daß sie 
in Symbiose mit Getreide leben könnten. 

Der dritte Weg, Getreide mit von Mikroorganismen 
gebundenem Stickstoff versorgen zu lassen, ist die 
Nutzung der Stickstoffixierungskapazität bestimm-
ter freilebender oder mit Getreide vergesellschaftet 
lebender Bakterien. Unter diesem Aspekt ziehen je-
doch eher die vergesellschaftet lebenden Bakterien 
das Forschungsinteresse auf sich, weil die Fixierlei-
stung der freilebenden Bodenbakterien zu gering 
ist. 

Konkrete Forschungsprojekte befassen sich mit der 
Aufklärung der Ertragssteigerung von Weizen bei 
Anwesenheit von Azospirillen 67). Möglicherweise 
ist die gemessene Ertragssteigerung des Weizens 
nicht auf die Stickstoffixierung, sondern auf die 
Ausscheidung von wachstumsfördenden Substan-
zen durch das Bakterium zurückzuführen. 

Einige der hier vorgestellten Wege zur Nutzung der 
biologischen Stickstoffixierung bedingen die Frei-
setzung von genetisch veränderten Laborstämmen 
der Mikroorganismen. Problematisch ist u. a. ihre 
Konkurrenzfähigkeit mit der heimischen Mikroflo-
ra. Zur Beimpfung von Böden mit konventionell ge-
züchteten Rhizobien existieren verhältnismäßig 
viele Erfahrungen, da entsprechende Versuche 
schon ab Beginn des 20. Jahrhunderts durchgeführt 
wurden. In Nordamerika ist die Beimpfung von Le-
guminosensamen mit Rhizobien heute weit verbrei-
tet 68). 

2.33 Verbesserung der Photosyntheseleistung 

Eine Voraussetzung für das Wachstum der Pflanze 
und damit ihrer Ertragsbildung ist die Photosynthe-
se. Durch Aufnahme von Sonnenenergie kann die 
Pflanze aus Kohlendioxyd und Wasser organische 
Substanz bilden. Der Forschungsstand ist dadurch 
beschrieben, daß an der Klärung der molekularen 
Grundlagen des komplexen Systems der Photosyn-
these gearbeitet wird. Dies bedeutet, daß beispiels-
weise über Inaktivierung der vermeintlich wichti-
gen oder unwichtigen Gene deren Funktionen bei 
der Photosynthese analysiert werden 69). Somit liegt 
es nahe, durch gentechnische Eingriffe in Schlüs- 

65) Gronenborn, 1986 
66) Protokoll der 19. Sitzung der Enquete-Kommission: 

Pöhler, S. 31 
67) Heß, 1985 
68) OTA, 1985, S. 15 
69) Diaco, 1986 
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selreaktionen oder in die die Reaktionsgeschwin-
digkeit begrenzenden Stoffwechselschritte die Effi-
zienz der Photosynthese zu steigern. Auch wird 
über die breitere Nutzung der bei einigen Pflanzen, 
z. B. Mais und Zuckerrohr, zu findenden effiziente-
ren Photosynthesesysteme nachgedacht 70). 

2.3.6 Veränderung von Bodenmikroorganismen 

Wegen ihres positiven Einflusses auf die Nährstoff

-

versorgung der Pflanze und ihrer Schutzfunktion 
vor Krankheitserregern und Schädlingen wird 
heute der gezielte Einsatz von Bodenmikroorganis-
men in der Landwirtschaft zunehmend diskutiert. 
Neben den Wurzelbakterien, zu denen auch die 
oben genannten Azospirillen gehören, bezieht sich 
die Diskussion vorrangig auf die mit Pflanzen ver-
gesellschaftet lebenden Mycorrhizen. Hierbei han-
delt es sich um Pilze, die in allen Böden und für fast 
alle Pflanzen gefunden werden und vor allem we-
gen ihres Phosphataufschlußvermögens bekannt 
sind 71). Die Mycorrhizen werden auch im Hinblick 
auf ihre Eignung als biologische Kombination von 
Düngemittel und Pflanzenschutzmittel für den spe-
zifischen Bedarf der Entwicklungsländer ge-
prüft 72). 

Daß an der Entwicklung gentechnischer Verbesse-
rungen von Symbiosen zwischen Bodenmikroorga-
nismen und Pflanzen gearbeitet wird und erste Er-
folge erzielt worden sind, ist oben beschrieben wor-
den (s. 2.3.4.2). Neben noch zu lösenden technischen 
Problemen, wie der Applikationsform dieser Orga-
nismen, ist die Grundlagenforschung auch noch 
nicht soweit fortgeschritten, um feststellen zu kön-
nen, ob sich hier realistische Möglichkeiten zur 
Steigerung von Erträgen bieten 73). 

2.3.7 Anpassung von Pflanzen an Umweltfaktoren 

Zu den physikalischen und chemischen äußeren 
Faktoren, die Pflanzenerträge und Pflanzenbau ein-
schränken, gehören beispielsweise Temperatur, 
Wasserversorgung, Mineralstoff- und Salzgehalt 
der Böden. Während diese Faktoren in unserem 
mitteleuropäischen Klima nur den Anbau spezieller 
Pflanzen erlauben und beispielsweise den Anbau 
tropischer Pflanzen verbieten, können diese Fakto-
ren bis zu dem Grad Einfluß erlangen, daß sie in 
einigen Gebieten der Welt generell den Pflanzen-
bau unmöglich machen. Da bei Pflanzen unter-
schiedliche Eigenschaften und eine Vielzahl von 
Anpassungsmechanismen an diese Umweltbedin-
gungen gefunden werden, wird man, sobald ent-
sprechende molekulare Grundlagen geklärt sind, 
daran denken, diese Gene in Nutzpflanzen zu trans-
ferieren. Das bedeutet zum einen, daß hier mögli-
cherweise ein Potential für die Gentechnik liegt, 
andererseits aber auch, daß dies heute noch über-
wiegend ein Gebiet der Spekulationen ist, weil erst 

70) OTA, 1986, S. 47 
71) Beringer, 1985 
72) OTA, 1985, S. 17 
73) OTA, 1985, S. 19  

in Einzelfällen an den Grundlagen gearbeitet wird. 
Über ein konkreteres Forschungsprojekt wird aus 
den USA berichtet, wo man ein bakterielles Gen 
identifizieren konnte, das zu einer Anpassung an 
Wassermangel führt und das man in Pflanzen zu 
transferieren versucht 74). 

2.3.8 Frostschutz durch Veränderungen 
von Bakterien 

Bekannt geworden sind Pseudomonas syringiae, 
die sog. Eisbakterien oder Eis-minus-Bakterien, 
durch den in den USA inzwischen drei Jahre dau-
ernden Rechtsstreit um ihre Zulassung zu Feldex-
perimenten (s. Abschnitt D 3.). Die Eisbakterien ver-
ursachen bei verschiedenen Nutzpflanzen Frost-
schäden, weil sie ein Protein bilden, das als Kristal-
lisationskeim für Wasser ab minus 1,5 °C wirkt Die 
vorgenommene genetische Veränderung ist die 
Inaktivierung des Gens für die Bildung des Kristal-
lisationskörpers 75), so daß eine Eisbildung erst bei 
Temperaturen unter minus 1,5 °C stattfindet. Von 
der Freisetzung des veränderten Bakteriums wird 
erhofft, daß es die nicht veränderten eisbildenden 
Stämme von der Pflanze verdrängt, um somit Frost-
schäden, die beispielsweise durch erste Nachtfröste 
verursacht werden, zu verhindern. 

2.4 Auswirkungen der Anwendung der 
Gentechnik 

2.4.1 Ökologische Aspekte 

Die Voraussetzung für Umweltwirkungen durch 
gentechnisch veränderte Pflanzen ist ihre Ausbrin-
gung in die Umwelt. Bisher ist bei der Zentralen 
Kommission für Biologische Sicherheit (ZKBS) 
kein Antrag auf Freilandversuche für gentechnisch 
veränderte Pflanzen gestellt worden 76). Da ebenso 
keine Anmeldung für eine zu prüfende Sorte mit 
gentechnisch erstellten Eigenschaften beim Bun-
dessortenamt vorliegt 77 ,  78) und die Sortenprüfung 
ca. 3 Jahre dauert, wäre der frühestmögliche Zeit-
punkt für den gewerbsmäßigen Anbau gentech-
nisch veränderter Pflanzen der Beginn der 90er 
Jahre. 

2.4.1.1 Zur „Freisetzung" gentechnisch veränderter 
Pflanzen 

Ziel der Betrachtung von denkbaren unerwünsch

-

ten Nebenwirkungen der Freisetzung gentechnisch 

74) Congressional Research Service, US, 1984 
75) Hirano et al. 1985 
76) Bundestags-Drucksache 10/6034 
77) Der gewerbsmäßige Vertrieb einer Sorte ist abhängig 

von der positiv beschiedenen Prüfung durch das Bun-
dessortenamt. Geregelt ist die Sortenprüfung nach 
dem Saatgutverkehrsgesetz von 1968 in der aktuellen 
Fassung vom 20.8. 1985 (s. Abschnitt E 6.). 
78) Mündliche Auskunft Bundessortenamt vom 2. Septem-
ber 1986 
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veränderter Pflanzen ist es, negative Umweltwir-
kungen letztendlich zu vermeiden 79). 

Zur Freisetzung von Pflanzen, deren genetische Ei-
genschaften in einer bestimmten Umgebung neu 
sind, besitzt die Menschheit lange und vielfältige 
Erfahrungen. Einmal, weil es ein Prinzip der Pflan-
zenzüchtung ist, neue Genkombinationen zu erstel-
len. Zum anderen, weil allein die in Westeuropa und 
Nordamerika angebauten Nutzpflanzen mit weni-
gen Ausnahmen aus anderen Kontinenten stam-
men, also „exotische" Pflanzen sind. Es wird von 
einer Vielzahl von bewußten und einer noch größe-
ren Zahl von ungewollten Einschleppungen von 
Pflanzen ausgegangen, z. B. als Folge von interna-
tionalem Handel und Verkehr. Vor diesem Hinter-
grund findet sich in der Literatur auch überwiegend 
die Wertung, daß die Zahl der bisherigen größeren 
ökologischen Störungen, die von der Einführung 
von Pflanzen in fremde Umgebungen ausgingen, 
für gering zu erachten sei 80). Bei den die bisherigen 
ökologischen Probleme verursachenden Pflanzen 
handelt es sich zumeist um mehrjährige Pflanzen, 
wie das sich in den Watten der Nordsee ausbrei-
tende Schlickgras, die sich an Flußläufen ausbrei-
tende Knollensonnenblume oder auch die spätzei-
tige Traubenkirsche der nordamerikanischen Wäl-
der 81). Diese mehrjährigen Pflanzen besitzen einen 
höheren Bestand an unterirdischen Teilen, wie 
Knollen und Stauden, und haben damit bessere 
Überlebens- und Verbreitungschancen als z. B. die 
landwirtschaftlich genutzten einjährigen Samen-
pflanzen. Probleme gehen auch davon aus, daß neu-
eingeführte Pflanzen Krankheitserreger mitschlep-
pen, gegen die sie selbst resistent sind, jedoch nicht 
die in der neuen Umgebung vorkommenden heimi-
schen Pflanzen. Der bekannteste Fall ist das Ster-
ben der amerikanischen Kastanie am Kastanien-
rindenkrebs, einer Pilzkrankheit, die über die Ein-
führung der asiatischen, gegen diesen Pilz resisten-
ten Kastanie nach Nordamerika eingeschleppt wur-
de. Bei der gentechnischen Veränderung von heimi-
schen Nutzpflanzen scheidet jedoch dieses Problem 
aus. 

Durch theoretische Überlegungen lassen sich unter-
schiedliche Risikokategorien aufstellen, je nach 
transferiertem Gen, der gentechnisch veränderten 
Pflanze und dem verwendeten Vektor. Die in der 
Literatur meistgenannten möglichen Risiken durch 
gentechnisch veränderte Pflanzen sind im folgen-
den zusammengestellt. Probleme können sich zum 
einen ergeben, wenn die gentechnisch veränderte 
Pflanze selbst unerwünschte Eigenschaften zeigt, 
oder wenn sich die transferierte DNA eigenständig 
auf andere Pflanzen verbreitet. 

Für die Bewertung der Freisetzung gentechnisch 
veränderter Kulturpflanzen ist ein Aspekt von gro-
ßer Bedeutung: Ihre Rückholbarkeit vom Feld. 

79) Für die Fragen zur Freisetzung der in diesem Kapitel 
angeführten gentechnisch veränderten Mikroorganis-
men, Viren, Viroide und Satelliten-Viren wird verwie-
sen auf die entsprechenden Kapitel in Abschnitt D 3. 

80) Sharples, 1983 
81) Sukopp, Schriftliche Stellungnahme zur Anhörung der 

Enquete-Kommission am 21. Oktober 1985 

a) Expression unerwünschter Eigenschaften 

Unkrauteigenschaften 

Unkrauteigenschaften, die zu einer starken selb-
ständigen Verbreitung von Samenpflanzen führen, 
sind u. a. eine hohe Samenproduktion, schnelle Blü-
ten- und Fruchtbildung, eine hohe Anpassungsfä-
higkeit an verschiedene Standorte. 

Wahrscheinlich sind diese Unkrautcharakteristika 
durch viele Gene bedingt 82). Daher wird es für au-
ßerordentlich unwahrscheinlich gehalten, daß der 
Transfer von einem oder wenigen Genen zu Un-
krauteigenschaften bei Nutzpflanzen führen könn-
te 83). Die Aussaat und damit Verbreitung der Nutz-
pflanzen wird vom Menschen vorgenommen. Bei-
spielsweise gilt Mais in seiner Existenz als vollkom-
men auf den Menschen angewiesen 84), allein des-
halb, weil der Samen im Winter erfriert. Allerdings 
ist der Grad der Abhängigkeit vom Menschen bei 
den Pflanzen verschieden. 

Toxizität für Mensch und Tier 

Die veränderte Biochemie einer gentechnisch ver-
änderten Pflanze kann sich als toxisch erweisen, 
wenn sie Mensch und/oder Tier als Nahrung dient. 
In der Geschichte der konventionellen Pflanzen-
züchtung war dieses Ereignis sehr selten. Der 
Grund für solche Fälle war, daß die Toxizitätseigen-
schaften verbunden oder die direkte Ursache für 
die züchterisch gewünschten Eigenschaften waren. 
Viele Resistenzeigenschaften sind durch das Vor-
handensein bestimmter Sekundärstoffe bedingt. 
Die klassische Züchtung nutzt Pflanzen mit be-
stimmten Resistenzen zur Kreuzung, nichtwissend, 
welche Sekundärstoffe dabei eingekreuzt werden, 
so daß bislang eine eventuelle Toxizität erst nach 
Gebrauch feststellbar wird. Beispielsweise ergab 
die klassische Züchtung eine zwar gegen Kartoffel-
käfer resistente, aber toxische Kartoffel 85). 

Je nach transferiertem Gen lassen sich schon 
a priori Aussagen zur Toxizität für Mensch und 
Tier treffen. Zum Transfer von Genen für bekannte 
und toxikologisch unbedenkliche Primärstoffe, wie 
bestimmte Speicherproteine, lassen sich keine toxi-
kologischen Probleme denken. Dagegen ist die toxi-
sche Wirkung bestimmter mittelkettiger Fettsäuren 
bekannt; von einigen Sekundärstoffen ebenfalls. 
Wiederum keine toxischen Probleme lassen sich für 
die Einführung von Stickstoffixierungsgenen in 
Blätter denken, die nicht als Nahrungs- oder Futter-
mittel verbraucht werden. Wird gentechnisch eine 
neue Herbizidresistenz in eine Pflanze eingelagert, 
so sind die Stoffwechselprodukte zu berücksichti-
gen (s. 2.3.2). 

Ist der genetische Hintergrund, auf den das transfe

-

rierte Gen trifft, nicht bekannt und werden dabei 
Stoffwechselwege verändert, so besteht die Mög- 

82) Brill, 1985 
83) Hauptli et al., 1985 
84) Fedoroff, 1985 
85) Schriftliche Stellungnahme der Biologischen Bundes-

anstalt für Land- und Forstwirtschaft vom 20. August 
1985 
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lichkeit, daß sich toxische Stoffe bilden. Das Auftre-
ten toxischer Stoffe hängt sicher wesentlich davon 
ab, für welche Proteine die transferierten Gene ko-
dieren, ob z. B. für Enzyme oder Strukturproteine. 

Risiken der Virusbekämpfung 

Im Kapitel 2.3.3.1 wurden gentechnische Ansätze, 
Pflanzen vor dem Befall mit Viren zu schützen, vor-
gestellt, indem beispielsweise Genabschnitte oder 
nichtpathogene Formen eines Virus in die Pflanze 
eingeführt werden. Für diese Ansätze bestehen 
wegen der biologischen Eigenschaften von Viren 
prinzipiell verschiedene potentielle Risikoquellen, 
z. B. daß 

— das nicht virulente Virus zu seiner virulenten 
Form rückmutiert, 

— durch Zusammentreffen mit einem zweiten Vi-
rus eine Potenzierung der Krankheitssymptome 
auftritt, 

— durch Zusammentreffen mit einem zweiten Vi-
rus die DNA des ersten Virus in dessen Hüllpro-
teinen „verpackt" wird, was zu neuen krank-
heitserzeugenden Eigenschaften führen könnte, 

— die gentechnisch veränderte Pflanze ein patho-
genes Virusreservoir für andere Pflanzen dar-
stellt 86). 

Der einzelne gentechnische Ansatz ist auf diese Ri-
sikoquellen hin zu überprüfen. So werden keine 
entsprechenden Umweltrisiken erwartet, wenn die 
Pflanze gegenüber Viren durch den Einbau von tie-
rischen Antikörpern „immunisiert" wird (s. 2.3.3). 

b) Unkontrollierte Verbreitung der rekombinanten 
DNA 

Transfer der rekombinanten DNA auf die nachfol-
gende Generation (vertikaler Gentransfer) 

Der wahrscheinlichere Weg einer unkontrollierten 
Verbreitung der rekombinanten DNA von einer 
gentechnisch veränderten Pflanze auf eine andere 
Pflanze ist die sexuelle Kreuzung. Weniger schwie-
rig ist es, Kreuzungen zwischen den verschiedenen 
Sorten einer Nutzpflanze zu vermeiden, denn hier 
stehen die üblichen Mittel der zeitlichen (Blühzeit-
punkt) und räumlichen Trennung zur Verfügung. 

Für die meisten Nutzpflanzen gibt es irgendwo auf 
der Welt ein oder mehrere verwandte Unkräuter, so 
daß ein Gentransfer von der Nutzpflanze auf das 
Wildkraut prinzipiell möglich ist. Praktische Bedeu-
tung besitzt dieser Weg nur unter der Vorausset-
zung, daß das kreuzungsverträgliche Wildkraut in 
der näheren Umgebung tatsächlich vorkommt. Die-
ses ist jedoch kein spezifisches Problem der Gen-
technik. Relevant würde der Gentransfer dann, 
wenn das Unkraut das fremde Gen stabil integriert 
und dadurch bessere Durchsetzungsmöglichkeiten 
erhält. So wäre eine „Stärkung" von Unkräutern 
denkbar, wenn Gene für Herbizidresistenzen oder 

86) Protokoll der 21. Sitzung der Enquete-Kommission: 
Sander, S. 4. ff. 

für die Aktivierung der Photosynthese auf sie über-
gingen 87). 

Transfer der rekombinanten DNA auf nicht-sexuel-
lem Weg (horizontaler Gentransfer) 

Im Gegensatz zu Bakterien ist der horizontale, der 
nicht-sexuelle Gentransfer zwischen Pflanzen bis-
her nicht beobachtet worden 88). Eher möglich 
scheint der horizontale Gentransfer über die Zwi-
schenschaltung anderer Organismen wie Viren und 
Bakterien. Der bisher einzige bekannte Fall, wo ein 
Transfer von DNA — jedoch nicht von pflanzlichen 
Genen, sondern von bakteriellen — mittels eines 
Bakteriums in das Genom einer Pflanze stattgefun-
den hat, ist die Infektion von Pflanzen durch das 
Agrobacterium (A. tumefaciens und A. rhizogenes). 

Die herrschende wissenschaftliche Meinung geht 
davon aus, daß wahrscheinlich ein horizontaler 
Gentransfer in der Vergangenheit stattgefunden 
hat, aber in ganz geringem Maße, so daß er für die 
Evolution der Pflanzen keine Bedeutung hatte 89). 

Möglicherweise besitzen die verschiedenen für die 
Gentechnik verwendbaren Vektoren unterschiedli-
che Fähigkeiten zum horizontalen Gentransfer. 
Vom Ti-Plasmid des Agrobacteriums ist seine sta-
bile Integration in das pflanzliche Genom bekannt. 
Für virale Vektoren ist es denkbar, daß sie sich 
autonom in der Pflanze vermehren und sich mögli-
cherweise eher zwischen den Pflanzenzellen und 
auch zwischen Pflanzen bewegen könnten 90) 

2.4.1.2 Zum Einsatz gentechnisch veränderter 
Pflanzen im Pflanzenbau 

Zur Frage, wie die Umweltverträglichkeit der An-
wendung der Gentechnik im landwirtschaftlichen 
Pflanzenbau einzuschätzen ist, lassen sich keine 
verallgemeinernden Aussagen treffen, sondern sie 
ist am konkreten Einzelfall zu überprüfen. 

Die Schwierigkeit, entsprechende generelle Fest-
stellungen vorzunehmen, wird allein dadurch deut-
lich, daß, ausgehend von der gleichen Pflanze und 
den gleichen Randbedingungen, auch für einen gen-
technischen Ansatz in unterschiedliche Richtungen 
wirkende Auswirkungen denkbar sind. Beispiels-
weise könnten aufgrund eines verbesserten Nähr-
stoffaufnahmevermögens der Pflanze geringere 
Düngemittelgaben nötig werden, so daß entspre-
chende Folgeprobleme reduziert würden; anderer-
seits könnte die Auslaugung von Böden gefördert 
werden. Einige Ableitungen, die sich aus den Zielen 
der gentechnischen Projekte und dem technischen 
Potential ergeben, sollen an dieser Stelle erörtert 
werden. 

Die die Umwelt belastende Nitratverschmutzung 
des Grundwassers geht insbesondere von den letz-
ten, in der Nähe des Ertragsgipfels der Pflanze ge-
gebenen Stickstoffdüngermengen aus. Die gentech- 

87) Goodman, Newell, 1985 
88) Hauptli, 1985 
89) Hauptli, 1985 
90) Hauptli, 1985 
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nische Optimierung der biologischen Stickstoffixie-
rung mit dem Ziel, die Zuführung des Stickstoffdün-
gers zu verringern, würde damit auf eine Reduzie-
rung dieses Problems hinwirken. Ebenso kann die 
Gentechnik zu einem umweltschonenderen Pflan-
zenbau dann beitragen, wenn ein gezielterer Pflan-
zenschutz durch verbesserte Diagnostika möglich 
wird, wenn ökologisch und toxikologisch verbes-
serte Pestizide entwickelt werden oder wenn, durch 
eine ausgedehntere Resistenzzüchtung, der Einsatz 
von Pflanzenschutzmitteln verringert wird. Auf Fol-
gen der Ausbringung von Herbiziden durch die gen-
technisch erstellten Herbizid-resistenten Pflanzen 
wird in der Fallstudie eingegangen. (s. Kapitel 
2.3.2). 

In der Möglichkeit, mit Hilfe der Gentechnik land-
wirtschaftlich bisher selten oder gar nicht genutzte 
Pflanzenarten wirtschaftlich interessanter zu ge-
stalten, werden unter Umweltgesichtspunkten ver-
schiedene positive Auswirkungen gesehen. Bei-
spielsweise werden als Lieferanten für industrielle 
Rohstoffe Pflanzen in Betracht gezogen (s. Ab-
schnitt C 1.), die im Vergleich mit den heute über-
wiegend angebauten Pflanzenarten einen geringe-
ren Bedarf an Pflanzenschutz- oder Düngemitteln 
haben. So benötigen Leinsorten eine wesentlich ge-
ringere Stickstoffzufuhr; für die Körnerlegumino-
sen ist teilweise überhaupt keine Stickstoffdüngung 
nötig. Mit dem Anbau der bisher wenig genutzten 
Arten ist auch die Hoffnung auf eine Erweiterung 
der Fruchtfolgesysteme und damit eine größere Bo-
denfruchtbarkeit sowie auf eine Verringerung der 
Belastung durch Krankheitserreger und Schädlinge 
verbunden. Eine geringere Belastung durch Krank-
heitserreger und Schädlinge hängt jedoch nicht zu-
letzt davon ab, welcher Art die neu angebaute 
Frucht ist und ob die Zahl der in der Folge angebau-
ten Früchte erhöht wird (s. Abschnitt C 1.). 

Gentechnisch veränderte Pflanzen können auch 
zum Bodenschutz beitragen, wenn beispielsweise 
durch sie eine Verminderung des Einsatzes von 
Agrochemikalien und damit eine Verminderung der 
maschinellen Bodenbearbeitung bzw. Bodenver-
dichtung möglich wird. 

Dagegen könnte eine mögliche Erhöhung der Wirt-
schaftlichkeit der landwirtschaftlichen Produktion 
durch die Gentechnik unter anderem zu einer wei-
teren Intensivierung der Landwirtschaft in den In-
dustrieländern mit den bekannten Folgeproblemen 
für die Umwelt führen. 

2.4.1.3 Zum Bestand der pflanzlichen 
Genressourcen 

Die Gesamtheit der auf der Welt vorkommenden 
Kultur- und Wildpflanzen bildet den pflanzlichen 
Genpool. Sterben Pflanzen aus, wobei mit dem 
„Aussterben" nicht das bloße regionale, sondern das 
weltweite Verschwinden einer Art gemeint ist, sind 
diese Genressourcen unwiederbringlich verloren. 
Sowohl Wildpflanzen als auch Nutzpflanzen sind 
vom Aussterben bedroht. Die Ursachen des Verlu-
stes von Wildpflanzen werden hauptsächlich in 
großflächigen landwirtschaftlichen Bewirtschaf-
tungsmethoden und der damit verbundenen Zer-

splitterung und Beseitigung von Lebensräumen vie-
ler Organismen gesehen. Der Rückgang der Arten 
und Sorten von Nutzpflanzen wird auf die landwirt-
schaftlichen und züchterischen Praktiken zurück-
geführt, wenn sie sich auf wenige Arten und Sorten 
konzentrieren. Der heute weltweit beobachtete Ver-
lust von Pflanzen wird mit Besorgnis betrachtet, 
weil diese Genressourcen die Grundlagen für die 
Nahrungsversorgung bilden, und weil die Vielfalt 
der Pflanzen das Ausgangsmaterial für alle bekann-
ten und noch unbekannten Verwendungszwecke 
und Zuchtziele darstellt. So ist beispielsweise die 
Resistenzzüchtung meist auf das Einkreuzen von 
Wildformen angewiesen. Von den ca. 300 000 höhe-
ren Pflanzenarten der Erde sind bisher nur 5 bis 
15% auf wenige Substanzen hin untersucht 91). Dar-
über hinaus gibt es eine Verpflichtung den nach-
kommenden Generationen gegenüber, die natürli-
chen Ressourcen möglichst unbeschadet weiterzu-
geben. 

Um der Bedrohung der pflanzlichen Genressourcen 
entgegenzuwirken, wurden verschiedene Maßnah-
men des Naturschutzes ergriffen sowie nationale 
und internationale, frei zugängliche Gensammlun-
gen bzw. sogenannte Genbanken eingerichtet. In 
den Genbanken wird das gesammelte Pflanzenma-
terial konserviert und für die Nutzbarmachung aus-
gewertet. Die in diesem Zusammenhang bedeutend-
sten internationalen Aktivitäten sind die Gründung 
des International Board of Plant Genetic Resources 
(IBPGR) durch die Consultative Group on Interna-
tional Agricultural Research (CGIAR) 92) und das 
„International Undertaking of Plant Genetic Re-
sources", das 1985 von der FAO initiiert wurde. Das 
IBPGR koordiniert inzwischen ein „Internationales 
Netzwerk" von 43 Genbanken. Die FAO hat ähnli-
che Ziele 93). 

Bei uns stellt sich die Situation zum Verlust von 
Pflanzenarten und -sorten wie folgt dar: 30 bis 50 % 
der wildlebenden Pflanzen- und Tierarten gelten als 
mehr oder minder in ihrer Existenz bedroht. Unge-
fähr 50 Pflanzenarten sind in diesem Jahrhundert 
aus dem Anbau verschwunden 94) (wobei es sich 
großenteils um die heute wieder diskutierten Roh-
stoff- und Energiepflanzen handelt). Dagegen stieg 
die Zahl von jährlichen Sortenneuanmeldungen 
beim Bundessortenamt, so daß 1985 1 750 Sorten 
registriert waren  95).  

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage nach 
den Auswirkungen der Gentechnik auf die geneti

-

sche Vielfalt von Pflanzen. Zunächst ermöglicht die 

91) Balandrin, 1985 
92) Die 1971 gegründete CGIAR ist ein loser Zusammen-

schluß von Regierungen, internationalen und regiona-
len Organisationen sowie privaten Stiftungen, die sich 
der Unterstützung eines Systems von landwirtschaftli-
chen Forschungsinstituten und Programmen in der 
ganzen Welt widmen. Die CGIAR steht unter der Trä-
gerschaft der Weltbank, des UNDP (United Nations 
Development Programme) und der FAO (Food and Ag-
riculture Organization). 

93) Sun, 1986 
94) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen, 

1985 a 
95) Bundessortenamt, schriftliche Mitteilung 
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Gentechnik per se die Erweiterung des „pflanzli-
chen" Genpools. Nutzbar für die Pflanzenzüchtung 
(und die Pflanzenzellkulturtechnik) werden alle 
pflanzlichen Gene, und zwar über die Artgrenzen 
hinweg, und auch beispielsweise Gene bakterieller 
Herkunft. Ebenso verspricht die Gentechnik Fort-
schritte bei der Nutzbarmachung und Konservie-
rung von pflanzlichen Genressourcen. 

Als wesentliche Bestimmungsfaktoren für den bis-
herigen Verlust von genetischen Ressourcen gelten 
die landwirtschaftlichen und auch züchterischen 
Praktiken. Auswirkungen auf die Vielfalt der 
pflanzlichen Genressourcen hängen daher vor al-
lem von den Ergebnissen der Gentechnik und der 
Nutzung dieser Ergebnisse ab. 

Änderungen des Bestandes an Genressourcen sind 
nach beiden Richtungen denkbar, die sich gegensei-
tig nicht ausschließen müssen. Zum einen kann die 
Gentechnik z. B. dazu genutzt werden, landwirt-
schaftlich wenig verbreitete Arten ökonomisch in-
teressanter zu gestalten und damit das Artenspek-
trum im Anbau zu erweitern, wie dies z. B. für viele 
Energie- und Rohstoffpflanzen angestrebt wird. 
Zum anderen kann die Erstellung wirtschaftlich 
überlegener Arten und Sorten auch zu Konzentra-
tionen im Angebot und damit möglicherweise zur 
Reduzierung von Genressourcen führen. 

2.4.2 Ökonomische Aspekte 

2.4.2.1 Zur Struktur der Landwirtschaft 

Die Gentechnik kann für die Züchtung von Ernäh-
rungspflanzen, Pflanzen des food-Marktes 96), und 
für die Züchtung von Energie- oder Rohstoffpflan-
zen, Pflanzen des non-food-Marktes, eingesetzt wer-
den. Bei dem Versuch, die Auswirkungen der Gen-
technik auf die Struktur der Landwirtschaft abzu-
schätzen, ist besonders der Bereich der Energie- 
und Rohstoffpflanzen zu beachten, weil ihr Anbau 
eine neue Absatzrichtung für die derzeitige Land-
wirtschaft darstellt. Außer der Gentechnik ist zu-
nächst vor allem die klassische Pflanzenzüchtung 
an einer solchen Entwicklung beteiligt. Welcher An-
teil der Auswirkungen dabei auf die Gentechnik zu-
rückzuführen sein wird, ist heute nicht abschätz-
bar. 

Die Bedeutung der Gentechnik für die Pflanzenpro-
duktion läßt sich in vereinfachter Form als Erzeu-
gung von neuen Qualitäten und als Produktivitäts-
fortschritt zusammenfassen, wobei die Grenzen 
fließend sind. Von diesen beiden Dimensionen aus-
gehend, sollen hier mögliche Auswirkungen auf die 
Struktur der Landwirtschaft betrachtet werden. 
Strukturgrößen sind die Entwicklung der Landwirt-
schaft im Vergleich mit anderen Wirtschaftszwei-
gen, die Betriebs- und Arbeitsplatzstruktur, die Flä-
chennutzungsstruktur und die Agrarpreise und 
-einkommen. 

96) engl. food = Nahrungsmittel, Futtermittel. Die Agrar-
märkte werden eingeteilt in food-Märkte und non

-food-Märkte. 

Neue Qualitäten 

Von der Zellkulturtechnik wird eine höhere Gleich-
mäßigkeit der landwirtschaftlichen Produkte er-
wartet; von der Gentechnik eine schnellere Erreich-
barkeit erwünschter und definierter Qualitätseigen-
schaften. Aus der Sicht des Landwirts sind das 
möglichst diejenigen Eigenschaften, die wirtschaft-
lich bewertet sind, entweder durch die Verarbeiter 
und Verbraucher landwirtschaftlicher Produkte, 
oder durch die EG-Marktordnung. Die Gentechnik 
führt daher zu einem gezielteren Zuschnitt der 
Pflanzenproduktion auf die Anforderungen der Ab-
nehmer und könnte damit die auch allgemein als 
Folge des non-food-Pflanzenbaus angenommene 
stärkere Marktorientierung der landwirtschaftli-
chen Produktion unterstützen. 

Eine größere Orientierung der Landwirtschaft an 
den Bedürfnissen des Marktes könnte als Stärkung 
ihrer eigenständigen, nicht subventionierten Pro-
duktivkraft wirken; andererseits wird eine Beein-
trächtigung der Unabhängigkeit des Landwirts 
durch eine stärkere Einbindung der Landwirtschaft 
in Produktionsverträge befürchtet. Jedoch bedeutet 
auch die heute bestehende Einbindung des Land-
wirts durch die EG-Marktordnung eine nicht uner-
hebliche Beeinträchtigung seiner Unabhängigkeit. 

Auf die Frage, ob sich aus dem Anbau von Pflanzen 
mit non-food-Qualitäten Verschiebungen der Struk-
tur zwischen großen und kleinen Betrieben erge-
ben, lassen sich zwei Antworten geben. Geht man 
von der Annahme aus, daß Großbetriebe bessere 
Voraussetzungen für eine effizientere Produktion 
besitzen, so wird die Einbindung der Landwirt-
schaft in industrielle Produktionsprozesse Großbe-
triebe begünstigen. Werden kleine Mengen sehr 
spezifischer Produktqualitäten z. B. spezielle Fett-
säuren nachgefragt, sind kleine Betriebe begün-
stigt, wenn sie sich schnell und flexibel auf die Pro-
duktion entsprechender Pflanzen spezialisieren 
können. 

In der Aufbereitung nachwachsender Rohstoffe zur 
Weiterverarbeitung in der Industrie oder zur Ener-
gieerzeugung können Möglichkeiten für die Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze im ländlichen Raum lie-
gen. 

Wie an anderer Stelle des Berichts beschrieben ist 
(s. Abschnitt C 1.), läßt sich heute nur feststellen, 
daß die zukünftige Flächennutzung sowohl von poli-
tisch/wirtschaftlichen Faktoren (z. B. Preise für 
Agrarprodukte, Preise für chemische Rohstoffe, Be-
steuerung) als auch von der technischen Entwick-
lung abhängt. Letztere bestimmt beispielsweise, 
welche pflanzenzüchterische Ziele erreichbar sind 
und welche petrochemische Stoffe wirtschaftlich 
durch nachwachsende Rohstoffe ersetzt werden 
können. 

Nimmt man als Folge der Erzeugung neuer Qualitä-
ten bei den Agrarprodukten die Steigerung ihrer 
Nachfrage an, so könnte dies zu Agrarpreissteige-
rungen und damit Steigerungen der Einkommen in 
der Landwirtschaft führen. Der Wettbewerb wie 
auch eine mögliche Überschußsituation wirken dem 
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jedoch entgegen, so daß die genannte Preisentwick-
lung nicht eintreten muß. 

Unter dem Aspekt des internationalen Handels 
kann die Erzeugung von Rohstoffen für die Indu-
strie in regional angepaßten Pflanzen einerseits die 
Importabhängigkeit vermindern, andererseits die 
traditionellen Produzenten, z. B. die Entwicklungs-
länder, vom Markt verdrängen (s. Abschnitt D 5.). 

Produktivitätsfortschritt 

Der Produktivitätsfortschritt bedeutet eine höhere 
Wirtschaftlichkeit der Produktion; entweder durch 
die Senkung der Produktionskosten pro Ertragsein-
heit oder durch die Steigerung von Erträgen bei 
konstanten Produktionskosten. Von den in Kapitel 
2.3 vorgestellten gentechnischen Ansätzen würden 
die Resistenzen und die biologische Stickstoffixie-
rung die erstgenannte Wirkung haben, die zweite 
würde durch die Steigerung der Photosyntheselei-
stung oder die Anpassung von Pflanzen an ungün-
stige Standorte erreicht werden. Die Frage, in wel-
chem Ausmaß die Gentechnik denn im einzelnen 
Produktivitätsfortschritte darstellen kann, ist nicht 
zu beantworten, weil die Gentechnik im Bereich der 
Pflanzenproduktion noch überwiegend Grundlagen-
forschung betrifft. 

Die Nutzung der Gentechnik bei der Pflanzenpro-
duktion erfolgt für den Landwirt über das Saatgut, 
wenn das Saatgut von Pflanzen stammt, die mit 
Hilfe gentechnischer Verfahren gezüchtet worden 
sind. Weil Saatgut für den Landwirt einen verhält-
nismäßig geringen Kostenfaktor darstellt, sind ver-
mutlich keine unterschiedlichen Zugangsmöglich-
keiten zur Gentechnik für große und kleine Be-
triebe zu erwarten. 

Bezüglich der Auswirkung der Gentechnik auf die 
Arbeitsintensität wird erwartet, daß die Verlage-
rung von technischen Bearbeitungsschritten in das 
biologische System Saatgut, wie dies beispielsweise 
im Bereich der Schädlingsbekämpfung der Fall sein 
kann, eher zur Reduzierung der Arbeitszeit in der 
Landwirtschaft führen wird. 

Wie oben bereits erwähnt, ist die Nutzung der land-
wirtschaftlichen Fläche auch von der politischen 
und wirtschaftlichen Entwicklung bestimmt. Unab-
hängig hiervon, kann ein Produktivitätsfortschritt 
zu einer Wirtschaftlichkeit von Flächen führen, bei 
denen dies bis dahin nicht der Fall war. Dies könnte 
eine Ausweitung der landwirtschaftlich genutzten 
Fläche zur Folge haben. Umgekehrt ermöglicht die 
Ertragssteigerung pro Fläche auch, daß Flächen 
aus der landwirtschaftlichen Produktion genom-
men werden. 

Ob ein Produktivitätsfortschritt in der Landwirt-
schaft steigende Einkommen für die Landwirt-
schaft bewirken wird oder ob sinkende Agrarpreise 
zu erwarten sind, hängt letztlich von der Agrar-
marktordnung ab. 

2.4.2.2 Zur Struktur der Pflanzenzüchtung 

Den Weltmarkt für Saatgut schätzt das US-Office of 
Technology Assessment (OTA) auf ca. 30 Mrd. US

-

Dollar. Damit ist der Saatgutmarkt eine der größten 
potentiellen Märkte für die Bio- und Gentechnolo-
gie. Den internationalen Saatguthandel schränken 
bei einigen Pflanzenarten die weltweit verschie-
denen Boden- und Klimaverhältnisse ein. Beispiels-
weise erfordert Weizen ein auf die regionalen Ver-
hältnisse zugeschnittenes Saatgut, so daß bei Wei-
zen die Saatgutproduktion meist in der Nähe der 
Anbauregion erfolgt. 

Die bundesdeutsche Pflanzenzüchtung erzielte 1984 
einen Umsatz von ca. 900 Mio. DM im Inland und 
von ca. 150 Mio. DM beim Export. Für die Konkur-
renzsituation und den Warenaustausch mit dem 
Ausland ist die gemeinsame EG-Sortenliste 97) von 
besonderer Relevanz. Die Zellkulturtechnik und 
Gentechnik läßt eine Vergrößerung der Bedeutung 
des Produktionsfaktors Saatgut erwarten 98); nicht 
zuletzt deshalb, weil die Gentechnik es der Pflan-
zenzüchtung ermöglicht, bisherige Aufgaben von 
Pflanzenschutz und Pflanzendüngung zu überneh-
men. 

In Abänderung der Anfangserwartungen an ein 
kurzfristig hohes Einflußpotential der Gentechnik 
herrscht heute überwiegend folgende Meinung: Der 
wirtschaftliche Einfluß der Gentechnik auf den 
Saatgutmarkt wird bis zum Jahre 2000 eher gering 
sein; danach wird die wirtschaftliche Bedeutung 
rasch zunehmen. So kommt ein im März 1986 er-
schienener Bericht des OTA zu dem Schluß, daß die 
ab der 80er Jahre einsetzende gemeinsame Aera 
der Bio- und Gentechnologie sowie der Datenverar-
beitungstechnologie in der Landwirtschaft mögli-
cherweise größere Effekte auf die Produktivität ha-
ben wird, als das Zeitalter der Mechanik (1920 bis 
1950) oder das Zeitalter der Chemie (1950-1980), 
wobei die Bedeutung der Gentechnik erst ab der 
Jahrtausendwende einsetzen wird 99).  

Die Gründe für die vergleichsweise späte Diffusion 
der Gentechnik in die Pflanzenzüchtung werden 
darin gesehen, daß 

— bisher wesentlich weniger Grundlagenwissen 
zur Pflanzengenetik verfügbar ist als zur Bakte-
rien- und Tiergenetik, weil vergleichsweise we-
niger wissenschaftliches Interesse besteht, und 
wegen der Komplexität der pflanzlichen Orga-
nismen, 

— dem gentechnischen Züchtungsschritt in den 
meisten Fällen klassische Züchtungsschritte 
und jahrelange Feldtests folgen müssen, um zu 
gewährleisten, daß die neue Sorte die alten 
wichtigen und die neuen Eigenschaften enthält, 

— die Zulassung von Sorten mit speziellen gen-
technisch erstellten Eigenschaften zumindest 
zunächst einen zusätzlichen Zeitbedarf haben 
wird. 

Der oben genannte Zeithorizont für die kommende 
Bedeutung der Gentechnologie für das Produkt 
Saatgut ist natürlich keine feste Größe. Beispiels- 

97) BDP, 1985 
98) Feillet, 1985 
99) OTA, 1986, S. 4 
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weise folgt in den USA aus der Erkenntnis des eher 
langsamen Fortschritts der neuen Techniken die 
Forderung nach Maßnahmen für erhöhte For-
schungsanstrengungen in den verschiedenen Diszi-
plinen der Pflanzenbiologie 100) 

Neben der Frage nach den wirtschaftlichen Per-
spektiven der Gentechnik für die Pflanzenzüchtung 
stellt sich auch die Frage nach der Entwicklung der 
Branchenstruktur der Pflanzenzüchtung. Die bun-
desdeutsche landwirtschaftliche Pflanzenzüchtung 
erfolgt in über 50 mittelständischen Betrieben. Die 
Vermehrung des Saat- und Pflanzenguts wird teil-
weise in Vermehrungsbetrieben vorgenommen, die 
dafür Lizenzen an den Züchter zahlen. Die Hälfte 
der Pflanzenzuchtbetriebe beginnt inzwischen, 
meist in Kooperation mit anderen Betrieben, den 
Aufbau von Einrichtungen für die Durchführung 
zellbiologischer Verfahren 101) 

Betrachtet man die Entwicklung in den USA, so 
sind hier ab den 70er Jahren — also vor der Ent-
wicklung der Gentechnologie und damit unabhän-
gig von ihr — Saatgutproduzenten von chemischen 
Unternehmen und Mineralölkonzernen aufgekauft 
worden. Die Chemieunternehmen waren meist 
auch Agrochemikalienproduzenten. Verschiedene 
Gründe nennt das OTA für die heutige Diversifizie-
rung der chemischen Unternehmen in den Saatgut-
bereich und ihre Investitionen in die Pflanzenbio-
technologie: Zum einen ist es die vorweggenom-
mene Reaktion auf einen möglichen Rückgang des 
Chemikalienabsatzes als Folge der Entwicklung 
von Pflanzen, die keine Chemikalien mehr benötig-
ten, zum anderen der Trend zur Entwicklung biolo-
gischer Pestizide. Ein weiterer Grund ist das Bemü-
hen, über die Entwicklung von Herbizid-resistenten 
Pflanzen den Chemikalienabsatz zu steigern, insbe-
sondere vor dem Hintergrund der relativ gesättig-
ten Absatzmärkte in den Industrieländern für Agro-
chemikalien. Anlaß für die Mineralölindustrie ist, 
daß sie in Pflanzen potentielle zukünftige Energie-
quellen sieht 102) 

Im Vordergrund der gentechnischen Arbeiten an 
Pflanzen steht in den genannten Unternehmen in 
den USA die Forschung auf dem Gebiet der Herbi-
zidresistenzen. Denn hier sind die technischen 
Schwierigkeiten vergleichsweise gering. Von beson-
derem wirtschaftlichen Interesse ist die Umkeh-
rung des Weges von der Suche nach einem neuen 
Herbizid passend für eine Pflanze zur Anpassung 
der Pflanze an ein bereits zugelassenes Herbizid, 
weil die Entwicklung neuer Herbizide langwierig 
und teuer ist. Es werden Entwicklungskosten für 
neue Herbizide von 70-90 Mio. DM genannt los) 

In der Bundesrepublik Deutschland arbeiten zwei 
Chemieunternehmen, Hoechst und Bayer, an 
der Entwicklung Herbizid-resistenter Pflanzen. 
Hoechst hat 1985 10 % des Grundkapitals der Klein-
wanzlebener Saatzucht AG (KWS), des umsatz-
stärksten deutschen Pflanzenzuchtbetriebes, erwor- 

100)Crawford, 1986 
101)Bundesverband Deutscher Pflanzenzüchter, mündli

-

che Auskunft vom 3. September 1986 
102)OTA, 1984, S. 185 
103)Bayer, 1986  

ben. Bei Bayer wird die Strategie vertreten, nicht in 
Konkurrenz zu den Pflanzenzüchtern zu treten, 
sondern eine breite Zusammenarbeit mit vielen 
Züchtern in der Form anzustreben, daß die Züchter 
dem Unternehmen ihr Pflanzenbasismaterial zur 
gentechnischen Resistenzeinlagerung zur Verfü-
gung stellen. Anschließend soll dieses Pflanzenma-
terial mit der Resistenzeigenschaft dann vom Züch-
ter für seine Sortenzüchtung weiterverwandt wer-
den 104)  Vor dem Hintergrund der hiesigen regio-
nalorientierten Struktur der Pflanzenzüchtung hält 
das Bayer-Unternehmen diesen Weg für wirtschaft-
lich sinnvoll, weil sich so die Herbizidresistenz in 
der hier angebauten Vielfalt der Sorten erreichen 
läßt, woraus dann ein breites potentielles Anwen-
dungsspektrum für das spezifische Herbizid resul-
tiert. 

Nicht beantwortbar bleibt die Frage, ob in der Bun-
desrepublik Deutschland eine ähnliche Konzentra-
tion der Saatgutproduzenten wie in den USA statt-
finden wird. Aus wirtschaftlichen Gründen spricht 
der hier intensivere Pflanzenbau dagegen, der eher 
eine auf die regionalen Verhältnisse zugeschnittene 
Pflanzenzüchtung benötigt mit oft kleinen Markt-
anteilen für die einzelnen Sorten und einer ausge-
prägten mittelständischen Struktur der Pflanzen-
züchtung. Andererseits sind Diversifizierungsbe-
strebungen von Unternehmen zunächst eher auf be-
nachbarte Märkte gerichtet, wenn Wissen und Ab-
satzweg in bezug auf den neuen Markt schon vor-
handen sind, wie dies für die Hersteller von Agro-
chemikalien im Hinblick auf das Saatgut anzuneh-
men ist. 

Bedeutendere strukturelle Veränderungen als 
durch die Übernahme branchenfremder Unterneh-
men gingen für die deutsche Pflanzenzüchtung bis-
her durch brancheninterne Konzentrationen aus. 
So wird ein Drittel des Gesamtumsatzes der Pflan-
zenzüchtung von der KWS-Gruppe, einem Zusam-
menschluß von vier Unternehmen, erzielt 105).  Fol-
gende spezifische Probleme bei einer Konzentra-
tion der Saatgutbranche werden gesehen: Jeder 
Züchter hält derzeit für seine Pflanzenzüchtung 
verschiedenes pflanzliches Material bereit, gleich-
sam als kleine lebende Genbank. Es ist zu befürch-
ten, daß bei einer Fusion von Pflanzenzüchtern die 
Zuchtprogramme zusammengelegt werden und da-
mit Genressourcen verlorengehen. Von einer Kon-
zentration der Pflanzenzüchtung bei wenigen Un-
ternehmen wird eine Einengung der Züchtung auf 
wenige ökonomisch bedeutende Arten bzw. Sorten 
(sog. „Cash-crops") befürchtet. Desweiteren werden 
Befürchtungen geäußert, daß eine wirtschaftliche 
Konzentration der Saatgutproduktion zur Monopo-
lisierung der lebenswichtigen pflanzlichen Genres-
sourcen bei wenigen privaten Unternehmen führen 
kann 106) 

2.4.2.3 Zum Patent- und Sortenschutz 

Grundlage des bundesdeutschen Schutzrechts für 
Pflanzenzüchtungen ist das Internationale Überein- 

104)Bayer, 1986 
105)sfs, 1986 
106)Mooney, 1981 
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kommen zum Schutz von Pflanzenzüchtungen 
(UPOV) von 1961 in der revidierten Fassung von 
1978 (s. Abschnitt E 6.). Es beinhaltet u. a. die Be-
stimmungen zum Sortenschutz, durch den bei uns 
alle wichtigen landwirtschaftlich genutzten Arten 
geschützt sind. Die Besonderheit des Sortenschut-
zes liegt darin, daß für den Züchter die gewerbsmä-
ßige Herstellung und der gewerbsmäßige Vertrieb 
seiner Sorte geschützt ist, nicht aber ihre Weiter-
verwendung zur Züchtung einer neuen Sorte durch 
einen anderen Züchter. Darüber hinaus besteht das 
sogenannte Doppelschutzverbot, das besagt, daß für 
eine sortenschutzfähige Pflanzenzüchtung kein Pa-
tentschutz erteilt werden darf. 

Neu entfacht ist die Diskussion um das angemes-
sene Schutzsystem in den UPOV-Verbandstaaten, 
weil in den USA inzwischen ein patentähnlicher 
Schutz für bio- und gentechnisch erstellte Pflanzen 
erteilt wurde. Die Forderungen nach dem Patent-
schutz wurden damit begründet, daß nur so die ho-
hen Forschungskosten für die neuen Techniken ge-
nügend entlohnt werden und daß im Verhältnis zur 
klassischen Pflanzenzüchtung die gewerbliche 
Nutzung von Züchtungsergebnissen, die mit Hilfe 
der neuen Techniken erzielt worden sind, durch 
Dritte einfacher wird. Da die rechtlichen Patentie-
rungshindernisse für gentechnische Züchtungsver-
fahren geringer sind als für die Patentierung von 
Pflanzensorten 107), liegen inzwischen auch aus der 
Bundesrepublik Deutschland Patentanmeldungen 
beim Europäischen Patentamt für gentechnische 
Züchtungsverfahren vor 108). Weil das jeweilige 
Schutzsystem u. a. den allgemeinen Züchtungsfort-
schritt, die Wirtschaftlichkeit der Nutzung der Gen-
technik im Vergleich zu anderen Züchtungsverfah-
ren, die Wettbewerbssituation in der Pflanzenzüch-
tung sowie die Betriebskosten für die Landwirt-
schaft berührt, können sich hier je nach Wahl des 
Schutzes unterschiedliche Auswirkungen ergeben. 

Ohne auf die rechtlichen Fragen einzugehen, sind 
im folgenden einige Konsequenzen angeführt, die 
die einzelnen diskutierten Schutzmöglichkeiten für 
mit Hilfe der Gentechnik erstellte Pflanzensorten 
hätten. 

a) Der Sortenschutz 

Nach dem Sortenschutz stünden die Ergebnisse der 
gentechnischen Forschung jedem Züchter über die 
Sorte zur Weiterverwendung zur Verfügung. Es 
wird geltend gemacht, daß eine rentable Verwer-
tung der Forschungsergebnisse in Frage gestellt 
wäre. Zu beachten ist jedoch, daß die Neuentwick-
lung einer Sorte Jahre dauert. Für den Entwickler 
des gentechnischen Verfahrens hätten sich bis zur 
Kommerzialisierung der Weiterentwicklung seiner 
Sorte durch einen anderen Züchter möglicherweise 
seine Forschungskosten amortisiert. Da dem Sor-
tenschutz ein erheblicher Anteil am bisherigen 
Züchtungsfortschritt zugeschrieben wird, würde 
diese Funktion nicht gefährdet, wenn gentechnisch 
veränderten Pflanzen auch nur ein Sortenschutz 
gewährt würde. 

19 Lange, 1985 
1o8) Dickson, 1985 

b) Der Patentschutz für die Pflanzensorte 

Nach dem Patentschutz wäre jede Art der Verwen-
dung der Sorte geschützt. Die Möglichkeit zur Wei-
terverwendung der patentierten Sorte für Züch-
tungszwecke entfiele. Es wird geltend gemacht, daß 
dies den allgemeinen Züchtungsfortschritt beein-
trächtigen könnte. Ebenso ist nicht auszuschließen, 
daß die Möglichkeit für den Landwirt zum Nachbau 
im eigenen Betrieb (das sind bei uns immerhin 
noch 60 % bei Getreidearten und 60 % bei Kar-
toffeln 109)) entfiele. Das Schutzrecht könnte sich bis 
auf das Endprodukt, das Nahrungsmittel er-
strecken. 

c) Der Patentschutz für das Verfahren zur 
Pflanzenzüchtung 

Mit dem Patentschutz für das Verfahren zur Pflan-
zenzüchtung wäre nur der gentechnische Schritt 
des Züchtungsverfahrens patentiert, d. h. das Züch-
tungsverfahren wäre nicht frei anwendbar. Nicht 
geschützt wäre das Vermehrungsgut der Sorte 110) 

d) Das Erzeugnispatent für ein neu isoliertes Gen 

Mit dem Erzeugnispatent für ein neu isoliertes Gen 
wäre nur dieses Gen patentiert, d. h. nicht frei ver-
wendbar. Der Schutzumfang würde ebenfalls nicht 
das Vermehrungsgut einer Sorte betreffen 111) 

 

2.4.3 Gentechnisch veränderte Pflanzen für die 
Dritte Welt 

Wie in den Industrieländern würde die Gentechnik 
in den Entwicklungsländern als Ergänzung der 
konventionellen Methoden der Pflanzenzüchtung 
eingesetzt werden. Dabei haben Produktivitätsfort-
schritte hier einen unmittelbareren Einfluß auf die 
Nahrungsversorgung als in den Industrieländern, 
oder können von existenzieller Bedeutung für die 
Menschen sein (s. Abschnitt D 5.). 

Die gentechnische Forschung zur Proteinverbesse-
rung von Pflanzen, zur biologischen Stickstoffixie-
rung sowie zur Anpassung von Pflanzen an spezifi-
sche Umweltbedingungen wird besonders unter 
dem Gesichtspunkt der Bedürfnisse der Länder der 
Dritten Welt vorgenommen. Die dazu notwendigen 
gentechnischen Methoden werden heute in den In-
dustrieländern an Modellpflanzen mit dem Ziel ent-
wickelt, sie später an den jeweils regional bedeuten-
den Nutzpflanzen anwenden zu können 112); wobei 
inzwischen auch Projekte in Zusammenarbeit mit 
den Ländern der Dritten Welt durchgeführt werden, 
z. B. die Arbeiten zur Bekämpfung der Kräusel-
krankheit der Erdnuß an der Biologischen Bundes-
anstalt. 

109) CMA, o. J. 
110) Lange, 1985 
111)Lange, 1985 
112)Schell, Schriftliche Stellungnahme zur Anhörung der 

Enquete-Kommission am 18. September 1985 
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Die Agrarforschung in der Dritten Welt ist von den 
13 internationalen Agrarforschungsinstituten ge-
prägt, von denen zumindest 3 (IRRI, CYMMIT und 
CIP 113)  gentechnische Arbeiten durchführen. 
Ebenso wird die Gentechnik in vielen nationalen 
Institutionen aufgenommen und entwickelt. Eine 
hohe Forschungspriorität wird hier der Methoden-
entwicklung zum Schutz vor Ernteverlusten durch 
Krankheitserreger und Schädlinge beigemessen. 
Folgende Schätzung verdeutlicht diese Bedeutung: 
Gelänge es bei Weizen und Reis, den beiden wich-
tigsten Nahrungspflanzen der Welt, nur die Hälfte 
der Ernteverluste zu vermindern, könnten fast 
200 Mio. t von diesen Getreidearten mehr geerntet 
werden; das entspricht ungefähr dem Nahrungsmit-
telbedarf von 200 Mio. Menschen 114).  Ebenso wird 
eine große Bedeutung der Entwicklung ver-
besserter Mikroorganismen zur biologischen Stick-
stoffixierung, wie der Blaualge für den Reisanbau, 
zugemessen 115). 

Es ist unumstritten, daß die Verbesserung der Nah-
rungsversorgung in Ländern der Dritten Welt in 
technischer Hinsicht nicht in erster Linie von Bio- 
und Gentechnologie ausgehen kann, sondern von 
der konventionellen Pflanzenzüchtung, die hier 
noch ein großes Potential für die Leistungssteige-
rung in der Pflanzenzüchtung besitzt. 

Die Anwendung der Gentechnik in der Landwirt-
schaft in der Dritten Welt wird in ihren Auswirkun-
gen sehr unterschiedlich eingeschätzt. Zum einen 
wird von der Lösung des Welthungerproblems ge-
sprochen, zum anderen, von einer Wiederholung der 
negativen Erfahrung mit der sogenannten „Grünen 
Revolution", mit der die in den 70er Jahren stattge-
fundene Einführung von Hochleistungssorten in die 
Länder der Dritten Welt bezeichnet wird. Da Nah-
rungsversorgungsprobleme in diesen Ländern zum 
großen Teil politisch bedingt sind — beispielsweise 
wirken staatlich niedriggehaltene Preise für Agrar-
produkte als negative Produktionsanreize — kann 
sicherlich von einer Technik allein keine Lösung 
des komplexen Ernährungsproblems erwartet wer-
den. 

Aus negativen Erfahrungen mit der Grünen Revo-
lution werden Befürchtungen hinsichtlich der Gen-
technik abgeleitet. So wird erwartet, daß die Vielfalt 
der alten Landrassen reduziert wird, daß eine grö-
ßere Abhängigkeit von der privatwirtschaftlichen 
Pflanzenzüchtung der Industrieländer entstehen 
wird, daß sich die Unterschiede zwischen Arm und 
Reich weiter vergrößern werden. Seltener werden 
die positiven Wirkungen der Grünen Revolution an-
geführt: Daß neben der verbesserten Nahrungsmit-
telversorgung in vielen Fällen die absoluten Ein-
kommen sowohl für Reich als auch für Arm gestie-
gen sind, so daß auch von einer bedeutenden Steige-
rung des materiellen Wohlstandes der Armen als 

113)IRRI: International Rice Research Institute, Manila, 
Philippinen 
CYMMIT: Centro International de Mejoramiente de 
Maiz y Trigo Mexiko-Stadt, Mexiko 
CIP: Centro Internacional de la Papa, Lima, Peru 

114)Redihammer, 1984 
115)Swaminathan, 1985  

Folge der Grünen Revolution gesprochen wird 116).  

Diese Wirkung ist nicht zuletzt darauf zurückzufüh-
ren, daß die Hochleistungssorten wesentlich höhere 
Erträge brachten. Beispielsweise besagen Schät-
zungen, daß in acht asiatischen Ländern 27 Mio. t 
Reis zusätzlich geerntet werden konnten, wobei 
diese Ertragssteigerung ausschließlich auf die ge-
netische Verbesserung der angebauten Pflanzen zu-
rückgeführt wird 117). 

2.5 Bewertung und Empfehlungen 

Mit der Gentechnik werden folgende Ziele in der 
Pflanzenproduktion verfolgt: 

— Qualitätsverbesserung 

— Ertragssteigerung 

— Erhöhung der Resistenz gegen Krankheitserre-
ger und Schädlinge 

— Erhöhung der Herbizidresistenz 

— Verringerung der Umweltbelastung 

Daraus ergeben sich die verschiedenen Anwen-
dungsbereiche der Gentechnik in der Pflanzenpro-
duktion, die in dem vorausgegangenen Kapitel 2.3 
beschrieben wurden 

2.5.1 Bewertung 

Für den Bereich der Pflanzenproduktion bedeutet 
die Gentechnik zunächst vor allem eine Erweite-
rung des Instrumentariums der Pflanzenzüchtung 
und Züchtungslenkung. Sie bietet die Möglichkeit, 
Züchtungsziele unmittelbarer, genauer und — be-
sonders interessant — schneller zu erreichen. 

Chancen 

Die Anwendung gentechnischer Verfahren in der 
Pflanzenproduktion bietet unter ökologischen und 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten Chancen für die 
Landwirtschaft in den Industrieländern. Weiterhin 
kann die Gentechnik langfristig zur Sicherung der 
Welternährung beitragen, auch wenn derzeit soziale 
und politische Veränderungen in vielen Ländern 
zur Bekämpfung des Hungers wichtiger bleiben. 

Die ökologischen Chancen liegen in der Möglich-
keit, die Gentechnik für eine umweltschonendere 
Landwirtschaft einzusetzen. So können Pflanzen 
mit solchen Eigenschaften gezüchtet werden, die 
weniger auf die Anwendung von chemischen Mit-
teln angewiesen sind. Weiter kann die Gentechnik 
zu einem gezielteren und ökologisch verbesserten 
Pflanzenschutz beitragen. Chancen unter Umwelt-
gesichtspunkten ergeben sich außerdem dann, 
wenn die Gentechnik zu einer verstärkten Nutzung 
bisher selten angebauter Früchte beiträgt und da-
mit die Fruchtfolgesysteme aufgelockert werden. 

116)Pinstrup-Andersen, Hazell, 1985 
117)Pinstrup-Andersen, Hazell, 1985 
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Durch die Anwendung der Gentechnik erzielbare 
Ertragssteigerungen können auch dazu genutzt 
werden, landwirtschaftliche Produktionsflächen 
nunmehr für Zwecke des Naturschutzes zu verwen-
den. 

Unter wirtschaftlichen und agrarpolitischen Ge-
sichtspunkten hat das technische Potential der 
Gentechnik — die schnellere Erreichbarkeit defi-
nierter Qualitäten — eine besondere Bedeutung für 
die Nutzbarmachung von Pflanzen als Rohstofflie-
feranten für die chemische Industrie und die Ener-
gieerzeugung. 

Chancen für die Einkommensbildung in der Land-
wirtschaft liegen in dem technischen Potential der 
Gentechnik zur Senkung der einzelwirtschaftlichen 
Produktionskosten und zur Steigerung der Er-
träge. 

Risiken 

Auf die möglichen Risiken der Freisetzung von gen-
technisch veränderten Organismen wird in Ab-
schnitt D 3. eingegangen. 

Ein Schwerpunkt der derzeitigen Forschung ist die 
Entwicklung Herbizid-resistenter Pflanzen, um spe-
zifische Herbizide verwenden zu können, ohne daß 
die Nutzpflanze Schaden nimmt. Daher besteht die 
Gefahr, daß hier eine zusätzliche Belastung der 
Umwelt eintreten kann, wenn Herbizidresistenzen 
der Pflanzen zur Ausbringung von ökologisch und 
toxikologisch problematischen Herbiziden führen. 
Auch ist zu befürchten, daß der Artenreichtum der 
Wildkräuter weiter verringert wird, wenn die Aus-
bringung von Breitbandherbiziden in größerem 
Umfang möglich wird. 

Das Potential der Gentechnik für eine höhere Wirt-
schaftlichkeit der landwirtschaftlichen Produktion 
und der daraus resultierende Produktionsanreiz 
können zu einer Verschärfung der schon heute von 
der intensiven Landwirtschaft ausgehenden Um-
weltprobleme beitragen. 

Die Gentechnik könnte wirtschaftliche Konzentra-
tionsprozesse in der Saatgutbranche fördern, was 
dann entweder wegen einer damit verbundenen 
möglichen Reduzierung des derzeit in einer Viel-
zahl von Firmen gesammelten Pflanzenmaterials 
oder wegen der Verringerung in Arten- und Sorten-
angebot zu einem Verlust von pflanzlichen Genres-
sourcen führen könnte. Eine Reduzierung des Ar-
ten- und Sortenangebots für den Pflanzenbau 
könnte auch den großflächigen Anbau einheitlicher 
Pflanzensorten fördern und damit bereits beste-
hende Probleme verstärken. 

Stellungnahme 

Vorrangige Aufgabe der Landwirtschaft bleibt die 
ausreichende Ernährung aller Menschen. Auch die 
Erhaltung der Kulturlandschaft ist von großer Be-
deutung. Hier ist die Landwirtschaft besonders ge-
fordert. Dabei sollten die Aspekte des Umweltschut-
zes breitere Beachtung finden. 

Die Gentechnik bietet Chancen für die Ernährungs-
sicherung, eine höhere Wirtschaftlichkeit der land-
wirtschaftlichen Produktion sowie eine umwelt-
schonende Landwirtschaft. Daher begrüßt die Kom-
mission grundsätzlich die Anwendung der Gentech-
nik in der Pflanzenproduktion. 

Jedoch sind die möglichen negativen Umweltwir-
kungen zu vermeiden. Zu den Umweltproblemen, 
die durch die Freisetzung gentechnisch veränderter 
Pflanzen entstehen könnten, wird an anderer Stelle 
dieses Berichtes Stellung genommen (s. Abschnitt 
D 3.). 

Die Kommission lehnt die Herstellung von Pflan-
zen ab, die gegen solche Herbizide resistent sind, 
die ökologisch und toxikologisch für bedenklich ge-
halten werden. 

Allgemein sollte die Anwendung gentechnischer 
Verfahren nicht zu einer weiteren Intensivierung 
der Landwirtschaft führen. 

Insbesondere unterstützt die Kommission diejeni-
gen gentechnischen Ansätze im Bereich der Resi-
stenzzüchtung gegenüber Krankheitserregern und 
Schädlingen sowie der biologischen Schädlingsbe-
kämpfung, die auf eine Vermeidung von Umweltbe-
lastungen abzielen. Die Kommission hebt hervor, 
daß in dem bisher unterentwickelten Bereich der 
phytomedizinischen Forschung die Gentechnik ein 
neues, wichtiges Instrumentarium für die Diagnose 
von Krankheitserregern und den Verlauf von 
Krankheiten darstellt, so daß die Entwicklung die-
ser technischen Methode zum Anlaß genommen 
werden kann, allgemein die Erforschung der Pflan-
zenkrankheiten zu verstärken. 

Weiterhin weist die Kommission auf die Möglich-
keit hin, das Potential der Gentechnik — auch mit-
telbar — für Belange des Umweltschutzes zu ver-
wenden. So bedeutet die Steigerung von Erträgen 
beispielsweise durch eine gentechnische Photosyn-
these-Steigerung, daß etwa die benötigte Nahrungs-
mittelmenge auf einer geringeren Fläche erzeugt 
werden kann. Bund, Länder und Gemeinden unter-
nehmen schon heute große Anstrengungen, um bis-
her für landwirtschaftliche Zwecke genutzte Flä-
chen aufzukaufen und in Naturschutzflächen umzu-
wandeln. Die Entwicklung in der Gentechnologie 
wird es möglich und notwendig machen, weitere 
Flächen aus der landwirtschaftlichen Produktion zu 
nehmen und für andere Zwecke (z. B. für Erho-
lungsräume, Aufforstungen, Feuchtbiotope) zu ver-
wenden. Die Enquete-Kommission sieht dabei 
durchaus die Schwierigkeiten, den Nutzen einer 
Umwandlung von Kultur- in Naturschutzfläche bzw. 
Brachland den Landwirten verständlich zu machen. 
Hier bedarf es vermutlich noch viel Aufklärungsar-
beit. 

Die Kommission tritt dafür ein, die vorhandene 
Vielfalt an pflanzlichen Genressourcen und ein 
breites, auf die regionalen Gegebenheiten zuge-
schnittene Angebot an Pflanzensorten zu erhalten. 
Deshalb sollte die derzeitige Struktur der Pflanzen-
zuchtunternehmen, die aus einer Vielzahl von mit-
telständischen Betrieben besteht, erhalten bleiben. 

 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6775 

Alle erörterten Möglichkeiten der Gentechnologie 
in der Pflanzenproduktion können auch für die 
Länder der Dritten Welt Bedeutung erhalten. Je-
doch droht hier möglicherweise ein weiterer Ver-
lust der Artenvielfalt bei angebauten Nutzpflanzen. 
Hier hat bereits die „Grüne Revolution" die Vielzahl 
einheimischer Landsorten zurückgedrängt. Ande-
rerseits bieten die neuen Techniken verbesserte 
Möglichkeiten, Gene und Saatgut aussterbender 
Wild- und Kulturpflanzen zu konservieren, um sie 
z. B. für die Züchtung neuer Pflanzensorten zur Ver-
fügung zu stellen. 

Die mit der Gentechnologie möglichen Ertragsstei-
gerungen können auch mit dem Anstieg sozialer 
und ökologischer Probleme in der Dritten Welt ver-
bunden sein. Diese könnten durch die Einführung 
von gentechnisch erzeugten Höchstleistungssorten 
noch verstärkt werden. Die Kommission weist des-
halb darauf hin, daß die Gentechnik nur einen Bei-
trag zur Lösung der technischen Probleme der dor-
tigen Landwirtschaft liefern kann. Die eigentlichen 
Schwierigkeiten — wie Bodenverteilung, Einkom-
menssicherung, Agrarstrukturen und Agrarpreise 
— können von der Gentechnik nicht behoben wer-
den. 

2.5.2 Empfehlungen 

Die Enquete-Kommission empfiehlt dem Deutschen 
Bundestag, die Bundesregierung aufzufordern, 

1. vorrangig die Forschung im Bereich der Pflan-
zenkrankheiten (Phytomedizin) zu fördern. 

2. die Forschungsförderung im Bereich Industrie-
pflanzen (nachwachsende Rohstoffe) unter Be-
rücksichtigung gentechnischer Verfahren zu 
verstärken. 

3. die Forschungsförderung für die Gewinnung 
pflanzlicher Sekundärstoffe aus Pflanzen und 
Pflanzenzellkulturen für die Anwendung z. B. in 
Medizin oder Agrochemie zu verstärken. 

4. in der anwendungsorientierten Forschung sol-
che gentechnischen Ansätze vorangig zu för-
dern, durch die keine Freisetzungsprobleme 
entstehen können, insbesondere in den Berei-
chen Vektorentwicklung oder Bekämpfung 
pflanzlicher Viruskrankheiten. 

5. auch die nicht-gentechnischen Ansätze zur bio-
logischen Schädlingsbekämpfung und Resi-
stenzzüchtung in die Förderung verstärkt einzu-
beziehen. 

6. eine Entwicklung von Herbiziden und Herbizid-
resistenten Pflanzen, die möglichst geringe toxi-
kologische und ökologische Auswirkungen ha-
ben, anzuregen und zu fördern. 

Kriterien für die ökologische und toxikologische 
Überlegenheit von neuen Herbiziden, die im 
Verbund mit gentechnisch erzeugten Herbizid-
resistenten Pflanzen zur Anwendung kommen, 
könnten z. B. sein: Geringere Halbwertzeiten 
der Wirkstoffe für die Umwandlung in toxikolo-
gisch unbedenkliche Metabolite, eine verbes-
serte Spezifität des Herbizids. Zu einer verbes

-

serten Spezifität der Herbizide können Struk-
turforschung und Rezeptorforschung beitragen, 
die deshalb gefördert werden sollten. 

7. Herbizid-resistente Pflanzen, deren Resistenz 
auf einer für die Pflanze neuen molekularen 
Grundlage beruht, in einem Zulassungsverfah-
ren auf ihre Stoffwechselprodukte und deren Ei-
genschaften hin untersuchen zu lassen. Weiter-
hin ist sicherzustellen, daß die zugehörigen Her-
bizide die heute zur Verfügung stehenden Test-
systeme durchlaufen haben, also angepaßt an 
den derzeitigen Stand von Wissenschaft und 
Technik z. B. hinsichtlich ihrer Toxizität geprüft 
worden sind; dies gilt auch für Pflanzen, die 
gegenüber sog. Alt-Herbiziden resistent ge-
macht worden sind. 

8. in die Bearbeitung der ökologischen Fragestel-
lungen, die im Zusammenhang mit der Zulas-
sung von Herbiziden anfallen, das Umweltbun-
desamt einzubeziehen. 

9. durch Aufklärung und geeignete umweltpoliti-
sche Maßnahmen Anreize zu schaffen, daß öko-
logisch überlegene Herbizide von den Anwen-
dern vorrangig eingesetzt werden. 

10. Initiativen der EG oder FAO zur Errichtung von 
Genbanken für pflanzliches Material zu unter-
stützen. 

11. den Bedarf an Schutzflächen zur Erhaltung 
wildlebender Pflanzen (und Tiere) festzustellen 
und diese Schutzmaßnahmen entsprechend zu 
verwirklichen. 

12. die mittelständischen Pflanzenzuchtunterneh-
men z. B. durch Verbundforschungsprojekte 
verstärkt in die öffentliche Forschungsförde-
rung einzubinden. 

13. Institutionen, in denen gentechnische Forschun-
gen an Pflanzen für die Bedürfnisse der Länder 
der Dritten Welt betrieben werden sollen, zu un-
terstützen oder neue Institutionen zu schaffen. 
Bei der technologischen Zusammenarbeit mit 
Ländern der Dritten Welt auf dem Gebiet der 
Pflanzenzüchtung sollte den konventionellen 
Methoden eine besondere Bedeutung zukom-
men, da ihr Potential zur Optimierung einheimi-
scher Nutzpflanzen längst nicht ausgeschöpft 
ist. 

14. einen Bericht zu erstellen, in dem die Methoden 
des alternativen Landbaus, die geringere uner-
wünschte Nebenwirkungen als vergleichbare 
konventionelle Methoden zeigen, bezüglich 
ihres Leistungsvermögens für die Erzeugung 
von Nahrungsmitteln, Rohstoffen und Energie 
überprüft werden. 
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3.1 Einführung 

Die klassischen Methoden der Nutztierzucht auf 
der Basis der traditionellen Mendel-Genetik wer-
den seit 20 bis 30 Jahren durch zell- und entwick-
lungsbiologische Techniken und Methoden ergänzt 
bzw. ersetzt, um die Eigenschaften von Hochlei-
stungstieren quantitativ und qualitativ zu verbes-
sern und ihre Reproduktionsrate (Stückzahl, Inter

-

vall) zu erhöhen. Dazu gehören künstliche Besa-
mung, Embryo-Transfer und -Tiefkühlkonservie-
rung, In-vitro-Fertilisierung, Bestimmung des Ge-
schlechtstypus vor dem Transfer („sexing") sowie 
die „präimplantive" Mikrochirurgie von Embryo-
nen, wie z. B. zur Herstellung von eineiigen Mehr-
lingen durch Embryosplitting — eine Form des Klo-
nierens — oder die Herstellung von Chimären oder 
somatischen Hybriden aus Embryonalzellen unter- 
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schiedlicher Abstammung 1 ). Diese Verfahren und 
Methoden kombiniert mit einer Rationalisierung 
der Tierhaltung und Umstellung auf energie- und 
proteinreiche Fütterung bestimmen die moderne 
Tierproduktion, die die traditionelle Tierhaltung ab-
gelöst hat. 

Gentechnologische Verfahren und Methoden stel-
len eine weitere Innovation dieser Tierproduktion 
dar. Durch die Übertragung von Genen in die Keim-
bahn können die Etappen auf dem Weg zum Zucht-
ziele noch einmal verkürzt und die Zuchtziele wei-
ter gesteckt werden. 

Zwei Entwicklungslinien zur Optimierung der Tier-
produktion, in denen die Gentechnologie zum Ein-
satz kommt oder kommen soll, zeichnen sich ab: 2) 

— Die Verbesserung der Nutztiere in bezug auf 
Reproduktionsrate, Qualität und Quantität des 
Tierproduktes (Fleisch, Milch, Wolle), schnelle-
res Wachstum, Streßresistenz und geringere 
Krankheitsanfälligkeit durch den Transfer ge-
eigneter Gene in die Zygote: Die so veränderten 
Tiere werden als „transgene Nutztiere" bezeich-
net. 

1) Brem, 1986; Hahn, 1986; Mapletoft, 1984 
2) Kräuslich, 1986; Lovell-Badge, 1985; Radke, Lagavias, 

1986 

— Die Erreichung dieser Ziele durch gentechnolo-
gisch gewonnene Produkte wie Wachstumshor-
mone oder Vakzine. 

Um einen Überblick über den heutigen Stand zu 
vermitteln, sollen im folgenden 

1. die Tiermodelle, die die Grundlagen für den 
Transfer von Gene in Nutztiere bereitstellen, 

2. die Übertragung der Erfahrung mit diesen Tier-
modellen auf Pilotsysteme der Haustierzucht so-
wie deren Perspektiven und Ziele, 

3. die dabei auftretenden oder zu erwartenden öko-
nomischen und agrarstrukturellen, tierzüchteri-
schen und ökologischen Probleme 

dargestellt werden. 

3.2 Tiermodelle des Gentransfers 

Erfolgreiche Experimente der Genübertragung in 
Form des Transfers von DNA in befruchtete Eizel-
len sind bei verschiedenen Spezies gelungen: Tau-
fliege, Krallenfrosch und — das häufigste System 
— die Labormaus. Eine Übersicht gibt Tabelle 3-1. 

Tabelle 3-1 

Gentransferversuche zur Erzeugung „transgener Tiere" 

Expression 
Klonierte DNS Empfänger Methode des Inte- Referenz (Donor) (Spezies) Transfers Bration keine  unspezi- spezi- 

fisch fisch 

rosy (ry + )-Gen Taufliege P-Trans- + + Rubin und Spradling 
(Xanthin-Dehydro- (Droso- poson als 1982 
genase) der Tau- phila) Vektor, 
fliege Mikro- 

injektion 

Chorion-Gene des Droso- P-Trans- + + Mitsialis und Kafatos 
Seidenspinners phila poson 1985 

Mikro- 
injektion 

5S-DNA des Xenopus Plasmide, + + Gurdon et al. 1979 
Krallenfrosches Mikro- 
(Xenopus) injektion 

Thymidinkinase Maus Mikro- + + Wagner, Stewart und 
vom Herpes sim- injektion . Mintz 1981 
plex-Virus (TK-HSV) 

Metallothionein- Maus Mikro- + + Brinster et al. 1983 
Thymidinkinase- injektion 
Fusionsgen (MT-Tk) 

MT-Wachstums- Maus Mikro- + + Palmiter et al. 1982 
hormon (Ratte)  injektion  

Wachstumhormon Maus Mikro- + + Wagner et al. 1983 
(Mensch) injektion 

MT-Wachstumhor- Maus Mikro- + + Brem et al. 1985 
mon (Mensch) injektion  
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Klonierte DNS 
(Donor) 

Empfänger 
(Spezies) 

Methode des 
Transfers 

Inte

-

gration 

Expression 

Referenz 
keine  unspezi

-

fisch 
spezi

-

fisch 

Beta-Globin 
(Kaninchen) 

Maus Mikro

-
injektion 

+ + Stewart, Wagner und 
Mintz 1982 

Alpha Globin (Maus) Maus Mikro -
injektion 

+ + Stewart, Wagner und 
Mintz 1982 

Alpha-1-Kollagen Maus Retroviren + ? Kolata 1984 
(Maus) 

Beta-Globin Maus Retroviren + – Kolata 1984 
(Mensch) 

Transferin (Huhn) Maus Injektion + ( + ) McKnight et al. 1983 

Insulin (Mensch) Maus Injektion + – Gordon et al. 1980 

Beta-Interferon Maus Injektion + – Kolata 1984 
(Mensch) 

MT-HPRT 1 ) Maus Retroviren + + Stout et al. 1985 
(Mensch) 

GXPT 2) (Mensch) Maus Retroviren + – Kolata 1985 

MHC II 3) (Maus) Maus Retroviren + + Steinmetz 1985 

Maus-Brustdrüsen- 
tumorvirus-myc- 

Maus Mikro

-

injektion 
+ + Stewart et al. 1984 

Fusionsgen 

Immunoglobulin- 
kappa und 

Maus Mikro

-

injektion 
+ + Rusconi und Köhler 

1985 
-mu-Fusionsgen 

Elastase I (Ratte) Maus Mikro

-

injektion 
+ + Ornitz et al. 1982 

Leichte Kette II des 
Myosins (Ratte) 

Maus Mikro

-

injektion 
+ + Shani 1985 

Alphafetoprotein 
(Maus) 

Maus Mikro

-

injektion 
+ + Krumlauf et al. 1985 

Beta-globin-Hybrid 
Maus/Mensch 

Maus Mikro

-

injektion 
+ + + Chada et al. 1985 

Influenzaresistenz Maus Mikro

-

injektion 
+ + Staeheli et al. 1986 

MT-Wachstums- Kanin- Mikro- + + Hammer et al. 1985 
hormon (Mensch) then injektion (Ham

-

mer) 
Brem et al. 1985 

Schaf Mikro

-

injektion 
– 

(1 Aus

-

nahme) 

Hammer et al. 1985 
Kraemer et al. 1986 

Schwein Mikro

-

injektion 
+ + 

(Ham

-

mer) 

Hammer et al. 1985 
Brem et al. 1985 

MT-HSV-TK Rind Mikro

-

injektion 
kein 
Nach

-

weis 

+ 
(24 
Stun

-

den) 

Lohse 1985 

HSV-TK Rind Mikro

-

injektion 
+ – Kraemer et al. 1986 

HSV-TK Schaf Mikro

-

injektion 
– – Kraemer et al. 1986 

*) Die Tabelle erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Weitere Referenzen bei Wagner et al. 1985. 
Abkürzungen: 
1) MT-HPRT, Metallothionein-Hypoxanthin-Guanin-Phosphoribosyl-Transferase 
2) GXPT, Guanin-Xanthin-Phosphoribosyl-Transferase 	3) MHC II, Major Histocompatability Complex II 
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Der Nachweis transgener Tiere kann auf mehreren 
Wegen erfolgen. In einzelnen Fällen, wie z. B. bei 
der Verwendung von Wachstumshormongenen oder 
Onkogenen als Indikatorgenen, können transgene 
Tiere an ihrer Größe bzw. an der Tumorbildung 
erkannt werden. Ein allgemeiner Test ist der Nach-
weis des fraglichen Gens in der chromosomalen 
DNA durch die Technik der Hybridisierung. Die 
chromosomale DNA kann u. a. aus Blutzellen ge-
wonnen werden. 

Die „transgene" Maus ist in erster Linie ein Werk-
zeug der Forschung. Bisherige Ergebnisse zeigen, 
daß die Integration der transferierten DNA im Ge

-

nom der Empfängerzelle nachgewiesen werden 
konnte, daß aber Integrationsort im Empfängerge-
nom, Genexpression, Zeitpunkt der Expression, Ge-
websspezifität und Sytheserate des Proteins noch 
nicht beherrscht werden können. In bezug auf die 
gewebsspezifische Genexpression und Proteinbio-
synthese sind jedoch in letzter Zeit bemerkens-
werte Fortschritte erzielt worden: So konnte nach-
gewiesen werden, daß das Elastase-Gen (es codiert 
ein proteinspaltendes Enzym der Bauchspeichel-
drüse) nach Gentransfer in die Zygote von Mäusen 
nur in der Bauchspeicheldrüse, Globin- und Immu-
noglobulingene nur in Blutzellen verstärkt indu-
ziert wurden. Die Kopplung von Signalsequenzen 
(Promotorregion) des Elastasegens, des Insulingens 
oder des Maus-Brustdrüsen-Tumor Virus (MMTV) 
mit einem Onkogen als Indikator führte zum Tu-
morwachstum nur in den Zelltypen, in denen diese 
Gene normalerweise exprimiert werden: im Pan-
kreas, in Inselzellen und Brustdrüsengewebe 3). 

Die Einführung der Seidenspinner-Chorionprotein-
gene in die Taufliege führte zu einer spezifischen 
Expression der transferierten Gene in Bezug auf 
Geschlecht, Gewebe und Zeitpunkt im Lebenszy-
klus 4). 

Daraus ergeben sich die nächsten Forschungsauf-
gaben bei der Herstellung transgener Mäuse: Die 
kontrollierte Expression von transferierten Genen 
in Bezug auf Gewebe, Zeitpunkt und Dauer, und die 
gezielte Integration des Gens in einem definierten 
Genlocus. Dadurch kann z. B. vermieden werden, 
daß durch die Insertion der übertragenen Gene die 
Empfängerzellen zerstört oder mutiert werden, was 
zu schweren Entwicklungsstörungen führen oder 
letale Konsequenzen haben kann 5). 

Deshalb wird es als ein vordringliches Ziel angese-
hen, Methoden für einen gezielten Gentransfer zu 
entwickeln, um den Integrationsort und die Zahl 
der Kopien der zu integrierenden Gene kontrollie-
ren zu können 6). 

Der Gentransfer in Zygoten hat einen Nachteil: Die 
transfizierten Zellen können nicht auf die ge-
wünschte Eigenschaft hin selektiert werden; man 
muß die Mäuse wachsen lassen und sie dann genau 
untersuchen. Hier ist ein anderes experimentelles 

3) Hanahan, 1984 
4) Mitsialis, Kafatos, 1985 
5) Fox, 1984; Marx, 1985 
8) Radke, Lagavias, 1986 

System in der Entwicklung, in welchem eine solche 
Vorselektion möglich ist: Aus Blastozysten können 
embryonale und noch totipotente Zellinien in Kul-
tur — sog. „EK-Zellen" — gezogen werden. Diese 
Zellen können dann durch übertragene Gene verän-
dert, in Zellkultur selektiert und in Blastozysten 
injiziert werden, so daß ein Teil der Zellen der dar-
aus entstehenden Maus den Genotyp der transfi-
zierten EK-Zelle besitzt (sog. Mosaiktiere oder Chi-
mären) 7). Aber auch diese Chimärenbildung kann 
im Prinzip umgangen werden durch die Übertra-
gung des Kernes der genetisch modifzierten EK

-

Zelle in eine entkernte Zygote. Jeder einzelne 
Schritt dieser Reaktionsfolge ist experimentell rea-
lisiert, auch die beschriebene Form des Kerntrans-
fers allerdings mit der Einschränkung, daß die 
Mäuseembryonen sich nie voll entwickelten, son-
dern in der Gebärmutter abstarben 8). 

Neuerdings ist es sogar bei Mäusen gelungen, kulti-
vierte Zellen der Neuralleiste in neun Tage alte 
Mäuseembryonen (sog. „Post-Implantationsembryo-
nen") zu injizieren und sie an der Embryonalent-
wicklung teilhaben zu lassen. Auf diese Weise ent-
standen gleichfalls chimäre Mäuse, die in Haarspit-
zen und Iris die spenderabgeleitete Pigmentierung 
zeigten 9). 

3.3 Anwendungen der Gentechnologie 
in der Nutztierzucht 

3.3.1 Transgene Nutztiere 

Erste Versuche zur Ausdehnung von Gentransfer-
experimenten in Mäusen auf Kaninchen, Schafe, 
Schweine und Rinder wurden in den vergangenen 
Jahren begonnen. Eine besondere technische 
Schwierigkeit liegt darin, daß im Unterschied zur 
Maus die beiden Vorkerne einer Zygote beim 
Schwein, Schaf und Rind entweder schlecht oder 
gar nicht sichtbar sind. Das Problem läßt sich je-
doch durch bestimmte technische Manipulationen 
(z. B. Zentrifugation) oder durch optische Verbesse-
rungen (Interferenzkontrast) lösen. In der Literatur 
sind daher die ersten Berichte über die erfolgreiche 
Erzeugung transgener Schweine und Schafe er-
schienen. Die Herstellung transgener Rinder ist bis-
lang nicht geglückt, wobei hier wohl der experimen-
telle Aufwand und die Kosten der Tiere ein gewis-
ses Hindernis darstellen. Insgesamt lassen sich z. Z. 
folgende Anwendungen erkennen: 

3.3.1.1 Hormonmanipulationen 

Eine wichtige Anwendung ist der Einsatz des Wach-
stumshormons. Vom Rind ist z. B. bekannt, daß täg-
liche Injektionen des Rinderwachstumshormons 
die Milchleistung um bis zu 40 % steigern 10). Beim 
Schwein hofft man durch die Einführung des Wach- 

7) Wagner, et al., 1985 
8) McGrath, Solter, 1983; Mc Laren, 1984 
9) Jaenisch, 1985 
10) Kalter et al., 1984 
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stumshormongens in die Keimbahn des Wild-
schweins dessen Wachstumsgeschwindigkeit zu er-
höhen 11 ). Das Wildschwein ist von einem gewissen 
Interesse in der Schweinezucht, da es gute Fleisch-
qualität und hohe Streßresistenz bei allerdings 
langsamem Wachstum aufweist. Das Problem der 
Überproduktion von Wachstumshormon ist aller-
dings bislang nicht gelöst. In der Maus führt sie zur 
Sterilität weiblicher Tiere, beim Schwein zu Arthri-
tissymptomen 12). Zur Zeit wird diese Schwierigkeit 
durch die Auswahl von Tieren gelöst, die nur we-
nige oder nur eine Kopie des Gens enthalten. In 
Zukunft wird man auf regulierbare Promotoren 
oder den Einsatz von anti-sense mRNA ausweichen 
können und müssen. 

Andere Gene von Interesse sind solche, die für Si-
gnalproteine kodieren, um auf diese Weise funda-
mentale Lebensprozesse, wie Reproduktion oder 
Milchproduktion (Laktation), gezielt beinflussen zu 
können. Hierzu gehören z. B. der Growth-Hormon-
Releasing-Factor und der Gonadotropin-Releasing-
Factor. Schließlich muß das Booroola-F Gen er-
wähnt werden, daß die Fertilität der Merino-Schafe 
zu erhöhen in der Lage ist. Die Gegenwart von zwei 
Allelen (homozygoter Fall) führt zu häufigen Mehr-
lingsgeburten (Vierlinge). Das Genprodukt, von 
dem angenommen wird, das es sich um das sog. 
Inhibin handelt, induziert erhöhte Spiegel des folli-
kel-stimulierenden Hormons (FSH). Arbeiten zur 
Klonierung dieses Gens aus Schaf und Rind sind im 
Gange  13).  

3.3.1.2 Einführung neuer Stoffwechselwege 

Leben und Leistung eines Nutztiers werden über 
äußerst komplexe Regulationsmechanismen ge-
steuert. Hier geht es insbesondere um das dynami-
sche Gleichgewicht zwischen Biosynthese und Ab-
bau, zwischen Energieverbrauch und Energieauf-
nahme. Eine Schlüsselstellung in diesem Gleichge-
wicht spielt etwa die Glucose. Sie kann entweder 
durch Mobilisierung von Reserven des Körpers 
selbst oder durch Biosynthese aus Nahrungskom-
ponenten hergestellt werden. In Säugern ist oft der 
Vorgang der Biosynthese recht ineffizient und 
könnte durch die Bereitstellung entsprechender En-
zyme, die eine wirksamere Ausbeute von Nahrungs-
mitteln gestatten, verbessert werden. Konkret geht 
es hier um den sog. Glyoxylat-Reaktionsweg, der es 
erlaubt, Essigsäure (ein zentrales Stoffwechselpro-
dukt z. B. aus dem Abbau von Cellulose oder Fetten) 
in die Biosynthese von Glucose einzuschleusen 14).  

Ein anderes betrifft die Aminosäuren. Es ist z. B. 
bekannt, daß eine Injektion der Aminosäure Cy

-

stein das Wachstum der Wolle im Schaf um bis zu 
50 % beschleunigen kann. Diese Injektion ließe sich 
durch den Einbau entsprechender Gene für die Bio-
synthese des Cysteins ersetzen. Cystein ist eine es-
sentielle Aminosäure, eine Aminosäure also, die ein 
Säuger nicht synthetisieren kann und daher mit 

11) Kräuslich et al., 1986 
12) Radke, Lagavias, 1986 
13) Radke, Lagavias, 1986 
14) Boronal, et al., 1984  

seiner Nahrung aufnehmen muß. Entsprechende 
Gene stehen daher nicht aus Säugern, aber z. B. aus 
E. coli zur Verfügung 15). 

3.3.1.3 Stützproteine 

Hier geht es um eine Veränderung der Zusammen-
setzung von Faserproteinen, wie z. B. Seide, Baum-
wolle oder Wolle. Im besonderen wird daran ge-
dacht, die Aminosäurezusammensetzung der Wolle 
zu verändern. Wolle hat eine sehr komplexe Pro-
teinzusammensetzung; eine wichtige Klasse an Pro-
teinen sind dabei die Keratine, die allerdings nicht 
als einzelne Gene, sondern als Genfamilie vorkom-
men. Eine Änderung der Aminosäurezusammenset-
zung hat daher, wenn sie sich bemerkbar machen 
soll, die Veränderung mehrerer Gene gleichzeitig 
zur Voraussetzung. Wenn diese Veränderung an ei-
nem exogenen Transgen vollzogen würde, wie es 
der heutige Stand der Technik nicht anders erlaubt, 
dann müßte dieses Transgen auch korrekt expri-
miert werden. Obwohl einschlägige und positive Er-
fahrungen mit zellspezifischer Genexpression be-
reits zur Verfügung stehen, so wäre es sicher als ein 
Unglück für ein Schaf anzusehen, Wolle in irgendei-
ner anderen Zelle zu produzieren als im Haarfolli-
kel. 

3.3.1.4 Krankheitsresistenzen 

In der Tierwelt gibt es die verschiedensten Mecha-
nismen der Ausprägung von Resistenzen gegen-
über den unterschiedlichsten Krankheitserregern 
und Krankheitsursachen. Manche dieser Mechanis-
men sind bekannt und gut untersucht, wie z. B. die 
Antikörperbildung oder der Interferoneffekt. An-
dere haben sich bislang jeder Aufklärung und je-
dem molekularbiologischen Verständnis entzogen. 

3.3.1.4.1 Impfstoffe 

Eine Reihe von Tierseuchen, wie z. B. die Rinder-
pest, werden heute bereits durch Impfstoffe be-
herrscht und könnten längst ausgerottet sein, wenn 
nicht administrative Probleme, Instabilität der Vak-
zine und Geldmangel (hard currency) dem im Wege 
stünden. Die Gentechnologie hat eine große Rolle in 
der Entwicklung von sog. Untereinheits-Vakzinen 
gespielt, z. B. gegen die Maul- und Klauenseuche 
(MKS). 

Die Maul- und Klauenseuche ist eine gefürchtete 
Tierseuche, da sie sehr schnell verbreitet werden 
kann und hochansteckend ist. Sie wird durch einen 
kleinen einsträngigen RNA-Virus (Picorna-Virus) 
verursacht. MKS-Virusinfektionen kommen auf der 
ganzen Welt vor, mit Ausnahme von Australien, 
Neuseeland, Japan und dem nordamerikanischen 
Kontinent. Im europäischen Bereich ist in den letz-
ten Jahrzehnten die MKS in Großbritannien, Irland 
und Skandinavien nur sporadisch aufgetreten. Die 
Bekämpfungsmaßnahmen erstrecken sich nahezu 
überall insbesondere auf Ausmerzung betroffener 
Bestände, Sperrmaßnahmen und immunprophylak- 

15)Ward, et al., 1986 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 
	Drucksache 10/6775 

tische Maßnahmen. Verschiedene Länder haben die 
Impfung gegen MKS verboten. 

Einige europäische Länder und vor allen Dingen 
Brasilien und Argentinien kontrollieren die Maul- 
und Klauenseuche durch Impfung mit einem che-
misch inaktivierten Virus. Dazu müssen die Tiere 
mindestens einmal jährlich geimpft werden. Neben 
der chemischen Inaktivierung besteht ein anderes, 
heute kaum noch praktiziertes konventionelles Ver-
fahren der Vakzineproduktion darin, Viren weniger 
virulent zu machen durch lange Passagen in Gewe-
bekultur oder in nicht natürlichen Wirten (attenu-
ierte Viren). Bei der Maul- und Klauenseuche 
führte das zu einem Impfstoff, der erhebliche Ne-
beneffekte hatte oder zu schwach stimulierte. Zu-
sätzlich besteht bei einer attenuierten Vakzine das 
Risiko einer Rückbildung (Reversion) zu der viru-
lenten Ausgangsform 16). Diese möglichen Nachteile 
der konventionellen Strategien können durch die 
gentechnische Produktion der Maul- und Klauen-
seuchevakzine im Prinzip aufgehoben werden. Das 
Konzept besteht darin, die DNA-Abschnitte aus 
dem Virusgenom zu isolieren und in Bakterienzel-
len zu klonieren, die die antigene Determinante ent-
halten und damit für die Stimulation der Immun-
antwort verantwortlich sind (Untereinheits-Vakzi-
ne). Beim Maul- und Klauenseuchevirus ist es eins 
der vier Hüllproteine des Virus (VP 1). Dieses Pro-
tein kann als Fusionsprotein von Bakterienzellen 
synthetisiert werden und ist somit in größeren 
Mengen verfügbar. Ein so produzierter Impfstoff 
wurde auf seine Immunogenität im Tierversuch bei 
Meerschweinchen, Ziegen, Schweinen und Rindern 
getestet. Die Tiere konnten nach zweimaliger Imp-
fung vor der Krankheit geschützt werden 17). Die 
Versuche zeigten jedoch auch gleichzeitig, daß die 
Untereinheit in ihrer isolierten Form nicht so im-
munogen ist wie das inaktivierte, aber vollständige 
Viruspartikel: Die Dosis zur Erzielung derselben 
Wirkung lag für die gentechnisch produzierte Vak-
zine um den Faktor 100 bis 1 000 höher 18). 

Bessere Immunität wird jedoch von den intakten 
Strukturproteinen erwartet, so daß in diesem Zu-
sammenhang der Produktion von Proteinen in eu-
karyontischen Vektorsystemen (z. B. Bluetongue-
Virus Vakzine) große Bedeutung beigemessen 
wird. 

Es besteht jedoch kein Zweifel daran, daß Lebend-
vakzine aus attenuierten Stämmen bei allen ihren 
Nachteilen höhere Immunität verleihen. In diesem 
Zusammenhang wird der sog. Vaccinia-Strategie, 
eine große Zukunft in der Veterinärmedizin voraus-
gesagt. Sie verknüpft das Konzept der Lebendvak-
zine durch Verwendung des Vaccinia-Virus mit dem 
der Untereinheits-Vakzine, indem das Gen für ein 
virales Strukturprotein in das Vaccinia-Genom ein-
gebaut wird. Durch Infektion kommt es dann nicht 
nur zur Vermehrung des Vaccinia-Virus sondern 
auch zur Expression des fraglichen Strukturpro-
teins mit einer entsprechenden Immunisierung. 
Das Vaccinia-Virus hat — bei allen Nachteilen — 

16) Cheung, Köpper, 1984 
17) Mc Kercher et al., 1985 
18) Köpper, 1985  

immerhin zur Eliminierung der schwarzen Pocken 
(Variola major) beim Menschen geführt. Große Be-
deutung wird jetzt der Bekämpfung der Tollwut, der 
vesikulären Stomatitis sowie insbesondere der Rin-
derpest beigemessen 19). Rinderpest ist die bedeu-
tendste Rinderkrankheit mit Todesraten von über 
90%. Ihre Einführung nach Äthiopien im Jahre 1889 
als Folge der Besetzung durch Italien führte zu 
einer totalen Elimination des gesamten Rinderbe-
standes des Landes. Noch schlimmer, die Krankheit 
griff damals auf den gesamten Kontinent über. Es 
hat acht Jahrzehnte gedauert, bis die FAO zwischen 
1963 und 1968 das größte Impfprogramm aller Zei-
ten durch Immunisierung von über 120 Millionen 
Stück Vieh durchführte. Mangels Überwachung und 
weiterer fortgesetzter Impfung ist die Rinderpest 
heute wieder in Afrika weit verbreitet. So werden in 
die Vaccinia-Strategie, die im Feld leicht anzuwen-
den ist, die lang-dauernde Immunität verleiht und 
keine Kühlketten erfordert, besonders in der drit-
ten Welt größte Hoffnungen gesetzt 20). 

Es dürfen aber auch die eventuellen Nachteile nicht 
übersehen werden. Ein großes Impfprogramm mit 
Vaccinia-Viren könnte mit dem WHO-Programm 
der Ausrottung der Pocken beim Menschen interfe-
rieren, vor allem wegen des weiten Wirtsbereichs 
dieses Virus, der auch den Menschen einschließt. 
Darüberhinaus wird es notwendig sein, durch Inak-
tivierung weiterer nicht essentieller Bereiche auf 
dem Vaccinia-Genom, Stämme zu entwickeln, die 
noch weniger virulent sind, als z. B. der New York 
City Board of Health Strain (Wyeth Laboratories), 
der für die Pockenvakzine in den USA eingesetzt 
wurde. 

Eine weitere Strategie der Herstellung einer siche-
reren Vakzine mit Hilfe gentechnischer Methoden 
ist die Abschwächung der Virulenz durch Heraus-
schneiden der Gene (Deletion), die für den pathoge-
nen Effekt verantwortlich sind. Dieser Weg wurde 
bei der Herstellung einer Vakzine gegen die Aujesz-
kysche Krankheit eingeschlagen. Diese Krankheit 
wird durch den Pseudorabies-Virus, einen Herpes

-

Virus verursacht, tritt primär bei Schweinen auf 
und ist für Jungtiere tödlich 21). Bei der Vakzine 
wurde das Gen für die Thymidinkinase entfernt, die 
es dem Virus erlaubt, auch in das Nervengewebe 
einzudringen. Der von der U.S. Genfirma Novagen 
inc. konstruierte Impfstoff „Omnivac" wurde in die-
sem Jahr in den USA zugelassen und in Versuchs-
reihen getestet 22). Bisher waren attenuierte Le-
bendimpfstoffe und chemisch inaktivierte gentech-
nisch modifizierte Impftstoffe auf dem Markt. Da es 
sich in diesem Fall um die Freisetzung eines gen-
technisch veränderten Organismus handelt, das US 
Department of Agriculture (USDA) beim Zulas-
sungsverfahren jedoch das eigene Agricultural Re-
combinant DNA Research Committee (ARRC) nicht 
in die vorgeschriebene Begutachtungsprozedur ein-
bezogen hatte, mußte die Lizenz vorläufig zurückge-
nommen werden 23). Eine der „Omnivac" vergleich- 

19) Bennink 
20) Plowight, 1968 
21) Wittmann, 1986 
22) Beardsley, 1986 
23) Tierärztliche Rundschau, September 1986 

 



Drucksache 10/6775 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

bare oder identische Vakzine ist in der Bundesrepu-
blik Deutschland weder zugelassen noch be-
kannt 24). 

Langfristig wäre es schließlich denkbar, Gene, die 
für Antikörper kodieren, als Transgene in die Keim-
bahn einzubauen. Dazu müßte es aber gelingen, sie 
spezifisch in B-Lymphozyten zu exprimieren. 

3.3.1.4.2 Andere Resistenzmechanismen 

Bei einigen Krankheitsbildern gibt es natürliche 
Resistenzen, die gentechnologisch zur Behandlung 
eingesetzt werden könnten. In Mäusen, z. B., ist seit 
langem eine Resistenz gegen das Influenza-Virus 
bekannt. Sie beruht auf der Gegenwart eines einzi-
gen Gens, des sog. Mx-Gens, das inzwischen isoliert 
werden konnte 25). Der Wirkungsmechanismus sei-
nes Produktes, der mit einem Interferoneffekt asso-
ziiert ist, ist nicht genau bekannt. Immerhin wird es 
als sinnvoll angesehen, dieses Gen in Schweine zu 
übertragen, um diesen Resistenz gegenüber Influ-
enzaviren zu verleihen. Ein anderer Fall ist eine 
gewisse Resistenz in Rindern gegen Trypanosomia-
sis (afrik. Schlafkrankheit). Die Trypanotoleranz 
des sog. N'Dama Rindes in Westafrika ist ein poly-
genes Merkmal, das daher durch klassische Züch-
tung nicht leicht herauszuzüchten ist. Es ist jedoch 
begonnen worden, geeignete DNA-Marker (RFLPs) 
zu charakterisieren, die letztlich eine Kartierung 
und Identifizierung dieses wichtigen Merkmals er-
lauben sollen 26). 

Schließlich ist bei Schweinen das Phänomen der 
Streßresistenz bekannt, das wie ein einfaches Men-
del'sches Merkmal vererbt wird. Arbeiten zur Klo-
nierung dieses Gens, dessen Gegenwart die Herzin-
farktfrequenz beim Schwein in dramatischer Weise 
zu senken in der Lage ist, erscheinen aussichtsreich 
und sind in verschiedenen Laboratorien aufgenom-
men worden. 

3.3.1.5 Neue Produkte — „gene farming" 

Es ist oft schwierig, gewisse „fremde" Proteine in E. 
coli zu exprimieren, da sie dort nicht korrekt modi-
fiziert werden. In solchen Fällen weicht man heute 
auf eukaryotische Mikroorganismen (z. B. Hefen) 
oder Gewebekulturzellen aus. Eine andere Alterna-
tive wäre die Erzeugung solcher Produkte in der 
Milch; im Sinne der „Milchdrüse als eines Bioreak-
tors". Folgende Vorteile werden für dieses System 
gesehen: 

a) Die Gene der wichtigen Milchproteine (Casein, 
alpha-Lactalbumin und beta-Lactoglobulin) kom-
men nur in einer Kopie pro Zelle vor und sind 
daher genetisch manipulierbar. 

b) Die genannten Gene werden effizient expri-
miert. 

c) Die Produkte sind leicht aus der Milch isolier-
bar. 

24) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, 1986 

25) Staeheli et al., 1986 
26) Soller, Beckmann, 1986  

Bislang ist allerdings nicht geklärt, inwieweit 
fremde Produkte in der Milch stabil sind und kor-
rekt modofiziert werden. Überdies ist unbekannt, 
inwieweit eine Überproduktion von biologisch hoch-
aktiven Produkten (z. B. Interferonen) für die Tiere 
selbst problematisch ist. 

Grundlagenarbeiten zu diesem Themenkomplex 
sind bereits im Gange. Es geht vor allem um die 
Analyse euterspezifischer Signalsysteme, hinter 
welchen die Gene neuer Produkte zu exprimieren 
wären. Für Casein, beta-Lactoglobulin und die Ex-
pression des Blutgerinnungsfaktors IX liegen erste 
Resultate vor 27 ). 

Ein wichtiger Punkt wäre in diesem Zusammen-
hang die Reduktion der Laktose (Milchzucker)-
Konzentration in der Milch, da Milchzucker für 
viele Menschen zu Verdauungsproblemen führt. Es 
ist allerdings im Augenblick nicht klar, wie dies 
gelingen könnte. Vor allem ist zu bedenken, daß 
Laktose in der Milch für die Aufrechterhaltung des 
osmotischen Druckes verantwortlich ist. Eine Re-
duktion müßte daher durch Aufnahme von (uner-
wünschten) Elektrolyten kompensiert werden. Es 
besteht wenig Zweifel daran, daß diese und ver-
wandte Fragen trotz ihrer Schwierigkeiten von der 
Wissenschaft angegangen werden. 

3.3.2 Markerunterstützte Züchtung 

In der Genetik schließt man seit den Zeiten Men-
dels vom sog. Phänotyp, dem äußeren Erschei-
nungsbild eines Individuums, auf den Genotyp, d. h. 
auf dessen genetische Zusammensetzung. Für den 
Fall der einfachen, sog. Mendel'schen Merkmale 
läßt sich dabei der Phänotyp direkt mit der Gegen-
wart oder der Abwesenheit eines Allels eines Gens 
korrellieren. Bei polygenen, quantitativen Merkma-
len ist dies jedoch nicht möglich; diese sind aber die 
Merkmale, die in der Landwirtschaft von wirkli-
chem Interesse sind, wie z. B. Produktivität (Milch-
leistung oder Wachstumsrate pro aufgenommene 
Menge an Nahrung, Fruchtbarkeit etc.) und Anpas-
sungsfähigkeit (an klimatische Bedingungen oder 
Krankheiten). Oft gilt es z. B., Eigenschaften einer 
Rinderrasse, die an tropische Bedingungen adap-
tiert ist, aber nur niedrige Produktivität aufweist, 
mit einer europäischen Hochleistungsrasse zu ver-
knüpfen. Theoretisch müßte dies durch eine einfa-
che Kreuzung möglich sein. In der Praxis jedoch 
versagt dieses Verfahren, weil eben polygene Merk-
male nur mit geringer Frequenz als Einheit vererbt 
werden, weil es kaum eine Möglichkeit der Selek-
tion gibt, und weil es viel zu lange dauert, bis je-
weils die adaptiven oder produktiven Merkmale ge-
testet sind. Eine allgemeine Lösung für diese Pro-
blematik ergäbe sich jedoch, wenn es gelänge chro-
mosomale Regionen zu identifizieren, die einerseits 
mit hoher Produktivität, andererseits mit Adaptivi-
tät verknüpft sind. Das Schicksal solcher Marker 
könnte dann in Kreuzungen schnell verfolgt und 
die geeigneten Tiere für die Introgressionsanalyse 
und weitere Kreuzungen identifiziert werden. Die 

27) Ward et al., 1986 
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Vorteile solcher Marker sind in Tabelle 3-1 zusam-
mengefaßt. Voraussetzungen für eine solche Ana-
lyse sind die Aufstellungen von detaillierten Gen-
karten auf der Basis von RFLP's für die interessie-
renden Rassen. Anschließend müßte untersucht 
werden, inwieweit sich die allelischen Frequenzen 
solcher RFLP's bezüglich der gewünschten Merk-
male unterscheiden (s. Abb. 3-1 und 3-2). Solche Un-
terschiede sind z. B. für Milch- und Fleischkühe an 
verschiedenen Genorten (Prolactin-, Wachstums-
hormon) schon identifiziert worden 28). 

Im Sinn dieses Konzepts wird überdies z. B. mit 
Unterstützung der FAO versucht, den Genort der 
Trypanotoleranz des westafrikanischen N'Dama 
Rindes zu identifizieren um ein sinnvolles Zucht-
programm mit europäischen Hochleistungsrassen 
oder dem empfindlichen Zebu zu initiieren. 

Tabelle 3-1 

Vorzüge von RFLP's als genetische Marker 

allgemein verbreitet 

stabile Vererbung (Mendel'sche Vererbung für ge-
nomische, maternale Vererbung für Organellen-
RFLP's) 

kodominante Expression 

multiple Allele verbreitet 

frei von pleiotropen Effekten bei ökonomisch be-
deutenden Merkmalen 

unbeeinflußt von Umwelt und Entwicklungsvorgän-
gen 

informativ in bezug auf die Natur der allelischen 
Variabilität 

aufzufinden in allen Geweben und allen Alterssta-
dien (ermöglicht frühe Identifikation) 

langes Leben der DNA-Proben und Filter in den 
Aufbewahrungsschränken 

verschiedene Loci können durch eine Probe erfaßt 
werden 

heterologe Gene können als Probe verwendet wer-
den 

nahezu unbegrenzte Anzahl von Proben- und En-
zym-Kombinationen herstellbar 

Proben nicht begrenzt auf kodierende Sequenzen 

Proben decken die Variationen innerhalb hybridi-
sierender und flankierender Sequenzen auf 

Proben für vielfältig hypervariable Regionen vor-
handen 

28) Soller, Beckmann, 1986 

Abbildung 3-1 

Die Restriktionskarte von homologen diploiden 
Chromosomsegmenten von vier Individuen 

Die homologen diploiden Chromosomensegmente von vier 
Individuen, zusammen mit ihren Restriktions-Schnittstel-
len für zwei Enzyme („Lutscher" und „Balken"). Die Indi-
viduen unterscheiden sich voneinander durch eine Punkt-
mutation (führt zu einem Verlust einer Balken-Restrik-
tions-Schnittstelle [Individuen 2 und 31), eine Insertion 
(Individuum 3) und durch eine Inversion (Individuum 4). 
Die umrandete Sequenz korrespondiert mit der Sequenz, 
die mit der verwendeten Probe homolog ist. Es kann klar 
erkannt werden, daß alle Mutationen außerhalb der um-
randeten Region liegen. 

Abbildung 3-2 

Analyse der vier Genotypen in Abb. 3-1 

Die Resultate, die nach Autoradiografie der genomischen 
DNA dieser vier Individuen erhalten werden. Die DNA 
wird mit dem angegebenen Restriktionsenzym verdaut 
und mit einer radioaktiv markierten Probe hybridisiert, 
die spezifisch für die Sequenz in der umrandeten Region 
in Abb. 3-1 ist. . 

3.3.3 Manipulation von Pansen- Mikroorganismen 

Für den Aufschluß energie- und proteinarmer Nah-
rung spielt der Pansen bei Wiederkäuern eine we-
sentliche Rolle. Er bildet ein kompliziertes Ökosy-
stem aus Bakterien, Bakterienviren, Protozoen und 
Pilzen. Der gesamte Pansen umfaßt beim Rind ei-
nen Reaktionsraum von ca. 100 1; ein Milliliter Pan-
seninhalt enthält 10 10  bis 1011  Organismen. Das 
Pansenökosystem ist ein limitierender Faktor in 
der Futterverwertung. Mit Hilfe molekulargeneti-
scher und gentechnischer Methoden kann dieses 
System zum Zwecke der besseren Futterverwer-
tung optimiert werden. Folgende Ziele und Strate-
gien der Einführung neuer genetischer Information 
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in natürliche Pansen-Ökosysteme werden dabei 
verfolgt 29): 

(1) Die Modifikation von Genen zur Veränderung 
des Stoffwechsels 

Der für die Tierernährung in der Hochleistungstier-
zucht am stärksten limitierende Faktor ist die Kon-
zentration der von den Pansenbakterien produzier-
ten Aminosäuren. Ein Problem dabei ist der 
schnelle Abbau der Aminosäuren im Pansen. Ein 
Ziel ist es, einige Pansenbakterienstämme so zu 
modifizieren, daß die Aminosäure-Syntheserate er-
höht und die Abbaurate erniedrigt wird. 

Durch den Übergang auf energiereiches Futter 
steigt die Milchsäureproduktion im Pansen, was zur 
Laktatacidose führen kann. Hier soll eine höhere 
Induktionsrate der beteiligten Enzymsysteme bei 
Bakterien wie „Megassphaera elsdenii" und „Sele-
nomonas ruminantium" für einen schnelleren Ab-
bau der Milchsäure sorgen. 

Ein weiteres Beispiel aus dieser Zielgruppe ist die 
Steigerung der Syntheserate von Sekundärmetabo-
liten wie z. B. Vitaminen. Die angeführten Projekte 
sind mit klassischen molekulargenetischen Metho-
den zu verwirklichen, können jedoch auch um gen-
technische Schritte ergänzt werden. Bei der zweiten 
Gruppe von Projekten handelt es sich ausschließ-
lich um gentechnische. 

(2) Die Einführung neuer Gene in Pansenbakte-
rien 

Es gibt eine Reihe von Methoden, um z. B. die Nut-
zung des vorhanden (in den Trockenzonen der Erde 
oft minderwertigen) Futterangebots zu verbessern. 
Erhöht man z. B. die Verdaubarkeit von Stroh durch 
eine Ammoniakbehandlung von 35% auf 46 %, so 
führt dies zu einer Verdoppelung der Wachstumsge-
schwindigkeit der Tiere (bei gleicher Futtermenge 
und Futterqualität). 

Andererseits sind aber auch genetische Manipula-
tionen denkbar. So ließen sich die Gene für den 
Abbau von Xylan und Cellulose auf Pansenbakte-
rien übertragen, die diese bislang nicht besitzen 
oder die entweder nur Xylan oder nur Cellulose 
abbauen können. Darüber hinaus ließe sich viel-
leicht der Anteil von Pansenbakterien mit zelluloly-
tischen und xylanolytischen Kapazitäten durch ge-
eignete genetische Manipulationen erhöhen; z. B. 
indem man ihnen die Möglichkeit gibt, auf besonde-
ren limitierten Substraten zu wachsen. Der Abbau 
von Lignin und Hemizellulosen kann im Pansen 
nicht vollzogen werden. Da die (abbaubare) Zellu-
lose jedoch in reifen Pflanzenzellen von diesen Sub-
stanzen umgeben ist, ergibt sich hier eine klare 
Limitierung der Ausnutzung von z. B. Stroh durch 
Wiederkäuer. In der Natur kann jedoch eine Auflö-
sung von Lignin, insbesondere aus Gräsern, durch 
bestimmte Bakterien (Aktinomyceten) erfolgen. Die 
entsprechenden enzymatischen Aktivitäten sind in-
zwischen isoliert worden 30). So ist es denkbar, die 
entsprechenden Bakterien bezüglich der Eigen- 

29) Teather, 1985 
30) Mc Carthy, et al., 1986  

schaft des Lignozelluloseabbaus zu verbessern und 
mit derartigen Bakterien das Tierfutter vorzube-
handeln. Alternativ wäre es denkbar, diese Enzyme 
den Pansenbakterien einzubauen. Angesichts des 
Sauerstoffbedarfs (als Peroxid) dieser Enzyme er-
scheint dies jedoch in der anaeroben Umgebung des 
Pansen nicht einfach. 

Ein weiteres Projekt dieser Gruppe ist die Einfüh-
rung von Antibiotikagenen, um bestimmte Bakte-
rien, wie z. B. die an der Methanbildung beteiligten 
Pansenbakterien, zu kontrollieren und damit die 
Futterverwertung zu steigern. Gegenwärtig wird 
das Antibiotikum Monensin als Futterzusatzstoff 
eingesetzt, um die Methanproduktion zu senken 
(Monensin inaktiviert die Bakterien, die den Was-
serstoff für die Methanproduktion bereitstellen). 

(3) Die Einführung synthetischer Gene in Pansen
-bakterien 

Ein Projekt dieser Gruppe hat zum Ziel die Verbes-
serung des Proteinhaushaltes. Die Konzentration 
an freien Aminosäuren im Pansen, die für die Syn-
these der Milchproteine zur Verfügung stehen, 
kann durch die Verfütterung von Harnstoff gestei-
gert werden. Limitierend bleiben jedoch die essen-
tiellen und schwefelhaltigen Aminosäuren wie Ly-
sin, Leucin, Methionin, Threonin. Es konnte eine 
DNA-Sequenz aufgebaut werden, die eine Lysin-
Leucin-Methionin-Threonin-Kette in 23facher Wie-
derholung codiert. Diese Sequenz wird in einem 
Modellsystem aber immer nur so eingebaut, daß sie 
nicht abgelesen werden kann. Dieses Phänomen 
wird so interpretiert, daß im positiven Falle das 
synthetisierte Polypeptid einen letalen Effekt hatte 
und somit solche Bakterienklone nicht auffindbar 
waren 31). Ein weiteres Ziel für den Transfer synthe-
tischer Gene ist Übertragung von kleinen Peptid-
hormongenen, wie z. B. das für den Thyreotropin-
Releasing-Factor. Dieser Faktor verursacht im End-
effekt eine Konzentrationserhöhung von Prolaktin 
und Wachstumshormonen und stimuliert somit die 
Milchproduktion. 

Um die Projekte der Gruppe (2) und (3) experimen-
tell in Angriff zu nehmen, wird ein Vektorsystem 
entwickelt, welches den Transfer von in Escherichia 
coli geklonten Genen in Pansenbakterien ermög-
licht. Dazu wird ein „Shuttle"-Vektor verwendet — 
ein Plasmid, welches einen weiten Wirtsbereich be-
sitzt und sich sowohl in Escherichia coli als auch in 
Pansenbakterien replizieren kann. In einem Mo-
dellexperiment gelang es, mit dem Plasmid RP4 das 
Gen für Ampicillinresistenz in das Pansenbakte-
rium Butyrivibrio fibrisolvens durch Konjugation 
zu übertragen. 

Insgesamt ist festzustellen, daß die gentechnischen 
Methoden zur Veränderung sowohl der Pansenmi-
kroorganismen als auch der Lignin-abbauenden 
Bakterien bislang noch kaum erarbeitet sind. Dar-
über hinaus ist die komplexe, extrem interaktive 
und kompetitive Natur der mikrobiellen Fauna des 
Pansens bislang nicht verstanden, so daß kaum 

31) Teather, 1985 
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Voraussagen über Überlebenschancen solcher Or-
ganismen gemacht werden können. 

Das experimentelle Verfahren offenbart jedoch 
gleichzeitig die potentiellen Risiken solcher Projek-
te, die die nicht beabsichtigte Verbreitung von gene-
tischem Material in der Umwelt betreffen. Wenn 
der „Shuttle"-Vektor einen weiten Wirtsbereich be-
sitzt, kann er seine mitgeführten Gene, z. B. das Zel-
lulasegen oder das Gen für den Thyreotropin-Re-
leasing-Factor, auch an andere Pansenbakterien-
stämme als die vorgesehenen weitergeben. Einige 
Stämme der Pansenmikroflora sind wiederum Be-
standteil der normalen Darmflora von Wirbeltieren, 
so daß ein solches Plasmid — da es sich j a beim 
Pansen um ein offenes System handelt — praktisch 
auf jedes Tier, welches einen Darm besitzt, übertra-
gen werden könnte. Allerdings ließe sich das Pro-
blem der Vektoren mit weitem Wirtsbereich durch 
die Verwendung anderer, in der experimentellen 
Erprobung befindlicher Vektoren verringern. 

3.4 Auswirkungen und Probleme der 
Gentechnologie in der Tierproduktion 

Die Auswirkungen der Gentechnologie in der Tier-
produktion zeigen sich z. T. in 

— Verstärkung von alten, mit den schon bestehen

-

den Technologien verbundenen Problemen 

— in der Möglichkeit der Lösung von Problemen 
der modernen Tierzucht und Tierhaltung. 

Im folgenden werden die möglichen Auswirkungen 
der Gentechnologie dargestellt auf 

(1) Tiergesundheit und -verhalten, 

(2) die Umwelt, 

(3) die Agrarstruktur. 

3.4.1 Auswirkungen auf die Tiergesundheit 

Die bisherigen Versuche des Gentransfers in land-
wirtschaftliche Nutztiere zeigen, daß die experi-
mentellen Erfolge, die mit Mäusen erzielt wurden, 
schneller als erwartet auf andere Spezies übertrag-
bar sind. Da die Genkarten von Nutztieren kaum 
bekannt sind, ist auch bisher kaum eine Prognose 
über die Wirkung der in die Zygote transferierten 
DNA möglich. Wie im Fall des Labormodells „Maus" 
sind im Einzelfall die Folgen der möglichen Zerstö-
rung der Integrität des Empfängergenoms oder die 
Expression der übertragenen Gene zur falschen 
Zeit und am falschen Ort sowie die Effekte der Gen-
produkte bisher nicht kontrollierbar 32). 

Die letzten zwanzig Jahre der Produktion landwirt-
schaftlicher Nutztiere mit Hilfe arbeits- und res-
sourcensparender Technologien zum Zwecke der 
Steigerung der Erträge hatte nach Meinung von 
Veterinären negative Auswirkungen auf die Tier- 

32) Hahn, 1986 

gesundheit und verringerte deren Lebenslei-
stung  33).  

Die Form der Tierhaltung (große Dichte, Bewe-
gungsarmut) führte zu einer Verringerung der Le-
benserwartung sowie Stoffwechsel- und Fruchtbar-
keitsstörungen, Euterkrankheiten und Schwächun-
gen des Immunsystems 34). Die durchschnittliche 
Lebensdauer einer Kuh beträgt z. B. heute 5 Jahre, 
die Milchleistung 2-3 Laktationsperioden mit je 
6 0001 Milch und die Fortpflanzungsleistung 2-3 
Kälber. Der Anteil der Kühe in der Bundesrepublik 
mit einem Alter von 6 Jahren und mehr betrug 1970 
38 % und 1980 nur noch 29 %. Die Milchleistung pro 
Jahr stieg im selben Zeitraum um 24% 35). Die 
Gründe hierfür sind vielfältig; neben züchterischen 
spielen hier vor allem betriebswirtschaftliche Ent-
wicklungen eine Rolle. 

Bei der Gentechnologie in den Industrieländern 
wird es in erster Linie um verbesserte Resistenzen 
und verbesserte Anpassungsfähigkeiten gehen. Ein 
Ziel in diesem frühen Stadium der Untersuchungen 
besteht darin, durch den Transfer des Wachstums-
hormongens das Wachstum zu beschleunigen und/ 
oder die Fleischqualität oder die Milchleistung zu 
vergrößern. 

Die mögliche Konsequenz der Einführung eines sol-
chen Gens beim Rind kann eine Analogiebetrach-
tung veranschaulichen: durch die regelmäßige In-
jektion von Rinderwachstumshormon konnte die 
Milchproduktion von Kühen um bis zu 40 % gestei-
gert werden. 

Der Gentransfer könnte eines Tages die aufwen-
dige Injektion ersetzen. Nun hat aber die enorme 
Steigerung der Milchleistung in den vergangenen 
40 Jahren — ohne Wachstumshormon — schon jene 
physiologischen Effekte gezeigt, die oben beschrie-
ben wurden: Die hohe Leistungssteigerung in bezug 
auf ein Merkmal geht auf Kosten der Gesamtphy-
siologie und Gesundheit des Tieres. Ein solcher 
Trend würde möglicherweise bei einer weiteren 
Leistungssteigerung fortgesetzt. 

Bei Schweinen führte eine durch Hormonbehand-
lung erhöhte Wachstumsrate zu einem vermehrten 
Auftreten einer Knochenerkrankung, der Osteo-
chondrose. Auch der Versuch der Wachstumssteige-
rung durch Erhöhung der Wachstumshormonkon-
zentration führte zu Krankheitssymptomen. 

Die modernen Verfahren der Tierproduktion haben 
auch Auswirkungen auf Tierverhalten und -befin-
den. So führt bei Schweinen das moderne Produk-
tionssystem (reizarme Umwelt, Enge, Bewegungs-
armut) zu Verhaltensstörungen, wie Stangenbeißen 
und Leerkauen; die Zusammenlegung von Dung 
und Freßzone aus Platzgründen zu permanentem 
Streß 36). Bei Mastbullen konnte ein erhöhter Corti-
sonspiegel nachgewiesen werden, was Streßbedin- 

33) Die Lebensleistung setzt sich bei der Kuh beispiels-
weise aus der Milchleistung pro Laktationsperiode, ih-
rer Nutzungsdauer und ihrer Reproduktionsrate zu-
sammen. 

34) Boehncke, 1985 
35) Essl, 1984 
36) Ekesbo, 1983 
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gungen indiziert 37). Beispiele für aggressives Fehl-
verhalten unter Streßbedingungen sind auch aus 
der Batteriehaltung bei Hühnern bekannt 38). 

Wegen der großen Zeitabläufe in der klassischen 
Züchtung setzt man heute auf die gentechnologi-
schen Verfahren. Diese könnten im Prinzip durch 
eine Verkürzung der Züchtungszeit eine schnellere 
Anpassung an veränderte Haltungsbedingungen er-
möglichen. 

Wenn die Produktion transgener Nutztiere die be-
stehenden Trends nicht umkehrt, stände dieser Pro-
duktivitätsfortschritt nicht im Einklang mit dem 
„Europäischen Übereinkommen zum Schutz von 
Tieren in landwirtschaftlichen Tierhaltungen": 

„Jedes Tier muß unter Berücksichtigung seiner 
Art und seiner Entwicklungs-, Anpassungs- und 
Domestikationsstufe entsprechend seinen phy-
siologischen und ethologischen Bedürfnissen 
nach feststehenden Erfahrungen und wissen-
schaftlichen Erkenntnissen untergebracht, er-
nährt und gepflegt werden39). ` 

3.4.2 Ökologische Auswirkungen 

In den vergangenen 40 Jahren hat sich in der Land-
wirtschaft der Trend zum Hochleistungstier so ver-
stärkt, daß in der Praxis jeweils nur noch ver-
gleichsweise wenige Rassen genutzt werden. Daß es 
dennoch nicht zu einer Erhöhung des Inzuchtgra-
des in Populationen mit künstlicher Besamung ge-
kommen ist, ist darauf zurückzuführen, daß aus gu-
ten Gründen in der Tierzucht die Verwandtschafts-
zucht bewußt vermieden wird 40). Durch die neuen 
Methoden erhofft man sich nun eine Erhöhung der 
Genreserven, wozu es aber bedeutender Anstren-
gungen bedarf. Das bedeutet jedoch nicht zwangs-
läufig, daß auch wieder mehr Rassen in der Produk-
tion Verwendung finden werden. 

Mögliche problematische Auswirkungen der vorge-
stellten Projekte der Optimierung der Tierproduk-
tion auf die belebte Umwelt könnten sich in zwei 
Bereichen ergeben: 

— Bei Feldversuchen mit gentechnisch veränder-
ten Vakzinen kann es zur Neuinfektion bei an-
deren Wirten kommen, wenn der Wirtsbereich 
nicht zureichend kontrolliert werden kann. 

Bei der Einführung neuer Eigenschaften in Pan-
senmikroorganismen mittels Plasmidvektoren 
muß mit einem horizontalen Plasmidtransfer 
auf andere Bakterienstämme unter Freilandbe-
dingungen gerechnet werden. Hier handelt es 
sich um einen Fall der Freisetzungsproblema-
tik. 

3.4.3 Betriebswirtschaftliche, volkswirtschaftliche 
und agrarstrukturelle Auswirkungen 

Da transgene Nutztiere bisher in der Agrarproduk

-

tion noch nicht eingesetzt werden, sollen mögliche 

37) Boehncke, 1985 
38) Ekesbo, 1983 
39) BGBl. II, 1978, S. 114 
40) Deutsche Gesellschaft für Züchtungskunde, 1985  

Auswirkungen an einem analogen Fall dargestellt 
werden, der z. Z. in den Vereinigten Staaten kontro-
vers diskutiert wird. Es handelt sich um den Fall 
der Steigerung der Milchproduktion durch regelmä-
ßige Injektion von Rinderwachstumshormon, die 
nach der Zulassung des gentechnisch produzierten 
Hormons erfolgen kann 41) 

Mit Hilfe des Rinderwachstumshormons kann in-
nerhalb kurzer Zeit (3 bis 5 Tage) eine Steigerung 
der Milchproduktion um 10 % bis 30% erreicht wer-
den. Die Kühe benötigen allerdings ein ganz spe-
zielles Kraftfutter, eine sorgfältige Pflege und eine 
ständige Kontrolle ihres Gesundheitszustandes und 
ihrer Milchleistung. Das wiederum erfordert ein er-
fahrenes, hoch spezialisiertes Farmmanagement 
auf dem höchsten Stand der Technik mit Hilfe der 
elektronischen Datenverarbeitung. Von Ökonomen 
wird dieses Szenerio so eingeschätzt, daß sich diese 
kapitalintensive Innovation nur große und liquide 
Farmen mit einem hervorragenden Management 
leisten können. Die mittleren und kleinen Farmen, 
die nicht über ein so effizientes Management ver-
fügten, würden zur Aufgabe gezwungen 42). Es wird 
geschätzt, daß in den ersten drei Jahren nach Ein-
führung des Hormons der Milchpreis um 10 %-15 % 
fallen werde und der Rinder- und Farmenbestand 
um 25% bis 30% absinken werde. Davon seien dann 
in erster Linie die kleinen Farmen, die Familienbe-
triebe, betroffen, die heute noch weitgehend die 
ländliche Agrarstruktur und -kultur prägten, wie 
z. B. in Wisconsin. So könnte die Einführung des 
Rinderwachstumshormons eine neue Umstruktu-
rierung der ländlichen Milchwirtschaft nach sich 
ziehen. Für diesen Fall gilt jedoch auch, daß diese 
Innovation im Trend liegt und das „Farmsterben" 
schon vor mehr als 20 Jahren mit Beginn der wis-
senschaftlich-technischen Ära in der Agrarproduk-
tion einsetzte. 

Für den Bereich der Europäischen Gemeinschaft 
gilt ab 1988 (für Großbritannien ab 1991) ein Verbot 
der Verwendung von Sexualhormonen zu Mast-
zwecken 43). Hormone mit wachstumssteigernder 
(somatotroper) Wirkung werden von dieser Richtli-
nie nicht erfaßt. 

Die Milchpreisproblematik ist allgemein komplex. 
Es ist keine Frage und gut bekannt, daß die in der 
EG heute benötigte Milch von der Hälfte der vor-
handenen Milchkühe produziert werden könnte. 
Um die sich daraus ergebenden agrarstrukturellen 
Veränderungen zu verhindern, wird weiterhin eine 
Überproduktion finanziert. 

In den Ländern der Dritten Welt ist die Situation 
geradezu konträr. Hier könnte eine Leistungsstei-
gerung mit Hilfe der Gentechnologie wirtschaftlich 
vertretbar und sinnvoll sein. 

3.5 Bewertungen und Empfehlungen 

Der Mensch darf grundsätzlich Tiere für seine 
Zwecke benutzen. Allerdings muß er sein Handeln 

41) Sun, 1986 
42) Kalter, 1985 
43) Rat der Europäischen Gemeinschaften, 1985 
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verantworten. Aus seiner Verfügungsmacht über 
die Tiere erwächst eine besondere Verpflichtung, 
die auch beim Einsatz gentechnischer Methoden ei-
nen verantwortlichen Gebrauch dieser Möglichkei-
ten beinhaltet. Unter diesen ethischen Vorausset-
zungen streben gentechnische Anwendungen in der 
Tierzucht zwei wesentliche Ziele an: 

a) Erhöhung der Produktivität 

In den Industrieländern geht es hier vor allem um 
Qualität, in den Ländern der Dritten Welt sowohl 
um Qualität als auch Quantität. Dabei wird es ein 
Ziel gentechnologischer Anwendung in der Tier-
zucht in den Industrieländern sein, gewissen histo-
rischen Entwicklungen bei der industriellen Tier-
produktion (etwa der zunehmenden Streßanfällig-
keit der Tiere) entgegenzuwirken und zum anderen 
keine weiteren Überschüsse zu produzieren. In den 
Ländern der Dritten Welt hingegen muß angesichts 
der mangelhaften Ernährungsgrundlage in erster 
Linie die Menge an tierischen Nahrungsmitteln er-
höht werden. 

b) Erhöhung der Krankheitsresistenz 

Zu diesem Ziel kann die Gentechnologie mit folgen-
den Methoden und Produkten beitragen: 

— Transgene Tiere; 

— Marker-unterstützte Selektion; 

— Impfstoffe; 

— Diagnostik; 

— Modifikation von Pansenmikroorganismen. 

Die Bewertung dieses weiten Feldes von Anwen-
dungen ist komplex. Es ist in vielen Fällen zwischen 
Anwendungen in Industrieländern und Entwick-
lungsländern zu unterscheiden. Viele der erwähn-
ten Verfahren bedürfen überdies technischer Vor-
aussetzungen der Reproduktionsbiologie, wie z. B. 
Embryotransfer, in vitro-Befruchtung, Kryokonser-
vierung etc., die lange bekannt sind und bereits für 
sich selbst in der Tierzucht eine zentrale Rolle spie-
len. Schließlich werden der Anwendung auch gen-
technischer Verfahren Grenzen durch das Tier-
schutzgesetz, das Tierzuchtgesetz sowie das Seu-
chengesetz gesetzt. 

Gentechnologische Tierexperimente sind voll in die 
Regeln des Tierschutzgesetzes einbezogen. Auch 
die Vorschriften für die Zucht und die Haltung von 
Tieren und für Eingriffe an Tieren reichen für die 
Anwendung in der Gentechnologie aus. 

3.5.1 Transgene Tiere 

3.5.1.1 Vektorentwicklung 

Die Einführung fremder Gene in Tierembryonen 
bedarf geeigneter Vektoren. Das gegenwärtig prak

-

tizierte Verfahren der Mikroinjektion von DNA ist 

ineffizient und damit teuer. Es besteht daher die 
Tendenz, auch andere Möglichkeiten, wie z. B. de-
fekte Retroviren, einzusetzen. Gegen die Anwen-
dung solcher Vektorsysteme in der Maus als einem 
Tiermodell für die Forschung ist bei Einhaltung der 
Sicherheits-Richtlinien nichts einzuwenden. Ihr 
möglicher Einsatz bei Nutztieren bzw. bei dort ver-
wandten Rassen setzt jedoch voraus, daß Sicher-
heitsauflagen erlassen werden, die eine eventuelle 
Freisetzung solcher Viren verhindern 1). Im Augen-
blick ist allerdings auch nicht klar, welche Retrovi-
ren in den Nutztieren überhaupt verwendet werden 
können. Erhöhte Vorsichtsmaßnahmen sind ange-
bracht, solange im Einzelfall die Übertragungs- und 
Rekombinationsfrequenzen hoch oder noch nicht 
bekannt sind. 

Weder bei der Mikroinjektion noch beim Gentrans-
fer durch Retroviren sind bislang der Integrations-
ort, die Zahl der integrierten Kopien sowie das Aus-
maß der Expression des Transgens zu steuern. Im 
Einzelfall ist daher zu untersuchen, inwieweit ein 
bestimmter Integrationsort den Gesundheitszu-
stand eines Tieres auch langfristig beeinflußt (Tu-
morentstehung). Besser wäre zweifellos die Kon-
trolle dieser Parameter, die vermutlich nicht mehr 
allzulange auf sich warten lassen wird. Auf diesem 
Gebiet sind außerordentliche Forschungsanstren-
gungen im Gange. 

3.5.1.2 Hormonmanipulationen 

Wachstum und Laktation sind komplexe biochemi-
sche Prozesse, die im Detail noch nicht verstanden 
sind. Forschungsarbeiten auf diesem Gebiet sind 
daher nachdrücklich zu begrüßen. In der Praxis 
hätte die Übertragung einzelner oder weniger Gene 
sicher den Vorteil, daß sie nur auf diesem Wege in 
heute nicht in der Zucht eingesetzte Rassen (Wild-
arten) eingebracht werden können, um deren gün-
stige Eigenschaften (z. B. gutes Fleisch, Krankheits-
resistenz) mit der einen gewünschten, neuen Eigen-
schaft zu verknüpfen. 

In der gegenwärtigen frühen Phase der Entwick-
lung geht es in erster Linie um die Übertragung des 
Wachstumshormongens zur Erhöhung der Milchlei-
stung. Analoge Resultate ließen sich auch durch 
tägliche Injektionen des Wachstumshormons erzie-
len. Dazu müßte das Hormon aber durch gentechni-
sche Prozesse in Bakterien hergestellt werden. Die 
EWG-Richtlinien zum Verbot des Einsatzes be-
stimmter Stoffe mit hormonaler Wirkung (nieder-
molekulare Steroide und ihre Abkömmlinge) regeln 
nicht den Einsatz wachstumsfördernder Hormone. 

3.5.2 Markerunterstützte Züchtung 

Der marker-unterstützten Züchtung wird große Be-
deutung beigemessen. Sie ist eine Methode, die ge

-

wünschte Eigenschaften eines Nutztiers mit be-
stimmten bekannten Genabschnitten korrelliert. 
Sie wird auch und vor allem polygene Merkmale 

1) siehe Abschnitt D 1. (Laborsicherheit) sowie Ab-
schnitt D 3. (Freisetzung) 
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erkennen und daher eine gezielte Züchtung unter 
großer Zeitersparnis erlauben. Sowohl in Ländern 
der Dritten Welt als auch in den Industrieländern 
wird diese Technik schnell an Bedeutung gewinnen. 
Voraussetzung für die Anwendung sind die Erstel-
lung entsprechend vollständiger Genkarten, die bis-
lang nicht existieren. Es wird hier vermehrter An-
strengungen in der Forschung bedürfen. Ein ent-
sprechender Erfolg, z. B. die Einführung der Trypa-
notoleranz in europäische Hochleistungsrinderras-
sen hätte auch erhebliche wirtschaftliche Bedeu-
tung. 

3.5.3 Impfstoffe und Diagnostik 

Die Erhöhung der Krankheitsresistenz bei Nutztie-
ren wird von der Kommission sehr hohe Priorität 
eingeräumt. Infektionskrankheiten sind sowohl in 
Europa und den USA (z. B. Tollwut, Maul- und Klau-
enseuche), aber vor allem in tropischen Ländern ein 
weitgehend ungelöstes Problem. Darüber hinaus 
hat die Optimierung der Tierproduktion in gewis-
sen Fällen zu einer Verminderung von natürlich ge-
gebenen Resistenzen geführt. Diese Bekämpfung 
von Tierkrankheiten bedarf in manchen Fällen zu-
nächst der Diagnostik, z. B. durch DNA-Sonden. Re-
sistenz kann vermittelt werden durch Einführung 
einzelner Gene, die allerdings in vielen Fällen erst 
noch zu identifizieren sind, oder auch durch Imp-
fung. Die Gentechnik wird auf diesem Gebiet einen 
Fortschritt bringen. Die aktive Immunisierung mit 
Untereinheits-Vakzinen ist vorrangig zu fördern, 
um Freisetzungsprobleme zu vermeiden. Auch bei 
der Anwendung anderer Immunisierungsstrategien 
(attenuierte Viren, Vacciniaderivate) vor allem in 
den Ländern der Dritten Welt sind die erkennbaren 
Risiken gegen den gesellschaftlichen Nutzen abzu-
wägen. 

3.5.4 Pansen -Mikroorganismen und erhöhte 
Effizienz der Nahrungsaufnahme 

Zwei Faktoren reduzieren die Effizienz der Verdau-
ung von Stroh etc. durch Wiederkäuer: die Kristalli-
nität der Cellulose und die Gegenwart von unver-
daulichem Lignin. Beide Probleme können über 
gentechnische Methoden angegangen werden. Lö-
sungen sind allerdings bisher nur über nicht-gen-
technologische Verfahren in Sicht, z. B. über die 
Vorbehandlung von Stroh. Es fehlt auch an der 
Kenntnis der Genetik der Mikroorganismen im 
Pansen sowie, ganz allgemein, an gesichertem Wis-
sen über den Abbau von Lignin. Selbstverständlich 
müssen solche Manipulationen an Pansen-Mikroor-
ganismen auch im Zusammenhang mit der Frei-
setzungsproblematik gesehen werden (s. Ab-
schnitt D 3.). Der obligatorisch anaerobe Charakter 
dieser Organismen, die außerhalb des Verdauungs-
traktes nicht existieren können, ist allerdings als 
ein besonderer Sicherheitsfaktor anzusehen. 

3.5.5 Allgemeine Aspekte und Probleme der 
modernen Tierzucht 

3.5.5.1 Transgene Tiere als Modelle für den 
Einsatz am Menschen 

Es wird oft argumentiert, daß Arbeiten zur Erzeu-
gung transgener Tiere die analoge Anwendung auf 
den Menschen vorbereiten helfen. Dies gilt sicher 
für die Techniken z. B. des Embryotransfers und 
der in-vitro Fertilisation, die in der Tat in der Tier-
zucht den Versuchen am Menschen etwa 20 Jahre 
vorausgingen. 

Im Falle der Gentechnik kann davon jedoch zumin-
dest heute nicht die Rede sein. Einmal ging der Weg 
zum Menschen ohnehin nicht über den Umweg 
über die Nutztiere, sondern direkt von der Maus auf 
den Menschen. Die Tierzucht hat ihre ganz ureige-
nen, unabhängigen Interessen. Zum andern stellt 
die Technik der Mikroinjektion an sich nur einen 
kleinen Teil der wirklichen Problematik dar. Viel 
wichtiger und nicht ohne weiteres transferierbar 
sind Fragen des Vektors, der korrekten Kopienzahl 
und Expression sowie die Beeinflussung des Inte-
grationsortes. Schließlich arbeitet die Tierzucht 
zum Zwecke der Schaffung einer ausreichenden Er-
nährungsgrundlage für den Menschen seit Jahr-
hunderten mit extremen Methoden (z. B. Inzucht, 
Zwillingsbildung), die jederzeit beim Menschen An-
wendung finden könnten. Deshalb ist hier keines-
wegs ein Automatismus zu erwarten. Darüber hin-
aus hat sich die Kommission für ein uneinge-
schränktes Verbot der genetischen Manipulationen 
an menschlichen Embryonen ausgesprochen. 

3.5.5.2 Die Bedeutung transgener Tiere für die 
Humanmedizin 

Transgene Tiere enthalten in jeder ihrer Zellen ein 
fremdes Gen, das daher in einem einzigen Tier je-
der denkbaren zellulären Umgebung ausgesetzt ist. 
Mit einem Tier läßt sich also die Frage beantwor-
ten, warum bestimmte Gene nur in bestimmten 
Zelltypen angeschaltet werden, und warum und wo 
diese wichtige Steuerung in pathologischen Situa-
tionen versagt. Zwei Arten von Genen sind hier von 
besonderer Bedeutung, die Onkogene und die ho-
meotischen Gene. Onkogene sind Gene, deren Ex-
pression und Aktivierung zur Ausbildung einer Tu-
morzelle führen kann. In einem transgenen Tier 
läßt sich also untersuchen, welche Zelltypen für die 
Aktivierung bestimmter Onkogene besonders emp-
fänglich sind und welche Folgen im einzelnen diese 
Aktivierung für bestimmte Zelltypen hat. Homeoti-
sche Gene entscheiden über die Form und die Ge-
stalt eines Organismus und seiner einzelnen Orga-
ne. Sie sind nur in einzelnen Bereichen der Biolo-
gie, z. B. bei der Taufliege, überhaupt bekannt. Sie 
werden an der Ausbildung von Fehlbildungen in 
transgenen Tieren erkannt, in denen der Einbau 
des fremden Gens ein solches homeotisches Gen 
inaktiviert oder zerstört hat. Derartige Gene sind in 
der Evolution immer konserviert, so daß hier von 
den Erfahrungen in der Maus, dem Tiermodell der 
Forschung, direkt auf den Menschen geschlossen 
werden kann. Es ist offensichtlich, daß die am Tier- 
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modell gewonnene Aufschlüsselung der Entwick-
lungsbiologie des Menschen nicht nur einen Er-
kenntnisgewinn bedeutet, sondern auch wichtige 
Rückschlüsse auf Entwicklungsstörungen erlaubt. 

3.5.5.3 Tierhaltung 

Ein weiteres schwieriges Problem in der Tierzucht 
ist die Frage der Tierhaltung. Die Gentechnik hat 
bislang keinen Eingang in die Tierzucht gefunden. 
Es ist auch nicht zu sehen, wo sie in Zukunft die 
Problematik der Tierhaltung wesentlich beeinflus-
sen soll und wird. Wenn die Zahl der für unsere 
Ernährung notwendigen Nutztiere über eine gen-
technisch bedingte Leistungssteigerung im Ganzen 
sinken sollte, so würde das allerdings nicht nur die 
Menge an notwendigem Weideland verringern, son-
dern könnte vielleicht sogar zu einer Verbesserung 
der Situation der Tiere führen. Zumindest ist nicht 
einzusehen, warum sie schlechter werden sollte. 
Wesentlich ist hier vor allem, daß dafür gesorgt 
wird, daß ganz unabhängig von der Gentechnologie 
adäquate Bedingungen für die Haltung von Nutztie-
ren geschaffen werden, und daß zum anderen der 
Einsatz der Gentechnologie eventuelle Fehlent-
wicklungen aus der Vergangenheit nicht ver-
schärft. 

3.5.5.4 Erhaltung der Artenvielfalt und der 
genetischen Vielfalt innerhalb einer Art 

Ein letzter Punkt ist der so oft beschworene Verlust 
der Artenvielfalt in der modernen, extensiven Land-
wirtschaft. Hierbei ist sicher richtig, daß unmittel-
bar in der Anwendung heute nur jeweils wenige 
Rassen anzutreffen sind. Die in den vergangenen 
40 Jahren perfektionierten Techniken des Embryo-
transfers und der Kryokonservierung haben neben 
ihren vielen anderen Vorteilen (z. B. in der Hygie-
ne) vor allem aber auch die Möglichkeit der Gen-
konservierung gegeben. Diese wird auch von der 
Tierzucht in großem Umfang wahrgenommen, so 
daß sie jederzeit auf vielerlei Rassen und Merkmale 
zurückgreifen kann. Natürlich ist heute nicht mehr 
wiederzugewinnen, was in den Jahrhunderten vor 
der Einführung des Embryotransfers vielleicht ver-
loren gegangen ist. Die Gentechnologie bietet je-
doch in diesem Zusammenhang auch die Chance, 
eventuelle im Phänotyp nicht mehr erkennbare Ei-
genschaften auch heute noch über ihre RFLPs zu 
identifizieren und dann gezielt durch Introgression 
einzuzüchten. 

Genbanken können natürlich auch verloren gehen. 
Unabhängig davon wäre es auch ganz allgemein 
wünschenswert, wenn die Vielfalt der Arten uns 
nicht nur in Form tiefgefrorener Embryonen, son-
dern auch und vor allem in Form lebender Tiere 
erhalten bliebe. 

3.5.6 Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Regierungen von Bund und Ländern aufzu-
fordern, 

1. den Einsatz von transgenen Tieren in der biolo-
gisch-medizinischen Grundlagenforschung zu 
fördern, da diese Methode grundsätzlich neue 
Beiträge zur Entwicklungsbiologie und Medizin 
bei Mensch und Tier zu leisten vermag. Ihr Ein-
satz hat unter Bedingungen zu erfolgen, die den 
Vorschriften des Tierschutzgesetzes genügen. 

2. in der Züchtungsforschung diejenigen For-
schungsansätze vorrangig zu fördern, die zu ei-
ner Verbesserung der Qualität (z. B. des Flei-
sches) und zu einer Erhöhung der Krankheitsre-
sistenz führen. 

3. dem Einsatz von körpereigenen Wirkstoffen (als 
Proteine oder als Gene), wie z. B. wachstumsför-
dernden Hormonen in der Tierproduktion, eine 
genaue Analyse des Rückstandsverhaltens und 
der Wirkung auf den Menschen vorangehen zu 
lassen. 

4. darauf zu achten, daß in der Vektor-Technologie 
nach den Regeln der Sicherheits-Richtlinien ver-
fahren wird. Der Einsatz von Retroviren bei 
Nutztieren ist außerhalb geschlossener Systeme 
nicht zu verantworten. Als Vektorsysteme sind 
forschungsmäßig besonders solche auszubauen, 
die nicht Viren als Vektoren benutzen, sondern 
Alternativen dazu darstellen (z. B. die Elektropo

-

ration). 

5. die Entwicklung von Impfstoffen mit Unterein-
heits-Vakzinen in allen denkbaren Varianten 
vorrangig zu fördern. Sofern das sogenannte Vac-
ciniakonzept unausweichlich ist, ist darauf zu 
achten, daß keine nachteiligen Folgen für die 
menschliche Gesundheit entstehen. 

Die Kommission empfiehlt, die Bundesregierung 
aufzufordern, 

6. Forschungsvorhaben, die den Einsatz der Gen-
technologie in der Nutztierzucht in den Ländern 
der Dritten Welt zum Ziel haben, sowohl in Form 
bilateraler Zusammenarbeit als auch durch Un-
terstützung multinationaler Forschungszentren 
zu fördern. Hierbei sollen Krankheitsresistenz 
und Futterverwertung, d. h. qualitative und quan-
titative Leistungssteigerung im Vordergrund ste-
hen. 

7. rechtzeitig mögliche Konsequenzen der transge-
nen Tierzucht auf die Struktur der Landwirt-
schaft zu prüfen. 
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4.1 Ziele des Einsatzes gentechnisch 
veränderter Organismen im 
Umweltbereich 

Die Fähigkeiten der Mikroorganismen, chemische 
Verbindungen zu zersetzen, sie umzuwandeln oder 
in ihre Bestandteile zu zerlegen, sind grundlegend 
für die Stoffkreisläufe auf der Erde. 

Diese Fähigkeiten werden von den Menschen in 
vielen Bereichen bewußt genutzt. Größenordnungs-
mäßig am bedeutsamsten ist in der Umweltbiotech-
nologie die mikrobielle Reinigung der Brauchwäs-
ser aus Haushalt, Landwirtschaft und Industrie. 

Auch zur Beseitigung oder Vermeidung der negati-
ven Wirkungen, die chemische Verbindungen natür-
lichen oder synthetischen Ursprungs in der Umwelt 
entfalten können, werden Mikroorganismen einge-
setzt. Durch die Entwicklung molekulargenetischer 
und gentechnischer Methoden ist es darüber hinaus 
möglich geworden, die genetische Basis der Stoff-
wechselvorgänge der Mikroorganismen zu verän-
dern. Damit verbindet sich die Hoffnung, Organis-
men konstruieren zu können, die effektiver als die 
natürlicherweise vorkommenden in der Lage sind, 
diese Leistungen zu erbringen. 

Gentechnisch veränderte Organismen könnten im 
Prinzip in folgenden umweltrelevanten Bereichen 
eingesetzt werden: 

— Abbau von Schadstoffen, die von Mikroorganis-
men bisher wenig oder gar nicht angegriffen 
wurden. 

Hierbei handelt es sich beispielsweise um die 
Zersetzung von Kunststoffabfällen auf Müllde

-

ponien oder von Stoffen, die in Kläranlagen mi-
krobiell kaum abbaubar sind (wie z. B. einige 
Chlorkohlenwasserstoffe). 

— Beschleunigung des Abbaus von Schadstoffen. 

Dieser Bereich umfaßt all diejenigen Abfallstof-
fe, deren mikrobieller Abbau zwar erfolgt, deren 
raschere Zersetzung aber aus Umweltgesichts-
punkten und wirtschaftlicher Betrachtung von 
besonderem Interesse ist. So ist eine beschleu-
nigte Entfernung von Erdölverschmutzungen 
z. B. bei Tankerhavarien wünschenswert. Eine 
Erhöhung mikrobieller Abbauraten kann dar-
über hinaus die Dimensionierung und somit die 
Wirtschaftlichkeit von Kläranlagen nachhaltig 
beeinflussen. 

— Anreicherung und Entfernung von Schwerme-
tallen. 

Hier geht es um mikrobielle Verfahren, die 
Schwermetalle aus dem Boden oder aus dem 
Abwasser anreichern. Nach der Abtrennung 
können die Schwermetalle dann einer Entsor-
gung zugeführt werden. Umgekehrt ist auch 
eine Verringerung der Schwermetallkonzentra-
tionen in Böden durch mikrobielle Auslaugung 
denkbar. 

— Biologische Schädlingsbekämpfung. 

Hierbei geht es darum, die Leistungen von in 
der Schädlingsbekämpfung einsetzbaren Nütz-
lingen zu erweitern bzw. zu verbessern, um da-
durch den Einsatz chemischer Schädlingsbe-
kämpfungsmittel zu verringern oder zu ergän-
zen. 

Eine der Voraussetzungen dafür, daß sich die mit 
dem Einsatz gentechnisch veränderter Organismen 
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verbundenen Zielvorstellungen realisieren lassen, 
ist, daß diese Organismen die Leistungen, für die 
sie im Laboratorium konstruiert wurden, in der 
Praxis auch vollbringen. 

Darüber hinaus ist zu bedenken, welche anderen 
als die angestrebten Wirkungen von solchen Orga-
nismen in der Umwelt ausgehen können und ob die 
Ergebnisse entsprechender Voruntersuchungen 
vom Laboratorium auf die Praxis zu übertragen 
sind. 

4.2 Abbau und Umwandlung 
umweltbelastender Chemikalien 

Neben den von der Natur produzierten biologischen 
Verbindungen sind zur Zeit mindestens 60 000 bis 
70 000 unterschiedliche, synthetisch hergestellte 
Chemikalien weltweit im Gebrauch. Nur für einen 
Teil dieser Chemikalien liegen Daten über ihren 
Einfluß auf Gesundheit, Wachstum und Entwick-
lung von Menschen, Tieren, Pflanzen und Mikroor-
ganismen vor. Verbindungen, die Halogenatome 
(z. B. Chlor, Fluor), enthalten, haben eine erhöhte 
Resistenz gegenüber mikrobiellem Abbau. Pestizi-
de, Kunststoffe und Lösungsmittel sind in dieser 
Gruppe zu finden. 

Andere organische Verbindungen gelangen zum 
Teil in großen Mengen direkt in die Umwelt. Dazu 
gehört z. B. das Erdöl, das, wird es aus seinen natür-
lichen Lagern in die übrige Umwelt in großen Men-
gen freigesetzt, zu ökologischen und gesundheitli-
chen Problemen führt. Der direkte und schnelle Ab-
bau solcher Stoffe mit Hilfe optimierter Mikroorga-
nismen wird als eine Möglichkeit angesehen, die 
durch sie hervorgerufenen Probleme zu verringern. 

Die bei der Kohleverbrennung entstehenden 
Schwefeloxide sowie die Schwermetalle (z. B. 
Quecksilber, Kadmium) in Abwässern und Schläm-
men stellen weitere Quellen für Umweltschädigun-
gen dar. Auch hier gibt es Forschungsansätze, die 
darauf abzielen, diese Stoffe mit Hilfe von (gentech-
nisch veränderten) Mikroorganismen zu beseitigen 
oder in andere chemische Verbindungen zu über-
führen. 

Umweltschädliche Stoffe können im Wasser, in der 
Luft oder im Boden vorkommen. 

Da die Belastung der Abwässer mit organisch-che-
mischen Stoffen aus Haushalten und Industrie er-
heblich ist, wird der biologischen Abwasserreini-
gung unter technischen und wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten eine große Bedeutung beigemessen. 
Die meisten Projekte, bei denen Mikroorganismen 
gentechnisch für spezifische Abbaureaktionen aus-
gerüstet werden, sind innerhalb dieses Anwen-
dungsbereiches angesiedelt. Aber auch im Boden 
kann die Konzentration problematischer Chemika-
lien durch Einbringen von Mikroorganismen ge-
senkt werden 1). Demgegenüber sind die Möglich-
keiten der Schadstoffentfernung aus der Luft be

-

grenzt 2). 

1) Kilbane et al., 1983 
2) Office of Technology Assessment, 1984, S. 217  

4.2.1 Prinzipien der mikrobiellen Umwandlung 
organischer Verbindungen 

Alle durch natürliche Prozesse gebildeten und viele 
der synthetisch hergestellten chemischen Verbin-
dungen können von den vorhandenen ein- und viel-
zelligen Lebewesen abgebaut oder in andere Stoffe 
umgewandelt werden. Zu den degradierenden Mi-
kroorganismen gehören Mitglieder unterschiedlich-
ster systematischer Gruppen 3). 

Einige synthetische organische Chemikalien sind 
relativ resistent gegenüber mikrobiellem Abbau. 
Eine Ursache dafür ist, daß nur bestimmte Klassen 
der natürlicherweise vorkommenden Mikroorganis-
men die Enzyme besitzen, die für die am Anfang der 
Abbauketten stehenden Schlüsselreaktionen ver-
antwortlich sind. Diese Schlüsselreaktionen sind 
eine notwendige Voraussetzung für die Umwand-
lung einer schwer abbaubaren Chemikalie in Ver-
bindungen, die von den vorhandenen Bakterien, Pil-
zen oder Algen abgebaut werden können. 

Neben der enzymatischen Ausstattung der Mikro-
organismen sowie der Struktur des abzubauenden 
Stoffes beeinflussen physikalische und chemische 
Komponenten den Abbau. Dazu gehören z. B. Tem-
peratur, Säuregrad und Salzkonzentration der Urn-
gebung sowie die Konzentration und Wasserlöslich-
keit des abzubauenden Stoffes. Einen Einfluß ha-
ben auch Stoffe, die von anderen Organismen gebil-
det und nach deren Absterben frei werden. Weiter-
hin spielen auch andere, um diese Komponenten 
konkurrierende Mikroorganismen eine Rolle dabei, 
ob eine Chemikalie mikrobiell abgebaut werden 
kann oder nicht 4). 

Grundsätzlich gilt, daß Mikroorganismen Stoffe nur 
bis zu einer bestimmten Konzentration, d. h. Stoff-
partikel pro Volumen, abzubauen vermögen. Dies 
ist durch die biochemischen Eigenschaften der be-
teiligten Enzyme, insbesondere die Bindungsfähig-
keit an den abzubauenden Stoff bedingt. 

Die Fähigkeit eines Organismus, Chemikalien un-
ter Laborbedingungen abbauen oder umwandeln zu 
können, bedeutet nicht notwendigerweise, daß er es 
unter Praxis- bzw. Umweltbedingungen auch tut. 
Die genetisch kodierten Abbauenzyme sind eine 
zwar notwendige, aber oft nicht hinreichende Be-
dingung dafür, daß sich eine solche Fähigkeit auch 
verwirklichen läßt 5). 

Untersuchungen mit konventionell isolierten Ab-
baustämmen zeigen, daß, fügt man solche Mikroor-
ganismen zu kontaminierten Boden- oder Wasser-
proben hinzu, sie in einigen Fällen den Schadstoff-
abbau beschleunigen 6), in anderen Fällen jedoch 
keine signifikante Wirkung haben 7). 

3) Kobayashi, Rittmann, 1982 
4) Colwell, Sayler, 1978 
5) Goldstein et al., 1985 
6) Clark, Wright, 1970; Kilbane et al., 1983; Kearney et al., 

1969; Barles et al., 1979 
7) Anderson et al., 1970; Lehtomäki, Niemelä, 1975; Mac 

Rae, Alexander, 1965 
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Die in bestimmten Fällen beobachtete Unfähigkeit 
der Mikroorganismen, die Reaktionen, zu denen sie 
unter Laborbedingungen in der Lage sind, auch in 
Boden- oder Abwasserproben bzw. außerhalb des 
Labors zu vollbringen, kann u. a. darauf zurückge-
führt werden, daß die Konzentration des Schadstof-
fes oder der Nährstoffe zu niedrig ist, um das 
Wachstum der entsprechenden Organismen zu ge-
währleisten. Weiterhin können die Bakterien durch 
Feinde oder toxische Stoffe reduziert werden. Auch 
können sie sich dann, wenn der Schadstoff als 
Energie- oder Nahrungsquelle benutzt wird, andere, 
leichter zugängliche Nahrungsquellen erschließen. 
Ebenso können sie aus unterschiedlichen Gründen 
nicht in der Lage sein, zu den Stellen (im Boden) zu 
gelangen, wo die Chemikalie zu finden ist 8). 

4.2.1.1 Kooperative Umwandlungsprozesse 

Die Interaktionen von Mikroorganismen bewirken 
in natürlichen Systemen, daß auch Substanzen, die 
von einem einzelnen Organismus nicht angegriffen 
werden, abgebaut werden können. 

Ein Mechanismus ist der sequenzielle Abbau einer 
Substanz durch verschiedene Organismen, wobei 
das durch eine Mikrobenart gebildete Endprodukt 
das Ausgangssubstrat für eine andere ist 9). Aber 
nicht nur Stoffwechselzwischenprodukte können 
zwischen den Organismen „weitergereicht" werden, 
sondern auch bestimmte Hilfsstoffe, sogenannte 
Kofaktoren zur Durchführung biochemischer Lei-
stungen, zu denen diese Organismen ansonsten 
nicht in der Lage sind 10). 

4.2.1.2 Evolution neuer biochemischer 
Eigenschaften 

Wird in eine Umgebung ein bis dahin nicht vorhan-
dener Stoff eingebracht, werden sich von den dort 
lebenden Organismen diejenigen bevorzugt ver-
mehren, deren genetische Ausstattung es ihnen er-
laubt, unter solchen Bedingungen zu überleben. Im 
einfachsten Fall werden bereits vorhandene, aber 
stillgelegte Gene aktiviert und so die für den Abbau 
notwendigen Enzyme bereitgestellt. Diesen Vor-
gang nennt man Induktion. Liegt die genetische In-
formation für solche Enzyme nicht oder nicht in der 
richtigen Form vor, kann sich eine „passende" gene-
tische Ausstattung aufgrund unterschiedlicher Me-
chanismen entwickeln. 

Dies geschieht zum einen durch die Mutation ein-
zelner Gene, durch die das Reaktionsvermögen ein-
zelner Enzyme verändert werden kann. Darüber 
hinaus gibt es Plasmidübertragungsmechanismen, 
durch die die genetische Information für schadstoff-
abbauende Enzyme von einem auf andere Bakte-
rienstämme übertragen werden kann. Solche Plas-
midübertragungen können sehr selten sein und nur 
1 aus 10 9  Bakterien betreffen, in Einzelfällen aber 
auch sehr effektiv, so daß 100 % der Empfängerorga- 

8) Goldstein et al., 1985 
9) Alexander, 1981 
19) Jacobson et al., 1980; Horvath, 1972  

nismen die neue genetische Information erhalten. 
Die Rolle übertragbarer Plasmide beim Abbau von 
Mono- und Dichlorbiphenylen ist bereits gezeigt 
worden 11). Ein weiterer Mechanismus ist das soge-
nannte „patchwork assembly”. Hierbei werden 
Gene, die auf unterschiedlichen Plasmiden liegen 
und die zu unterschiedlichen Abbauwegen gehören, 
durch Rekombinationsereignisse in der Bakterien- 
zelle zu einer neuen Abbausequenz zusammenge-
fügt. 

Die Selektion solcher Fremdstoff-abbauender Bak-
terien kann auch durch konventionelle mikrobiolo-
gische und biotechnische Labormethoden vollzogen 
werden. Das geschieht in sogenannten Anreiche-
rungskulturen. Hier wird einer Lösung der abzu-
bauenden Chemikalie ein Gemisch unterschiedli-
cher Bakterien z. B. aus Bodenproben zugesetzt. Be-
findet sich unter diesen Bakterien eines, das diesen 
Stoff abbauen und verwerten kann, vermehrt es 
sich, kann isoliert und im Prinzip in der Praxis für 
den Abbau dieser Chemikalie eingesetzt werden. 
Trotz der natürlicherweise vorkommenden großen 
Vielfalt an degradierenden Organismen gibt es je-
doch Substanzen, die nur sehr langsam oder mögli-
cherweise gar nicht abgebaut werden. 

Das kann u. U. dadurch bedingt sein, daß die dafür 
notwendigen Gene auf dem Bakterienchromosom 
liegen, dessen Information mit geringerer Wahr-
scheinlichkeit zwischen unterschiedlichen Bakte-
rien ausgetauscht wird, und die „richtigen" Ab-
bauschritte deshalb nicht zusammengesetzt wer-
den. In diesem Fall reichen die konventionellen mi-
krobiologischen Techniken häufig nicht aus, um die 
gewünschten Eigenschaftskombinationen zu erzie-
len. 

4.2.2 Möglichkeiten und Perspektiven der 
gentechnischen Konstruktion 
stoffumwandelnder Bakterienstämme 

Wenn die Selektion eines Stammes für den Abbau 
einer bestimmten Substanz durch Anreicherungs-
kulturen erfolglos bleibt, ist ein Transfer der ent-
sprechenden DNA-Sequenzen mittels gentechni-
scher Methoden im Prinzip möglich. Auch Genkom-
binationen, die unter natürlichen Bedingungen ent-
stehen könnten, sind nunmehr schneller und geziel-
ter herzustellen. Darüber hinaus können Gene an-
derer Arten zur Konstruktion bisher nicht existie-
render Abbauwege benutzt werden. 

4.2.2.1 Wirts-/Vektorsysteme für die Konstruktion 
von Abbaustämmen 

Ein Genklonierungssystem besteht aus zwei Kom-
ponenten: einem Klonierungsvektor und einem 
Wirt, meistens ein gut charakterisierter Labor-
stamm einer Bakterienart, in den der Vektor mit 
dem klonierten Gen eingeführt und vermehrt wird. 
Solche Laborstämme überleben in der Regel unter 
normalen Umweltbedingungen verhältnismäßig 
schlecht. Um nun die gewünschten Stoffwechsellei- 

11) Furukowa, Chakrabarty, 1982 
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stungen auch unter Praxisbedingungen bzw. in pra-
xisrelevanten Mikrobenstämmen verfügbar zu ha-
ben, werden solche Plasmide als Vektoren benutzt, 
die ein breites Wirtsspektrum besitzen und somit 
auch die Fähigkeit haben, auf andere, in der Praxis 
verwendete Bakterien übertragen zu werden. 

Solche transferierbaren Plasmide werden bei den 
Genklonierungsarbeiten zur Konstruktion von Ab-
bauwegen bevorzugt benutzt. Hier wird also im Ge-
gensatz zu vielen anderen gentechnischen Arbeiten, 
wo die Transferierfähigkeit eines Plasmides als Ri-
sikofaktor betrachtet wird, der Transfer dieses im 
Labor neu zusammengesetzten Eigenschaftsspek-
trums auf die in der Umwelt lebenden Arten direkt 
angestrebt. 

Die modifizierten Plasmide sollen in erster Linie in 
diejenigen Stämme transferiert werden können, die 
auch innerhalb der natürlichen Abbauprozesse 
wichtige Funktionen haben und im Boden oder 
Wasser unter den verschiedensten Bedingungen 
gut überleben können. Die Wirtsspektren der Plas-
mide, die für die Übertragung genetischer Informa-
tionen benutzt werden können, schließen z. T. auch 
hochspezialisierte Organismen ein, die nur an ex-
tremen Standorten z. B. mit hohen Salzkonzentra-
tionen oder hohen Temperaturen überleben kön-
nen. 

4.2.2.2 Gentechnische Neukonstruktion 
abbauender Eigenschaften 

Es gibt eine Anzahl von Chemikalien, für deren Ab-
bau eine gentechnische Veränderung mikrobieller 
Abbaukapazitäten diskutiert wird. Eines der Pro-
jekte betrifft den Abbau von Toluol und Xylol. Die 
im Zusammenhang mit dem Abbau dieser Substan-
zen durchgeführten Arbeiten verdeutlichen exem-
plarisch die Prinzipien der gentechnischen Unter-
suchung und Beeinflussung von Abbauwegen. 

Obwohl Toluol selber kein häufig anfallender Um-
weltschadstoff ist, kann er als Modellverbindung 
zum Studium von biochemischen Abbauwegen ver-
wandter aromatischer Verbindungen dienen, die be-
deutendere Schadstoffe sind, wie z. B. Nitrobenzol, 
Nitroanilin, Chlorbenzol, Chlorphenol etc. 12 ). 

Toluol und Xylol werden durch eine Anzahl von 
Enzymreaktionen so weit abgebaut, daß die übrig-
bleibenden Molekülbestandteile von den Bakterien 
als Wachstumssubstrate benutzt werden können 13) 
(Abbildung 4-1). 

12) Timmis, 1983 
13) Timmis, 1983 
14) Timmis, 1983 

Abbildung 4- 1 

Die Gene für die Enzyme des Toluol-Abbauweges sind auf dem Tol-Plasmid in zwei Gruppen angeordnet und durch 
ein großes Segment Plasmid-DNA voneinander getrennt. Diese Anordnung spiegelt die funktionelle Organisation in 
zwei getrennt regulierte Genblöcke wider. Der obere Abbauweg baut Toluol zu Benzoat ab, während der untere 
weiter zu Wachstumssubstraten führt. Dabei wird der aromatische Molekül-Ring durch die sogenannte meta-Spal-
tung geöffnet, eine Reaktion, die für die Spaltung des aromatischen Ringes durch Bodenbakterien von zentraler 
Bedeutung ist. 
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Die Gene für die Enzyme dieses Toluol-Abbauwe-
ges liegen auf dem sogenannten Tol-Plasmid. Die-
ses Plasmid wurde aus im Boden lebenden Pseudo-
monas-Bakterien isoliert, die Toluol abbauen kön-
nen. Die Untersuchungen des Abbauweges zeigten, 
daß sowohl die genetische Organisation als auch die 
Regulation der Enzyme von großer Komplexität 
sind 15). 

Bei dem Versuch, die Gene des Toluol-Abbauweges 
zu klonieren, entstanden zwei Arten von Klonen. 
Zum einen solche mit Genen für ein oder einige 
wenige Enzyme, und zum anderen solche mit allen 
Genen für die Enzyme des mit der meta-Spaltung 
(siehe Legende Abbildung 4-1) verbundenen Abbau-
weges, einschließlich der regulatorischen Gene. 
Klone der ersten Klasse wurden in Experimenten 
mit dem Ziel verändert, die Syntheserate einzelner 
Enzyme zu erhöhen. Die Klone der letzteren Art 
haben die Untersuchung der Expression der Gene 
und die teilweise Aufklärung der komplexen Regu-
lationsmechanismen der Stoffwechselwege erleich-
tert 16) 

Weiterhin wurden Plasmide, die Gene für Teil-
schritte des Toluol-Abbaus enthielten, in Pseudomo-
nadenstämme hineingebracht, wodurch das Spek-
trum der Stoffe, die diese Bakterien bereits mit 
ihrer eigenen genetischen Ausstattung abbauen 
konnten, um andere Substanzen, die bis-
her nicht abgebaut werden konnten 17), erweitert 
wurde. 

Eine weitere Stoffklasse, bei der die Modifikation 
natürlicher Organismen zur Optimierung der Ab-
bauleistungen mit Hilfe gentechnischer Methoden 
angestrebt wird, sind die Naphthalinsulfonsäu-
ren 18). Dieses sind Verbindungen, die bei der Her-
stellung der heute am häufigsten verwendeten Azo-
farbstoffe eine Rolle spielen. 

Zu der Stoffklasse der Naphthalinsulfonsäuren ge-
hören ca. 300-400 Verbindungen, davon haben in 
der Praxis allerdings nur ca. 10-12 größere Bedeu-
tung. Um sie biologisch abzubauen, sind heute in 
Kläranlagen Multispezieskulturen im Gebrauch, de-
ren verschiedene Organismen in ihren Abbaufähig-
keiten so gut aneinander angepaßt sind, daß sie 
diese Stoffe im Prinzip vollständig verwerten kön-
nen. Die Voraussetzung dafür ist, daß der Transfer 
der Stoffwechselzwischenprodukte zwischen den 
Organismen gut funktioniert. Dies ist nicht immer 
der Fall. 

Mit Hilfe der Gentechnik sollen deshalb Organis-
men hergestellt werden, die die Gene für die ver-
schiedenen Abbauschritte in sich vereinigen und 
deshalb die chemisch unterschiedlichen Seitenket-
ten der Naphthalinsulfonsäuren abspalten können. 
Übrig bliebe dann das leicht abbaubare Grundge-
rüst, das von den natürlichen Organismen abgebaut 
werden kann 19) 

15) Franklin et al., 1981 a und 1981 b 
16) Timmis, 1983 
17) Lehrbach et al., 1984 
18) Knackmuss, 1985 
19) Knackmuss, 1985  

Auch für die Beschleunigung des Abbaus von Öl-
verunreinigungen ist der Einsatz gentechnisch ver-
änderter Organismen im Prinzip denkbar. In der 
Natur wird der mikrobielle Abbau von 01 haupt-
sächlich durch Art und Zustand des Öls und durch 
eine ungenügende Versorgung mit anderen Nähr-
stoffen begrenzt 20). Bei Boden- und Grundwasser-
kontaminationen wirkt sich hauptsächlich die feh-
lende Sauerstoffversorgung nachteilig aus 21). In 
Anwesenheit von Sauerstoff und bei einer ausrei-
chenden Versorgung mit erforderlichen Salzen kön-
nen Mikroorganismen verschiedenster Klassen 
Kohlenwasserstoffe, die in Roh- und Schweröl vor-
kommen, als einzige Kohlenstoff- und Energie-
quelle nutzen und das Öl deshalb abbauen. Die Ab-
baubarkeit der einzelnen Bestandteile nimmt dabei 
folgendermaßen zu: Teere <Aromate < Aliphate 22). 
Die Gene für den Abbau können auf Chromosomen 
und auch auf Plasmiden liegen 23). Damit das 01 
leichter verfügbar ist, scheiden abbauende Organis-
men Tenside ( = oberflächenaktive Stoffe) aus. 

Der Ölabbau erfolgt in der Natur durch das Zusam-
menspiel (Kooperation) unterschiedlicher Mikroor-
ganismen. Dieses Zusammenspiel ist dadurch cha-
rakterisiert, daß die durch den einen Organismus 
produzierten Abbauprodukte von anderen weiter-
verwertet und umgewandelt werden. Aufgrund der 
Komplexität dieses Vorganges ist es zur Zeit noch 
offen, ob sich durch gentechnische Veränderungen 
Mikroorganismenstämme entwickeln lassen, die 
den Ölabbau in der Umwelt wesentlich beschleuni-
gen könnten 24). 

4.2.2.3 Verwendung von nicht-bakteriellen Genen 
zum Abbau von Schadstoffen 

Neben den bakteriellen Genen, die als Teilbau

-

stücke für die Konstruktion komplexer Abbauwege 
benutzt werden können, wird auch die Verwendung 
von Genen höherer Lebewesen zu diesem Zweck 
diskutiert 25). In der Säugetierleber werden zum 
Beispiel viele Enzyme gebildet, die Stoffe verän-
dern oder abbauen können. Die für diese Enzyme 
kodierenden Nukleinsäuren sind also ein potentiel-
les Reservoir für die Erweiterung des für mikro-
bielle Enzyme gegebenen Abbauspektrums. Auch 
die Erbinformation der Hefen wird in diesem Zu-
sammenhang als nutzbar betrachtet. Allerdings lie-
gen über den Einsatz eukaryotischer Gene zu Stoff-
umwandlungszwecken zur Zeit noch keine Informa-
tionen vor. 

Darüber hinaus sind die Veränderung isolierter 
Gene bzw. die völlige Neukonstruktion von enzym-
kodierenden Nukleinsäuren im Reagenzglas Pro-
jekte der „synthetischen  Biologie".  Man hofft dabei, 
neue Abbauwege für bisher nicht oder nur schwer 
abbaubare Substanzen wie z. B. DDT entwickeln zu 
können. 

20) Umweltbundesamt, 1986 
21) Umweltbundesamt, 1986 
22) Berwick, 1984 
23) Chakrabarty, 1985 
24) Umweltbundesamt, 1986 
25) Knackmuss, 1985 
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4.2.3 Gentechnische Beeinflussung der 
Umwandlung anorganischer Stoffe 

Neben den vielfältigen Möglichkeiten zur Beein-
flussung des Abbaus komplexer organischer Ver-
bindungen wird auch die Umwandlung einfacher 
organischer bzw. anorganischer Substanzen mit 
Hilfe gentechnisch optimierter Mikroorganismen in 
Erwägung gezogen 26). Die Forschungsansätze in 
diesem Bereich sind jedoch noch nicht weit fortge-
schritten. 

Eines dieser Projekte ist die mikrobielle Entschwe-
felung von Kohle und darüber hinaus die Untersu-
chung einer möglichen genetischen Optimierung 
der daran beteiligten Mikroorganismen. 

Kohle ist ein fossiler Energieträger, der in großen 
Mengen zur Wärmegewinnung verbrannt wird. Sie 
besteht aus einem komplexen Gemisch organischer 
Kohlenwasserstoffe und enthält neben anderen Be-
standteilen zwischen 0,5 und 6 Prozent Schwefel 27). 
Bei der Verbrennung entsteht Schwefeldioxyd 
(502). Dieses trägt zur Bildung des „sauren Regens" 
und somit zu einer Reihe heute in ihrem Ausmaß 
noch nicht abschätzbarer Umweltprobleme bei. 
Eine Entfernung des Schwefels aus der Kohle mit 
Hilfe von Mikroorganismen vor der Verbrennung 
könnte dazu beitragen, den SO2-Gehalt der Abluft 
aus Verbrennungsanlagen zu vermindern. 

Der Schwefel liegt in der Kohle sowohl in organi-
scher als auch in anorganischer Form vor. Mikroor-
ganismen können beide Formen angreifen und in 
chemisch-organische Verbindungen überführen, die 
für ihren eigenen Stoffwechsel von Nutzen sind und 
in ihre Biomasse eingebaut werden. 

Anorganische Schwefelverbindungen können von 
verschiedenen Mikroorganismen relativ leicht an-
gegriffen werden. So baut z. B. Thiobacillus ferro-
oxidans 97 °A° des in der Kohle vorhandenen Pyrit-
schwefels unter Laborbedingungen innerhalb von 
fünf Tagen ab 28). Ein anderes Bakterium, Sulfolo-
bus acidocaldarius, kann in zehn Tagen 96 % des 
gesamten anorganischen Schwefels aus diesem 
Energieträger entfernen, was einer Gesamtent-
schwefelung von ca. 50 % entspricht 28). 

Die Untersuchung der Biologie und Biochemie des 
Abbaus der organischen Schwefelkomponenten der 
Kohle befindet sich erst im Anfangsstadium. Eine 
gentechnische Beeinflussung der biochemischen 
Reaktionen, die an der Umwandlung der in der 
Kohle vorhandenen organischen Schwefelverbin-
dungen beteiligt sind, ist zur Zeit noch nicht abseh-
bar. 

Ein weiteres Projekt beinhaltet die Entfernung von 
Metallen aus Abwässern und Klärschlämmen. We-
gen ihrer Giftigkeit stellen Schwermetalle in Ab-
wässern ein großes Problem dar. Um sie zu entfer-
nen, werden physikalisch-chemische und biologi-
sche Verfahren eingesetzt. Mikroorganismen kön- 

26) Office of Technology Assessment, 1984; BMFT, 1985 
27) Kargi, Robinson, 1982 
28) Murr, Mehta, 1982 
29) Kargi, Robinson, 1982 

nen dem Abwasser Schwermetalle dadurch entzie-
hen, daß sie sie in die Zelle aufnehmen (Akkumula-
tion), sie an der Zelloberfläche binden (Biosorption) 
oder ihre Löslichkeit ändern. 

Bei der Biosorption werden die Metallionen unspe-
zifisch an der Zelloberfläche gebunden, während 
die Akkumulation in der Zelle spezifisch ist und das 
Vorhandensein bestimmter Proteine, Metallothio-
neine, zur Voraussetzung hat 30). 

Welcher Mechanismus angewendet wird, ist je nach 
Organismus unterschiedlich. Uran beispielsweise 
wird von dem Bakterium Pseudomonas aeruginosa 
in den Zellen angereichert, während die Hefe Sac-
charomyces cerevisiae als Biosorbens wirkt, d. h. 
das Uran auf der Zelloberfläche bindet. 

Eine Änderung der Löslichkeit von Metallen durch 
Mikroorganismen kann bewirken, daß 

— Schwermetallverunreinigungen 	aus 	Klär

-

schlämmen herausgelöst werden (die Metalle 
werden oxidiert und damit wieder löslich); 

— Schwermetallverunreinigungen aus Abwässern 
ausgefällt werden (die Metalle werden reduziert 
und somit unlöslich); 

— Quecksilber aus Abwässern abdampft (Quecksil-
ber wird reduziert zu metallischem Quecksilber, 
das flüchtig ist). 

Die mikrobielle Reduktion von Quecksilber ist rela-
tiv gut untersucht 31), die Gene dafür befinden sich 
häufig auf Plasmiden. Neben dem Strukturgen für 
die Quecksilber-Reduktase sind regulatorische 
Gene und Gene zum Abbau organischer Quecksil-
berverbindungen an der biologischen Umwandlung 
dieses Metalls beteiligt. 

Mit Hilfe der Gentechnologie sollen diese Gene in 
anderen Organismen kloniert werden. Dadurch 
wird angestrebt, das durch die Mikroorganismen 
gebildete Quecksilbermetall leichter extrahieren 
und wiederverwerten zu können 32). 

4.2.4 Einsatzbereiche gentechnisch veränderter 
Organismen 

Die traditionelle Biotechnologie hat eine Vielzahl 
von Verfahren entwickelt, bei denen die Mikroorga-
nismen unter den unterschiedlichsten Bedingungen 
ihre Aktivitäten entfalten. Prinzipiell gibt es drei 
Systeme, die eine unterschiedliche Kontrolle der 
Verbreitungsmöglichkeiten der eingesetzten Orga-
nismen erlauben. 

Der Prototyp streng kontrollierter, geschlossener 
Systeme sind die Bioreaktoren (Fermenter), in de-
nen die Stoffwechselleistungen jeweils eines spezi-
alisierten Stammes zur Herstellung oder Umwand-
lung  von Stoffen genutzt werden. Das Eindringen 
von Fremdkeimen in den Fermenter ist uner-
wünscht, da dadurch der Verfahrensablauf geän- 

30) Lundgren, 1984 
31) Summers, Silver, 1978 
32) Hansen et al., 1984 
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dert werden könnte und das System gestört wird. 
Das Austreten von Keimen hingegen ist während 
oder am Ende des Fermentationsverfahrens im 
Prinzip möglich und hätte in der Regel keinen ne-
gativen Einfluß auf den Verfahrensablauf. 

Gentechnisch veränderte Bakterien können sowohl 
in geschlossenen Fermenteranlagen als auch in 
(halb-)offenen Kläranlagen eingesetzt werden. Ob-
wohl Kläranlagen normalerweise so konzipiert 
sind, daß sich im Wasserablauf möglichst wenige 
Bakterien befinden, werden doch ständig eine nicht 
unbeträchtliche Anzahl in die offenen Gewässer 
ausgeschwemmt 33). 

In einigen Fällen werden natürliche Mikroorganis-
men zur Nutzung ihrer Abbauleistungen auch im 
Freiland verwendet. In der Bundesrepublik 
Deutschland wird versucht, heterogene Bakterien-
kulturen einzusetzen, um ölverschmutzte Böden zu 
reinigen 34). Auch für genetisch manipulierte Orga-
nismen ist der Einsatzbereich Freiland vorgesehen. 
Es ist weltweit geplant, durch toxische Chemikalien 
verseuchte Deponien oder Bodenflächen mit Hilfe 
spezialisierter Mikroorganismen zu reinigen 35) 

4.2.5 Auswirkungen der Stoffumwandlung 
mit Hilfe gentechnisch veränderter 
Mikroorganismen 

4.2.5.1 Ökologische Auswirkungen 

Für unsere Umwelt ist es von entscheidender Be-
deutung, wie man die Verbreitung von chemischen 
Produkten in der Umwelt einschränken und beherr-
schen kann. In diesem Zusammenhang ist die Be-
schleunigung des biologischen Abbaus schädlicher 
Verbindungen eine Möglichkeit, ihre Menge in der 
Umwelt zu verringern. 

Dieses kann einmal dadurch erreicht werden, daß 
über eine genauere Kenntnis der Abbaumechanis-
men Stoffe mit besserer Umweltverträglichkeit ent-
wickelt werden, und zum anderen dadurch, daß das 
genetische Potential der abbauenden Mikroorganis-
men systematischer genutzt wird. 

Mit der gentechnischen Optimierung von Degrada-
tionsstämmen wird der zuletzt genannte Weg ver-
folgt. Unter der Voraussetzung, daß diese Organis-
men die von ihnen erwarteten Leistungen auch voll-
bringen, hätte ihr Einsatz eine Reduktion der Um-
weltbelastung durch Chemikalien zur Folge. 

Neben diesen angestrebten Auswirkungen des Ein-
satzes gentechnisch veränderter Abbaustämme 
kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, daß sie 
im Zusammenspiel mit der Umwelt und den dort 
lebenden Organismen unvorhergesehene Wirkun-
gen zeigen. Dieses ist prinzipiell dadurch möglich, 

— daß die Bakterien sich oder ihr Erbmaterial ver-
breiten und ihre Stoffwechselleistungen an an-
deren als den vorgesehenen Orten und/oder in 

33) Knackmuss, 1985 
34) Umweltbundesamt, 1986 
35) Office of Technology Assessment, 1984, S. 223  

anderen Organismen zum Tragen kommen 36), 
oder 

— daß entweder sie selber oder neue Wirtsbakte-
rien aufgrund von Veränderungen und/oder 
Übertragungen des Erbmaterials zu veränder-
ten, neuen oder heute noch unbekannten Stoff-
wechselleistungen in der Lage sind. 

Wird ein Gen in ein Bakterium hineingebracht, 
kann das entsprechende Protein gebildet werden, 
das entweder als solches seine Wirkung entfaltet, 
oder mit anderen in komplexen Reaktionen zusam-
menarbeitet. Dadurch können existierende Stoff-
wechselleistungen ergänzt (komplementiert) wer-
den. Dieses wird durch ein Beispiel aus der Litera-
tur verdeutlicht. Bei dem betreffenden Versuch er-
langte das Bakterium Escherichia coli durch die 
Einführung eines bestimmten Gens die Fähigkeit, 
einen blauen Farbstoff, das Indigo, bilden zu kön-
nen. Das durch das eingebrachte Gen kodierte En-
zym ergänzte eine vorhandene Stoffwechselkette 
so, daß eine entscheidende Reaktion, die zur Farb-
stoffbildung führte, ablaufen konnte 37). Durch ver-
gleichbare Mechanismen könnten auch andere 
Stoffe gebildet werden, die bisher keine Stoffwech-
selprodukte dieses Organismus waren. 

Darüber hinaus sind Rekombinationen zwischen 
(neu in die Zelle hineinkommenden) Plasmiden und 
zwischen Plasmiden und Chromosomen bekannt 38), 
die ebenfalls zu neuen Kombinationen von Enzy-
men führen und somit zur Bildung anderer Pro-
dukte Anlaß geben können als die durch das Aus-
gangsplasmid kodierten Enzyme. 

Weiterhin können Mikroorganismen aufgrund ihrer 
genetischen Variabilität „lernen", sich an neue Um-
welten und Nahrungsquellen anzupassen. Vor die-
sem Hintergrund wäre zu klären, ob nicht durch die 
gentechnische Beeinflussung von Abbaufähigkeiten 
ein größeres Potential an enzymatischen Reaktio-
nen geschaffen wird, das es den Organismen u. U. 
auch ermöglichen kann, nützliche und in unserer 
Umwelt als sinnvoll erachtete Kunststoffe anzugrei-
fen. 

Will man Chemikalien mit Hilfe gentechnisch ver-
änderter Organismen abbauen, ist es notwendig, 
auch den Einfluß möglicher Zwischen- und Ab-
bauprodukte auf Mensch und Natur als indirekte 
Wirkung einzubeziehen. 

Im Idealfall und unter kontrollierten Bedingungen, 
so wie sie in der Regel in industriellen Bioreaktoren 
vorhanden sind, können Bakterien Chemikalien to-
tal abbauen, so daß Zwischenprodukte (Metabolite) 
nicht in größerer Menge entstehen. Anders ist die 
Situation jedoch, wenn der Abbau unter Bedingun-
gen geschieht, unter denen auch andere Organis-
men ihre Aktivität entfalten. Dieses ist in Kläranla-
gen, Deponien oder im Freiland der Fall. 

36) Die Mechanismen der genetischen Veränderungsmög-
lichkeiten, der Genübertragung und der Verbreitung 
von Bakterien werden im Kapitel „Freisetzung" (s. Ab-
schnitt D 3.) dargestellt. 

37) Ensley et al., 1983 
38) Ghosal et al., 1985; Beringer, Hirsch, 1984 
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— In Lebensräumen, wo viele unterschiedliche 
physikalische, chemische und biotische Fakto-
ren wirksam werden, können organische Chemi-
kalien, auch wenn sie von einem der anwesen-
den Mikroorganismenstämme vollständig abge-
baut werden könnten, in heterogene Zwischen-
produkte überführt werden. Ein sehr eindrückli-
ches Beispiel für die Entstehung vielfältiger Um-
wandlungs- und Zwischenprodukte ist der Ab-
bau des Pestizids Lindan. Lindan wurde bis zu 
seinem Verbot u. a. zur Bekämpfung von Insek-
ten eingesetzt. In Abbildung 4-2 ist die Metabo-
litentstehung schematisch dargestellt. Beim Ab-
bau dieser Substanz in der Leber von Säugetie-
ren, aber auch durch Mikroorganismen können, 
soweit heute bekannt, über 80 verschiedene Zwi-
schenprodukte entstehen 39). 

— Ungiftige Stoffe oder ihre Zwischenprodukte 
können in einem Aktivierung genannten Prozeß 
in giftige umgewandelt werden. Ein Beispiel für 
die Aktivierung ist die Nitrosylierung von se-
kundären Aminen, die zu karzinogenen Stoffen 
führt. Viele Chemikalien, aus denen sekundäre 
Amine gebildet werden können, werden in gro-
ßen Mengen in die Umwelt gebracht. Die akti-
vierten Stoffe können dann wiederum über die 
Wasser- und Bodenkreisläufe von Pflanzen oder 
Tieren aufgenommen und auf diesem Wege der 
menschlichen Ernährung zugeführt werden 40) 

39) Macholz, Kujawa, 1985 
40) Alexander, 1981, S. 133-134  

— Freiwerdende Zwischenprodukte können als 
weiterverwertbare Nährstoffe durch einen In-
duktion genannten Prozeß Stoffwechselwege in 
anderen Mikroorganismen aktivieren. Von den 
Clostridium-Bakterien ist z. B. bekannt, daß sie 
je nach Stoffangebot die Wahl zwischen bis zu 
zwanzig Abbaureaktionen haben 41). Auch Pseu-
domonaden, die aufgrund ihrer vielfältigen Ab-
baufähigkeiten die attraktivsten Wirte für gen-
technisch konstruierte Degradationsplasmide 
sind, besitzen viele solcher induzierbaren Enzy-
me. Hier stellt sich die Frage, in welcher Weise 
die neukombinierte genetische Information mit 
den Stoffwechselwegen eines Organismus inter-
agiert, wenn dieser sich in einem anderen, durch 
Induktion hervorgerufenen physiologischen Zu-
stand befindet. 

— Chemikalien oder ihre Abbauprodukte können 
z. B. fest an Ton oder Humusteilchen gebunden 
und somit für mikrobielle Abbauaktivitäten un-
angreifbar werden. Das weitere Verhalten dieser 
„verborgenen" Rückstände ist schwer abschätz-
bar. Ihre Anreicherung kann zu einer allmähli-
chen Erschöpfung des Bodens und seines Rege-
lungs- und Regenerationsvermögens führen mit 
der Folge, daß weitere Mineralien oder Chemi-
kalien nicht mehr gebunden und deshalb ins 
Grundwasser ausgewaschen werden können 42). 

41) Kobayashi, Rittmann, 1982 
42) Sondergutachten des Rates von Sachverständigen für 

Umweltfragen, 1985, S. 25 
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Abbildung 4-2 

Schematische Darstellung der Metabolitentstehung beim Abbau von Lindan 
(Macholz, Kujawa, 1985) 

Abkürzungen: 
HCCH — Hexachlorocyclohexen 
PCCH — 2,3,4,5,6-Pentachlorocyclohexen 
PCCOL — 2,3,4,5,6-Pentachlorocyclohexen-(2)-ol-(1) 
TCP 	— Trichlorophenol 
TTCP — Tetrachlorobenzol 
TCCH — Tetrachlorocyclohexenol 
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4.2.5.2 Medizinische Auswirkungen 

Chemikalien oder ihre beim Abbau auftretenden 
Zwischenprodukte gelangen über die Nahrungsket-
ten in den menschlichen Organismus und können 
dort unerwünschte Wirkungen entfalten. Eine Re-
duktion solcher Schadstoffe in der Umwelt ist von 
daher wünschenswert. Mit dem Einsatz gentech-
nisch veränderter schadstoffabbauender Bakterien 
wird dieses Ziel verfolgt. 

Bei der Untersuchung der Auswirkungen des Ein-
satzes solcher Organismen muß jedoch auch be-
dacht werden, ob sie direkt oder indirekt Wirkun-
gen entfalten können, die sich nachteilig auf die 
Gesundheit des Menschen auswirken. Dieses 
könnte prinzipiell der Fall sein bei der 

a. Herstellung gentechnisch veränderter Bakterien 
zum Schadstoffabbau. 

Bei der Entwicklung von schadstoffabbauenden 
Bakterien wird im Labor aus technischen Gründen 
häufig mit Plasmiden gearbeitet, die Resistenzen 
gegenüber Antibiotika vermitteln, zum Teil auch 
gegenüber solchen, die im medizinischen Bereich 
eingesetzt werden. Die Ausbreitung solcher Eigen-
schaften über transferierbare Plasmide in der Um-
welt ist unerwünscht, weil dadurch das im medizini-
schen Bereich bereits als äußerst problematisch 
eingestufte Phänomen der Antibiotikaresistenzen 
in Bakterien vergrößert werden könnte. 

Die Herstellung oder Verwendung von Antibiotika-
resistenz-vermittelnden Pseudomonas-Plasmiden 
zur Konstruktion neuer Abbauwege ist medizinisch 
deshalb besonderer Aufmerksamkeit wert, weil 
eine Art der Gattung Pseudomonas, P. aeruginosa, 
auch zu den menschlichen Krankheitserregern 
zählt. Auf diese Bakterien können die genannten 
Plasmide ohne weiteres übertragen werden. 

Die Problematik der Ausbreitung von Antibiotika-
resistenzen ist lange bekannt. Deshalb ist vorgese-
hen, für die zur Freisetzung vorgesehenen Bakte-
rien andere Selektionsgene zu benutzen oder die 
Resistenzen vor der Freisetzung zu eliminieren 43). 

b. Um neue Abbauwege finden und konstruieren zu 
können, wird zum Teil auf seltene Mikroorganis-
men zurückgegriffen oder auf solche, die von extre-
men Standorten stammen. Da über die Eigenschaf-
ten und Stoffwechselwege solcher Organismen häu-
fig sehr wenig bekannt ist, kann nicht ausgeschlos-
sen werden, daß von ihnen oder von den Proteinen, 
die durch das aus ihnen isolierte Erbmaterial ko-
diert werden, toxische Wirkungen ausgehen 44).  

Diese Eigenschaften können im Prinzip untersucht 
werden. 

c. Die Pathogenität eines Organismus wird ent-
scheidend von seiner Fähigkeit zur Wechselwir-
kung mit dem potentiellen Wirt beeinflußt. Deshalb 
können Mikroorganismen, die in einem Wirt keine 

43) Gassen et al. 1985; Zur Problematik der Verbreitung 
von plasmidkodierten Antibiotikaresistenzen siehe Ab-
schnitt D 3. 

44) Lingens, 21/121 ff.  

Krankheiten hervorrufen, dieses in einem anderen 
Wirt durchaus tun. 

Auch unter den für die gentechnische Veränderung 
von Abbauwegen benutzten Pseudomonaden befin

-

den sich Stämme, die andere Organismen besiedeln 
und bei ihnen Krankheiten hervorrufen können. 
Neue Genkombinationen können prinzipiell zur 
Veränderung der Pathogenität eines Organismus 
führen. Diese Eigenschaften können untersucht 
werden. 

d. Das Entstehen neuer Stoffwechselzwischenpro-
dukte kann auch beim Abbau von Chemikalien 
durch gentechnisch veränderte Mikroorganismen 
nicht ausgeschlossen werden 45). Beim Einsatz sol-
cher Organismen zum Schadstoffabbau in verände-
rungsfähigen Umwelten (z. B. Kläranlagen, Frei-
land) besteht die Möglichkeit, daß solche Zwischen-
produkte in größeren Mengen auftreten. Das Auf-
treten solcher Produkte ist nicht immer vorherseh-
bar und ihre Wirkungen auf Menschen und andere 
Lebewesen im voraus kaum abschätzbar. 

4.3 Schädlingskontrolle: Gentechnische 
Veränderung mikrobieller 
Nützlingsfunktionen 

In der biologischen Schädlingsbekämpfung werden 
die natürlichen Feinde von Schadorganismen ein-
gesetzt, um Pflanzen, Tiere oder Menschen zu 
schützen. Bis heute sind mehr als tausend insekten-
pathogene Mikroorganismen und Einzeller be-
kannt. Allerdings werden bisher nur wenige von 
ihnen kommerziell genutzt oder in großem Maßstab 
eingesetzt. In den USA waren es vierzehn im Jahr 
1984, darunter sechs Bakterien, vier Viren, drei 
Pilze und ein Protozoe 46). In der Bundesrepublik 
Deutschland ist zur Zeit nur Bacillus thuringiensis 
in Form von zwei Präparaten zugelassen, die von 
den Firmen Celamerck (Thuricide) und Stähler Ag-
rochemie (Dipel) vertrieben werden. 

Bei zunehmender Besorgnis über mögliche schädli-
che Langzeitfolgen von Pestiziden wächst das Inter-
esse an der biologischen Schädlingsbekämpfung, 
weil dadurch der Einsatz chemischer Mittel ver-
ringert oder ergänzt werden könnte. Durch die 
neuen Entwicklungen in der Zellbiologie und Gen-
technologie ergeben sich verschiedene Möglichkei-
ten zur Aufzucht und zur genetischen Veränderung 
der benutzten Organismen, wodurch eine erhebli-
che Erweiterung ihres Wirkungsspektrums erreicht 
werden könnte. 

4.3.1 Bacillus thuringiensis 

Bacillus thuringiensis (B. t.) ist das bekannteste in-
sektenpathogene Bakterium. Es wurde 1909 aus 
Mehlmotten isoliert und wirkt hauptsächlich gegen-
über Schmetterlingsraupen. 

45) s. in diesem Abschnitt 4.2.5.1 und Abschnitt D 3. 
46) Klausner, 1984 
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Die pathogene Wirkung beruht auf toxischen Pro-
teinen, die in dem Bakterium bei der Bildung von 
Sporen produziert und in diese Dauerformen einge-
schlossen werden. Die Endotoxine müssen von den 
Raupen mit der Nahrung aufgenommen werden, be-
vor sie ihre Wirkung entfalten und innerhalb kurzer 
Zeit die Darmschleimhaut zerstören können. Die 
Tiere hören daraufhin umgehend auf zu fressen 
und sterben innerhalb weniger Tage ab. 

Für die Zwecke der biologischen Schädlingsbe-
kämpfung haben sich u. a. sporenbildende Bakte-
rien als geeignet erwiesen, da die Sporen als Dauer-
formen gegenüber physikalischen Einflüssen wie 
z. B. Austrocknen resistent sind. Sie lassen sich in 
Massenkulturen gut im industriellen Maßstab her-
stellen und sind über längere Zeit haltbar. Sie wer-
den in Flüssigkeiten aufgeschwemmt und auf die 
gegen Fraßschäden zu schützenden Produkte bzw. 
von Insektenlarven bewohnten Biotope gespritzt. 
Mit Hilfe gentechnologischer Methoden sollen die 
Eigenschaften des Organismus verändert und somit 
eine breitere Verwendungsmöglichkeit der B. t.-Prä-
parate angestrebt werden. Darüber hinaus kann die 
für die Produktion des Endotoxins verantwortliche 
genetische Information sowohl in andere Bakterien, 
als auch in Pflanzen übertragen und auf diese 
Weise das Spektrum der Zielorganismen erweitert 
werden. 

4.3.1.1 Gentechnische Veränderung von Bacillus 
thuringiensis — Ziele und Projekte 

Das hauptsächlich für die insektenpathogene Wir-
kung von B. t. verantwortliche delta-Endotoxin wird 
während der Ausbildung von Sporen in großen 
Mengen produziert und in diese eingeschlossen. Es 
kann bis zu 30 % ihres Trockengewichtes ausma-
chen. Das Toxin, ein Glykoprotein, wird durch ein 
einziges Gen kodiert, das für molekulargenetische 
Veränderungen relativ leicht zugänglich ist. 

Durch diese Eingriffe soll erstens die Effektivität 
des Toxins gegenüber verbreiteten Schädlingen er-
höht, zweitens sein Wirkungsspektrum auf andere 
als die zur Zeit betroffenen Insekten erweitert und 
drittens dazu beigetragen werden, die Produktions-
kosten für dieses Präparat zu senken. Weiterhin 
wird angestrebt, die Wirkungsdauer einiger Präpa-
rate zu verlängern. 

Die verschiedenen Unterarten des B. t. (z. B. B. t. 
israelensis, B. t. kurstaki) sind jeweils nur für be-
stimmte Arten von Insekten oder deren Larvensta-
dien toxisch. Diese Selektivität in der Wirkung wird 
offensichtlich wesentlich durch die Zusammenset-
zung des delta-Endotoxins beeinflußt, das für jede 
Unterart des B. t. spezifisch ist. Die molekulare und 
biochemische Analyse dieser Proteine zeigte, daß 
sie sich in bezug auf ihre Aminosäurezusammenset-
zûng voneinander unterscheiden 47). Plasmidko-
dierte Toxingene verschiedener Unterarten wurden 
bereits kloniert 48 ). 

47) Burges, 1982; Miller et al., 1983 
48) Zusammenfassend beschrieben bei Kirschbaum, 1985 

und Aronson et al., 1986. 

Die gentechnische Untersuchung und Charakteri-
sierung der für die Toxizität und Spezifität der Pro-
teine verantwortlichen Bereiche wird als Ausgangs-
punkt dafür angesehen, Toxine entwickeln zu kön-
nen, die sowohl effektiver sind als auch auf eine 
größere Anzahl von Organismen wirken. 

In der Bundesrepublik Deutschland werden im an-
wendungsrelevanten Bereich zur Zeit mindestens 
drei Projekte mit dem Ziel gefördert, die insektizi-
den Spektren von B. t.-Stämmen und deren Endoto-
xine zu erweitern und diesen Präparaten Eigen-
schaften zu verleihen, die sie für die industrielle 
Herstellung und breite Anwendung attraktiv ma-
chen 49). 

Perspektivisch wird in Erwägung gezogen, die Bil-
dung der Toxine von der der Dauerformen der Bak-
terien abzukoppeln, um so Stämme verfügbar zu 
haben, die die Toxine in kontinuierlicher Prozeß-
führung produzieren. Von solchen für den indu-
striellen Gebrauch maßgeschneiderten Organismen 
wird weiterhin gewünscht, daß sie eine größere 
Menge Toxine produzieren und sie darüber hinaus 
ins Kulturmedium ausschleusen, um sie einer leich-
teren Aufarbeitung zugänglich zu machen 50) 

4.3.1.2 Übertragung der Bacillus thuringiensis To-
xingene auf andere Organismen — Ziele und 
Projekte 

Mit der Klonierung und Expression der B. t.-Toxin-
gene in anderen Organismen sollen die Möglichkei-
ten der Schädlingsbekämpfung erweitert werden. 

Eines der Projekte beinhaltet die Übertragung des 
Toxingens auf das Bakterium Pseudomonas fluo-
rescens. In mindestens einem Fall ist eine solche 
Übertragung von B. t. subsp. kurstaki auf Pseudo-
monas fluorescens bereits geglückt. 

Als Resultat einer Arbeitsgruppe der Firma Mon-
santo Agricultural Products (St. Louis, Missouri, 
USA) liegen zwei Formen dieses gentechnisch ver-
änderten Organismus vor, die das Toxingen in ei-
nem Fall auf einem Plasmid, im anderen Fall in das 
Chromosom integriert haben 51) 

Im Vergleich zu B. t. wird der Vorteil des toxinhalti-
gen Pseudomonas-Bakteriums darin gesehen, daß 
es auf andere Zielinsekten wirken kann als der Ba-
cillus. Die Gründe dafür sind in der von B. t. abwei-
chenden Lebensweise zu suchen, die durch die Fä-
higkeit von Pseudomonas fluorescens charakteri-
siert ist, Pflanzenwurzeln besiedeln zu können. So 
kann der genetisch veränderte Mikroorganismus in 
diesem speziellen Lebensraum, an den B. t. nicht 
angepaßt ist, gegenüber Würmern, Raupen, Larven 
und anderen Kleinstlebewesen wirken, die hier ihre 
Aktivität entfalten. Eingesetzt werden soll der to-
xinhaltige Pseudomonadenstamm z. B. gegen wur-
zelfressende Schädlinge des Mais und des Ta-
baks 52) 

48) BMFT Projektförderung, 1986 
50) Kirschbaum, 1985 
51) Watrud et al., 1985 
52) Watrud et al., 1985 
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Die Übertragung der B. t.-Toxine auf Pflanzen ist 
ebenfalls schon gelungen 53). Ziel solcher gentechni-
scher Eingriffe ist, den Gewächsen einen Schutz 
gegen Insektenfraß zu verleihen. 

4.3.2 Baculo-Viren 

Auch Viren können in der Schädlingsbekämpfung 
eingesetzt werden. Die in diesem Zusammenhang 
am besten bekannte und heute umfangreich ver-
wendete Gruppe ist die der Baculo-Viren. Sie infi-
zieren bevorzugt schmetterlingsähnliche Arten, die 
meisten dieser Arten werden darüber hinaus zu den 
Schadinsekten gezählt 54 ).  

Nachdem die Baculo-Viren von den Schmetterlings-
raupen mit der Nahrung aufgenommen worden 
sind, werden sie im Darm aktiviert und fangen an, 
sich zu vermehren. Im Endstadium der Infektion 
zerfällt das Tier, die neugebildeten Viren werden 
freigesetzt und können andere Raupen infizieren. 

Baculo-Viruspräparate werden heute hauptsächlich 
in Kanada, in den USA und in der VR China einge-
setzt. In der Bundesrepublik Deutschland sind sie 
noch nicht zugelassen, an der Ausarbeitung der Zu-
lassungsvoraussetzungen wird zur Zeit gearbei-
tet 56).  

Die bereits vorliegenden Erfahrungen, darüber hin-
aus jedoch besonders die verhältnismäßig über-
schaubare molekulare Struktur sowie die relativ ge-
ringe Genomgröße des Virus waren Anlaß, darüber 
nachzudenken, mit welchen gentechnischen Verän-
derungen eine Effektivitätssteigerung dieses biolo-
gischen Agens erreicht werden könnte. 

4.3.2.1 Gentechnische Veränderungen von Baculo-
Viren 

Die Ziele der gentechnischen Veränderung von Ba-
culo-Viren sind ähnlich definiert, wie die bei Bacil-
lus thuringiensis. Man hofft, durch molekulare Ein-
griffe ihre Virulenz und Toxizität verändern und 
ihren Wirtsbereich erweitern zu können. Da die mo-
lekularen Ursachen für die Wirtsspezifität der Ba-
culo-Virus-Arten jedoch noch weitgehend unbe-
kannt sind, ist eine genetische Veränderung dieser 
Eigenschaft zur Zeit noch nicht abzusehen. 

Andere Projekte hingegen sind schon weiter fortge-
schritten. So wurde festgestellt, daß zusätzlich Gene 
in das Virus hineinkloniert werden können 57 ). 

In diesem Zusammenhang wird diskutiert, z. B. auf 
das Nervensystem des Zielinsektes wirkende To-
xingene in das Virus hineinzubringen, um ein infek-
tiöses Agens zu konstruieren, das das Zielinsekt 
nach Infektion schneller abtötet. Weiterhin könnten 
die Eigenschaften der Toxinbildung mit einem Me-
chanismus gekoppelt werden, durch den sich das 
Virus, nachdem es seine Funktion erfüllt hat, selber 
zerstört 58). 

53) Frankfurter Allgemeine Zeitung, 23. April 1986 
54) Kirschbaum, 1985 
56) BMFT Projektförderung, 1986 
57) Pennock et al., 1984 
58) Kirschbaum, 1985  

Ein erster Schritt in Richtung auf den Einsatz gen-
technisch veränderter Baculo-Viren ist bereits ge-
macht. So wurde vor kurzem in England die Freiset-
zung eines Virus genehmigt, dem zur besseren Ver-
laufskontrolle ein Teil seines Erbmaterials entfernt 
worden war, offensichtlich ohne daß seine Ver-
mehrungsfähigkeit dadurch eingeschränkt wird. Al-
lerdings liegen genauere Daten hierzu noch nicht 
vor 59 ). Die im Verlauf dieses Projektes gemachten 
Untersuchungen sollen als Grundlage für die Be-
wertung des mit der Freisetzung genmanipulierter 
Viren verbundenen Risikos dienen. 

4.3.3 Einsatz gentechnisch veränderter 
Organismen in der Schädlingsbekämpfung 
— ökologische und medizinische 
Auswirkungen 

4.3.3.1 Bacillus thuringiensis und B. t.-Toxine — 
enthaltende Organismen 

Soweit heute bekannt, entfalten natürlicherweise 
vorkommende B. t.-Stämme ihre toxischen Wirkun

-

gen jeweils nur gegenüber wenigen Insektenarten, 
d. h., sie haben ein begrenztes Wirkungsspektrum. 
Dies wird häufig als einer der Vorteile der biologi-
schen Schädlingsbekämpfung hervorgehoben. 

Durch gentechnische Eingriffe sollen nun dieses 
Wirkungsspektrum und somit die Einsatzmöglich-
keiten von B. t. erweitert werden, um z. B. verschie-
dene Mückenarten mit demselben Präparat be-
kämpfen zu können. 

Es stellt sich also die Frage, ob dadurch nicht ge-
rade die Eigenschaften verändert werden, die den 
„sicheren" Gebrauch eines solchen Organismus ga-
rantieren. Das eingeschränkte Wirtsspektrum eines 
Schädlings trägt dazu bei, daß dieser nicht die „fal-
schen" Organismen befällt. Bei der Freisetzung von 
in ihrer Wirtsspezifität veränderten Organismen ist 
also nicht auszuschließen, daß er außer gegen die 
vorgesehenen Zielinsekten auch noch gegen andere 
wirksam wird. Es ist im Prinzip möglich, zu testen 
und wird in der biologischen Schädlingsbekämp-
fung mit natürlichen Organismen auch praktiziert, 
ob beim Einsatz neuer Organismen Nutzinsekten 
wie z. B. Bienen geschädigt werden können. Die An-
zahl der potentiell vor der Freilassung im Labor 
testbaren Organismen ist jedoch begrenzt. 

Als einer der Vorteile biologischer Insektizide wird 
häufig hervorgehoben, daß die Schadinsekten an-
ders als gegen chemische Pestizide gegenüber B. t. 
keine Resistenz entwickeln. Neuere Untersuchun-
gen haben jedoch gezeigt, daß ein auf Korn- und 
Mehlprodukten Fraßschäden verursachendes In-
sekt in wenigen Generationen eine bis zu 100fach 
höhere Resistenz gegenüber B. t. entwickeln kann. 
Die Resistenz bleibt auch nach Absetzen des Präpa-
rates erhalten und vererbt sich als rezessives Merk-
mal. Weiterhin wurde festgestellt, daß Insekten, die 
aus mit B. t. behandelten Kornprodukten isoliert 
worden waren, eine höhere Resistenz zeigten als 
die aus unbehandelten Produkten").  

59) Newmark, 1986 
60) Mc Ganghey, 1985 
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Bei der Anwendung und Aussetzung großer Men-
gen gentechnisch veränderter Organismen wird 
darüber hinaus die Wahrscheinlichkeit von Gen-
rekombinations- oder Genübertragungsereignissen 
größer, was veränderte Stämme mit unbekanntem 
Eigenschaftsspektrum zur Folge haben könnte 61 ).  

Die Wirkungen, die von den modifizierten Toxinge-
nen ausgehen, wenn sie in der Umwelt via Plasmid

-

transfer auf andere Bacilli übertragen werden, sind 
bisher unbekannt. Eine solche Übertragung ist prin-
zipiell möglich und wurde kürzlich auch nachgewie-
sen 62). 

Die Diskussion der ökologischen Auswirkungen to-
xinhaltiger Pseudomonadenstämme schließen sich 
hier unmittelbar an. Pseudomonaden zeigen ganz 
andere Lebensweisen und Interaktionsspektren als 
Bacillus-Arten. Sie werden somit auch von ganz an-
deren Organismen gefressen als Bacillusarten. Die 
Wirkung solcher toxintragender, gentechnisch ma-
nipulierter Bakterien auf die Vielfalt der Lebewe-
sen im Boden ist im Labor nur begrenzt zu testen. 

Die Wirkungen, die von B. t. Toxin-produzierenden 
Pseudomonadenstämmen auf den Menschen ausge-
hen können, sind analog zu den in Kapitel 4.2.5.2 
beschriebenen zu betrachten. Sie beziehen sich ins-
besondere darauf, daß sich unter den Pseudomona-
den menschliche Krankheitserreger befinden, auf 
die die Toxingene übertragen werden können. 

Zu fragen wäre auch nach den Wirkungen, die to-
xinproduzierende Pflanzen nach Verzehr auf den 
menschlichen und tierischen Organismus entfalten. 
Aus der neueren Literatur ist lediglich eine Arbeit 
bekannt, die sich mit der Toxizität des B. t. Endoto-
xins bei anderen als den zu den Insekten gehörigen 
Organismen befaßt 63). 

Darin wird berichtet, daß die Toxine, nachdem sie 
aus ihrer kristallinen in die lösliche Form überführt 
worden sind, toxische Effekte gegenüber anderen 
Organismen und Zellen entfalten können. Neben 
zerstörerischen Wirkungen auf kultivierte Insek-
tenzellen wurden auch solche auf Blutzellen aus 
Kaninchen beobachtet. Auf Mäuse wirkte das inji-
zierte Toxin tödlich. Diese Daten sagen jedoch 
nichts über die Wirkungen auf Menschen oder die 
Vielfalt der anderen Lebewesen (Käfer, Falter, Tau-
sendfüßler etc.) aus, die den Lebensraum im Umfeld 
der Pflanzen besiedeln. 

4.3.3.2 Baculo-Viren 

Die Befürchtung, daß bei einer Anwendung von Ba-
culo-Viren in der Schädlingsbekämpfung auch nütz-
liche Arten in Mitleidenschaft gezogen werden, hat 
bereits bei der Diskussion um die Zulassung des 
natürlichen Virus eine große Rolle gespielt 64) 

Gentechnische Veränderungen von Baculo-Viren 
haben zum Ziel, die Eigenschaften, die die Wirkung 

61) s. Abschnitt D 3 
62) Battisti et al., 1985 
63) Thomas, Ellar, 1983 
64) Klausner, 1985  

dieser Viren in der Umwelt begrenzen, so zu verän-
dern, daß diese natürlichen Grenzen durchbrochen, 
die Toxizität dieses Virus erhöht und sein Wirts-
spektrum erweitert wird. Die dadurch möglicher-
weise entstehenden Probleme entsprechen im Prin-
zip den weiter oben für B. t. diskutierten. 

Grundlage der Feststellung und Bewertung der 
Auswirkungen genmanipulierter Baculo-Viren sol-
len Untersuchungen sein, die auf der Freisetzung 
eines Virus beruhen, dem ein Stück seiner Erbsub-
stanz herausgeschnitten wurde. Solche Untersu-
chungen ermöglichen Aussagen über Verbreitungs-
und Überlebensmöglichkeiten dieses speziellen Er-
regers. Darüber hinaus lassen sie jedoch keine Aus-
sage darüber zu, welche Wirkungen z. B. ein toxin

-

produzierendes Virus 65) auf Organismen haben 
kann, für die die Anwesenheit des natürlichen Virus 
normalerweise nicht schädlich ist. 

Nach heutigem Kenntnisstand sind Baculo-Viren 
nur für Insekten, nicht aber für Wirbeltiere oder 
Pflanzen pathogen. Die im Zusammenhang mit der 
Wirkung dieser Viren auf Wirbeltiere relevanten 
Untersuchungen haben ergeben, daß sie in Animal-
zellen zwar eindringen, sich dort aber nicht ver-
mehren können 66). Die Aussage dieser Untersu-
chungen bezieht sich auf die angewandten Tests 
und Methoden. Unbekannt ist bisher, wie diese Vi-
ren sich unter anderen als den getesteten Bedin-
gungen verhalten, besonders dann, wenn ihnen zu-
sätzliche Gene, insbesondere Toxingene verliehen 
worden sind. Die Expression solcher Gene in Ani-
malzellen ist auch ohne Vermehrung des Virus im 
Prinzip möglich. 

4.4 Bewertung und Empfehlungen 

Durch Bevölkerungsexplosion und weltweit zuneh-
mende Industrialisierung wird die Lösung von Um-
weltproblemen immer dringlicher. Beim Umwelt-
schutz werden zwei verschiedene, sich ergänzende 
Strategien verfolgt: 

1. Die Minimierung der Umweltbelastungen, die 
durch die Tätigkeit des Menschen entstehen. 

2. Die möglichst schadlose Beseitigung oder Ver-
wertung anfallender Abfallstoffe und die Entsor-
gung bestehender Altlasten. 

Wirksame und ökonomische Technologien zur Er-
reichung dieser Ziele sind wichtige Aufgaben für 
Naturwissenschaft und Technik. Biotechnologische 
Verfahren bieten dafür besonders gute Vorausset-
zungen. Solche Verfahren kommen in erster Linie 
für den Einsatz in den Bereichen Abfallwirtschaft 
sowie Luft- und Wasserreinhaltung und langfristig 
zunächst regional auch im Energiesektor in Be-
tracht. 

Eine sinnvolle Maßnahme kann also sein, bei der 
Entwicklung biotechnologischer Verfahren für den 
Umweltschutz, z. B., für Kläranlagen, zur Reinigung 

65) Klauser, 1985 
66) Doerfler et al., 1983 
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verseuchter Böden und in ähnlichen Fällen „Spezia-
listen" unter den natürlichen Organismen zu finden 
und durch Züchtung zu optimieren, damit sie im 
Sinne eines ökologisch wirksamen Umweltschutzes 
einsetzbar sind. Insbesondere muß die Erforschung 
von synergistisch wirksamen Populationen ver-
schiedener Mikroorganismen vorangetrieben wer-
den. In günstigen Fällen lassen sich gestörte biolo-
gische Gleichgewichte wieder „einpegeln", indem 
die geschädigten Biotope durch zielgerichtete öko-
logische Maßnahmen stabilisiert werden. 

Zu solchen Maßnahmen gehören vor allem die Er-
haltung und Förderung der natürlichen Organis-
menbestände, die dann auch den Abbau von Schad-
stoffen, den Schutz von Kulturpflanzen, die Reini-
gung des Wassers usw. übernehmen können. Dar-
über hinaus kann aber auch der Einsatz von spe-
ziell gezüchteten Mikroorganismen hilfreich sein, 
wenn diese so ausgewählt werden, daß sie z. B. den 
Abbau von Schadstoffen gezielt leisten. 

Die derzeitige Forschung zielt darauf ab, Mikroor-
ganismen gentechnisch so zu verändern, daß entwe-
der durch einen enzymatischen Schadstoffabbau 
organische Schadstoffe, PCBs, Dioxine und chlo-
rierte Kohlenwasserstoffe in unschädliche oder we-
niger giftige Stoffe überführt werden können, sowie 
andererseits durch Fixierung von Schwermetallen 
in den Zellen (Cadmium, Quecksilber) eine Reini-
gung von Abwässern und Abfällen möglich wird. 
Ein Erfolg dieser Technik könnte ein Instrumenta-
rium darstellen, mit dem bedeutende Mengen von 
persistenten Umweltgiften in den jährlich 90 Mio. 
m3  Abwasser und 32 Mio. t Abfall in der Bundesre-
publik beseitigt werden könnten. 

Zur Zeit sprechen gegen den Einsatz gentechnolo-
gisch veränderter Organismen in umwelttechni-
schen Verfahren einige ungelöste Probleme: 

Solche gentechnisch modifizierten Organismen 
müßten für den Fall ihres Einsatzes in der schad-
stoffbelastenden Umwelt im Einzelfall 

— gegen Umwelteinflüsse, wie z. B. Temperatur-
schwankungen und pH-Werte vergleichsweise 
unempfindlich sein; 

— eine Abbaugrenze für Schadstoffe besitzen, die 
nach Möglichkeit weit unter der Toxizitätsgrenze 
liegen sollte; 

— keine wesentlich über die gewünschten Stoff-
wechselleistungen hinausgehenden Veränderun-
gen in der Umwelt durchführen; 

— unfähig sein, Teile ihres genetischen Materials 
auf andere Organismen zu übertragen; 

— gegen eine Vielzahl von toxischen Stoffen resi-
stent sein, ohne selbst toxische Produkte zu er-
zeugen; 

— selbst keine ökologischen Probleme verursa-
chen; 

— aus Sicherheitsgründen nach dem Schadstoffab-
bau absterben. 

Unter Nutzung von natürlich vorkommenden Mi-
kroorganismen sind bereits zahlreiche biotechni-
sche Verfahren mit unmittelbarem Einfluß auf die 
Umwelt im Einsatz bzw. in der Entwicklung begrif-
fen. Wichtige Beispiele sind die Erzlaugung, zahlrei-
che Ansätze in der biologischen Schädlingsbekämp-
fung und neue Kompostierungs- und Abfallbeseiti-
gungsmethoden. Dabei wurden Erfahrungen ge-
sammelt, wie sich biotop-fremde Bakterien (z. B. 
Bacillus thuringiensis) oder andere Nützlingspopu-
lationen in den jeweiligen Ökosystemen verhalten. 

Um auszuschließen, daß gentechnisch veränderte 
Organismen neue, nicht vorhersehbare Umwelt-
schäden mit sich bringen, sollte man mit ihnen wei-
tere Erfahrungen sammeln, bevor über ihren Ein-
satz entschieden werden kann. Insbesondere ist zu 
klären, ob sich die gentechnisch veränderten Orga-
nismen in der Umwelt genauso verhalten werden 
wie natürliche Populationen. Testung und Einsatz 
sollten deshalb in absehbarer Zeit nur in geschlos-
senen Systemen erfolgen. Solche Systeme spielen 
schon heute in der Abwasserentsorgung eine im-
mer größere Rolle. Darüber hinausgehende mögli-
che Auswirkungen der Vermehrung gentechnisch 
veränderter Organismen in der Umwelt sind in Ab-
schnitt D 3. behandelt und bleiben hier außer Be-
tracht. 

Die Bemühungen, mit Hilfe der Gentechnologie 
Umweltprobleme zu lösen, sollen die anderweitigen 
Anstrengungen im Umweltschutz nicht ersetzen, 
sondern nur wirksam ergänzen. 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

1. die Suche nach in der Natur vorkommenden 
„Spezialisten" unter den Mikroorganismen, die 
entweder als Reinkultur oder gemeinsam mit an-
deren Organismen als Mischpopulation umwelt-
schädigende Substanzen effektiv abzubauen in 
der Lage sind, zu intensivieren und entspre-
chende Stammsammlungen zu fördern. 

2. Forschungsarbeiten zur Entwicklung spezieller 
Mikroorganismen und deren funktionelle Inte-
gration in behandlungsbedürftige, ökologische 
Systeme an den Hochschulen und in der Indu-
strie zu fördern. 

3. in der Grundlagenforschung und der angewand-
ten Forschung Arbeiten zu fördern, die das Ziel 
haben, mit Hilfe gentechnologischer Methoden 
Verfahren zu entwickeln, die gezielt zum Abbau 
umweltbelastender Stoffe eingesetzt werden 
können. 

4. entsprechend entwickelte Organismen in geeig-
neten geschlossenen Einheiten einzusetzen und 
dort ihre ökologischen Auswirkungen zu prüfen. 

5. die Biotechnologie besonders dort zu fördern, wo 
sie eine umweltfreundlichere Alternative zu her-
kömmlichen Verfahren sein könnte. 

6. zur Optimierung biotechnologischer Verfahren 
in der Behandlung von Abwässern mit Vorrang 
Verfahren zu fördern, die statt mit vermehrungs- 
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fähigen Organismen mit Zellbestandteilen arbei-
ten (Festbettverfahren, immobilisierte Enzyme 
etc.). 

Die Regelung der gezielten Freisetzung von biotop-
fremden Mikroorganismen wird in Abschnitt D 3.5.3 
behandelt. 
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5.1 Definition des Anwendungsbereichs 
und Ziele 

Die Entwicklung und Anwendung gentechnologi-
scher Verfahren und Produkte im Bereich Gesund-
heit hat zum Ziel, die Gesundheit der Menschen zu 
schützen, Krankheiten zu lindern, zu heilen und ih-
nen vorzubeugen. 

In diesem Bereich können vier Schwerpunkte un-
terschieden werden: 

— die Herstellung „körperfremder" und „körper-
eigener" Substanzen zur Therapie und Vorbeu-
gung von Krankheiten 

— die Herstellung von Impfstoffen 

— die Entwicklung diagnostischer Methoden zur 
Erkennung von Krankheiten und Krankheitser-
regern 

— die Grundlagenforschung zum Verständnis der 
molekularen Abläufe im Stoffwechselgeschehen 
und zur Entwicklung neuer therapeutischer und 
diagnostischer Möglichkeiten. 

Diese Einsatzbereiche der Gentechnologie dienen 
dem Menschen und eröffnen zum Teil grundsätz-
lich neue Wege der Therapie und Vorbeugung von 
Krankheiten. 

5.2 Substanzen zur Therapie 
und Vorbeugung von Krankheiten 

Solange es ärztliches Handeln gibt, werden Sub-
stanzen, die zum einen aus dem Menschen selbst 
stammen und die zum anderen aus Pflanzen, Tieren 
oder Mikroorganismen isoliert sind, vom Arzt an 
seine Patienten verabreicht. Insbesondere in die-
sem Jahrhundert kamen dann aufgrund bahnbre-
chender Entwicklungen in der synthetischen Che-
mie immer mehr synthetische Pharmazeutika 
dazu. 

Durch gentechnische Methoden können nun wei-
tere natürlich vorkommende und synthetische Sub-
stanzen als Medikamente bereitgestellt werden. 

5.2.1 Körperfremde Substanzen 

Medikamente, die aus unterschiedlichen Quellen 
stammen, werden in allen Bereichen der Medizin 
eingesetzt. Eines der ältesten ist das Digitalis, wel-
ches zur Unterstützung der im Alter nachlassenden 
Herzfunktion schon lange verwendet wird. Andere 
dienen zur Abwehr von Krankheitserregern. Dazu 
gehört zunächst die Substanzklasse der Sulfonami-
de, die heute weitgehend durch die Antibiotika er-
setzt wurden. Doch auch auf dem Gebiet der Be- 
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kämpfung von Infektionserregern werden dringend 
neue Medikamente benötigt. Zum einen, weil die zu 
bekämpfenden Erreger Resistenzen gegen das Mit-
tel entwickeln und zum anderen, weil für eine große 
Gruppe von Krankheitserregern, die Viren, keine 
ausreichenden Mittel zur Verfügung stehen. 

Die Verwendung der Gentechnologie bei der Her-
stellung „körperfremder" Therapeutika ist stark 
verwoben mit den Fortschritten, die in jüngster Zeit 
in der Biotechnologie erreicht wurden. Dazu gehö-
ren z. B. die Methoden der (Affinitäts-)Chromato-
graphie oder solche zur Isolierung von Substanzen, 
die in kleiner Konzentration in einem Gemisch aus 
vielen anderen Substanzen enthalten sind. 

Nachfolgend wird dies an zwei Beispielen erläu-
tert: 

— es werden Gene aus pflanzlichen oder tierischen 
Zellen isoliert, die für Enzyme codieren, die ge-
eignet sind, chemische Ausgangsstoffe in ge-
wünschter Form abzuwandeln. Diese Enzyme 
werden mit gentechnischen Methoden in großer 
Menge hergestellt und kommen als „immobili-
zed" Enzymes an entsprechenden Trägermate-
rialien zum Einsatz. Ein weiteres Einsatzgebiet 
derartiger gentechnisch hergestellter Enzyme 
ist die Entfernung von für den Menschen toxi-
schen Stoffwechselprodukten, die er selbst auf-
grund genetischer oder momentaner Schwäche 
nicht abbauen kann. 

In beiden Einsatzbereichen gentechnisch herge-
stellter Enzyme ist noch viel Entwicklungsarbeit 
notwendig. 

5.2.2 Körpereigene Substanzen 

Es können nun mittels gentechnischer Methoden 
auch körpereigene Substanzen für die Substitu

-

tions-Therapie von Krankheiten bereitgestellt wer

-

den. Also für Krankheitsbilder, bei denen eine kör-
pereigene Substanz nicht in ausreichender Menge 
vorhanden ist. Dabei handelt es sich um in seiner 
Wirkung und Physiologie altbekannte körpereigene 
Stoffe, wie Insulin oder Wachstumshormon, und um 
bis dahin nicht bekannte Substanzen, die erst auf-
grund des Einsatzes von gentechnischen Methoden 
kennengelernt und in ihrer Wirkung erforscht wer-
den und für eine Therapie zur Verfügung stehen. 

Nachfolgend werden Beispiele für beide Klassen 
körpereigener Substanzen gebracht. 

Die Herstellung der Substanzen erfolgt methodisch 
in gleicher Weise: Die Gene, die die kodierenden 
Sequenzen für die „körpereigenen" Stoffe enthal-
ten, werden isoliert, an spezifische Regulationsse-
quenzen gekoppelt, in das Genom von Bakterien 
oder anderer Zellen eingeschleust und dort derart 
zur Expression gebracht, daß die Genprodukte von 
den Zellen in einer Menge gebildet werden, die ihre 
anschließende Isolierung erlaubt. Die gereinigten 
Produkte können gegebenenfalls noch chemisch 
modifiziert werden, bevor sie zur Anwendung zur 
Verfügung stehen. 

5.2.2.1 Bereits bekannte körpereigene Substanzen 

Tabelle 5-1 zeigt eine Auswahl körpereigener Stoffe, 
die schon vor ihrer gentechnischen Herstellung für 
eine Substitutionstherapie bereitstanden. 

Im folgenden wird die gentechnische Herstellung 
von zwei der aufgeführten Substanzen, von Insulin 
und Faktor VIII näher erläutert. 

5.2.2.1.1 Insulin 

Das erste Therapeutikum, das mit Hilfe gentechni

-

scher Methoden hergestellt wurde und für die Ver

-

wendung zur Verfügung stand, ist das Human-Insu- 

Tabelle 5-1 

Auswahl körpereigener Substanzen, 
die schon durch konventionelle Methoden isolierbar sind 

Körpereigener 
Stoff des Menschen Bisherige Quelle Verwendung 

Insulin 

Gerinnungsfaktor VIII 

Wachstumshormon 

Urokinase 

Bauchspeicheldrüse von Tieren, mit 
anschließender chemischer Modifi-
zierung 

Blutflüssigkeit des Menschen 

Gewebe des Menschen 

Nieren oder Urin des Menschen 

Therapie der Zuckerkrankheit 

Therapie der zugehörigen Bluter-
krankheit 

Therapie von genetisch bedingtem 
Minderwuchs 

Auflösung von Blutgerinseln 
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lin. Es ist seit 1981 in den USA und heute auch in 
der Bundesrepublik Deutschland auf dem Markt. 
Es wird von E.coli-Bakterien produziert, in die das 
Gen für das Human-Insulin erfolgreich transferiert 
wurde. Seine Produktion mittels dieser E.coli-Bak-
terien hat Pilotcharakter gehabt. Ein Insulin, das 
mit dem des Menschen identisch ist, kann auch aus 
der Bauchspeicheldrüse des Schweines gewonnen 
werden, wenn anschließend einer seiner Bausteine, 
der den Unterschied zu dem Insulin des Menschen 
ausmacht, durch chemische Methoden ausge-
tauscht wird. Für 1987 ist in Dänemark auch die 
Produktion von Human-Insulin mit Hilfe gentech-
nisch veränderter Bäckerhefe geplant. 

Die Bedeutung der gentechnischen Herstellung von 
Human-Insulin für die Medizin wird deutlich, wenn 
man sich vergegenwärtigt, daß es in der Bundesre-
publik Deutschland etwa 1 200 000 zuckerkranke 
Menschen gibt, von denen ca. 400 000 auf die Verab-
reichung von Insulin angewiesen sind. Diese 
Gruppe umfaßt insbesondere die verschiedenen 
Formen des jugendlichen Diabetes, die überwie-
gend erblich bedingt sind. Die restlichen Zucker-
krankheiten sind hauptsächlich ernährungs- und 
altersbedingt. Bei der Entstehung dieser Diabetes

-

formen spielt die vorherrschende Ernährungsweise 
eine wichtige Rolle und eine Prävention wäre durch 
Änderung der Lebensweise im Prinzip möglich. Al-
lerdings würde dies ein gesteigertes Gesundheits-
bewußtsein und ein entsprechendes Gesundheits-
verhalten in den Bevölkerung voraussetzen. Die Be-
troffenen werden im übrigen überwiegend nicht mit 
Insulin, sondern mit anderen Medikamenten be-
handelt. 

Die Kranken, die auf Insulin angewiesen sind, ha-
ben einen Bedarf von jährlich ca. 230 kg (ca. 1.5 mg/ 
pro Tag/pro Person). Bisher konnte nur ca. 20 % des 
Insulins aus Schweine-Bauchspeicheldrüsen ge-
wonnen werden; der Rest stammt aus Rindern. Das 
Rinder-Insulin kann aufgrund seiner unterschiedli-
chen chemischen Struktur im Reagenzglas nicht in 
Human-Insulin umgewandelt werden und kann 
deshalb bei empfindlichen Patienten Abwehrreak

-

tionen hervorrufen. Gentechnisch hergestelltes In-
sulin ermöglicht nun also, alle Patienten in ausrei-
chender Menge mit Human-Insulin zu versorgen, 
allerdings sind auch bei Verabreichung des Human

-

Insulins allergische Reaktionen nicht ausgeschlos-
sen. 

Dadurch, daß es gelungen ist, Human-Insulin gen-
technisch herzustellen, eröffnen sich neue Möglich-
keiten, mit Hilfe gentechnischer Methoden Insulin-
präparate zu entwickeln, die „Retardwirkung" ha-
ben. Das wären Insulinformen, die im Körper des 
Patienten nach und nach abgebaut werden und so-
mit weniger Injektionen pro Tag bedeuten würden. 
Dies wäre insbesondere für die jugendlichen Diabe-
tiker eine große Erleichterung, Fehldosierungen 
könnten so vermieden werden. Man hofft, mit Hilfe 
der Gentechnik Insulinpräparate zu entwickeln, de-
ren Umwandlung von einer inaktiven Form in das 
eigentliche Insulin vom jeweiligen Insulinbedarf 
geregelt wird, wie dies beim Gesunden der Fall ist. 
Und es ist zu hoffen, daß auf diese Weise auch die 
Ausbildung von Spätschäden bei zuckerkranken 
Menschen, wie Durchblutungsstörungen oder Ver-
ringerung der Sehkraft vermieden werden können. 

5.2.2.1.2 Blutgerinnungsfaktor VIII 

Die Blutgerinnung beim Menschen ist ein komple-
xer Vorgang, an dem mehr als 20 verschiedene Fak-
toren beteiligt sind. Bei vielen dieser Faktoren han-
delt es sich um Enzyme, die von einem Gen codiert 
werden und für die zugehörige erbliche Blutgerin-
nungsstörungen bekannt sind. In Tabelle 5-2 sind 
einige der erblichen Bluterkrankheiten zusammen-
gefaßt. 

Die Bluterkrankheit aufgrund des Mangels an 
funktionstüchtigem Faktor VIII ist am häufigsten. 
Dementsprechend hat sich die medizinische Wis-
senschaft schon lange um eine adäquate Substitu-
tionstherapie gekümmert. Bis vor kurzem wurden 
die an dieser Blutgerinnungsstörung leidenden 
Menschen mit Faktor-VIII-Präparaten behandelt, 
die aus der Blutflüssigkeit von gesunden Blutspen-
dern isoliert worden waren. Aufgrund der relativ 

Tabelle 5-2 

Auswahl einiger Blutgerinnungsfaktoren und ihr Erbgang 

Name Erbgang Häufigkeit 
(pro 1 Million) 

Faktor II (Prothrombin) 

Faktor VII (Proconvertin) 

Faktor VIII (Antihämophilie-Faktor) 

Faktor IX (Christmas-Faktor) 

Faktor XI (PTA-Faktor) 

von-Willebrand-Faktor 

autosomal, rezessiv 

autosomal, rezessiv 

X-chromosomal, rezessiv 

X-chromosomal, rezessiv 

autosomal, rezessiv 

autosomal, dominant 

0,5 

0,5 

60 bis 80 

15 bis 20 

1,0 

5 bis 10 
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geringen Konzentration, in der Faktor VIII norma-
lerweise im Blut vorhanden ist, herrschte stets 
Mangel an dem Ausgangsmaterial für die Gewin-
nung von Faktor VIII. 

Dementsprechend konnte aus einheimischer Blut-
flüssigkeit nur ca. 10 % unseres Bedarfes an Faktor-
VIII-Präparat gedeckt werden 1 ). 

Ein weiteres Problem der Behandlung von an Fak-
tor-VIII-Mangel leidenden Menschen ist das bisher 
schwer vermeidbare Risiko, mit dem Präparat Vi-
ren aus dem Spenderblut zu übertragen. So leiden 
derart therapierte Patienten gehäuft an durch Vi-
ren bedingten Leberentzündungen. Auch der Erre-
ger der AIDS-Krankheit, das HIV-Virus, wurde mit 
dem aus Blutflüssigkeit gewonnenen Faktor-VIII-
Präparat übertragen. 

Die Gewinnung des Faktor VIII aus Zellkulturen 
von Säugerzellen birgt aber ebenfalls noch die Ge-
fahr der Virusübertragung in sich. Diese Gefahr ist 
dadurch vermindert worden, daß es gelang, ein Ver-
fahren zu entwickeln, das die Übertragung von He-
patitis B und anderen Viren ausschließt 2 ). 

Gentechnisch hergestellte Faktor-VIII-Präparate 
könnten dieses Problem verringern und den Faktor 
auch in ausreichender Menge zur Verfügung stel-
len. 

Das Gen für den Blutgerinnungsfaktor VIII des 
Menschen wurde Ende 1984 von zwei unabhängigen 
Arbeitsgruppen kloniert und in Affen- und Ham-
sternierenzellen zur Expression gebracht. Dieses 
Gen trägt die Information für 2 332 Aminosäuren 
und somit eines der größten bisher klonierten Gene 
für ein Protein 3 ). 

Außerdem wird angestrebt, die bisher erfolglose Ex-
pression von Faktor VIII in Bakterien oder Hefezel-
len dadurch zu umgehen, daß das Gen in Teilstük-
ken in Hefezellen kloniert wird und somit nur Teile 
des Faktor VIII in den einzelnen Klonen gebildet 
werden müßten, die dann im Reagenzglas zusam-
mengesetzt werden. Ob dies zu einem funktions-
tüchtigen Faktor VIII führen wird, ist noch unge-
wiß. 

Auch erscheint es lohnend, eukaryotische Zellen 
von Lebewesen wie Insekten als Produktionszellen 
für Faktor VIII oder andere Proteine, die in einfa-
chen Zellen aufgrund ihrer Größe oder komplizier-
ten Struktur nicht hergestellt werden können, zu 
erproben. 

5.2.2.2 Körpereigene Substanzen, die aufgrund des 
Einsatzes gentechnischer Methoden erst be-
kannt und verfügbar werden. 

Mit Hilfe der Gentechnologie ist es möglich, bisher 
unbekannte und im Körper nur in geringer Menge 
vorhandene Proteine zu gewinnen. Zu diesen Sub- 

1) Auskunft von Prof. Dr. N. Heimburger (Behringwerke 
AG) auf eine Anfrage von Prof. Dr. Winnacker 

2) siehe Fußnote 1) 
3) Vehar et al., 1984  

stanzen gehören auch Proteine, die vom Organis-
mus oft nur in bestimmten Entwicklungsstadien 
oder bei spezifischen Stoffwechselreaktionen gebil-
det werden. Dazu gehören Faktoren, die an der Re-
gulation des Blutdruckes, des Stoffwechsels in ver-
schiedenen Geweben einschließlich des Gehirns, so-
wie an der körpereigenen Abwehr von Krankheits-
erregern, beteiligt sind. 

Durch die Gewinnung der diese Proteine kodieren-
den Gene und ihrer Expression in geeigneten Zel-
len, eröffnen sich prinzipiell folgende Möglichkei-
ten: 

Aufgrund der größeren Ausgangsmengen kön-
nen diese Substanzen leichter und in größeren 
Mengen isoliert werden. Störende Begleitsub-
stanzen, die bei der Isolation aus dem Blut oder 
anderen Körperflüssigkeiten oder bei Zellex-
traktionen unvermeidbar mitgewonnen wurden, 
tauchen jetzt nicht mehr auf; so wird auch bei 
der Isolation dieser Proteine aus geeigneten Zel-
len die unfreiwilige Übertragung von krank-
heitsauslösenden Viren vermieden. 

— Das Vorhandensein der Substanz in großer 
Menge ermöglicht oder erleichtert die Aufklä-
rung ihres Wirkungsmechanismus und ihrer 
Wechselwirkung mit anderen körpereigenen 
Substanzen. 

Durch gentechnologische Verfahren kann mit 
gezielten Mutationen in dem zugehörigen Gen 
das Protein so abgeändert werden, daß es eine 
erwünschte veränderte, biologische Aktivität 
oder Stabilität erlangt. 

Das Potential gentechnisch hergestellter körperei-
gener Substanzen, die bisher kaum bekannt waren, 
soll im folgenden an drei Substanzgruppen darge-
stellt werden. 

5.2.2.2.1 Wirkstoffe des Immunsystems 

Hierzu gehören zum einem die Antikörper und zum 
anderen immunregulatorische Substanzen. 

Antikörper sind Proteine, die von bestimmten Blut-
zellen, den Plasmazellen oder B-Lymphozyten in 
Antwort auf das Eindringen körperfremder Stoffe 
in den Organismus gebildet werden. Dabei kann es 
sich um körperfremde einfache chemische Mole-
küle handeln oder um Krankheitserreger wie Bak-
terien oder Viren. Die Antikörper sind spezifisch für 
jeweils bestimmte Regionen auf den Fremdstoffen 
und binden sich an diese „antigene Determinante" 
genannten Bereiche. Dies trägt dann zur Eliminie-
rung der Fremdstoffe aus dem Körper bei oder zur 
Abwehr der Krankheitserreger. 

Normalerweise reagiert der Organismus auf das 
Eindringen eines Fremdstoffs mit der Bildung einér 
Vielzahl von Antikörpern, die auch in der Blutflüs-
sigkeit zu finden sind. Will man dem Ausbruch ei-
ner Krankheit vorbeugen, so kann man die Antikör-
per aus der Blutflüssigkeit von Menschen, die die 
Erkrankung schon durchgemacht haben, isolieren 
und zur Vorbeugung anderen Menschen verabrei- 
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chen, die diese Krankheit noch nicht hatten und 
von denen man annimmt, daß sie diese Krankheit 
möglicherweise nicht überstehen würden. So wer-
den Risikogruppen für bestimmte Infektionskrank-
heiten, wie Säuglinge oder resistenzgeschwächte 
Erwachsene, mit entsprechenden Antikörperpräpa-
raten behandelt; entweder vorbeugend oder auch 
kurz nach erfolgter Infektion. 

Bisher handelte es sich bei diesen Antikörperpräpa-
raten stets um Antikörpergemische, die nicht im-
mer die gewünschte Spezifität enthielten. Mittels 
gentechnischer und zellbiologischer Methoden las-
sen sich nun einheitliche Antikörperpräparate mit 
hoher Wirksamkeit gewinnen. Es handelt sich dabei 
um die Hybridoma-Technik: sie dient der Herstel-
lung von monoklonalen Antikörpern, also Antikör-
per mit nur einer Spezifität. 

Derartige monoklonale Antikörper wurden bisher 
vorwiegend aus Mäusezell-Hybriden gewonnen; es 
wird aber intensiv daran gearbeitet, auch humane 
monoklonale Antikörper herzustellen. Diese sollen 
dann zum einen als Therapeutikum von bestimm-
ten Infektionskrankheiten und zum anderen zum 
Nachweis von bestimmten Zellen, z. B. Krebszellen, 
über die Reaktionen mit zugehörigen antigenen De-
terminanten auf Zelloberflächen verwendet wer-
den. 

Zu den immunregulatorischen Substanzen gehören 
solche, die auf die Vermehrung oder sich speziali-
sierende Entwicklung der Zellen des körpereigenen 
Abwehrsystems eine stimulierende oder hemmende 

Tabelle 5-3 

Wirkung ausüben, und deshalb bei der Immunant-
wort des Körpers auf eindringende Fremdstoffe 
und vor allem Krankheitserreger eine bedeutende 
Rolle spielen. Es handelt sich dabei um Substanz-
klassen wie die Interferone oder Interleukine. Erst 
durch die Gentechnik wurden sie bekannt, und es 
kommen noch viele weitere Substanzen dazu, die 
bisher aufgrund ihrer geringen Konzentration oder 
Kurzlebigkeit im Körper nicht endeckbar waren. 

Die Vielschichtigkeit ihrer Biosynthese und Wir-
kungsweise wird exemplarisch in der beigefügten 
Fallstudie zu den Interferonen diskutiert, die das 
Ergebnis einer Anhörung der Kommission zu die-
sem Themenkreis ist (siehe 5.6). 

5.2.2.2.2 Neurophysiologische Wirkstoffe 

Hierbei handelt es sich um Substanzen von sehr 
unterschiedlicher Struktur und Funktion, denen ge-
meinsam ist, daß sie entscheidend beteiligt sind an 
unseren Hirn- und Nervenfunktionen. In Tabelle 3 
sind Gruppen von Wirkstoffen des neurophysiologi-
schen Systems zusammengestellt. Die Gentechnik 
hat uns insbesondere die Gruppe der Neuropeptide 
zugänglich gemacht; bei den Wirkstoffen der ande-
ren Gruppen handelt es sich oft nicht um Eiweiße, 
so daß auch von daher die Gentechnik wenig Bei-
trag leisten konnte. 

Nachfolgend werden einige Erläuterungen zu den 
Enkephalinen und Endorphinen (Gruppe 4, Tabel-
le 5-3) gegeben. 

Wirkstoffe des neurophysiologischen Systems 
(nach van Brunt, 1986) 

Gruppe Wirkung Beispiele 

Neurotransmitter 
Schnelle Wirkung über kurze Distan

-

zen. Impulsvermittlung zwischen Ner

-

venzellen 

Acetylcholin L-Gencholin 
-Gent -Am 

 GammaAmino-Butyl-Säure *) 
(GABA) 

Neuromodulatoren 

Spezifischer und langsamer in der 
Wirkung als Neurotransmitter. 
Kontrollieren das Niveau der Erreg

-

barkeit ganzer Gruppen von Nerven

-

zellen 

Noradrenalin 
Dopamin 
Serotomin 

Neurohormone 

Beeinflussung von langsam verlau

-

fenden physiologischen Prozessen. 
Wirkort weit vom Bildungsort ent

-

fernt 

Gonadotropin — freisetzendes Hormon 
Follikel — stimulierendes Hormon 
Kortikotropin (ACTH) 

Neuropeptide 

Heterogene Gruppe von Botenstoffen, 
deren Wirkungsweise die der Neuro

-

transmitter, -modulatoren und -hor

-

mone umfaßt 

Wachstumshormon 
Glukagon 
Ca stri nin 
Gastrin 
beta-Endorphin 
Met-Enkephalin 
Leu-Enkephalin 

*) An der Universität von Pittsburg wurde kürzlich von der US-Armee mit 1,3 Mio. US $ ein Zentrum errichtet, in dem 
die Rezeptor/GABA-Wechselwirkung untersucht werden soll. GABA spielt bei der Übermittlung von Muskelreizen 
auf das Gehirn eine Rolle. Die US-Armee will über das Studium der Wechselwirkung Biosensoren entwickeln, mit 
deren Hilfe GABA-bindende Chemikalien entdeckt werden können. (Biotechnology 4, 104, 1986) 
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Der Name Endorphine kommt ursprünglich von der 
Bezeichnung endogene Morphine. Sie hemmen wie 
die aus Pflanzen isolierten Morphine die Schmerz-
wahrnehmung, indem sie an der Reizübermittlung 
beteiligte Rezeptoren blockieren. Ihre Halbwerts-
zeit im Körper ist im Gegensatz zu den pflanzlichen 
Morphinen sehr kurz. 

Zu den Endorphinen gehören die Alpha-, Beta- und 
Gamma-Endorphine. Sie werden aus einem Vorläu-
ferprotein, dem Pro-Opiomelanokortin gebildet. Aus 
den Endorphinen entstehen durch komplizierte 
Umwandlungsketten die Enkephaline. Auch die 
Gene für diese Wirkstoffe sind bereits kloniert. 
Ziele der weiteren Forschung sind, die Wechselwir-
kung dieser Substanzen mit den körpereigenen Re-
zeptoren weiter zu untersuchen und somit Informa-
tionen über die Wirkung der Endorphine und En-
kephaline zu erhalten. 

Dieses soll zur Entwicklung von Wirkstoffen füh-
ren, die ein anderes Wirkungsspektrum haben als 
die natürlichen Substanzen und schmerzblockie-
rend wirken. Ob es gelingt, Substanzen zu entwik-
keln, die keine Abhängigkeiten erzeugen, ist offen. 

5.2.2.2.3 Gewebefaktoren 

In den Geweben des Menschen werden Substanzen 
gebildet, die die Neubildung von Blutgefäßen, den 
Abbau von Blutgerinnseln oder die Auflösung von 
Tumorzellen stimulieren. Wir stehen erst am An-
fang der Kenntnisse über diese Proteine. Die Gen-
technik hat auch hier in letzter Zeit etliche dieser 
großen Gruppen an Substanzen sichtbar werden 
lassen und ermöglicht, ihre physiologische Bedeu-
tung zu studieren. 

Zwei dieser Faktoren werden nachfolgend etwas 
eingehender vorgestellt: 

Der Gewebeplasminogen-Aktivator ist essentiell 
daran beteiligt, Blutgerinnsel, d. h. Fibrin aufzulö-
sen, wie aus folgendem Schema ersichtlich wird: 

Inzwischen sind die Gene sowohl für die Urokina-
se 4) als auch für einen Plasminogenfaktor kloniert 
und in Bakterien oder Hefen zur Expression ge-
bracht worden 5). Unter den Firmen, die an der indu-
striellen Herstellung des Plasminogenfaktors arbei-
ten, befinden sich Genentech (USA), Ciba Geigy 
(Schweiz) und die Grünenthal GmbH (Bundesrepu-
blik Deutschland). In den USA hat die nationale 
Gesundheitsbehörde die klinischen Tests mit dem 
Gewebeplasminogen-Aktivator von Genentech ver-
kürzt, weil das Produkt gute Wirkungen bei Herzin-
farkt-Patienten zeigt. 

Der zweite Gewebefaktor, der näher beschrieben 
wird, ist der Tumor-nekrotisierende-Faktor (TNF)/ 
Cachectin. Dieser Faktor wurde ursprünglich aus 
der Blutflüssigkeit von Mäusen nach der Injektion 
von Bakterientoxinen isoliert. Seinen Namen Tu-
mor-nekrotisierender-Faktor erhielt er, weil er in 
Zellkulturen das Wachstum von Tumorzellen aus 
Mäusen und Menschen hemmte und auch die Rück-
bildung von soliden Tumoren in Mäusen förderte. 

Inzwischen wurde das für TNF codierende Gen aus 
Zellen des Menschen isoliert und in Bakterien zur 
Expression gebracht 6). Das aus Bakterien isolierte 
Produkt zeigt die gleiche Wirkung, wie das ur-
sprünglich aus der Blutflüssigkeit von Mäusen iso-
lierte Protein. 

Weitere Untersuchungen ergaben, daß TNF iden-
tisch ist mit einem Protein, daß Cachectin genannt 
wird. Dieses Protein wird von bestimmten Zellen 
des Immunsystems, den Makrophagen, bei Schock-
zuständen, Infektionserkrankungen und auch bei 
Menschen, die an Krebs leiden, gebildet 7 ). 

TNF/Cachectin besteht aus 157 Eiweißbausteinen 
und wird zunächst als inaktive Vorstufe, die aus 
weiteren 76 Eiweißbausteinen besteht, gebildet. Es 
besitzt eine vielfältige Wirkung im Organismus; so 
ist es an der Fieberentstehung beteiligt, an „auszeh-
renden" Stoffwechselreaktionen, ebenso wie an 
Zellauflösungen. Bisher ist ein Ende der Entdek-
kungen seiner Wirkungen noch nicht abzusehen. 
Dementsprechend sind auch an seinen therapeuti-
schen Einsatz große Hoffnungen geknüpft. Aller-
dings haben klinische Tests bisher nicht gezeigt, 
daß die zellauflösende Wirkung auf Krebszellen be-
grenzt ist und die Nebenwirkungen vermindert 
werden können. So dürfte der Einsatz dieses Fak-
tors zur Gewichtsreduktion auf lange Zeit ausge-
schlossen sein. Es wird versucht, seine vielfältigen 
Wirkungen unterschiedlichen Regionen im Molekül 
zuzuschreiben, um dann gentechnisch Varianten 
des TNF/Cachectin herzustellen, die z. B. nur noch 
die tumornekrotisierende Wirkung besitzen. 

Außerdem wird erprobt, ob dieser Faktor im Ver-
bund mit Substanzen wie Interferonen oder Inter-
leukinen eine andere quantitative oder qualitative 
Wirkung entfaltet. 

4) Heynecker, 1983 
5) Günzler et al., 1985 
6) Shirai et al., 1985 
7) Beutler, Cerami, 1986 
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5.2.3 Auswirkungen der Anwendung gentechnisch 
hergestellter körpereigener Substanzen 

Durch die Gentechnik ist es gelungen, körpereigene 
Substanzen, die auch schon mit konventionellen 
Methoden isoliert dem Arzt als Therapeuktikum 
zur Verfügung standen, nun in großer Menge herzu-
stellen. Engpässe aufgrund von fehlenden Aus-
gangsmaterialien, wie Blutflüssigkeit des Men-
schen, sind somit überwunden. Ebenso wird durch 
die gentechnische Herstellung derartiger Substan-
zen, wie Faktor VIII oder Wachstumshormon, ver-
mieden, daß sich in den Präparaten unerwünschte 
Begleitsubstanzen, wie Viren, befinden. Dies ist ins-
besondere der Fall, wenn die Produkte aus entspre-
chenden gentechnisch veränderten Bakterien- oder 
Hefezellen präpariert werden. 

Schwieriger ist es derzeit noch, mit körpereigenen 
Substanzen des Menschen umzugehen, die erst 
durch die Gentechnik bekannt wurden, und deren 
physiologische Wirkungen in ihrer Quantität und 
Qualität dementsprechend noch weitgehend unauf-
geklärt sind. Dies ist auch bei den angesprochenen 
Interferonen und Interleukinen der Fall. Hinzu 
kommt, daß es sich bei derartigen Substanzen oft 
um Moleküle handelt, die nicht mit dem Blut von 
ihrem Entstehungsort an ihren Wirkort transpor-
tiert werden, sondern gleich am Entstehungsort 
wirken; eine Injektion eines derartigen Stoffes ist 
also unphysiologisch und erklärt, warum therapeu-
tische Effekte oft nur durch die Verabreichung von 
hohen Dosen erreicht werden, die gleichzeitig zu 
vielen unerwünschten Nebenwirkungen führen. 

Durch die gentechnische Veränderung körpereige-
ner Wirkstoffe wird angestrebt, Substanzen mit im 
Vergleich zu den im Körper vorkommenden verän-
derten Charakteristika herzustellen. Die Ziele die-
ser Veränderung beinhalten eine Verzögerung oder 
Verlängerungen der Wirkungsdauer, eine andere 
Spezifität bzw. ein anderes Wirkungsspektrum und 
eine Steigerung der Wirkung bzw. Reduktion der 
Nebenwirkungen. Neben der durch solche Verände-
rungen erfolgenden Erweiterung des Einsatzberei-
ches dieser Wirkstoffe hätte die Veränderung der 
Produkte vermutlich auch zur Folge, daß jede neue 
Variante eines solchen Wirkstoffes im Prinzip pa-
tentfähig wäre. 

Da sich die Entwicklung derartiger gentechnisch 
modifizierter körpereigener Substanzen jedoch erst 
im Anfangsstadium befindet, liegen zu ihren kurz- 
und langfristigen medizinischen Wirkungen zur 
Zeit noch keine Erfahrungen vor. 

5.3 Impfstoffe 

Impfstoffe werden in der Humanmedizin dazu be-
nutzt, die Menschen vorbeugend vor Infektions-
krankheiten zu schützen; sie sind eines der wir-
kungsvollsten Prinzipien der Präventivmedizin. 

Es gibt zwei große Klassen an Infektionserregern: 
Mikroorganismen und Viren. Gegen Erreger aus 

beiden Klassen sind Impfstoffe bekannt, z. B. gegen 
die bakteriell bedingte Infektionskrankheit Diphte-
rie oder gegen die durch Viren ausgelösten Krank-
heiten Mumps, Masern, Röteln oder Kinderläh-
mung. 

Die Impfstoffe bestehen aus nicht-krankmachen-
den  Varianten der Krankheitserreger oder Teilen 
davon und lösen trotzdem die Bildung von Antikör-
pern aus. Diese Antikörper sind dann schon in dem 
Menschen vorhanden, wenn die infektiösen Erreger 
in den Körper eindringen, fangen diese ab und ma-
chen sie unschädlich, bevor sie ihre Zielorgane er-
reichen können. Also bei Mumps, bevor die Mumps-
viren in ihre Zielzellen, bestimmte Drüsenzellen, 
eindringen können. 

Es lassen sich drei Arten von Impfstoffen unter-
scheiden: 

— die Lebendvakzine 

sie enthalten abgeschwächte oder veränderte 
Varianten des Krankheitserregers 

— inaktivierte Krankheitserreger 

diese Impfstoffe bestehen aus vermehrungsun-
fähigen Krankheitserregern 

— die „Untereinheiten-Vakzine" 

sie enthalten Teile des Krankheitserregers, von 
denen bekannt ist, daß sie allein schon zur Bil-
dung von Antikörpern führen, die dann mit dem 
eigentlichen Krankheitserreger reagieren; oft 
handelt es sich dabei um Oberflächenproteine 
der Erreger. 

Die ersten beiden Impfstoffklassen, Lebendvakzine 
und inaktivierte Vakzine, sind schon jetzt vielfälti-
ges Rüstzeug für den Schutz vor Infektionskrank-
heiten. So gibt es oft für dieselbe Krankheit beide 
Varianten an Impfstoffen, z. B. für das Virus, das 
zur Kinderlähmung führt: zum einen den sogenann-
ten Sabin-Impfstoff, bei dem es sich um eine Le-
bendvakzine handelt und zum anderen den Salk

-

Impfstoff, bei dem inaktivierte Poliomyelitis-Viren 
verabreicht werden. Welcher der beiden Impfstoffe 
zur Schutzimpfung verwendet wird, hängt auch von 
dem Gesundheitszustand des zu impfenden Men-
schen ab: obwohl der Lebendimpfstoff im allgemei-
nen einen länger andauernden Schutz verleiht — 
und dies geschieht ja durch eine „leichte" Erkran-
kung des Geimpften — so ist es bei geschwächten 
oder vorgeschädigten Menschen oft ärztlich indi-
ziert, den inaktivierten Impfstoff zu verwenden, da 
er an den geimpften Menschen weniger Anforde-
rungen stellt. 

5.3.1 Perspektiven der gentechnischen Herstellung 
von Impfstoffen 

Im Prinzip können alle drei Arten von Impfstoffen 
mit Hilfe der Gentechnologie hergestellt oder ver-
bessert werden: 

Der Lebendimpfstoff z. B. dadurch, daß die Erreger 
derart verändert werden, daß sie sich als abge

-

schwächter Impfstoff eignen. Dies ist insbesondere 
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für die Impfstoff-Herstellung gegen Viren als 
Krankheitserreger von großer Bedeutung, bei de-
nen man bisher weitgehend auf zufällige Ereignisse 
in jahrelangen Zellkultur-Passagen der Viren ange-
wiesen war, um schließlich einen akzeptablen Le-
bendimpfstoff zu finden. Die Zuordnung des geneti-
schen Materials von Viren zu ihren Eigenschaften 
ermöglicht nun mit gentechnischen Methoden die 
gezielte Herstellung von Lebendvakzinen. 

Auch inaktivierte Erreger als Impfstoffe können 
nun gentechnisch hergestellt werden, indem man 
die Gene, die für Vermehrung und Krankheitsaus-
lösung verantwortlich sind, entsprechend verändert 
oder aus dem Genom der Erreger herausnimmt. 
Dies wird dazu führen, daß die bisherige Methoden 
der Erreger-Inaktivierung, die dazu chemische und 
physikalische Agentien wie Formaldehyd oder 
Hitze benutzten, immer weiter in den Hintergrund 
geraten. 

Eine große Bedeutung könnte die Gentechnologie 
für die Herstellung der dritten Gruppe von Impf-
stoffen erlangen, den Untereinheiten-Vakazinen. 
Nachdem erkannt ist, welche Proteine der Erreger 
für die Herstellung von Antikörpern, die den Men-
schen vor der Infektionskrankheit schützen, we-
sentlich sind, ist es dann möglich, die\ zugehörigen 
Gene des Erregers in anderen Zellen (Bakterien, 
Hefezellen oder in Zellen von Vielzellern) zu klonie-
ren und zur Expression zu bringen, um auf diese 
Weise genügend Untereinheiten-Impfstoff zur Ver-
fügung zu haben. Dieser Forschungsansatz hat in-
sofern besondere Bedeutung, als er Impfstoffe be-
reitstellen will, die im Geimpften unter keinen Um-
ständen wieder pathogen werden können; bei ver-
ändertem Lebendimpfstoff oder auch inaktiviertem 
Erreger ist dies aufgrund möglicher Mutationen 
oder Rekombinationserreignisse im genetischen 
Material des Erregers nie mit Sicherheit auszu-
schließen. 

5.3.2 Projekte zur gentechnischen Herstellung von 
Impfstoffen 

Der erste mit Hilfe der Gentechnik hergestellte 
Impfstoff ist das Vakzin gegen das Hepatitis-B-
Virus, welches eine infektiöse Leberentzündung 
hervorruft. 1982 wurde das Gen für ein Oberflä-
chenprotein dieses Virus in Hefezellen kloniert und 
zur Expression gebracht 8). Klinische Studien zeig-
ten, daß dieser Untereinheiten-Impfstoff beim Men-
schen eine Immunantwort hervorruft, die mit der 
des infektiösen Virus vergleichbar ist 9). 

Eine Auswahl von Projekten innerhalb derer der-
zeit an der Entwicklung von Impfstoffen mit gen-
technischen Methoden gearbeitet wird, zeigt Ta-
belle 4. 

Wie oben schon gesagt, sind die Untereinheiten

-

Vakzine insofern von Vorteil, weil hier Bestandteile 

8) Valenzuela et al., 1982 
9) Scolnick et al., 1984  

des Erregers als Impfstoff verwendet werden, die 
eine „Rückmutation" zu einem infektiösen Agenz 
ausschließen. Doch sind nicht alle Untereinheiten

-

Vakzine, also Proteine, allein in der Lage, die ge-
wünschte Immunantwort im Geimpften auszulösen. 
Sie benötigen dafür oft ein „Adjuvanz", welches die 
Antikörperbildung erst ermöglicht oder potenziert. 

Dies ist schon seit Jahrzehnten bekannt, und so ist 
die Forschung über die Impfstoffherstellung immer 
begleitet worden durch Studien über geeignete Ad-
juvantien. Hierfür wurden die chemisch unter-
schiedlichsten Substanzen verwendet, wie Extrakte 
aus bestimmten Bakterien, Silikate oder Albumin. 

Die Gentechnologie hat nun eine weitere, sehr ef-
fektvoll erscheinende Variante der Adjuvantien er-
schlossen. Dabei handelt es sich um die Strategie, 
das Gen für Untereinheiten-Vakzine in ein anderes 
Virus zu integrieren und mit diesem Virus zu imp-
fen; der Impferfolg ist dann davon abhängig, ob das 
miteingeschleuste Gen in den Zellen des Geimpften 
zum Ausdruck kommt und das Protein die ge-
wünschte Immunantwort auslöst. 

Diese Technik, also die Benutzung von Viren als 
Vehikel für die Einschleusung des Gens für das 
Protein, gegen das die Antikörperbildung erfolgen 
soll, ist am weitesten fortgeschritten bei den Versu-
chen, das Vaccinia-Virus, das die Pockenerkran-
kung auslösende Virus, als Vektor zu benutzen. 
Selbstverständlich wird nicht das eigentliche Pok-
kenvirus als Vektor benutzt, sondern eine apatho-
gene Variante davon 10). Mit Hilfe gentechnischer 
Methoden ist es bereits gelungen, Gene des Hepati-
tis-B-Virus einzuschleusen. 

Bei dieser auch „Vaccinia-Virus-Strategie" genann-
ten  Herstellung von Impfstoffen ist daran zu erin-
nern, daß es das Pockenvirus war, für das der erste 
Lebendimpfstoff 1798 von dem englischen Arzt Jen-
ner gefunden wurde, indem er beobachtete, daß 
Melkerinnen, die sich mit Kuhpocken infiziert hat-
ten, gegen die Pockenerkrankung des Menschen ge-
schützt waren. Es wurden dann weitere Lebend-
impfstoffe des Pockenvirus entwickelt und die 
staatlich verordnete Durchimpfung der Bevölke-
rung führte dazu, daß 1978 die Pockenerkrankung 
für ausgerottet erklärt und die Impfung der Klein-
kinder eingestellt wurde. Über das eine oder andere 
in der Welt noch existierende Reservat an Pocken-
viren wird immer wieder diskutiert. Die Einstellung 
der Pockenimpfung basierte unter anderem auch 
sicher darauf, daß Nebenwirkungen der Pocken-
impfung mit gelegentlich tödlichem Ausgang für die 
Geimpften nur solange in Kauf genommen werden 
mußten, solange Pockenepidemien drohten. 

Vor diesem Hintergrund ergibt sich nun die Frage, 
ob es verantwortbar ist, das Pockenvirus, wenn 
auch in abgewandelter, primär nicht infektiöser 
Form, als Vektor für die Schutzimpfung gegen an- 

10) Beardsley, 1984 
11) Beale, 1984 
12) Chakrabarty et al. 1986, Hu et al., 1986 
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dere Viruserkrankungen einzusetzen. Die Möglich-
keit, daß sich durch seltene Mutations- und Rekom-
binationsereignisse doch einmal ein infektiöses 
Agenz entwickeln könnte, wird insbesondere von 
medizinischen Virologen gesehen. 

Diese Überlegungen gelten gleichermaßen für die 
Verwendung von Tierpockenviren als Vektoren für 
Impfstoffe gegen Viruserkrankungen bei Tieren. 
Entsprechende Probleme stellen sich auch bei Ver-
wendung anderer Viren als Vehikel. 

Tabelle 5-4 

Auswahl von Projekten zur Entwicklung von Vakzinen 

Krankheiten 
(Erreger) Strategie Entwicklungsstadium Referenz 

Cholera 
(Vibrio cholerae) 

Herstellung von nicht

-

pathogenen Bakterien 
durch Deletion von Genen 

Es wurde ein V. cholerae Stamm 
konstruiert, dessen für die Toxin

-

bildung verantwortliches Gen mit 
Hilfe gentechnischer Methoden 
deletiert wurde 

Kaper et al., 
1984 

u. a., infektiöse 
Mononukleosis 
Burkitt-Lymphom 
Nasopharynx

-

Karzinom 
Gebärmutterhals

-

Krebs 
Hirnhautentzündun-
gen 
(Herpes-Viren) 

Untereinheits-Vakzin 

Herstellung von nicht

-

pathogenen Viren durch 
Deletion von Virusgenen 

Die Nukleinsäuresequenz für ein 
viruskodiertes Antigen des 
Epstein-Barr Herpesvirus wurde 
kloniert. Die Immunisierung mit 
diesem Antigen schützte Affen 
(Tamarine) vor Infektionen mit 
diesem Virus 

Epstein et al., 
1985 

OTA, 1984, 
S. 137 

AIDS 
(HIV) 

Oberflächenantigen klo

-

niert in Vaccinia-Virus 

Untereinheits-Vakzin 

Das Hüllprotein des HIV Virus 
wurde in das Vaccinia-Virus klo

-

niert. 
Die Expression in Säugerzellen 
wurde nachgewiesen. 
Mäuse, die mit dem rekombinan-
ten Virus infiziert worden waren, 
entwickelten Antikörper gegen das 
Hüllprotein von HIV 

Weiterhin konnte das Hüllprotein

-

Gen in Animalzellen zur Expres-
sion gebracht und daraus isoliert 
werden. 
Die immunogene Wirkung wird 
z. Z. an Tieren getestet 

Chakrabarti 
et al., 1986 

Wright, 1986 

Malaria 
(Plasmodium 
falsiparum ssp.) 

Antigen „Coktail" 
(Untereinheits-Vakzin) 

Antigene unterschiedlicher Ent

-

wicklungsstadien des Malariaerre

-

gers sind identifiziert, kloniert und 
z. T. in E. coli zur Expression ge-
bracht worden. 

Mit dem klonierten Antigen ge

-

impfte Nagetiere zeigten eine 
hohe Immunität gegenüber dem 
Erreger 

Ravetch et al., 
1985 

Harte et al., 
1985 
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5.4 Diagnostika 

Der Bereich der Diagnostika umfaßt Methoden und 
Testsysteme zur Erkennung von Krankheitserre-
gern oder von Krankheiten. Die heute am häufig-
sten verwendeten Verfahren weisen spezifische 
Proteine, Enzymreaktionen oder Veränderungen 
der Oberflächen oder Strukturen von Zellen oder 
Geweben des erkrankten Menschen nach. Für In-
fektionskrankheiten existieren darüber hinaus Ver-
fahren, mit deren Hilfe der Erreger selbst isoliert 
und identifiziert werden kann. 

Durch die Einführung gentechnischer Methoden ist 
es nun möglich, Krankheitserreger in kurzer Zeit in 
Geweben oder Ausscheidungen der erkrankten In-
dividuen zu diagnostizieren und somit unverzüglich 
ohne Zeitverlust die adäquate Therapie, wie z. B. 
wirksame Antibiotika bei bakteriellen Erkrankun-
gen, einzusetzen. 

Zwei unterschiedliche Werkzeuge werden hierfür 
von der Gentechnologie bereitgestellt, die DNA-
Sonden und die monoklonalen Antikörper, die im 
folgenden etwas näher beschrieben werden. 

5.4.1 DNA-Sonden 

5.4.1.1 Identifizierung von Krankheitserregern mit 
DNA-Sonden 

In der Erbinformation von Krankheitserregern — 
dabei handelt es sich um Viren, Mikroorganismen, 
parasitierenden Amöben oder Würmer — sind Be-
reiche enthalten, die für sie selbst oder zumindest 
für die Erregergruppe, zu der sie gehören, spezi-
fisch sind und in anderen Organismen nicht vor-
kommen. 

Diese Tatsache hat dazu geführt, diese Nukleinsäu-
re-Sequenzen zu isolieren und sie als DNA-Sonden 
für den Nachweis dieser Krankheitserreger zu be-
nutzen. 

Chemisch handelt es sich bei den DNA-Sonden um 
markierte Bereiche einzelsträngiger DNA, die sich 
in geeigneten Reaktionslösungen mit den entspre-
chenden DNA-Segmenten des Erregers verbinden. 
Ist in der Reaktionslösung keine DNA eines vermu-
teten Erregers vorhanden, findet keine Bindung der 
markierten DNA statt. Dies deutet auf die ausge-
prägte Spezifität dieses Erregernachweises hin, die 
zu dem einfach zu handhabenden und schnell ab-
laufenden Testsystems hinzukommen ist; also eine 
neue, sehr erfolgreiche Strategie für den Nachweis 
von Erregern in der Medizin. 

Der wichtigste Schritt bei der Entwicklung dieser 
Diagnostika ist die Identifizierung der erregerspezi-
fischen Sequenzen. Sind sie einmal bekannt und 
kloniert, dann steht der breiten klinischen Verwen-
dung dieser Tests nichts mehr im Wege. Dies er-
klärt auch, daß insbesondere für sonst schwer dia-
gnostizierbare Krankheitserreger, wie die der 
Gruppe der Mycoplasmen oder auch von Viruser-
krankungen einschließlich des AIDS-Erregers, in

-

tensiv versucht wird, entsprechende DNA-Sonden 
für die Diagnostik bereitzustellen 13) 

5.4.1.2 Feststellung von krankmachenden DNA-Ver-
änderungen im Menschen mit Hilfe von 
DNA-Sonden 

Die erste große Gruppe von potentiell krankma-
chenden DNA-Veränderungen, die mittels DNA-
Sonden diagnostiziert werden können, sind die ge-
netischen Veränderungen, die den erblichen Krank-
heiten oder Dispositionen zugrundeliegen. Dieses 
diagnostische Potential wird ausführlich in dem 
Kapitel „Genomanalyse" dieses Berichts darge-
stellt, und dort sind auch die methodischen Einzel-
heiten über den Einsatz von DNA-Sonden beim 
Menschen beschrieben (siehe C 6.2). 

Doch auch einigen erworbenen Erkrankungen des 
Menschen liegen im Laufe seines Lebens eintre-
tende Veränderungen des Genoms zugrunde. Hier-
bei handelt es sich um die Krankheiten, die durch 
Integration von Virusbestandteilen in bestimmte 
Zellen des Menschen bedingt sind (die sogenannten 
langsamen Viruserkrankungen) und insbesondere 
um die Entstehung von Krebszellen aus normal 
wachsenden Zellen, die auch oft von Veränderun-
gen in bestimmten Genen dieser Zellen begleitet 
sind. Hierbei handelt es sich um die erst kürzlich 
bekannt gewordenen Onkogene des Menschen. 

Veränderungen der Nukleinsäure-Sequenz dieser 
Gene oder ihrer Position im Genom können dazu 
führen, daß die Zelle, in der entsprechende Vor-
gänge stattgefunden haben, zur Krebszelle entartet, 
aus der sich dann ein Tumor entwickeln kann. 

Mit Hilfe von DNA-Sonden für diese Onkogene oder 
deren Varianten können strukturelle Veränderun-
gen in diesen Genen nachgewiesen werden, die eine 
tumorartige Wucherung des Gewebes anzeigen; der 
erste so festgestellte Krebs war das Burkitt-Lym-
phom, welches gehäuft in Afrika vorkommt 14) 

Ob diese Methode generell zur Diagnose oder zur 
Früherkennung bestimmter Krebsarten angewandt 
werden kann, ist noch nicht abzusehen. 

5.4.2 Monoklonale Antikörper 

Monoklonale Antikörper können als Therapeutika 
von Infektionskrankheiten eingesetzt werden. Dar-
über hinaus können sie auch als Diagnostikum zur 
Erkennung von Krankheitserregern oder zum 
Nachweis von Quantität oder Qualität veränderter 
körpereigener Stoffe, wie Faktoren, die in der Blut-
flüssigkeit zu finden sind, eingesetzt werden. 

Dank der Gentechnologie ist es auch möglich, Gen-
produkte mit monoklonalen Antikörpern nachzu-
weisen, die in einer Menge im Organismus enthal-
ten sind, daß sie zur Antikörperherstellung nicht in 

13) Klausner, 1985 
14) Klein, Klein, 1985 
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ausreichender Menge isoliert werden können. Die-
ser Engpaß wird daduch umgangen, daß das zuge-
hörige Gen isoliert, kloniert und in geeigneten Zel-
len exprimiert wird, die nun eine ausreichende 
Menge dieses Genprodukts herstellen, das dann sei-
nerseits zur Erzeugung der monoklonalen Antikör-
per eingesetzt werden kann. 

5.5 Gentechnologie in der 
Grundlagenforschung 

Grundlagenforschung in den Bereichen der Medi-
zin, Pharmazie und Biochemie hat zum Ziel, die 
genetischen und biochemischen Reaktionen des ge-
sunden Menschen zu erforschen und ursächliche 
Zusammenhänge zwischen Störungen dieser Me-
chanismen und einem Krankheitsgeschehen aufzu-
klären. Dabei handelt es sich um Erforschung von 
Krankheiten der neurophysiologischen und der en-
dokrinen Systeme, des Herzkreislauf- und des Im-
munsystems, nicht-infektiöser entzündlicher Er-
krankungen des Binde- und Stützgewebes sowie 
der Krebserkrankungen. Auch die embryonale Ent-
wicklung und die Spezialisierung von Zellen sind 
Schwerpunkte der Grundlagenforschung, in denen 
die Methoden und Prinzipien der Gentechnologie 
wesentliche und neue Beiträge liefern. 

Bei diesen Arbeiten wurden mit Hilfe gentechnolo-
gischer Methoden auch zwei zentrale biologische 
Phänomene aufgeklärt, die Dynamik und Hierar-
chie mancher Gene. Das Genom der lebenden Orga-
nismen ist nicht nur statisch, sondern in gewissem 
Ausmaß beweglich, dies gilt für die Gene der Anti-
körper, die immer wieder neu aus verschiedenen 
Genomstücken zusammengesetzt werden oder auch 
für die Gene der Oberflächenproteine auf Parasiten, 
z. B. dem Erreger der Schlafkrankheit, die immer 
wieder, kaum hat sich der Mensch immunologisch 
zur Wehr gesetzt, die Struktur der Proteine durch 
Genomumlagerungen verändern. 

Mit dem Begriff der „Hierarchie von Genen" ist 
angedeutet, daß es Gene gibt, deren Funktion die 
Expression und Regulation vieler anderer Gene be-
einflussen und verändern kann. Zu diesen Genen 
gehören u. a. auch die Onkogene, deren Zustand das 
Schicksal eines Menschen bestimmen kann und de-
ren Wirkungsweise nachfolgend exemplarisch er-
läutert wird. 

Onkogene 

Zellvermehrung und Differenzierung sind äußerst 
komplexe Prozesse, deren Vernetztheit mit anderen 
physiologischen Abläufen erst in Ansätzen bekannt 
ist. Veränderungen im Genom von Zellen oder in 
ihrer durch äußere Einflüsse vermittelten Regula-
tion können Störungen dieser Vermehrungs- und 
Differenzierungsvorgänge bewirken. Diese Störun-
gen können in bestimmten Fällen auch zur Entste-
hung von Krebszellen führen, aus denen sich Tu-
more entwickeln können. 

Anfang der 80er Jahre wurden die ersten Untersu-
chungen veröffentlicht, die einzelnen Genen ursäch-
liche Wirkungen beim Prozeß der Krebsentwick-
lung zuschrieben. Seither nennt man diese Gene 
Onkogene. Diese Gene wurden zunächst aus Zellen 
von Blasenkrebsen isoliert und durch die Transfek-
tionsmethode identifiziert. Bei diesem Verfahren 
wird die aus Krebszellen gereinigte DNA in kulti-
vierte Bindegewebszellen der Maus eingebracht. 
Die Bindegewebszellen, die ein solches Onkogen er-
halten haben, verändern ihre Wachstumseigen-
schaften und sind dadurch zu erkennen, daß sie „fo-
kusartig" wachsen. D. h., anders als normale Zellen, 
die nur in einer Schicht wachsen, bilden sie kleine 
Zellhaufen, die mikroskopisch gut erkennbar sind. 

Die onkogenhaltigen Zellen werden als „transfor-
miert" bezeichnet, weil sie durch die Aufnahme und 
Expression des Onkogens vom normalen Zustand 
in den einer unkontrolliert wachsenden Zelle trans-
formiert wurden. Solche transformierten Zellen 
sind ein experimentelles System für die Untersu-
chungen der Wirkung von Onkogenen. 

Heute weiß man, daß Onkogene Gene sind, die nor-
malerweise an der Regulation der Zellteilung oder 
an der Steuerung von Differenzierungsprozessen in 
der Embryogenese beteiligt sind. Durch Mutations-
ereignisse, wie Punktmutationen oder Deletionen 
innerhalb dieser Gene, durch Veränderungen ihrer 
Position im Genom oder durch Austausch ihres 
Reglers mit dem eines tumorauslösenden Virus 
(Retrovirus), entfalten sie ihr onkogenes, d. h. tu-
morauslösendes Potential 15) 

Es wird angenommen, daß mindestens zwei derarti-
ger Mutationsereignisse in einem oder mehreren 
der Onkogene in einer Zelle stattfinden müssen, 
damit sie zur Krebszelle entartet 16). Es sind bisher 
über 30 verschiedene Onkogene gefunden worden 
und es ist anzunehmen, daß sich ihre Zahl durch 
weitere Forschung noch vergrößert. 

Zur Zeit wird versucht, auf der Basis des vorhande-
nen Wissens über die Onkogene diagnostische und 
therapeutische Ansätze für die Beherrschung von 
Tumorerkrankungen zu entwickeln. Dabei wird 
auch die Tatsache berücksichtigt, daß die Produkte 
der Onkogene mit anderen Molekülen der Zelle in 
Interaktion treten müssen, um das krebsartige 
Wachstum — nämlich die Infiltration in gesunde 
Gewebe, ungehemmte Vermehrung und Absiedlung 
in fremden Organen — auszulösen. 

Die Untersuchungen an transformierten Zellen um-
fassen auch charakteristische Stoffwechselverände-
rungen 17) oder Bestimmungen von Veränderungen 
der Zelloberfläche der Krebszellen im Vergleich zu 
den normalen Ausgangszellen 18). Außerdem wer-
den die Krebszellen in Zellkulturen dazu benutzt, 
um an ihnen potentielle Krebs-Therapeutika zu ent-
wickeln oder zu erproben. 

15) Bishop, 1983; Duesberg, 1983; Heldin, 1984, Croce, Klein, 
1985 

16) Land et al., 1983 
17) Nass, et al., 1985 
18) Klein, Klein, 1985 
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5.6 Forschungsergebnisse und Erfahrungen 
mit Interferonen 

Der hier niedergelegte Sachverhalt spiegelt zum 
überwiegenden Teil die Erkenntnisse wider, die die 
Kommission durch eine nichtöffentliche Anhörung 
gewonnen hat. 

5.6.1 Voraussetzungen und Ziele der 
gentechnischen Interferonforschung 

Im Anwendungsbereich Gesundheit der Gentechno-
logie stehen die Interferone im Blickpunkt der öf-
fentlichen Aufmerksamkeit. Die Schwerpunktbil-
dung der öffentlichen und industriellen Forschung 
in diesem Bereich zeigt an, daß der Erforschung 
und Herstellung von körpereigenen Regulations-
substanzen eine besondere Bedeutung zugemessen 
wird. 

Nachdem Anfang der 70er Jahre Interferone aus 
Zellkulturen gewonnen werden konnten, zeigte sich 
bald, daß dieser Wirkstoff in der Lage ist, das 
Wachstum von Tumorzellen im Reagenzglas zu 
hemmen. Aus diesem Grund wurde Interferon zur 
großen Hoffnung der Krebsforschung. 

Ein der breiten Erforschung aber auch Anwendung 
von Interferonen entgegenstehender Grund war 
ihre limitierte Verfügbarkeit sowie ihre teure und 
aufwendige Herstellung. Mit der Entwicklung der 
Zellkulturtechniken sowie der Isolierung von stark 
produzierenden Zellinien wurden ausreichende 
Mengen dieser Wirkstoffe zunehmend verfügbar. 
Die mit Hilfe gentechnischer Methoden hergestell-
ten Bakterienstämme und Säugerzellinien stellen 
einen weiteren Meilenstein der Optimierungsbemü-
hungen der Interferonproduktion dar. Die Voraus-
setzungen für das intensive Studium dieser Sub-
stanzklasse und ihrer Wirkungen auf Virusvermeh-
rung, Zellproliferation und Immunsystem, aber 
auch für ihren Einsatz im therapeutischen Bereich 
sind nunmehr geschaffen. Die hier vorliegende Dar-
stellung soll einige relevante Argumente zu den 
Chancen und Risiken der Herstellung und klini-
schen Anwendung sowie der biologischen und me-
dizinischen Unterschiede zwischen natürlichen und 
mit Hilfe der DNA Rekombinationstechnik herge-
stellten Interferonen zusammenfassen. 

5.6.2 Wissenschaftliche Grundlagen und 
medizinische Wirksamkeit 

Der Begriff Interferone bezeichnet eine Klasse un-
terschiedlicher körpereigener antiviraler und das 
Zellwachstum hemmender Stoffe, deren heute be-
kannte Einzelkomponenten in zwei Gruppen zu-
sammengefaßt sind. Die allgemeinen Charakteri-
stika dieser Einzelkomponenten sind in Tabelle 5-5 
(S. 133) zusammenfassend dargestellt. 

5.6.2.1 Beeinflussung der Virusvermehrung 

Interferone sind definiert durch ihre anti-virale 
Wirkung. Sie werden gebildet, nachdem Viren in die 

Zelle eingedrungen sind und interferieren dort mit 
der Virus-Synthese, d. h., sie verhindern die Produk-
tion neuer infektiöser Viruspartikel. 

Beim therapeutischen Einsatz von Interferonen ge-
gen virale Erkrankungen ist es notwendig, sich drei 
unterschiedliche Wege der Virusausbreitung zu ver-
deutlichen. 

Im ersten Fall verläßt das Virus nach seiner Ver-
mehrung die Zelle wieder oder zerstört sie auch und 
ist dann im extrazellulären Raum den körpereige-
nen Abwehrmechanismen zugänglich, beispiels-
weise der Wirkung der neutralisierenden Antikör-
per. Mit ihrer Hilfe kann der Körper die Virusaus-
breitung unterbrechen und die Krankheit limitie-
ren. 

Ein zweiter Typ von Viren entwickelt eine Strate-
gie, mit der Abwehrmechanismen unterlaufen wer-
den können. Es tritt nach der Vermehrung in einer 
Zelle nicht in den extrazellulären Raum über, son-
dern sucht sich den Weg in andere Zellen über Ver-
bindungen, die die Zellen miteinander in Kontakt 
setzen. Hierdurch, aber auch durch Veränderungen 
ihrer Oberflächenstrukturen können solche Viren 
den körpereigenen Abwehrmechanismen entge-
hen. 

Ein dritter Typ von Viren integriert seine geneti-
sche Information in das Genom der Zelle und ver-
mehrt sich mit der Zelle weiter, die er zwar verän-
dert, aber meist nicht zerstört. Dieser Typ des häu-
fig onkogenen Virus tritt nicht mehr in den extra-
zellulären Raum über und ist somit vor dem Zugriff 
des körpereigenen Abwehrsystems geschützt. 

Von den Viren, die Erkrankungen auslösen, bei de-
nen ein positiver Einfluß des Interferons auf den 
Krankheitsverlauf festgestellt worden ist oder er-
hofft wird, gehören z. B. das Herpes simplex Virus 
(Herpes simplex Enzephalitis) und das Varizella zo-
ster Virus (Gürtelrose) zum zweiten Typ, die Retro-
viren zum dritten. 

Bei der durch das Herpes simplex Virus verursach-
ten Enzephalitis handelt es sich um eine entzündli-
che Erkrankung des Gehirngewebes, dem eine Ein-
wanderung des Virus über die Schleimhäute und 
Nervenbahnen zugrundeliegt. 

Das körpereigene Immunsystem kann zwar die 
vom Virus befallenen Zellen erkennen und teil-
weise eliminieren, allerdings verläuft die Virusin-
fektion in diesem Fall so schnell, daß diese Abwehr-
strategie nicht ausreicht. 

Nach einer Infektion wird die zelleigene Produktion 
von Interferon stimuliert. Sie folgt der Virusver-
mehrung mit nur einer geringen zeitlichen Verzöge-
rung und ist demnach ein früh verfügbares und 
wirksames Abwehrsystem bei Viruserkrankungen, 
während die spezifischen, virusinduzierten Anti-
körper wesentlich später auftreten und bei schnell 
verlaufenden Erkrankungen die Ereignisse nicht 
aufhalten können. 

In klinischen Studien im Bereich Herpes simplex 
Enzephalitis hat die Verabreichung von Interferon 
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zu einer Trendumkehr im Krankheitsverlauf ge-
führt. Hier ist es offensichtlich gelungen, durch eine 
frühzeitige Verabreichung von Interferon die lokale 
Wirkstoffkonzentration zu erhöhen und somit die 
Virusausbreitung effektiv zu unterbinden. 

Die Wirkung von Interferonen auf andere virusbe-
dingte Erkrankungen wurde ebenfalls untersucht. 

Die Tabellen 5-6 bis 5-8 (S. 134-136) zeigen synop-
tisch eine Reihe von klinischen Studien, die mit 
natürlichem Interferon durchgeführt wurden. Die 
Studien haben in vivo die ant i-virale Wirkung des 
Interferon bestätigt. Jedoch war dieser Effekt bei 
vielen Krankheitsbildern, wie bei der chronisch-
agressiven Hepatitis B, nicht so ausgeprägt, als daß 
die alleinige Interferongabe bereits bei der überwie-
genden Mehrzahl der Behandelten eine Heilung 
oder erhebliche und beständige Besserung gebracht 
hätte. Interferon ist wahrscheinlich bei den meisten 
viralen Krankheiten als Monotherapie nicht ausrei-
chend. Dessen ungeachtet wurden bei Einzelfällen 
mit virusbedingten Innenohrschäden, Enzephaliti-
den und einigen sonstigen Manifestationen überra-
schende Heilerfolge erzielt. 

Varizella zoster (Gürtelrose) spricht in frühen und 
späten Stadien auf Interferon gut an. Die teilweise 
auftretende Ausbreitung der Symptome der Infek-
tion auf den ganzen Körper (Generalisation), die, 
einmal eingetreten, bei einem von drei Patienten 
zum Tode führt, wird verringert. Weiterhin werden 
die eine Zostererkrankung begleitenden Neuralgien 
(Nervenschmerzen) verhindert. Bei generalisiertem 
Zoster ist beta-Interferon zugelassen. 

Virusbedingte schwere Erkrankungen, bei denen 
die Anwendung von Interferonen angezeigt ist, wie 
z. B. bei chronisch aggressiver Hepatitis, bei virus-
induzierten Enzephalitiden, oder bei generalisier

-

tern Herpes zoster sind relativ selten. Die Zahl der 
Betroffenen ist gering. 

5.6.2.2 Immunregulatorische und das 
Zellwachstum-hemmende Wirkung 

Von den heute bekannten Interferonen ist das gam

-

ma-Interferon in vitro das wirksamste immunregu-
latorische Agens. Es hat in der Zellkultur auch eine 
das Wachstum von Tumorzellen hemmende Wir-
kung. Auch in die nackte Maus (sie besitzt kein 
eigenes Immunsystem) transplantierte Tumorzel-
len werden durch Interferongabe in ihrem Wachs-
turn  gehemmt. Grundsätzlich ist allerdings noch 
sehr wenig darüber bekannt, ob die anti-Tumorwir-
kung dieser Substanz auf ihrer direkten Wirkung 
auf die Tumorzellen selber beruht, oder ob nicht 
eine allgemein immunregulatorische Wirkung viel 
wichtiger ist. 

Eine mögliche Erklärung des zuletzt genannten Me-
chanismus wäre darin zu suchen, daß gamma-Inter-
feron Oberflächenantigene in Tumorzellen indu-
ziert. Die dadurch stattfindende bessere Erkennung 
der Tumorzellen durch die anderen Komponenten 
des Immunsystems stellt einen möglichen Ansatz 
zur Erklärung der Interferonwirkung auf Tumorzel-
len dar. Nicht nur Tumorzellen oder im Blutsystem 

vorhandene immunkompetente, d. h. potentiell zur 
Beeinflussung der Immunantwort fähige Zellen 
können durch Interferon stimuliert werden, son-
dern auch solche Zellen, die normalerweise mit dem 
Immunsystem nicht in Verbindung gebracht wer-
den. Auch bestimmte im Gehirn lokalisierte Zellty-
pen, die Astrozyten, sowie die auch im übrigen zen-
tralen Nervensystem auftretenden Mikroglia kön-
nen in vitro mit gamma-Interferon dazu gebracht 
werden, an ihrer Oberfläche Antigene zu exprimie-
ren. 

Zur Zeit wird versucht, diese Oberflächenantigen-
Präsentation nach Interferongabe auch im Gehirn-
schnitt nachzuweisen, bislang jedoch noch ohne Er-
folg. Festzustellen ist, daß es Zellen gibt, die erst 
durch Stimulation mit gamma-Interferon eine Im-
munkompetenz erwerben können. Die biologische 
Bedeutung dieses Phänomens ist noch unbekannt. 

Bei der Stimulierung des Immunsystems durch In-
terferone ist zu berücksichtigen, daß es im Zusam-
menhang mit anderen komplexen Systemen des Or-
ganismus gesehen werden muß. Zu diesen mit dem 
Immunsystem kommunizierenden Systemen ge-
hört das zentrale Nervensystem sowie das Hormon-
system. Diese Zusammenhänge lassen sich auf bio-
chemische und molekulare Mechanismen zurück-
führen, z. B. auf die durch die Neuropeptide vermit-
telte Interaktion zwischen dem zentralen Nervensy-
stem und dem System der Hormone produzieren-
den Gewebe (endokrines System). Auch in bezug 
auf die Interferone gibt es aus tierexperimentellen 
Untersuchungen Hinweise auf die Interaktion zwi-
schen Immunmodulatoren und dem zentralen Ner-
vensystem. So haben z. B. ein Neuropeptid (thyroid

-

stimulating hormone releasing hormone) und das 
alpha-Interferon dieselben Bindungsplätze auf der 
Zelloberfläche. Außerdem wird dem alpha-Interfe-
ron im Tierversuch eine Wirkung ähnlich der eines 
anderen Neuropeptids, nämlich der des beta-Endor-
phins nachgesagt. Diese Erkenntnisse verdeutli-
chen, daß das Immunsystem in Wechselwirkung 
mit anderen physiologischen Systemen steht und 
nicht für sich allein betrachtet werden kann. 

Die Wirkung von Interferonen auf proliferative Er-
krankungen ist in vitro sehr viel schwieriger zu 
testen als die antivirale Wirkung, besonders dann, 
wenn es sich um Tumore handelt, die aus unter-
schiedlichen Zelltypen bestehen. Wenn die Zellen 
eines Tumors sensitiv sind, d. h. ihr Wachstum bei 
Interferongabe unterdrückt wird, kann daraus nicht 
abgeleitet werden, daß die Zellen von anderen Tu-
moren des gleichen Typs ebenfalls sensitiv sind. Ei-
ner Zelle ist also nicht von vornherein anzusehen, 
ob sie auf Interferone anspricht oder nicht. Ebenso-
wenig ist bekannt, welche Gene in ihrer Expression 
durch Interferon beeinflußt werden. 

Die erste wirkliche Aussage darüber, was ein Hu-
maninterferon beim Menschen therapeutisch be-
wirken kann, ist nur nach Einsatz in der Klinik und 
kaum vorher wirklich zu treffen. 

Ausgehènd von den bisherigen Untersuchungen 
deutet sehr viel darauf hin, daß die relativ selten 
auftretende Haarzell-Leukämie sehr gut auf Inter- 
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ferone allgemein anspricht, insbesondere auf die 
Typ I-Interferone. Es ist von zahlreichen komplet-
ten und langanhaltenden Rückbildungen dieser 
Krankheiten berichtet worden, soweit man bei ei-
ner bösartigen Entartung überhaupt von einer zu-
verlässigen Wirkung sprechen kann. Im Juni 1986 
wurde alpha-Interferon in den USA zur Behandlung 
der Haarzelleukämie zugelassen. Bisher wurde 
diese Erkrankung durch Entfernung der Milz zum 
Stillstand gebracht. 

Die zweite Krebserkrankung, die auf Interferon-
gabe reagiert, ist das Nasopharynx-Karzinom. In 
Europa ist dieses ein recht seltener Tumor, in China 
allerdings ist er sehr verbreitet. Weiterhin scheint 
das Nierenkarzinom auf Interferonbehandlung an-
zusprechen und auch das Melanom, eine wichtige, 
besonders gefährliche Hautkrebsart. 

Ein anderes Beispiel, das an der Grenze zwischen 
Tumor- und Viruserkrankung steht, ist das kindli-
che Larynxpapillom, ein Tumor, der durch Viren 
verursacht wird. Er entwickelt sich im Kehlkopf 
und muß häufig operiert werden, da er sehr rasch 
nachwächst. Es hat sich gezeigt, daß dieser Tumor 
mit alpha-Interferon, sowohl mit rekombinantem 
als auch mit natürlichem, in der Regel gut zu be-
herrschen ist. Das Larynxpapillom tritt sehr selten 
und nur im Kindesalter mit dieser Dramatik auf. 

Interferon-Produktionsdefekte, d. h. Immundefekte, 
bei denen nicht bekannt ist, ob komplexe Defekte 
von T-Zellen vorliegen oder ob nur die gamma

-

Interferon Produktion fehlt, kommen sehr selten 
vor. Wenn bei solchen Produktionsdefiziten Interfe-
ron von außen appliziert wird, bessert sich das 
Krankheitsbild rasch, die endogene Interferonpro-
duktion wird stimuliert. Interferon-Produktionsde-
fizite treten ab und zu bei extrem rasch verlaufen-
den viralen Erkrankungen auf. Dieses sind die ein-
zigen bisher bekannten Fälle, wo Interferon als 
echte Substitution des zeitweise nicht vorhandenen 
körpereigenen Produktes gegeben werden kann. 

5.6.2.3 Wirkung von gamma-Interferon bei chroni-
scher Polyarthritis 19) 

Die chronische Polyarthritis (rheumatische Gelenk-
erkrankung) ist u. a. dadurch charakterisiert, daß 
bei den Erkrankten im Blutserum und in der Ge-
lenkflüssigkeit eine bestimmte Form des alpha-In-
terferons und das gamma-Interferon auftreten. 
Beide werden für die Entstehung der Erkrankung 
als mitverantwortlich angesehen. Besonders gam

-

ma-Interferon aktiviert in der Zellkultur bestimmte 
Zellen des körpereigenen Immunsystems, die sog. 
Killerzellen und Makrophagen. Ein rheumatisches 
Gelenk ist u. a. durch eine verstärkte Aktivität die-
ser Zellen charakterisiert. 

Aufgrund dieser Datenlage wäre ein positiver Ef-
fekt von gamma-Interferon auf die chronische Poly-
arthritis nicht zu erwarten gewesen. Dennoch 
zeigte sich in klinischen Versuchen, daß geringe 

19) Böni, A. et al., 1986  

Dosierungen von gamma-Interferon den Krank-
heitsverlauf günstig beeinflußten. 

Das gentechnisch hergestellte gamma-Interferon 
wird seit Oktober 1983 bei chronischer Polyarthritis 
klinisch erprobt. Im Herbst 1985 lagen erste Ergeb-
nisse aus klinischen Studien vor. Bei etwa der 
Hälfte der Behandelten (die Ansprechrate ist mit 
der anderer Therapeutika vergleichbar) wurde eine 
deutliche Verbesserung des Krankheitsbildes bei 
vergleichsweise geringen unerwünschten Wirkun-
gen beobachtet. Die bisherigen Ergebnisse zeigen 
weiterhin, daß die Besserung bei langfristiger Gabe 
niedriger gamma-Interferon Dosen erhalten bleibt. 

5.6.2.4 Weitere Wirkungen von Interferonen auf den 
menschlichen Körper 

Akute unerwünschte Wirkungen: Bei klinischen 
Versuchen, bei denen Interferon in Form eines 
Spray gegen Schnupfen eingesetzt wurde, löste sich 
bei den Behandelten die Riechschleimhaut ab. Sie 
mußten drei Wochen lang stationär behandelt wer-
den. Bei neueren Studien konnte die einer Infektion 
vorbeugende Wirkung eines solchen Sprays bestä-
tigt und die Nebenwirkungsfrequenz vermindert 
werden 20). 

Eine spezifische Eigenschaft des Interferon ist 
seine Pyrogenität, d. h., seine Fieber-auslösende 
Wirkung. Diese wird nicht durch Verunreinigungen, 
sondern durch das Interferon selber hervorgerufen. 
Diese Pyrogenität könnte die Anwendung der Inter-
ferone erheblich einschränken, besonders in Fällen, 
wo Patienten über längere Zeit mit hohen Dosen 
dieses Wirkstoffes behandelt werden. 

Das rekombinante alpha-Interferon muß häufig 
sehr hoch dosiert werden, um einen therapeuti-
schen Effekt hervorzurufen. Dadurch gelangt eine 
erhebliche Menge dieses Stoffes in das Gehirn. In 
einigen Fällen wurden eine Verlangsamung des 
Hirnstrombildes (EEG), eine leichte Bewußtseins-
trübung sowie spastische Symptome der Beine be-
obachtet. Weiterhin gibt es Hinweise auf Erregbar-
keitssteigerungen, die letzten Endes bis zum 
Krampfanfall führen können. 

Obwohl starke Nebenwirkungen bei Interferon-
gabe auftreten, werden diese Stoffe im Vergleich zu 
Chemotherapeutika im Körper schnell abgebaut, 
wobei die rekombinanten, aus Bakterien gewonne-
nen, nicht glycosilierten Interferone möglicher-
weise eine kürzere Halbwertszeit haben, als die na-
türlichen, glycosilierten Interferone. 

Die akuten Nebenwirkungen sind nach Absetzen 
des Wirkstoffes reversibel, eine kumulative Toxizi-
tät ist bisher auch noch nicht beobachtet worden. 
Dennoch erscheint es bisher nicht angebracht, ge-
gen banale Virusinfektionen wie z. B. Schnupfen, 
körpereigene Stoffe zuzuführen. 

Langfristige unerwünschte Wirkungen: Bezüglich 
chronischer Toxizität von Interferonen gibt es zur 

20) The New England Journal of Medicine, 314, 65-75, 
1986 
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Zeit keine langfristigen Studien. Ein Faktor, der für 
langfristige Nebenwirkungen möglicherweise rele-
vant wird, ist die Induktion von Oberflächenantige-
nen auf normalen Zellen (z. B. Monozyten). Da-
durch wird die Immunabwehr stimuliert. Alpha-In-
terferon verstärkt z. B. die Synthese von HLA-Anti-
genen, u. a. auch die der Klasse 2, die die T-Helfer-
zellen des Immunsystems aktivieren. Es existieren 
heute Hinweise darauf, daß bei einigen Autoim-
munkrankheiten, u. a. auch bei der chronischen 
Polyarthritis, die Aktivierung von Helfer-T-Zellen 
durch die Antigene der Klasse 2 ein auslösendes 
Moment ist. In klinischen Untersuchungen am 
Menschen sind bis jetzt allerdings keine negativen 
Folgen im Bereich der Gelenke beobachtet wor-
den. 

Ein zweiter Faktor, durch den chronische Wirkun-
gen hervorgerufen werden können, ist die Bildung 
von Antikörpern gegen Interferone. Neuere Erfah-
rungen haben gezeigt, daß bei einigen gentechnolo-
gisch hergestellten Interferonen die Häufigkeit der 
Antikörperbildung höher ist als bei natürlichen In-
terferonen. Bisher ist jedoch nicht bekannt gewor-
den, daß dieses zu Problemen geführt hat, zumal 
solche Antikörper auch ohne Gabe von Interfero-
nen beobachtet worden sind. 

In den meisten Fällen sind in bezug auf die Lang-
zeitwirkungen von Immunmodulatoren keine Vor-
aussagen zu machen. Erst durch praktische Anwen-
dung wird sich zeigen, ob ein Risiko vorhanden ist 
oder nicht. 

5.6.2.5 Therapeutische Perspektiven 

Aufgrund des immer umfangreicher werdenden 
Wissens über Funktion und Interaktion physiologi-
scher Abläufe im Organismus zeichnet sich ab, daß 
sehr komplexe Therapiemodelle im Entstehen be-
griffen sind. Beispielhaft dafür ist ein Therapiemo-
dell gegen Gehirntumoren, bei dem einerseits mo-
noklonale Antikörper gegen die Tumorzellen gege-
ben werden, darüber hinaus gamma-Interferon und 
ein Entzündungshemmer (Prostaglandin-Antago-
nist). Solche Strategien müssen allerdings im Tier-
modell abgesichert werden, ehe auf der Grundlage 
so komplizierter und schwer zu übersehender Mo-
delle Patienten behandelt werden. 

5.6.2.6 Wirtsspezifität von Interferonen und Tier-
modelle 

Interferone besitzen eine ausgeprägte Spezies-Spe-
zifität, die durch die Aminosäuresequenz der Pro-
teine begründet ist, welche wiederum die Bindungs-
fähigkeit an spezifische Zellrezeptoren determi-
niert. In der Entwicklungsgeschichte der Tiere tre-
ten  die Interferone oder entsprechende Substanzen 
bereits beim Immunsystem der Fische auf. 

Humaninterferone wirken außer beim Menschen in 
der Regel nur in Primaten. Dieses schränkt die 
Möglichkeit unbedingt erforderlicher vorklinischer 
Tierversuche zur Ermittlung optimaler Therapie-
schemata drastisch ein. 

Eine Möglichkeit, körpereigene Substanzen trotz-
dem zu studieren, ist die Verwendung von Analog-
modellen. Hierfür ist allerdings einerseits der Auf-
bau eines im Prinzip völlig gleichen Herstellungs-
verfahrens für Mäuseinterferonen notwendig. Dar-
über hinaus müßte die Wirkung dieses Interferons 
im Tier an einem analogen Tumor untersucht wer-
den. Dafür gibt es allerdings Grenzen, nämlich 
dann, wenn man einen solchen Tumor in Tieren 
nicht findet. Das heißt, wenn man die Wirkung von 
Interferonen auf die Haarzelleukämie testen will 
und findet bei Tieren keine solche Leukämie, ist 
das Analogmodell in diesem Fall nicht anwendbar. 

Weiterhin ist bei analogen Untersuchungen an der 
Labor-Maus zu berücksichtigen, daß sie genetisch 
einheitlich ist und eine kurze Generationszeit hat. 
Dies ist besonders für die Untersuchung von Lang-
zeitwirkungen von Bedeutung. Beide Faktoren rela-
tivieren die Aussagekraft der im Tierexperiment 
beobachteten Phänomene. 

5.6.3 Produktqualität von Interferonen 

Vor Einführung der Gentechnoglogie wurden Inter-
ferone entweder aus Blut gewonnen oder mit Hilfe 
von Zellkulturen hergestellt. So z. B. das Beta-Inter-
feron, das aus permanent sich vermehrenden Bin-
degewebszellen isoliert wird. 

Inzwischen sind zahlreiche alpha-Interferon Subty-
pen in Eschericha coli kloniert. Alpha-Interferone 
kommen im Körper in glycolisierter Form vor. E. 
coli kann die Glycolisierung nicht durchführen. 
Weiterhin ist dieses Bakterium unfähig, die intra-
zellulär produzierten Proteine in das Kulturme-
dium auszuschleusen, wie das Säugerzellen norma-
lerweise tun. Die an der Glycosilierung oder dem 
Ausschleusungsprozeß beteiligten Faktoren mittels 
Gentransfer in E. coli hinein zu bringen, erscheint 
als sehr aufwendig und vermutlich technisch 
schwer durchführbar. Deshalb wird versucht, alpha-
Interferone aus Hefen oder Säugerzellen zu gewin-
nen. Beide liefern glycosiliertes Interferon. 

Dabei übersetzen die Zellen zunächst die geneti-
sche Information für die Interferone während des 
Prozesses der Transkription und der Translation in 
eine Aminosäuresequenz, d. h., in ein Protein. Diese 
Proteine können in einem zweiten Schritt, dem sog. 
posttranslationalen „processing",  durch das Anhän-
gen von Phosphat-, Zucker-, Schwefel- oder Amino-
gruppen verändert werden. Weiterhin können Zy-
klisierungen oder auch Spaltungen der Proteine 
vorkommen. 

Bedeutung und Konsequenzen dieses posttransla-
tionalen „processing" sind nur ansatzweise be-
kannt. Es kann z. Z. nicht gesagt werden, welche 
Differenzen in der therapeutischen Wirkung zwi-
schen glycosilierten oder nichtglycosilierten Inter-
feronen bestehen. Möglicherweise beeinflußt die 
Glycosilierung die biologische Halbwertzeit, d. h. 
die Zeit, in der diese Substanz im Körper abgebaut 
wird. Es ist nicht anzunehmen, daß ein biochemi-
scher Mechanismus während einer jahrtausende-
langen Evolution aufrechterhalten wird, ohne daß 
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tige biologische Bedeutung hat. Bei den Neuropepti-
den ist inzwischen bekannt, daß die Glycosilierung 
die biologische Halbwertzeit sowie den Wirkungsort 
des betreffenden Proteins beeinflußt. 

Das alpha-Interferon kommt natürlicherweise als 
Gemisch vor, bei dem alpha 1 und alpha 2 ca. 90% 
der Menge ausmachen; der Rest wird durch ca. 16 
weitere Komponenten bestimmt. Gentechnisch pro-
duziertes alpha-Interferon besteht hingegen nur 
aus einer Komponente; die therapeutische Bedeu-
tung dieser Tatsache im Vergleich zur Anwendung 
von Mischpräparationen ist erst unvollkommen auf-
geklärt. Im allgemeinen scheinen Mischpräparate 
wirksamer zu sein als Monopräparate. 

Auch das beta-Interferon-Gen ist inzwischen in 
Bakterien kloniert worden. Die mit Hilfe der Gen-
klonierung hergestellte Substanz ist klinisch noch 
nicht in nennenswertem Umfang erprobt worden. 

In ersten Studien hat sich jedoch gezeigt, daß das 
rekombinante beta-Interferon in seiner Nebenwir-
kungsfrequenz unterschätzt worden war. Alle aus 
Japan und den USA bekannten Studien mußten in-
nerhalb weniger Tage wegen kompletter Intoleranz 
abgebrochen werden. 

5.6.3.1 Reinheitsstandards und Aktivitäten 

Die Weltgesundheitsorganisation hat für alle ohne 
Gentransfer hergestellten Interferone internatio-
nale Standards festgelegt. Ihre spezifische Wirk-
samkeit wird als Virusvermehrung-hemmende Ak-
tivität gemessen. Diese international festgelegten 
Standards können als Vergleichsstandards im Test 
mit gentechnisch hergestellten Interferonen be-
nutzt werden. 

Heute enthalten die gentechnisch hergestellten In-
terferonpräparate zwischen 95% und 99% reines In-
terferon. Werden jedoch alpha- und gamma-Interfe-
ron miteinander verglichen, so ist die spezifische 
Aktivität, die antivirale Aktivität pro Milligramm 
gegebener Proteinmenge des reinen Produktes, 
sehr unterschiedlich. Dieser Unterschied beruht 
darauf, daß das gamma-Interferon in erster Linie 
ein Immunmodulator ist, während alpha- und beta-
Interferone in dieser Beziehung nur wenig aktiv 
sind, aber stärkere antivirale Wirkung besitzen. 

Die Aktivität des Präparats wird nach der Isolie-
rung und Reinigung im Test mit den Standards ver-
glichen, weil es passieren kann, daß während des 
Aufarbeitunsprozesses die Proteine inaktiviert wer-
den. 

Bei der Anwendung von Interferonen in der Klinik 
müssen zunächst Dosisfindungs-Studien gemacht 
werden. Beginnend mit relativ hohen Dosen tastet 
man sich langsam an die niedrigste wirksame Kon-
zentration heran. In den Fällen, wo Interferone wir-
ken, z. B. bei der Haarzell-Leukämie, ist es nicht 
notwendig, extrem hohe Dosen zu applizieren. 

5.6.3.2 Interferone unterschiedlicher Herkunft 

Zur Gewinnung des ersten (mit nicht-gentechni

-

schen Methoden) in großen Mengen hergestellten 

Interferons, des lymphoblastoiden Interferons, wur-
den Hybrid-Zellen benutzt, die aus der Verschmel-
zung eines weißen Blutkörperchens mit einer Bur-
kitt-Lymphomzelle entstanden. Diese „Namalva" 
genannte Zell-Linie hat den Vorteil, daß sie perma-
nent wächst und große Mengen Interferon produ-
ziert. Da an der Entstehung dieser Zelle eine nor-
male Krebszelle beteiligt war, wurde befürchtet, 
daß Nukleinsäuren, u. a. auch Virus-Genome, die In-
terferonpräparate kontaminieren könnten. 

Obwohl große Anstrengungen unternommen wer-
den, diese Risiken abzuklären, wäre es sicherer, das 
Interferon aus Quellen zu gewinnen, die diese Risi-
ken nicht in sich tragen. Dafür ist es wichtig, die 
Wirtszellen, bevor sie als Produktionszellen benutzt 
werden, ausreichend zu charakterisieren. 

Das Beispiel der „Slow Virus" Krankheiten, die 
durch Hormon- oder Blutpräparate übertragen wer-
den können, mahnt generell zur Vorsicht, wenn mit 
aktiven Präparationen aus Organen, Körperflüssig-
keiten oder Zellkulturen gearbeitet werden soll. Die 
Entstehung oder Übertragung neuer Viren ist vor-
her schwer abzusehen. 

Die Zellinien, die als Grundlage für die Produktion 
von Interferonen aus gentechnisch veränderten 
Säugerzellen benutzt werden, stammen allerdings 
von einer einzelnen, unsterblich gemachten Fibrob-
lasten-Stammzelle ab. Es ist anzunehmen, daß bei 
solchen definierten Kulturen nicht die gleiche Pro-
blematik auftritt, wie bei der Gewinnung von Sub-
stanzen aus Blut. Auf jeden Fall könnten die Pro-
bleme einer möglichen Kontamination mit Viren 
vermieden werden, wenn es gelänge, Interferone in 
Bakterien oder Hefezellen herzustellen. 

5.6.4 Ökonomische Aspekte 

Interferone aus Zellkulturen zu isolieren, ist zwar 
kostenaufwendig, aber im Vergleich zur Isolierung 
aus Blut immer noch erheblich günstiger. Die Ko-
sten werden durch den hohen Preis der Wachstums-
medien bestimmt, aber auch durch den hohen appa-
rativen Aufwand und die damit verbundenen höhe-
ren Arbeitskosten. Noch billiger wäre die Herstel-
lung in Bakterien. Auch ist der apparative Aufwand 
und die damit verbundenen Arbeitskosten niedri-
ger. Die Ausbeuten von Interferonen, die pro Liter 
Säugerzellkultur erreicht werden können, liegen 
bei ca. 0,1 Milligramm pro Liter Medium. Die mit 
Hilfe von Bakterienkulturen möglichen Ausbeuten 
liegen um den Faktor 10 bis 100 höher. 

Für eine zeitlich begrenzte weltweite Prüfung von 
Interferonen für eine Indikation wären wenige 
Gramm Interferon notwendig. Vor Durchführung 
dieser umfangreichen Tests muß feststehen, daß 
ein evtl. entstehender Markt auch beliefert werden 
kann. Mit aus Blut isoliertem Interferon hätten die 
Tests zwar gemacht werden können, die verfügbare 
Blutmenge hätte jedoch nie ausgereicht, um einen 
eventuellen Bedarf zu decken. 

Deshalb gibt es deutliche Bestrebungen, Interfe

-

rone mit Hilfe von Bakterien herzustellen. Aller- 
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dings muß vorher geklärt werden, ob die bei den 
Bakterienprodukten fehlende Glycosilierung die 
therapeutische Wirksamkeit dieser Produkte nicht 
doch entscheidend beeinflußt. Für die Produktion 
von Interferonen aus Bakterien bewegen sich die 
derzeit im Gespräch befindlichen Produktionsvolu-
mina in Größenordnungen von ca. 500 1, wobei ein 
kontinuierlicher Produktionsprozeß nicht geplant 
ist. 

Die Gentechnologie bietet weiterhin die Möglich-
keit, Interferone auf der Ebene ihrer Gene beliebig 
zu modifizieren. Es könnten auch Hybrid-Interfe-
rone hergestellt werden, die zur einen Hälfte aus 
Typ I und zur anderen Hälfte aus Typ II bestehen. 

Über die Wirksamkeit solcher Präparate kann 
heute nichts ausgesagt werden. Sie stellen aller-
dings eine ganz neue Qualität therapeutischer 
Wirkstoffe dar, mit deren Hilfe eventuell auch pa-
tentrechtliche Probleme überwunden werden könn-
ten. 

Die ökonomische Attraktivität einer Substanz 
hängt für den Hersteller davon ab, ob der Zulas-
sungsbehörde klare Indikationen vorgeschlagen 
werden können. Da das gamma-Interferon von den 
heute bekannten Substanzgruppen in vitro das po-
tenteste immunregulierende Agens zu sein scheint, 
erwartet man, daß es auch therapeutisch eine aus-
gesprochen wertvolle Substanz sein wird. Zur Zeit, 
zeichnet sich ab, daß dieses in bezug auf die Be-
handlung der chronischen Polyarthritis auch der 
Fall sein kann. 

Die Markteinführung der Interferone ist in ver-
schiedenen Ländern unterschiedlich weit fortge-
schritten. 1983 wurde das erste Interferon in der 
Bundesrepublik zugelassen. Es handelte sich dabei 
um das natürliche, d. h. mit Hilfe von Zellkulturen 
hergestellte beta-Interferon. Die Einführung in den 
Markt erfolgte 1984. Die Indikationsgebiete, für die 
das beta-Interferon in den einzelnen Ländern zuge-
lassen ist, unterscheiden sich voneinander. In der 
Bundesrepublik ist es zur Behandlung schwerer, 
nicht anders beherrschbarer Viruserkrankungen 
und zur Behandlung des Nasopharynx-Karzinoms 
zugelassen. In Japan ist es zur Behandlung der 
chronisch-aktiven Hapatitis-B, und zur Behandlung 
von oberflächlich liegenden Tumoren, d. h. von Me-
lanomen zugelassen. Augentropfen mit rekombi-
nantem alpha-Interferon sind in Österreich gegen 
Herpes keratitis zugelassen. In Italien gibt es eine 
Zulassung für natürliches beta-Interferon, auf den 
Philippinen eine für rekombinantes alpha-Interfe-
ron. 

Körpereigene Substanzen, wie die Interferone, ha-
ben z. Z. ihren Wert für die Industrie in erster Linie 
deshalb, weil sie Pilotsubstanzen für eine im Mo-
ment nicht absehbare Reihe von Zellinhaltsprotei-
nen sind, deren Bedeutung für die Therapie im ein-
zelnen heute noch nicht bekannt ist, von der aber 
angenommen wird, daß sie sehr groß sein wird. 

Es ist zu erwarten, daß sich die Interferone überall 
da durchsetzen werden, wo sie gegenüber bereits 
eingeführten Stoffen Vorteile bieten oder wo sie 
neue therapeutische Möglichkeiten eröffnen. 

Insgesamt hat sich gezeigt, daß Interferone bei ver-
schiedenen Erkrankungen wirken. Damit sich die 
teure Entwicklung jedoch rentiert, müssen wesent-
liche Indikationsgebiete gefunden werden. Welt-
weit sind bereits mehr als 100 Mio. DM in die Inter-
feronforschung investiert worden, hauptsächlich 
mit der Hoffnung, diese Substanzen im Bereich der 
Tumorbehandlung einsetzen zu können. Wenn 
diese Hoffnung sich als unrealistisch erweisen soll-
te, muß mit einem weltweiten Rückgang der Inter-
feronforschung gerechnet werden. 

Zur Zeit existiert diese Hoffnung auf eine anti-
Tumor Wirkung vor allem beim gamma-Interferon 
und bei den verschiedensten Arten von Kombina-
tionstherapien. Die einfachste Kombination ist da-
bei die von Interferonen. Eine weitere die von Inter-
feronen und Chemotherapie oder von Interferonen 
und anderen körpereigenen Substanzen, wie z. B. 
den Interleukinen. 

5.6.5 Rechtliche Aspekte 

Aufgrund der Konkurrenz im kommerziellen Be-
reich wird die Weitergabe von Informationen in der 
anwendungsnahen Interferonforschung restriktiv 
gehandhabt. Trotz dieser Restriktionen scheint der 
Austausch wissenschaftlicher Informationen durch 
persönliche Kommunikation unter Vertraulich-
keitsvorbehalt möglich. 

Die Patentsituation für Interferone ist ungeklärt. 
Bezüglich gentechnisch hergestellter Produkte hat 
sich das Europäische Patentgericht der Frage ange-
nommen, ob die DNA-Sequenz eines natürlichen 
Produktes geschützt werden kann oder nicht. Wenn 
ersteres der Fall sein sollte, erhält derjenige, der die 
DNA-Sequenz aufgeklärt hat, die erste Option, 
nachrangig sind die Patente auf die verschiedenen 
Methoden der Herstellung von Interferonen. 

Die Modifikation natürlicher Proteine durch die 
Änderung der DNA-Sequenz ist eine Möglichkeit, 
um die schwierige Patentsituation zu umgehen. Das 
neue Produkt muß jedoch kostengünstig produzier

-

bar sein und die Nutzen-Risiko-Relation darf sich 
für den Patienten nicht verschlechtern. 

5.6.6 Zusammenfassende Bemerkungen 

Interferone sind Pilotsubstanzen für eine derzeit 
nicht absehbare Zahl von körpereigenen Wirkstof-
fen, deren Existenz, Struktur und Wirkungsweise 
mit Hilfe der Gentechnik entdeckt wird und die 
dann dem Arzt als Therapeutikum zur Verfügung 
stehen werden. 

Mit der gentechnischen Herstellung von Interfero-
nen und anderen Immunmodulatoren, wie den In-
terleukinen, wird es möglich, ihre Funktion und ihr 
Zusammenwirken im Körper des Menschen zu un-
tersuchen und zu verstehen. 

Schon jetzt ist der Einsatz der Interferone als The

-

rapeutikum bei bestimmten Krankheiten segens

-

reich, wie z. B. zur Therapie der Haarzell-Leukämie 
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oder der Gürtelrose (Zoster). Auch bei Krankheits-
bildern der chronischen Polyarthritis können Inter-
ferone erfolgreich eingesetzt werden; dies bedeutet 
eine Verminderung der Gaben an Cortison und der 
damit vorhandenen Nebenwirkungen. 

Pharmakokinetisch gehören die Interferone zu den 
körpereigenen Stoffen, die ihre Wirkung insbeson-
dere am Ort ihrer Produktion entfalten. Es besteht 
die Hoffnung, die derzeit noch notwendige Verab-
reichung großer Mengen an Interferonen — mit 
den sie begleitenden Nebenwirkungen — verrin-
gern zu können, wenn es gelingt, gentechnisch In-
terferon-Derivate herzustellen, die erst am Zielort 
in das wirksame Molekül umgewandelt werden. 

Die hochgespannten Erwartungen, die an den Ein-
satz von Interferonen in der Krebstherapie anfäng-
lich geknüpft wurden, haben sich bisher nur be-
grenzt erfüllt. Die Verfügbarkeit der Interferone 
hat jedoch wesentlich dazu beigetragen, die Grund-
lagenforschung zur Aufklärung von Wirkungsme-
chanismen der Moleküle, die das Krebswachstum 
verhindern oder begrenzen, voranzutreiben. Ziel 
dieser Forschung ist, schließlich ein kausales The-
rapieschema für Krebskrankheiten zu entwickeln, 
in dem körpereigene Substanzen wie die Interfe-
rone ihren relevanten Platz haben. 

Tabelle 5-5 

Allgemeine Charakteristika von Interferonen (IFN) 

Typ 

Glyco

-

silie 
rung 
in 

 vivo 

genetische 
Struktur  

Säu-
re

-

stabi

-

lität 

Bildungsort Haupt

-

aktivität Hersteller nachgewiesene 
Wirkung 

I  
alpha-IFN

-

1-16 
± 

2 Gen

-

familien 
Chrom. 9 

+ Leukozyten antiviral 

Bioferon 
(natürliches) 
Biogen 
(rekombinant) 
Genentech 
(rekombinant) 

Ha arzell-Leu

-

kämie 
Herpes sim

-

plex 
Encephalitis 

beta-IFN + 
2 Gene 
Chrom. 9 + 

Fibrobla

-

sten antiviral Bioferon 
(natürliches) 

Herpes sim

-

plex 
Encephalitis 
Varizella 
Zoster 

lymphobla

-

stoides-IFN 
Hybrid

-

zellen antiviral Bioferon 
(natürliches) 

II gamma-IFN + 
1 Gen 
Chrom. 
11 

– 
aktivierte 
T-Lympho-
zyten 

immun

-

regulativ  
Genentech 
(rekombinant) 

Im Labortest werden die Interferone aufgrund unterschiedlichen Molekulargewichtes, unterschiedlicher Antigenität, 
sowie ihrer Wirkung auf das Wachstum verschiedener Zelltypen und Viren voneinander unterschieden. Gamma-Inter-
feron wird an andere Rezeptoren auf der Zelloberfläche gebunden als die Typ I-Interferone. 
Antikörper gegen alpha-Interferon zeigen keine Kreuzreaktionen mit beta-Interferon, und umgekehrt, obwohl die Gene 
eine partielle Homologie der Nukleotidsequenz zeigen, die sich auch in einer partiellen Homologie der Aminosäure-
sequenz widerspiegelt. 
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Tabelle 5-6 

Effekt von exogenem Interferon bei DNA-Viren (ohne Herpes) 

(Prange, Drucksache 113/6) 

Virus Manifestation Dosierung [E] Effekt Studie Autor (Jahr) 

Adeno- Keratokon

-

junktivitis 
epidemica 

4 x 102  — 1 x 105 
 Ifna/ß lokal, 

3-6 x täglich 

sehr gut in den ersten 
drei Tagen (p besser 
als a) 

kontroll. Romano (81) 
Imanishi (81) 

Papova- Condyloma 
acuminatum 

3 x 102  — 4 x 103 
 Ifna/ß lokal oder 

2 x 106  Ifna/ß i.m. 

signifikante Besserung, 
keine biolog. Heilung 

kontroll. Ikic (75) 
Scott (79) 
Schonfeld (84) 
Vesteringen 
(84) 

Verrucae 
vulgares 

0,1 — 1,2 x 106 
 Ifna/ß lokal 

lokal: signifikante 
Verkleinerung, keine 
biolog. Heilung 

kontroll. Ho (81) 
Toray's (82) 

Larynxpapil

-

lom (juvenil) 
3 x 106  Ifna/ß i.m. 

i.v. 
Rückbildung; Rezidiv 
aber möglich (a besser 
als ß?) 

kasuist. 
(n = 16) 

Göbel (81) 
Gutterman 
(82) 

Pox

-

Gruppe 
Mollusca 
contagiosa 

0,3 x 106  Ifnß lokal Rückbildung kasuist. 
(n =1) 

Uyeno (82) 

Hepatitis 
B 

chron. persi

-

stierende 
Hepatitis 

10-50 x 106  Ifna i.m. 
(über 30 Tage) 

DNA-P, HBeAg unbe

-

einflußt, keine Sero

-

konversion 

kasuist. 
(n = 4) 

Takino (83) 

chron. aggres

-

sive Hepatitis 
1 x 10 6 /Woche — 
50 x 106/die Ifna/ß, 
i.m., i.v. über 2 Wo- 
chen bis 5 Monate 

signifikante Besserung 
gegenüber Plazebo

-

kontrollen 
DNA-P 1 —> Ø 
HBeAg 1 —> Ø  
HBsAg 1, selten —> Ø  
Aminotransferasen  
HBcAg (Leber)  
Non-Responder: 
DNA-P > 500 cpm 

kasuist. 
+ kon

-

troll. 
n> 300 

Desmyter (76) 
Merigan (78, 
80) 
Weimar (78, 79, 
80) 
Kingham (78) 
Müller (82) 
Suzuki, Takino 
Shimizu, 
Kondo 
Kawakami 
(alle 1983) 

Erklärung der in Tabelle 5-6 verwendeten Abkürzungen und Begriffe: 
Studie Kontroll. = kontrollierte Studie, mit Placebo- und Doppelblindversuchen, statistisch signifikante Daten 
Studie Kasuist. = Kasuistische Studie mit Einzelfällen ohne Kontrollen, statistisch nicht signifikante Daten 
i.m. 	= intramuskuläre Injektion des Interferons 
i.v. 	= intravenöse Injektion des Interferons 
lokal 	= Applikation des Interferons direkt im betroffenen Organ 
systematisch = Applikation des Interferons in einer Weise, daß der Organismus als Ganzes mit dem Wirkstoff versorgt 

wird 
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Tabelle 5-7 

Effekt von exogenem Interferon bei Herpes -Viren 

(Prange, Drucksache 113/7) 

Virus Manifestation Dosierung [E] Effekt Studie Autor (Jahr) 

HSV 
Typ 1 

Keratitis 
dendritica 

6 x 10 5  Ifna/ß lokal als Monotherapie in

-

suffizient, in Kombina

-

tion sehr günstig 

kontroll. Sundmacher 
(78) 
Isacsohn (83) 
Uschida (82) 

Herpes labialis 
n. N.V-Chirur

-

gie 

7 x 104/kg Ifna i.m. 
(präoperativ beg.) 

sign. Reduktion post

-

operativ; ineffektiv bei 
rekurrierendem Herpes 
labialis 

kontroll. Pazin (79) 
Haverkos (80) 

dissem. Her

-

pes bei 
Malignom 

1-5 x 105/die Ifna 
i.v. 

schnelle Heilung kasuist. 
(n=7) 

Moreb (81) 
Levin (82) 

Enzephalitis > 106 Ifna/ß i.v., 
i.th. 

zumeist günstige Ver

-

laufsbeeinflussung 
(b. frühem Beginn!) 

kasuist. Imanishi (82) 
Sasahira (83) 

HSV 
Typ 2 

Herpes genita

-

lis 
? schnelle Heilung; aber 

oft rekurrierend 
kontroll. Galasso (83) 

VZV H. zoster bei 
Malignom 

0,5 x 106/kg Ifna/ß signifikanter Effekt kontroll. Merigan (81) 
Emödi (77) 
Heidemann 
(84) 

Enzephalitis 0,5 x 106  oder mehr 
Ifna/ß i.v., i.th. 

günstig kasuist. 
(n=4) 

Prange (81) 
Levin (82) 
Takenaka (83) 

Varizellen b. 
immunsuppr. 
Kindern 

0,3 x 106/kg Ifna i.m. signifikante Verkür

-

zung 
kontroll. Arvin (78) 

Postzoster

-

Neuralgie 
0,3-0,5 x 106/kg 
Ina/ß i.v. 

wirksam kasuist. Merigan (78) 
Fa. Dr. Rent-
schler 

CMV nach Nieren

-

transplanta

-

tion 

3 x 106  Ifna i.v. CMV-Syndrome u. 
-Superinfektionen sig-
nif. vermindert 

kontroll. Hirsch (81, 83) 

EBV w.o. w.o. Virusausscheidung ver

-

mindert, Virämie nicht 
verhindert 

kontroll. Cheeseman 
(80) 
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Tabelle 5-8 

Effekt von exogenem Interferon bei RNS-Viren 

(Prange, Drucksache 113/8) 

Virus Präparat Dosierung Effekt Autor (Jahr) 

1. Picorna -
Rhino 

Coxsackie

-

ECM 

Ifna 

Affen-Ifn 

bis 1 x 106  E lokal 

5 Tage 

uneinheitlich beurteilt: 
prophylakt., therapeut. (?) 

nicht signifikant 

im Tierversuch: günstig 

Merigan (1973) 
Scott (1980) 
Greenberg (1982) 

Scient. Comm. (1965) 

Stebbing (1983) 

2. Toga- 
Rubella 

? 2-5 x 10 5  E/kg u. Tag beim kongenit. Rubella- 
Syndrom Virusausschei-
dung 1 

zit. n. Galasso (1983) 

3. Myxo

-

Influenza 

Mumps 

Masern 

SSPE 

Ifnα 

Ifnα 

Ifnα, Ifnß 

Ifnα, Ifnß 

8 x 105  E lokal 

? 

3 x 10 6  system. 

1-3 x 10 6  system. 
0,5-1 x 106  i.th. 

uneinheitlich beurteilt: 
Erkrankungshäufigkeit 1 
signifikante Verlaufsver

-

besserung bei ZNS-Syn-
dromen 

nur Kasuistiken z. T. gut 
wirksam 

bei 2 von 11 Fällen 
Besserung 

Merigan (1973) 
Solowjew (1969) 

Timofejewa (1981) 

Levin (1982) 
Olding-Stenkvist 
(1982) 

Behan (1981) 
Yoshioka (1983) 
eigener Fall 

4. Rhabdo

-

Rabies 
Ifnα 20 x 106  i.v., 

5 x 106  i.th. 
im Tierversuch: günstig 
bei Rabies-Kranken 
ineffektiv 

Merigan (1984) 

5.7 Bewertungen und Empfehlungen zu 
Gentechnologie und Gesundheit 

Bewertungen 

Abgesehen von den Auswirkungen der Unterernäh-
rung in vielen Ländern unserer Erde, sind Infek-
tions-, Herz-Kreislauf- und Krebserkrankungen die 
häufigsten Todesursachen des Menschen. So stirbt 
in unseren Breitengraden jeder vierte Mensch an 
einem Krebsleiden, in sich entwickelnden Ländern 
sind Infektionskrankheiten mit die häufigste To-
desursache. Und gerade bei den beiden zuletzt ge-
nannten Krankheitsgruppen sind oft auch junge 
Menschen betroffen. 

Um diesen Krankheiten begegnen zu können, hel-
fen in erster Linie adäquate Präventivmaßnahmen, 
geeignete Therapeutika und dem vorausgehend, die 
richtigen Diagnosen, die nur mit Hilfe geeigneter 
Diagnostika gestellt werden können. 

Bei allen notwendigen Anstrengungen zur Gesund-
heitserziehung, zur Prävention, zur Aufklärung so-
zialer Faktoren für die Krankheitsentstehung und 
zur Aufklärung von Zusammenhängen zwischen 
Umweltbelastungen und Krankheitsentstehung ist 
die Arbeit an der Entwicklung verbesserter und 
neuartiger Medikamente unumgänglich. 

Die Gentechnologie im Verbund mit einigen zellbio- 
logischen Verfahren eröffnet neue, wirksame Wege, 

unsere bisherigen Maßnahmen gegen die erwähn-
ten Krankheiten qualitativ und quantitativ effekt-
voll zu erweitern. So werden zum Beispiel Infek-
tionserreger durch gentechnisch hergestellte Dia-
gnostika — monoklonale Antikörper oder DNA-
Sonden — schneller und effizienter erkannt und 
somit können die erkrankten Menschen ohne gro-
ßen Zeitverlust mit wesentlich besseren Erfolgsaus-
sichten behandelt werden. Dabei spielen dann auch 
in zunehmendem Maße gentechnisch hergestellte 
Therapeutika eine Rolle, wie zum Beispiel mit gen-
technisch gewonnenen Enzymen modifizierte oder 
neu-synthetisierte Antibiotika. 

Auch Engpässe in der ausreichenden Versorgung 
von lebensrettenden Therapeutika, die bisher aus 
der Blutflüssigkeit des Menschen gewonnen wer-
den mußten, wie die Gerinnungsfaktor VIII-Präpa-
rate, werden durch die Bereitstellung dieser körper-
eigenen Therapeutika mit gentechnischen Metho-
den umgangen. 

Sobald nun Substanzen aus diagnostischen oder 
therapeutischen Gründen an Menschen verabreicht 
werden, müssen zusätzliche Kriterien an sie ge-
stellt werden, die unerwünschte Nebenwirkungen 
für die behandelten Menschen ausschließen. Ne-
benwirkungen können entweder von der Substanz 
selbst verursacht werden oder von sie verunreini-
genden Stoffen. Dieses Problem ist hinreichend be-
kannt, zum Beispiel bei der Therapie mancher Er- 
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krankungen mit körpereigenen Stoffen, wie Gerin-
nungsfaktor VIII, der lebenserhaltend für an der 
Blutkrankheit Hämophilie A leidende Menschen 
ist. Bisher konnte nicht vermieden werden, daß 
manche dieser Präparate aus der Blutflüssigkeit 
der Spender mitisolierte Viren enthielten, z. B. man-
che Hepatitis Viren, die eine Leberentzündung aus-
lösen, oder aber auch die Erreger der AIDS-Krank-
heit. Wie so oft im ärztlichen Handeln, mußten diese 
unerwünschten Nebenwirkungen und ihre Folgen 
wegen des anders nicht zu behebenden Notstandes, 
hier der inneren oder äußeren Verblutungsgefahr 
aufgrund Gerinnungsfaktor VIII-Mangels, in Kauf 
genommen werden. Durch Isolierung dieses körper-
eigenen Wirkstoffes durch gentechnische Methoden 
aus anderen Quellen wird man diese Nebenwirkun-
gen in Zukunft vermeiden können. 

Eine Virus-Kontamination von gentechnisch herge-
stellten Produkten ist dann nicht gegeben, wenn 
das Produkt von Einzellern wie Bakterien- oder He-
fezellen produziert wird, während die Produktion 
einer Substanz in Säugerzellkulturen diese Gefahr 
nicht ausschließt. Aufgrund seiner Größe und kom-
plexen Struktur konnte der Blutgerinnungsfaktor 
VIII bisher gentechnisch nur aus Säugerzellkultu-
ren gewonnen werden. Um das Kontaminations-
problem zu umgehen, werden derzeit Entwicklungs-
arbeiten durchgeführt, um Teilstücke des zugehöri-
gen Gens in Hefezellen zur Expression zu bringen 
und die Produkte dann im Reagenzglas zum eigent-
lichen Gerinnungsfaktor VIII zusammenzusetzen. 
Eine andere Strategie, die die Möglichkeit einer Vi-
ruskontamination vermeiden könnte, wäre es, Zel-
len von Lebewesen, die ebenfalls über die diffizilen 
Proteinsynthesewege verfügen, aber mit denen des 
Menschen kaum verwandt sind, zur Produktion der-
artiger Therapeutika gentechnisch zu veranlassen. 
Ein Beispiel wären hier die Zellen von Insekten. 

Diese Aussagen über Kontamination gentechnisch 
hergestellter Therapeutika sind allgemein gültig 
und von großer Bedeutung; d. h. bei einer Herstel-
lung von Substanzen in Bakterien- oder Hefezellen 
wird die Gefahr einer Viruskontamination ausge-
schlossen. So sind auch die auf dem Markt befindli-
chen Insulinpräparate, die aus Bakterienzellen ge-
wonnen werden, frei von solcher Problematik, 
ebenso wie alle weiteren jetzt schon oder in Zu-
kunft in Mikroorganismen hergestellten Produkte. 

Die Gentechnologie ermöglicht im Rahmen der 
„Gesundheit" aber nicht nur die Umgehung von 
Versorgungsengpässen bei schon bekannten Sub-
stanzen und auf die Dauer die Vermeidung deren 
Gehalt an gefährlichen Begleitstoffen, sondern sie 
eröffnet auch Wege, die ohne Gentechnik nicht oder 
kaum begehbar wären. Hierzu gehört auch die Ab-
wandlung von Genen im Reagenzglas, zum Beispiel 
des für Insulin in eine Form, die zu einem Produkt 
führt, welches nach seiner Applikation an den Pa-
tienten erst langsam, angepaßt an den Bedarf, dort 
in das eigentlich wirksame Molekül umgewandelt 
wird. Dieses Beispiel zeigt wieder ein allgemeines 
Prinzip auf, nämlich die Herstellung von Varianten 
von Therapeutika aufgrund von gezielten Änderun-
gen in ihrem Gen im Reagenzglas, damit sie langfri

-

stiger und bedarfsgerechter im behandelten Men-
schen wirken. Dieser Forschungsansatz ist bisher 
noch nicht in die Tat umgesetzt, ist aber ein wichti-
ges Ziel des Einsatzes der Gentechnologie im Be-
reich der Humanmedizin, für den jetzt alle (gen)-
technischen Voraussetzungen gegeben sind. 

Weiterhin hat die Verwendung der Gentechnologie 
in der Humanmedizin dazu geführt, daß wir in 
kurzer Zeit viele, bis dahin unbekannte körperei-
gene Stoffe kennengelernt haben, wie die Interfe-
rone oder Interleukine. Ein Ende dieser Entdeckun-
gen ist bisher nicht abzusehen. 

In dem Zusammenhang ist derzeit der Arzt mit dem 
Dilemma konfrontiert, eine Substanz in ausreichen-
der Menge zur Verfügung zu haben, deren Wirkung 
er kaum kennt, und gleichzeitig bisher nicht be-
herrschbare Krankheitsbilder zu sehen, bei deren 
Bekämpfung die Substanz als Therapeutikum hilf-
reich sein könnte. 

Intensive Grundlagenforschung auf dem Gebiet der 
Physiologie der neu entdeckten körpereigenen 
Wirkstoffe ist erforderlich, um dieses Problem zu 
lösen und Wege aufzuzeigen, wie diese Substanzen 
adäquater in das ärztliche Handeln integriert wer-
den können. 

Bei diesen jetzt durch die Gentechnik bekannt wer-
denden körpereigenen Substanzen handelt es sich 
auch oft um Stoffe, die — anders als die Gerin-
nungsfaktoren oder Insulin — gleich an ihrem Ent-
stehungsort ihre Wirkung entfalten, also nicht über 
die Blutbahn an ihren Wirkort gelangen. Da jede 
Verabreichung einer solchen Substanz von außen 
auf einen Transport im Körper des Patienten ange-
wiesen ist, wird mit Hilfe gentechnischer Methoden 
versucht, das zugehörige Gen so abzuwandeln, daß 
ein inaktives Produkt zur Verfügung steht, das an 
seinem Wirkort „festgehalten" und dort dann in das 
eigentlich wirksame Molekül umgewandelt wird. 
Man hofft dadurch, Überdosierungen und damit 
verbundene Nebenwirkungen vermeiden zu kön-
nen. Bis zur Realisierung derartiger Forschungs-
ziele ist noch viel Grundlagenforschung auf dem 
Gebiet der körpereigenen Rezeptoren an den ver-
schiedenen Zelltypen zu leisten. 

Auch auf dem Gebiet der Impfstoffherstellung 
bringt die Gentechnologie in zunehmendem Maße 
Fortschritte. Zum einen wird an der Entwicklung 
von Impfstoffen für Krankheiten gearbeitet, für die 
mit konventionellen Methoden keine Impfstoffe 
hergestellt werden konnten (z. B. Malaria, AIDS). 

Zusätzlich eröffnet die Gentechnik eine Möglich-
keit, eine neue Impfstoffart, die Teil-Vakzine, zu 
produzieren. Bisher wurden zu Impfungen abge-
schwächte Lebendimpfstoffe oder inaktivierte Erre-
ger verwendet. Bei den Teil-Vakzinen werden mit 
Hilfe gentechnischer Methoden z. B. Proteine des 
Erregers produziert, die in der Lage sind, im Ge-
impften Antikörper hervorzurufen, die ihm ausrei-
chend Schutz bieten bei der Infektion mit dem 
krankmachenden Agenz, Bakterium oder Virus. 
Auch hier sind Mikroorganismen als Produktions- 
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stätten für diese Teilvakzine erstrebenswert, um 
die Kontamination der Impfstoffe mit Nebenwir-
kungen auslösenden Begleitstoffen, beispielsweise 
aus Säugerzellkulturen zu vermeiden. 

Nicht zu vergessen ist, daß von der Anwendung der 
Gentechnik in der Human-Medizin auch selten in 
der Bevölkerung auftretende Leiden erfolgreich be-
handelt werden können. Für Menschen mit ausge-
fallenen erblichen Defekten z. B. in der Blutgerin-
nung könnte relativ mühelos gentechnisch das feh-
lende Genprodukt bereitgestellt werden, ebenso wie 
andere, vorwiegend in der Blutflüssigkeit fehlende 
Genprodukte, die im Blut für den Transport be-
stimmter Metallionen sorgen, um nur wenige aufzu-
zählen. 

Mit der Aufklärung der molekularen Ursachen wei-
terer Erbdefekte, wie im Kapitel Genomanalyse 
dargestellt, könnten auch manche dieser Krankhei-
ten einer Substitutionstherapie zugänglich werden. 

Die gentechnische Gewinnung von Arzneimitteln 
wird zunehmend an Bedeutung gewinnen, da sie 
geeignet ist, u. a. Engpässe in der Beschaffung von 
biologischen Substanzen zu umgehen (Beispiele: In-
sulin, tissue plasminogen activator = t-PA), Wirk-
stoffe bereitzustellen, die auf anderen Wegen nicht 
oder nur schwer beschaffbar sind (Beispiele: Ery-
thropoietin, monoklonale Antikörper, tumorspezifi-
sche Antigene) und nicht kontaminierte Stoffe her-
zustellen (Beispiel: Hepatitis-Impfstoff). Die Prü-
fung dieser Produkte im vorklinischen Stadium 
ebenso wie in den sich anschließenden klinischen 
Phasen I—III und auch IV wirft eine Reihe von Fra-
gen und Problemen auf, die sich nur zum Teil mit 
denen decken, die bei konventionell gewonnenen 
Arzneimitteln auftreten. 

So wird es eine dringliche Aufgabe sein, die in den 
Verlauf der gentechnischen Herstellung von Arz-
neimitteln eingeschalteten Kontrollen auf ihre Vali-
dität zu beurteilen im Hinblick darauf, ob sie tat-
sächlich geeignet sind, die für die Anwendung am 
Menschen erforderliche Qualität und Unbedenk-
lichkeit der Produkte zu sichern. Diese Aufgabe ist 
auch im Zusammenhang mit der bereits heute mög-
lichen Langzeitanwendung gentechnisch herge-
stellter Arzneistoffe zu sehen, über die noch kaum 
Kenntnisse vorliegen. Dies trifft z. B. für interzellu-
läre Signalstoffe wie Interferone oder Interleukine, 
weiterhin für Erythropoietin, die zum Teil anders 
als bei ihrer Mitwirkung an physiologischen Pro-
zessen oder bei einer Substitutionstherapie auch in 
hohen, sogenannten pharmakologischen Dosen ap-
pliziert werden müssen. Erfahrungen über die 
Langzeitgabe bei der therapeutischen Anwendung 
monoklonaler Antikörper fehlen ebenfalls weitge-
hend. Hier könnten sich Probleme mit der Bildung 
von antiidiotypischen Antikörpern ergeben, so daß 
nicht nur der therapeutische Erfolg gefährdet wäre, 
sondern auch die Immunitätslage des Organismus 
in unerwünschter Weise verändert sein könnte. 

Allein aus den hier angedeuteten Gründen — die 
Aufzählung ließe sich erweitern — wird sich ein 
Zweig der einschlägigen, fachübergreifenden Diszi-
plin, nämlich die Klinische Pharmakologie, mit die

-

sen und anderen speziellen Problemen, die sich bei 
der klinischen Prüfung gentechnisch gewonnener 
Arzneistoffe ergeben, beschäftigen müssen. 

In diesem Zusammenhang ergibt sich das Problem, 
daß die Wirksamkeitsprüfung gen- und biotechnolo-
gisch gewonnener Polypeptidprodukte bei einigen 
körpereigenen Wirkstoffen des Menschen nicht im 
Tierversuch vorgenommen werden kann. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Regierungen von Bund und Ländern aufzu-
fordern, 

1. die Suche nach weiteren körpereigenen Wirk-
stoffen und Verfahren für ihre Produktion in 
gentechnisch veränderten Organismen durch 
Schwerpunktprogramme beim BMFT und bei 
der DFG verstärkt zu fördern. 

2. vorrangig solche Forschungsansätze zu fördern, 
die dazu beitragen, daß auch große Proteine wie 
der Gerinnungsfaktor VIII in Hefe- oder Bakte-
rienzellen anstelle in Säugerzellen als Ganzes 
oder in Teilstücken zur Expression gebracht 
werden können, um so die mögliche Kontamina-
tion mit Viren zu vermeiden. 

3. solange man auf die Produktion mancher The-
rapeutika, Impfstoffe und Diagnostika, die an 
Menschen verabreicht werden, in Säugerzellen 
angewiesen ist, diese Produkte nach dem neue-
sten Stand der Wissenschaft und Technik auf 
sie verunreinigende, für den Menschen schädli-
che Begleitsubstanzen, einschließlich Viren, un-
tersuchen zu lasssen. 

4. parallel zur Arbeit an der Entdeckung von bis 
dahin unbekannten körpereigenen Substanzen 
die Grundlagenforschung zu fördern, die zur 
Aufklärung der Rolle dieser Stoffe im Organis-
mus und dabei insbesondere ihrer Wechselwir-
kung mit anderen Molekülen im Körper des 
Menschen beiträgt. 

5. sicherzustellen, daß körpereigene Wirkstoffe 
zur Behandlung bestimmter Leiden nur in Kli-
niken an sorgfältig ausgesuchte Patienten ver-
abreicht werden, solange ein unzureichendes 
Wissen über die physiologische Bedeutung der-
artiger Substanzen besteht. Die Auswahl der 
Patienten soll unter Beteiligung von Ärzten ver-
schiedener Disziplinen, zu denen stets ein klini-
scher Pharmakologe zu gehören hat, erfolgen. 

6. durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 
daß die bei der Forschung mit der Stoffgruppe 
der Neuropeptide auftretenden ethischen Pro-
bleme in Projekten der Technikfolgenabschät-
zung rechtzeitig aufgearbeitet werden. Versu-
che auf diesem Feld sollten nur unter Einschal-
tung einer Ethik-Kommission vorgenommen 
werden. 

7. bei der Förderung der Entwicklung von Impf-
stoffen vorrangig diejenigen Forschungsansätze 
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zu fördern, die sich mit der Herstellung von Un-
tereinheits-Vakzinen gegen Infektionskrankhei-
ten beschäftigen; dies gilt gleichermaßen für die 
Impfstoffherstellung gegen Krankheiten, für die 
es bisher keinen Impfstoff gibt, wie für Impf-
stoffe, die bisherige Impfstoffe aufgrund gerin-
gerer Nebenwirkungen und stärkerer Effizienz 
ersetzen sollen. Die Arbeit an der Entwicklung 
von Impfstoffen gegen Tropenkrankheiten soll 
im Rahmen einer gesundheitspolitischen Stra-
tegie erfolgen, die die Bekämpfung struktureller 
ökologischer und infrastruktureller Faktoren, 
die für epidemisch auftretende Infektions-
krankheiten verantwortlich sind, einbeziehen. 

8. in ein Forschungsprogramm zur Entwicklung 
von gentechnischen Impfstoffen auch die Erfor-
schung der genetischen Stabilität pathogener 
Keime einzubeziehen, um eine Beschleunigung 
von Resistenzbildungen durch neue Impfstoffe 
auszuschließen. 

Die Kommision enpfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

9. ein vom Bund finanziertes Forschungszentrum 
einzurichten, in dem klinisch-pharmakologische 
Fragestellungen vorrangig bearbeitet werden. 

10. überfällige Arzneimittelprüfrichtlinien laut § 26 
AMG schnellstmöglich zu erlassen und darin 
die Zulassungsvoraussetzungen für gentechno-
logisch hergestellte Wirkstoffe und Arzneimittel 
unter Berücksichtigung der Empfehlungen der 
EG bekanntzugeben. 

11. zu klären, ob die Herstellung von Stoffen wie 
Antikörper (für Sera) und von Antigenen (für 
Impfstoffe) den Bestimmungen des Arzneimit-
telgesetzes unterliegt. 

12. Vorschriften zu erstellen, die die Voraussetzun-
gen zur Durchführung klinischer Prüfungen 
(am Patienten) regeln. Die Bewertung der mög-
lichen Risiken bedarf in jedem Einzelfall einer 
multidisziplinären Beratung aufgrund sachli-
cher Kompetenz. Zu § 40 AMG sollte die Beteili-
gung eines Pharmazeuten gefordert werden. 

13. für die gesamte Zulassung gentechnologisch 
hergestellter Arzneimittel und monoklonaler 
Antikörper eine sorgfältige Dokumentation 
über die jeweiligen Erfahrungen zu erstellen 
und durch Berichte in zwei- und fünfjährigem 
Abstand bekanntzugeben und in den Richtli-
nien zu berücksichtigen. 
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6.1 Einführung in die Humangenetik 

Um die Anwendungsmöglichkeiten der Gentechnik 
im Bereich der Humangenetik ermessen zu können, 
ist es notwendig, sich einige Grundphänomene der 
Genetik des Menschen zu vergegenwärtigen. 

Deshalb werden nachfolgend 

— die Anordnung des genetischen Materials beim 
Menschen, 

— seine Weitergabe von einer Generation zur an-
deren und 

— seine Korrelation zu Erbkrankheiten skizziert. 

6.1.1 Die Anordnung des genetischen Materials 
beim Menschen 

Wie im Abschnitt B 2. näher erläutert, ist das gene-
tische Material, die DNA, bei allen Lebewesen iden-
tisch zusammengesetzt: es besteht aus vier Baustei-
nen, die mit den Buchstaben A, T, C und G abge-
kürzt werden. Es ist die Reihenfolge dieser Baustei-
ne, die die in dem genetischen Material enthaltene 
Information bestimmt. 

Auch wurde schon ausgeführt, daß die Abschnitte 
in dem DNA-Faden, die bestimmten Merkmalen des 
jeweiligen Lebewesens zugeordnet werden können, 
Gene genannt werden; so wird zum Beispiel im Ge- 
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nom des Menschen die Strecke, die für das Wachs-
tumshormon kodiert, Wachstumshormon-Gen ge-
nannt. Viele Merkmale des Menschen kommen je-
doch erst durch das Zusammenwirken mehrerer 
Gene zustande, wie die Pigmentierung unserer 
Haut. Außerdem soll ins Gedächtnis zurückgerufen 
werden, daß in allen unseren Zellen zwar das ge-
samte genetische Material enthalten ist, aber je-
weils — abhängig von Lebensalter, Organ und Zell-
art — nur ganz bestimmte Gene aktiv, d. h. ange-
schaltet sind. Hierfür sorgen Regler, die vor einem 
Gen oder zusammengehörigen Gen-Gruppen lokali-
siert sind, und deren Anschaltung durch spezifi-
sche, zugehörige Reize — bei der Pigmentbildung in 
der Haut durch Strahlen des Sonnenlichtes — aus-
gelöst wird. 

Bei vielzelligen Lebewesen ist das genetische Mate-
rial nun nicht in Form von freier DNA in den Zellen 
enthalten, sondern es ist „verpackt" in vorwiegend 
aus Eiweiß bestehenden Hüllen; diese „Genpakete" 

werden Chromosomen genannt, und für jede Lebe-
wesenart ist die Struktur und Zahl der Chromoso-
men konstant und charakteristisch. So besitzt der 
Mensch in seinen Keimzellen 23 Chromosomen, die 
in Abbildung 6-1 schematisch wiedergegeben sind, 
hergeleitet aus dem lichtmikroskopischen Bild der 
Chromosomen eines Menschen, aus seinem Karyo-
gramm. 

Doch nicht nur die in Abbildung 6-1 aus dem licht-
mikroskopischen Bild hergeleitete Struktur ist ein 
Charakteristikum für jedes der Chromosomen, son-
dern auch ihr molekularer Aufbau ist spezifisch ge-
ordnet, das heißt, die Gene des Menschen sind je-
weils nicht nur bestimmten Chromosomen zuzuord-
nen, sondern dort auch in charakteristischer Rei-
henfolge auf dem DNA-Faden zu finden. Insbeson-
dere durch die kürzlich entwickelten Methoden der 
Gentechnik schreitet die Kartierung der Gene des 
Menschen auf den Chromosomen schnell voran. 

Abbildung 6-1 

Die Chromosomen mit den Nummern 1 bis 22 sind nach ihrer Größe aufgeführt, es sind die Autosomen. Bei den Chro-
mosomen mit der Bezeichnung X und Y handelt es sich um die Geschlechtschromosomen (modifiziert nach Alberts et 
al., 1983) 
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6.1.2 Die Weitergabe des genetischen Materials 
von einer Generation zur nächsten 

Es wurde gesagt, daß die Keimzellen des Menschen 
23 Chromosomen enthalten und damit die gesamte 
Erbinformation des Menschen in einfacher Ausfüh-
rung. 

In den Körperzellen des Menschen ist jedoch die 
doppelte Anzahl an Chromosomen, d. h. 46 Chromo-
somen, vorhanden. Diese doppelte Anzahl der Chro-
mosomen ist darauf zurückzuführen, daß bei der 
Entstehung der Zygote aus den beiden Keimzellen 
von diesen jeweils 23 Chromosomen mitgebracht 
werden. Dies bedeutet, daß jedes Chromosom und 
alle sich darauf befindenden Gene in den Körper-
zellen des Menschen in doppelter Ausfertigung vor-
handen sind. Diese Aussage gilt für die Chromoso-
men 1 bis 22, die Autosomen des Menschen (Abbil-
dung 6-1), nicht jedoch für das X- und Y-Chromo-
som, die Geschlechtschromosomen; sie bestimmen 
das Geschlecht des Menschen: aus einer Zygote, die 
die Geschlechtschromosomen X/Y erhalten hat, ent-
wickelt sich ein männlicher Organismus, aus einer 
Zygote mit der Geschlechtschromosomen-Konstel-
lation X/X ein weiblicher. 

Um diese Konstanten, 46 Chromosomen in den Kör-
perzellen und 23 Chromosomen in den Keimzellen, 
aufrechtzuerhalten, muß die Zahl der Chromoso-
men in den aus der Zygote sich entwickelnden 
Keimzellen wieder auf die Hälfte reduziert werden. 
Dies geschieht während der Reifung der Keimzel-
len während der „Reduktionsteilungen". Aus dem 
gerade Gesagten wird auch klar, daß während der 
Reifeteilungen der Keimzellen im männlichen Indi-
viduum mit seiner Geschlechtschromosomen-Kon-
stellation X/Y die Hälfte der Keimzellen ein X

-

Chromosom erhalten und die andere Hälfte ein Y

-

Chromosom; welches Geschlecht das Kind haben 
wird, wird also durch die Keimzellen des Mannes 
bestimmt. 

Während der Reifeteilungen lagern sich die beiden 
homologen Chromosomen aneinander und tau- 

schen dabei homologe Abschnitte gegeneinander 
aus (s. Abschnitt B 2., Abbildung 2-19). Bei diesem 
molekularbiologisch komplizierten Vorgang der ge-
netischen Rekombination passieren gelegentlich 
Fehler, die zu bestimmten Krankheitsbildern füh-
ren können. 

6.1.3 Genetisch bedingte Krankheiten des 
Menschen 

Man kennt heute mehrere hundert verschiedene 
Krankheiten des Menschen, die auf charakteristi-
sche Änderungen in seinem Genom zurückzufüh-
ren sind. 

Dabei lassen sich zwei Krankheitsgruppen unter-
scheiden. Es handelt sich dabei zum einen um 
Krankheiten, die mit lichtmikroskopisch sichtbaren 
Veränderungen der Struktur einzelner Chromoso-
men assoziiert sind (Tabelle 6-1). 

Außer der veränderten Zahl einzelner Chromoso-
men (Tabelle 6-1), können auch Chromosomenbrü-
che vorkommen. Weil die meisten der Chromoso-
menanomalien nicht bis zur Entwicklung eines le-
bensfähigen Menschen führen, ist die Erkenntnis 
über die Fülle der möglichen Chromosomenanoma-
lien an Untersuchungen von Zellen aus spontan be-
endeten Schwangerschaften gewonnen worden. 

Die zweite Gruppe von Erbkrankheiten des Men-
schen basiert auf molekularen Veränderungen im 
Bereich von Genen; sie sind somit lichtmikrosko-
pisch nicht erfaßbar. Sie geben sich durch ihre 
Krankheitssymptome, ihre Erblichkeit und ihre 
veränderte Genstruktur zu erkennen (s. Tabelle 6-7 
in 6.3.2.5). Es gibt aber auch Abschnitte im Genom 
des Menschen, denen keine Merkmale des Men-
schen zugeordnet werden können. In diesen Re-
gionen der DNA können ebenfalls Strukturände-
rungen auftreten, die sich insbesondere mit den mo-
dernen Methoden der Gentechnik (s. 6.2.2) nachwei-
sen lassen und gleichermaßen erblich sind, ohne 
daß sie mit einer Krankheit korrelieren. 

Tabelle 6-1 

Auswahl der häufigsten Chromosomenanomalien bei Lebendgeborenen 1) 

Name Chromosomen

-

anomalie Symptome Häufigkeit 

Down-Syndrom Chromosom 21 Schrägstellung 1 : 600 
(Trisomie 21) dreifach der Augen, 

geistige Retardierung 

Trisomie 18 Chromosom 18 
dreifach 

vielfältige Organ

-

mißbildungen 
1 : 5000 

Turner-Syndrom Fehlen eines der beiden Kleinwuchs, unvollstän- 1 : 1500 
X-Chromosomen dige weibliche Ge

-

schlechtsentwicklung 
bei Mädchen 

Klinefelter-Syndrom zusätzliches X-Chromo- Hodenmißbildung 1 : 450 
som bei männlichen Hochwuchs bei Buben 
Nachkommen 

1 ) in Anlehnung an Stanbury et al., 1983 
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6.1.4 Unterschiedliche Auswirkungen von 
Genveränderungen 

Nicht jede Veränderung der Struktur in einem be-
stimmten Gen führt zur Beeinträchtigung des Gen-
trägers. Oder in anderen Worten: nur ganz spezifi-
sche Veränderungen innerhalb eines Gens sind die 
Grundlage für die zugehörigen Krankheitssympto-
me. Strukturänderungen (Mutationen) an anderen 
Stellen im Gen sind entweder ohne erkennbare 
Auswirkung oder bedingen andere Krankheiten; 
dies Phänomen ist insbesondere bekannt von den 
verschiedenen Mutationen im Gen für die 3-Kette 
des roten Blutfarbstoffes (Hämoglobin): Sichelzell-
anämie, verschiedene Formen der Thalassämie. Sie 
alle beruhen auf Mutationen an charakteristischen 
Stellen im Gen der 13-Kette des Hämoglobins. 

Ein Defekt in einem Gen führt nun in vielen Fällen 
nur dann zu der zugehörigen Krankheit, wenn er in 
beiden Genen auf den beiden homologen Chromo-
somen vorhanden ist. Ist auf einem der beiden ho-
mologen Gene ein unverändertes Gen vorhanden, 
dann kann dies den Defekt im anderen Gen über-
spielen, so auch bei der Bluterkrankheit Hämophi-
lie A, bei der im Gen für den Gerinnungsfaktor VIII 
eine Mutation vorhanden ist, die zur Bildung eines 
Eiweißmoleküls führt, das seine Funktion bei der 
Blutgerinnung nicht mehr ausüben kann. Das un-
veränderte Gen auf dem homologen Chromosom 
liefert aber genügend funktionstüchtigen Faktor 
VIII, so daß es bedeutungslos bleibt, daß eines der 
beiden Gene für den Gerinnungsfaktor VIII ent-
sprechend mutiert ist. Das bedeutet, nur Menschen, 
bei denen beide Gene in den homologen Chromoso-
men den entsprechenden Defekt aufweisen, werden 
krank. Menschen, die das Gen nur einmal besitzen, 
erkranken nicht, können aber dieses Gen an ihre 
Nachkommen vererben; sie sind „stumme" Gen

-

Überträger. 

Krankheiten, die nur dann zum Ausbruch kommen, 
wenn der Defekt in den beiden homologen Genen 
vorhanden ist, und deren Gen bei einfachem Vor-
handensein still weitervererbt wird, nennt man re-
zessive Erbkrankheiten. 

Demgegenüber stehen Krankheitsbilder, die schon 
immer dann eintreten, wenn nur eines der beiden 
homologen Gene die charakteristische, krankma-
chende Strukturänderung aufweist. In diesen Fäl-
len dominiert das entsprechende Genprodukt über 
das Produkt des unveränderten Gens, es wirkt als 
solches krankheitsauslösend; dies bedeutet, jeder 
Träger auch nur eines entsprechend mutierten 
Gens erkrankt, so zum Beispiel bei der Chorea Hun-
tington. Es handelt sich um dominante Erbkrank-
heiten. 

Aus dem bisher Gesagten wird auch verständlich, 
daß Gene, die auf dem X-Chromosom lokalisiert 
sind, und bei denen Mutationen zu rezessiven Erb-
krankheiten führen, nur bei weiblichen Genträgern 
kompensiert werden können, da sie 2 X-Chromoso-
men besitzen. Bei männlichen Nachkommen steht 
dem X-Chromosom das Y-Chromosom zur Seite, das 
vergleichsweise kaum Genorte enthält, was sich 

auch schon an seiner lichtmikroskopisch erkennba-
ren Kleinheit im Vergleich zum X-Chromosom zu 
erkennen gibt (Abb. 6-1). Dies bedeutet, daß rezes-
sive Erbkrankheiten, die durch Mutationen in Ge-
nen bedingt sind, die auf dem X-Chromosom liegen, 
bei männlichen Nachkommen auch schon dann 
zum Ausbruch kommen, wenn das zugehörige Gen 
nur einmal vorhanden ist; es fehlt das homologe 
Chromosom und damit auch das homologe Gen, 
welches den Defekt kompensieren könnte. Dies er-
klärt auch, warum vorwiegend männliche Nach-
kommen an Hämophilie A, Rot-Grün-Blindheit oder 
Duchennescher Muskeldystrophie erkranken; die 
zugehörigen Gene sind auf dem X-Chromosom lo-
kalisiert. 

6.2 Genomanalyse 

6.2.1 Einleitung 

Bei der Genomanalyse geht es um die Feststellung 
genetisch bedingter Eigenschaften des Menschen. 
Die Genomanalyse kann angewandt werden, um 
nach Erbanlagen für Krankheiten oder besonderen 
genetisch bedingten Empfindlichkeiten gegenüber 
Umwelteinflüssen, z. B. Schadstoffen, Arzneimitteln 
und Nahrungsmitteln, zu suchen. Weiterhin kann 
die Genomanalyse in Zukunft vermehrt zur Fest-
stellung von familiärer Abstammung, z. B. Vater-
schaftsnachweis, und zur Identifizierung von Perso-
nen genutzt werden. 

Unter Genomanalyse werden hier alle Verfahren 
der genetischen Analyse verstanden, die die Funk-
tionsfähigkeit oder Struktur der Gene untersuchen. 
Genetische Analysen können auf vier verschie-
denen Ebenen durchgeführt werden: 

— Phänotyp-Ebene, 

— Chromosomen-Ebene, 

— Genprodukt-Ebene, 

— DNA-Ebene. 

6.2.2 Methoden der Genomanalyse 

6.2.2.1 Phänotyp-Analyse 

Das äußere Erscheinungsbild (Phänotyp) oder be-
stimmte äußere Merkmale können auf ererbte Ei-
genschaften eines Menschen hinweisen, z. B. auf ge-
netisch bedingte Ähnlichkeiten bei Verwandten 
oder auf einige Erbkrankheiten. Die phänotypische 
Analyse, d. h. die den Körperbau betreffende Analy-
se, setzt eine weitgehende Ausbildung des mensch-
lichen Körpers voraus. 

Die Analyse auf der Phänotyp-Ebene erfordert kei-
nen Eingriff in den Körper. Dementsprechend ist 
diese Analyse auf makroskopisch erkennbare 
Merkmale beschränkt. Festgestellte Variationen 
dieser Merkmale können durch Umwelteinflüsse 
oder genetisch bedingt sein. Falls es sich um er-
erbte Merkmale handelt, sind diese häufig durch 
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das Zusammenwirken zahlreicher Gene entstan-
den. 

Beispielsweise ist die Ultraschalluntersuchung eine 
Hilfsmethode für die Phänotyp-Analyse. Mit dieser 
Untersuchungsmethode können körperliche Abwei-
chungen festgestellt werden, z. B. genetisch be-
dingte Mißbildungen innerer Organe. Die Ultra-
schallmethode wird auch zur Untersuchung von Fe-
ten im Mutterleib eingesetzt; dabei können Mißbil-
dungen und das Geschlecht der Feten festgestellt 
werden. 

62.2.2 Chromosomen-Analyse 

Die Chromosomen-Analyse wird lichtmikrosko-
pisch (ca. 1000fache Vergrößerung) und mittels Ver-
gleich von verschiedenen Karyogrammen durchge-
führte) (s. a. 6.1.1). Dabei können Abweichungen von 
der normalen Größe, Form und Anzahl der Chromo-
somen und das Geschlecht des Chromosomenträ-
gers festgestellt werden. Bestimmte Chromosomen-
anomalien sind erfahrungsgemäß mit bestimmten 
Krankheitsbildern korreliert, z. B. das dreifache 
Auftreten des Chromosoms 21 mit dem Down-Syn-
drom (s. Tabelle 6-1 in 6.1.3). Kleinere Abweichun-
gen im Karyogramm machen sich nicht immer 
durch Krankheitssymptome bemerkbar. 

In der pränatalen Diagnostik wird die Chromoso-
menanalyse an fetalen Zellen durchgeführt, die mit-
tels verschiedener Verfahren gewonnen werden 
können (s. 6.2.3.1). Beim erwachsenen Menschen er-
folgt die Chromosomenanalyse zumeist an weißen 
Blutzellen. 

Chromosomenanomalien können über Generatio-
nen von den Vorfahren ererbt oder durch fehler-
hafte Reifeteilung der Ei- oder Samenzelle entstan-
den sein; sie sind dann in allen kernhaltigen Kör-
perzellen des Individuums vorhanden. Außerdem 
können Chromosomenanomalien in Körper- und 
Keimzellen durch Umwelteinflüsse ausgelöst wer-
den, z. B. durch Schadstoffbelastung am Arbeits-
platz (s. 6.2.3.4). 

Durch Chromosomenanomalien können ganze 
Gruppen von Genen gleichzeitig betroffen und in 
ihrer normalen Funktion beeinträchtigt sein. Die 
Chromosomenanalyse ist eine Grobstrukturanaly-
se. Auch mit ihr kann nur ein sehr geringer Teil der 
genetisch bedingten Eigenschaften des Individu-
ums diagnostiziert werden. 

6.2.2.3 Proteinchemische Genomanalyse 

Bei der proteinchemischen Genomanalyse wird die 
Zusammensetzung und Qualität von Genprodukten, 
vorwiegend Proteinen, analysiert. Dabei werden an-
geborene Stoffwechselvariationen, die zum Teil 
auch Krankheitswert haben können, festgestellt 3). 

Gendefekte können zu Proteindefekten führen, die 
wiederum die Ursache einer großen Zahl erblicher 

2) Passarge, 1979, S. 9-28 
3) Vogel, Motulsky, 1982, S. 194-196  

Stoffwechseldefekte sind, z. B. Phenylketonurie, 
Glucose-6-Phosphat-Dehydrogenasemangel (G6

-

PD), Lesch-Nyhan-Syndrom (s. Tabelle 6-7 in 
6.3.2.5). 

Für die proteinchemische Genomanalyse ist es 
nicht notwendig, das Gen selbst oder seinen Ort auf 
einem Chromosom zu kennen. Andererseits ist die-
ses Analyseverfahren aus verschiedenen Gründen 
in seiner Anwendung beschränkt, z. B. 

— das Protein muß in einer Körperflüssigkeit, z. B. 
im Blutserum, vorhanden sein, oder 

— Zellen, in denen das Protein gebildet wird, müs-
sen verfügbar sein. (Viele Proteine werden nur 
in bestimmten Körperzellen und/oder nur in ei-
nem bestimmten Lebensalter gebildet.) 

— Nur ein kleiner Bruchteil der menschlichen Pro-
teine sind bekannt; d. h. nur wenige Stoffwech-
seldefekte können mit diesem Analyseverfahren 
diagnostiziert werden. 

Die proteinchemische Genomanalyse wird zur Be-
stimmung von genetisch bedingten Stoffwechselde-
fekten eingesetzt. Es ist bis heute neben der Chro-
mosomenanalyse das am meisten angewandte ge-
netische Analyseverfahren. 

6.2.2.4 DNA-Analyse 

Mit der DNA-Analyse entfallen die Beschränkun-
gen, die der proteinchemischen Analyse anhaften. 
Beispielsweise wird für die DNA-Analyse kein spe-
zifisches Zellmaterial und keine Genexpression be-
nötigt, da das gesamte genetische Material in allen 
Körperzellen enthalten ist. Mit der DNA-Analyse 
lassen sich jetzt die Veränderungen im genetischen 
Material und nicht erst deren Auswirkungen erken-
nen. 

Im folgenden werden vereinfachend und beispiel-
haft einige DNA-Analysetechniken und -verfahren 
beschrieben 4). 

Wichtige Hilfsmittel für die gentechnische Analyse 
sind DNA-Sonden und Restriktionsenzyme. Diese 
sollen zunächst kurz erklärt werden (s. a. B 2.). 

Eine DNA-Sonde ist ein klonierter DNA-Abschnitt. 
Dieser umfaßt entweder das gesamte zu untersu-
chende Gen oder Teile davon oder Genabschnitte, 
die sich nachweislich in enger Nachbarschaft zum 
untersuchten Gen befinden und häufig keiner be-
stimmten Funktion zugeordnet werden können. 

Ein Restriktionsenzym ist ein Enzym, das einen 
DNA-Strang an vielen, aber genau definierten Stel-
len durchschneidet. An diesen Stellen muß eine be-
stimmte charakteristische Sequenz von vier bis 
sechs Nukleotiden auf dem DNA-Strang vorhanden 
sein. Bisher sind ungefähr 250 verschiedene Re-
striktionsenzyme bekannt 5). 

4) Ball et al., 1985, 
5) Gassen et al., 1985, S. 130 
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Bei der DNA-Analyse wird ein DNA-Strang mit 
Hilfe von bestimmten Restriktionsenzymen in sog. 
Restriktionsfragmente verschiedener Länge zer-
schnitten. Diese Restriktionsfragmente werden in 
einer Gelelektrophorese 6) entsprechend ihrer 
Länge bzw. ihres Molekulargewichtes aufgetrennt. 

Anschließend wird mit der DNA-Sonde, die radioak-
tiv markiert ist, geprüft, ob das gesuchte Gen einem 
bestimmten Zustand entspricht: Wenn auf einem 
Restriktionsfragment eine Gensequenz vorhanden 
ist, die homolog zur Gensequenz der DNA-Sonde ist, 
dann lagert sich die Sonde an das Restriktionsfrag-
ment an. Die beiden Nukleinsäuresequenzen „hy-
bridisieren". Durch die radioaktive Kennzeichnung 
der DNA-Sonde kann die Hybridisierung mittels 
Autoradiographie auf einem Film sichtbar gemacht 
werden. (Es sei hier kurz erwähnt, daß das Verfah-
ren der Nukleinsäure-Hybridisierung mit DNA-
Sonden nicht nur zum Nachweis von bestimmten 
körpereigenen intakten oder defekten Genen, son-
dern auch verstärkt zur Diagnose von Infektionen 
durch Viren und Mikroorganismen eingesetzt 
wird.) 

Für die Untersuchung der DNA-Struktur eines be-
stimmten Gens stehen direkte und indirekte Analy-
severfahren zur Verfügung. 

Für die direkte Analyse eines Gens muß das zu 
untersuchende Gen bekannt sein. Dieses Gen bzw. 
ein Teil davon wird kloniert und dann als DNA

-

Sonde verwandt. Als weitere Voraussetzung für die 
direkte Analyse eines Gens sollte der gesuchte Gen-
defekt die Schnittstelle für ein bekanntes Restrik-
tionsenzym erzeugen oder beseitigen oder die 
Länge eines Restriktionsfragments verändern. 

Ein Schnittmustervergleich zwischen dem unter-
suchten DNA-Strang und einem „normalen" DNA

-

Strang zeigt, ob der Gendefekt vorhanden ist (s. 
Abbildung 2-17 in Abschnitt B 2.) 

Es kann der Fall eintreten, daß das zu untersu-
chende Gen und eine Punktmutation darin bekannt 
sind, aber kein geeignetes Restriktionsfragment 
verfügbar ist, das diese Punktmutation mit seiner 
Schnittstelle erkennt. Dann kann diese Punktmuta-
tion mit Hilfe eines sog. Oligonukleotids nachgewie-
sen werden. 

Ein Oligonukleotid ist eine meistens synthetisch 
hergestellte kurzsträngige DNA-Sonde, die die ge-
suchte Mutationsstelle im Gen umfaßt. Es kommt 
nur dann zu einer Hybridisierung von Oligonukleo-
tid und Genabschnitt, wenn das Oligonukleotid und 
der zu untersuchende Genabschnitt in ihrer Nu-
kleinsäuresequenz vollständig komplementär sind. 
Beispielsweise kann dieses Verfahren für die di- 

6) Die Gelelektrophorese ist ein physikalisches Trennver-
fahren. Dabei wandern elektrisch geladene Teilchen, 
z. B. DNA-Fragmente, in einem Gel — das ist eine 
poröse gelatineähnliche Masse —, wenn an dieses Gel 
eine elektrische Spannung angelegt wird. Das Gel 
wirkt wie ein Sieb, das große Fragmente nur langsam 
wandern läßt. Die verschieden großen DNA-Fragmente 
werden aufgrund ihrer unterschiedlichen Wande-
rungsgeschwindigkeit voneinander getrennt. 

rekte Analyse des Gens für das ai-Antitrypsin an-
gewandt werden (s. 6.2.3.4). 

Für die Diagnose anderer Mutationen, insbeson-
dere solcher, bei denen das mutierte Gen selbst 
nicht bekannt ist, hat man indirekte Verfahren zur 
Analyse des Gens entwickelt. Diese nutzen das Phä-
nomen des DNA-Polymorphismus. 

Als DNA-Polymorphismus werden die zahlreichen 
Variationen bzw. Mutationen von Nukleinsäurese-
quenzen im Genom eines jeden Individuums be-
zeichnet. Diese Variationen sind ungleichmäßig 
über das gesamte Genom verteilt. Sie können sich 
von günstig über wirkungslos bis tödlich für den 
Genomträger auswirken. 

Die indirekte Analyse des Gens macht sich die Er-
fahrung zunutze, daß ein Gendefekt oft mit einer 
anderen Mutation bzw. einem bestimmten DNA-
Polymorphismus zufällig gemeinsam auftritt und 
dann weiter vererbt wird. Beide liegen relativ dicht 
nebeneinander auf dem DNA-Strang im Chromo-
som. 

Ein solcher zumeist neutraler DNA-Polymorphis-
mus wird als genetischer Marker für den gesuchten 
Gendefekt genutzt, wenn sich dieser genetische 
Marker seinerseits mit Hilfe eines Restriktionsen-
zyms und einer DNA-Sonde nachweisen läßt; d. h. 
das Fehlen oder Vorhandensein des genetischen 
Markers kann das Fehlen oder Vorhandensein des 
gesuchten Gendefekts anzeigen. 

Genetische Marker können innerhalb oder außer-
halb des untersuchten Gens liegen. Der Nachweis 
des Gendefekts gelingt um so sicherer, je dichter 
der Marker am Gendefekt liegt. Dies ist dadurch 
begründet, daß bei der genetischen Rekombination 
in den Keimzellen (s. a. Abschnitt B 2.) eine Tren-
nung von Marker und gekoppeltem Gendefekt um 
so unwahrscheinlicher wird, je dichter beide auf 
dem Chromosom zusammenliegen. Wenn die Nach-
barschaft zwischen dem zu untersuchenden Gen 
und seinem genetischen Marker für eine indirekte 
Genanalyse ausreichend ist, so können zwischen 
beiden immer noch mehr als 1 Million Nukleotide 
liegen, deren Sequenz unbekannt ist. 

Die Anwendung einer indirekten Genanalyse ist 
immer mit der Untersuchung einer Familie verbun-
den, da sichergestellt werden muß, daß die Kopp-
lung eines bestimmten Markers mit dem gesuchten 
Gendefekt auch für diese Familie gilt. 

Beispielsweise konnte für die genetische Diagnose 
von Chorea Huntington bisher nur ein solches indi-
rektes Genanalyseverfahren entwickelt werden 7). 

Die Unsicherheit für die Diagnose von Chorea Hun-
tington beträgt ca. 5 % 8). 

Allgemein zeigt der Schnittmustervergleich der 
DNA-Restriktionsfragmente von verschiedenen 
Menschen eine große Vielfalt. Dieser sog. Restrik- 

7) Gusella et al., 1983 
8) Lange, Protokoll der 14. Sitzung der Enquete-Kommis-

sion 

 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6775 

tionsfragmentlängenpolymorphismus (RFLP) bil-
det teilweise den oben erwähnten DNA-Polymor-
phismus ab. Allerdings ist der RFLP auf die Nukleo-
tidsequenzen beschränkt, die in den Schnittstellen-
sequenzen der verfügbaren Restriktionsenzyme lie-
gen. 

Die Minisatelliten sind eine Besonderheit des DNA-
Polymorphismus. Minisatelliten sind kurze vererb-
bare DNA-Abschnitte, die in den nicht kodierenden 
Bereichen des menschlichen Genoms sich häufig 
wiederholend in leicht abgewandelter Form auftre-
ten. Die Minisatelliten und ihre Verteilung im Ge-
nom sind individuell sehr verschieden, so daß sie 
als „genetische Fingerabdrücke" benutzt werden 
können 9). Sie werden vererbt. 

Bei diesem Verfahren wird das Genom der zu un-
tersuchenden Zelle zunächst durch Restriktionsen-
zyme in Fragmente zerschnitten. Anschließend 
werden diese Fragmente mit markierten DNA-Son-
den zusammengebracht, die aus charakteristischen 
DNA-Sequenzen der Minisatelliten bestehen. Bei 
Übereinstimmung der DNA-Sonden mit den Mini-
satelliten entsteht für jeden Menschen ein individu-
elles Muster aus markierten DNA-Fragmenten. Mit 
dieser Methode können Personen eindeutig identifi-
ziert werden. 

Das Potential der DNA-Analyse 

Die direkte Genomanalyse auf der DNA-Ebene ist 
das aussagekräftigste Analyseverfahren zur Be-
stimmung genetisch bedingter Eigenschaften. Die 
Feststellung der genetischen Ursachen einer 
Krankheit oder Veranlagung ermöglicht in be-
stimmten Fällen prophylaktische Maßnahmen vor 
dem Auftreten pathologischer Erscheinungen. 

Eine Voraussetzung für die direkte Analyse von 
Gendefekten ist die genaue Kenntnis des unter-
suchten Gens. Bisher ist nur ein geringer Teil der 
über 3 000 bekannten genetischen Defekte des Men-
schen auf der DNA-Ebene bekannt. 

Aber auch die indirekte Analyse von Genen stellt 
einen großen Fortschritt für die Genomanalyse dar. 
Ende 1985 konnten mindestens 40 verschiedene ge-
netisch bedingte Krankheiten mit den direkten 
DNA-Analyseverfahren und etwa die gleiche An-
zahl mit dem indirekten DNA-Analyseverfahren 
diagnostiziert werden 10) 

Mit DNA-Analyseverfahren werden zunächst vor 
allem monogene Defekte diagnostiziert (s. Tabelle 
6-7 in 6.3.2.5). Für die Diagnose von komplexen 
menschlichen Eigenschaften, die durch das Zusam-
menwirken einer Vielzahl von Genen und Umwelt-
faktoren bestimmt werden, gibt es bis heute noch 
keinen aussichtsreichen methodischen Ansatz. Es 
ist auch fraglich, ob dies prinzipiell jemals möglich 
sein wird. 

Die DNA-Analyseverfahren werden in zunehmen

-

dem Maße in der klinischen Praxis eingesetzt. So

-

bald die geeigneten DNA-Sonden entwickelt sind, 

9) Gill et al., 1986, Dodd, 1986 
10) Cooper, Schmidtke, 1986  

steht ein relativ einfaches, schnelles und hochspezi-
fisches Genomanalyseverfahren zur Verfügung. 
Weitere Fortschritte in der Analyse des menschli-
chen Genoms werden die Diagnosemöglichkeiten 
mit den DNA-Analyseverfahren stark ausweiten. 

6.2.3 Anwendungsbereiche der Genomanalyse 

6.2.3.1 Genetische Beratung und pränatale 
Diagnostik 

6.2.3.1.1 Derzeitige Methoden und Stand der Praxis 

Ein Teil aller Neugeborenen kommt mit einer mehr 
oder weniger schweren Schädigung zur Welt. Diese 
Schäden können angeboren sein oder durch äußere 
Einflüsse während der Schwangerschaft oder wäh-
rend des Geburtsvorgangs entstanden sein. 

Angaben über die Häufigkeit der derzeit bekannten 
angeborenen Schäden schwanken zwischen 1 und 
3,3 % für schwere morphologische Anomalien und 
0,1. und 0,2 % für schwere biochemische Schäden. 
Die Mehrzahl dieser Schäden ist genetisch bedingt. 
Diese können entweder auf der Weitervererbung 
genetischer oder chromosomaler Defekte der Eltern 
beruhen oder durch eine Neumutation verursacht 
werden. Der Anteil der Neumutationen ist von 
Krankheit zu Krankheit unterschiedlich. 

Die Vorhersage bestimmter Schäden bzw. deren 
frühzeitige Diagnose sind Aufgaben der geneti-
schen Beratung und pränatalen Diagnostik. 

Die genetische Beratung stellt ein Angebot an Rat-
suchende dar, mit Hilfe von wissenschaftlichen Er-
kenntnissen ein spezifisches erbliches Erkran-
kungsrisiko für sie selbst oder ihre Nachkommen 
festzustellen. Dabei wird von der Möglichkeit Ge-
brauch gemacht, aufgrund des Auftretens von gene-
tischen Erkankungen in einer Familie ein Wieder-
holungsrisiko für bestimmte Verwandtschaftsgrade 
vorherzusagen. Die Hauptmöglichkeiten sind dabei 
die Bestimmung des Erkrankungsrisikos für den 
Ratsuchenden selbst sowie bei der Elternberatung 
die Feststellung von Erkrankungswahrscheinlich-
keiten für zukünftige Kinder. Im Rahmen der Fami-
lienberatung können genetische Analyseverfahren 
eingesetzt werden, um die Eltern zu testen und fest-
zustellen, ob und mit welcher Wahrscheinlichkeit 
sie bestimmte erbliche Krankheiten an ihre Kinder 
weitergeben. 

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es seit 1972 
genetische Beratungsstellen, deren Zahl bis heute 
auf über vierzig gestiegen ist. Sie werden zum über-
wiegenden Teil durch die Institute für Humangene-
tik der Universitäten betrieben. Daneben findet ge-
netische Beratung auch in Kinderkliniken sowie 
durch niedergelassene Ärzte statt, die eine entspre-
chende zusätzliche Qualifikation erworben haben. 
Die Zahl der in der Bundesrepublik Deutschland im 
Jahr durchgeführten genetischen Beratungen wird 
auf 20 000 — 30 000 geschätzt. Damit wird aber dem 
tatsächlichen Bedarf nicht ausreichend nachge-
kommen. Das ist bedingt durch die Begrenzung der 
Kapazität genetischer Beratungsstellen wegen zu 
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geringer personeller Ausstattung. Angestrebt wird, 
die Zahl der Beratungen zu verdoppeln. 

Als Indikationen für eine genetische Beratung wer-
den genannt 11): 

wenn 

einer der Partner an einer erblichen Krankheit 
leidet oder das Vorliegen einer derartigen 
Krankheit vermutet wird, 

— in der Verwandtschaft eine Erbkrankheit oder 
der Verdacht darauf besteht, 

— die Ratsuchenden miteinander verwandt sind, 

— bereits ein Kind geboren wurde, das möglicher-
weise an einer Erbkrankheit leidet, 

— bisher bei der Mutter ungeklärte Fehlgeburten 
aufgetreten sind, 

— eine Belastung der elterlichen Keimzellen mit 
Strahlen oder mutagenen Stoffen vorgelegen 
hat, 

— mißbildungsauslösende Medikationen, Infektio-
nen oder Strahlenbelastungen während der 
Schwangerschaft vorlagen 12), 

— das Alter der Frau über 35 Jahren liegt (die 
Altersgrenze wird je nach Beratungsstelle un-
terschiedlich gehandhabt). 

In mehr als 80 % der Fälle wird die genetische Bera-
tung in Anspruch genommen, um Auskunft über 
gesundheitliche Risiken für zukünftige Kinder zu 
erhalten. Häufigster Anlaß dafür ist ein vorher 
krank geborenes Kind 13). 

Im Mittelpunkt der genetischen Beratung steht die 
Familienanamnese mit der genauen klinisch-gene-
tischen Abklärung vorkommender Krankheiten. 
Dazu wird unter Geschwistern, Eltern, Großeltern 
und anderen nahen Verwandten der Ratsuchenden 
nach Anzeichen erblicher Krankheiten gesucht. In 
einem Teil der Beratungen ist schon auf Grund die-
ser Familienanamnese eine Aussage über ein Er-
krankungsrisiko bei den Beratenen oder ihren Kin-
dern möglich, teilweise ist auch eine Untersuchung 
der Ratsuchenden selbst und ihrer Angehörigen nö-
tig 14). Aus diesen Untersuchungen ergibt sich, wel-
ches Risiko für die Ratsuchenden selbst oder ihre 
Kinder besteht. Dieses Risiko wird den Ratsuchen-
den mitgeteilt, damit diese in die Lage versetzt wer-
den, eine Entscheidung über ihre zukünftige Le-
bensplanung oder zukünftige Kinderwünsche zu 
treffen 15). In vielen Fällen können schon im Bera-
tungsgespräch Risiken ausgeschlossen werden. 

Bei einem spezifizierten Erkrankungsrisiko für 
ihre Nachkommen kann für die Ratsuchenden die 
Möglichkeit bestehen, nicht von vornherein auf die 
Zeugung von Kindern zu verzichten, sondern die 

11) Schroeder-Kurth, Kommissions-Drs. 90, S. 3 f. 
12) keine ererbte Schädigung 
13) Wendt, 1984, S. 145 f. 
14) vgl. Wendt, 1984, S. 146 
15) Hillig, 1985, S. 216  

Entscheidung, ein Kind zu bekommen, auf den Zeit-
punkt einer pränatalen Diagnostik hinauszuschie-
ben. Dort kann sich eine sichere Diagnose und nicht 
lediglich eine Wahrscheinlichkeitsaussage über den 
Zustand des Kindes ergeben. 

Als pränatale Untersuchungsmethoden stehen die 
Ultraschalldiagnostik und die Chromosomenunter-
suchung, die proteinchemische Analyse sowie seit 
neuestem auch die DNA-Diagnose zur Verfügung. 
Im Gegensatz zur nicht-invasiven Methode der Ul-
traschalluntersuchung wird zur Chromosomen- und 
DNA-Analyse fetales Zellmaterial benötigt. 

Zur Gewinnung dieser Zellen stehen im wesentli-
chen drei Verfahren zur Verfügung 16): Bei der Am-
niozentese wird durch Punktion der Amnionhöh-
le 17) Fruchtwasser mit darin befindlichen fetalen 
Zellen gewonnen. Das Hauptsrisiko besteht hierbei 
in der Auslösung einer Fehlgeburt und beträgt 
0,4-1 %. Das Verletzungsrisiko für das Kind be-
trägt 0,1-0,25 %. 

Die Fetoskopie ist ein Verfahren zur Gewinnung 
von fetalem Blut, fetaler Haut und fetalen Leberzel-
len unter Sichtkontrolle. Das Abortrisiko liegt um 
5 % 18). 

Noch im Stadium der Erprobung befindet sich die 
Methode der Chorionbiopsie. Dabei werden aus der 
Embryonalhülle Zellen entnommen. Genaue Risiko-
zahlen für die Chorionbiopsie können mangels aus-
reichender Erforschung noch nicht genannt wer-
den 19). Es wird aber angenommen, daß diese nicht 
höher als bei der Amniozentese liegen 29). 

Der Untersuchungszeitpunkt für die Amniozentese 
und die Fetoskopie liegt zwischen der 14. und 22. 
Schwangerschaftswoche. Dagegen kann die Cho-
rionbiopsie bereits in der 7. Schwangerschaftswo-
che durchgeführt werden 21). 

Die Indikationen für die Durchführung einer präna-
talen Diagnostik entsprechen im wesentlichen 
denen der genetischen Beratung. Hinzu kommen 
die Fälle, in denen sich aus einer Untersuchung 
der Schwangeren, z. B. erhöhte Werte von α-Feto-
protein im Serum der Schwangeren 22), ein Hinweis 
auf ein möglicherweise krankes Kind ergeben hat. 
Zum Teil wird auch dann eine pränatale Untersu-
chung für angezeigt gehalten, wenn unabhängig 
vom Alter der Mutter der Vater des erwarteten Kin-
des das 45. Lebensjahr überschritten hat 23). 

Bei rund 97 % aller schwangeren Frauen, die zu 
einer pränatalen Diagnostik kommen, kann die be

-

fürchtete Anomalie oder Krankheit ausgeschlossen 

16) Sperling, 1985, S. 6 f. 
17) Die Amnionhöhle umgibt den Fetus und enthält 

Fruchtwasser. 
18) Sperling, 1985, S. 7 
19) Murken, 1984, S. 2491 
20) Waldenmaier zit. nach selecta 29 (1984), S. 2491. Teil-

weise werden Abortraten von 4 % genannt (Murken, 
1984), die aber auf noch fehlende Erfahrung mit dieser 
Untersuchungsmethode zurückzuführen sind. 

21) Waldenmaier, 1984, S. 2490 
22) Bundesärztekammer, 1980, S. 185 
23) Schroeder-Kurth, 1985, S. 101 
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werden 24). In ungefähr 3 % aller Fälle wird die Dia-
gnose einer schweren genetischen Krankheit beim 
Feten gestellt 25). In diesen Fällen kann auf Wunsch 
der Mutter zu prüfen sein, ob ein Abbruch der 
Schwangerschaft auf Grund der sog. kindlichen In-
dikation gem. § 218 a Abs. 2 Nr. 1 Strafgesetzbuch 
(StGB) möglich ist. Dies darf aber gem. Abs. 3 die-
ser Bestimmung nur bis zur 22. Woche nach der 
Empfängnis geschehen. 

Der Umfang pränataler Diagnosen wird deutlich 
aus der Zahl der Chromosomenuntersuchungen: Im 
Jahre 1985 wurden in der Bundesrepublik Deutsch-
land über 26 000 pränatale Untersuchungen zur 
Feststellung von Chromosomenanomalien durchge-
führt. Einzelheiten ergeben sich aus der folgenden 
Tabelle 6-2: 

6.2.3.1.2 Mögliche Auswirkungen der Anwendung 
gentechnischer Genomanalysen 

Die Anwendung gentechnischer Analysemethoden 
eröffnet neue Handlungsmöglichkeiten. Insbeson-
dere durch die Erweiterung der pränatalen Diagno-
semöglichkeiten auf mit bisherigen Methoden nur 
postnatal feststellbare Krankheiten können sich 
auch solche Eltern zu einer Schwangerschaft ent-
schließen, die andernfalls wegen des Risikos, ein 
krankes Kind zu bekommen, auf die Erfüllung ei-
nes Kinderwunsches verzichtet hätten. In den vie-
len Fällen, in denen schon durch ein Beratungs-
gespräch oder durch eine pränatale Untersuchung 
bestimmte Krankheitsrisiken ausgeschlossen wer-
den können, bedeutet dies eine psychologische Ent-
lastung und Beruhigung der Eltern, wenn sie die 

Tabelle 6-2 

Verteilung von Indikationen für pränatale Chromosomendiagnostik aus 42 Laboratorien 
der Bundesrepublik Deutschland 1984 26) 

pränatale 
Chromosomen

-

diagnosen 

insgesamt 

Alters-Indikation Andere medizinische Indikationen 
ohne medizin. 
Indikationen 

Angst 
Mütter 

über 35 J. 
Väter 

über 40 J. 

Chromosomen 
Wiederhol. 
Risiken 

X-Chrom. 
Krankheit 

andere 
Erbleiden 

22 506 16 628 1 220 1 655 71 526 2 406 

100% 73,9% 5,4% 7,4% 0,3% 2,3% 10,7% 

Bereich: 63-87 % 0-15 % 2-17 % 0-3,7 % 0,3-11 % 0-29 % 

Durch eine Genomanalyse auf DNA-Ebene lassen 
sich Krankheiten erkennen, deren Feststellung mit 
bisherigen Mitteln jedenfalls pränatal nicht mög-
lich war. Das läßt erwarten, daß die Zahl der fest-
stellbaren Defekte in Zukunft ansteigen wird. Als 
Beispiel sind hier die Chorea Huntington, die Neu-
rofibromatose und die Mukoviszidose zu nennen, 
die relativ häufig auftreten und für die es bisher 
keine anderen pränatalen Diagnosemöglichkeiten 
gibt. Ein Teil dieser Erkrankungen ließ sich bisher 
lediglich durch Wahrscheinlichkeitsaussagen im 
Wege von Familienanamnesen vorhersagen. 

Durch die Anwendung von gentechnischen Genom-
analysen können in manchen Fällen risikoärmere 
Methoden zur Gewinnung von Untersuchungsmate-
rial angewandt werden. Ein Beispiel sind die De-
fekte des Globin-Gens. Bisher mußte zur Diagnose 
eines solchen Defekts mittels Fetoskopie Blut des 
ungeborenen Kindes entnommen werden. Für eine 
DNA-Analyse genügen dagegen die risikoärmer zu 
gewinnenden Zellen aus der Amnionflüssigkeit 
oder des Choriongewebes. 

24) Bundesärztekammer, 1980, S. 185; vgl. auch Schroeder

-

Kurth, 1985, S. 89 
25) Bundesärztekammer, 1980, S. 185; Schroeder-Kurth, 

1985, S. 89; Albrecht, 1984, S. 177; Tettenborn, 1985, 
S. 109 

26) Schroeder-Kurth in: Stenographisches Protokoll der 
14. Sitzung der Enquête-Kommission, S. 27, (Abb. 15). 

Gewißheit erhalten, daß ihr zukünftiges Kind an 
bestimmten Erbkrankheiten nicht leidet. Weiterhin 
kann den Eltern eine Entscheidung für oder gegen 
einen Verzicht auf Kinder oder eine Abtreibung in 
den Fällen erleichtert werden, wenn in zunehmen-
dem Maße nicht nur Wahrscheinlichkeitsprogno-
sen, sondern in Folge von DNA-Diagnosen und pro-
teinchemischen Analysen definitive Aussagen über 
das Vorliegen eines Defekts getroffen werden kön-
nen. 

Diese erweiterten Möglichkeiten können aber auch 
verschiedene Probleme der genetischen Beratung 
und pränatalen Diagnostik verschärfen. Diese kön-
nen unter die folgenden Stichworte gefaßt werden: 

— Bevölkerungseugenik 

— Beschränkung der Autonomie der Betroffenen 

— Zulässigkeit „aktiver" Beratung 

— Reichweite der pränatalen Diagnostik 

— Schutz der genetischen Daten. 

Unter Eugenik versteht man die Sicherung oder 
Verbesserung der genetischen Ausstattung zukünf-
tiger Generationen. Das kann dadurch angestrebt 
werden, daß die Fortpflanzung von Trägern er-
wünschter Erbanlagen gefördert wird und/oder 
Träger unerwünschter Erbanlagen von der Fort-
pflanzung ausgeschlossen werden. Diese Methode 
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zur langfristigen Verbesserung des Gen-Pools der 
Bevölkerung erfuhr ihre Diskreditierung als Instru-
ment nationalsozialistischer „Rassenhygiene" und 
wird nicht mehr als eigenständiges Konzept vertre-
ten. Allerdings werden Befürchtungen geäußert, der 
menschliche Gen-Pool könne sich langfristig ver-
schlechtern. Diese Annahme wird darauf gestützt, 
daß die Entwicklung moderner Medizin auch sol-
chen Trägern von Erbleiden die Möglichkeit zur 
Fortpflanzung bietet, die früher jung verstorben 
wären. Ob daraus aber tatsächlich eine relevante 
Zunahme von erbkranken Personen folgt, wird 
bestritten 27). Es wird angenomen, daß z. B. die Be-
handlung der Phenylketonurie (Häufigkeit ca. 
1 : 10 000) bei Zugrundelegung der heutigen Gebur-
tenrate in der Bundesrepublik erst in etwa 1 000 
Jahren einen Anstieg von 50 auf 100 Fälle pro Jahr 
bedingen wird. Unabhängig von der Frage, ob die 
Notwendigkeit einer Bevölkerungseugenik über-
haupt begründbar ist, bestehen Möglichkeiten, 
diese Ziele zu mißbrauchen, wie die Praxis in der 
NS-Zeit gezeigt hat. Bevölkerungseugenische Mo-
tive könnten in der genetischen Beratung Eingang 
finden, wenn die Beratung „direktiv" durchgeführt 
wird. Sofern in der genetischen Beratung ein defini-
tives Erkrankungsrisiko für Nachkommen der Rat-
suchenden festgestellt wird, müssen sich allein die 
Eltern für oder gegen die Zeugung von Kindern ent-
scheiden. 

Die überwiegende Zahl der genetischen Beratungs-
stellen in der Bundesrepublik Deutschland folgen 
bei ihrer Arbeit dem Konzept der „nicht-direktiven" 
Beratung 28). Die Betroffenen sollen über die medi-
zinischen Fakten informiert werden und dann ohne 
Beeinflussung durch den Berater ihre eigene Ent-
scheidung — insbesondere hinsichtlich der Reali-
sierung eines Kinderwunsches — treffen. 

Nur wenige Ratsuchende sind mit der Nennung und 
Erläuterung einer Risikoziffer zufrieden, sie erwar-
ten vielmehr einen Rat, ob sie eine Schwanger-
schaft riskieren sollen 29). Nach welchen Kriterien 
sich der Berater für oder gegen eine Schwanger-
schaft aussprechen soll, ist ungeklärt. Hier können 
insbesondere bevölkerungseugenische Motive Ein-
gang in die genetische Beratung finden. Es könnte 
versucht werden, Träger von Erbleiden von der 
Fortpflanzung auszuschließen, indem von einer 
Schwangerschaft abgeraten wird. 

Ein weiteres Problem stellt die mögliche Beein-
trächtigung der Autonomie der Betroffenen dar. 
Die Präventionsmöglichkeiten, die sich aus einer 
genetischen Beratung und pränatalen Diagnostik 
ergeben, kommen dem öffentlichen Interesse an ei-
ner effektiven Krankheitsvorsorge entgegen. Insbe-
sondere ökonomische Motive sprechen für eine 
Senkung der Kosten des Gesundheitswesens, die 
durch eine Versorgung von Behinderten entstehen. 
Diese Interessen liegen im Widerstreit mit dem In-
teresse des einzelnen, selbst zu bestimmen, welche 

27) Vogel, Motulsky, 1982, S. 369 ff. 
28) Schroeder-Kurth, Stenographisches Protokoll der 

14. Sitzung der Enquête-Kommission, S. 19 
29) Wendt, 1984, S. 147  

Risiken er für seine oder seiner Kinder Gesundheit 
eingehen will. 

Aus den eröffneten Aussonderungsmöglichkeiten 
könnte eine Neubewertung der Behinderungen 
stattfinden, die nicht mehr vom unverschuldeten 
Leiden des einzelnen ausgeht, das der gesellschaft-
lichen Unterstützung bedarf, sondern vielmehr, daß 
Behinderungen vermeidbar und somit (durch die 
Eltern) verschuldet sind. Dadurch kann sich ein ge-
sellschaftlicher Druck auf die Eltern einstellen, die 
Möglichkeiten der pränatalen Diagnostik wahrzu-
nehmen und sich im Fall der Diagnose eines geneti-
schen Defekts für eine Abtreibung zu entscheiden. 
Die sich daraus möglicherweise ergebenden Aus-
wirkungen auf die Zahl der Behinderten können 
aus folgenden Daten deutlich werden: In der Bun-
desreublik waren ca. 1 Million Menschen im Jahre 
1982 mit 100 % Minderung der Erwerbsfähigkeit be-
hindert. Die meisten Behinderungen sind altersbe-
dingt, fast 75 % fallen in die Altersgruppe ab 60 Jah-
re. 10 % der Behinderungen gelten als angeboren").  
Hierunter fallen sowohl Krankheiten, die auf gene-
tische Veränderungen zurückzuführen sind, als 
auch solche, die zusätzlich oder ausschließlich 
durch Umwelteinflüsse bedingt sind. Daher kann 
eine pränatale Selektion äußerstenfalls die Gruppe 
der 10 % angeborenen Behinderungen erfassen. 

Ein weiteres Problem ergibt sich aus der Frage, ob 
eine „aktive" Beratung zulässig sein soll. Darunter 
ist ein Vorgehen zu verstehen, bei dem von seiten 
der Beratungsstellen die in der einzelnen geneti-
schen Beratung gewonnenen Informationen dazu 
benutzt werden, um „aktiv" weitere Risikopersonen 
unter den Angehörigen der direkt erfaßten Perso-
nen zu ermitteln und über ihre genetische Konstitu-
tion aufzuklären. 

Wenn die genetische Beratung nicht allein an der 
Fürsorge für die betroffenen Patienten und deren 
Familien orientiert wird, sondern im Wege aktiver 
Beratung auch an durch die Beratungsstelle ermit-
telte Risikopersonen herangetreten wird, würde in-
soweit ein Wandel der Rolle des Arztes stattfinden, 
indem dieser nicht mehr grundsätzlich nur auf 
Wunsch eines Patienten tätig wird, sondern sich als 
Instrument präventiver Gesundheitspolitik selbst 
an mögliche Patienten wendet. Durch eine derar-
tige Praxis würden die Betroffenen einerseits mit 
Informationen versorgt, die ihnen helfen können, 
ihre Erkrankung zu bewältigen. So können Kon-
flikte vermieden werden, die sich z. B. daraus erge-
ben, daß die Familie des Betroffenen über dessen 
Erkrankung im unklaren ist und sich demzufolge 
nicht adäquat diesem gegenüber verhält. Anderer-
seits werden die jeweiligen Personen mit Tatsachen 
konfrontiert, die sie möglicherweise nicht wissen 
wollen. Das Wissen, an einer nicht therapierbaren 
ererbten Krankheit zu leiden, kann zu einer Bela-
stung und zur Einschränkung der Handlungsmög-
lichkeiten des Betroffenen führen. 

Problematisch ist eine aktive Beratung auch unter 
rechtlichen Gesichtspunkten. Die in der geneti

-

schen Beratung erhobenen Daten sind Bestandteil 

30) van den Daele, 1985, S. 88 
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der ärztlichen Unterlagen und unterliegen insoweit 
der ärztlichen Schweigepflicht, deren Verletzung in 
§ 203 StGB unter Strafe gestellt ist. Eine weitere 
Grenze aktiver Beratung ergibt sich aus einer Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts 31 ). Da-
nach hat der einzelne ein Recht auf „informatio-
nelle Selbstbestimmung", das ihm die Möglichkeit 
bietet, grundsätzlich über die Erhebung und Ver-
breitung persönlicher Daten selbst zu entscheiden. 
Es stellt sich die Frage, ob daraus ein „Recht auf 
Nichtwissen" der eigenen genetischen Konstitution 
abgeleitet werden kann 32). 

Schließlich ergeben sich Probleme für die Bestim-
mung der Grenzen pränataler Diagnostik. Mit zu-
nehmender Zahl von Diagnosen genetisch beding-
ter Krankheiten besteht die Möglichkeit, daß diese 
als Indikationen für einen Schwangerschaftsab-
bruch dienen und damit die Zahl der Abtreibungen 
ansteigt. Bisher ist der Anteil der durch die kindli-
che Indikation begründeten Schwangerschaftsab-
brüche gering. 1984 gab es 1 600 Fälle. Das sind 
1,85 % aller Abtreibungen 33) 

Im Fall einer großen Zunahme der kindlichen Indi-
kation stellt sich die Frage, welche genetische Va-
riation noch als so schwere, nicht behebbare Schä-
digung im Sinne des § 218 a Abs. 2 Nr. 1 StGB anzu-
sehen ist, daß eine Austragung des Kindes der Mut-
ter nicht zuzumuten ist. Sofern es sich um eine 
behandelbare Krankheit handelt, wie z. B. die Phe-
nylketonurie, besteht die Möglichkeit, daß anstelle 
der kindlichen die soziale Indikation des § 218 a 
Abs. 2 Nr. 3 StGB eingreift, z. B. wenn infolge einer 
lang andauernden Betreuung und Diätbehandlung 
des Kindes für die Mutter schwere ökonomische 
Belastungen entstünden. 

Wegen der relativ unscharfen Begriffe der „Zumut-
barkeit" und „Notlage" in § 218 a StGB könnte hier 
ein Einfallstor einer vielfältigen pränatalen Selek-
tion menschlichen Lebens durch die Eltern beste-
hen. Das kann derzeit jedenfalls nicht dadurch ver-
hindert werden, daß den Eltern nur bestimmte fest-
gestellte Defekte mitgeteilt werden, denn aus dem 
ärztlichen Behandlungsvertrag ergibt sich in der 
Regel ein Recht der Eltern, alle bei der pränatalen 
Diagnose gewonnenen Daten zu erfahren 34). Bei-
spiele aus anderen Ländern zeigen, daß insbeson-
dere das Geschlecht des erwarteten Kindes Grund 
für eine Abtreibung sein kann. 

Ein weiteres Problem ergibt sich daraus, daß mögli-
cherweise ein besonderer Schutz genetischer Daten 
erforderlich sein könnte. Es stellt sich nämlich die 
Frage, ob genetische Daten sich in ihrer Bedeutung 

31) Bundesverfassungsgericht, Amtliche 	Sammlung 
Bd. 65, S. 1 

32) Jonas, 1983, S. 462 
33) Die 1984 statistisch erfaßten 86 298 Abtreibungen wur-

den auf Grund folgender Indikationen vorgenommen: 
allgemein medizinische 10 356, psychiatrische 1 242, eu-
genische (kindliche) 1 600, kriminologische 93, sonstige 
schwere Notlage 71 904, unbekannt 1 103 (Statistisches 
Jahrbuch 1985, S. 388). Es wird angenommen, daß die 
tatsächliche Zahl der jährlich durchgeführten Abtrei-
bungen bei etwa 250 000 liegt. (Erhard, 1985). 

34) vgl. Deutsch, 1983, S. 50 u. 174  

derart von anderen Gesundheitsdaten unterschei-
den, daß das bisher vorhandene rechtliche Instru-
mentarium zu ihrem Schutz nicht ausreichend ist. 

Die in der genetischen Beratung sowie bei der prä-
natalen Diagnostik gewonnenen Informationen 
über genetische Merkmale sind Bestandteil der 
ärztlichen Unterlagen und unterliegen der ärztli-
chen Schweigepflicht. Ihre unbefugte Weitergabe 
wird gem. § 203 StGB bestraft. Gleichzeitig unterfal-
len diese Daten auch dem Bundesdatenschutzge-
setz (BDSG) sowie den Datenschutzgesetzen der 
Länder. Das gilt auch, wenn die Speicherung nicht 
durch Institute für Humangenetik der Universitä-
ten, sondern durch freiberuflich tätige Ärzte erfolgt. 
Für erstere gilt der II. für letztere der III. Abschnitt 
des BDSG 35). Danach ist die Speicherung von Da-
ten nur mit Einwilligung des Betroffenen zulässig. 
Zusätzlich ist erforderlich, daß die Speicherung der 
Erfüllung der Aufgaben der speichernden Stelle 
dient, bzw. bei Speicherung durch freiberuflich tä-
tige Ärzte, daß die Speicherung vom Zweck des Be-
handlungsvertrages gedeckt oder zur Wahrung be-
rechtigter Interessen des Arztes erforderlich ist. 
Eine Weitergabe ist jeweils nur in Ausübung einer 
Berufs- oder Amtspflicht zulässig. 

Die Schutzvorschriften, insbesondere ihre Umset-
zung in die Praxis, könnten für genetische Daten 
nicht ausreichend sein. Informationen über geneti-
sche Daten sind ebenso wie andere Gesundheitsda-
ten zum Nachteil des Betroffenen verwendbar. Al-
lerdings besteht die Möglichkeit, daß genetische 
Daten, insbesondere wenn es sich auch um Infor-
mationen über Anfälligkeiten oder später ausbre-
chende Krankheiten handelt, mehr schutzwürdige 
Belange ihres Trägers berühren, als das bei bisheri-
gen Gesundheitsdaten der Fall war. Ob diese gene-
tischen Daten durch das bestehende Instrumenta-
rium des Datenschutzes ausreichend vor miß-
bräuchlicher Verwendung geschützt sind oder ob 
hier zusätzliche Maßnahmen erforderlich sind, ist 
fraglich. 

6.2.3.1.3 Bewertungen und Empfehlungen 
zur genetischen Beratung 
und pränatalen Diagnostik 

Bei der genetischen Beratung geht es um die Fest-
stellung, ob für bestimmte Personen ein Risiko für 
eine genetisch bedingte Krankheit oder Fehlbil-
dung vorliegt oder nicht, sowie um Informationen 
über den Verlauf der möglichen Erbkrankeit. Die 
Mehrheit der Ratsuchenden sind Eltern, die wissen 
möchten, ob ihr ungeborenes Kind gesund oder 
krank sein wird. Falls sich im Verlauf der Beratung 
der Verdacht einer Erbkrankheit für das Kind er-
gibt, weist der ratgebende Arzt auf die Möglichkeit 
einer pränatalen Diagnose hin. 

Anstelle der Wahrscheinlichkeitsaussagen nach 
den Mendelschen Gesetzen und einer Familienun

-

tersuchung können bereits heute verschiedene 

35) Simitis et al., 1981, § 22 Rdnr. 68 
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Analyseverfahren, z. B. Genomanalyse auf der Gen

-

produktebene, eingesetzt werden, um eine genauere 
Diagnose von Erbkrankheiten zu erhalten. Die Ein-
führung genetischer Analyseverfahren auf der 
DNA-Ebene werden die Möglichkeiten der pränata-
len Diagnose im bezug auf die Anzahl der diagnosti-
zierbaren Krankheiten und die Genauigkeit der 
Diagnosen schließlich ausweiten. Damit kommen 
auch erhöhte qualitative und quantitative Anforde-
rungen auf die Genetischen Beratungsstellen zu. 

Nach der pränatalen Diagnose einer schweren Erb-
krankheit stellt sich für die Eltern und den beraten-
den Arzt die Frage, ob aufgrund der sogenannten 
„kindlichen" Indikation nach § 218 a, Abs. 2, Nr. 1 
StGB ein Schwangerschaftsabbruch durchgeführt 
werden soll oder nicht. Eine Ausweitung des Poten-
tials der pränatalen Diagnostik durch die Verfahren 
auf der DNA-Ebene wird die Anzahl dieser Ent-
scheidungsfälle vermehren. 

Diese Entwicklung der pränatalen Diagnose wird 
die Diskussion um die rechtliche Regelung der Ab-
treibungen unter der kindlichen Indikation neu be-
leben. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, daß 
Abtreibungen nach der kindlichen Indikation nur 
einen sehr geringen Anteil an der Gesamtzahl der 
statistisch erfaßten Abtreibungen haben. Die über-
wiegende Anzahl aller Abtreibungen erfolgt inner-
halb der ersten 12 Wochen nach der Empfängnis 
aufgrund sozialer Indikation (s. 6.2.3.1.2). 

Bewertung und Stellungnahme 

Die Einführung genetischer Analysen auf der DNA

-

Ebene in die pränatale Diagnostik bringt Vorteile 
für die genetische Beratung und pränatale Diagno-
stik. So wird beispielsweise die höhere Genauigkeit 
der modernen Genomanalyseverfahren dazu beitra-
gen, Abtreibungen gesunder Kinder nach der kind-
lichen Indikation zu verhindern, die bisher in Ein-
zelfällen stattfanden, nur weil der Verdacht einer 
schweren Erbkrankheit bestand. Auch können El-
tern aus Risikofamilien entlastet werden, die bisher 
bis zur Geburt ihres Kindes einer schweren psychi-
schen Beanspruchung ausgesetzt waren. 

Eine Reihe von schweren, unheilbaren genetischen 
Defekten, die bis heute einer pränatalen Diagnose 
nicht zugänglich waren, werden durch genetische 
Analyseverfahren auf der DNA-Ebene diagnosti-
zierbar. Bei festgestellten, therapierbaren Erb-
krankheiten kann frühzeitig mit der Behandlung 
begonnen werden. Die gentechnischen Analysever-
fahren in Verbindung mit den modernen Verfahren 
der Zellentnahme bieten darüber hinaus die Mög-
lichkeit, die Entscheidung über einen Schwanger-
schaftsabbruch auf einen frühen Zeitpunkt der 
Embryonalentwicklung zu verlegen. 

Die Einführung der gentechnischen Analyseverfah-
ren in die pränatale Diagnostik ist mit keinen 
neuen gesundheitlichen Risiken für den Embryo 
oder die Mutter verbunden. Allerdings bleiben die 
schon erwähnten Risiken bei der Zellentnahme für 
die pränatale Diagnose mittels Amniozentese oder 
Chorionbiopsie (s. 6.2.3.1.1) für Embryo und Mutter 
erhalten. 

Genetische Analysen auf der DNA-Ebene werden 
auch neue Probleme verursachen und alte Pro-
bleme der genetischen Beratung und pränatalen 
Diagnostik verschärfen. Diese Probleme sind bei 
der Bewertung der neuen Genomanalyseverfahren 
ebenfalls zu bedenken. 

Künftig werden nicht mehr nur schwere und 
schwerste Erbkrankheiten und Fehlbildungen, son-
dern immer mehr auch spät ausbrechende, erblich 
bedingte Krankheiten, bei denen die Betroffenen 
jahrzehntelang gesund sein können, diagnostizier

-

bar sein, bis hin zu genetisch mitbedingten Krank-
heitsrisiken, die nur unter besonderen Umständen 
zur Krankheit werden. Ebenso werden genetisch 
bedingte Eigenschaften pränatal diagnostizierbar 
sein, die keinen Krankheitswert haben. 

Die pränatale Erhebung und Sammlung dieser Da-
ten kann zu einer Beschränkung der Entschei-
dungsfreiheit des betroffenen Kindes über die 
Kenntnis seines genetisch bedingten Schicksals 
führen. Weiterhin kann die Gefahr des Mißbrauchs 
der pränatalen Diagnostik vergrößert werden, bei-
spielsweise dann, wenn die mit den modernen Tech-
niken ermöglichte frühzeitige Kenntnis genetisch 
bedingter Eigenschaften ohne bedeutsamen Krank-
heitswert, die aber vielleicht nicht gewünscht wer-
den, vor der 12. Schwangerschaftswoche zur Abtrei-
bung unter dem Deckmantel der „sozialen" Indika-
tion genutzt wird. 

Auch könnten die erweiterten Möglichkeiten der 
pränatalen Diagnostik eine gezielte Abtreibungs-
strategie zur Aussonderung von Embryonen ermög-
lichen, die Träger einer genetisch bedingten Behin-
derung sind. Schon die Erörterung der Möglichkeit, 
genetisch bedingte Behinderungen durch gezielte 
Abtreibungspraxis zu verhindern, könnte das müh-
sam erreichte Maß an Toleranz in unserer Gesell-
schaft gegenüber Behinderten wieder mindern. El-
tern, die sich dafür entscheiden, daß ein behinder-
tes Kind zur Welt kommt, könnten künftig unter 
einen verschärften Rechtfertigungsdruck geraten. 

Die Kommission befürwortet grundsätzlich geneti-
sche Beratung und pränatale Diagnostik als medizi-
nische Verfahren zur Linderung und Vermeidung 
menschlichen Leids, das durch schwere Erbkrank-
heiten entstehen kann. Die Feststellung einer Indi-
kation zum Schwangerschaftsabbruch soll aber 
auch in Zukunft unter Beachtung der durch § 218 a 
StGB gezogenen Grenzen erfolgen. 

Die Kommission betrachtet die Entwicklung und 
Anwendung von DNA-Analyseverfahren in der prä-
natalen Diagnostik als eine nützliche Ausweitung 
des bisherigen Potentials der genetischen Beratung 
und pränatalen Diagnostik hinsichtlich Genauig-
keit der Diagnosen und Ausdehnung auf bisher 
nicht diagnostizierbare Erbkrankheiten. Die darge-
stellten Probleme und Bedenken können nach Auf-
fassung der Kommission durch geeignete Maßnah-
men vermindert werden. 

Empfehlungen 

1. Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bun-
destag, die Regierungen von Bund und Ländern 

 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 
	Drucksache 10/6775 

sowie die Standesorganisation der Ärzte aufzu-
fordern, durch geeignete Maßnahmen die Bera-
tungspraxis den erweiterten Möglichkeiten der 
genetischen Analyse anzupassen, die personelle 
und technische Kapazität sowie die Anzahl der 
Genetischen Beratungs- und Diagnosestellen zu 
vergrößern und die Qualifikation der Mitarbeiter 
in diesen Stellen — soweit erforderlich — zu ver-
bessern. Die heute geltenden Prinzipien der ge-
netischen Beratung sollen auch in Zukunft zur 
Anwendung kommen, insbesondere wenn die ge-
netische Analyse auf der DNA-Ebene in der prä-
natalen Diagnostik verstärkt genutzt wird. Im 
einzelnen wird empfohlen: 

— Zur Beratungspraxis 
1.1. Die Inanspruchnahme von genetischer 

Beratung und pränataler Diagnostik muß 
für die Eltern freiwillig bleiben. 

1.2. Es ist grundsätzlich sicherzustellen, daß 
die erweiterten Möglichkeiten der präna-
talen Diagnostik keine „eugenisch" be-
stimmte Abtreibungspraxis etablieren. Ei-
nem möglichen gesellschaftlichen Zwang 
zur Abtreibung von Embryonen, die nach-
weislich Träger eines genetischen De-
fekts sind, ist rechtzeitig entgegenzuwir-
ken. 

1.3. Der beratende Arzt hat die Aufgabe, im 
Gespräch mit den Eltern auf das Lebens-
recht des behinderten Kindes hinzuwei-
sen. Eine „direktive" Beratung darf in der 
Genetischen Beratungsstelle nicht statt-
finden. Der beratende Arzt darf auf den 
Ratsuchenden keinen Druck im Hinblick 
auf eine bestimmte Entscheidung, bei-
spielsweise für eine eventuelle Abtrei-
bung, ausüben. 

1.4. Eine „aktive" Beratung darf durch die Ge-
netische Beratungsstelle grundsätzlich 
nicht stattfinden. Der beratende Arzt soll 
nicht von sich aus potentielle Patienten 
aufsuchen. 

1.5. Die genetische Beratung sollte verpflich-
tende Voraussetzung für eine pränatale 
Diagnostik sein und einige Tage vor der 
Zellentnahme für die Durchführung einer 
pränatalen Diagnose erfolgen. Damit sol-
len den Eltern Informationen und Zeit ge-
geben werden, das Risiko der Zellent-
nahme für Embryo und Mutter und den 
möglichen Entscheidungskonflikt nach 
der Erhebung der genetischen Daten zu 
überdenken. 

— Zur Beratungskapazität und Qualifikation 
1.6. Die genetische Beratung und die Integra-

tion der Diagnoseergebnisse in die Bera-
tung hat durch einen Arzt zu erfolgen. Die 
Erstellung der genetischen Diagnose hat 
in humangenetischen Instituten zu erfol-
gen. 

1.7. Die Genetische Beratungsstelle sollte in 
engem Kontakt mit einem Klinikum ar-
beiten, um differential-diagnostische Auf-
gaben lösen zu können. Denn oftmals 

kommen Ratsuchende mit nicht oder 
nicht nur genetisch bedingten Fehlbildun-
gen oder Krankheiten in die genetische 
Beratungsstelle, da sie diese Leiden für 
erblich halten. Deshalb ist grundsätzlich 
bereits an die differential-diagnostischen 
Kenntnisse des ärztlichen Leiters der Ge-
netischen Beratungsstelle eine hohe An-
forderung zu stellen. 

1.8. Die genetische Beratungsstelle sollte — 
sofern sie nicht bereits interdisziplinär 
besetzt ist — in engem Kontakt mit einer 
Sozialfürsorgestelle arbeiten, um im Kon-
fliktfall den Ratsuchenden über die sozia-
len Folgen seiner möglichen Entscheidun-
gen beraten zu können. 

2. Die Kommission empfiehlt dem Deutschen 
Bundestag, die Standesorganisationen der 
Ärzte aufzufordern, unter Beteiligung ver-
schiedener ärztlicher Disziplinen, Vertretern 
der Selbsthilfegruppen von Patienten mit 
Erbkrankheiten und Vertretern gesellschaftli-
cher Gruppen einen empfehlenden Katalog 
von Kriterien zu erarbeiten, der dem beraten-
den Arzt als Entscheidungshilfe dient, welche 
genetisch bedingten Eigenschaften diagnosti-
ziert werden sollen. 
Um zu verhindern, daß beliebige genetische 
Daten als verdeckte Motivation für einen 
Schwangerschaftsabbruch nach der sozialen 
Indikation mißbraucht werden, empfiehlt die 
Kommission, daß seitens der Standesorgani-
sationen der Ärzte festgelegt wird, daß vor 
Ablauf der 12. Schwangerschaftswoche nur 
solche bei einer pränatalen Diagnose gewon-
nenen genetischen Daten an die Eltern wei-
tergegeben werden, die eine schwere nicht be-
handelbare Krankheit anzeigen 36).  

3. Die Kommission empfiehlt dem Deutschen 
Bundestag, sicherzustellen, daß die daten-
schutzrechtlichen Regelungen den bei der ge-
netischen Beratung und pränatalen Diagno-
stik erhobenen genetischen Daten einen aus-
reichenden Schutz bieten. 

Sondervotum 

zur genetischen Beratung und pränatalen Diagno-
stik 

von Prof. Dr. J. Reiter 

Der pränatalen Diagnostik (auch auf DNA-Ebene) 
kann nur bedingt zugestimmt werden. Folgende Er-
wägungen sind dafür maßgebend: Die pränatale 
Diagnostik ist als Methode ethisch neutral; sie par-
tizipiert aber im Einzelfall an der sittlichen Legiti-
mität bzw. Illegitimität des Zieles, zu dessen Errei-
chung sie eingesetzt wird. Ihre faktische Ambiva-

36) Eine Minderheit der Kommission empfiehlt den Stan-
desorganisationen der Ärzte, die Möglichkeit einer 
Ausgrenzung genetischer Daten zu prüfen, die erst 
nach der 12. Schwangerschaftswoche an die Eltern 
weitergegeben werden dürfen. 
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lenz wird dadurch offenkundig, daß sie nicht nur 
angewandt wird, um zu helfen, sondern auch, um zu 
töten. 

Vom ethischen Standpunkt aus wird die pränatale 
Diagnostik bejaht, wenn sie dazu dient und unter 
der alleinigen Zielsetzung durchgeführt wird, 

— grundlos besorgte Eltern zu beruhigen; 

— Risikopatientinnen, die früher bis zur Geburt ih-
res Kindes in Angst leben mußten, zu entla-
sten; 

— Eltern auf die schwierige Aufgabe vorzuberei-
ten, daß sie ein krankes oder behindertes Kind 
erhalten; 

— eine Therapie zu entwickeln bzw. weiterzuent-
wickeln. 

Vom gleichen ethischen Standpunkt aus wird die 
pränatale Diagnostik abgelehnt, wenn sie mit dem 
Ziel der Abtreibung des geschädigten Fetus durch-
geführt wird. In der Praxis ist der Schwanger-
schaftsabbruch fast von selbst eine Folge der prä-
natalen Diagnostik. So zielt die pränatale Diagno-
stik faktisch auf die Entscheidung über Leben oder 
Tod des erwarteten Kindes ab. Schwangerschafts-
abbruch kann aber nicht die normale und automati-
sche Lösung eines genetischen Problems sein. Ge-
netische Schädigung eines Kindes rechtfertigt nie-
mals dessen Tötung: Auch da, wo diese Überzeu-
gung vielleicht nicht geteilt wird, besteht Überein-
stimmung, daß man nach der Geburt ein Kind nicht 
töten darf, weil es krank ist. Warum sollte man es 
vor der Geburt im 6. Monat töten dürfen? Der Le-
bensschutz ist so unbedingt und umfassend, daß er 
keine durch „Qualitätsminderung" bedingte Abstu-
fung zuläßt. 

6.2.3.2 • Neugeborenen -Screening 

6.2.3.2.1 Derzeitige Methoden und Stand der Praxis 

Mit dem Wort „Screening" werden Suchtests oder 
Reihenuntersuchungen bezeichnet. Bei einem sol-
chen Verfahren werden alle Mitglieder einer Grup-
pe, beim Neugeborenen-Screening alle neugebore-
nen Kinder, auf ein genetisches Merkmal hin unter-
sucht. Es wird also nicht abgewartet, ob bei einzel-
nen Patienten Symptome auftreten, um dann diese 
Patienten einer eingehenden Diagnostik zu unter-
ziehen. 

Derartige Screeningprogramme wurden zuerst in 
den USA durchgeführt. In der Bundesrepublik 
Deutschland wird ein genetisches Screening an 
Neugeborenen für vier angeborene Stoffwechselde-
fekte bzw. Entwicklungsstörungen durchgeführt. 
Diese sind Phenylketonurie, Galaktosämie, Hypo-
thyreose und Mukoviszidose. 

Einen Überblick über Screening-Programme in 
verschiedenen Ländern gibt die Tabelle 6-3: 37) 

37) van den Daele, 1985, S. 95 

Insgesamt wurden durch Screenings im Zeitraum 
von 1976 bis 1981 71-99 % aller Neugeborenen er-
faßt 38). Die dabei erkannten Schäden verteilten sich 
wie folgt: 

Phenylketonurie 	525 
Galaktosämie 	 34 
Hypothyreose (nur 1981) 	161 

Das Screening nach Hypothyreose wird durch die 
Krankenkassen, die übrigen werden durch Sonder-
programme der Bundesländer finanziert. 

Für die Aufnahme einer Krankheit in ein Screen-
ing-Programm wird auf die Erfüllung folgender Kri-
terien abgestellt 39): 

die Krankheit kann wirksam behandelt wer-
den, 

das Vor- oder Frühstadium dieser Krankheit ist 
durch diagnostische Maßnahmen erfaßbar, 

die Krankheitszeichen sind medizinisch-tech-
nisch genügend eindeutig zu erfassen, 

genügend Ärzte und Einrichtungen sind vorhan-
den, um die aufgefundenen Verdachtsfälle ein-
gehend zu diagnostizieren und zu behandeln. 

Diese Voraussetzungen werden erfüllt z. B. bei der 
Phenylketonurie und der Hypothyreose, die beide 
behandelbar sind, so daß sich das betroffene Kind 
normal entwickelt. Diese Krankheiten führen dage-
gen bei Nichtbehandlung zu schwerer geistiger Re-
tardierung. 

Anders ist die Situation bei dem nur noch selten 
durchgeführten Screening nach der häufigsten 
Stoffwechselerkrankung, der Mukoviszidose, die 
mit einer Frequenz von 1 : 2000 auftritt. Es handelt 
sich dabei um eine unbehandelbare Krankheit, die 
immer zum Tod bis zum 20. Lebensjahr führt. Die 
frühzeitige Diagnose dieser Erkrankung soll Vor-
teile für die Reaktion auf später auftretende Sym-
ptome bieten. 

Die Screeningtests auf Phenylketonurie, Galaktosä-
mie und Hypothyreose werden auf Grund von Blut-
proben durchgeführt, die den Neugeborenen in den 
ersten Lebenstagen entnommen werden. Die Muko-
viszidose wird durch Untersuchung des Mekoniums 
diagnostiziert 40). 

Die Suchtests werden in der Regel im Rahmen der 
allgemeinen Untersuchung von Neugeborenen in 
Frauenkliniken bzw. den entsprechenden Stationen 
allgemeiner Krankenhäuser durchgeführt. 

Die Untersuchung ist nur zulässig, wenn eine Ein-
willigung der Eltern vorliegt. Allerdings wird übli-
cherweise keine ausdrückliche Zustimmung ver-
langt, sondern es wird davon ausgegangen, daß die 
allgemeine Einwilligung der Schwangeren in Dia-
gnosemaßnahmen an ihrem zukünftigen Kind auch 
derartige Screenings erfaßt. 

38) Bickel, 1983, S. 323-327 
39) vgl. § 181 a RVO 
40) Mekonium = der während der Schwangerschaft gebil-

dete Stuhl des Kindes 
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Tabelle 6-3 

Neugeborenen-Screening in verschiedenen Ländern 

Krankheit/ 
Defekt Folgen/Symptome Häufigkeit 

1 Fall auf: 
Behandlung/ 
Vorbeugung 

Durchgeführt in (u. a.): 
Bemerkungen 

Phenylketonurie 
(PKU) 

geistige Entwick

-

lungsstörung im 
10 000-15 000 vorbeugende Diät fast allen Staaten, 

Bundesrepublik 
Säuglingsalter Deutschland 

Ahornsirupkrank- Atemlähmung, Tod ca. 200 000 vorbeugende Diät vielen Staaten, in 
heit in den ersten Wo

-

chen 
der Bundesrepublik 
Deutschland inzwi-
schen eingestellt 

Galaktosämie geistige Entwick

-

lungsstörungen, Le

-

berschäden 

75 000 vorbeugende Diät vielen Staaten, Bun-
desrepublik Deutsch-
land 

Hypothyreose 
(Schilddrüsenun- 

geistige Entwick

-

lungsstörung (Kreti- 
4 000 Hormonbehandlung vielen Staaten, Bun-

desrepublik Deutsch- 
terfunktion) nismus) land 

Mukoviszidose 
(zystische 

Magen-, Darm- und 
Lungenerkrankun- 

2 000 keine Vorbeugung, 
symptomatische Be- 

Bundesrepublik 
Deutschland 

Fibrose) gen handlung 

Homozystinurie geistige Entwick

-

lungsstörung, Gefäß

-

erkrankung 

ca. 200 000 vorbeugende Diät 13 US-Staaten, Nord-
rhein-Westfalen 

Tyrosinämie Leberschäden nicht bestimmt vorbeugende Diät 6 US-Staaten 

Sichelzellanämie Blutkrankheit, 
Thrombosen, oft Tod 

800 (schwarze 
US-Bevölke- 

keine Vorbeugung, 
symptomatische Be- 

New York, in weite
-

ren 16 US-Staaten 
mit 10-30 Jahren rung) handlung gesetzlich vorgese-

hen (bei 10 auf An-
trag), Durchführung 
ist fraglich 

α1-Antitrypsin- Anfälligkeit für Le- 1 700-5 000 Vermeidung von Schweden 
mangel berzirrhose (Kinder) 

und Lungenkrank-
heiten (Erwachsene) 

Schadstoffbelastung 

Auch im Rahmen von Neugeborenen-Screenings 
können in Zukunft gentechnische Genomanalyse-
verfahren eingesetzt werden, um genetische Stö-
rungen zu diagnostizieren. Dadurch kann die Zahl 
der untersuchten Merkmale ausgeweitet werden. 

Derzeit ist die DNA-Diagnostik gegenüber her-
kömmlichen Methoden relativ aufwendig, es wird 
jedoch eine Änderung erwartet, wenn sich DNA

-

Analysen maschinell durchführen lassen, wozu 
man gegenwärtig versucht, die erforderlichen Ge-
räte zu konstruieren. 

6.2.3.2.2 Mögliche Auswirkungen der Anwendung 
gentechnischer Analyseverfahren 

Die Ausweitung der Diagnosemöglichkeiten durch 
DNA-Analysen wirft einige ungelöste Fragen auf. 
Zum einen ist problematisch, ob in Zukunft auch 
unbehandelbare oder spät ausbrechende Krankhei-
ten in Screening-Programme aufgenommen werden 
sollen, wenn ein entsprechendes Testverfahren zur 
Verfügung steht. Zum anderen stellt sich die Frage, 
ob die Teilnahme an Screenings weiterhin freiwillig 

bleiben soll. Schließlich kann die Erhebung einer 
großen Zahl genetischer Daten problematisch sein. 

Fraglich ist, ob die sich aus einer frühzeitigen Dia-
gnose ergebenden Präventionsmöglichkeiten eine 
Ausdehnung des Screenings auf unbehandelbare 
bzw. spät ausbrechende Krankheiten rechtfertigen 
können. 

In beiden Fällen besteht die Möglichkeit einer ge-
netischen Beratung der Mutter, um weitere derartig 
erkrankte Kinder zu verhindern. Ein Beispiel dafür 
ist die Duchennesche Muskeldystrophie, eine nicht 
behandelbare Erkrankung, die teilweise erst im 
dritten oder vierten Lebensjahr des Kindes zu er-
sten Symptomen führt. Bis dahin kann die Mutter 
erneut schwanger sein. Es besteht bei den Müttern 
solcher erkrankter Kinder das Risiko, daß 50 % ih-
rer männlichen Nachkommen mit dieser Krankheit 
geboren werden. Die Erkrankung tritt mit einer 
Häufigkeit von 1 : 2000 (männlich) auf 41). Es wird 
geschätzt, daß man durch ein Screening aller Neu- 

41) Stanbury et al., 1983, S. 29 
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geborenen und anschließende genetische Beratung 
der Mutter pro Jahr sieben bis acht neue Fälle von 
Muskeldystrophie vermeiden könnte 42). Bei erst 
spät ausbrechenden Krankheiten (z. B. Chorea 
Huntington) oder Unverträglichkeiten und Aller-
gien werden genetische Informationen erzeugt, die 
für Betroffene möglicherweise erst im Erwachse-
nenalter relevant sind. Ob diese dann die Möglich-
keiten einer Prävention oder vorausschauenden Le-
bensplanung nutzen können, oder ob das Wissen 
um eigene genetische Defekte zur Belastung wird, 
ist bei Erhebung der Daten noch nicht feststellbar. 

Der Betroffene ist in diesen Fällen für sein weiteres 
Leben mit Informationen versehen, die ihm ohne 
seine eigene Einwilligung aufgezwungen wurden. 
Andererseits ist die Kenntnis solcher genetischer 
Anlagen erforderlich, damit der Betroffene über-
haupt die Möglichkeit hat, z. B. bei bestimmten An-
fälligkeiten in seiner Lebensführung präventive 
Maßnahmen zu ergreifen oder wegen der Möglich-
keit einer Weitervererbung auf Kinder zu verzich-
ten. Ob diese Präventionsmöglichkeiten eine Unter-
suchung ohne Einwilligung des eigentlich Betroffe-
nen rechtfertigen können, ist fraglich. Zu beachten 
ist aber, daß bei vielen Maßnahmen, die auch auf 
das spätere Leben des Kindes Auswirkungen haben 
können, die Einwilligung der Eltern ausreichend ist. 
Zu nennen sind hier die Entscheidung über die 
Durchführung risikoreicher Operationen, über den 
Besuch bestimmter Schulen oder Ausbildungsstät-
ten. Auch hier können sich nachteilige Auswirkun-
gen im späteren Leben des Kindes ergeben. Zwar 
hat sich die Ausübung der elterlichen Sorge am 
Kindeswohl zu orientieren, letzteres ist aber kein 
genau definierbarer Begriff, so daß den Eltern ein 
gewisser Entscheidungsspielraum bleibt. Daher 
könnte es auch im Falle eines Screenings nach un-
behandelbaren Krankheiten genügen, daß die Inter-
essen des Kindes durch die Eltern wahrgenommen 
werden. 

Ein weiteres Problem ergibt sich aus der Frage, ob 
die Teilnahme am Neugeborenenscreening weiter-
hin unter dem Prinzip der Freiwilligkeit stehen 
soll. 

Beispiele für die Durchführung obligatorischer 
Screening-Programme gibt es aus dem Ausland 
(dort allerdings zum Schutz vor genetischen Risi-
ken für zukünftige Kinder). In den 70er Jahren war 
in den USA eine Teilnahme an einem Test nach 
dem Sichelzellenmerkmal Voraussetzung für den 
Schulbesuch, in Nord-Zypern ist der Test nach Tha-
lassämieträgermerkmalen gesetzliche Heiratsvor-
aussetzung 43).  

Eine Pflicht, Neugeborene auf bestimmte Krankhei-
ten hin untersuchen zu lassen, kann grundsätzlich 
durch den Gesetzgeber begründet werden. Bei the-
rapierbaren Erkrankungen dient der dazu erforder-
liche geringfügige Eingriff in die Körperintegrität 
dem Schutz des Kindes vor weiteren Schäden. Das 
gilt jedenfalls dort, wo sich gerade aus der präsym-
ptomatischen Diagnose Vorteile für eine Therapie 

42) Grimm, 1981 
43) World Health Organization, 1983  

ergeben. Ob allerdings die ausdrückliche Einfüh-
rung einer Teilnahmepflicht überhaupt erforderlich 
ist, ist zweifelhaft. Zum einen sind die Eltern schon 
nach geltendem Recht grundsätzlich verpflichtet, 
wegen ihrer Pflicht zur elterlichen Sorge dem Kind 
die erforderliche ärztliche Behandlung zukommen 
zu lassen. Kommen sie dieser Pflicht ohne vertret-
bare Gründe nicht nach, so kann das Vormund-
schaftsgericht die für das Kindeswohl erforderli-
chen Anordnungen treffen (§ 1666 BGB). Zum zwei-
ten spricht der hohe Erfassungsgrad, der derzeit 
durch die freiwilligen Screening-Programme er-
reicht wird, gegen die Notwendigkeit eines obligato-
rischen Screenings. 

Bei einem obligatorischen Screening nach unbe-
handelbaren Krankheiten träte dagegen der Schutz 
Dritter in den Vordergrund, etwa wenn die Untersu-
chung durchgeführt wird, um die Mutter vor einer 
weiteren Schwangerschaft genetisch beraten zu 
können. Untersuchungs- und Behandlungspflichten 
zum Schutz Dritter kennt das deutsche Recht nur 
in wenigen Ausnahmefällen, etwa nach dem Bun-
desseuchengesetz und dem Geschlechtskrankhei-
tengesetz. Hierbei sollen aber unmittelbare Gefah-
ren für Leib und Leben Dritter abgewandt werden. 
Nur dadurch kann ein Eingriff in die Körperintegri-
tät der Betroffenen gerechtfertigt werden. Ob unter 
diesen Voraussetzungen ein obligatorisches Scree-
ning nach unbehandelbaren Krankheiten zulässig 
wäre, ist fraglich. 

Schließlich stellt sich das Problem, ob der Schutz 
genetischer Daten, die bei einem Neugeborenen

-

screening erhoben werden können, mit bestehen-
den rechtlichen Mitteln ausreichend gewährleistet 
werden kann. Hinsichtlich der Frage, ob es sich bei 
genetischen Informationen um Daten einer neuen 
Qualität handelt, die zusätzlicher Schutzmaßnah-
men bedürfen, kann auf die Ausführungen unter 
6.2.3.1.2 verwiesen werden. Die Erhebung geneti-
scher Daten bei Neugeborenen weist aber noch zu-
sätzliche Probleme auf. 

Um im Erwachsenenalter für eine genetische Bera-
tung zur Verfügung zu stehen, müssen die beim 
Neugeborenen erhobenen Daten über viele Jahre 
gespeichert werden. Das gilt auch für behandelbare 
Krankheiten, wie z. B. die Phenylketonurie. Frauen, 
die als Kinder an dieser Erkrankung gelitten ha-
ben, laufen ein hohes Risiko, durch mütterliche 
Stoffwechselprodukte geschädigte Kinder zu be-
kommen. Dann sollte für eine genetische Beratung 
die frühere Diagnose noch gegenwärtig sein. Die 
Dokumentation der Daten würde ohne Einwilligung 
des eigentlich Betroffenen, nur mit Zustimmung 
seiner Eltern erfolgen müssen. Der Betroffene 
selbst wird dadurch vor vollendete Tatsachen hin-
sichtlich der Speicherung seiner Daten gestellt. 
Auch besteht die Möglichkeit, daß der Betroffene 
im Erwachsenenalter nichts von der Speicherung 
dieser Daten weiß oder die speichernde Stelle nicht 
kennt. Dadurch würde ihm die Ausübung der im 
BDSG vorgesehenen Auskunfts-, Berichtigungs-  
und Löschungsrechte unmöglich. Daher könnte hier 
eine Ergänzung der datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen erforderlich sein. 
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6.2.3.2.3 Bewertung und Empfehlungen zum Neuge-
borenen-Screening 

Bewertung und Stellungnahme 

1. Die Kommission vertritt die Auffassung, daß ein 
Screening von Neugeborenen nach schweren, 
früh ausbrechenden Erbkrankheiten, die behan-
delbar sind, wie Hypothyreose und Phenylketon-
urie (PKU), eine wertvolle Erweiterung des In-
strumentariums präventiver Gesundheitspolitik 
sind. Diese Einschätzung gilt ohne Einschrän-
kung für alle möglichen Untersuchungen an Neu-
geborenen, die der Frühdiagnose und vorbeugen-
den Behandlung von Krankheiten dienen. 

Eine unnötige Sammlung genetischer Daten von 
Neugeborenen ist allerdings auszuschließen. Sol-
che Daten werden ohne die persönliche Zustim-
mung der Betroffenen erhoben. Deshalb sollten 
sie nicht auf Vorrat, sondern nur dann erhoben 
werden, wenn dies aus präventiven Gründen not-
wendig ist und erst zu dem Zeitpunkt, zu dem sie 
auch präventiv genutzt werden können. 

An den Nachweis des präventiven Nutzens sind 
strenge Anforderungen zu stellen. Genetische 
Analysen an Neugeborenen sollten nicht durch-
geführt werden, wenn für eine wirksame Be-
handlung der Krankheit die klinische Diagnose 
nach Auftreten der ersten Symptome ausreicht. 
Entsprechendes gilt für ein Screening nach De-
fekten, z. B. α1-Antitrypsinmangel, G6-PD-Man-
gel (s. 6.2.3.3.2), die nur oder vor allem unter be-
stimmten Umweltbedingungen, wie Arzneimittel-
gaben, Rauchen oder Arbeitsstoffbelastungen zu 
Erkrankungen führen. Hier ist der präventive 
Nutzen bedingt und unbestimmt. Nach diesen 
Defekten sollte grundsätzlich erst dann gefahn-
det werden, wenn mit den entsprechenden Bela-
stungen gerechnet werden muß, also etwa wenn 
die Betroffenen anfangen zu rauchen, oder einen 
für sie besonders gefährlichen Beruf ergreifen 
wollen. Zu diesem Zeitpunkt sind die Betroffenen 
vielfach selbst in der Lage zu entscheiden, ob sie 
getestet werden wollen oder nicht. 

Ein Screening auf unbehandelbare Krankheiten 
ist grundsätzlich problematisch. Das untersuchte 
Kind verliert die Chance, bis zum Ausbruch der 
Krankheit wenigstens einige Jahre in einer un-
befangenen Umwelt ohne das Stigma des dro-
henden genetischen Verhängnisses aufwachsen 
zu können. 

Nach Ansicht der Kommission sollen die Belange 
des Kindes Vorrang haben vor dem Interesse der 
Eltern, rechtzeitig vor der Zeugung weiteren 
Nachwuchses über die genetisch bedingten Risi-
ken bei der Fortpflanzung informiert zu sein. 
Deshalb sollte auf ein Neugeborenen-Screening 
nach unbehandelbaren Krankheiten verzichtet 
werden. 

Ein Neugeborenen-Screening auf heterozygot-re-
zessive Erbkrankheiten ist abzulehnen, weil die 
betroffenen Personen in der Regel nicht selbst 
erkranken und deshalb eine Behandlung unnötig 
ist. 

2. Eine Rechtspflicht, seine Kinder nach unbehan-
delbaren Krankheiten untersuchen zu lassen, um 
Indexfälle für in der Familie bestehende geneti-
sche Risiken der Fortpflanzung zu identifizieren, 
ist wegen des überwiegenden Schutzinteresses 
des Kindes abzulehnen. Auch für behandelbare 
Krankheiten stellt sich die Frage nach einer 
Rechtspflicht zur Teilnahme am Neugeborenen

-

Screening nicht, solange die Wirksamkeit des be-
reits praktizierten regelmäßigen Screenings 
durch organisatorische Maßnahmen und Aufklä-
rung der Bevölkerung gesichert werden kann. 

3. Die beim Neugeborenen-Screening anfallenden 
genetischen Daten sind vor Mißbrauch zu schüt-
zen. Die Dokumentation der Daten ist den Eltern 
zu überlassen. Eine Sammlung genetischer Da-
ten in öffentlichen Registern oder Dateien wird 
abgelehnt. 

Empfehlungen 

1. Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bun-
destag, die Regierungen von Bund und Ländern 
aufzufordern, in Zusammenarbeit mit den Stan-
desorganisationen der Ärzte einen Katalog von 
früh diagnostizierbaren und vorbeugend behan-
delbaren Erbkrankheiten zu erstellen, nach de-
nen das Neugeborenen-Screening durchgeführt 
werden soll. Dabei sollte auch geprüft werden, ob 
die in den sog. „Kinderrichtlinien" 44) vorgesehe-
nen Früherkennungsmaßnahmen den von der 
Kommission entwickelten Grundsätzen für ein 
Neugeborenen-Screening genügen. 

Der Krankheitenkatalog für das Neugeborenen-
Screening ist von Zeit zu Zeit an die fortschrei-
tenden medizinischen und technischen Erkennt-
nisse anzupassen. Das Screening nach den im 
Katalog aufgeführten Krankheiten sollte durch 
die Krankenkassen oder besondere Programme 
der Bundesländer finanziert werden. 

Durch geeignete Maßnahmen soll die Aufklärung 
und Entscheidungsfreiheit der Eltern zum Neu-
geborenen-Screening sichergestellt werden. 

2. Dem Deutschen Bundestag wird empfohlen, si-
cherzustellen, daß die datenschutzrechtlichen 
Regelungen den beim Neugeborenen-Screening 
erhobenen Daten einen ausreichenden Schutz 
bieten. 

6.2.3.3 Öko- und Pharmakogenetik 

6.2.3.3.1 Gegenstandsbereich und Konzept der Öko-
genetik 

Die Ökogenetik beschäftigt sich mit den unter-
schiedlichen, genetisch bedingten Reaktionsweisen 
des menschlichen Organismus auf physikalische, 
chemische, biologische, psychologische und soziale 

44) Richtlinien des Bundesausschusses der Ärzte und 
Krankenkassen über die Früherkennung von Krank-
heiten bei Kindern bis zur Vollendung des 4. Lebens-
jahres, Beilage zum BAnz vom 11.11. 1976, Nr. 28, 
S. 5 ff. und Beilage zum BAnz vom 1.2. 1980, Nr. 22 a, 
S. 18 ff. 
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Tabelle 6-4 

Genetisch bedingte individuelle Reaktionsweisen auf exogene Faktoren 

Bezeichnung der 
Varianz bzw. des 
Polymorphismus 

Varianz 
der Gene 

für 

Dia

-

gnose

-

methode 

Auslösende 
exogene Faktoren 

Reaktion des 
Organismus, 
Symptome 

Häufigkeits

-

verteilung 
(Population, 

Erdbevölkerung) 

Referenz 

Glucose-6
-Phosphat 

Dehydro

-

genasemangel 
(Favismus) 

Glucose-6

-

phosphat

-

Dehydro

-

genase 

Gen

-

pro

-

dukt 

Acetanilid, 
Sulfonamide, 
Primaquin, 
Saubohne 
(Vicia faba) 

hämolytische 
Anämien, 
„Favismus" 

viele Varian

-

ten mit unter

-

schiedlicher 
Häufigkeit 

Dubbels, 
1984 

a i-Antitrypsin

-

defizienz 
ai-Antitrypsin Gen

-

pro

-

dukt 
DNA

-

Sonde 

Smog, Abgase, 
Zigaretten

-

rauch 

Aufhebung des 
Elastase-Anta

-

gonismus, 
chronisches 
Emphysem, 
Lungeninsuffi-
zienz 

3% der Popula

-

tion 
Stanbury 
et al., 
1983 

Lactose

-

intoleranz 
Lactase Gen

-

pro

-

dukt 

Milchprodukte Diarrhoe 20% der 
Europäer 
80% der 
Asiaten 
70% der 
Indianer 
75% der 
Afrikaner 

Agarwal, 
1984 

Alkohol

-

sensitivität 
Alkohol

-

Dehydro

-

genase (ADH) 
Aldehyd

-Dehydro-
genase (ALDH) 

Gen

-

pro

-

dukt 

Ethanol Herzrhyth

-

musstörungen, 
Leberschäden 

30-60 % unter 
asiatischen 
Populationen 

Agarwal, 
1984 

Acetylierungs

-

polymorphis

-

mus 

N-Acetyl
-Transferasen 

Gen

-

pro

-

dukt 

Isoniazid 
(INH), 
Sulfonamide, 
Naphthyla

-

mine 

erhöhtes Bla

-

senkrebsrisiko, 
Psychosen, 
Sehstörungen 
bei „langsa-
men" Acetylie-
rern; unbefrie-
digende Thera-
pie bei 
„schnellen" 
Acetylierern 

50% langsame 
Acetylierer 
bei West-
europäern 

Dubbels, 
1984 

Serum-Choli- 
nesterase- 
defizienz 

Serum 
(Pseudo)- 
Cholinesterase 

Gen- 
pro- 
dukt 

Succinyl- 
dicholin 
(Muskel- 
relaktans) 

um Faktor 200 
verlängerte Er

-

schlaffungszeit 
von Muskeln 

0,5 %o unter 
Europäern 

Passarge, 
1979, 
S. 94-96 

Paraoxon 
(E 600)-Entgif

-

tungspolymor

-

phismus 

Paraoxonase Gen

-

pro

-

dukt 

Organophos

-

phorsäure

-

ester, 
Parathion 
(E 605) 

Vergiftung bei 
Variante mit 
geringer En

-

zymaktivität 
(langsamer 
Abbau) 

70% der euro

-

päischen Be

-

völkerung 
langsame 
Abbauer 

Agarwal, 
1984 

Xeroderma 
pigmentosum 

DNA-Repara

-

tur-Enzym

-

System 

Gen

-

pro

-

dukt 
Phä

-

notyp 

UV-Licht 
chemische 
Mutagene 

Hauttumoren Vogel, 
Motuls-
ky, 1982, 
Ab

-schnitt 
5.1.6 
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noch Tabelle 6-4 

Bezeichnung der 
Varianz bzw. des 
Polymorphismus 

Varianz 
der Gene 

für 

Dia

-

gnose

-

methode 

Auslösende 
exogene Faktoren 

Reaktion des 
Organismus, 
Symptome 

Häufigkeits

-

verteilung 
(Population, 

Erdbevölkerung) 

Referenz 

Induktionspo

-

lymorphismus 
von mikro

-

somalen 
Enzymen 

Induktion von 
Aryl-Kohlen

-

wasserstoff 
Hydroxylasen 
(Cytochrom 
P-450) 

Gen

-

pro

-

dukt 

Aryl-Kohlen

-

wasserstoffe 
(Benzoanthra

-

zen, Phenace

-

tin, Dioxin) 

Induktion der 
Enzymsynthe

-

se; Entgiftung 
bei gleichzeiti-
ger Aktivie-
rung von Kar-
zinogenen 

Wolf, 
1986 

Apolipoprotein 
E (apo E)-Poly

-

morphismus 

Apolipoprotein 
E 

Gen

-

pro

-

dukt 
DNA

-

Sonde 

Ernährungs
-weise 

(Lipide) 

Hyper

-

lipidämie, 
Arterio- 
sklerose 

Uter-
mann, 
1979 

LDL-Rezeptor

-

defizienz 
Low Density 
Lipoprotein 
(LDL)-Rezep

-

tor 

Gen

-

pro

-

dukt 
DNA

-

Sonde 

erhöhte Chole

-

sterinkonzen

-

tration im Se

-

rum, Arterio-
sklerose 

0,2% der 
Population 

Ball, 
1985 

Umweltfaktoren. Die Reaktionsweisen variieren 
zwischen Individuen, Bevölkerungen und ethni-
schen Gruppen. Die zentrale Hypothese der Ökoge-
netik ist, daß das individuelle interne biochemische 
Milieu eines Organismus die Antwort auf einen ein-
wirkenden Umweltfaktor bestimmt 45). Die Variabi-
lität des Stoffwechsels ist bedingt durch genetische 
Polymorphismen bzw. Varianzen, die sich auf der 
Genproduktebene als qualitativ und quantitativ un-
terschiedliche Enzymaktivität ausprägen. Mit dem 
Auftreten eines Spektrums an Varianten kann bei-
spielsweise erklärt werden, warum nur ein gewisser 
Anteil der Bevölkerung oder nur bestimmte Indivi-
duen durch die Einwirkung bestimmter Substanzen 
oder Strahlen vorübergehend und dauerhaft ge-
schädigt werden, während andere Bevölkerungs-
gruppen die Fähigkeit haben, die Einwirkung sol-
cher Umweltfaktoren an den internen Stoffwechsel 
ohne physiologische Schädigung anzugleichen. 

Ein Teil der chemischen Substanzen, die durch den 
internen Metabolismus transformiert werden, sind 
Arzneimittel. In diesem Teilbereich der Ökogenetik 
— der Pharmakogenetik 46) — wurde zum ersten-
mal die Idee formuliert, daß „außergewöhnliche" 
Reaktionen auf Pharmaka genetisch bedingt sein 
könnten. 

Die wissenschaftlichen Methoden und Experimente 
zur Erfassung des ökogenetischen Polymorphismus 

45) Vogel, Motulsky, 1982, S. 259 
46) Der Terminus „Pharmakogenetik" wurde 1957 von Vo-

gel vorgeschlagen. (Vogel, Motulsky, 1982, S. 257) 

bewegen sich auf der Ebene des Phänotyps, des 
Genprodukts (Enzyme, Rezeptoren), der Enzymsyn-
these sowie auf der DNA-Ebene. Es ist zu erwarten, 
daß die biochemischen Diagnoseverfahren durch 
gentechnische DNA-Analysen in den nächsten Jah-
ren ergänzt bzw. substituiert werden; die Erfassung 
der genetischen Konstitution auf der Genprodukt

-

ebene mit Hilfe biochemischer Analyseverfahren 
machen derzeit den weitaus größten Anteil aus. 

Das Potential ökogenetischer Verfahren und die 
Bedeutung solcher Analysemethoden für die Erf as

-

sung  von Dispositionen für bestimmte Schädigun-
gen soll im folgenden an einigen Beispielen illu-
striert werden; weitere Anwendungsfälle finden 
sich in Tabelle 6-4. 

6.2.3.3.2 Anwendungsfälle der Öko- und Pharmako-
genetik 

Glucose-6-Phosphat-Dehydrogenase-Poly-
morphismus 

Die Glucose-6-Phosphat-Dehydrogenase (G-6-PD) 
katalysiert die Oxidation von Glucose-6-Phosphat in 
Gluconsäure-6-phosphat, ein essentieller Schritt des 
Kohlenhydratstoffwechsels. Von diesem Enzym 
konnten bisher mehr als 80 Varianten nachgewie-
sen werden, die durch Allele auf dem X-Chromosom 
kodiert werden. Eines dieser Allele führt zu einer 
G-6-PD-Defizienz. In betroffenen männlichen Be-
völkerungsgruppen zeigt das Enzym in roten Blut- 
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körperchen nur etwa 3 bis 4 % der Aktivität eines 
Bevölkerungsmittelwertes. In dieser Gruppe kön-
nen bei der Einnahme von Chinin, Sulfonamiden, 
Acetanilid aber auch nach dem Genuß von Sauboh-
nen (Vicia faba) hämolytische Anämien (Zerfall der 
roten Blutkörperchen) auftreten 47). 

ai-Antitrypsindefizienz 

ai-Antitrypsin ist ein Antagonist des Lungen-
enzyms Elastase. Es hemmt dessen Aktivität und 
sorgt unter anderem dafür, daß die Elastizität des 
Lungengewebes erhalten bleibt. Dieses Elastase-In-
hibitionssystem ist hochgradig polymorph; über 20 
phänotypisch unterscheidbare Varianten und zwölf 
Allele sind bekannt. Das Allel S oder Z im α1-Anti-
trypsingen führt zu einer auf etwa 15% reduzierten 
ai-Antitrypsin-Aktivität. Das Antitrypsin kann die 
ihm zugedachte regulierende Wirkung nicht mehr 
ausüben, und es kommt zu einer übergroßen Aktivi-
tät der Elastase und somit zum Verlust der Elastizi-
tät des Lungengewebes. Diese Defizienz führt zu 
einem Lungenemphysem. Die heterozygoten Trä-
ger der Allele S und Z sind prädisponiert für ein 
Lungenemphysem, wenn Smog oder Zigaretten-
rauch als auslösende Faktoren hinzukommen. Aber 
auch bei demselben Genotyp variieren die klini-
schen Auswirkungen beträchtlich. Das ai-Antitryp-
singen kann auf der DNA-Ebene identifiziert wer-
den und ist kloniert 48). 

Lactoseintoleranz 

Alle Säuglinge besitzen das Enzym Lactase, um den 
Milchzucker (Lactose) aus der Muttermilch resor-
bieren zu können. In den meisten menschlichen Po-
pulationen, so bei Indianern, Asiaten und Afrika-
nern wird das Enzym nach dem Stillen nicht mehr 
synthetisiert, so daß die Erwachsenen lactoseintole-
rant werden. Diese Defizienz führt dazu, daß ältere 
Kinder und Erwachsene nach dem Genuß von 
Milchprodukten Durchfall bekommen. In den euro-
päischen Ländern mit Milchwirtschaft hat sich eine 
Mutation durchgesetzt, die dazu führt, daß die Lac-
tase ständig synthetisiert wird. 80 % der Europäer 
sind dadurch lactosetolerant 49). 

N-Acetyl-Transferase-Polymorphismus 

Das Enzym N-Acetyl-Transferase überträgt in einer 
Zweistufenreaktion die Acetylgruppe der aktivier-
ten Essigsäure (Acetyl-CoA) auf aminierte zykli-
sche Kohlenwasserstoffe (Arylamine). Das ist z. B. 
ein Zwischenschritt in der Synthese des Neurohor-
mons Melatonin aus Serotonin. Durch die Übertra-
gung der Acetylgruppe werden die Arylamine akti-
viert und einem weiteren Metabolismus zugänglich. 
Bei Medikamenten wie dem Tuberkulostatikum 
Isoniazid, Hydralazin (blutdrucksenkend) und Sul-
fonamiden führt die Acetylierung zur Inaktivierung 
der therapeutischen Wirksamkeit. Bei karzinoge-
nen Arylaminen kann derselbe enzymatische 
Schritt möglicherweise zu einer Entgiftung beitra-
gen. 

47) Dubbels, 1984 
48) Stanbury, 1983; Kidd et al., 1984 
49) Vogel, Motulsky, 1982, S. 261 

Die N-Acetyl-Transferase liegt als polymorphes En-
zym vor. Genetisch können die beiden Gruppen 
„Schnell"- und „Langsam"-Acetylierer unterschie-
den werden. Bei Westeuropäern ist die Verteilung 
in der Bevölkerung etwa 50 : 50, bei Japanern und 
Chinesen gibt es nur 17 % ,,Langsam"-Acetylierer. 
Der genetisch bedingte Acetylatorstatus kann 
durch andere Faktoren wie z. B. Diät beeinflußt 
werden. „Langsam"-Acetylierer leiden stärker und 
signifikant häufiger an Nebenwirkungen bei einer 
Therapie mit den erwähnten Medikamenten, 
„Schnell"-Acetylierer wiederum können bestimmte 
Medikamente so schnell inaktivieren, daß der the-
rapeutische Effekt fraglich wird. 96 % der Blasen-
krebspatienten, die mit N-substituierten Arylsub-
stanzen gearbeitet hatten, gehören dem „langsa-
men" Typ an 50) 

Polymorphismus der Induktion von Aryl-
kohlenwasserstoff-Hydroxylasen 

Die Arylkohlenwasserstoff-Hydroxylasen katalysie-
ren die Hydroxylierung von zyklischen Kohlenwas-
serstoffen, z. B. den Übergang von Phenylalanin zu 
Tyrosin. Sie hydroxylieren jedoch auch körper-
fremde Stoffe wie z. B. das Medikament Phenazetin 
oder 2,3,7,8-Tetrachlorodibenzo-p-dioxin (TCDD). 
Diese Hydroxylierung kann von außen zugeführte 
chemische Substanzen entgiften; sie kann aber 
auch dazu beitragen, daß karzinogene aromatische 
Kohlenwasserstoffe metabolisch aktiviert werden 
und in der so aktivierten Form eine irreversible 
Bindung mit der DNA oder RNA eingehen. 

Ein Polymorphismus konnte nachgewiesen werden 
bei der Hydroxylase Cytochrom P-450. Der Poly-
morphismus erstreckt sich hier jedoch nicht nur 
auf die Enzymaktivität, sondern auch auf die unter-
schiedliche Induzierbarkeit der Enzymbiosynthese 
durch aromatische Kohlenwasserstoffe. So konnten 
für das Cytochrom-P-450-Gen drei Varianten der In-
duzierbarkeit der Transkription durch Dioxin nach-
gewiesen werden. Die DNA-Fragmente, die die ge-
netischen Kontrollelemente der Induktion (Promo-
toren) enthalten, sind isoliert 51 ).  

Polymorphismus im Lipidstoffwechsel 

Genetische Faktoren scheinen auch für den Lipid-
stoffwechsel eine wichtige Rolle zu spielen. Erhöhte 
Spiegel für das Low-Density-Lipoprotein (LDL) und 
erniedrigte Spiegel für das High-Density-Lipopro-
tein (HDL) erhöhen das Risiko für eine frühe Arte-
riosklerose. Der Hauptproteinbestandteil des LDL 
ist das Apolipoprotein E, welches einen phänotypi-
schen Polymorphismus zeigt 52). Liegt das Allel E II 
im homozygoten Zustand vor, ist eine notwendige 
Bedingung für die Entwicklung der Hyperlipidämie 
Typ 3 erfüllt. 

Ein Polymorphismus kann auch nachgewiesen wer-
den für einen LDL-Zelloberflächenrezeptor. Das 
Gen ist identifziert. Ein autosomal dominantes Al-
lel, welches mit einer Häufigkeit von 1 : 500 auftritt, 

50) Agarwal, 1984 
51) Wolf, 1986 
52) Cummings, Robertson, 1982 
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kodiert einen defekten Rezeptor. Bei den heterozy-
goten Trägern dieses Gens ist die Cholesterinauf-
nahme aus dem Serum reduziert. Daraus resultiert 
eine Hypercholesterolämie mit einem erhöhten Ri-
siko für ischämische Herzkrankheiten 53). 

6.2.3.3.3 Mögliche Auswirkungen und Probleme 
öko- und pharmakogenetischer Tests 

Die ökogenetische Diagnostik kann dazu eingesetzt 
werden, bei Kenntnis der genetischen Variation ei-
ner möglichen Schädigung vorzubeugen. Im Be-
reich der Pharmakogenetik kann das Wissen um 
die genetische Disposition eines Patienten zur Opti-
mierung einer Therapie beitragen, indem z. B. die 
Medikation auf den Acetylatorstatus abgestimmt 
wird. Überlegungen zum pharmakogenetischen Sta-
tus können auch eine Rolle spielen für den Export 
von Medikamenten in Länder, in denen der über-
wiegende Anteil der Bevölkerung einen anderen 
pharmakologisch relevanten Genotyp besitzt als die 
europäische Bevölkerung. Das entsprechende 
würde gelten für den Export von Milchprodukten in 
Länder mit überwiegend lactoseintoleranter Bevöl-
kerung. 

Die Feststellung einer Disposition für eine frühe 
Arteriosklerose erlaubt im Prinzip eine Prävention 
durch veränderte Lebens- und Ernährungsweise; 
im Falle einer α1-Antitrypsin-Defizienz könnte das 
den Verzicht auf Zigarettenkonsum oder die Wahl 
eines Smog- und abgasfreien Wohnortes bedeuten. 

Im Hinblick auf die Wahl des Arbeitsplatzes erlau-
ben die ökogenetischen Tests die Bestimmung des 
individuellen Risikos für eine spätere Schädigung 
durch Arbeitsstoffe, wie z. B. Organophosphorsäu-
reester oder aromatische Kohlenwasserstoffe (s. 
6.2.3.4). 

Mit Ausnahme einiger weniger genetischer Varia-
tionen, denen ein Krankheitswert zugesprochen 
werden kann, wie z. B. dem Xeroderma pigmentos-
um, kommt den meisten bisher bekannten Enzym-
Polymorphismen eine physiologische Multivalenz 
zu. Eine Reaktion, die sich bei der Exposition ge-
genüber einer chemischen Substanz als Entgiftung 
auswirken kann, kann gegenüber einer anderen 
Substanz Unwirksamkeit eines Medikamentes oder 
Aktivierung eines Karzinogens bedeuten. Die indi-
viduelle Disposition ist somit nur spezifisch für den 
jeweils auslösenden exogenen Faktor. Das Problem 
besteht darin, ab wann eine Variante in der geneti-
schen Konstitution so von einem Mittelwert ab-
weicht, daß von „Stoffwechselstörung", „Defizienz" 
oder „Krankheit" gesprochen werden kann. (Bei-
spiel: Lactasedefizienz). 

6.2.3.3.4 Bewertung und Empfehlungen zur Genom-
analyse im Rahmen der Öko- und Pharma-
kogenetik 

Bewertung und Stellungnahme 

Die Durchführung der Genomanalyse in der Phar

-

mako- und Ökogenetik ist nicht an bestimmte Al- 

53) Ball et al., 1985, S. 301 

ters- oder Berufsgruppen der Menschen gebunden, 
wie dies beim Neugeborenen-Screening, im Zusam-
menhang mit der genetischen Beratung oder als 
Teil von Einstellungsuntersuchungen bei Arbeit-
nehmern der Fall ist. In den beiden Disziplinen 
Pharmako- und Ökogenetik kann die Genomana-
lyse pränatal bis hin ins hohe Alter begründet ange-
wendet werden. 

Dieselbe Varianz eines bestimmten Gens kann in 
der Pharmakogenetik wie auch in der Ökogenetik 
von Bedeutung sein. Jedoch ist die Zielsetzung, mit 
der eine Varianz des Gens festgestellt wird, in bei-
den Fällen eine andere: In der Pharmakogenetik 
soll mittels der Genomanalyse die Verträglichkeit 
eines Medikaments präventiv erkundet werden, um 
bei bestehender therapiebedürftiger Krankheit 
mögliche Nebenwirkungen nach Verabreichung des 
Medikaments zu vermeiden, die aufgrund einer ent-
sprechenden genetischen Varianz zu erwarten sind. 
Die Genomanalyse im Rahmen der Pharmakogene-
tik, die der Auswahl eines für den einzelnen Patien-
ten geeigneten Medikaments dient, stellt demnach 
eine Bereicherung der Humanmedizin dar. 

In der Ökogenetik wird die Genomanalyse zumeist 
angewendet, um genetisch bedingte unzuträgliche 
Reaktionen auf Umweltfaktoren einschließlich von 
Nahrungsbestandteilen vorhersagen zu können. In 
diesem Anwendungsgebiet ist die Genomanalyse 
also bei den Vorsorgeuntersuchungen angesiedelt. 
Zum geringeren Prozentsatz wird sie jedoch auch 
eingesetzt, um Ursachen von bereits eingetretenen, 
den betroffenen Menschen beeinträchtigenden Re-
aktionen aufzufinden und somit den Weg für deren 
Vermeidung aufzuzeigen. 

Das Potential der Genomanalyse im Bereich der 
Ökogenetik nach Chancen und Risiken abzuwägen, 
ist weitaus schwieriger, da sie zumeist nicht in die 
Behandlung einer ausgebrochenen Krankheit ein-
gebunden ist, sondern die Befunde oft vorsorglich 
erhoben werden 54). Hier ist — zusätzlich zu dem 
präventivmedizinischen Aspekt — zu bedenken, 
daß die Erkenntnis über eine tatsächlich vorhan-
dene genetisch bedingte Disposition, auf bestimmte 
Umweltgegebenheiten schwächend oder krankma-
chend zu reagieren, das Leben des einzelnen und 
seiner Familie entscheidend verändern kann. Ob 
die Last des Wissens um eine derartige Reaktions-
möglichkeit mit möglichen Konsequenzen wie Ein-
halten von Diäten, Vermeidung von bestimmten 
Umwelten, den medizinischen Nutzen aufwiegt, 
wird oft schwer zu entscheiden sein. 

Einfach dagegen ist eine Entscheidung über die An-
wendung der Genomanalyse in der Ökogenetik im-
mer dann, wenn es sich bei dem Diagnoseverdacht 
um ein genetisch bedingtes Krankheitsbild handelt, 
bei dem der auslösende Umweltfaktor zu schweren 
und zum Teil irreversiblen Schädigungen führt, wie 
dies bei dem Xeroderma pigmentosum (Tabelle 
6-4) der Fall ist. 

54) Die Genomanalyse bei Arbeitnehmern, die ebenfalls 
zur Ökogenetik gehört, ist in 6.2.3.4 des Berichts geson-
dert behandelt. 
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Ebenfalls einfach wird die Entscheidung sein, einen 
Präventivtest nicht vorzunehmen, wenn es sich um 
leichte, dauerhaft den betroffenen Menschen nicht 
beeinträchtigende genetisch bedingte Reaktionen 
auf Umweltreize handelt. Doch wird es schwierig 
sein, mit der großen Gruppe der genetisch beding-
ten unterschiedlichen Reaktionsweisen des Men-
schen umzugehen, die sich zwischen diesen beiden 
Extrempositionen befinden, wie z. B. dem Mangel 
an bestimmten Lipidrezeptoren (LDL-Defizienz, Ta-
belle 6-4), die die Entstehung von Arteriosklerose 
begünstigt und dem mit lebenslanger Diät entge-
gengewirkt werden kann. 

Bei der Pharmakogenetik wie bei der Ökogenetik 
wird sich die Genomanalyse mit fortschreitender 
Aufklärung der Struktur des Genoms des Men-
schen und seiner Zuordnung zu bestimmten Funk-
tionen von der Gen-Produktebene auf die DNA

-

Ebene verlagern. Außerdem wird mit der Aufklä-
rung der Genom-Struktur und -funktion auch die 
Zahl der bekannten für die Pharmako- und Ökoge-
netik relevanten Gen-Varianzen schnell zunehmen. 

Neben diesen präventiven Chancen sollten jedoch 
die möglichen politischen und sozialen Ambivalen-
zen der Anwendung der Pharmako- und Ökogene-
tik nicht übersehen werden. Schon in der Wissen-
schaft besteht bisweilen die Tendenz, genetische 
Variationen und Dispositionen von Menschen, die 
nur unter sehr spezifischen Umweltbedingungen 
und nur mit Wahrscheinlichkeit zur Erkrankung 
führen oder überhaupt keinen Krankheitswert ha-
ben, vorschnell mit Anomalien, Defizienzen oder 
Defekten zu identifizieren. Solche Kennzeichnun-
gen könnten Ausgangspunkt genetischer Stigmati-
sierungen werden, die den Trägern gewisser geneti-
scher Varianten und Gruppen, bei denen diese Vari-
anten gehäuft auftreten, in ihrer Selbsteinschät-
zung und in der sozialen Bewertung den Makel des 
Nicht-Normalen, Überanfälligen oder minder Lei-
stungsfähigen anheften. 

Sozialpolitisch muß eine Fehlentwicklung vermie-
den werden, nach der Lebens- und Aufstiegschan-
cen in der Gesellschaft nach genetischen Kriterien 
vergeben werden. Die Enquete-Kommission befür-
wortet daher äußerste Zurückhaltung bei der Ein-
führung von genetischen Reihenuntersuchungen, 
die ganze Populationen nach genetischen Merkma-
len durchtesten. 

Es kommt darauf an, die beschriebenen Ambivalen-
zen auszuschließen, ohne den präventiven Nutzen 
pharmako- und ökogenetischer Tests zu verschen-
ken. Das läßt sich am ehesten erreichen, wenn man 
die Anwendung der Tests auf klare Indikationen 
und konkrete Gefährdungssituationen beschränkt 
und grundsätzlich davon absieht, die entsprechen-
den genetischen Informationen pauschal für ganze 
Bevölkerungen, ohne konkreten Anlaß und gleich-
sam auf Vorrat zu erheben. Für die Pharmakogene-
tik bedeutet dies beispielsweise, daß die präventi-
ven Tests nur im Bedarfsfall vor einer anstehenden 
Behandlung oder Narkose durchgeführt werden. 

Empfehlungen 

Durch die Pharmakogenetik wird der Medizin ein 
zusätzliches Rüstzeug zur Vermeidung von Thera-
piezwischenfällen, z. B. durch Vorhersage uner-
wünschter Nebenwirkungen, gegeben. Aus diesem 
Grunde empfiehlt die Kommission dem Deutschen 
Bundestag, die Regierungen von Bund und Län-
dern aufzufordern, die Grundlagenforschung zur 
Pharmakogenetik in klinischen und molekularbio-
logischen Laboratorien zu fördern und zu koordi-
nieren. Es wird für notwendig gehalten, in den zu-
ständigen Ministerien und forschungsfördernden 
Institutionen, wie z. B. der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft, entsprechende Forschungspro-
gramme einzurichten und gegebenenfalls zu inten-
sivieren sowie entsprechend zu fördern. Die beson-
dere Berücksichtigung der Genetik von Rezeptoren 
für Medikamente und von Enzymsystemen, die dem 
Abbau von Medikamenten dienen, scheint hierbei 
erforderlich. 

Es wird darüber hinaus vorgeschlagen, eine Korn-
mission zur Prüfung der Kosten-Nutzen-Relation 
pharmakogenetischer Tests zu beauftragen, um zu-
gleich die Möglichkeit zu prüfen, diese präventive 
Maßnahme bei besonderen Therapiekonzepten in 
den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenver-
sicherung übernehmen zu können. 

Bei der Genomanalyse im Bereich der Ökogenetik 
ist eine Forschungsförderung ebenfalls angezeigt, 
insbesondere bei bestimmten bisher unerklärlichen 
Phänomenen in der Medizin. Es wäre beispiels-
weise möglich, daß dem „plötzlichen Kindstod" in 
den ersten Wochen nach der Geburt, dem mögli-
cherweise eine bestimmte genetische Konstellation 
zugrunde liegt, bei entsprechendem Wissen präven-
tiv begegnet werden könnte. 

Im Zusammenwirken mit den Standesorganisatio-
nen der Ärzte und den Krankenversicherungen ist 
darüber hinaus zu prüfen, ob und für welche spe-
ziellen Bereiche (z. B. bei Reisen in andere Erdteile) 
freiwillige Tests zur Prävention gegenüber gene-
tisch bedingten Atopien, z. B. Allergien, durchführ-
bar sind. 

6.2.3.4 Genomanalysen an Arbeitnehmern 55) 

6.2.3.4.1 Derzeitige Praxis der Arbeitsmedizin und 
Möglichkeiten gentechnischer Analysever-
fahren 

In vielen Bereichen sowohl des öffentlichen 
Dienstes als auch der Privatwirtschaft werden Ar-
beitnehmer auf ihren Gesundheitszustand hin un-
tersucht. Das soll zum einen dem Schutz der Arbeit-
nehmer dienen, die an ihrem Arbeitsplatz bestimm-
ten Einwirkungen ausgesetzt sind oder sein wer-
den. Zum anderen soll im Interesse des Arbeitge-
bers festgestellt werden, ob ein Stellenbewerber ge-
sundheitlich den Anforderungen des Arbeitsplatzes 
genügt 56). Diese Untersuchungen können dazu bei-
tragen, bei Arbeitnehmern, die an ihrem Arbeits- 

55) Hier und im folgenden zählen dazu Arbeiter, Ange-
stellte und Beamte 

56) Kliesch et al., 1978, § 3, Anm. 7.7 
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platz bestimmten körperlichen Einwirkungen aus-
gesetzt sind, Berufskrankheiten zu vermeiden bzw. 
früh zu erkennen. Sie können aber auch über Nicht-
einstellung oder Verlust des Arbeitsplatzes ent-
scheiden. 

Praxis arbeitsmedizinischer Untersuchung 

Untersuchungen der gesundheitlichen Eignung von 
Bewerbern bei der Einstellung werden von 60 % al-
ler privaten Betriebe (90 % aller Großbetriebe, das 
sind Betriebe mit mehr als 2 000 Beschäftigten) rou-
tinemäßig durchgeführt 57). Im öffentlichen Dienst 
sind diese Untersuchungen der Regelfall. Die 
Durchführung der Untersuchungen obliegt norma-
lerweise dem nach § 2 Arbeitssicherheitsgesetz 
(ASiG) 58) zu bestellenden Betriebsarzt. Fehlt dieser 
oder ist die technische oder personelle Ausstattung 
der betriebsärztlichen Untersuchungsstelle für eine 
bestimmte Untersuchung nicht ausreichend, so wer-
den auch externe Ärzte bzw. Labors beauftragt. 

Der Umfang der jeweiligen Untersuchung ist ab-
hängig von der Art des Arbeitsplatzes und dem 
Zweck, zu dem sie durchgeführt wird. Zu unter-
scheiden sind die Untersuchungen im Rahmen ar-
beitsmedizinischer Vorsorgemaßnahmen sowie die 
vom Arbeitgeber verlangte Einstellungsuntersu-
chung zur Feststellung, ob der Arbeitnehmer in der 
Lage ist, seinen Arbeitsplatz anzutreten: 

a) Arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen 

Zahlreiche Gesetze, Tarifverträge und die Unfall-
verhütungsvorschriften der Berufsgenossenschaf-
ten sehen arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersu-
chungen vor 59). Danach sind für Arbeitnehmer, die 
an ihrem Arbeitsplatz bestimmten Einwirkungen 
ausgesetzt sind, bestimmte Untersuchungen vorge-
sehen. Die Arbeitgeber sind verpflichtet, an derarti-
gen Arbeitsplätzen nur Arbeitnehmer zu beschäfti-
gen, bei denen als Untersuchungsergebnis feststeht, 
daß keine gesundheitlichen Bedenken vom Arzt er-
hoben werden ß 0). Der Arbeitnehmer ist nicht ver-
pflichtet, an den Untersuchungen teilzunehmen, 
möglicherweise muß er dann aber ein berufsgenos-
senschaftliches Beschäftigungsverbot in Kauf neh-
men. 

Der Umfang der Untersuchungen kann in der Pra-
xis über das in den o. a. Vorschriften geforderte 
Mindestmaß hinausgehen. Das ergibt sich schon 
daraus, daß der Betriebsarzt unabhängig von diesen 
Vorschriften Arbeitsplätze auf ihre Gesundheitsver-
träglichkeit hin untersuchen (§ 3 ASiG) und dazu 
die erforderlichen Untersuchungen vornehmen 
muß. Welche zusätzlichen Vorsorgeuntersuchungen 
notwendig sind, entscheidet der Betriebsarzt nach 
Regeln und Erkenntnissen der Arbeitsmedizin. Die 
Teilnahme an einer solchen Untersuchung ist für 

57) Rosenbrock, 1982, S. 102 
58) v. 12. 12. 73, BGBl. I, S. 1885 
59) §§ 32 ff. JArbSchG, § 81 Abs. 2 SeemG; §§ 17 ff. ArbStoff-

VO; §§ 10 ff. DruckluftVO; §§ 42 ff. RöVO; §§ 67 ff. 
StrSchVO; § 7 BAT; §§ 2, 4 Unfallverhütungsvorschrift 
Arbeitsmedizinische Vorsorge VBG 100 

60) Kliesch et al., 1978, § 3 Anm. 7.9  

die Arbeitnehmer freiwillig. Lediglich in Ausnah-
mefällen könnte eine Weigerung gegen arbeitsver-
tragliche Treuepflichten des Arbeitnehmers versto-
ßen, nämlich wenn der Untersuchungseingriff mini-
mal ist und Konsequenzen für den betroffenen Ar-
beitnehmer mit Sicherheit ausgeschlossen sind 61 ). 

Vorsorgeuntersuchungen können bei der Einstel-
lung oder während des Arbeitsverhältnisses durch 
Rechtsvorschriften angeordnet bzw. erforderlich 
sein. Im Rahmen von Untersuchungen, die vor 
Eintritt in den Betrieb durchzuführen sind, werden 
die zur Feststellung bestehender Erkrankungen 
oder Anfälligkeiten erforderlichen Untersuchungen 
durchgeführt. 

In erster Linie dienen solche Untersuchungen dazu, 
bestehende Erkrankungen des Bewerbers rechtzei-
tig zu erkennen oder ihr Vorhandensein auszu-
schließen. Sie lassen auch Rückschlüsse auf erblich 
bedingte Stoffwechselbesonderheiten zu. Zum Teil 
erheben sie auch stoffwechselbedingte Risikofakto-
ren für zukünftige Erkrankungen — etwa der Blut-
fettwert, der als Risikofaktor für die Disposition zur 
Arteriosklerose gilt. Im Jahr 1976 haben die Berufs-
genossenschaften erstmals eine der hier diskutier-
ten genetischen Analysen als empfohlene Untersu-
chung in ihren Grundsätzen aufgenommen, näm-
lich einen Test nach G6-PD, um genetisch determi-
nierte Enzymdefekte, die eine besondere Empfind-
lichkeit gegenüber aromatischen Nitro- und Amino-
verbindungen bedingen, zu erkennen 62) (s. 6.2.3.3.2). 
Weitere Informationen zu erblich bedingten Krank-
heitsfaktoren werden in der üblichen Anamnese er-
hoben. So beginnt etwa ein typisches „Gesundheits-
zeugnis", wie es von den Gesundheitsämtern zur 
Beurteilung von Bewerbern für den öffentlichen 
Dienst erstellt wird, mit der Frage: „Erb- und Ge-
sundheitsverhältnisse der Familie?". Erwartet wer-
den Auskünfte über Herzinfarkte, hohen Blutdruck, 
Krebs, Rheuma, Zucker, Depressionen, Epilepsie 
bei Eltern, Großeltern und Geschwistern. 

Im Rahmen der medizinischen Überwachung wer-
den auch während des Arbeitsverhältnisses Unter-
suchungen durchgeführt. In der Anlage 1 zur Un-
fallverhütungsvorschrift VBG 100 sind die Fristen 
für Nachuntersuchungen für bestimmte Arbeits-
plätze festgelegt. Hierbei soll insbesondere festge-
stellt werden, ob ein Arbeitnehmer durch be-
stimmte Arbeitsstoffe besonders belastet und evtl. 
geschädigt worden ist. Um festzustellen, wie sich 
bestimmte Arbeitsstoffe auf die Gesundheit des ein-
zelnen auswirken, wird nach dem Konzept des sog. 
Biomonitoring vorgegangen. Dabei wird zunächst 
die äußere Exposition, d. h. das Vorkommen eines 
bestimmten Stoffes am Arbeitsplatz gemessen. Da 
diese äußere Belastung mit der tatsächlich aufge-
nommenen Menge, der inneren Belastung, nicht 
übereinstimmt, wird festgestellt, in welchem Maße 

61) Str., vgl. Kliesch et al., 1978, § 3 Anm. 7.9 sowie Wiese, 
1986, S. 126 f. 

62) Hauptverband der gewerblichen Beruf sgenossenschaf-
ten  e. V. (Hrsg.) Berufsgenossenschaftliche Grundsätze 
für arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen, hier 
G 33 „Aromatische Nitro- oder Aminoverbindungen" 
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dieser Stoff im Körper des Arbeitnehmers aufge-
nommen wurde, z. B. durch Messung der Konzen-
tration im Blut oder Urin. Die gesundheitsschädi-
gende Wirkung kann zum einen von diesen dem 
Körper zugeführten Stoffen selbst ausgehen, häufig 
sind aber erst die aus ihnen im Organismus entste-
henden Umwandlungsprodukte, die sog. Metabolite, 
für eine Schädigung verantwortlich. Diese Bean-
spruchung des Organismus kann individuell sehr 
unterschiedlich sein, sie hängt nicht nur von der 
inneren Belastung, sondern auch von den individu-
ellen Gegebenheiten des Stoffwechsels ab. Ein Bei-
spiel hierfür ist die Reaktion auf Benzpyren, das 
selbst noch nicht schädlich ist. Erst das Folgepro-
dukt (Benzpyrenepoxyd), in das es im Körper umge-
wandelt wird, wirkt krebsauslösend. Als Beanspru-
chungsparameter können entweder die Konzentra-
tion des Umwandlungsprodukts im Organismus 
oder wenn möglich, Reaktionen, die durch die 
Schadstoffe ausgelöst wurden, gemessen werden. 
Z. B. sind nach beruflicher Benzol-Exposition durch 
die berufsgenossenschaftlichen Regelungen struk-
turelle Chromosomenanalysen erwünscht. Solche 
Tests beruhen auf der Tatsache, daß bestimmte 
krebserregende Substanzen, wie etwa Arsen, Ben-
zol oder Vinylchloride, strukturelle Veränderungen 
am genetischen Material auslösen, wenn man ihnen 
in stärkeren Dosen ausgesetzt wird. Die Feststel-
lung solcher Veränderungen (Chromosomenbrüche) 
ist ein Hinweis auf besondere Belastungen am Ar-
beitsplatz. 

Der Wert solcher Untersuchungen ist umstritten. 
Eine der Schwierigkeiten besteht darin, daß man 
im allgemeinen nicht weiß, wie groß die Rate der 
genetischen Veränderungen in der Bevölkerung im 
allgemeinen ist. Nur im Vergleich dazu aber könnte 
man eine arbeitsplatzbedingte Erhöhung der Ver-
änderungen messen. Ferner ist bislang auch unklar, 
ob die Veränderungen klinische Bedeutung haben, 
die Betroffenen also eher erkranken als andere. 

Das Ergebnis einer Vorsorgeuntersuchung darf der 
Betriebsarzt nicht an den Arbeitgeber oder Dritte 
weitergeben. Das gilt erst recht für die genaue Dia-
gnose. Auch der Betriebsarzt unterliegt der ärztli-
chen Schweigepflicht (§ 8 I 1 ASiG). Zu einer Wei-
tergabe der gewonnenen Informationen ist er nur 
befugt, wenn der betroffene Arbeitnehmer einwil-
ligt. In der Regel wird eine solche Einwilligung 
nicht ausdrücklich erteilt 63), sondern durch schlüs-
siges Handeln. Ob dies bereits darin zu sehen ist, 
daß der Arbeitnehmer sich der Untersuchung un-
terzieht in dem Wissen, daß diese zur Abwendung 
eines berufsgenossenschaftlichen Beschäftigungs-
verbots notwendig ist 64), oder erst im Unterlassen 
einer ausdrücklichen Verweigerung der Weitergabe 
nach Bekanntgabe der Diagnose durch den Arzt 65), 
ist umstritten. Jedenfalls ist davon auszugehen, daß 
der Betriebsarzt das Untersuchungsergebnis „taug

-

lich", „bedingt tauglich" oder „untauglich" an den 
Arbeitgeber weiterleiten darf, wenn der Arbeitneh- 

63) Budde, 1985 
64) Eiermann, 1980 
65) Budde, 1985, S. 1531  

mer in Kenntnis des Ergebnisses dem nicht wider-
spricht. 

In jedem Fall treffen den Arbeitnehmer aber die 
Folgen des Beschäftigungsverbots, wenn er einer 
Mitteilung des Untersuchungsergebnisses an den 
Arbeitgeber nicht zustimmt. Sofern keine Verwen-
dung an einem anderen Arbeitsplatz möglich ist, 
führt dies in der Regel zu einer Kündigung bzw. zur 
Nichteinstellung. 

b) Einstellungsuntersuchungen durch Arbeitgeber 

Es liegt im Interesse eines Arbeitgebers, über einen 
Stellenbewerber möglichst viele, für die geplante 
Tätigkeit relevante Informationen zu erlangen. 
Dazu gehören auch Daten über den Gesundheitszu-
stand. Da sie einen erheblichen Eingriff in die Pri-
vatsphäre des Arbeitnehmers bedeuten, sind Fra-
gen nach dem Gesundheitszustand nur in begrenz-
tem Umfang zulässig 66). So darf ein Arbeitgeber 
z. B. nach chronischen Erkrankungen fragen, die in 
jüngerer Vergangenheit zur Arbeitsunfähigkeit ge-
führt haben. Ohne besondere Nachfrage ist der Be-
werber lediglich verpflichtet, mitzuteilen, ob er zum 
Zeitpunkt des Dienstantritts voraussichtlich krank 
oder zur Kur sein wird. Dagegen braucht er nicht 
auf eine latente Gesundheitsgefährdung hinzuwei-
sen 67). 

Nicht auf besondere Rechtsvorschriften, sondern 
auf das Fragerecht des Arbeitgebers stützen sich 
Einstellungsuntersuchungen, die häufig auch durch 
den Betriebsarzt vorgenommen werden. Dabei soll 
festgestellt werden, ob der Bewerber an gesundheit-
lichen Schäden leidet, die ihn für die geplante Tätig-
keit als ungeeignet erweisen, oder die, z. B. bei chro-
nischen Erkrankungen, zu häufiger Arbeitsunfähig-
keit führen würden. Durch diese Untersuchungen 
dürfen aber nicht die Grenzen des Fragerechts des 
Arbeitgebers überschritten werden 68). Die Teil-
nahme an einer derartigen Untersuchung ist frei-
willig. Der untersuchende (Betriebs-)Arzt darf dem 
Arbeitgeber gegenüber nur eine Aussage über die 
Tauglichkeit des Arbeitnehmers für den in Aussicht 
genommenen Arbeitsplatz machen, nicht dagegen 
die genaue Diagnose mitteilen 69). Bezüglich der er-
forderlichen Einwilligung des Bewerbers gilt das 
oben Gesagte. 

Anwendungsbereiche genetischer Analysen 

Für die Bundesrepublik liegen spezielle Daten über 
genetische Tests an Arbeitnehmern nicht vor. Die 
üblicherweise durchgeführten Untersuchungen 
kommen jedoch den genetischen Analysen in einer 
Reihe von Fällen nahe, zum Teil handelt es sich 
bereits um solche. Ein Beispiel ist der oben er-
wähnte Test nach G 6-PD. Weitere genetische Tests 
befinden sich in der Entwicklung. Nach einer Aus-
schreibung des BMFT im Rahmen des Forschungs-
programms zur Humanisierung des Arbeitslebens 

66) Schaub, 1980, S. 92 
67) Schaub, 1980, S. 92 
66) Schaub, 1980, S. 92 
69) Söllner, 1981, S. 205, m. w. N. 
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zum Arbeitsschwerpunkt „Krebsrisiken am Ar-
beitsplatz" vom Dezember 1985 werden Maßnah-
men zur Entwicklung der Analytik von biologi-
schem Material der exponierten Arbeitnehmer ge-
zielt gefördert. Im Rahmen dieser Förderung sollen 
die methodischen Grundlagen „zum Erkennen von 
Personen und Personengruppen, die durch ein mul-
tifaktorielles Krebsrisiko, bedingt durch Einflüsse 
aus der Arbeit, Umwelt, persönlichen Lebensweise 
und Dispositionen in einem hohen Maße gefährdet 
sind", geschaffen werden. 

Anders ist die Situation in den USA. Dort wurden 
genetische Tests an Arbeitnehmern zuerst ange-
wandt. In einer Umfrage für das amerikanische Of-
fice of Technology Assessment gaben 1982 sechs 
von 366 großen US-Unternehmen an, daß sie Arbeit-
nehmer genetisch testen (2 Chemieunternehmen, 2 
Versorgungsunternehmen und 2 Firmen der Elek-
tronikbranche). Insgesamt 17 Unternehmen (die 
Hälfte von ihnen chemische) hatten in der Vergan-
genheit solche Tests durchgeführt, zum Teil nur in 
wenigen Fällen und für Forschungszwecke. Die 
Konsequenzen, die aus den Testergebnissen gezo-
gen wurden, reichten von der bloßen Information 
der Arbeitnehmer (8 mal genannt) über die Verset-
zung des Arbeitnehmers (5 mal genannt) und per-
sönliche Schutzmaßnahmen für ihn (3 mal genannt) 
bis zur Empfehlung, den Arbeitsplatz aufzugeben (2 
mal genannt). In einem Fall soll die Produktion ein-
gestellt worden sein 70). 

Die Perspektiven für die Anwendung von geneti-
schen Analysen in der Arbeitswelt werden von den 
beteiligten Arbeitsmedizinern unterschiedlich ein-
geschätzt. Man ist derzeit — auch in den USA — 
eher zurückhaltender als noch vor wenigen Jahren. 
Das mag zum Teil auf die heftige öffentliche Kritik 
an den frühen Testversuchen in der amerikani-
schen Industrie zurückzuführen sein. Es entspricht 
aber zum Teil auch einer gewissen Ernüchterung 
hinsichtlich der Leistungsfähigkeit, insbesondere 
des Aussagewertes genetischer Analysen für das 
Eintreten von Berufskrankheiten. In der Umfrage 
des Office of Technology Assessment gaben 54 
(etwa 15%) der befragten Unternehmen an, daß sie 
genetisches Screening von Arbeitnehmern für die 
Zukunft ins Auge fassen 71). 

Auf der anderen Seite wird die Nähe der geneti-
schen Analyseverfahren zu den bisher üblichen 
Praktiken hervorgehoben. Damit erscheinen sie we-
niger neu und einschneidend als ursprünglich ange-
nommen. Ihrer schrittweisen und kontinuierlichen 
Einführung in dem Maße, wie sie technisch ausge-
reift sind, scheint nichts im Wege zu stehen. 

Genetische Tests lassen sich an schon verwendete 
Analyseverfahren anschließen. Die Arbeitsmedizin 
scheint grundsätzlich die Nutzung zu befürworten, 
weil sie darin ein Instrument zur Verbesserung der 
arbeitsmedizinischen Vorsorge sieht. Enzymprofile 
bei Arbeitnehmern durch Tests auf Genproduktebe-
ne zu erheben und der Beurteilung der gesundheit-
lichen Eignung zugrunde zu legen, wird als tech- 

70) OTA, 1983, S. 194 und 202 
71) OTA, 1983, S. 35 und 195  

nisch nicht problematischer angesehen, als ein Ma-
gengeschwür oder mangelnde Sehfähigkeit des Be-
werbers zu diagnostizieren und daraus Konsequen-
zen zu ziehen. 

Für die Anwendung genetischer Analysen in der 
Arbeitswelt lassen sich drei Einsatzbereiche erken-
nen: 

— Screening nach genetischen Anlagen, die Anfäl-
ligkeiten für bestimmte Arbeitsstoffe bedingen, 

— Nachweis von genetischen Ursachen bei einge-
tretener Schädigung durch Arbeitsstoffe im Ein-
zelfall, 

— Screening nach genetischen Anlagen für spät 
ausbrechende Krankheiten. 

Screening nach genetischen Anlagen, die besondere 
Anfälligkeiten für bestimmte Arbeitsstoffe bedin-
gen 

Wie oben gezeigt, ist die Beanspruchung des 
menschlichen Organismus durch Schadstoffe nicht 
nur von der äußeren und inneren Belastung durch 
diese Stoffe, sondern auch von den individuell un-
terschiedlichen Stoffwechselvorgängen abhängig, 
insbesondere vom Funktionieren der Entgiftungs-
mechanismen, mit denen der Körper normaler-
weise einer Anreicherung schädlicher Produkte 
entgegenwirken kann. Die Stoffwechselvorgänge 
sind wiederum von genetischen Anlagen abhängig. 
Sofern die ökogenetischen Zusammenhänge zwi-
schen Schadstoffen, Schädigung und genetischer 
Ausstattung aufgeklärt werden können, kann ein 
Screening nach besonderen Anfälligkeiten zur Prä-
vention bestimmter Berufskrankheiten dienen. 
Eine Übersicht über häufig diskutierte genetisch 
bedingte Anfälligkeiten für Arbeitsstoffe gibt die 
Tabelle 6-4 in 6.2.3.3.1. 

Die Aufklärung genetisch bedingter Anfälligkeiten 
für bestimmte Arbeitsstoffe ist einer der wichtig-
sten Anwendungsbereiche des oben beschriebenen 
Fachgebiets der Ökogenetik (vgl. insbesondere die 
dort angeführten Beispiele individuell unterschied-
licher Reaktionen auf Fremdstoffe). Bisher fehlt es 
aber überwiegend an einer hinreichenden Aufklä-
rung der ökogenetischen Zusammenhänge. Daher 
ist der Vorhersagewert bestimmter genetischer 
Merkmale zur Feststellung von Erkrankungsrisi-
ken bisher häufig niedrig, wenn nicht sogar völlig 
ungeklärt. Genauere Erkenntnisse ließen sich nur 
durch epidemiologische Untersuchungen an einer 
großen Personenzahl durchführen. Solche Untersu-
hungen stoßen aber auf Schwierigkeiten, unter an-
derem auch auf Grund datenschutzrechtlicher Be-
stimmungen. 

Nachweis von genetischen Ursachen bei eingetrete-
nen Schädigungen durch Arbeitsstoffe im Einzel-
fall 

Schließlich können genetische Analysen dazu bei-
tragen, im Einzelfall die Ursachen für eine arbeits-
stoffbedingte Schädigung eines Arbeitnehmers ab-
zuklären. Eine Schädigung oder zumindest eine be-
sondere biologische Beanspruchung des Arbeitneh- 
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mers ist also in diesem Fall schon diagnostiziert, 
etwa durch eine Überwachungsuntersuchung. Es 
geht nun darum, die genauen Ursachen zu identifi-
zieren. 

Die beim Arbeitnehmer festgestellte besondere Be-
anspruchung kann sowohl auf einer besonders ho-
hen äußeren Belastung mit Arbeitsstoffen am Ar-
beitsplatz beruhen, wie auch auf einer besonders 
niedrigen individuellen Verträglichkeit des Arbeit-
nehmers gegenüber dem Arbeitsstoff. Lassen sich 
Mängel im objektiven Arbeitsschutz oder eine Ver-
nachlässigung der vorgeschriebenen Arbeitshy-
giene nicht nachweisen, so kann der Arzt nach Ur-
sachen in der Person des betroffenen Arbeitneh-
mers suchen, also etwa auch nach einem genetisch 
bedingten Mangel an wichtigen Enzymen. 

Solche genanalytische Diagnostik kann für den be-
handelnden Arzt, der in aller Regel nicht der Be-
triebsarzt ist, wichtig sein, um die Therapie festzu-
legen. Arbeitsmedizinisch kann sie bedeutsam sein 
als Mittel, die Kenntnisse über die Risiken von Be-
rufskrankheiten zu erweitern und die Möglichkei-
ten ihrer Vorbeugung zu verbessern. Allerdings ist 
der Nachweis, daß die Schädigung eines Arbeitneh-
mers auf seiner genetischen Veranlagung beruht, 
immer mit erheblichen Unsicherheiten belastet. Die 
Schädigung beruht meist auf vielfältigen Ursachen. 
Neben der Belastung am gegenwärtigen Arbeits-
platz ist die mögliche Schwächung durch Belastun-
gen in früheren Tätigkeiten in Betracht zu ziehen, 
ferner die sonstigen Lebensumstände des Arbeit-
nehmers und sein Genußmittelverbrauch, insbeson-
dere der Alkohol- und Nikotinkonsum. 

Screening nach genetischen Anlagen für spät aus-
brechende Krankheiten 

Die präsymptomatische Diagnose von Krankheiten, 
die genetisch angelegt sind, könnte in der Arbeits-
welt dazu dienen, bei der Einstellung, Versetzung 
oder Entlassung von Arbeitnehmern, deren mögli-
che zukünftige Gesundheitsaussichten als Auswahl-
kriterium zu nehmen. Dies könnte zum einen aus 
ökonomischen Gründen geschehen, zum anderen 
aber auch dem Schutz Dritter dienen, etwa wenn es 
möglich sein sollte, bei einem Verkehrspiloten ge-
netische Anlagen für plötzlich auftretende Erkran-
kungen, z. B. eine Epilepsie, zu diagnostizieren. 

Die Testverfahren setzen am genetischen Material 
selber oder an Genprodukten an. Diese Tests dia-
gnostizieren in einigen Fällen Anlagen, die sich spä

-

ter als Krankheit manifestieren. In anderen Fällen 
werden mit Hilfe der genetischen Analyse Disposi-
tionen nachgewiesen, die mit einer gewissen Wahr-
scheinlichkeit zur Erkrankung führen können (Hy-
percholesterinämie). Der Voraussagewert ist der-
zeit meist sehr gering. Die Entwicklung präsympto-
matischer Diagnostik steht erst am Anfang. Mit 
Ausweitung und Vereinfachung von Testmöglich-
keiten ist zu rechnen. 

6.2.3.4.2 Mögliche Auswirkungen und Probleme 
gentechnischer Genomanalysen 

Die Anwendung gentechnischer Genomanalysen in 
der Arbeitswelt kann neben ihren präventiven und 

diagnostischen Chancen auch Konflikte bewirken 
bzw. bisher schon bekannte Fragestellungen erneut 
aufwerfen. Zum einen könnten gentechnische Ge-
nomanalysen dazu beitragen, das bisherige System 
des Arbeitsschutzes zu beeinträchtigen, zum ande-
ren kann die Diagnose von Anfälligkeiten für be-
stimmte Berufskrankheiten zu Interessenkonflik-
ten zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern füh-
ren, wenn diese als Auswahlkriterium insbesondere 
bei Einstellungen herangezogen werden. Schließ-
lich kann das Persönlichkeitsrecht des einzelnen 
Arbeitnehmers durch die gesetzlichen Aufgaben 
und Rechte des Betriebsarztes beeinträchtigt wer-
den. 

Die Interessen des einzelnen am Erhalt seiner Ge-
sundheit können gefährdet werden, wenn die An-
wendung gentechnischer Genomanalysen zu einer 
Beeinträchtigung des objektiven Arbeitsschutzes 
zugunsten subjektiver Auswahlkriterien führt. 

Arbeitsschutz hat nach geltendem Recht in erster 
Linie bei den objektiven Gefahren und Belastungen 
des Arbeitsplatzes anzusetzen. Der Arbeitgeber hat 
durch eine entsprechende Gestaltung der Produk-
tionsanlagen, durch Schutzmaßnahmen am Arbeits-
platz, notfalls durch entsprechende Arbeitskleidung 
etc. dafür zu sorgen, daß der Arbeitnehmer nicht 
gesundheitlich geschädigt wird 72). 

Daneben aber gibt es Arbeitsschutz, der an indivi-
duellen subjektiven Faktoren des Arbeitnehmers 
ansetzt. Es werden Vorsorgeuntersuchungen ange-
ordnet, die Einstellungen von Arbeitnehmern aus 
gesundheitlichen Gründen untersagen können 73). 

Entsprechendes gilt, wenn bei Nachuntersuchun-
gen während bestehender Arbeitsverhältnisse eine 
besondere Gefährdung des Arbeitnehmers festge-
stellt wird 74). Das wird in dem Maße zunehmen, wie 
man die Wirksamkeit des Arbeitsschutzes mit Hilfe 
des Biomonitoring überwacht und die Grenzen zu-
lässiger Belastungen über Arbeitsstofftoleranzwer-
te (BAT-Werte) regelt 75). 

BAT-Werte sind Beanspruchungsgrößen. Sie legen 
Höchstgrenzen für Auswirkungen von Arbeitsstof-
fen im Körper des Arbeitnehmers fest. Zwar wird 
nach der offiziellen Philosophie des Biomonitoring 
jedes Überschreiten von BAT-Werten zunächst als 
Hinweis auf Mängel im objektiven Gefahrenschutz, 
also als Indikator für vorausgegangene äußere Be-
lastungen genommen. Aber die Information des 
BAT-Wertes ist mehrdeutig. Sie schließt auch die 
Berücksichtigung der individuellen Besonderhei-
ten, auch besonderer durch Enzymmuster beding-
ter Empfindlichkeiten des Arbeitnehmers ein. 

Es besteht Einigkeit, daß es eine schwerwiegende 
Fehlentwicklung wäre, wenn in zunehmendem 
Maße die Selektion individuell anfälliger Arbeit- 

72) Vgl. die Formulierung in der Arbeitsstoffverordnung 
73) §§ 17, 21 ArbStoffVO, §§ 7, 10 VBG 100 
74) Allerdings mit dem bedeutsamen Unterschied, daß der 

von Beschäftigungseinschränkungen betroffene Ar-
beitnehmer einen besonderen Sozialversicherungs-
schutz (Rente) genießt. 

75) Vgl. Bolt et. al., 1985 
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nehmer die Alternative zur weiteren Verringerung 
der objektiven Belastung am Arbeitsplatz würde. 
Trotz aller in den letzten Jahrzehnten erzielten 
Fortschritte ist die Grenze der Verbesserung des 
objektiven Gefahrenschutzes noch keineswegs er-
reicht. 

Man mag einräumen, daß nach unseren jetzigen 
Erkenntnissen die relativ höhere kurzfristige Bela-
stung am Arbeitsplatz immer noch unterhalb der 
Schwelle der Gesundheitsschädigung bleibt. Aber 
das ist nur bedingt beruhigend. Der Stand der Wis

-

senschaft ist in diesem Bereich besonders vorläufig. 
Wir stehen erst am Anfang des Verständnisses der 
Wechselwirkung von Chemikalien und Gesundheit. 
Insbesondere ist die Verursachung chronischer Er-
krankungen durch Dauerbelastungen mit niedrigen 
Dosen weitgehend ungeklärt. Man kann mit Sicher-
heit davon ausgehen, daß wir in vielen Fällen un-
sere heutigen Annahmen über die Ungefährlichkeit 
von Stoffen im Lichte neuer Erkenntnisse revidie-
ren werden. So wurde beispielsweise noch 1974 für 
Ethylenoxyd, das u. a. zur Sterilisierung eingesetzt 
wird, ein MAK-Wert 76) von 50 ppm als Unbedenk-
lichkeitsgrenze angegeben. Heute gilt der Stoff als 
krebserregend. Ein MAK-Wert wird nicht mehr 
festgesetzt, weil es keine Konzentration gibt, bei 
der eine Belastung als unbedenklich einzustufen 
ist 77). 

In dieser Situation ist eine Umstellung der Arbeits-
schutzstrategie auf individuelle Selektion proble-
matisch. Genanalytische Tests, die Anfälligkeiten 
für Arbeitsstoffe erfassen, beziehen sich in der Re-
gel auf solche Stoffe, die für jeden schädlich sind. 
Daher kann die Auswahl besonders anfälliger Per-
sonen nur spezielle Gefahren mindern. Die Bela-
stung der übrigen Arbeitnehmer bliebe aber weiter-
hin bestehen. 

Ein weiteres Problem stellt der Konflikt dar zwi-
schen dem Interesse des Arbeitgebers, Arbeitneh-
mer zu beschäftigen, die den Anforderungen der 
vorgesehenen Tätigkeit gesundheitlich gewachsen 
sind und nicht durch Krankheit absehbar ausfallen 
werden, und dem Wunsch des Arbeitnehmers, eine 
Anstellung zu erhalten, ohne seine Persönlichkeits-
sphäre Nachforschungen preisgeben zu müssen. 
Gestalt gewinnt dieser Interessengegensatz in der 
Frage nach den Grenzen des Fragerechts des Ar-
beitgebers. 

Um sich hinsichtlich des Gesundheitszustandes ei-
nes Bewerbers abzusichern, kann der Arbeitgeber 
im Rahmen der Vertragsfreiheit als Einstellungs-
voraussetzung eine ärztliche Untersuchung des Be-
werbers verlangen. Allerdings ist er bei diesem Ver-
langen nicht völlig frei. Das Informationsinteresse 
des Arbeitgebers ist mit dem Persönlichkeitsrecht 
des Arbeitnehmers abzuwägen, dem immerhin die 
Offenlegung wesentlicher Teile seiner Privatsphäre 
zugemutet wird. 

Nach der Rechtsprechung hat der Arbeitgeber nur 
ein „berechtigtes, billigungswertes und schützens- 

76) MAK = maximale Arbeitsplatzkonzentration 
77) Vgl. OTA, 1983, S. 72  

wertes Interesse", über Krankheiten des Bewerbers 
informiert zu werden, die „im Zusammenhang mit 
dem einzunehmenden Arbeitsverhältnis stehen". 
Zulässig sind danach Fragen nach Krankheiten, 
durch die die Eignung für die vorgesehene Tätigkeit 
auf Dauer oder in periodisch wiederkehrenden Ab-
ständen eingeschränkt ist, nach ansteckenden 
Krankheiten, die Dritte gefährden könnten, und 
nach Umständen, die zum Zeitpunkt der Arbeitsauf-
nahme bzw. in absehbarer Zeit danach zur Arbeits-
unfähigkeit führen werden. Solche Umstände sind 
etwa eine geplante Operation, eine schon bewilligte 
Kur oder auch eine z. Z. bestehende akute Erkran-
kung 78). 
Bei der Entwicklung dieser Kriterien hatte die 
Rechtsprechung gegenwärtige Beeinträchtigungen 
der Gesundheit des Bewerbers vor Augen. An die 
Möglichkeit, mit genetischen Tests zukünftige 
Krankheiten vorauszusagen, hat man nicht ge-
dacht. Für ihre Beurteilung sind die folgenden Ge-
sichtspunkte zu berücksichtigen: Aufgrund der 
Rechtsprechung in der Bundesrepublik ist die Erhe-
bung von Krankheitsanlagen ausgeschlossen, die 
für die Eignung am vorgesehenen Arbeitsplatz 
ohne Belang sind. Ebensowenig wie der Arbeitge-
ber sich anläßlich der Einstellungsuntersuchung 
eine umfassende Bestandsaufnahme über den Ge-
sundheitszustand des Bewerbers verschaffen oder 
dessen Persönlichkeit mit psychodiagnostischen 
Tests allseitig „ausleuchten" darf 79), kann er sich 
ein genetisches Profil des Arbeitnehmers erstellen 
lassen. Denn auch wenn mittels einer gentechni-
schen Analyse ein Erkrankungsrisiko festgestellt 
werden könnte, so bliebe offen, ob sich dieses auch 
realisieren würde. Die Anstellung eines möglicher-
weise genetisch belasteten Arbeitnehmers ist ein 
fernliegendes Risiko, da gegenwärtig oder in abseh-
barer Zeit die Arbeitsfähigkeit des Bewerbers nicht 
beeinträchtigt wird. Die Situation ist nicht ver-
gleichbar mit einer geplanten Operation oder einer 
bewilligten Kur. 

Schließlich könnte eine präsymptomatische Dia-
gnose dazu führen, daß dem Arbeitnehmer entge-
gen bestehender Regelungen sein allgemeines Er-
krankungsrisiko allein aufgebürdet würde. Nach 
geltendem Recht soll bei bestehendem Arbeitsver-
hältnis das Risiko, daß der Arbeitnehmer in Zu-
kunft durch Krankheit ausfällt, vom Arbeitgeber 
mitgetragen werden. Das ergibt sich aus der Ver-
pflichtung zur Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
und aus den besonderen Anforderungen, die an eine 
krankheitsbedingte Kündigung gestellt werden. 
Von diesen Bindungen könnte der Arbeitgeber sich 
lösen, wenn ihm gestattet würde, Anlagen für zu-
künftige Krankheiten testen zu lassen. Er kann 
dann das Risiko solcher Krankheiten bei Vertrags-
abschluß in Rechnung stellen und damit im Ergeb-
nis dem Arbeitnehmer alleine aufbürden. Das wi-
derspricht dem Prinzip der Fürsorgepflicht und 
dem Schutzgedanken der Lohnfortzahlung. 

Durch die Einführung gentechnischer Genomanaly

-

sen könnte auch das allgemeine Persönlichkeits- 

78) Bundesarbeitsgericht, Der Betrieb 1984, S. 270 b 
79) BAG, a. a. O. 
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recht des Arbeitnehmers in unzulässiger Weise be-
einträchtigt werden. Individuelle genetische Daten 
geben Aufschluß über wesentliche, Dritten gegen-
über unzugänglich bleibende Rahmenbedingungen 
der Existenz und der Zukunft eines Menschen. Sie 
sind, da sie unveränderliche Merkmale betreffen, 
geeignet, einen Menschen ein für allemal zu klassi-
fizieren oder abzustempeln. Das Recht, diese Daten 
für sich zu behalten, ja sie vielleicht gar nicht zu 
kennen, gehört zum Kern des individuellen Persön-
lichkeitsrechts. 

Im öffentlichen Dienst ist die Tendenz, ökonomi-
schen Gesichtspunkten den Vorrang zu geben und 
sich gegen das Risiko späterer Krankheit des Ar-
beitnehmers zu schützen, noch größer als beim pri-
vaten Unternehmer. Denn diesem drohen allenfalls 
begrenzte Lohnfortzahlungspflichten. Der öffentli-
che Dienstherr dagegen muß unter Umständen mit 
lebenslangen Versorgungsleistungen für den Be-
troffenen rechnen. Aber auch hier muß man sich 
fragen lassen, ob die Entlastung der öffentlichen 
Kassen von den Kosten für die Versorgung von Be-
amten und Angestellten, die irgendwann einmal 
krank werden, die „genetische Ausleuchtung" der 
Bewerber bei der Einstellung rechtfertigen kann. 

Ein weiteres Problem könnte entstehen, wenn 
Selbstbestimmungsinteressen des Einzelnen mit der 
betriebsärztlichen Praxis in Konflikt geraten. 

Betriebsärzte werden nicht nur im Auftrag des Ar-
beitgebers tätig. Sie haben nach dem Arbeitssicher-
heitsgesetz ein eigenes Mandat, den Arbeitsschutz 
im Betrieb zu fördern und können daher grundsätz-
lich diejenigen arbeitsmedizinischen Vorsorgeun-
tersuchungen einleiten, die sie nach eigenem fachli-
chen Ermessen für geboten und geeignet halten, 
den Arbeitnehmer vor gesundheitlicher Gefähr-
dung am Arbeitsplatz zu schützen. Die Reichweite 
dieses Ermessensspielraums ist auch davon abhän-
gig, ob eine Einstellungsuntersuchung im Auftrag 
des Arbeitgebers oder eine arbeitsmedizinische 
Vorsorgeuntersuchung durchgeführt wird. 

Soweit der Betriebsarzt im Auftrag des Arbeitge-
bers die gesundheitliche Eignung eines Bewerbers 
für den vorgesehenen Arbeitsplatz prüft, reicht sein 
Untersuchungsrecht nicht weiter als das Frage-
recht des Arbeitgebers. Zwar ist Grundlage seines 
Untersuchungsrechts die Einwilligung des Arbeit-
nehmers, aber die gilt, falls nicht ausdrücklich auf 
die Abweichung hingewiesen worden ist, für genau 
diejenigen Umstände, die der Arbeitgeber legiti-
merweise erforschen lassen darf 80). Eine Erfor-
schung zukünftiger Krankheiten dürfte, wie oben 
gezeigt, nicht dazugehören. 

Vorsorgeuntersuchungen können bei der Einstel-
lung oder während des Arbeitsverhältnisses durch 
Rechtsvorschriften angeordnet sein. Insoweit ist 
der Betriebsarzt nur zuständig, wenn er besonders 
ermächtigt 81 ) ist. Der Betriebsarzt kann aber sei- 

80) Vgl. auch Antwort der Bundesregierung BT

-

Drs. 10/4594 
81) Ermächtigung durch Berufsgenossenschaften gem. § 6 

VBG 100 

nerseits Vorsorgeuntersuchungen anregen, die über 
die in den berufsgenossenschaftlichen Grundsätzen 
vorgesehenen hinausgehen, also auch Genomanaly-
sen. Diese sind grundsätzlich für den Arbeitnehmer 
freiwillig. Es gibt keine Duldungspflicht für solche 
Untersuchungen 82). 

Es ist aber fraglich, ob das Erfordernis der Einwilli-
gung immer einen wirksamen Schutz bedeutet. Der 
Arbeitnehmer kann sich häufig dem Verlangen des 
Arztes kaum entziehen. Daher wird der Umfang der 
Untersuchung oftmals allein durch den Arzt be-
stimmt. Das könnte dazu führen, daß im Einzelfall 
ein Arbeitnehmer seine Einwilligung erteilt, ohne 
in vollem Umfang über die Untersuchung infor-
miert zu sein. 

Betriebsärztliche Erhebungsbögen zeigen, daß 
nicht nur nach allen möglichen Symptomen beste-
hender körperlicher oder seelischer Erkrankung 
geforscht wird, sondern auch nach erblichen Bela-
stungen, nach sozialem Hintergrund, Familienkon-
flikten, Sexualverhalten etc. Genetisches Screening 
nach besonderen individuellen Arbeitsstoffunver-
träglichkeiten fügt sich in diese Praxis ein. Hinzu 
kommt, daß der Betriebsarzt in vielen Fällen ein 
legitimes arbeitsmedizinisches Forschungsinter-
esse hat. Dieses ist durch § 3 I Nr. 1 u. 3 c ASiG 
gedeckt. 

Es ist zu berücksichtigen, daß im arbeitsmedizini-
schen Bereich die ärztlichen Entscheidungen in be-
sonderem Maße Auswirkungen über die rein fachli-
chen Beurteilungen hinaus haben können. Denn es 
handelt sich häufig nicht nur um Entscheidungen, 
die der Erhaltung oder Wiederherstellung der Ge-
sundheit eines Arbeitnehmers dienen. Gleichzeitig 
können sich diese Entscheidungen auch in erhebli-
chem Maße auf die soziale Situation des Betroffe-
nen auswirken und nicht zuletzt auch die Interes-
sen des Arbeitgebers, etwa an der Weiterbeschäfti-
gung eines qualifizierten Mitarbeiters, berühren. Es 
mag sein, daß derartige Entscheidungen ohnehin 
zum Wesen der präventiven Arbeitsmedizin gehö-
ren und insofern betriebsärztliche Routine sind. 
Das ändert nichts an der Tatsache, daß sie dem 
Kern nach gesundheitspolitische Strukturentschei-
dungen sind, bei denen fraglich ist, inwieweit sie in 
die Kompetenz des Mediziners fallen können oder 
dem einzelnen Arbeitnehmer zu überlassen sind. 

6.2.3.4.3 Handlungsbedarf und Empfehlungen für 
Genomanalysen an Arbeitnehmern 

Chancen und Risiken genetischer Analysen 
an Arbeitnehmern 

Chancen 

Die Anwendung genetischer Analysen an Arbeit-
nehmern kann Chancen zur Verbesserung der ar-
beitsmedizinischen Vorsorge bieten. Einerseits kön-
nen angeborene individuelle Dispositionen erkannt 
werden, die ein erhöhtes Risiko beinhalten, auf-
grund arbeitsplatzbedingter Einwirkungen zu er- 

82) Wiese, 1986, S. 127 
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kranken. Andererseits kann man Veränderungen 
am genetischen Material feststellen, die durch ar-
beitsplatzbedingte Einwirkungen hervorgerufen 
werden. 

Informationen über genetische Dispositionen kön-
nen den einzelnen Arbeitnehmer bei seiner Lebens-
planung, seiner individuellen Gesundheitsvorsorge 
und Berufsplanung unterstützen und ihn vor dem 
Risiko der Berufskrankheit bewahren und so zum 
Arbeitsschutz beitragen. 

Risiken 

Genetische Analysen können bei Auswahlentschei-
dungen, bei Einstellungen oder Versetzungen gegen 
Arbeitnehmer verwendet werden und zur sozialen 
Diskriminierung des einzelnen Arbeitnehmers und 
von Arbeitnehmergruppen auf dem Arbeitsmarkt 
führen. 

Der Voraussagewert genetischer Analysen, die in 
der Arbeitsmedizin bisher relevant sind, ist in der 
Regel sehr niedrig, d. h. nur ein geringer Teil der 
Träger einer Disposition wird auch tatsächlich er-
kranken. Dabei könnten aus genetischen Analysen 
mit niedrigem Aussagewert Konsequenzen für die 
Beschäftigung des Arbeitnehmers gezogen werden. 

Durch gefährliche Stoffe am Arbeitsplatz hervorge-
rufene Gesundheitsschädigungen könnten als anla-
gebedingt ausgegeben werden und zur Entlassung 
bzw. Aussonderung des Arbeitnehmers führen. 

Es besteht die Gefahr einer Aushöhlung des Ar-
beitsschutzes. Anstatt die objektiven Gefahren des 
Arbeitsplatzes mittels geeigneter Techniken zu ver-
ringern, würde der Arbeitnehmer selbst — als be-
sonders anfällig eingestuft — vom Arbeitsplatz 
ferngehalten. 

Die Kenntnis möglicher genetischer Ausprägungen 
könnte zu einem Entscheidungskonflikt des Arbeit-
nehmers führen, zwischen möglicher Gesundheits-
gefährdung oder Abbruch eines einmal eingeschla-
genen Berufsweges und möglicher Arbeitslosigkeit 
wählen zu müssen. 

Stellungnahme 

Die Kommission lehnt die generelle Anwendung 
der Möglichkeiten der genetischen Analyse für Rei-
henuntersuchungen an Arbeitnehmern grundsätz-
lich ab. 

Die Kommission befürwortet genetische Analysen 
an Arbeitnehmern nur im Rahmen arbeitsmedizini-
scher Vorsorge und nur dann, wenn die erkennba-
ren Gefahren ihres Mißbrauchs und drohende Fehl-
entwicklungen im System des Arbeitsschutzes und 
der Sozialversicherung durch rechtsverbindliche 
Vorschriften sicher abgewehrt werden können. 

— Insbesondere muß verhindert werden, daß Ar-
beitnehmer zur Auswahl bei der Einstellung 
oder der Entlassung genetisch „durchleuchtet" 
werden können. Informationen über genetische 
Merkmale, die Auskunft geben über das künf-
tige Krankheitsschicksal eines Individuums 

oder über seine sonstigen besonderen Lebensri-
siken, betreffen den Kernbereich der Persön-
lichkeit des Menschen. 

Hinsichtlich der Gewinnung und Verwendung 
solcher Informationen müssen strenge, dem ver-
fassungsmäßigen Recht auf „informationelle 
Selbstbestimmung" entsprechende rechtliche 
Maßstäbe entwickelt werden. Dies schließt Re-
gelungen ein, die das Recht des einzelnen, die 
Erhebung genetischer Daten abzulehnen, garan-
tieren. 

— Genetische Tests dürfen nicht dazu benutzt wer-
den, Arbeitnehmer von bestimmten Arbeitsplät-
zen fernzuhalten, um dadurch erforderliche 
technische und organisatorische Maßnahmen 
der Gefahrenbekämpfung am Arbeitsplatz (Ar-
beitsschutzsystem) umgehen zu können. 

Eine unbeschränkte Ausweitung medizinisch 
begründeter Beschäftigungsverbote für Arbeit-
nehmer mit bestimmten genetischen Dispositio-
nen muß rechtswirksam verhindert werden. 

— Eine Aushöhlung des Versicherungsschutzes für 
den Arbeitnehmer muß unterbunden werden. 
Genetisch bedingte Anfälligkeiten für be-
stimmte Arbeitsstoffe sind kein „anlagebeding-
tes Leiden". Sie schließen in keinem Fall die An-
erkennung eingetretener Gesundheitsschädi-
gungen als Berufskrankheit aus. 

Empfehlungen 

Gesetzliche Begrenzung des Fragerechts des Arbeit-
gebers bei Abschluß eines Arbeitsvertrages 

Zur Auswahl geeigneter Personen kann der Arbeit-
geber bei der Einstellung nach gewissen persönli-
chen Umständen des Arbeitnehmers fragen und 
darüber hinaus eine ärztliche Untersuchung verlan-
gen. Er ist dabei nach der Rechtsprechung nicht 
völlig frei. Er darf im Rahmen seines unmittelbaren 
Fragerechts nur Auskünfte verlangen, die nach ob-
jektiver Bewertung für die Eignung am vorgesehe-
nen Arbeitsplatz von Bedeutung sind 83). Und er hat 
bei seinem Auskunftsverlangen das Persönlich-
keitsrecht des Arbeitnehmers zu respektieren. 

Bei einer vom Arbeitgeber verlangten ärztlichen 
Untersuchung muß sich der Arbeitnehmer darauf 
verlassen können, daß sich Umfang und Tiefe der 
medizinischen Untersuchung nach der Begrenzung 
des Fragerechts richtet. Das Erfordernis der Einwil-
ligung schützt den Arbeitnehmer nicht. Wenn er die 
ärztliche Untersuchung verweigert, muß er damit 
rechnen, bei der Einstellung benachteiligt zu wer-
den. 

Nur eine gesetzliche Begrenzung des Fragerechts 
des Arbeitgebers bietet einen ausreichenden 
Schutz. Diese Position vertritt schon der Entwurf 
der Arbeitsgesetzbuchkommission von 1976. Sie 
entspricht der Forderung des Volkszählungsurteils 
des Bundesverfassungsgerichts nach besonderen, 
bereichsspezifischen Regelungen der Datenerhe- 

83) vgl. Schaub, 1980, S. 82 
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bung und Datenverwendung in wichtigen Sozialbe-
reichen. Die Absicht, eine solche Regelung für Ar-
beitnehmerdaten herbeizuführen, ist von der Bun-
desregierung zuletzt 1985 unterstrichen worden 84). 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, 

1. die Begrenzung des Fragerechts des Arbeitge-
bers in das Bürgerliche Gesetzbuch (§§ 611 ff. 
BGB) einzufügen. 

2. alle Testverfahren auszuschließen, die das Per-
sönlichkeitsrecht des Arbeitnehmers verletzen. 
Das gilt für alle Verfahren, die ein umfassendes 
Persönlichkeits- oder Gesundheitsprofil erhe-
ben. 

3. genanalytische und sonstige Untersuchungen 
auszuschließen, die Krankheitsanlagen und zu-
künfte Krankheiten des Arbeitnehmers diagno-
stizieren. Das gilt auch, wenn die zukünftige 
Krankheit die Einsetzbarkeit am vorgesehenen 
Arbeitsplatz beeinträchtigen könnte. Gegen-
stand zulässiger Eignungsuntersuchungen darf 
nur die gegenwärtige gesundheitliche Eignung 
des Arbeitnehmers sein (vgl. dazu unten). 

4. Verletzungen der Fragerechtsgrenzen des Ar-
beitgebers strafrechtlich zu ahnden. 

5. gesetzlich festzulegen, daß Testverfahren, die 
die besondere genetisch bedingte Anfälligkeit 
eines Arbeitnehmers gegenüber Arbeitsstoffen 
diagnostizieren sollen, nur angewandt werden 
dürfen, sofern sie durch Rechtsvorschriften aus-
drücklich zugelassen sind. 

6. die Mitbestimmung bei der Erfassung und der 
Festlegung allgemeiner Kriterien für gendiag-
nostische Analysen im Rahmen medizinischer 
Eignungsuntersuchungen im Betriebsverfas-
sungsgesetz (§ 94) und im Personalvertretungs-
gesetz (§ 75 Abs. 3 Ziff. 8 und 9, § 76 Abs. 2 Ziff. 2 
und 3) zu verankern. 

Genetische Analysen an Arbeitnehmern im Rah-
men arbeitsmedizinischer Vorsorge 

Soweit der Arzt im Auftrag des Arbeitgebers die 
gesundheitliche Eignung eines Bewerbers festzu-
stellen hat, reicht sein Untersuchungsrecht nicht 
weiter als das Fragerecht des Arbeitgebers. Der Be-
triebsarzt hat jedoch nach dem Arbeitssicherheits-
gesetz den Auftrag, den Arbeitgeber bei der Wah-
rung seiner allgemeinen Arbeitsschutzpflicht zu un-
terstützen und die Arbeitnehmer medizinisch zu be-
raten. In diesem Rahmen kann er grundsätzlich 
diejenigen Vorsorgeuntersuchungen anregen, die er 
nach ärztlichem Ermessen für geboten hält. Die Un-
tersuchungen sind formal freiwillig; de facto aber 
kann sich kaum ein Arbeitnehmer dem Verlangen 
des Arztes entziehen. 

84) vgl. Gola, 1985, S. 2691; Konferenz der Datenschutzbe-
auftragten des Bundes und der Länder, 1984, S. 504 ff.; 
„Personalinformationssysteme und Datenschutz" (Ant-
wort der Bundesregierung) BT -Drs. 10/4594, S. 23f. 

Der Arbeitnehmer ist durch die gesetzliche Schwei-
gepflicht 85) des Arztes bestenfalls gegen die unbe-
fugte Weitergabe seiner genetischen Daten ge-
schützt, nicht aber dagegen, daß aus diesen Daten 
Konsequenzen für seine Einstellung oder seine 
Weiterbeschäftigung gezogen werden 86) (vgl. dazu 
oben). 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, 

7. durch geeignete Maßnahmen die Anwendung 
genetischer Analysen in der betriebsärztlichen 
Praxis auf die Fälle zu beschränken, in denen 
solche Analysen durch rechtliche Vorschriften 
geregelt sind. 

Dadurch soll gewährleistet werden, 

a) daß nur wissenschaftlich abgesicherte Tests 
angewandt werden; 

b) daß bei der Entscheidung, welche Konse-
quenzen aus Testergebnissen zu ziehen sind, 
das Interesse an der Prävention von Berufs-
krankheiten mit dem Selbstbestimmungs-
recht des Arbeitnehmers abgewogen wird. 
Diese Entscheidung ist nicht nur eine ärztli-
che, sie ist zugleich eine der öffentlichen Ge-
sundheitspolitik. 

Das Erfordernis rechtlicher Regelung für geneti-
sche Analysen gilt nicht nur für die Erstuntersu-
chung bei der Einstellung, sondern auch für Nach-
sorgeuntersuchungen während des Arbeitsverhält-
nisses (z. B. Biomonitoring). Die Frage, welche 
Tests der Arzt für seine Diagnose verwendet, bleibt 
im allgemeinen seinem Ermessen überlassen. Im 
Fall genetischer Tests erscheint es jedoch im Inter-
esse des Arbeitnehmers notwendig, die Anwendbar-
keit der Tests und vor allem die Konsequenzen, die 
aus den Testbefunden gezogen werden dürfen, ver-
bindlich zu regeln. 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, 

8. die Berufsgenossenschaften aufzufordern, die 
verbindliche Regelung der Testanwendung und 
der Konsequenzen, die aus diesen Tests gezo-
gen werden dürfen, in der Unfallverhütungsvor-
schrift der Berufsgenossenschaften ,,Arbeitsme-
dizinische Vorsorge" (VBG 100) festzulegen. 

Dabei ist sicherzustellen, daß 

a) der betroffene Arbeitnehmer vor Beginn der 
Erstuntersuchung oder Nachsorgeuntersu-
chung über eine vorgesehene genetische 
Analyse informiert wird; 

b) der betroffene Arbeitnehmer darüber aufge-
klärt wird, welche Bedeutung das jeweilige 
Ergebnis der Analyse für ihn haben kann; 

c) der Inhalt des Gesprächs und die Einwilli-
gung des Arbeitnehmers zur Durchführung 
einer genetischen Analyse schriftlich fixiert 
und vom betroffenen Arbeitnehmer und dem 
aufklärenden Arzt unterzeichnet wird. 

85) Arbeitssicherheitsgesetz, § 8 I 1; Strafgesetzbuch, § 203 
88) vgl. Budde, 1985 
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Die Einwilligung zur genetischen Analyse ist 
unwirksam, wenn der betroffene Arbeitneh-
mer nicht vorher über die Umstände aufge-
klärt worden ist, denen er erkennbar eine 
Bedeutung für die Einwilligung beimißt. 

Richtlinien für die Zulassung von genetischen 
Tests im Rahmen von Arbeitsschutzvorschriften 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, 

9. die Voraussetzungen, unter denen genetische 
Tests in Arbeitsschutzvorschriften aufgenom-
men werden können, durch verbindliche Richtli-
nien zu präzisieren. Diese Richtlinien müssen 
den Berufsgenossenschaften Rahmenbedingun-
gen und Grenzen für die Einführung geneti-
scher Tests vorgeben. 

10. entsprechend die Reichsversicherungsordnung 
§ 708 Abs. 1 Ziff. 3 zu ergänzen. 

11. durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 
daß bei jeder Einführung von genetischen Tests 
folgende Bedingungen einzuhalten sind: 

a) Förmliches Zulassungsverfahren 
Es dürfen nur wissenschaftlich einwandfreie 
Tests verwendet werden. Dazu ist — neben 
der Zuverlässigkeit der Erfassung der gete-
steten Merkmale — vor allem wesentlich, 
daß der Voraussagewert des Merkmals be-
stimmt ist, also bekannt ist, welches Risiko 
für den einzelnen Merkmalsträger besteht, 
eine bestimmte Berufskrankheit zu bekom-
men. Im Falle genetischer Tests sollte die 
Gültigkeit der Testverfahren unter Beteili-
gung geeigneter Sachverständiger, z. B. im 
Rahmen öffentlicher Anhörungen, durch das 
Bundesgesundheitsamt festgestellt werden. 

b) Bekräftigung des Vorrangs des objektiven 
Arbeitsschutzes 
Die Erfassung individuell besonders anfälli-
ger Arbeitnehmer und gegebenenfalls ihr 
Ausschluß vom Arbeitsplatz sind nur dann 
zulässig, wenn eine Verbesserung der objek-
tiven Arbeitsbedingungen, die auch für den 
betroffenen Arbeitnehmer ausreichend wäre, 
unmöglich ist. 

c) Präventivmedizinische Relevanz 
Im Rahmen genetischer Tests, die durch 
Rechtsvorschrift zugelassen sind, dürfen 
keine Daten über Arbeitnehmer erzeugt wer-
den, die über die präventivmedizinische Ziel-
setzung der Tests hinausgehen. Die mögli-
chen Konsequenzen aus den Testverfahren 
müssen daher in den Vorschriften selbst fest-
gelegt sein. 

d) Beschäftigungsbeschränkungen 
Das individuelle Risiko, eine „arbeitsbeding-
te" Erkrankung zu bekommen, rechtfertigt 
im allgemeinen nicht den Ausschluß von be-
stimmten Beschäftigungsmöglichkeiten. Das 
Risiko für den einzelnen muß dazu schon er

-

heblich sein, was Eintrittswahrscheinlichkeit 
und Schwere des drohenden Schadens und 
Gefährdung Dritter betrifft. Im Falle von Be-
schäftigungsverboten soll das Diskriminie-
rungsverbot des Artikels 3 GG beachtet wer-
den. 

e) Transparenz der Testpraxis in den Betrie-
ben; Mitwirkung des Betriebsrates bzw. Per-
sonalrates 
Das Ausmaß der Nutzung rechtlich zulässi-
ger genetischer Tests und ihre Auswirkun-
gen auf die betriebliche Praxis müssen über-
prüfbar und nachvollziehbar sein. Daher sol-
len alle Anwendungen solcher Tests bei den 
Berufsgenossenschaften registriert werden. 
Die Arbeitsbereiche, für die wegen besonde-
rer Gefahren für bestimmte Risikopersonen 
die Anwendung der Tests vorgesehen ist, 
sind im Einvernehmen mit dem Betriebsrat 
bzw. dem Personalrat festzulegen. (§ 87 
Abs. 1 Ziff. 7 BetrVG und § 75 Abs. 3 Ziff. 11 
des Personalvertretungsgesetzes). 
Werden im Rahmen rechtlich zugelassener 
Testverfahren aufgrund einer genetisch be-
dingten Arbeitsstoffanfälligkeit gesundheitli-
che Bedenken gegen die Beschäftigung eines 
Arbeitnehmers geltend gemacht, die nicht zu 
beheben sind (Beschäftigungsverbot nach 
§ 10 Abs. 3 VBG 100), so ist die Berufsgenos-
senschaft davon zu unterrichten (entspre-
chend § 10 Abs. 5 VBG 100). 
Der Technische Aufsichtsdienst (TAD) bei 
den Berufsgenossenschaften soll in solchen 
Fällen überprüfen, ob die Gefährdung des 
Arbeitnehmers tatsächlich nicht durch an-
dere (technische oder organisatorische) Maß-
nahmen abzuwenden ist. 

Schutz der genetischen Daten des Arbeitnehmers 

Auch bei der Einhaltung der vorgeschlagenen Be-
schränkungen für genetische Analysen werden in 
Zukunft in wachsendem Umfang individuelle gene-
tische Daten über Arbeitnehmer anfallen. Da der 
Mißbrauch dieser Daten erhebliche Risiken für den 
Arbeitnehmer birgt, sind besondere Schutzmaßnah-
men erforderlich. 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, 

12. in die vorgesehene gesetzliche Regelung der 
Datenerhebung und -verwendung in wichtigen 
Sozialbereichen folgendes mit aufzunehmen: 

a) Die Voraussetzungen für eine wirksame Ent-
bindung von der Schweigepflicht des Arztes 
zu präzisieren. Nicht nur pauschale Entbin-
dungen von der Schweigepflicht, wie sie etwa 
bei Abschluß des Arbeitsvertrages für künf-
tige Untersuchungen erklärt werden, sind 
unwirksam, sondern auch vor einer Untersu-
chung erteilte Entbindungen sind von zwei-
felhaftem Wert. Der Arbeitnehmer muß die 
Möglichkeit haben, zunächst den Befund und 
das Ergebnis der Untersuchung zur Kennt- 
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nis zu nehmen, bevor er über die Weitergabe 
der Information entscheiden kann 87). 
Die Entbindungen der Schweigepflicht ha-
ben durch Einzelerklärung zu erfolgen. Diese 
Erklärung soll erst erfolgen, wenn das Unter-
suchungsergebnis feststeht 88). 

b) Genetische Daten, wie medizinische Daten 
allgemein, dürfen nicht in Personalinforma-
tionssysteme aufgenommen und nicht in an-
deren Dateien des Arbeitgebers elektronisch 
gespeichert und verarbeitet werden. 
Elektronische Speicherung muß ausgeschlos-
sen werden, um der Gefahr einer Zweckent-
fremdung solcher Daten und ihrer Verbin-
dung mit anderen Datenbeständen vorzubeu-
gen. 
Auch im betriebsärztlichen Bereich muß die 
elektronische Speicherung individualisierter 
genetischer Daten ausgeschlossen werden. 

Medizinische Forschung in der Arbeitswelt 89) 

Forschung, in der Zusammenhänge zwischen indi-
viduellen Erbanlagen und Berufsrisiken aufgeklärt 
werden sollen, muß in öffentlich-rechtlicher Form 
geregelt werden. Arbeitsmedizinische Forschung 
im Betrieb ist nur dann vertretbar, wenn eine Frei-
willigkeit der Teilnahme der betroffenen Arbeit-
nehmer und die Mitbestimmung des Betriebs- bzw. 
Personalrates gewährleistet ist. 

Im Bereich der allgemeinen medizinischen For-
schung am Menschen wird entsprechend der Forde-
rung der revidierten Deklaration des Weltärztebun-
des von Helsinki zum Schutz von Versuchsperso-
nen eine vorherige Begutachtung der Forschungs-
projekte durch eine „Ethik-Kommission" für not-
wendig gehalten und von den Förderungsinstituten 
vorgeschrieben. Die Forderung ist auf arbeitsmedi-
zinische Forschung, soweit sie Untersuchungsein-
griffe am Menschen voraussetzt, übertragbar. 

Darüber hinaus müssen die Festlegungen arbeits-
medizinischer Forschungsvorhaben, insbesondere 
solche, die genetische Analysen an Arbeitnehmern 
im Betrieb enthalten, unter Beteiligung der Ge-
werkschaften definiert und durchgeführt werden. 

87) vgl. Wiese, 1986, Jung, 1985 
88) Zur Praxis der Entbindung von der Schweigepflicht bei 

Einstellungsuntersuchungen im öffentlichen Dienst, 
siehe Erlaß des Innenministers NRW, MBL — NW 
Nr. 69, 1985, S. 1248 

89) Nach einer Ausschreibung des BMFT im Rahmen des 
Forschungsvorhabens zur Humanisierung des Arbeits-
lebens zum Arbeitsschwerpunkt „Krebsrisiken am Ar-
beitsplatz" vom Dezember 1985 werden Maßnahmen 
zur Entwicklung der Analytik von biologischem Mate-
rial der exponierten Arbeitnehmer gezielt gefördert. 
Im Rahmen dieser Förderung sollen die methodischen 
Grundlagen „zum Erkennen von Personen, Personen-
gruppen, die durch ein multifaktorielles Krebsrisiko, 
bedingt durch Einflüsse aus der Arbeit, Umwelt, per-
sönlichen Lebensweise und Dispositionen in einem ho-
hen Maße gefährdet sind", geschaffen werden. 

Die Kommission empfiehlt, dem Deutschen Bun-
destag, 

13. durch geeignete Maßnahmen dafür Sorge zu 
tragen, daß medizinische Forschung an Arbeit-
nehmern im Betrieb und in der Verwaltung 
durch eine gesetzlich vorgeschriebene zentrale 
„Ethik-Kommission" registriert und begutachtet 
wird. Diese „Ethik-Kommission" ist bei der Zen-
tralstelle für Unfallverhütung und Arbeitsmedi-
zin (ZeFU) anzusiedeln. Neben Medizinern sind 
auch Arbeitgeber und Gewerkschaftsvertreter 
sowie Naturwissenschaftler an dieser Kommis-
sion zu beteiligen. 

Das Konzept des „anlagebedingten Leidens" ist auf 
genetisch bedingte Arbeitsstoffanfälligkeiten nicht 
anwendbar 

Mit der Ausweitung der genetischen Diagnostik 
wird es zunehmend möglich, bei arbeitsstoffbeding-
ten Schädigungen von Arbeitnehmern nachzuwei-
sen, daß besondere genetisch bedingte Anfälligkei-
ten ein mitverursachender Faktor gewesen sind. 
Diese Mitverursachung darf bei der Frage, ob die 
Schädigung des Arbeitnehmers auf beruflicher Ein-
wirkung beruht, nicht berücksichtigt werden. We-
sentliche Ursache im Sinne der Rechtsprechung 
des Bundessozialgerichts ist in diesen Fällen immer 
die Belastung am Arbeitsplatz. Diese Wertung ent-
spricht dem anerkannten Prinzip, daß die Unfall-
versicherung den Arbeitnehmer in dem Gesund-
heitszustand schützt, in dem er sich bei Aufnahme 
seiner Tätigkeit befindet, auch wenn dieser Zustand 
eine erhöhte Gefährdung begründet 90). 

Risiken, die der einzelne Arbeitnehmer durch Teil-
nahme am Arbeitsleben auf sich nimmt, muß die 
Versicherungsgemeinschaft im Schadensfall tra-
gen. Die Ausführungen beziehen sich auf diejeni-
gen Sozialversicherungsansprüche, die sich aus Ar-
beitsunfällen bzw. Berufskrankheiten ergeben kön-
nen. 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, 

14. die Träger der gesetzlichen Sozialversicherung 
zu verpflichten, sicherzustellen, daß genetisch 
bedingte Anfälligkeiten gegenüber Arbeitsstof-
fen nicht nachträglich im Schadensfall gegen 
den Arbeitnehmer geltend gemacht werden dür-
fen. 

„Genetische Berufsberatung" außerhalb des Ar-
beitsverhältnisses 

Genetische Tests, die in der Arbeitswelt nicht zuge-
lassen sind, können gleichwohl vom Arbeitnehmer 
selbst genutzt werden, um sich über Risiken zu 
informieren und von sich aus auf einen angebote-
nen Arbeitsplatz oder die vorgesehene Berufswahl 
zu verzichten. Solche genetische Berufsberatung 
muß eine Option bleiben, die der Arbeitnehmer au-
ßerhalb des betriebsärztlichen Dienstes bei einem 
Arzt seines Vertrauens wahrnehmen kann. Ande- 

90) Vgl. Mehrtens, 1984, 89 f. 

 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6775 

rerseits droht die Gefahr, daß Bewerber Atteste 
über genetische Analysen bei der Einstellungsun-
tersuchung von sich aus mitbringen, um ihre Chan-
cen zu erhöhen oder die entsprechenden Auskünfte 
anbieten. Es gilt daher, den Mißbrauch freiwilliger 
genetischer Berufsberatung abzuwehren. 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, 

15. gesetzlich zu regeln 91), daß 

a) Ärzte bzw. medizinische Institutionen, die ge-
netische Analysen durchführen, welche nicht 
durch rechtliche Regelungen vorgeschrieben 
sind, keine Auskünfte über den Befund an 
Dritte (einschließlich Betriebsärzte) weiter-
geben dürfen; 

b) vom Arbeitgeber keine Atteste über beste-
hende oder nicht bestehende genetische Dis-
positionen gefordert oder entgegengenom-
men werden dürfen. 

6.2.3.5 Genomanalyse für Versicherungen 

6.2.3.5.1 Derzeitige Praxis der Erhebung 
von Gesundheitsdaten 

In der Bundesrepublik Deutschland sind zwei 
Grundtypen der Versicherung zu unterscheiden, die 
gesundheitliche Risiken versichern: die Sozialversi-
cherung und die privaten Versicherungen. 

Der Sozialversicherung gehört der Versicherte 
kraft Gesetz an. Die zu entrichtenden Beiträge rich-
ten sich nach einem gleichen Prozentsatz des Ar-
beitseinkommens, ohne daß persönliche Eigen-
schaften des Versicherten einen Einfluß hätten. 
Ausschlüsse aus der Sozialversicherung, beispiels-
weise aus der gesetzlichen Krankenversicherung 
wegen eines hohen Erkrankungsrisikos, sind nicht 
möglich. Daher werden bei Eintritt in die Sozialver-
sicherung keine Untersuchungen über den Gesund-
heitszustand des zu Versichernden verlangt 
(§§ 165 ff. RVO). Ausnahmsweise können bei dem 
Kreis der sog. versicherungsberechtigten Personen 
(§ 176 RVO) bestimmte Vorerkrankungen von den 
Versicherungsleistungen ausgenommen werden. 

Hauptgebiete der privaten Versicherung, die ge-
sundheitliche Risiken betreffen, sind die Lebens-
versicherung und die private Krankenversiche-
rung. 

Die Lebensversicherung dient der wirtschaftlichen 
Absicherung von Familien und Einzelpersonen bei 
frühem Tod, sie bietet aber auch die Möglichkeit zu 
steuerbegünstigter Vermögensbildung 92). Die pri-
vate Krankenversicherung dient der sozialen Absi-
cherung im Krankheitsfall. Soweit sie Aufwendun-
gen ersetzt, die infolge einer Krankheit entstehen, 
ist sie eine Schadensversicherung, sofern Pauschal-
beträge, wie z. B. Krankentagegeld, gezahlt werden, 
handelt es sich um eine Summenversicherung 93). 

91) Vgl. Krebsregistergesetz NRW vom 12.2.1985, GVB1. 
S. 125 ff. § 7 Abs. 2 

92) Deutsch, 1984, S. 157 
93) Deutsch, 1984, S. 165 

Die Versicherten verteilen sich auf die Versiche-
rungsträger wie folgt (Quelle: Statistisches Bundes-
amt): 

Krankenversicherung (Stand April 1982) 

Versicherungsträger der RVO (AOK, 
Ersatzkassen etc.), Landwirtschaftl. KK und 
Bundesknappschaft 	 89,7% 

Private Krankenversicherung 	7,9% 

Sonstige 	 2,1% 

Keine 	 0,3% 

Die privaten Versicherer versuchen, das zu über-
nehmende Risiko möglichst genau einzuschätzen, 
um entsprechend mit Ablehnung oder Prämienge-
staltung reagieren zu können. Zur Feststellung die-
ses Risikos verlangen private Kranken- und Le-
bensversicherungen umfassende Auskünfte vom 
Versicherungsnehmer über seinen Gesundheitszu-
stand sowie über bestimmte familiäre Krankheits-
belastungen. Vor Abschluß eines Lebensversiche-
rungsvertrages werden ab einer bestimmten Versi-
cherungssumme ärztliche Aufnahmeuntersuchun-
gen durchgeführt 94). Sofern der Versicherungsneh-
mer Umstände verschweigt, die „für die Übernahme 
der Gefahr erheblich sind", hat der Versicherer ein 
Rücktrittsrecht gem. § 16 II Versicherungsvertrags-
gesetz (VVG). 

Um dem Versicherer eine Risikoaufklärung zu er-
möglichen, verlangen die Versicherer in der Regel, 
daß der Versicherungsnehmer alle Ärzte und Klini-
ken, bei denen er in Behandlung war, von ihrer 
Schweigepflicht entbindet. 

6.2.3.5.2 Perspektiven der Anwendung 
gentechnischer Analysemethoden 

Durch die mit der Genomanalyse eröffneten dia-
gnostischen Möglichkeiten können in zunehmen-
dem Maße genetische Erkrankungen sowie Anfäl-
ligkeiten und Anlagen in die Risikobewertung der 
Versicherer aufgenommen werden. In diesem Fall 
wird die Mitteilung bekannter, bzw. die Einwilli-
gung in die Erhebung neuer Daten verlangt. Das 
kann dazu führen, daß in bestimmten Fällen entwe-
der ein Versicherungsvertrag grundsätzlich abge-
lehnt wird oder eine Versicherung nur unter erhöh-
ten Prämienzahlungen möglich ist. Wird z. B. einem 
Träger des Gens der Chorea Huntington der Ab-
schluß einer Lebensversicherung verweigert, so 
wird ihm damit nicht nur die Möglichkeit genom-
men, seine Familie für den Fall seines Todes auf 
Grund dieser Krankheit, sondern auch für den Fall 
eines frühzeitigen Todes auf Grund anderer Ursa-
chen abzusichern 95). Die Möglichkeit, anstelle einer 
privaten Versicherung auf die Sozialversicherung 
auszuweichen, kann als Alternative verschlossen 
sein, wenn der Betroffene nicht zum Kreis der in 

94) Deutsch, 1986, S. 3 
95) Deutsch, 1986, S. 4 
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der RVO genannten versicherungspflichtigen oder 
-berechtigten Personen gehört; z. B. ist ein Beitritt 
zur gesetzlichen Krankenversicherung bei Uber-
schreiten der monatlichen Beitragsbemessungs-
grenze nicht möglich (§§ 165 I Nr. 2, 166 I RVO) 96) 

Im Falle einer Aufnahme genetischer Tests in das 
Untersuchungsprogramm der Versicherer muß der 
Versicherungsnehmer zulassen, daß die Zukunft 
seiner Gesundheit ausgeforscht wird, die er selbst 
möglicherweise nicht kennen will. 

Auch für die Sozialversicherung können sich Fol-
gen ergeben. Die Tendenz privater Versicherer, 
weitgehend Risikopersonen auszuschließen, kann 
durch die Genomanalyse verstärkt werden. Danach 
haben sie die Möglichkeit, wegen der dann mögli-
chen niedrigen Prämien die Versichertengruppe 
mit dem besten Gesundheitszustand an sich zu bin-
den, während Risikopersonen der Sozialversiche-
rung überlassen werden. 

6.2.3.5.3 Bewertung und Empfehlung 
zur Genomanalyse für Versicherungen 

Stellungnahme 

Die Möglichkeiten der Genomanalyse werfen für 
den Bereich der privaten Versicherung zwei Fragen 
auf: 

a) Sollen genetische Tests, die Auskunft über die 
zukünftigen Gesundheitsaussichten und die Le-
benserwartung des Versicherungsnehmers ge-
ben, zur Voraussetzung des Abschlusses eines 
Versicherungsvertrages gemacht werden kön-
nen? 

b) Ist der Versicherungsnehmer gehalten, geneti-
sche Daten über seine Gesundheitsaussichten, 
die er selbst kennt, in vollem Umfang bei Ver-
tragsschluß auch dem Versicherer zu offenba-
ren? 

Zu a): Die Erhebung genetischer Daten bei Ver-
tragsschluß 

Bislang ist es nicht üblich, Versicherungsrisiken 
nach erblichen Faktoren zu differenzieren, die sich 
gegenwärtig beim Versicherungsnehmer nicht aus-
wirken, aber im Laufe seines zukünftigen Lebens 
zu Krankheit oder Behinderung führen können. So-
fern Informationen über solche Faktoren etwa im 
Rahmen einer ärztlichen Untersuchung anfallen, 
sind sie in der Regel lediglich Anlaß für eine ge-
nauere Diagnose von schon bestehenden Erkran-
kungen des Versicherungsnehmers. Sie führen aber 
grundsätzlich nicht schon als solche zum Ausschluß 
von Leistungen oder zur Ablehnung des Vertrags-
schlusses überhaupt. 

Die Enquetekommission hält es für angebracht, 
diese Zurückhaltung auch für die Zukunft zu erhal-
ten. 

96) Sofern bei einem Mitglied die Voraussetzungen für 
eine Versicherungspflicht entfallen, kann die Mitglied-
schaft freiwillig fortgesetzt werden. 

Risikodifferenzierung mittels genetischer Progno-
stik bedeutet, daß der Versicherungsnehmer erheb-
liche Abstriche von seinem Persönlichkeitsrecht 
hinnimmt. Er muß, will er nicht auf den Abschluß 
des Vertrages verzichten, die Zukunft seiner Ge-
sundheit ausforschen lassen. Die Freiheit, geneti-
sche Informationen über die eigene Zukunft gar 
nicht erst erheben zu lassen, ist ein wesentliches 
Moment der Selbstbestimmung der Person. Sie ist 
vermutlich jenem Kernbereich der Persönlichkeit 
zuzurechnen, der nach der Formel des Bundesver-
fassungsgerichts als „unantastbarer Bereich priva-
ter Lebensgestaltung" der Einwirkung der öffentli-
chen Gewalt schlechthin entzogen ist 97). Dieser Be-
reich sollte auch im Rahmen privater Vertrags-
gestaltung nicht ohne weiteres zur Disposition 
stehen. 

Dieser Ansicht steht das Prinzip der Vertragsfrei-
heit nicht entgegen. Zwar könnte der Versicherer 
im Rahmen seiner Vertragsfreiheit vielleicht gene-
tisch bedingte Krankheiten von vornherein aus 
dem von ihm angebotenen Versicherungsschutz 
ausnehmen. Ebenso wie ihm ja auch unbenommen 
bleibt, eine Versicherung überhaupt nicht anzubie-
ten. Bietet er sie aber, so sollte es ihm mit Rück-
sicht auf das Persönlichkeitsrecht des Versiche-
rungsnehmers nicht freistehen, die genetische Aus-
forschung des Antragstellers zur Vertragsvoraus-
setzung zu machen. Eine solche Praxis wäre nach 
gegenwärtiger Einschätzung wohl als sittenwidrig 
anzusehen, so daß sie gegebenenfalls durch die Ver-
sicherungsaufsicht zu beanstanden wäre 98). Das 
gilt sowohl für die Kranken- als auch für die Le-
bensversicherung. 

Zu b): Der Umfang der vorvertraglichen Anzeige-
pflicht 

Grundsätzlich müssen bei einer Versicherung die 
Vertragsparteien vom gleichen Kenntnisstand hin-
sichtlich der Wahrscheinlichkeit des Eintritts des 
Versicherungsfalls ausgehen können 99). Es wäre 
eine unfaire Ausnutzung eigener Kenntnisse, 
könnte beispielsweise ein Versicherungsnehmer, 
der weiß, daß er in absehbarer Zeit eine bestimmte 
Krankheit bekommen wird, dieses Wissen ausnut-
zen, um eine dieses Risiko abdeckende Versiche-
rung abzuschließen. Auf der anderen Seite handelt 
es sich bei genetischen Prognosen über zukünftige 
Krankheiten um sehr sensible persönliche Daten, 
die noch mehr als die üblicherweise geforderten 
Auskünfte zum gegenwärtigen Gesundheitszustand 
gegen Mißbrauch gesichert werden müssen. Der 
Antragsteller hat ein schützenswertes Interesse, 
solche Daten für sich zu behalten. Um hier einen 
angemessenen vertraglichen Interessenausgleich 
zu erreichen, sollte nach Art der genetischen Pro-
gnose und der Versicherung unterschieden wer-
den. 

Bei der Krankenversicherung (Krankheitskosten -  
oder Krankentagegeldversicherung) 100 )  soll der 

97) Bundesverfassungsgericht, Amtliche Sammlung 
Bd. 27, S. 1 

98) § 81 Abs. 2 Versicherungsaufsichtsgesetz 
99) § 16 Abs. 1 Versicherungsvertragsgesetz 
100)Deutsch, 1984, S. 165 
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Versicherungsnehmer Informationen darüber, daß 
bei ihm demnächst eine Krankheit ausbrechen 
wird oder vorbeugende Maßnahmen notwendig 
werden, dem Versicherer offenbaren. Er darf nicht 
eine Gefahr, von der er weiß, daß sie sich in abseh-
barer Zeit realisieren wird, auf die Versicherung 
abwälzen. 

Bei Prognosen über Risiken, die in weiterer Zu-
kunft oder nur mit gewisser Wahrscheinlichkeit 
eintreten werden, oder auch bei der Diagnose von 
bloßen Anfälligkeiten, die sich nur unter gewissen 
Umweltbedingungen auswirken, ist dagegen der 
Versicherer weniger schutzbedürftig. Bei den mei-
sten Menschen muß mit derartigen Faktoren ge-
rechnet werden. Die Manifestation einer Krank-
heitsanlage in unbestimmter Zukunft ist eine Ge-
fahr, die typischerweise durch die normale Kran-
kenversicherung abgedeckt werden soll. In diesen 
zuletzt genannten Fällen sollte daher dem Antrag-
steller gestattet sein, seine genetischen Daten für 
sich zu behalten, und die genetische Prognose sollte 
nicht als erheblicher Gefahrumstand nach § 16 
Abs. 1 VVG betrachtet werden. Das gilt sowohl für 
die Krankheitskosten-, wie für die Krankentage-
geldversicherung. 

Bei der Lebensversicherung sollte ebenso wie bei 
der Krankenversicherung keine Anzeigepflicht für 
genetische Risikofaktoren bestehen, die nur eine 
unsichere und unbestimmte Prognose zukünftiger 
Gesundheitsverschlechterung erlauben. Zwar wer-
den bei dieser Versicherungsart bisweilen auch 
Faktoren, die nur mit einer gewissen Wahrschein-
lichkeit die Lebensaussichten beeinflussen, bei der 
Prämiengestaltung berücksichtigt, etwa der Wohn-
ort oder die Art der Berufstätigkeit. Aber bei geneti-
schen Befunden mit geringem Prognosewert sollte 
das Interesse des Antragstellers an der Geheimhal-
tung höchstpersönlicher Daten Vorrang vor versi-
cherungswirtschaftlicher Optimierung haben. Die 
Gefahr, daß der Versicherungsnehmer sein beson-
deres Wissen in solchen Fällen zum Nachteil des 
Versicherers ausnutzen kann, ist vernachlässigens-
wert gering. 

Sichere Krankheitsprognosen, auch wenn sie län-
gerfristig sind, müßten dagegen grundsätzlich dem 
Versicherer offenbart werden, wenn der Versiche-
rungsnehmer sie kennt. Hier könnte man allenfalls 
erwägen, den Zeitraum, in dem Konsequenzen aus 
einer Verletzung der Anzeigepflicht gezogen wer-
den können, zu begrenzen 101).  Denkbar wäre etwa, 
daß der Versicherer auf das Recht beschränkt wird, 
sich von Leistungspflichten im Zusammenhang mit 
der prognostizierten Erkrankung zu befreien, wenn 
diese innerhalb von fünf Jahren nach Vertrags-
schluß ausbricht. Nach einer solchen Zeitspanne 
kann man angesichts der inzwischen gezahlten 
Prämien und des weiten Zeithorizonts des Eintritts 

101) In diese Richtung gehen die Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Lebensversicherung ohne-
hin schon, § 6 (Dreijahresfrist). Allerdings behalten 
sich bislang die Versicherer die Anfechtung des Ver-
trages wegen arglistigen Verschweigens vor. 

der Gefahr kaum noch von einer unfairen Ausnut-
zung der Kenntnisse bei Vertragsschluß sprechen. 

Empfehlung 

Die Enquete-Kommission empfiehlt dem Deutschen 
Bundestag, die Bundesregierung aufzufordern, dar-
auf hinzuwirken, daß die von der Versicherungs-
wirtschaft gegenwärtig geübte Zurückhaltung bei 
der Anwendung genetischer Analysen auch in Zu-
kunft eingehalten wird. Zum Schutz der Antragstel-
ler vor einer die guten Sitten verletzenden geneti-
schen Ausforschung soll sie im Wege der Versiche-
rungsaufsicht geschäftsplanmäßige Erklärungen 
der Versicherungsunternehmen herbeiführen, die 
den von der Enquetekommission in der obigen Stel-
lungnahme entwickelten Grundsätzen Rechnung 
tragen. 

Läßt sich auf diesem Wege eine Begrenzung der 
Anwendung genetischer Analysen nicht erreichen, 
so ist eine Änderung des Versicherungsvertragsge-
setzes in Betracht zu ziehen. 

6.2.3.6 Genomanalyse im Strafverfahren 

6.2.3.6.1 Derzeitige Methoden und Perspektiven 

Weitere Anwendungsmöglichkeiten bieten sich für 
die Genomanalyse im forensischen Bereich. Der 
DNA-Polymorphismus bewirkt individuelle Merk-
male im menschlichen Genom, die als „genetische 
Fingerabdrücke" bezeichnet werden 1 02). Diese 
Merkmale lassen sich zur Überführung von Straftä-
tern verwenden. Die Analyse kann an DNA durch-
geführt werden, die aus bis zu zwei Jahre alten 
Blut- oder Spermaresten oder aus Haarwurzeln ge-
wonnen wurden. 

Die dabei festgestellten Polymorphismen müssen 
mit den Polymorphismen der als Täter in Frage 
kommenden Person verglichen werden. Die dazu 
erforderliche Blutentnahme ist nach § 81 a Strafpro-
zeßordnung zulässig 103).  Ob darauf auch eine Ge-
nomanalyse gestützt werden kann, ist aber frag-
lich. 

Bisher wurden zur Identifizierung eines Blutrestes 
mehrere Analysen durchgeführt, bei denen außer 
der Blutgruppe mehrere Proteine auf individuelle 
Merkmale untersucht wurden. Diese Analysen kön-
nen höchstens noch an Zellen durchgeführt werden, 
die nicht älter als ein halbes Jahr sind. 

Eine weitere Anwendungsmöglichkeit ist der Nach-
weis von Verwandtschaftsbeziehungen. Beispiels-
weise wird sich in Zukunft ein Vaterschaftsnach-
weis bei Anwendung von vergleichenden Genom-
analysen auf DNA-Ebene mit größerer Zuverlässig-
keit als mit bisherigen Verfahren führen lassen. 
Dies gewinnt vor allem Bedeutung im Zivilprozeß, 
etwa bei einer Klage eines Kindes auf Unterhalt 
gegen seinen angeblichen Vater. 

102)Gill et al., 1986, S. 577; Dodd, 1986, S. 506; s. 6.2.2.4 
103)Kleinknecht, Meyer, 1983, § 81 a Rdnr. 9 
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6.2.3.6.2 Bewertung und Empfehlungen 
zur Genomanalyse im Strafverfahren 

Stellungnahme 

Genetische Analysen können bei der Feststellung 
von Tatsachen, die für ein Strafverfahren von Be-
deutung sind, eine erhebliche Rolle spielen. Gegen-
wärtig sind zwar nur Testverfahren in der Diskus-
sion, mit denen allenfalls die Identität einer Person, 
also etwa die Herkunft von Tatspuren, und Ver-
wandtschaftsbeziehungen bestimmt werden kön-
nen 104).  Aber der mögliche Einsatzbereich geneti-
scher Analysen reicht weiter. So ist in der Vergan-
genheit verschiedentlich auch versucht worden, ge-
netische Besonderheiten, wie beispielsweise die 
männliche XYY-Chromosomenkonstellation, bei der 
Bestimmung der Schuldfähigkeit und der Täter-
beurteilung ins Spiel zu bringen 105).  Nach der Auf-
fassung der Enquete-Kommission bedarf die Frage, 
inwieweit im Strafverfahren genetische Analysen 
zulässig sein sollen und gegebenenfalls gegen den 
Willen der Betroffenen angeordnet werden können, 
der gesetzlichen Regelung. 

Genetische Analysen sind „körperliche Untersu-
chungen", die beim Beschuldigten nach § 81 a Straf-
prozeßordnung angeordnet werden dürfen zur Fest-
stellung von Tatsachen, die für das Verfahren von 
Bedeutung sind 106). Das Gesetz ermächtigt zugleich 
zu bestimmten Eingriffen in den Körper, etwa auch 
zur Entnahme von Blut, aus dem sich das für die 
Genomanalyse erforderliche Zellmaterial gewinnen 
ließe. Nicht geregelt ist dagegen die Art der Unter-
suchungen, die an den entnommenen Blutproben 
durchgeführt werden dürfen. Sofern es sich um die 
Aufklärung von verfahrenserheblichen Tatsachen 
handelt, ist jede technisch mögliche Untersuchung 
gedeckt. 

Diese Rechtslage mag für die bisher üblichen Un-
tersuchungstechniken hinzunehmen sein. Verfah-
ren zur Feststellung von Alkohol oder Drogen im 
Blut oder serologische Untersuchungen zur Fest-
stellung der Abstammung mögen vielleicht einer 
besonderen Regelung nicht bedurft haben. Diese Si-
tuation ist anders, sobald Analysen zur Diskussion 
stehen, die möglicherweise weit in den Kernbereich 
der Persönlichkeit des Betroffenen hineinreichen. 

Als unbedenklich erscheint die Verwendung von 
Testmethoden, die genau nur die verfahrensrele-
vanten Tatsachen, also etwa die Herkunft von Tat-
spuren, feststellen, aber ansonsten gleichsam per-
sönlichkeitsneutral sind und keine weitere Ausfor-
schung des genetischen Schicksals und der geneti-
schen Anlagen des Betroffenen beinhalten. Nie-
mand kann ein schützenswertes Interesse geltend 
machen, nicht als Täter einer Straftat identifiziert 
zu werden oder, im Abstammungsprozeß, nicht 
seine Vaterschaft offenbar werden zu lassen. 

104)Letztere sind vor allem in zivilrechtlichen Vater-
schaftsprozessen bedeutsam, aber auch möglicher-
weise im Rahmen von Asylverfahren. Newmark, 1986 

105)Das sogenannte XYY-Syndrom wurde eine Zeitlang 
mit der Neigung zu gewalttätigem Verhalten ver-
knüpft. Diese Hypothese ist inzwischen widerlegt. 

106)Vgl. Kleinkecht, Meyer, 1983, § 81 a Rdnr. 1  

Aber es gibt sehr wohl ein schützenswertes Interes-
se, daß nicht im Zuge oder bei Gelegenheit einer 
solchen Feststellung zugleich Befunde über verbor-
gene oder zukünftig ausbrechende Krankheiten 
oder über genetisch bedingte Persönlichkeitsmerk-
male erhoben oder verwertet werden. Dasselbe gilt 
für Merkmale, die den Betroffenen als anomal oder 
minderwertig stigmatisieren könnten. Testverfah-
ren, die einen derartigen persönlichkeitsrelevanten 
Informationsüberschuß erzeugen, sollten als Er-
kenntnismittel im Strafprozeß ausscheiden. 

Allerdings könnten die Tatsachen, zu deren Aufklä-
rung gegebenenfalls eine körperliche Untersuchung 
angeordnet werden darf, auch die Persönlichkeits-
merkmale des Beschuldigten selbst betreffen, etwa 
seinen Charakter, seine Glaubwürdigkeit oder 
Schuldfähigkeit 107). Derartige Merkmale können 
jedoch auf absehbare Zeit vermutlich mit geneti-
schen Methoden nicht bestimmt werden. Es gibt 
auch gegenwärtig keine wissenschaftliche Basis für 
Hypothesen, die Persönlichkeitsmerkmale wie Cha-
rakter, Verhaltensneigungen, Intelligenz usw. mit 
genetischen Besonderheiten verknüpfen 108). 

Darüber hinaus sollten genetische Analysen sol-
cher Merkmale, wenn sie möglich werden, nicht im 
Rahmen des § 81 a StPO gegen den Willen der Be-
troffenen angeordnet werden können 109) 

Genetische Analysen dürfen, soweit sie nach dem 
bisher Ausgeführten überhaupt vertretbar sind, nur 
durch den Richter angeordnet werden. Die Zustän-
digkeit der Staatsanwaltschaft oder der Polizei 
kann, da eine mögliche Verzögerung den Untersu-
chungserfolg nicht gefährdet, in keinem Fall be-
gründet sein (§ 81 a Abs. 2 StPO). Die Anordnung 
des Richters sollte nicht nur das Untersuchungsziel, 
sondern auch das anzuwendende genetische Test-
verfahren enthalten. 

Besonderer Behandlung bedarf die Frage, inwie-
fern im Vorfeld des Strafverfahrens auch die Poli-
zei genetische Analysen durchführen können soll. 

Genetische Analysen an konkreten Personen soll-
ten nur durchgeführt werden können, wenn diese 
„Beschuldigte" sind, also ein konkretes Ermitt-
lungsverfahren gegen sie geführt wird, und wenn 
die Analyse der Feststellung verfahrenserheblicher 
Tatsachen dient. Sie sollten also weder zur Feststel-
lung der Identität einer bloß verdächtigen Person 
zulässig sein (§ 163 b Abs. 1 StPO), noch sollten sie 
als Maßnahme des polizeilichen Erkennungsdien-
stes oder der allgemeinen polizeilichen Prävention 
in Betracht gezogen werden. 

Nach geltendem Recht sind in allen diesen polizeili

-

chen Aufgabenbereichen Eingriffe in den Körper zu 

107)Kleinknecht, Meyer, 1983, § 81 a Rdnr. 3 
108)Zum XYY-Fall vgl. etwa H. Witkin et al., 1976, weitere 

Literatur zu anderen Bereichen der Verhaltensgene-
tik 

109)Zu  den Grenzen der Ausforschung des Beschuldigten 
im Strafverfahren vgl. BVerfGE 28, 389: Es verstößt 
gegen den Grundsatz der Menschenwürde, den Be-
schuldigten zum bloßen Objekt der Verbrechensauf-
klärung zu machen. Ebenso BGHSt 5, 332 = NJW 54, 
649 (Lügendetektor). 
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Untersuchungszwecken gegen den Willen der Be-
troffenen unzulässig 11o).  Diese Rechtslage schließt 
gegenwärtig den Rückgriff auf genetische Analysen 
aus. Sie sollte bekräftigt werden. Die Ausdehnung 
polizeilicher Erkennungs- und Präventionsmaßnah-
men auf die Erfassung individueller genetischer 
Merkmale begegnet erheblichen datenschutzrecht-
lichen Einwänden. Sie würde dazu führen, daß sich 
in polizeilichen Materialsammlungen genetische In-
formationen über eine wachsende Zahl von Perso-
nen anhäufen, weil sie als Grundlage für Observa-
tionen und für die Ermittlung von Straftaten für 
notwendig erachtet werden. Zwar können die Be-
troffenen die Vernichtung solcher Unterlagen ver-
langen, falls die weitere Aufbewahrung kriminal-
technisch nicht mehr erforderlich ist 111),  der bes-
sere Schutz aber besteht darin, schon die Samm-
lung der Daten zu begrenzen. 

Genetische Analysen an Tatspuren (Blut, Sperma, 
Hautfetzen etc.) können bislang von der Polizei in 
eigener Regie ohne inhaltliche Beschränkung der 
dabei zu erhebenden Merkmale durchgeführt wer-
den. Mit dem Aufbau der dazu benötigten genanaly-
tischen Laborkapazitäten bei den Kriminalämtern 
ist zu rechnen. Auch in diesem Bereich kann es zu 
einer schwer kontrollierbaren Ansammlung indivi-
dueller genetischer Daten in den internen polizeili-
chen Unterlagen kommen. Im Prinzip könnte in al-
len Fällen, in denen Zellmaterial zur Verfügung 
steht, ein umfangreiches, nur durch die technischen 
Möglichkeiten der Analyseapparate begrenztes, ge-
netisches Profil unbekannter, aber identifizierbarer 
Personen (Täter, Opfer oder sonstwie Beteiligte) 
erstellt werden. 

Genetische Analysen, die gegen den Beschuldigten 
im Verfahren nicht angeordnet werden könnten, 
sollten auch nicht an Tatspuren durchgeführt wer-
den. Um diese Beschränkung kontrollierbar zu ma-
chen, sollte erwogen werden, die Durchführung sol-
cher Analysen grundsätzlich den gerichtsmedizini-
schen Instituten zu übertragen und diese auf die 
Einhaltung der entsprechenden Beschränkungen 
besonders zu verpflichten. 

Ebenso ist zu prüfen, ob die gerichtsmedizinischen 
Institute zuständig sein sollen für die Aufbewah-
rung von Zellmaterial, falls diese erforderlich ist. 
Auch die Dauer der Aufbewahrung ist zu regeln. In 
den üblichen Karteien und Materialsammlungen 
der Polizei würden dann nur die Ergebnisse der 
zulässigerweise durchgeführten genetischen Analy-
sen gespeichert werden, nicht das untersuchte 
Material selbst, das in unkontrollierbarer Weise 
für weitere Untersuchungen verwendet werden 
könnte. 

Empfehlungen 

1. Die Enquete-Kommission empfiehlt dem Deut-
schen Bundestag, bei den anstehenden Novellie- 

110)Als zulässig werden Röntgenuntersuchungen, auch 
Ultraschalluntersuchungen angesehen, Kleinkecht, 
Meyer, 1983, § 81b Rdnr. 8 

111)Vgl. Bundesverwaltungsgericht, Entscheidungen 
Band 26, 169 

rungen des Strafverfahrensrechts und bei den 
Diskussionen über die Entwicklung und Verein-
heitlichung des Polizeirechts des Bundes und der 
Länder die besondere Problematik der Erhe-
bung, Verwertung und Speicherung genetischer 
Analysen bei der Strafverfolgung und der polizei

-

lichen Prävention aufzugreifen und Regelungen 
zu entwickeln bzw. auf sie hinzuwirken, die den 
hier vorgetragenen Bedenken Rechnung tragen. 

2. Sie empfiehlt ferner, daß sich die Konferenz der 
Datenschutzbeauftragten des Bundes und der 
Länder dieser Problematik annimmt und zu ihr 
Stellung nimmt. 

6.3 Gentechnische Eingriffe in das Erbgut 
menschlicher Zellen 

6.3.1 Definition und Abgrenzung 
des Anwendungsbereiches 

Bei der Gentherapie handelt es sich um gezielt aus-
geführte Veränderungen des menschlichen Erbma-
terials zur Korrektur von erblich bedingten Erkran-
kungen. Die hier diskutierten Anwendungs- und 
Entwicklungsmöglichkeiten grenzen sich gegen die 
Genomanalyse beim Menschen dadurch ab, als bei 
letzterer das Erbmaterial nicht verändert, sondern 
seine Struktur und Beziehungen zu Krankheits-
symptomen aufgeklärt werden. 

Im Bereich der Gentherapie sind zwei Anwen-
dungsbereiche zu unterscheiden: 

— die Korrektur von genetischen Defekten in Kör-
perzellen (somatische Gentherapie); 

— die Korrektur von genetischen Defekten in Zel

-

len der Keimbahn (Keimbahn-Gentherapie). 

Bei der somatischen Gentherapie werden Gene in 
Zellen eines Gewebes oder Organs eines Menschen 
gezielt verändert. Die Auswirkungen dieses Eingrif-
fes sind auf das behandelte Individuum begrenzt. 

Bei der Keimbahn-Gentherapie schließt die Kor-
rektur auch solche Zellen mit ein, die die genetische 
Information an die nachfolgende Generation wei-
tergeben 112) 

Ziel beider Formen der Gentherapie ist es, krank-
heitsverursachende Defekte im Genom des Men-
schen zu kompensieren durch 

— Einbringen des „normalen" Gens oder 

— Einbringen eines die Auswirkungen kompensie-
renden Gens oder 

— Austausch des defekten Gens gegen das „norma-
le" Gen. 

Es ist einleuchtend, daß für eine Gentherapie insbe-
sondere solche Krankheiten geeignet sind, deren 
Ursache in der Strukturveränderung von nur einem 
Gen liegt. Heute sind mehr als dreitausend derar-
tige monogene Erbkrankheiten bekannt. Durch die 

112) Die Gesamtheit dieser Zellen, zu denen auch die ei-
gentlichen Keimzellen gehören, bilden die Keimbahn. 

 



1. Schritt: 

Entnahme von zu therapierenden Körperzellen, 
z. B. Knochenmarkzellen 

2. Schritt: 

Reparatur des genetischen Defekts in vitro 

— Zellkulturen von entnommenen Zellen 

— Isolation und Klonierung des (der) zu über-
tragenden Gens (Gene) 

— Gentransfer mittels verschiedener Techniken 
(virale Vektoren, Elektroschock, chemische 
Techniken) 113) 
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Methoden der Genom-Analyse (s. 62.2) werden der-
zeit einige dieser Erkrankungen sowie Dispositio-
nen für ein höheres Erkrankungsrisiko auf Gende-
fekte oder Genvariationen zurückgeführt und auf 
DNA-Ebene identifiziert. 

6.3.2 Somatische Gentherapie 

6.3.2.1 Einführung 

Die somatische Gentherapie läßt sich bei den Sub-
stitutionstherapien der Human-Medizin einordnen. 
Bisher wurde bei derartigem Heilverfahren eine 
fehlende Substanz dem Patienten von außen zuge-
führt: 

— Fehlt einem Menschen aufgrund eines entspre-
chenden Gendefekts wirksames Wachstumshor-
mon, so muß ihm in seinen Kindheits- und Ju-
gendjahren Wachstumshormon in Intervallen 
vom Arzt verabreicht werden, oder 

— fehlt einem Menschen aufgrund einer entspre-
chenden Strukturänderung in dem zugehörigen 
Gen eine für die Blutgerinnung essentielle Sub-
stanz, so muß ihm zeitlebens der entsprechende 
Blutgerinnungsfaktor in zeitlichen Abständen 
gespritzt werden, u. a. um ein Verbluten bei 
schon geringfügigen inneren oder äußeren Ver-
letzungen zu verhindern. 

Bei der somatischen Gentherapie soll nun durch 
Übertragung eines „normalen" Gens eine Korrektur 
im Erbmaterial des Patienten vorgenommen wer-
den, die das krankheitsauslösende Gen substituiert. 
Die Übertragung des genetischen Materials kann 
außerhalb des Körpers des Patienten (in vitro) oder 
direkt im Körper des Patienten (in vivo) erfolgen. 
Die gegenwärtigen Bemühungen konzentrieren 
sich auf den in vitro-Fall; das Prinzip dieser Form 
der somatischen Gentherapie und ihre einzelnen 
Schritte sind im nachfolgenden Schema zusammen-
gefaßt (Tabelle 6-5). 

Tabelle 6-5 

Schema der somatischen Gentherapie in vitro 

113) Die Prinzipien der verschiedenen Transfertechniken 
und der zugehörigen zellbiologischen Methoden sind 
Abschnitt B 2. zu entnehmen. 

3. Schritt: 

Selektion erfolgreich (das übertragene Gen wird 
integriert und funktioniert) reparierter Zellen 

4. Schritt: 

Reimplantation der korrigierten Körperzellen 
(evtl. nach entsprechender Vorbereitung des Pa-
tienten z. B. durch Ausschaltung der noch vor-
handenen „kranken" Knochenmarkzellen) 

5. Schritt: 

Erfolgskontrolle: 

Das übertragene Gen arbeitet auch unter in vivo

-

Bedingungen und kann seine Substitutionsfunk-
tion erfüllen 

6.3.2.2 Historische Entwicklung der somatischen 
Gentherapie und heutiger Entwicklungs-
stand 

Aus der Molekulargenetik von Viren und Bakterien 
ist schon länger bekannt, daß Viren bakterielle und 
zelluläre Gene in ihr Genom integrieren und in infi-
zierte Zellen übertragen können. Mit Hilfe der Gen-
technologie konnte dieses zufällige Ereignis zum 
Konstruktionsprinzip erhoben werden: So wurde 
1980 ein ß-Globingen des Kaninchens mit der vira-
len DNA des Affenvirus SV 40 rekombiniert und 
damit eine Affenzellinie in Zellkultur infiziert. Die 
Synthese des Kaninchenhämoglobins in den Affen-
zellen konnte demonstriert werden. In einem ande-
ren frühen Experiment wurde mit Hilfe des Verfah-
rens der DNA-Mikroinjektion (s. Abschnitt B 2.) das 
Gen für ein Enzym des Herpes simplex-Virus, die 
Thymidinkinase, und menschliche ß-Globingen-
DNA in Mauszellen (sog. L-Zellen) injiziert. Einige 
L-Zellen konnten Thymidinkinase produzieren und 
damit auf einem ganz bestimmten Nährmedium 
überleben; das [3-Hämoglobin wurde jedoch nicht 
synthetisiert 114) 

Die verwendeten Methoden hatten eine sehr ge-
ringe Effizienz, so daß sich in den folgenden Jahren 
zur Vorbereitung einer somatischen Gentherapie 
im Tiermodell ein anderes experimentelles System 
herausbildete: Es zeigte sich, daß bestimmte, auch 
tumorauslösende Viren — die Retroviren — als effi-
ziente Überträger von Fremdgenen (Vektoren) ver-
wendet werden konnten. Als Empfängerzellen wur-
den Knochenmarkzellen der Maus gewählt, die zu 
einem geringen Prozentsatz (1 : 10 000) Stammzel-
len enthalten, die unbegrenzt teilungsfähig sind 
und damit immer wieder — einmal selbst genetisch 
verändert — diese Veränderung vervielfältigen und 
weitergeben können. Mit den viralen Vektoren re-
kombiniert werden Gene, deren Funktion experi-
mentell gut nachgewiesen werden kann, wie z. B. 
das bakterielle Gen für Resistenz gegen das Anti-
biotikum Neomycin oder Gene von Säugetieren ein-
schließlich des Menschen, die möglicherweise für 

114) Beide Experimente nach Anderson und Diacumakos, 
1981 
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eine somatische Gentherapie relevant werden 
könnten, wie z. B. Immunglobulingene, Hämoglo-
bingene, das Gen für das menschliche Wachstums-
hormon sowie Gene, die Enzyme des Nukleinsäure-
stoffwechsels kodieren 115). 

115) Kolata, 1984  

Die Erfolge dieser in vitro-Genübertragung in be-
zug auf Integration und Expression (Ablesung und 
Proteinsynthese) in der Empfängerzelle sind bisher 
unterschiedlich verlaufen (s. Tabelle 6-6). So konnte 
zwar in den meisten Fällen der Transfer und die 
Integration der DNA in die Knochenmarkzellen 
nachgewiesen werden, nicht jedoch ihre Expres-
sion. 

Tabelle 6-6 

Gentransfer in somatische Zellen von Säugetieren zur Vorbereitung einer somatischen Gentherapie 

Klonierte DNA 
(Donor) Empfängerzelle 

in vitro-Nachweis in vivo-Nachweis 

Referenz Inte

-

gration 
Expres

-

sion 
Über

-

tragung 
Expres

-

sion 

bakterielle 
Neomycinresistenz 
(neon) 

Knochenmark

-

zellen der Maus, 
inkl. Stammzellen 
(H-SES) 

+ 	+ Joyner et al., 1985 

H-SES + 	kein 
Nach

-

weis 

+ 	kein 
Nach

-

weis 

Williams 
et al., 1984 

H-SES + 	+ + 	+ Keller et al., 1985 
Lylitia et al., 1985 

Mausonkogen (v-myo) 
+ neoR 

H-SES + 	+ + 	+ Wagner et al., 
1985 

Thymidinkinase (TK) 
von Herpes simplex 

L-Zellen der Maus + 	+ Anderson, 1981 

Kaninchen ß-Globin L-Zellen der Maus 

Affenzellen 

+ 	– 

+ 	+ 

Anderson, 1981 

Anderson, 1981 

Immunoglobulingene 
der Maus 

H-SES ? 	? Kolata, 1984 

Human-a- und 13-Globin 

Adenosindesaminase, 
(ADA) 

H-SES + 	– Kolata, 1984 

H-SES-ß

-

Globin 
(Thalassämie-
maus) 

+ 	– ? Kolata, 1984 

H-SES noch 
offen 

Kolata, 1984 

Purin-Nukleotid

-

Phosphorylase 
(PNP) 

H-SES noch 
offen 

Kolata, 1984 

Hypoxanthin-Guanin

-

Phosphoribosyl-Trans-
ferase (HPRT) 

H-SES + 	+ + 	+ Hiller et al., 1984 

neoR-ß-Globin Hybridzellen 
Maus — Mensch 

+ 
(gezielte 

Integration) 

Smithies 
et al., 1985 

13-Globin humane Knochen

-

markzellen 
(H-SES) von 
Patienten 

? 	? – 	– Cline, 1982 

HPRT H-SES + 	+ Gruber et al., 1985 
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Es war lange geglaubt worden, daß Zwergwuchs 
oder Hämoglobinabnormalitäten (ß-Thalassämie 
oder Sichelzellanämie) die ersten Kandidaten für 
eine somatische Gentherapie sein würden. Doch es 
stellte sich heraus, daß die Regulation des Aktivi-
tätsmusters dieser Gene so kompliziert ist, daß die-
ses System erst noch weiter erforscht werden muß. 
Für die nächste Zeit kommen daher für den Gen-
transfer in Knochenmarkzellen mit nachfolgender 
Reimplantation vor allem solche Gene in Frage, de-
ren Expression relativ einfach reguliert ist 116) 
Dazu gehören die Gene für die Adenosin-Desami-
nase (ADA) und die Purin-Nukleosid-Phosphorylase 
(PNP). 

Den nächsten Schritt im Aufbau eines Tiermodells 
bereiten Forschungen vor, in welchen die genetisch 
veränderten Knochenmarkzellen in eine Maus, de-
ren Knochenmark vorher durch Bestrahlung zer-
stört wurde, reimplantiert werden. Die dabei über-
tragenen Stammzellen können die Milz besiedeln. 
Das übertragene bakterielle Gen für Neomycin-Re-
sistenz kann in 10 bis 25 % der Zellen nachgewiesen 
werden 117). In einem analogen Experiment konnte 
auch das HPRT-Gen in vitro und in vivo nach-
gewiesen werden 118), dessen Fehlen bzw. Nicht-Ex-
pression das Lesch-Nyhan-Syndrom bewirkt (s. a. 
Tabelle 6-7). Neuerdings konnte nicht nur die Über-
tragung, sondern auch die Expression des bakteriel-
len Neomycinresistenz-Gens sowie die eines ko-
transferierten Gens (des Onkogens v-myc) im re-
konstituierten Knochenmark von Mäusen demon-
striert werden 119). 

Zur Vorbereitung des ersten Therapieversuches 
muß das Mäusemodell an den Menschen adaptiert 
werden. Es ist gelungen, mit Hilfe von sogenannten 
amphotropen Retroviren 120) als Vektoren das 
HPRT-Gen in normale menschliche Knochenmark-
zellen zu übertragen, die Replikation des HPRT-
Provirus in Stammzellen zu demonstrieren und in 
einem nachfolgenden Schritt auch die Expression 
des HPRT-Gens nachzuweisen 121).  Neuerdings 
konnte auch das bakterielle Neomycinresistenz-
Gen sowie ein mutiertes Dihydrofolat-Reduktase-
Gen, welches eine Resistenz gegen die zytostatische 
Droge Methotrexat bedingt, wiederum mit Hilfe von 
amphotropen Retrovirusvektoren auf menschliche 
Knochenmarkstammzellen übertragen werden. Ei-
nige Stammzellen wurden dadurch Neomycin- bzw. 
Methotrexat-resistent 122) 

In einem besonders eleganten Experiment ist es 
nun gelungen, ein ß-Globingen mit Hilfe eines Plas-
mids als Vektor und der Methode der Elektropora-
tion gezielt am richtigen Genlocus auf dem Chromo-
som zur Rekombination zu veranlassen 123).  Damit 

116)OTA, 1984 
117)Williams et al., 1984 
118)Miller et al., 1984 
119)Wagner et al., 1985 
120)Retroviren mit einem erweiterten Wirtsspektrum; sie 

werden normal in Mauszellkulturen vermehrt, kön-
nen jedoch auch menschliche Zellen infizieren. 

121)Gruber et al., 1985 
122)Hock und Miller, 1986 
123)Smithies et al., 1985  

ist ein erster Schritt in Richtung auf eine kontrol-
lierte Integration und möglicherweise Expression 
von übertragenen Genen getan. 

In bezug auf den letzten Schritt zur somatischen 
Gentherapie — den menschlichen in vivo-Versuch 
oder den ersten Therapieversuch — gab es zwei 
erfolglose, wissenschaftlich nicht ausgereifte „Trial-
and-error"-Experimente. Der erste Versuch erfolgte 
Anfang der 70er Jahre in Köln, wo Kinderkliniker 
versuchten, drei Schwestern mit einer Arginasede-
fizienz, die über eine endogene Ammoniakvergif-
tung zu Gehirnschäden und zum Tod führt, zu the-
rapieren. Sie infizierten sie mit einem „harmlosen" 
Virus, dem Shope-Papillom-Virus, welches ein Argi-
nasegen trägt. Sie hatten dabei die Hoffnung, daß 
das Gen entweder in das Genom von Blutzellen 
integriert würde oder wenigstens eine Enzymsyn-
these in Gang setzen würde. Anfangs konnte eine 
Erhöhung des Arginasespiegels nachgewiesen wer-
den, der jedoch keinen physiologischen Effekt hat-
te 124). Ähnlich erfolglos verliefen auch Experimen-
te, die mit Patienten in Israel und Italien durchge-
führt wurden, die an Thalassämie litten. Hier wur-
den Knochenmarkzellen von Patienten in vitro mit 
rekombinanter DNA des Hämoglobingens inkubiert 
und in den Patienten zurückübertragen. Die Inte-
gration und Expression des Gens wurde nicht gete-
stet; das Krankheitsbild veränderte sich nicht 125). 

6.3.2.3 Zukünftige Möglichkeiten und 
Forschungsziele 

Für das Ziel einer somatischen Gentherapie von 
Hämoglobinanomalien (z. B. 0-Thalassämie) reicht 
nicht allein die Substitution des defekten Gens 126). 
Das Hämoglobin-Protein setzt sich aus vier Unter-
einheiten, zwei a- und zwei ß-Ketten zusammen. Die 
koordinierte Synthese der Untereinheiten erfordert 
eine komplizierte Regulation der Genexpression. 
Ein weiter gestecktes Ziel ist die Kontrolle der zell-
typspezifischen Genexpression 127).  Auf diese Weise 
sollte es dann auch möglich werden, daß z. B. ein 
Hämoglobingen, welches in eine totipotente 
Stammzelle des Knochenmarks transferiert wird, 
später nur in den roten Blutzellen oder ihren Vor-
läuferzellen aktiv wird. 

Das Spektrum an Methoden des Gentransfers ver-
größert sich. Ein Beispiel ist der Transport von 
DNA mit Hilfe von Membranvesikeln oder Liposo-
men, die aus künstlichen Membranlipiden oder aus 
speziell vorbehandelten Bakterien oder roten Blut-
zellen konstruiert werden können 128).  Diese könn-
ten dann — so ist die Vorstellung — mit Empfän-
gerzellen fusioniert werden und dabei die DNA ab-
laden. Diese neue Methode wird für vielverspre- 

124)Terheggen et al., 1975 
125)OTA, 1984, S. 45; Cline, 1982. Der Fehlschlag ist erklär-

bar, wenn man die geringe Effizienz der verwendeten 
Methode und die Seltenheit der Stammzellen in einer 
Population von Knochenmarkzellen in Rechnung 
stellt. Weatherall, 1984 

126)OTA, 1984, S. 57-60 
127)Wagner, 1985, S. 11 
128)Abschnitt 3.2 und OTA, 1984, S. 12 
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chend gehalten, wenn es gelingt, Membranen mit 
spezifischen Oberflächenmarkern zu konstruieren, 
so daß die Liposomen von einem bestimmten Ziel-
gewebe z. B. der Bauchspeicheldrüse oder der Leber 
erkannt werden. Proteine mit solchen Eigenschaf-
ten können heute schon synthetisiert werden 129) 
Auf diese Weise sollte es dann auch möglich wer-
den, ohne einen in vitro-Schritt, also nur in vivo 
eine somatische Gentherapie vorzunehmen. Aller-
dings ist diese Möglichkeit an die Voraussetzung 
geknüpft, daß sich die Zielzellen tatsächlich in ei-
nem der Phagozytose ähnlichem Vorgang die Lipo-
somen „einverleiben" können. Viele Körperzellen 
besitzen diese Fähigkeit nicht. 

6.3.2.4 Biologische Risiken, die mit dem bisher ent-
wickelten Schema zur somatischen Genthe-
rapie verbunden sind 

Bevor eine somatische Gentherapie erfolgreich und 
risikofrei in der Human-Medizin eingesetzt werden 
kann, müssen noch einige Probleme zufriedenstel-
lend gelöst werden, die bisher noch ein potentielles 
Risiko für Laborpersonal und Patienten darstel

-

len 130) 

Die Integration des genetischen Materials kann 
nicht kontrolliert werden 

Der Integrationsort des transferierten genetischen 
Materials im Genom der Empfängerzelle kann bis-
her — bis auf eine Ausnahme — noch nicht kontrol-
liert werden. Es ist ungeklärt, wie viele Kopien der 
transferierten Gene schadenslos integriert werden 
können und wie groß die Wahrscheinlichkeit ist, 
daß durch eine Integration Mutationen ausgelöst 
bzw. Gene zur falschen Zeit am falschen Ort akti-
viert werden 131) 

Auch die Stabilität der Integration über die Zeit-
dauer von Zellgenerationen ist bisher nicht be-
stimmbar. 

Die Regulation der Expression des transferierten 
Gens wird nicht beherrscht 

Für die einwandfreie biologische Funktion der ge-
netisch veränderten Zelle ist es wichtig, daß die 
Expression des transferierten Gens physiologisch 
eingebaut ist in die zellulären Regulationsvorgänge. 
Es kann nicht ausgeschlossen werden, daß es hier 
bei zu vielen Kopien des transferierten Gens zu 
Funktionsstörungen kommt. 

Die Sicherheit des verwendeten Vektors ist noch 
nicht gewährleistet 

Die heute in großem Umfang verwendeten Retrovi

-

ren als Vektoren können bei verschiedenen Tier- 

129)Johnson, 1985 
130)OTA, 1984, S. 22 f.; Anderson, 1985, S. 278-282 
131)Fox, 1984  

arten Krankheiten, wie z. B. Tumore, auslösen. Eine 
Expression zellulärer Gene im Gewebe von Prima-
ten zu einem biologisch nicht vorgesehenen Zeit-
punkt in einem dafür nicht vorgesehenen Gewebe 
kann durch Retroviren induziert werden, die denen 
ähnlich sind, die jetzt für den Gentransfer entwik-
kelt werden 132)  Gegenwärtig kann jedenfalls nicht 
ausgeschlossen werden, daß ein retroviraler Vektor 
mit endogenen viralen Sequenzen rekombiniert 
und ein neues infektiöses Virus produziert wird, das 
ein tumorauslösendes (onkogenes) Potential be-
sitzen kann 133).  Bisher ist es nicht gelungen, diese 
Möglichkeit ganz auszuschließen 134).  Folgende Fra-
gen sind ungeklärt: 

Was wird aus den viralen Vektoren, wenn sie ein-
mal in die Zellen gelangt sind? Ist es prinzipiell 
möglich, virale Vektoren so zu konstruieren, daß 
mit Sicherheit keine (infektiösen) Virusrekombi-
nanten auftreten, und zwar weder solche, die akute 
Infektionen nach sich ziehen, noch solche vom Typ 
der "slow-virus diseases", noch solche, die ein onko-
genes Potential besitzen 135)? 

Bei einer in vivo-somatischen Gentherapie ist die 
Gewebsspezifität der Integration nicht gewährlei-
stet 

Sollte jemals die Möglichkeit einer in vivo-somati-
schen Gentherapie ins Auge gefaßt werden, z.B. in-
dem retrovirale Vektoren intravenös verabreicht 
werden, muß auf jeden Fall die Gewebsspezifität 
dieser Überträgersysteme sichergestellt werden 136). 
Diese Gewebsspezifität schließt ein, daß diese Vek-
toren nicht nur vorzugsweise das Zielgewebe fin-
den, sondern auf keinen Fall Gene in anderen als 
den adressierten Geweben abladen. Das könnte 
z. B. in Keimbahnzellen zu unabsehbaren Konse-
quenzen führen 137). 

6.3.2.5 Medizinischer Nutzen und ungelöste Pro

-

bleme der somatischen Gentherapie 

Vorausgesetzt, die Vorarbeiten haben zu einem si-
cheren Therapie-Schema mit hoher Erfolgsquote 
geführt, bieten sich verschiedene genetisch be-
dingte Krankheiten für eine somatische Genthera-
pie an. In der nachfolgenden Tabelle 6-7 sind einige 
monogen-bedingte Erbkrankheiten zusammenge-
stellt, die als erste Kandidaten für eine somatische 
Gentherapie mit Hilfe eines in vitro-Gentransfers 
in Frage kommen 138). 

132)OTA, 1984, S. 23 
133)Anderson, 1985, S. 281 
134)Ein solches Rekombinationsereignis tritt mit einer 

Häufigkeit von 1 unter 10 000 bis 100 000 in der Nach-
kommenschaft der Vektorviren auf Bialy, 1986. 

135)Eine ausführliche Diskussion dieser Aspekte erfolgt 
in Abschnitt D 1. 

136)Anderson, 1985, S. 280 
137)OTA, 1984, S. 22 
138)vgl. OTA, 1984, S. 26 
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Tabelle 6-7 

Monogen bedingte Erbkrankheiten des Menschen, sowie genetische Varianten 
die zu einer Erkrankung führen können 

Name Symptome Erblicher Defekt 
(Variation) im Gen für Häufigkeit 139) 

Sichelzellanämie 	 gestörter Sauerstofftrans

-

port, Knochen- und Knor-
pelschäden 

Hämoglobin-ß-Kette 

ß-Thalassämie 	 starke Anämie, große In

-

fektanfälligkeit 
Hämoglobin-ß-Kette 

Hämophilie A 	 Blutungsneigung 
Leberschädigung 

Gerinnungsfaktor VIII 1 : 5 000 (nur männ-
lich) 

Hämophilie B 	 Blutungsneigung Gerinnungsfaktor IX 1 : 25 000 (nur männ-
lich) 

Phenylketonurie 	 physische und psychische 
Retardierung, Ekzeme, 
Verdauungsstörungen 

Phenylalanin-Hydro

-

xylase 
1 : 10 000 

Homocystinurie 	 Augenlinsenveränderung, 
geistige Retardierung 

Cystathion-ß-Synthe

-

tase 
1 : 200 000 

Ahornsirup-Krankheit 	 Störung der Entwicklung 
des Zentralnervensystems 

Decarboxylase für ver

-

zweigtkettige Amino-
säuren 

1 : 300 000 

Lesch-Nyhan-Syndrom 	 Störungen im Zentralner- Hypoxanthin-guanin- 1 : 20 000 (nur männ- 
vensystem, Nieren - 

 
phosphoribosyl-Trans-
ferase (HPRT) 

lich) 

Immun-Mangel-Syndrom . Defekte Lymphozytenpro

-

duktion und gestörte Anti

-

körperbildung 

Adenosin-Desaminase 
(ADA) 

40-50 Fälle weltweit 

Purin-Nukleosid- 9 Fälle weltweit 
Phosphorylase (PNP) 

Tay-Sachssche Erkran- geistiger Verfall, Verlust ß-N-Acetylhexos- 1 : 3 600 (unter Ashke- 
kung 	  der Sehkraft aminidase nazim) 

ai-Antitrypsin-Defizienz 	 Lungenemphysem, Hepati

-

tis, Leberzirrhose 
ai-Antitrypsin 1 : 1 500-3 000 

Von den mehreren hundert bekannten monogen bedingten Erbkrankheiten des Menschen sind nur wenige aufge-
führt; die Liste der Symptome bei den einzelnen Krankheitsbildern ist in keinem Fall vollständig. Die Häufigkeit der 
Erkrankungen schwankt sehr bei den verschiedenen ethnischen Bevölkerungsgruppen. 

Nachfolgend wird skizziert, wie — selbst perfekte 
Technik des Gentransfers vorausgesetzt — die ver-
schiedenen Erbkrankheiten unterschiedlich einer 
somatischen Gentherapie zugänglich sind: 

Störungen, die auf Defekten in Genen beruhen, die 
in Knochenmarkzellen und den davon abgeleiteten 
Zellen ihre Wirkung entfalten, sind derzeit die er-
folgversprechendsten Kandidaten für eine solche 
Therapie. Wie in Tabelle 6-5 ausgeführt, lassen sich 
Knochenmarkzellen eines Menschen leicht entneh-
men und — nach Erfolg der „Gen-Reparatur" — 
reimplantieren. Von den in Tabelle 6-7 aufgelisteten 
Krankheiten wären also die ß-Thalassämie und die 
Immun-Mangelsyndrome (ADA, PNP) geeignete 
Kandidaten für die somatische Gentherapie, weil 

139) nach Ewerbeck, 1985 und OTA, 1984, S. 26  

die Zellen, in denen die Genprodukte benötigt wer-
den — die roten Blutkörperchen und die B-Lympho-
zyten — sich von Knochenmarkstammzellen herlei-
ten und aus dem Knochenmark nachgeliefert wer-
den. 

Eine somatische Gentherapie dieser Krankheiten 
würde die bisherigen Therapieversuche mit Blut-
transfusion ebenso wie deren lebenslange Wieder-
holung überflüssig machen. Auch die den Blutüber-
tragungen anhaftenden Risiken, wie Übertragun-
gen von Krankheitserregern (Viren) würden entfal-
len. 

Eine weitere bisher praktizierte Therapie z. B. bei 
Thalassämien ist der Versuch, mit Transplantation 
von Knochenmark kranken Menschen Linderung 
zu bringen. Derartigen Transplantationen haftet 
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wie allen Organtransplantationen stets die Proble-
matik der immunologischen Zerstörung des „frem-
den" Gewebes oder Organs an. Die Problematik 
wird geringer, wenn eine Knochenmarktransplan-
tation versucht werden kann, bei der die Gewebe-
spezifität (Histokompatibilität) des Spenders der 
des Empfängers möglichst ähnlich ist. Die Gewe-
beunverträglichkeit entfällt vollends, wenn körper-
eigene Zellen für eine Reimplantation verwendet 
werden. Dies ist bei der somatischen Gentherapie 
immer der Fall. Insofern ist die somatische Genthe-
rapie medizinisch weniger problematisch als fast 
alle Organtransplantationen. 

Allerdings bleibt auch die somatische Gentherapie 
mit Hilfe einer Knochenmarktransplantation wei-
terhin ein schwerer Eingriff: Bisher muß der Pa-
tient durch eine zumindest teilweise Zerstörung sei-
nes eigenen Knochenmarks mit Hilfe von Chemo-
therapie oder Bestrahlung auf die Reimplantation 
der reparierten Körperzellen vorbereitet wer-
den 140).  In diesem Fall muß mit der Reimplantation 
von genetisch reparierten Knochenmarkstammzel-
len nicht nur die neue Eigenschaft ausgeprägt, son-
dern teilweise auch ein neues Immunsystem wieder 
aufgebaut werden 141).  Die Bedingungen, unter de-
nen das erfolgen kann, sind bisher unzureichend 
geklärt. 

Nur in den Fällen, in welchen die genetisch repa-
rierten Zellen auch invivo einen Wachstumsvorteil 
gegenüber den blutbildenden Zellen mit dem „kran-
ken" Gen haben, kann auf diese Vorbehandlung 
verzichtet werden. Einen solchen Vorteil scheinen 
hämatopoietische Stammzellen nach Integration ei-
nes HPRT-Gens zu besitzen 142). 

In den Fällen, bei denen eine somatische Genthera-
pie erfolgreich anwendbar sein wird, könnte sie bei 
manchen Krankheiten eine Alternative gegenüber 
einem Schwangerschaftsabbruch nach der pränata-
len Diagnose solcher Erbkrankheiten darstellen. 

Problematischer als in den klar indizierten Fällen 
wird eine somatische Gentherapie schon bei der 
Hämophilie A, bei der der Gerinnungsfaktor VIII in 
der Leber gebildet wird, seine Wirkung jedoch im 
Blut entfaltet. Es bleibt zu erforschen, ob intakte 
Gene in die natürlichen Bildungsorte dieser Ei-
weiße gebracht werden müßten, oder ob es aus-
reicht, Knochenmarkzellen zu veranlassen, die Ge-
rinnungsfaktoren zu bilden und in die Blutflüssig-
keit abzugeben. 

Noch weiter von einer Lösung entfernt ist ein Pro-
blem, welches bei der Entwicklung der somatischen 
Gentherapie von Erkrankungen wie der Lesch-Ny-
han-Krankheit auftritt: Das intakte Genprodukt 
HPRT wird in allen Körperzellen gebildet und ent-
faltet dort seine Wirkung. Eine Expression des 
Gens in gentechnisch „reparierten" Knochenmark- 

140)Theile, Stenographisches Protokoll der 14. Sitzung der 
Enquete-Kommission, S. 222 

141)Theile: Schriftliche Stellungnahme anläßlich der 
15. Sitzung der Enquete-Kommission, Drs. 112, S. 7 f.; 
vgl. Niethammer, Stenographisches Protokoll der 
15. Sitzung der Enquete-Kommission, S. 138 

142)Anderson, 1985  

zellen kann also keine Linderung des Schadens z. B. 
in Gehirnzellen bringen. Selbst dann nicht, wenn 
die Knochenmarkzellen veranlaßt werden könnten, 
das Genprodukt in die Blutbahn zu entlassen 143). 
Dies kann auch aus älteren klinischen Versuchen 
hergeleitet werden, den am Lesch-Nyhan-Syndrom 
leidenden Menschen durch Injektion des Genpro-
dukts, der Hypoxanthin-Guanin-Phosphoribosyl-
Transferase, in die Blutbahn zu helfen. Es fand 
keine Linderung oder gar Heilung statt 144). 

6.3.2.6 Bewertung und Empfehlungen zur somati-
schen Gentherapie 

Bewertung 

Der Gentransfer in menschliche somatische Zellen 
wird von der Enquete-Kommission als eine grund-
sätzlich vertretbare Therapieform angesehen. Er 
zielt ausschließlich auf die Heilung von genetisch 
bedingten Schäden, und er ist auf das behandelte 
Individuum begrenzt. 

Die somatische Gentherapie ist eine spezielle Form 
der Substitutionstherapie. Die fehlende Körper-
funktion wird nicht durch die Verabreichung von 
Hormonen oder der Übertragung von fremden Or-
ganen, sondern durch die Übertragung von geneti-
scher Information in Form von klonierter DNA wie-
derhergestellt. Die Übertragung von Genen ist zu 
bewerten wie die Übertragung von lebendem Mate-
rial, wie sie durch das Arzneimittelgesetz geregelt 
ist. 

Die Implantation von genetisch veränderten Kno-
chenmarkzellen in den Patienten, dem sie vorher 
entnommen wurden, ist der Spezialfall einer autolo-
gen Knochenmarktransplantation wie zwischen 
eineiigen Zwillingen. Eine Abstoßungsreaktion des 
Körpers, wie sie für eine heterologe Organtrans-
plantation charakteristisch ist, tritt in diesem Fall 
nicht auf. Da auch das Problem der Organspende 
bei der somatischen Gentherapie nicht gegeben ist, 
ist diese nur bedingt mit einer Organtransplanta-
tion vergleichbar. Nach Auffassung der Kommis-
sion sind die medizinischen Probleme bei der soma-
tischen Gentherapie als geringer, wenn auch immer 
noch als schwerwiegend anzusehen. 

Bei der somatischen Gentherapie kann der Über-
gang zum Mißbrauch im Sinne einer Züchtung flie-
ßend sein. Wenn diese Therapieform als medizini-
sche Möglichkeit zur Beseitigung schweren Leidens 
entwickelt wird, muß gleichzeitig ein klarer Indika-
tionenkatalog für die in Frage kommenden Erblei-
den aufgestellt werden. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, für die Ent-
wicklung und Anwendung der somatischen Genthe-
rapie die im folgenden vorgeschlagenen Verfahren 
zu verwirklichen: 

143)OTA, 1984, S. 24 
144)Stanbury et al., 1983 
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1. Voraussetzung für die Zulässigkeit des Gentrans-
fers in somatische Zellen ist die Genehmigung 
durch das Bundesgesundheitsamt nach Begut-
achtung durch die Zentrale Kommission für Bio-
logische Sicherheit (ZKBS). Diese hat zu prüfen, 
ob die wissenschaftlichen Voraussetzungen für 
einen Gentransfer so weit geklärt sind, daß ein 
Therapieversuch verantwortet werden kann. Ins-
besondere gehört dazu die Klärung, ob in Tier-
versuchen und in Zellkultur gezeigt ist, daß 

die Vektorsysteme sicher sind und den Orga-
nismus nicht schädigen, 

das neue Gen stabil in die gewünschte Ziel-
zelle eingebaut wird, 

das neue Gen dort korrekt exprimiert wird, 

— das neue Gen und sein Produkt weder die 
Zelle noch den Organismus schädigen, 

— das neue Gen nicht in unbehandelte, insbe-
sondere Keimbahnzellen eintritt. 

2. Für den Therapieversuch am Menschen sind 
die anerkannten Regeln für Therapieversuche 
(§§ 40-42 Arzneimittelgesetz) zu befolgen. Insbe-
sondere muß 

— ein Forschungs- und Therapieplan vorgelegt 
werden, der eine patientenbezogene Risiko-
Nutzen-Abwägung sowie das Aufzeigen von 
möglichen alternativen Behandlungsmetho-
den beinhalten muß, 

— eine klare medizinische Indikationsstellung 
nachgewiesen werden, 

— eine Angabe zum Auswahlverfahren der in 
Frage kommenden Patienten gemacht wer-
den, 

— die Zustimmung nach Aufklärung von seiten 
des Patienten bzw. seiner gesetzlichen Vertre-
ter vorliegen, 

— der Schutz der Vertraulichkeit bei der Durch-
führung des Therapieversuches garantiert 
werden. 

3. Die unter 2. genannten Punkte sollen durch eine 
von der Bundesärztekammer ermächtigte Ethik-
Kommission überprüft werden, die dem Thera-
pieversuch ihre Zustimmung geben muß. Diese 
Kommission arbeitet in der Anfangsphase der 
klinischen Einführung bundesweit und koordi-
niert ihre Begutachtungstätigkeit mit der ZKBS. 

4. Die von dem Therapieversuch unmittelbar Be-
troffenen (Patient, Angehörige) müssen von ei-
nem weiteren Arzt beraten werden, welcher 
nicht in den Forschungsprozeß und Therapiever-
such involviert ist. 

6.3.3 Gentechnische Eingriffe in die Keimbahn 
des Menschen 

6.3.3.1 Einführung 

Ziel gentechnischer Eingriffe in menschliche Keim

-

bahnzellen soll sein, die Nachkommen von an Erb

-

krankheiten leidenden Menschen von den ursäch- 

lich dafür verantwortlichen Genveränderungen zu 
befreien: Die Therapie kommt also nicht den er-
krankten Eltern, sondern deren Nachkommen zu-
gute. 

Im Prinzip sind solche Eingriffe vorstellbar an 

— weiblichen oder männlichen Keimzellen oder 
deren Vorläuferzellen, 

— an der befruchteten Eizelle (Zygote), 

— an Zellen eines Embryonalstadiums, in dem die 
Zellen noch totipotent sind. 

In jedem Falle soll gewährleistet sein, daß sich die 
„Gen-Reparatur" in allen Zellen des Neugeborenen, 
seinen Körperzellen und auch den Zellen, aus dem 
die späteren Keimzellen hervorgehen („Keimbahn-
zellen"), wiederfindet. Damit kann von einer Keim-
bahngentherapie gesprochen werden, die zur Folge 
hat, daß die Korrektur an die Nachkommen weiter-
gegeben wird. 

6.3.3.2 Entwicklungsstand der Keimbahn-Gen-
therapie 

Die Techniken zur erfolgreichen Keimbahn-Gen-
therapie wurden in Tierexperimenten entwickelt 
und haben inzwischen einen Reifegrad erreicht, der 
erkennen läßt, daß es in Zukunft möglich sein wird, 
mit hoher Erfolgsquote die gewünschte Genände-
rung in der Keimbahn von verschiedenen Lebewe-
sen einschließlich von Säugetieren vorzuneh-
men 145).  Erfolgreiche Experimente der Genübertra-
gung in Form des Transfers oder der Mikroinjek-
tion klonierter DNA in befruchtete Eizellen sind bei 
verschiedenen Spezies gelungen: Taufliege, Kral-
lenfrosch und — das häufigste System — Labor-
maus 146). Die bisherigen Ergebnisse zeigten, daß 
die Integration der übertragenen DNA im Genom 
des Empfängertieres nachgewiesen werden konnte, 
daß aber Integrationsort im Empfängergenom, Gen-
expression, Zeitpunkt der Expression, Gewebsspezi-
fität und Syntheserate des Proteins noch nicht be-
herrscht werden können. In bezug auf gewebsspezi-
fische Genexpression und Proteinbiosynthese sind 
jedoch in letzter Zeit bemerkenswerte Fortschritte 
erzielt worden: So konnte nachgewiesen werden, 
daß das Elastase-Gen (ein Protein spaltendes En-
zym der Bauchspeicheldrüse) nach Gentransfer in 
die Zygote von Mäusen nur in der Bauchspeichel-
drüse, Globin- und Immunoglobulingene nur in den 
Blutzellen verstärkt induziert wurden 147). 

Gegenwärtig ist ein neues System in der Kombina-
tion zellbiologischer und gentechnologischer Me-
thoden in der Entwicklung, in welchem eine Vorse-
lektion von Zellen im Hinblick auf die gewünschte 
Eigenschaft vorgenommen werden kann. Embryo-
nale Karzinomzellen (EK-Zellen) können im Gegen-
satz zu normalen Embryozellen permanent in Ge- 

145)Dies wird ausführlich in Abschnitt C 3. beschrieben. 
Die wichtigsten Befunde sind im folgenden noch ein-
mal wiedergegeben und zusammengefaßt. 

146)Rubin et al., 1984; Mitsialis und Kafatos, 1985; Gordon, 
1979; Palmiter et al., 1985 

147)Hanahan, 1984 
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webekultur gehalten werden, wobei sie die Eigen-
schaft der Totipotenz behalten. In diese Zellen kön-
nen dann Fremdgene mit Hilfe von Retroviren 
übertragen und diese Zellen durch die Kopplung 
des Fremdgenes mit einem Gen für Neomycinresi-
stenz aussortiert werden. Diese so gentechnisch 
veränderten Zellen können nun nach Überprüfung 
der Integration und Expression wiederum in Bla-
stozysten injiziert werden, so daß ein Teil der dar-
aus hervorgehenden Zellen — in 95 % der Fälle 
auch die Zellen der Keimbahn — der daraus entste-
henden Maus den Genotyp der gentechnisch verän-
derten Zelle besitzt (sogenannte Mosaiktiere oder 
Chimären) 148). Aber auch diese Chimärenbildung 
könnte im Prinzip umgangen werden durch die 
Übertragung des Kernes der genetisch veränderten 
EK-Zelle in eine entkernte Zygote — also Kern-
transfer 149) 

Jeder einzelne Schritt davon ist experimentell reali-
siert, auch die beschriebene Form des Klonierens, 
allerdings mit der Einschränkung, daß die Mäu-
seembryonen sich nie voll entwickelten, sondern in 
der Gebärmutter abstarben 150) 

Neuerdings ist es sogar bei Mäusen gelungen, kul-
tivierte Zellen der Neuralleiste in 9 Tage alte 
Mäuseembryonen (sog. „Post-Implantationsem-
bryonen") zu injizieren und sie an der Embryonal-
entwicklung teilhaben zu lassen. Auf diese Weise 
entstanden gleichfalls chimäre Mäuse, die in Haar-
spitzen und Iris die spenderabgeleitete Pigmentie-
rung zeigten 151).  Dieses Experiment zeigt, daß auch 
zu einem späteren Zeitpunkt der Embryonalent-
wicklung noch Zellen eines anderen Genotyps in 
den Entwicklungsprozeß eingeschleust werden kön-
nen. 

Von den Tiermodellen, die eine Vorstellung von den 
Möglichkeiten einer Keimbahn-Gentherapie geben, 
seien exemplarisch drei herausgegriffen: 

— Bei einem Zwergmausstamm konnte durch 
Transfer eines Rattenwachstumshormongens 
mit einer vorgeschalteten Sequenz des Metallo-
thionein-Promotors (er kann durch Schwerme-
tallionen wie Kadmium und Zink induziert wer-
den und schaltet die Synthese eines schwerme-
tallbindenden Proteins an) in eine befruchtete 
Eizelle die Expression des Gens nachgewiesen 
und der Wachstumsdefekt überkompensiert 
werden 152).  In einem anderen Experiment 
konnte die Synthese eines Rattenwachstums-
hormons unter den Bedingungen einer Zinkdiät 
sogar um einen maximalen Faktor von 170 ge-
steigert werden 153). 

— Wenn derselbe Promotor vor das humane 
HPRT-Gen geschaltet wird und die in vitro re

-

kombinierte DNA in Mäuseeizellen injiziert 
wird, kann eine bevorzugte Expression des 
HPRT-Genprodukts bei Kadmiumdiät im zen- 

148)Wagner, 1985, S. 7 f. 
149)McLaren, 1984 
150)McGrath und Solter, 1983 
151)Jaenisch, 1985 
152)Hammer et al., 1984 
153)Palmiter et al., 1983  

tralen Nervensystem transgener Mäuse beob-
achtet werden 154). 

— Durch die Übertragung eines Gens für ein Ober-
flächenprotein (Histokompatibilitätsantigen) in 
eine Zygote eines immundefizienten Mäuse-
stammes kann das Protein wieder synthetisiert 
und damit die Immunantwort gegen ein be-
stimmtes Fremdprotein wieder hergestellt wer- 
den 155) 

6.3.3.3 Biologische Risiken, die mit einem Keim-
bahn-Gentransfer verbunden sind 

Bei den noch abzuklärenden biologischen Risiken 
handelt es sich um Fragen im Zusammenhang mit 
der Integration des transferierten genetischen Ma-
terials im Genom des Empfängers, der Stabilität 
der Integration, seiner Expression sowie der Ober-
tragungstechnik des genetischen Materials. Die 
Probleme stellen sich im Prinzip nicht anders, als 
für den Gentransfer in somatische Zellen (s. 6.3.2.4); 
es treten jedoch zusätzliche Probleme auf: 

— Die Methode der Mikroinjektion von DNA mit 
Hilfe einer sehr feinen Glaskapillare überleben 
nur die wenigsten befruchteten Eizellen 156). 

— Die Mutation oder Ausschaltung von Genfunk-
tionen durch die Zerstörung der Integrität von 
Genen („Insertionsmutagenese") betrifft dann 
nicht nur einzelne Gewebe, sondern den gesam-
ten Organismus und kann zu schweren Störun-
gen der Embryonalentwicklung, zum Teil mit le-
taler Konsequenz führen 157). 

— Die etwaigen „Nebenwirkungen" bleiben nicht 
auf das behandelte Individuum beschränkt, son-
dern werden über die Keimbahn an die nachfol-
genden Generationen weitergegeben und wer-
den zum Teil vielleicht auch dort, z. B. wegen 
eines anderen genetischen Umfelds, erst zum 
Ausbruch kommen. 

6.3.3.4 Gentechnische Eingriffe in die menschliche 
Keimbahn — Stand der Forschung und Per-
spektiven 

Wie bei der Methode der extra-korporalen Befruch-
tung in vitro-Fertilisierung sind auch beim Gen-
transfer in die Keimbahn die Tiermodelle auf den 
Menschen übertragbar, wenn auch bis zur Ausrei-
fung der Methoden noch Jahre vergehen können. 

Die Übertragung der Tiermodelle auf den Men-
schen setzt nach Meinung der Arbeitsgruppe des 
U. S. Office of Technology Assessment (OTA) vor-
aus, daß in vitro-befruchtete menschliche Eizellen 
(Zygoten) oder Embryonen in den ersten Zelltei-
lungsstadien für Experimente zur Verfügung ste-
hen müssen, um die technischen Bedingungen für 
erste Therapieversuche zu klären. Denn „Embryo- 

154)Stout et al., 1985 
155)Steinmetz, 1985 
156)Hammer et al., 1985 
157) Fox, 1984; Marx, 1985 
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nenforschung muß primär für die Gentherapie in 
Betracht gezogen werden, wenn eine Keimbahn-
gentherapie erwogen wird. Wenn eine Keimbahn-
gentherapie bei menschlichen Embryonen durchge-
führt werden soll, muß sie auf einem fundierten 
Wissen über die Entwicklung und die Expression 
von Genen in sehr frühen menschlichen Embryo-
nen beruhen. Ein solches Wissen kann nur erwor-
ben werden, wenn solche Embryonen dafür benutzt 
werden" 158). Es bleibt allerdings der Umfang des 
Verbrauchs an Embryonen für diese Vorlauffor-
schung offen. 

Im Zuge der Etablierung der in vitro-Befruchtung 
im Rahmen der Therapie menschlicher Sterilität 
als Routinemethode fallen Zygoten und Blasto-
zysten an, die wegen diagnostizierter Chromo-
somenanomalien für einen Embryotransfer nicht 
verwendet werden oder solche, die einfach übrig 
bleiben. Es ist bekannt, daß mit solchen Embryonen 
in verschiedenen Labors Experimente durchgeführt 
wurden und werden, um im Falle von Wachstums-
störungen Chromosomenanomalien zu diagnostizie-
ren und zu verifizieren 159)  und die Bedingungen des 
Wachstums unter in vitro-Bedingungen zu erfor-
schen 160). Mit dem Aufbau eines solchen experi-
mentellen Systems sind damit notwendige Voraus-
setzungen für einen Gentransfer geschaffen. 
Gleichwohl sind Gentransferexperimente in 
menschliche Blastozysten bisher nicht bekannt ge-
worden. 

Auch eine andere Linie zellbiologischer Forschung, 
welche die Voraussetzung für einen Zusammen-
schluß von Embryonenforschung und Gentechnolo-
gie schaffen kann, wird zur Zeit erprobt. Menschli-
che embryonale Karzinomzellen (EK-Zellen) kön-
nen mit Maus-EK-Zellen fusioniert werden. Dabei 
kann das HPRT-Gen übertragen werden. Die Maus-
Mensch-Hybridzellen, die dieses Gen erhalten ha-
ben, können selektioniert werden 161).  Im Prinzip 
kann nun, wenn retrovirale Vektoren verwendet 
werden, in Analogie zum Tiermodell dieses oder an-
dere Gene direkt auf humane EK-Zellen übertragen 
und diese Zellen für eine somatische Hybridisie-
rung mit menschlichen Blastozysten verwendet 
werden. 

6.3.3.5 Denkbare Indikationen der Keimbahn-Gen-
therapie 

Vorausgesetzt, die zugehörigen Techniken sind der-
art ausgereift, daß sie risikolos beim Menschen an-
gewendet werden können, dann sind Kandidaten 
für eine derartige Gentherapie wiederum monogen 
bedingte Erbkrankheiten (s. Tabelle 6-7). Jedoch 
können nun auch Krankheiten therapiert werden, 
die den Grundstoffwechsel jeder Zelle betreffen 
oder sich aus physiologischen Gründen wie der 
Blut-Hirn-Schranke einer somatischen Gentherapie 
entziehen. Dazu gehören z. B. das Lesch-Nyhan- 

158) OTA, 1984, S. 33 
159) Angell et al., 1983; Edwards, 1983; Mettler und Michel

-

mann, 1985; Rudak et al., 1985; Verlinsky et al., 1985 
160)Fishel et al.; 1985; Plachot et al., 1985 
161)Benham et al., 1983  

Syndrom oder Lipidspeicherkrankheiten, wie die 
Tay-Sachs-Krankheit. Mit fortschreitendem Erfolg 
der Genomanalyse und der Zuordnung von Krank-
heitsbildern beim Menschen zu einzelnen Gende-
fekten wird die Liste von möglichen Kandidaten für 
eine Keimbahn-Gentherapie ansteigen. 

Vom Vererbungsmodus können zwei Gruppen von 
Fällen unterschieden werden, die prinzipiell für 
eine Keimbahn-Gentherapie in Frage kommen: 

— Krankheiten, bei denen aufgrund des Erbganges 
25% bzw. 50% der aus den Keimzellen der Eltern 
hervorgehenden Zygoten bzw. Embryonen den 
Defekt aufweisen (beide Eltern rezessiv-hetero-
zygote Merkmalsträger bzw. dominant-heterozy-
gote Merkmalsträger). 

— Krankheiten, bei denen alle Zygoten den „De-
fekt" aufweisen (beide Eltern sind homozygot-
rezessive Merkmalsträger). 

In der ersten Gruppe von Fällen, die z. B. bei der 
Sichelzellanämie oder Chorea Huntington vorkom-
men, stellt die Keimbahn-Gentherapie die gentech-
nische Alternative der Prävention von genetisch 
kranken Nachkommen dar. Die anderen Möglich-
keiten liegen in der pränatalen Diagnostik mit mög-
lichem Schwangerschaftsabbruch sowie in der Dia-
gnostik und Selektion von extrakorporal erzeugten 
Embryonen vor der Implantation. 

Für die zweite Gruppe von Krankheiten — viele 
Erbkrankheiten, die mit dem Leben vereinbar sind, 
aber eine Belastung für den Betroffenen und seine 
Familie darstellen, wie z. B. zystische Fibrose, Phe-
nylketonurie oder Galaktosämie — existiert diese 
Möglichkeit nicht. 

Allerdings muß dabei berücksichtigt werden, wie 
extrem selten diese Fälle sein werden. Wenn unter 
optimalen therapeutischen Bedingungen das fort-
pflanzungsfähige Alter erreicht werden sollte, so ist 
die Wahrscheinlichkeit dafür, daß beide Eltern ho-
mozygot-rezessive Merkmalsträger sind, bei der zy-
stischen Fibrose 1: 4 Mio., bei der Phenylketonurie 
1: 100 Mio. und bei der Galaktosämie 1: 5 Mrd.. Für 
diese Fälle gäbe es zur Keimbahn-Gentherapie 
keine Alternative, wenn die Eltern eigene genetisch 
gesunde Kinder zeugen wollen. 

Auch für die Gruppe der genetisch bedingten Dispo-
sitionen für bestimmte Erkrankungen, z. B. ein hö-
heres Risiko für ischämische Herzkrankheiten, an-
geborene Immunschwächen oder Dispositionen für 
bestimmte Tumorerkrankungen, wird die Möglich-
keit einer Korrektur der Keimbahn im Sinne einer 
medizinischen Prävention diskutiert 162).  Für die 
Bekämpfung neuartiger Viruserkrankungen und 
die Verringerung des Arterioskleroserisikos wird 
sogar eine Veränderung der „normalen" biologi-
schen Konstitution durch Gentransfer zum Zwecke 
einer Krankheitsprophylaxe in Betracht gezo-
gen 163).  

162)Ball et al., 1985, S. 301; Der Bundesminister für For-
schung und Technologie, 1985 

163)Anderson, 1985, S. 288; Der Bundesminister für For-
schung und Technologie, 1985 
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6.3.3.6 Ethische Konsequenzen der Keimbahn-Gen-
therapie und ihrer wissenschaftlichen Vorbe-
reitung 

Für die Bewertung der moralischen Legitimität ei-
ner Keimbahn-Gentherapie beim Menschen und ih-
rer wissenschaftlichen Vorbereitung haben sich in 
der Diskussion bisher vor allen Dingen drei Pro-
blemfelder herausgeschält: 

— Die experimentellen Voraussetzungen, um ein 
technisch ausgereiftes System einer Keimbahn-
korrektur zu erhalten, können nur mit Hilfe von 
Experimenten mit menschlichen Embryonen, 
bei denen diese „verbraucht" werden, geschaffen 
werden. Über die Legitimität solcher Experi-
mente gibt es bisher keinen Konsens 164).  

— Die Bedeutung der Begriffe „Therapie" und 
„Prävention" verlieren ihre Konturen: Ab wann 
ist eine „Disposition für eine Erkrankung" mehr 
als eine individuelle Variante? Ist die gentech-
nisch-präventive Beseitigung einer solchen „Dis-
position" oder ° „Variation" wie z. B. Disposition 
für eine Tumorerkrankung oder für Arterioskle-
rose noch eine Prävention im Sinne der gelten-
den medizinischen Ethik? 

— Mit der technischen Möglichkeit der Keimbahn

-
Gentherapie wird gleichzeitg das wissenschaftli-
che und technische Potential für eine „Nachbes-
serung" der biologischen Konstitution des Men-
schen bereitgestellt. Es besteht die Gefahr, daß 
genau mit diesem Schritt das Tor zu einer Kon-
struktion „des Menschen nach Maß" aufgesto-

ßen wird 165) 

6.3.3.7 Bewertung und Empfehlungen zu gentechni-
schen Eingriffen in die menschliche Keim-
bahn. 

Der Mensch ist grundsätzlich frei, aus seiner Natur 
zu machen, wozu er selbst und durch die Hilfe ande-
rer befähigt ist. Diese Freiheit ist jedoch keine 
schrankenlose Freiheit. Der Mensch hat sein Han-
deln zu verantworten, gegenüber anderen, aber 
auch gegenüber sich selbst. Er darf die „Menschheit 
in seiner Person" (Kant) nicht verletzen. Unzulässig 
ist jeder Eingriff, der die Würde der Person aufhebt 
und den Menschen hindert, seine ihm eigene 
Menschlichkeit zu entfalten und zu verwirklichen. 

Definitionen dieser Menschlichkeit mag man als hi-
storische und kulturelle Errungenschaften betrach-
ten oder als geoffenbarte Wahrheiten. In jedem Fall 
sind sie Maßstäbe unseres Handelns, die nicht 
ebenso verfügbar sind, wie die Natur des Menschen 
technisch verfügbar wird. 

Eingriffe in die menschliche Keimbahn betreffen 
nicht oder nicht nur existierende Personen, sondern 

164)Wissenschaftlicher Beirat der Bundesärztekammer, 
1985; Der Bundesminister für Forschung und Techno-
logie, 1985; Der Bundesminister der Justiz, 1986 

165)Anderson, 1985; Fletcher, 1985; van den Daele, 1985  

auch kommende Generationen. Bei einer Keim-
bahntherapie werden Korrekturen, die Eltern und 
Ärzte am Genom des „Patienten" vornehmen, von 
diesem an künftige Generationen weitervererbt. 
Sind solche Korrekturen vertretbar? Oder über-
schreiten sie die Grenzen zulässiger Eingriffe in die 
Natur des Menschen — im Fall der Korrektur noch 
getrennter Keimzellen vor der Verschmelzung — 
die  Grenzen zulässiger Selbstmanipulation des 
Menschen? Für die Beantwortung sollen kategori-
sche und pragmatische Argumente unterschieden 
werden. 

Kategorische Argumente betreffen die Natur des 
Eingriffs selbst. Sie gelten in jedem Fall und kön-
nen nicht durch eine Abwägung von Vor- und Nach-
teilen außer Kraft gesetzt werden. 

Pragmatische Argumente hingegen stützen sich ge-
rade auf eine solche Abwägung. Sie betrachten den 
Nutzen und die Gefahren des fraglichen Eingriffs, 
also Folgen und Begleiterscheinungen und können 
unter veränderten Umständen auch anders ausfal-
len 166). 

Kategorische Argumente 

Ausgangspunkt aller Bewertung muß sein, daß die 
Menschlichkeit des Menschen im Kern auf natürli-
chem Werden beruht, nicht auf technischem Her-
stellen und nicht auf einem sozialen Akt der Aner-
kennung. Die Würde des Menschen gründet wesent-
lich in der Geburtlichkeit und der Naturwüchsigkeit 
seines Ursprungs, die er mit allen anderen Men-
schen teilt. 

Der Mensch tritt als gezeugtes und geborenes Mit-
glied in die Gesellschaft ein. Er ist nur in einem 
sehr vordergründigen Sinne „gemacht". Auf keinen 
Fall aber können die Eltern die Art der Kombina-
tion ihrer Gene in den Erbanlagen des Kindes ir-
gendwie steuern. Der Mensch verdankt seine kör-
perlichen und geistigen Anlagen eben nicht dem 
Plan oder der Willkür anderer Menschen. Insofern 
ist er „Produkt des Zufalls". 

Bis in die Gegenwart konnte das natürliche Werden 
des Menschen, seine Hinnahme als schicksalhaft 
Gewordener, jedenfalls nicht technisch in Frage ge-
stellt werden. Die Grenzen unseres Könnens haben 
uns vor dem Machen von Menschen bewahrt. Wenn 
diese natürlichen Grenzen durch die weitere wis-
senschaftlich-technische Entwicklung entfallen, 
müssen sie durch moralische Schranken unseres 
Wollens ersetzt werden. 

Die Tatsache, daß der Mensch nicht der Entwurf 
und das geplante Experiment seiner Eltern ist, son-
dern das Produkt des Zufalls der Natur, sichert die 
Unabhängigkeit der Menschen voneinander, ihren 
individuellen Eigenwert. „Sicher sind die Möglich-
keiten unseres Körpers entscheidend durch die Be-
handlung mitbestimmt, die unsere Eltern uns vom 
ersten Tag unseres Lebens an zukommen ließen — 

166) Benda, 1985; Der Bundesminister für Forschung und 
Technologie, 1984; van den Daele, 1985; Löw, 1983; Rei-
ter, Theile, 1985 
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j a schon durch die Behandlung des Körpers der 
Mutter während der Schwangerschaft. Aber auch 
noch die Zusammenstellung unseres genetischen 
Programms von der Willkür anderer Personen ab-
hängig zu machen, ist mit dem Wesen der freien 
Person unvereinbar" 167) 

Kinder sollten nicht als die Produkte ihrer Eltern 
und deren Ärzte existieren. Jeder muß die Möglich-
keit haben, sich selbst, sein eigenes Wesen als Aus-
druck eines dem Menschen entzogenen Schicksals 
begreifen zu können — oder als von Gott geschaffe-
nen — und nicht als der Entwurf und das mehr oder 
weniger geglückte Experiment anderer Menschen. 
Jede zukünftige Generation muß biologisch selbst 
an der gegebenen Natur des Menschen ansetzen 
können und nicht an den Resultaten der Manipula-
tion ihrer Vorfahren. 

Zwar legen wir unvermeidlich durch unsere Hand-
lungen heute immer auch die Lebensbedingungen 
fest, die zukünftige Generationen vorfinden wer-
den. Das ist problematisch genug, sofern diese Fest-
legungen irreversibel sind. Nichts aber rechtfertigt, 
daß wir nach unserer Willkür und Einsicht auch 
noch die Natur zukünftiger Menschen, also ihre 
körperlichen und geistigen Fähigkeiten und Anla-
gen , entscheiden und festlegen. Das wäre die end-
gültige Herrschaft der jetzigen Generation über die 
kommenden, langfristig die Herrschaft der Toten 
über die Lebendigen. 

Ein kategorisches Urteil gegen den Versuch, Men-
schen buchstäblich zu konstruieren, also auch ihr 
genetisches Programm nach Willkür zusammenzu-
stellen, schließt Menschenzüchtung als Ziel und 
Verfahren eindeutig aus. Es enthält eine ebenso 
klare Absage an Vorschläge, Menschen zu klonie-
ren, also willkürlich genetisch identische „Mehrlin-
ge" zu erzeugen. Aber schließt es auch Keimbahn-
therapien aus? Ist die Korrektur eines genetischen 
Defekts, der zu schwerem Leiden führt, schon elter-
liche oder ärztliche Willkür und unzulässige Mani-
pulation des genetischen Erbes zukünftiger Gene-
rationen? 

An diesem Punkt gehen die Meinungen in der Öf-
fentlichkeit und auch in der Enquete-Kommission 
auseinander. Auf der einen Seite wird geltend ge-
macht, daß jeder Eingriff in die Keimbahn die Ei-
genheit und Unabhängigkeit des Individuums ver-
letze. Auch wenn es nur um die Korrektur eines 
Defektes geht, würden doch Natur und Schicksal 
durch menschliches Herstellen ersetzt. Auch noch 
dieses „Machen" des Menschen sei unvertretbar. 
Auch hier werde noch „personale Identität manipu-
liert" 168). Und die Wirkung des Eingriffs setze sich 
fort in allen zukünftigen Generationen. Daher sei 
auch der therapeutische Keimbahneingriff katego-
risch auszuschließen. 

Dem wird entgegengehalten, daß die Korrektur von 
klaren Defekten menschliche Genome nicht nach 
willkürlichen Zielen herstelle, sondern sich ihrer-
seits am vorgegebenen Maßstab der Natur, nämlich 

187 ) Löw, 1984, 176 f. 
168) Reiter, 1985; Löw, 1984  

dem Maß des Gesunden orientiere. Zwar könnten 
Krankheiten und Leiden konstitutiv für die Person 
eines Individuums sein. Aber ihre Vermeidung gelte 
gleichwohl nicht als Verletzung der Person des Be-
troffenen — es sei denn, sie geschähe gegen seinen 
ausdrücklichen Willen. Vom Standpunkt der Inte-
grität der Person aus sei Gentherapie im frühen 
Embryonalstadium — mit unvermeidlicher Auswir-
kung auf die Keimbahn — nicht problematischer 
als die Therapie kurz vor der Geburt oder am gebo-
renen einwilligungsunfähigen Kind 169). Es sei sogar 
zu bedenken, ob es nicht eine moralische Verpflich-
tung gäbe, Korrekturen in der Keimbahn, die der 
Vermeidung schwerer Krankheiten dienen, auch 
tatsächlich durchzuführen, wenn sie erst technisch 
möglich werden. Eingriffe in den menschlichen 
Gen-Pool, die sich auf zukünftige Generationen er-
strecken, lägen im übrigen auch in Handlungen wie 
etwa sozialen Heiratsregelungen oder eugenisch 
begründeten Abtreibungen. 

Nach der letzteren Position gibt es gegen therapeu-
tische Eingriffe in die Keimbahn nicht mehr kate-
gorische Einwände als gegen somatische Genthera-
pie. Nach ihr kann eine Ablehnung der Keimbahn-
therapie allein auf pragmatische Argumente ge-
stützt werden. 

Pragmatische Argumente 

Es gibt drei pragmatische Gründe, die gegenwärtig 
und wohl auf absehbare Zeit gegen die Zulassung 
von Keimbahntherapie sprechen: 

(a) Keimbahntherapie ist mit unvertretbaren Risi-
ken für die Betroffenen verbunden. 

(b) Sie setzt zerstörende Experimente mit mensch-
lichen Embryonen voraus. 

(c) Sie leistet dem Mißbrauch der Technik zur 
Menschenzüchtung Vorschub. 

(a) Jede Keimbahntherapie ist auf absehbare Zeit 
ein Experiment, das nur in einem geringen Prozent-
satz der Individuen, an denen es versucht wird, Er-
folg haben wird und dessen Auswirkungen mögli-
cherweise erst an nachfolgenden Generationen 
kontrollierbar sein werden. Bei einem kürzlich 
durchgeführten Versuch der Keimbahntherapie an 
Mäusen wurden insgesamt 300 befruchtete Eizellen 
behandelt. Nur 192 davon sahen danach noch ge-
sund aus und wurden in pseudoschwangere Mäuse-
leihmütter eingepflanzt. Nur 11 entwickelten sich 
zu lebenfähigen Mäusen und lediglich 6 von ihnen 
hatten das eingepflanzte Gen. Die Erfolgsrate be-
trug in diesem Fall also 2 %170) 

Bei der Gentherapie an menschlichen Eizellen wäre 
nicht zu rechtfertigen, daß von vielen behandelten 
Eizellen nur einige wenige zu gesunden Individuen 
führen. Menschliche „Fehlschläge" kann man nicht 
wie tierische einfach beiseitelegen. Das ist beson-
ders klar, wenn man Erfolg oder Mißerfolg der The- 

169) Der Bundesminister für Forschung und Technologie, 
1985, Europa-Parlament Entschließung 934; van den 
Daele, 1985 

170) Hammer et al., 1985 
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rapie erst am geborenen Menschen feststellen 
könnte. 

(b) Die effektive Entwicklung von Keimbahnthera-
pien setzt — bislang jedenfalls — einen experimen-
tellen „Verbrauch" von Embryonen voraus, wie er 
keinesfalls hingenommen werden kann. Zum einen 
müßten Embryonen eigens zu dem Zweck pro-
duziert werden, um im medizinischen Experiment 
zerstört zu werden. Zum anderen müßten solche 
Embryonen, um die Wirksamkeit der Therapiever-
suche kontrollieren zu können, über viele Wochen 
in vitro (im Labor) kultiviert werden. Damit würde 
menschliches Leben bloßes Mittel zum Zweck, ohne 
eigenen Wert. Man hätte zwei Klassen von mensch-
lichen Föten. Solche in vivo, die im Mutterleib ein-
genistet sind und den Schutz des Rechts auf Leben 
genießen und solche in vitro, die im Labor blieben 
und wie sonstiges tierisches Experimentiermaterial 
verbraucht werden dürften 171) 

Eine solche Umgangsweise mit menschlichem Le-
ben sollte in jedem Falle ausgeschlossen sein. Sie 
kann auch nicht durch „höhere" Zwecke der Ent-
wicklung unseres medizinischen Wissens gerecht-
fertigt werden. Hier gilt entsprechend, was die revi-
dierte Deklaration des Weltärztebundes von Helsin-
ki/Tokio 1975 für Experimente an lebenden Perso-
nen feststellt: „Bei Versuchen an Menschen sollte 
das Interesse der Wissenschaft und der Gesell-
schaft niemals den Vorrang vor den Erwägungen 
haben, die das Wohlbefinden der Versuchspersonen 
betreffen" 172) 

(c) Ob die technische Entwicklung die Risiken einer 
Keimbahntherapie auf ein vertretbares Maß redu-
zieren kann, ist unabsehbar, aber vielleicht nicht 
undenkbar. Die Einwände gegen die Embryonenex-
perimente würden nicht gelten für entsprechende 
Experimente an Tieren oder an noch unbefruchte-
ten Keimzellen. Sollte die weitere Entwicklung die 
bisherigen pragmatischen Einwände entkräften, 
bliebe das Argument, die Einführung der Keim-
bahntherapie könnte dem Mißbrauch der Men-
schenzüchtung Vorschub leisten. 

Jede Einführung von Gentherapie der Keimbahn 
würde sicher bei klaren Krankheitsbildern begin-
nen, über deren Bewertung in der Gesellschaft Ei-
nigkeit besteht. Aber sie würde nicht notwendiger-
weise darauf beschränkt bleiben. Ist die Technik 
genetischer Korrektur in der Keimbahn erst einmal 
gesellschaftlich etabliert, sind die Übergänge zur 
Verbesserung oder Züchtung fließend. Schon beim 
Krankheitsbegriff gibt es eine Grauzone. Bei Eigen-
schaften wie geringer Körpergröße, niedrigem In-
telligenzquotient, Neigung zu Depressionen oder 
Zornesausbrüchen usw. ist undeutlich, wann sie Be-
sonderheiten des Individuums im Rahmen norma-
ler menschlicher Bandbreite sind und wann krank-
haft. Sollten sich für solche Eigenschaften geneti- 

171)van den Daele, 1985 
172) Deklaration von Helsinki. Empfehlung für Ärzte, die 

in der biomedizinischen Forschung am Menschen tä-
tig sind. Revidierte Fassung der 29. Generalversamm-
lung des Weltärztebundes in Tokio 1975, Bundesanzei-
ger 28, 1976, Nr. 151 I 2 

sche Anteile feststellen und beeinflussen lassen, ist 
die Grenze zwischen medizinisch legitimierter Kor-
rektur und züchterischer Verbesserung leicht ver-
schiebbar 173) 

Nun läßt sich schwerlich beweisen, daß es unmög-
lich ist, den Mißbrauch der medizinischen Technik 
abzuwehren. Aber ein Risiko bietet die Technik 
zweifellos. „Die Annahme, man könne Keimbahn-
therapien einführen und doch zugleich alle Über-
gänge zur Menschenzüchtung wirksam ausschlie-
ßen, könnte sich am Ende als ebenso naiv erweisen 
wie die Erwartung einiger Atomforscher in Los Ala-
mos, man könne die Bombe erst bauen und dann 
ihren militärischen Einsatz abwenden" 174) 

Keimbahntherapie dürfte nur in sehr wenigen Fäl-
len die einzige Möglichkeit sein, eine Krankheit zu 
behandeln. Zudem besteht, soweit sie überhaupt in 
Betracht kommt, die Alternative, die betroffenen 
Embryonen in vitro zu selektieren 175).  Keimbahn-
therapie setzt in vitro-Befruchtung und Diagnostik 
am Embryo voraus. Theoretisch wäre es also mög-
lich, nur gesunde Embryonen zur Weiterentwick-
lung zuzulassen, anstatt kranke zu therapieren. 
Freilich ist umstritten, ob dies ein akzeptabler Aus-
weg ist. Auf der einen Seite wird darauf verwiesen, 
Embryoselektion sei wesentlich weniger problema-
tisch als die zugelassene Abtreibung weit entwik-
kelter Föten nach vorgeburtlicher Diagnose von 
Schädigungen. Auf der anderen Seite wird die mo-
ralische Unzulässigkeit der Embryoselektion in den 
Vordergrund gestellt und geltend gemacht, daß man 
eher die Risiken einer Therapie als die Selektion 
und Abtötung von menschlichen Embryonen in 
Kauf nehmen dürfe. Sind die Risiken der Therapie 
unvertretbar, so müsse man eben den Eltern not-
falls raten, auf Kinder ganz zu verzichten. 

Bewertung und Stellungnahme 

Die Enquete-Kommission kommt aufgrund der 
heute vorliegenden Gesichtspunkte zu dem Ergeb-
nis, daß Therapieversuche an der menschlichen 
Keimbahn abzulehnen sind. Diese Ablehnung wird 
unterschiedlich begründet, teils kategorisch als ein 
absolutes Verbot, teils pragmatisch als ein unter 
den gegebenen Umständen gebotener Verzicht auf 
die Option der Keimbahntherapie. Auch diejenigen 
Kommissionsmitglieder, die nicht jeden Eingriff in 
die Keimbahn ohnehin als unzulässige Verfügung 
über die menschliche Natur betrachten, sehen also 
hinreichende Gründe, solche Eingriffe gegenwärtig 
zu unterbinden. Insbesondere wird die Notwendig-
keit betont, einem drohenden Mißbrauch geneti-
scher Techniken zu Zwecken der Menschenzüch-
tung schon im Vorfeld entgegenzuwirken. 

173) Schon heute werden als ein möglicher Gegenstand 
von Keimbahnkorrekturen bestimmte Merkmale des 
Blutfettstoffwechsels diskutiert, die mit Risiken von 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen korreliert sind. (Vgl. 
Anderson, 1985, S. 288) 

174) van den Daele, 1985, S. 196 f. 
175) U.S. President's Commission for the Study of Ethical 

Problems in Medicine and Biomedical and Behavioral 
Research, 1983´ 
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Gentransfer in menschliche Keimbahnzellen, die 
für eine Weiterentwicklung zu einem vollständigen 
Individuum vorgesehen sind bzw. dazu beitragen, 
sollten mit einem strafrechtlichen Verbot belegt 
werden. Dies gilt auch für den Gentransfer in em-
bryonale Karzinomzellen (EK-Zellen) oder Tera-
tomzellen, sofern diese in eine für eine Entwicklung 
vorgesehene Blastozyste übertragen werden. Bloße 
Berufs- oder standesrechtliche Sanktionen reichen 
nicht aus, sicherzustellen, daß kein Arzt oder For-
scher der Versuchung erliegt, in diesem Bereich mit 
einer wissenschaftlich-medizinischen Sensation auf-
zuwarten. 

Gentransfer in totipotente Keimbahnzellen, deren 
Weiterentwicklung zu vollständigen Individuen 
nicht vorgesehen ist, sollen durch verbindliche 
Richtlinien für die Forschung (wie etwa die ZKBS-
Richtlinien) ausgeschlossen werden 176). 

Ein strafrechtliches Verbot mag demjenigen, der im 
Verzicht auf die Keimbahntherapie eher ein vorläu-
figes Moratorium und nicht ein absolutes Gebot 
sieht, als eine relativ hohe und starre Barriere er-
scheinen. Gleichwohl ist in diesem Fall eine klare 
und eindeutige Wertung durch das Parlament ande-
ren Lösungen, etwa Verboten mit Erlaubnisvorbe-
halt oder der Verlagerung der Entscheidung auf be-
rufsständische Kommissionen, gegenwärtig der 
Vorzug zu geben. Zwar würde ein Verbot dazu zwin-
gen, erst einmal das Gesetz zu ändern, falls man in 
Zukunft bei veränderten technischen Bedingungen 
und Wertungen Keimbahntherapie doch zulassen 
wollte. Das ist jedoch angesichts der Bedenken ge-
genüber Keimbahneingriffen überhaupt und ange-
sichts der Risiken und Ambivalenzen, die auch mit 
einer Therapie in der Keimbahn immer verbunden 
sein werden, gerechtfertigt und kein zu hoher 
Preis. 

Empfehlungen 

1. Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bun-
destag, gentechnische Eingriffe in menschliche 
Keimbahnzellen strafrechtlich zu verbieten, so-
fern diese Keimbahnzellen sich anschließend zu 
vollständigen Individuen weiterentwickeln kön-
nen. Dieses strafrechtliche Verbot soll auch für 
den Gentransfer in embryonale Karzinomzellen 
(EK-Zellen) oder Teratomzellen gelten, sofern 
diese in eine für eine Entwicklung vorgesehene 
Blastozyste übertragen werden. Auch sollen Ein-
griffe in menschliche Embryonen strafrechtlich 
verboten werden, wenn diese Eingriffe die Keim- 

176) Diese Fassung des Absatzes wurde mit 10 : 2 : 1 Stim-
men gegenüber der Alternative „Zulässig ist der Gen-
transfer in extrakorporal erzeugte Embryonen bis zu 
einem Stadium, in dem im Falle der natürlichen Be-
fruchtung die Einnistung in die Gebärmutter erfolgt 
wäre, sofern dies höherrangigen medizinischen For-
schungszielen dient." angenommen. 
Für eine weitergehende Formulierung auf der Grund-
lage der angenommenen Fassung (strafrechtlicher 
Ausschluß statt Ausschluß durch verbindliche Richtli-
nien) stimmten 3 Kommissionsmitglieder; 8 votierten 
für die Beibehaltung der Fassung in der vorgelegten 
Form. 

zellen erfassen. Ebenso empfiehlt die Kommis-
sion ein strafrechtliches Verbot der Erzeugung 
identischer Mehrlinge (Klonen) beim Menschen 
sowie die Chimärenbildung von menschlichen 
und tierischen Embryonen, wie dies auch der 
Entwurf eines Embryonenschutzgesetzes des 
BMJ vorsieht. 

2. Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bun-
destag, die Regierungen von Bund und Ländern 
aufzufordern, durch geeignete Maßnahmen dafür 
Sorge zu tragen, daß Gentransfer in totipotente 
Keimbahnzellen, deren Weiterentwicklung zu 
vollständigen Individuen nicht vorgesehen ist, 
durch verbindliche Richtlinien für die Forschung 
ausgeschlossen werden. 
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1.1 Einführung: Historischer Rückblick, 
Aufgabenstellung des Berichts 

Im Juli 1964 erschien in den drei führenden Wissen-
schaftlichen Fachzeitschriften Science, Nature und 
den Proceedings of the U.S. National Academy of 
Sciences ein Aufsehen erregender Aufruf von elf 
bekannten Molekularbiologen mit dem Titel „Po-
tentielle biologische Risiken (biohazards’) rekombi-
nanter DNA Moleküle" 1 ). In diesem Aufruf warnten 
die Wissenschaftler vor den Folgen unbedachten 
Handelns in der Anfangsphase der gentechnologi-
schen Forschung, denn solche Experimente könn-
ten „auch zur Schaffung neuer Arten infektiöser 
DNA-Elemente mit unvorhersehbaren biologischen 
Eigenschaften führen". Sie befürworteten ein selbst 
auferlegtes, internationales Moratorium dieser For-
schung. Diesem Aufruf vorausgegangen war die 
Diskussion um ein Experiment, in welchem Gene 
des Affentumorvirus SV 40 mit Bakteriophagen- 

1 ) Berg et al., 1974  

DNA verknüpft und in das Bakterium Escherichia 
coli eingeführt werden sollten. Der Wissenschaftler 
Paul Berg, der das Experiment plante, befürchtete 
neue, unvorhersehbare Risiken, wenn z. B. solche 
Gene zusammen mit dem Laaborstamm in den 
Darm des Menschen gelangten 2). Die von Berg be-
nutzten Techniken der (artübergreifenden) Neu-
kombination von DNA konnte dann innerhalb 
kurzer Zeit durch die Verwendung von Restrik-
tionsenzymen wesentlich verbessert werden 3). 
Diese Methode legte den Grundstein für die heutige 
Gentechnik. Sie verschaffte einen verhältnismäßig 
leichten technischen Zugang zur beliebigen Neu-
kombination von Genen im Reagenzglas. Die unter 
den beteiligten Wissenschaftlern einsetzende De-
batte über die möglichen Risiken der Gentechnik 
führte dann dazu, daß die National Academy of 
Sciences ein Komitee einsetzte, welches den oben 
zitierten Aufruf publizierte. 

2) Wade, 1977 
3) Cohen, 1972 
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In der Folge dieses Aufrufes wurde im Frühjahr 
1975 eine internationale Konferenz in das kaliforni-
sche Asilomar einberufen, an der neben Genetikern 
vor allem Vertreter anderer biologischer Wissen-
schaften, aber auch eine Reihe namhafter amerika-
nischer Juristen teilnahmen. Nach heftigen und 
kontroversen Diskussionen über die Frage, ob die 
Gentechnik mit neuen Risiken verbunden ist und 
ob es gerechtfertigt ist, auf noch unbestimmte hy-
pothetische Gefahren mit Beschränkung für die 
Forschung zu reagieren, beschlossen die Konfe-
renzteilnehmer die Aufhebung des Moratoriums für 
die Genforschung und plädierten für eine Reihe von 
vorbeugenden Sicherheitsmaßnahmen, durch die 
ausgeschlossen werden sollte, daß gentechnisch 
veränderte Organismen aus dem Laboratorium ent-
weichen und sich in der Umwelt verbreiten können. 
Die Konferenz von Asilomar formulierte dazu das 
Konzept des biologischen „Containment" (Eindäm-
mung), welches darin besteht, die Übertragung von 
Fremdgenen grundsätzlich nur in sog. Sicherheits-
stämme durchzuführen. Dies sind spezielle Stäm-
me, die das aufgenommene genetische Material 
nicht weiter übertragen können, die nur in der 
künstlichen Umwelt des Labors überleben und sich 
außerhalb des Labors nicht verbreiten können. 

Ein Jahr nach Asilomar erließ die amerikanische 
Gesundheitsbehörde ihre Sicherheitsrichtlinien für 
die Forschung mit rekombinanten DNA-Molekülen. 
Die Richtlinien schrieben ein abgestuftes System 
von Sicherheitsmaßnahmen vor, welches aus unter-
schiedlichen Kombinationen eines biologischen und 
physikalischen Containments bestand. Gene durf-
ten danach zunächst nur in solche Empfängerorga-
nismen (Vektor-Wirt-Systeme) übertragen werden, 
die als Sicherheitsstämme ausdrücklich zugelassen 
waren. Zusätzlich mußte in geschlossenen Sy-
stemen gearbeitet werden, die verhindern, daß die 
in der Forschung Beschäftigten oder die weitere 
Umwelt mit den veränderten Organismen in Kon-
takt kommen können. Die Anforderungen an dieses 
physikalische Containment richteten sich jeweils 
nach der Natur der Spender-DNA und nach den 
Eigenschaften des Empfängerorganismus. Sie wa-
ren schärfer, wenn die Sequenz für ein Toxingen 
übertragen wurde oder wenn der Empfängerorga-
nismus selbst pathogen war. 

In den darauf folgenden Jahren wurden die in Asi-
lomar definierten Sicherheitsstandards modifiziert 
und dem wissenschaftlichen Erkenntnisstand ange-
paßt. Dies geschah mit der Begründung, daß wis-
senschaftliche Versuche gezeigt hätten, daß das Ri-
siko in vielen Fällen von Anfang an überschätzt 
worden sei 4). 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden in An-
lehnung an die amerikanischen Richtlinien am 
15. Februar 1978 von der Bundesregierung die 
„Richtlinien zum Schutz vor Gefahren durch in-vit-
ro-neukombinierte Nukleinsäuren" eingeführt, die 
gegenwärtig in ihrer 5. Fassung vorliegen 5). Eine 

4) Fredrickson, 1982 
5) Der Bundesminister für Forschung und Technologie, 
1986 (s. Anhang 3); im folgenden „Sicherheitsrichtli-
nien" genannt. 

erste politische Debatte über „Chancen und Gefah-
ren der Genforschung" wurde 1979 vom damaligen 
Forschungsminister Volker Hauff in Form einer 
nichtöffentlichen Anhörung organisiert. 

Im Laufe der Jahre sowie mit Fortschreiten der 
wissenschaftlichen Entwicklung und dem begin-
nenden Einsatz gentechnisch hergestellter Mikro-
organismen in der Produktion haben sich die 
Schwerpunkte der Risikodiskussionen verlagert. Im 
Zentrum der Diskussion stehen gegenwärtig der 
Übergang zu großen Volumina in der Produktion, 
die Übertragung von Genen in menschliche Zellen 
zu therapeutischen Zwecken und die Freisetzung 
von Viren und Mikroorganismen. Darüber hinaus 
geht es auch um Experimente mit Zellkulturen, Vi-
ren und tumorauslösenden Genen. 

Im folgenden wird analysiert und bewertet, inwie-
weit vom Umgang mit der Gentechnik im Labor 
Gefahren für die Gesundheit der in diesem Bereich 
beschäftigten Personen und ihr Umfeld ausgehen 
können, ob die Vorbildung der mit diesen Techni-
ken Arbeitenden ausreicht, inwieweit der Umgang 
mit ihnen z. Z. durch Richtlinien und Gesetze regu-
liert wird und ob sich auf diesem Gebiet ein zusätz-
licher Regelungsbedarf ergibt. Zur Frage der ge-
setzlichen Verankerung der Sicherheitsrichtlinien 
spricht die Kommission eine Empfehlung in Ab-
schnitt E 2. dieses Berichtes aus. 

1.2 Grundsätzliche Problematik 

Zunächst soll die Frage aufgenommen werden, ob 
beim Gentransfer in Mikroorganismen grundsätz-
lich mit neuen, nicht vorhersehbaren Risiken ge-
rechnet werden muß. Die hypothetische Möglich-
keit solcher Risiken hatte zu Beginn der Sicher-
heitsdebatte eine zentrale Rolle gespielt. Insbeson-
dere ging es um die Frage, ob unabhängig von den 
Eigenschaften der Spender- und Empfängerorga-
nismen, also auch dann, wenn apathogene Organis-
men, Vektoren und Gene verwendet werden, unbe-
absichtigt neue Pathogene oder sonst für den Men-
schen gefährliche Organismen entstehen könnten. 
Für die üblicherweise im Labor verwendeten Wirt-
Vektor-Systeme kann diese Frage nunmehr mit ho-
her Sicherheit verneint werden. Eine über 10jährige 
intensive Grundlagenforschung mit diesen System-
en, in der weltweit unzählige Gentransferexperi-
mente durchgeführt wurden, hat keinerlei Hinweise 
auf die hypothetisch angenommenen neuen Risiken 
ergeben. Diese Forschung, die unter besonderen 
Schutzmaßnahmen ablief, hatte implizit die Funk-
tion einer Sicherheitsforschung. Es ist überaus 
wahrscheinlich, daß die Risiken erkennbar gewor-
den wären, wenn es sie gäbe. 

Die Frage ist nun, ob man die Erfahrung, daß für 
die üblichen, lang erprobten und in ihrer Genetik 
aufgeklärten Wirt-Vektor-Systeme die befürchteten 
neuen Risiken offenbar nicht bestehen, verallge-
meinern darf. Gilt sie auch für andere Organismen, 
die man nicht so gut kennt und nicht so lange gete-
stet hat? Ist die theoretische Aussage gerechtfertigt, 
daß die Risiken beim Gentransfer in Mikroorganis- 
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men allein aus der Summe der Risiken der verwen-
deten Elemente zu bestimmen ist? Danach wäre in 
jedem Fall auch das Risiko der Neukombination 
gleich Null, wenn jedes der Elemente risikolos 
wäre. Gegen diese Schlußfolgerung gibt es jedoch 
hypothetische Einwände. Die Wirkung eines Gens 
hängt von dem gegebenen genetischen Hintergrund 
und dem Zusammenspiel mit anderen schon vor-
handenen Genen ab. Das Einbringen eines fremden 
Gens in einen Organismus könnte also „synergisti-
sche" Effekte haben, die aus einer bloßen Addition 
der einzelnen Elemente nicht ableitbar sind. Welche 
Eigenschaften der neu kombinierte Organismus ha-
ben wird, ist dann nicht vorhersehbar6). 

Selbst wenn es also keine empirischen Anhalts-
punkte dafür gibt, daß bei einer solchen Neukombi-
nation auch neue pathogene Eigenschaften entste-
hen können, ist eine solche Möglichkeit nicht un-
denkbar. Hier liegt ein biologisches Restrisiko. 
Selbst wenn etwa die genaue Struktur aller Gene 
eines Organismus bekannt ist, wird man der Wech-
selwirkung dieser Gene — und damit dem Geheim-
nis der Lebensfähigkeit des Organismus — viel-
leicht nahe kommen, sie aber vermutlich nicht vor-
hersagen können. Anders als vielleicht manches 
sonstige technische Risiko würde man das biologi-
sche Risiko wegen der Komplexität des Organis-
mus kaum vollständig bestimmen können. Insoweit 
gilt zu Recht, was die Sicherheits-Richtlinien 7) den 
Regelungen voranstellen: 
„Bei der Anwendung dieser Technik sind Risiken 
aber nicht mit Sicherheit auszuschließen. Risiken 
können entstehen, wenn Organismen, die Träger 
neukombinierter Nukleinsäuren sind, das mit 
dem Versuch betraute Personal infizieren oder 
sich außerhalb des Labors unkontrolliert verbrei-
ten. Es kann nicht immer vorausgesehen werden, 
wie sich die durch die neuen Nukleinsäure-Kom-
binationen veränderten Organismen verhalten 
werden, wenn sie an die Umwelt gelangen. Des-
halb ist es notwendig, daß die Arbeiten unter 
sorgfältigen Sicherheitsvorkehrungen durchge-
führt werden, um die beteiligten Menschen und 
die Allgemeinheit vor unerwünschten Folgen zu 
schützen." 

Es stellt sich daher die Frage, wie man dennoch ein 
sicheres Arbeiten mit Mikroorganismen, Viren und 
Zellen erreichen kann. Sicherheit im Umgang mit 
biologischen Systemen kann einmal durch das Ar-
beiten in geschlossenen Systemen (physikalisches 
Containment) erreicht werden. Kontakt mit dem le-
benden Material wird ausgeschlossen. Auf diese 
Weise ist sogar der sichere Umgang mit hochpatho-
genen Organismen möglich geworden. Für die Gen-
technologie wurde zusätzlich das Konzept des biolo-
gischen Containment entwickelt. Es beruht darauf, 
daß man für die Einführung fremder Gene nur 
solche biologischen Systeme verwendet, die sich 
außerhalb einer künstlichen, nur im Labor zu schaf-
fenden Umgebung nicht vermehren können. In den 
Sicherheitsrichtlinien sind zwei solche Sicherheits- 

6) Dieser Gesichtspunkt ist insbesondere von G. Nass

-

Hennig betont worden. 
7) Der Bundesminister für Forschung und Technologie, 

1986, S. 3. 

maßnahmen vorgesehen, nach denen Wirt-Vektor-
Systeme eingestuft werden. In der höchsten Stufe, 
B 2, sind z. B. nur zwei Bakterienstämme vorgese-
hen, die derart umkonstruiert wurden, daß z. B. im 
menschlichen Darm weniger als ein Bakterium un-
ter 108, in der Praxis weniger als ein Bakterium 
unter 10 1° überlebt 8). Die Auswahl der biologischen 
Sicherheitsstufe des Empfänger-Organismus rich-
tet sich nach der Natur des Genspenders. 

Angesichts dieses Konzeptes ist die Frage nach der 
Natur der unter solchen Bedingungen übertragenen 
Gene nur noch von untergeordneter Bedeutung. 
Das biologische Containment gewährt auch für den 
hypothetischen Fall Sicherheit, daß infolge synergi-
stische Effekte das übertragene Gen zu unvorher-
sehbaren gefährlichen Eigenschaften des neukom-
binierten Organismus führt. Im Prinzip sollte Si-
cherheit sogar dann gegeben sein, wenn ein toxin-
kodierendes oder sonst erkanntermaßen gefährli-
ches Gen in einen Sicherheitsstamm übertragen 
wird. 

Gleichwohl muß man daran festhalten, daß zusätz-
lich zum biologischen Containment ein physikali-
sches Containment einzuhalten ist, das nach der 
Gefährlichkeit der Spenderorganismen bzw. der 
übertragenen Gene abzustufen ist. Diese Anforde-
rung deckt evtl. verbleibende Unsicherheiten bezüg-
lich der Wirkungsweise des biologischen Contain-
ment ab. 

Denn auch für Aussagen über das Verhalten von 
Sicherheitsstämmen gilt natürlich die prinzipielle 
Grenze der Bestimmung biologischer Restrisiken. 

1.3 Arbeiten mit gentechnisch veränderten 
Mikroorganismen 

In bezug auf die potentiellen Risiken können zwei 
Gruppen von Mikroorganismen unterschieden wer-
den: Zum einen Stämme, die weltweit in vielen La-
boratorien langjährig erprobt sind, und zum ande-
ren Neu-Isolate etwa aus Bodenproben, über deren 
Mikrobiologie und Genetik wenig bekannt ist. 

1.3.1 Arbeiten mit bekannten Stämmen 

Die bekannten Laborstämme, mit denen gearbeitet 
wird, sind beispielsweise Escherichia coli oder Sal-
monella typhimurium bei den Bakterien und Sac-
charomyces cerevisiae als Hefestamm. Diese 
Stämme sind apathogene Varianten von Bakterien 
und Pilzen, bei denen auch pathogene Varianten 
bekannt sind. Sie haben neben ihrer Pathogenität 
auch viele andere Eigenschaften verloren, die ihnen 
ein Überleben außerhalb des Labors gestatten 
könnten. Sie sind daher auch als Wirts-Systeme 
zum Arbeiten mit rekombinanter DNA vorgesehen 
und zum Teil zu diesem Zweck entwickelt worden. 

8) Ein solcher Sicherheitsstamm ist z. B. E. coli K 12 z 
1776. Dieser Stamm benötigt im Nährmedium Diami-
nopimelinsäure, L-Threonin, L-Methionin, Biotin sowie 
Thymin, um wachsen zu können. Er ist ferner empfind-
lich gegenüber UV-Licht, erhöhten Temperaturen 
(37 °C) und Spuren von Spülmitteln. 
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Diese Stämme selbst werden als ungefährlich ein-
geschätzt, sofern mit ihnen im Rahmen der „Grund-
regeln guter mikrobiologischer Technik" umgegan-
gen wird 9). 

Durch die Gentechnologie hat sich das Arbeiten mit 
Mikroorganismen insofern qualitativ und quantita-
tiv verändert, als es möglich ist, in bekannte 
Stämme fremde Gene einzuführen. Angesichts des 
Konzeptes des biologischen Containment stellt sich 
die Frage, ob die Natur der fremden Gene nicht 
überhaupt für die Sicherheit unerheblich sein müß-
te. Eine Reihe der hier denkbaren Experimente 
sind nach der gegenwärtigen Fassung der Sicher-
heitsrichtlinien überhaupt untersagt bzw. können 
nur unter besonderen Voraussetzungen ausnahms-
weise zugelassen werden 10). 

Die besondere Vorsicht bei der Übertragung von 
Genen aus pathogenen Spenderorganismen oder 
von viralen Genen erscheint trotz des biologischen 
Containment begründet. Es ist nämlich denkbar, 
daß der Empfängerorganismus durch die fremde 
DNA in einer Weise verändert wird, die seine Eig-
nung als Sicherheitsstamm beeinträchtigt. Hierzu 
gibt es in der wissenschaftlichen Literatur Hinwei-
se, die sich auf die Übertragung von Toxingenen 
aus Shigella 11), sowie auf die Aktivierung eines klo-
nierten Retrovirusgenoms beziehen 12). Bei der 
Übertragung derartiger Gene ist daher ein erhöhtes 
physikalisches Containment erforderlich. 

Die Frage ist, ob zusätzliche Vorsichtsmaßnahmen 
auch dann erforderlich sind, wenn Gene eingeführt 
werden, die als potentielles Pathogen bekannt sind, 
wie etwa die sog. Onkogene. Diese kommen als es-
sentielle Gene in nahezu allen Organismen vor. Zu 
Onkogenen oder tumorinduzierenden Genen wer-
den sie erst nach einer Aktivierung. Erst in diesem 
Zustand, in dem sie z. B. in den Genomen von C-
Typ-Viren (Retroviren) gefunden werden, sind sie 
potentiell pathogen. Diese Einschränkung gilt des-
halb, weil im allgemeinen die Aktivierung eines On-
kogens für die Tumorentstehung nicht ausreicht, 
sondern hierzu die gleichzeitige Aktivierung meh-
rerer Onkogene notwendig ist. 

Grundsätzlich dürften von zugelassenen Mikroor-
ganismen, die solche Gene tragen, keine zusätzli-
chen Gefahren ausgehen. Ganz allgemein konnte 
bisher nicht nachgewiesen werden, daß gentech-
nisch modifizierte Mikroorganismen ihr geneti-
sches Material auf menschliche Zellen übertragen 
können. Hierzu gab es ausgedehnte Modellversuche 
an Tieren und Menschen in der Anfangsphase der 
Gentechnologie 13). Wenn überhaupt, dürften von 
Onkogen-DNA Gefahren nur dann ausgehen, wenn 
sie in großen Mengen, also durch Injektion direkt 
übertragen wird (siehe dazu Abschnitt 1.4.2). Ange- 

9) Diese „Grundregeln" sind u. a. in den Sicherheitsricht-
linien aufgeführt (Der Bundesminister für Forschung 
und Technologie, 1986, S. 33). 

10) Der Bundesminister für Forschung und Technologie, 
1986, Ziff. 19 

11) Sansonetti et al., 1983 
12) Habers et al., 1981 
13) Curtiss et al., 1977  

sichts des Konzeptes des biologischen Containment 
erscheint es daher nicht notwendig, bei gentech-
nisch modifizierten Mikroorganismen zusätzliche 
Vorsichtsmaßnahmen (erhöhte Laborsicherheit) zu 
treffen, wenn das eingeführte Gen als potentiell 
pathogen bekannt ist. Vor dem Hintergrund der 
schnellen Entwicklung auf diesem Gebiet erscheint 
es jedoch geboten, Experimente zur Prüfung der 
möglichen Pathogenität derart modifizierter Mikro-
organismen verstärkt fortzusetzen. 

Es wäre denkbar, daß evtl. eine Gefahr von Genpro-
dukten der aktivierten Onkogene ausgeht. Im Falle 
der Expression aktivierter Onkogene ist zu prüfen, 
ob ihre Genprodukte im Sinne von  Ziff. 20 der Si-
cherheitsrichtlinien als „hochwirksame" Genpro-
dukte anzusehen sind, für die die Möglichkeit, eine 
Erhöhung der Sicherheitsstufe anzuordnen, vorge-
sehen ist. 

1.3.2 Arbeiten mit Neu-Isolaten 

Eine Gruppe von Mikroorganismen, die in der mo-
dernen Biotechnologie zunehmend Verwendung 
finden, sind Neu-Isolate, z. B. aus verschiedenen Bo-
denproben 14). Sie sind deshalb von großem Interes-
se, weil sie entweder direkt oder aber als Genquelle 
für andere Mikroorganismen eingesetzt werden 
können, um z. B. bestimmte Schadstoffe abzubauen 
(vgl. Abschnitt C 4.). Dabei handelt es sich oft um 
taxonomisch und toxikologisch weitgehend unbe-
kannte Stämme 15). 

Die Isolierung neuer, bislang unbekannter Mikroor-
ganismen ist eine jahrzehnte alte Praxis der Mikro-
biologie. Solche Arbeiten sind nicht Gegenstand der 
Sicherheitsrichtlinien und ihre Regelung ist nicht 
Thema der Kommission. Selbstverständlich ist bei 
allen mikrobiologischen Arbeiten mit Neu-Isolaten, 
also auch bei ihrer Züchtung, Aufarbeitung und 
Entsorgung in Rechnung zu stellen, daß die verwen-
deten Organismen möglicherweise pathogen sein 
könnten. Es ist jedoch nicht bekannt, daß der Um-
gang mit ihnen bei Einhaltung der gegenwärtigen 
Standards mikrobiologischer Praxis zu Erkrankun-
gen oder sonstigen Schädigungen der Beschäftigten 
geführt hätte. Vorausgesetzt wird allerdings, daß 
vor jeder Verwendung von Neu-Isolaten in großen 
Mengen die Pathogenität getestet wird und die ent-
sprechenden Sicherheitsmaßnahmen getroffen 
werden. 

Gentechnische Arbeiten an neu isolierten, mögli-
cherweise weniger bekannten Mikroorganismen 
aber bedürfen selbstverständlich einer Einstufung 
gemäß der Vorschriften der Sicherheitsrichtli-
nien 16). Die Risikogruppe der Organismen selbst 
muß in der Antragstellung festgelegt werden und 
richtet sich nach bekannten taxonomischen Krite-
rien 17 ). 

14) Lingens, 1985 
15) Kaiser, 1981 
16) Der Bundesminister für Forschung und Technologie, 

1986, Ziff. 9 (1), (2) 
17) Der Bundesminister für Forschung und Technologie, 

1986, Ziff. 13 
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1.4 Arbeiten mit Zellen vielzelliger 
Lebewesen 

Zellkulturen sind seit den vierziger Jahren möglich 
und spielen in Forschung und Entwicklung eine 
zentrale Rolle. Ohne sie wäre beispielsweise die 
Charakterisierung von Onkogenen oder die Ent-
wicklung von Impfstoffen nicht möglich gewesen. 
Bis vor kurzem war das Arbeiten mit Zellen vielzel-
liger Organismen auf Labors im Bereich der medi-
zinischen Mikrobiologie und Virologie beschränkt. 
Fortschritte bei der Weiterentwicklung dieser Tech-
nik haben es jedoch mit sich gebracht, daß die Zell-
kultur inzwischen relativ kostengünstig und ver-
gleichsweise einfach durchzuführen ist. Allerdings 
ist der Aufwand wegen der teuren Kulturmedien 
und der Sterilitätsprobleme, die etwa die Einrich-
tung von sterilen Arbeitsbänken erfordern, weiter-
hin beträchtlich. Dennoch hat die Zellkulturtechnik 
in den letzten Jahren zunehmend in einer Vielzahl 
von Laboratorien Einzug gehalten. Vor allem zum 
Zwecke der Impfstoffherstellung werden in einigen 
Laboratorien seit Jahrzehnten auch große Mengen 
gleichartiger Zellen gezüchtet und aufgearbeitet. 

Gewebezellkulturen werden heute in erster Linie 
zur Bearbeitung verschiedener Fragen aus dem Be-
reich der Grundlagenforschung benutzt. Darüber 
hinaus werden sie zunehmend auch als Produk-
tionsmittel für bestimmte Genprodukte eingesetzt, 
z. B. für die Interferone und die Lymphokine. Diese 
Stoffe können oft in Bakterienkulturen nicht in ih-
rer biologisch wirksamsten Form hergestellt wer-
den. Besonders diese Anwendungsbereiche setzen 
die Züchtung und Aufarbeitung größerer Mengen 
von Säugerzellen voraus. 

Zellen vielzelliger Lebewesen sind in isoliertem Zu-
stand im Gegensatz zu Mikroorganismen außerhalb 
bestimmter Kulturbedingungen nicht lebensfähig 
und als solche keine Krankheitserreger. 

Risiken bei experimentellen Arbeiten mit Säuger-
zellkulturen können ausgehen von: 

— Viren, die aus der Zellkultur freigesetzt werden 
(endogene Viren) 18); 

— der DNA, die in die Zellkultur eingeführt wird 
(„nackte” DNA) und 

— Viren, die als Vektoren zur Übertragung fremder 
Gene in die Zellen eingesetzt werden. 

1.4.1 Die Freisetzung von endogenen Viren aus 
Zellkulturen 

Man unterscheidet in der Gewebekultur primäre 
und permanente Zellkulturen. Primäre Zellkulturen 
werden von Biopsien, Organen oder Embryonen an-
gelegt. Die Zellen sind normalerweise nicht sehr 
lange lebensfähig und kommen oft schon nach we- 

18) Die Wirkungsweisen von Viren und ihre Pathogenität 
sind in diesem Bericht in Abschnitt C 5 (Gesundheit) 
und Abschnitt D 3 (Freisetzung) dargestellt. 

nigen Tagen unter Teilung in eine sog. Krisis. Zel-
len, die diese überleben, können sich zu permanen-
ten Zellkulturen entwickeln, die beliebig lange in 
Kultur gehalten werden können. Bei Zellkulturen, 
die von in der freien Wildbahn gefangenen Tieren 
angelegt werden, ist die Gefahr groß, daß die Kul-
turen trotz der üblichen Quarantäne der Tiere mit 
Viren verunreinigt sind. So hat es z. B. tödliche Er-
krankungen durch das Marburg-Virus gegeben, ei-
nes Virus, welches in einer Affenzellkultur trotz 
monatelanger Quarantäne ausbrach. 

Wegen der Gefahr der Verunreinigung durch Viren 
sind Zellkulturen, die von Tieren aus der freien 
Wildbahn angelegt werden, als potentiell pathogen 
anzusehen. Dies gilt für die Züchtung wie auch für 
die Aufarbeitung und die Vernichtung nicht mehr 
benötigten Materials. 

Bei Zellkulturen, die von Inzucht-Labortieren ange-
legt werden oder bèi humanen Zellinien, die oft 
schon über viele Jahre hinweg im Labor gehand-
habt werden, ist die Gefahr der Virusverunreinigun-
gen gering. Bei der US „Type Culture Collection" 
wird ein Katalog geführt, der die wesentlichen bio-
logischen Parameter permanenter Zellkulturen er-
faßt. Aber auch bei diesen kann es gelegentlich zu 
einer Freisetzung kommen. Dabei handelt es sich 
meist um sog. endogene Retroviren oder andere Vi-
ren, die im Laufe ihres Lebenszyklus in irgendeiner 
Weise in das Genom der Wirtszelle integriert sind 
und gelegentlich wieder freigesetzt werden können. 
Eine Freisetzung solcher endogener Viren kann 
nach Zusatz bestimmter Chemikalien 19), durch 
Temperaturveränderungen, vor allem aber durch 
Zellfusion erfolgen. Dies ist lange bekannt, erhält 
aber jetzt ein neues Gewicht, da diese Techniken 
vermehrt eingesetzt werden, vor allem bei der Her-
stellung monoklonaler Antikörper 20). In diesem Zu-
sammenhang wird insbesondere auch auf die po-
tentielle Freisetzung von endogenen Retroviren 
hingewiesen. Dies wird vor allem bei Zellen be-
stimmter Inzuchtstämme der Maus festgestellt. Bei 
Zellkulturen von anderen Mäusestämmen und bei 
humanen Zell-Linien ist dies bisher trotz intensiver 
Suche nicht beobachtet worden 21 ).  

Da Zellkulturen von Labortieren oder permanente 
humane Zell-Linien durch Viren verunreinigt sein 
können, werden sie von einigen Medizinern eben-
falls als potentiell pathogen angesehen 22). Eine 
auch nur einigermaßen sinnvolle Risikobestim-
mung von Zellkulturarbeiten ist jedoch außeror-
dentlich schwer, da keinerlei konkrete oder auch 
nur vermutete Hinweise auf Unglücksfälle existie-
ren. Üblicherweise muß beim Umgang mit Zellkul-
turen unter besonderen, sterilen Bedingungen gear-
beitet werden, um die Zellkulturen vor dem Ein-
dringen von Keimen zu schützen. Das bedeutet 
praktisch ein erhebliches physikalisches Contain-
ment, das nicht nur das Eindringen von Fremdkör- 

19) ter Meulen, 1972; Croce, 1971 
20) Weis, 1985 
21) Bishop, 1983 
22) Gibson, 1985; Johannsen, 1986, A-278; ZKBS 1985, Ant-

wort zu Frage 19, A-129 
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pern in die Zellkulturen, sondern auch das Austre-
ten und die Verbreitung von Viren aus derselben 
unterbinden kann. Im Ergebnis dürfte dieses Con-
tainment L2-Bedingungen entsprechen. 

1.4.2 Einführung von nackter DNA in Zellen 
(Transfektion) 

Eine wichtige Technik, mit deren Hilfe Gene in 
Säugerzellen eingeführt werden, ist die Transfek-
tion von DNA. Hierbei wird „nackte" 23) DNA mit 
Hilfe von physikalisch-chemischen Methoden in die 
Zellen eingebracht. Dabei stellt sich die Frage, ob 
nackte DNA für diejenigen, die damit arbeiten, pa-
thogen sein kann. Dies wird sich einmal nach der 
Natur der Gene selbst richten und zum zweiten 
danach, ob nackte DNA an sich überhaupt vom 
Menschen aufgenommen werden kann und als sol-
che pathogen ist. Die Diskussion konzentriert sich 
hier auf die sog. Onkogene (Differenzierungsgene). 
Hierbei handelt es sich um eine Gruppe von Genen, 
die im Genom aller Säugetiere vorkommen und 
dort eine wichtige, im Detail noch unverstandene 
Rolle spielen. 

Im Zusammenhang mit der potentiellen Gefahr, die 
von der Arbeit mit freier DNA, insbesondere Onko-
genen ausgeht, ist entscheidend zu wissen, ob diese 
DNA zu einer Tumorentstehung führen kann, wenn 
sie einem Lebewesen verabreicht wird. Onkogene 
können normale Zellen in Zellkultur in Krebszellen 
umwandeln bzw. im lebenden Organismus Tumore 
auslösen. So entstanden beispielsweise Krebszellen 
in einer Zellkultur, die mit einer Kombination von 
zwei Onkogenen (myc und ras) transfiziert wur-
de 24). Es ist lange bekannt, daß Injektionen von 
onkogener DNA im Tierexperiment zu Tumoren 
führen. Das konnte etwa bei Hühnern und Mäu-
seembryonen nachgewiesen werden 25). Bei der Be-
trachtung der potentiellen Pathogenität nackter 
DNA ist ferner zu berücksichtigen, daß die onko-
gene DNA in virale Genome integrieren und so zu 
neuen strukturellen und pathogenen Einheiten re

-

kombinieren kann 26). Darüber hinaus kommen 
diese Gene in verwandter Form auch in gewissen 
onkogenen Retroviren vor 27). 

Bezüglich des Umgangs mit nackter DNA müssen 
sich Sicherheitsauflagen immer nach der Natur der 
DNA richten. Das nackte Genom z. B. eines bekann-
ten pathogenen Virus ist im Zweifelsfalle ebenso 
infektiös wie das Virus selbst. Die Injektion großer 
Mengen an nackter DNA ist problematisch, gleich 
ob es sich hier um das Insulingen oder z. B. ein 
Onkogen handelt. 

Für den mit Zellkulturen arbeitenden Personen

-

kreis ist dieses Problem jedoch wenig relevant. Zum 
einen ist unter normalen Arbeitsbedingungen eine 

23) Unter „nackt" soll hier verstanden werden: nicht von 
einer Membran oder einer Proteinkapsel umhüllt. 

24) Weinberg, 1985 
25) Fung et al., 1983; Hanakan, 1984; Stewart et al., 1984 
26) Pater, 1986 
27) Weinberg, 1983; Gilden, 1984; Lane, 1981  

Injektion von DNA äußerst unwahrscheinlich. Zum 
anderen liegen selbst für den Fall, daß grob fahrläs-
sig gehandelt wird und DNA etwa über eine äußere, 
Verletzung ins Blut gerät, die Effizienzen der Auf

-

nahme nackter DNA extrem niedrig. Gerade dies ist ; 
 j a der Grund, warum Experimentatoren so unge-

wöhnliche Wege gehen müssen, um DNA überhaupt 
in Zellen einzubringen. Der Experimentator muß in 
jedem Fall bei solchen Arbeiten die in der medizi-
nisch-mikrobiologischen Praxis übliche Vorsicht 
walten lassen. Dies gilt um so mehr für tumorauslö-
sende Vorgänge, da sie sehr langsam ablaufen und 
ein möglicher Zusammenhang mit Zellkulturarbei-
ten nach Jahren nur schwer zu erkennen ist. 

1.4.3 Das Arbeiten mit Viren in Zellkulturen 

Hier handelt es sich nicht um unbeabsichtigte Frei-
setzung von endogenen Viren, sondern um For-
schungsarbeiten unter direkter Verwendung von 
Viren oder viraler DNA. Viren werden z. B. als Vek

-

toren in der Gentechnologie eingesetzt, aber auch 
als Objekte der Grundlagenforschung sowie in der 
Impfstoffproduktion. Sicherheitsaspekte im Um-
gang mit ihnen sind im Bundesseuchengesetz und 
den Sicherheitsrichtlinien geregelt, wobei die Viren 
in Risikogruppen eingeteilt sind. Von besonderer 
Bedeutung bezüglich der Sicherheitsaspekte er-
scheinen der Kommission die Retroviren. Einer-
seits sind sie ideale Vehikel für die Einführung von 
Genen in entsprechende Wirtszellen, andererseits 
aber vermehren sie sich über eine Integration in 
das Genom der Wirtszelle. Dieses Integrationsereig-
nis kann jedoch im Einzelfall zu einer permanenten 
Veränderung der befallenen Zelle, im schlimmsten 
Fall auch zu einer Tumorzelle führen. Die Frage ist, 
welche Risiken die verwendeten Viren für die Be-
schäftigten darstellen. 

Als Vektoren in der Gentechnologie werden vor al-
lem diejenigen Viren eingesetzt, die für Versuchs-
tiere im Labor spezifisch sind. Obwohl Retroviren 
ihre Wirtsspezifität ändern können, ist doch nicht 
bekannt, daß menschliche Zellen mit diesen Viren 
(aus Maus, Hamster, Katzen) infiziert worden sind. 
Dies ist an sich auch nicht überraschend, da viele 
dieser Viren in ihrer Vermehrung defekt sind und 
daher für ihre Vermehrung ein sog. Helfervirus 
brauchen. Diese Helferviren sind offensichtlich in 
menschlichen Zellen nie vorhanden. 

Bedenklicher ist jedoch der Einsatz von sog. am-
photropen Retroviren, die ursprünglich aus Mäuse-
zellen isoliert wurden, die neben einer Reihe tieri-
scher Zellen auch menschliche Zellen infizieren 
und damit durch die Integration in deren Genom 
permanent verändern können. In der somatischen 
Gentherapie an menschlichen Zellen müssen solche 
amphotropen Viren mit weiter Wirtsspezifität ein-
gesetzt werden, da trotz j ahrzehntelanger Suche 
keine menschlichen Retroviruspartikel (abgesehen 
von den neuentdeckten T-Zellviren) gefunden wur-
den. Dazu werden die amphotropen Viren so verän-
dert, daß sie sich nach der Integration nicht mehr 
vermehren und daher nicht als infektiöse Partikel 
freigesetzt werden. Es besteht jedoch die Möglich- 
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keit, daß durch Rekombinationsereignisse mit an-
derer im Erbmaterial bereits vorhandener Retrovi-
rus-ähnlicher DNA dennoch infektiöse Partikel ge-
bildet werden, die eventuell sogar Keimbahnzellen 
infizieren könnten 28). 

Solche Rekombinationsereignisse in Zellkulturen 
sind allgemein ein Risikofaktor. Sie können statt-
finden zwischen zwei verschiedenen Viren, zwi-
schen verschiedenen Varianten eines Virus oder 
auch zwischen Viren und genetischem Material der 
Wirtszellen 29). Dabei können auch Viren mit verän-
derten Pathogenitäten entstehen 30). An derartigen 
Rekombinationsereignissen können Retroviren, 
Adenoviren, Herpesviren und andere beteiligt 
sein 31). Bei diesen Rekombinationsereignissen han-
delt es sich um relativ seltene Prozesse. Trotz der 
Züchtung astronomisch großer Zahlen an Adenovi-
ren auch und gerade unter Bedingungen, die Re-
kombinationsereignisse mit der Wirts-DNA fördern, 
ist nicht bekannt, ob es zur Aufnahme eines 
menschlichen Onkogens oder eines anderen, evtl. 
toxischen Gens gekommen ist. 

Zusätzlich und unabhängig von Rekombinations-
ereignissen können auch Mutationen zur Verände-
rung von Struktur und Pathogenität durch Aus-
tausch, Einsatz oder Herausnehmen von DNA-Bau-
steinen führen. Dabei kann schon der Austausch 
weniger DNA-Bausteine zu schwerwiegenden Pa-
thogenitätsveränderungen führen. Auch für diese 
Mutationsereignisse gilt, daß es sich um relativ sel-
tene Vorgänge handelt. 

1986 sind bei fünf Mitarbeitern des Institut Pasteur, 
die mit krebsauslösenden Viren und mutations- und 
krebsauslösenden Chemikalien arbeiteten, Krebs-
erkrankungen aufgetreten. Zur Zeit prüft eine in-
ternationale Expertenkommission, ob und in wel-
chem Zusammenhang diese Krebserkrankungen 
mit den experimentellen Arbeiten stehen 32). Der 
Abschlußbericht der Kommission, die im Juni 1986 
eingesetzt wurde, liegt noch nicht vor. 

Die Bewertung der möglichen Risiken wird sich an 
der Natur der verwendeten Viren, insbesondere de-
ren Wirtsspezifität orientieren müssen. Bei Viren, 
die beim Menschen nicht infektiös sind, ist bislang 
ein besonderes Risiko nicht erkennbar geworden. 
Auch wenn dadurch die Chance, daß dank der 
neuen zellbiologischen und gentechnologischen 
Verfahren jetzt in vielen Laboratorien mit großem 
Kulturvolumina und vielen Zellpassagen gearbeitet 
wird, um ein Vielfaches erhöht wird, handelt es sich 
bei den beschriebenen, in der Zelle ablaufenden Re-
kombinations- und Mutationsereignissen um relativ 
seltene Ereignisse. Auch hier gilt jedoch, daß die 
technischen Voraussetzungen dieses Arbeitens (ste- 

28) vgl. Abschnitt C 6.3.2 (Somatische Gentherapie) sowie 
A-399 b 

29) Grossmann, 1985; Lai, 1985; Jasin, 1985; Westway, 1986; 
Schwarzberg, 1985 

30) Smith, 1985; Sorge, 1984 
31) Nusse, 1986; Wenske, 1985; Senapathy, 1984 
32) Der Bundesminister für Forschung und Technologie, 

25. Juni ,1986; Walgate, 1986 

rile Bedingungen) ohnehin einen Sicherheitsstan-
dard, der L2-Bedingungen entspricht, verlangen 33). 

Ein entscheidender Sicherheitsfaktor besteht darin, 
daß bei Retroviren, zu deren Wirtsbereich der 
Mensch nicht gehört, trotz ihrer genetischen Insta-
bilität eine zufällige Änderung des Wirtsbereichs, 
die solche Viren für den Menschen infektiös ma-
chen, ausgeschlossen ist. Eine Änderung der Infek-
tiosität, die solche Viren etwa über die Atemwege 
wirksam werden lassen würde, setzt eine Vielfalt 
von Mutationen der Virushülle voraus, die als ein 
zufälliges Ereignis ausgeschlossen sind 34) 

Bei amphotropen Viren, die auch bei Menschen in-
fektiös sein können, besteht dagegen ein erhebli-
ches Risiko für die Beschäftigten. Für Arbeiten mit 
diesen Viren gilt daher der für das Arbeiten mit 
humanpathogenen Viren vorgeschriebene Sicher-
heitsstandard. 

1.5 Risikobewertung einzelner Arbeitsschritte 
des gentechnologischen Experimentes 

Beim Arbeiten mit Viren, Mikroorganismen oder 
Zellen vielzelliger Lebewesen im Labor können drei 
Arbeitsgänge unterschieden werden: 

— die Zucht der Viren, Mikroorganismen oder Zel-
len; 

— die Aufarbeitung des gezüchteten Materials; 

— die Vernichtung der Rückstände (Entsorgung); 

Die Zucht der Mikroorganismen, Viren und Zellen 
spielt sich unter sterilen Bedingungen in Behältern 
unterschiedlicher Größe ab. Hier ist wegen der be-
sonderen, ohnehin erforderlichen Arbeitsbedingun-
gen kein zusätzliches Risiko zu erkennen. 

Der zweite Arbeitsgang umfaßt die Aufarbeitung 
der gezüchteten Zellen. Wenn es das Ziel der Arbeit 
ist, aus den Zellen ein bestimmtes Produkt zu isolie-
ren, dann ist oft steriles Arbeiten nicht mehr not-
wendig. Es ist allerdings lange bekannt, daß das 
genetische Material von pathogenen Organismen 
selbst pathogen ist und auch mit der notwendigen 
Vorsicht behandelt werden muß. Dabei ist zu beden-
ken, daß beim Arbeiten mit biologischem Material 
dieses sich im Gegensatz zu Arbeiten mit Chemika-
lien bei seiner. Verbreitung vermehren und/oder 
verändern kann. Es müssen also alle arbeitstechni-
schen Schritte wie Zentrifugieren, Umfüllen der Lö-
sungen etc. unter sterilen Bedingungen durchge-
führt werden, um eine Infizierung der Beschäftig-
ten zu vermeiden. Dies gilt besonders im Hinblick 
auf die Bildung von Aerosolen. 

Beim dritten Arbeitsgang handelt es sich um  die 
Vernichtung (Entsorgung) des angefallenen und un-
brauchbaren Materials. Hier muß sichergestellt 
werden, daß das biologische Material so inaktiviert 

33) Der Bundesminister für Forschung und Technologie, 
Ziff. 5 

34) Thomsson, 1986, Protokoll der 26. Sitzung der Enquete-
Kommission 
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ist, daß es nicht mehr vermehrungsfähig ist. Dies 
geschieht durch Sterilisation und/oder Formalinbe-
handlung. 

Die Eigenarten des biologischen Materials, welches 
im gentechnologischen Experiment verwendet wird, 
erfordern es, alle drei Arbeitsgänge als Teil des gen-
technologischen Experiments aufzufassen und 
demnach unter den gleichen Sicherheitsmaßnah-
men durchzuführen. 

1.6 Voraussetzungen und Bedingungen des 
Arbeitens mit Viren, Mikroorganismen 
und Zellen vielzelliger Lebewesen in 
gentechnischen Laboratorien 

Zu den Bedingungen und Voraussetzungen der 
Durchführung der beschriebenen gentechnischen 
Experimente gehören die Vorbildung und der Aus-
bildungsstand des Laborpersonals in der medizini-
schen Mikrobiologie sowie die Einhaltung bestimm-
ter Sicherheitsstandards, wie sie im Bundesseu-
chengesetz und in den Sicherheitsrichtlinien defi-
niert werden. 

Der Umgang mit pathogenen oder potentiell patho-
genen Mikroorganismen, Viren und Zellen ist in 
den medizinischen Hygiene-Instituten und von der 
Herstellung von Impfstoffen her bekannt und Rou-
tine. Dieser Umgang muß jedoch durch ausführli-
ches Üben praktisch erlernt werden und erfordert 
eine entsprechende Ausstattung der Laboratorien. 
In diesem Zusammenhang muß darauf hingewiesen 
werden, daß ein Mangel an korrekter Handhabung 
solcher Organismen oder ein Mangel an ausrei-
chender Ausrüstung den Schutz der damit Arbei-
tenden um ein bis zwei Größenordnungen herabset-
zen kann 35). Das gilt auch für den Fall, daß Sicher-
heitsvorkehrungen definiert sind. Eine langjährige 
Erfahrung im Umgang mit pathogenem Material 
erscheint notwendig 36). Der Personenkreis, der sich 
mit solcher Arbeit befassen darf, ist im Bundesseu-
chengesetz, Absatz 4, § 19 bis 29, beschrieben. 

Für technische Sicherheitsvorkehrungen beim Um-
gang mit pathogenen oder potentiell pathogenen 
Mikroorganismen gelten das Bundesseuchengesetz 
sowie die Sicherheitsrichtlinien. Die Sicherheits-
richtlinien verlangen bei der Registrierung der 
Genlaboratorien die notwendige Sachkenntnis des 
Betreibers und Projektleiters sowie die Beachtung 
der „Grundregeln guter mikrobiologischer Technik" 
und der „Anforderungen an Laboratorien für Arbei-
ten mit Viren, Bakterien, Pilzen und Parasiten 37 ). 

Zu den Arbeiten mit Kulturen von Säugerzellen set-
zen die Sicherheitsrichtlinien lediglich fest: „Zell-
kulturen höherer eukaryotischer Organismen sind 
unter Beachtung der in der Gewebekultur üblichen 

35) Clark, 1985 
38) Brandis, 1980, S. 186-187 
37) Der Bundesminister für Forschung und Technologie, 

1986, S. 33, 34 

Sicherheitsvorschriften durchzuführen" 38). Wie 
diese auszusehen haben, sollte in einer zukünftigen 
Revision der Sicherheitsrichtlinien detaillierter 
dargestellt werden. Und es sollte geklärt werden, 
wie den Gefahren, die von bisher unbekannten Vi-
ren, die z. B. durch Aktivierung oder Rekombina-
tionsereignisse entstehen können, begegnet werden 
kann. 

1.7 Empfehlungen 

1.7.1 Zum Umgang mit Mikroorganismen 

Die Kommission stellt fest, daß zum Umgang mit 
Mikroorganismen, die sich als apathogen erwiesen 
haben, keine zusätzliche Regelung erforderlich ist. 
Ebenfalls bedarf die Klonierung einzelner Gene in 
bekannten, d. h. in den Sicherheitsrichtlinien vorge-
schriebenen Wirts-Vektor-Systemen wegen des 
Konzepts des biologischen Containments grund-
sätzlich keiner zusätzlichen Regelung. 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

1. die ZKBS mit der Prüfung zu beauftragen, ob für 
die Klonierung von Onkogenen und vergleichba-
ren Genen, die das Wachstum und die Entwick-
lung einer Zelle steuern, eine erhöhte Sicher-
heitseinstufung vorgenommen werden muß. 

2. an der Regelung in den Sicherheits-Richtlinien 
festzuhalten, daß die Einführung fremder Gene 
in neuisolierte Mikroorganismen nur dann erfol-
gen darf, wenn diese Mikroorganismen als biolo-
gische Sicherheitsmaßnahmen zugelassen sind 
(vgl. Ziffer 12. (2) der Sicherheits-Richtlinien). 

3. bei einer öffentlichen Einrichtung, z. B. beim 
Bundesgesundheitsamt oder Paul-Ehrlich-Insti-
tut, eine Stelle einzurichten, die Pathogenitäts-
tests für Mikroorganismen entwickelt und solche 
Tests auf Anfrage durchführt. 

4. dafür Sorge zu tragen, daß die Liste der klassifi-
zierten Mikroorganismen regelmäßig fortge-
schrieben und publiziert wird. 

1.7.2 Zum Umgang mit Zellkulturen von 
vielzelligen Lebewesen, insbesondere 
Säugerzell-Kulturen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

1. sicherzustellen, daß der Umgang mit Zellkultu-
ren insbesondere bei gentechnischen Arbeiten 
an den Nachweis einer adäquaten Vorbildung der 
damit Arbeitenden geknüpft wird, und der Um-
gang mit Säugerzellkulturen Bestandteil der 
Ausbildung in der Mikrobiologie wird. 

2. die ZKBS mit der Prüfung zu beauftragen, unter 
welchen Laborsicherheitsmaßnahmen Arbeiten 

38) Der Bundesminister für Forschung und Technologie, 
1986, S. 10 
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mit Zellfusionen und Hybridzellen, z. B. auch zur 
Herstellung monoklonaler Antikörper, durchge-
führt werden dürfen. Dabei ist insbesondere zu 
prüfen, ob die beim Umgang mit Zellkulturen üb-
lichen Sicherheitsvorkehrungen (s. Ziffer 10, [2] 
b) der Sicherheits-Richtlinien) immer ausrei-
chend sind. Die Kommission geht davon aus, daß 
schon aus technischen Gründen der Umgang mit 
Zellkulturen einem L 2 analogen Sicherheits-
standard zu genügen hat. 

1.7.3 Allgemeine Empfehlung zur Durchführung 
gentechnologischer Experimente 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

1. in den Sicherheitsrichtlinien die Definition des 
gentechnischen Experiments (s. Ziffer 3. [2] der 
Sicherheits-Richtlinien) dahingehend zu erwei-
tern, daß auch alle Aufarbeitungsschritte von 
Zellen und deren Nährlösungen sowie die an-
schließende Entsorgung der Rückstände als Teil 
des Experiments gelten und deshalb unter den 
für das Experiment vorgeschriebenen Sicher-
heitsmaßnahmen durchzuführen sind. 

2. in den Sicherheits-Richtlinien festzulegen, daß 
beim Umgang mit amphotropen Retroviren und 
bei Experimenten, die eine Erweiterung der 
Wirtsspezifität von Retroviren auf den Menschen 
zum Ziele haben, mit der Laborsicherheitsmaß-
nahme L 3 gearbeitet werden muß. 

3. in den Sicherheits-Richtlinien zu regeln, daß 
sämtliche gentechnologische Experimente vom 
Beauftragten für die Biologische Sicherheit 
(BBS) oder vom Ausschuß für die Biologische Si-
cherheit (ABS) zu registrieren sind. Die regi-
strierten Daten sind auf Anfrage der ZKBS zur 
Verfügung zu stellen. 

4. sicherzustellen, daß die Stellung des Beauftrag-
ten für die Biologische Sicherheit (BBS) bzw. 
Ausschusses für die Biologische Sicherheit 
(ABS) analog der Stellung des Beauftragten für 
die Arbeitssicherheit ausgestaltet wird. 

5. die Qualifikationsanforderungen an die Beschäf-
tigten — einschließlich der nichtfachgebundenen 
— analog der Empfehlung Nr. 4.1 im Abschnitt 
D 2. (Arbeitssicherheit bei biotechnologischen 
Produktionsverfahren) festgeschrieben werden. 

6. sicherzustellen, daß die Gesundheitsüberwa-
chung der mit Zellkulturen arbeitenden Perso-
nen der für Gen-Laboratorien vorgeschriebenen 
gleichgestellt wird. Jedoch ist zu prüfen, inwie-
weit im Rahmen der jährlichen Nachuntersu-
chungen serologische Tests auf Antikörper gegen 
Bestandteile der Zellkulturen und Viren, mit de-
nen gearbeitet wurde, durchzuführen sind. Im 
übrigen gelten auch hier analog die Empfehlun-
gen in Abschnitt D 2. 

7. langfristige epidemiologische, mikrobiologische 
und serologische Forschungsprojekte zu fördern, 
die sich auf Gen-Laboratorien und die dort Be-
schäftigten beziehen. 

8. die Berufsgenossenschaften aufzufordern aus 
Gründen der Zuständigkeit, die in den Sicher-
heits-Richtlinien im Abschnitt I. „Gesundheits-
überwachung" angeführten Maßnahmen der 
Kap. 26 bis 30 sinngemäß in der UVV „Arbeitsme-
dizinische Vorsorge" VBG 100 festzuschreiben 
und spezifische Regelungen für den vorbeugen-
den Gesundheitsschutz zu konkretisieren. 
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2.1 Einführung 

Stoffwechselvorgänge lebender Zellverbände und 
Zellen, aber auch Zellteile (biologische Agenzien) 
werden künftig in industriellen Produktionsverfah-
ren zur Herstellung von Arzneimitteln, Nahrungs-
mitteln und Chemikalien aller Art immer stärker 
genutzt werden. Dabei werden in zunehmendem 
Maße auch gezielt gentechnisch veränderte Orga-
nismen eine Rolle spielen. 

Die zunehmende Nutzung biotechnologischer Ver-
fahren liegt darin begründet, daß diese gegenüber 
der traditionellen chemischen Produktion einige 
Vorzüge aufweisen. Die meisten technisch genutz-
ten, chemischen Umsetzungen laufen unter sehr 
drastischen Reaktionsbedingungen ab, d. h. es wer-
den im allgemeinen ein hoher Druck und/oder hohe 
Temperaturen benötigt, um das gewünschte Pro-
dukt zu erhalten. Da zudem viele der eingesetzten 
oder hergestellten Substanzen aggressiv, brennbar 
(evtl. explosiv), ätzend oder sonstwie gefährdend 
und/oder umwelt- und gesundheitsschädigend sind, 
bergen derartige großtechnische Verfahren ein re-
lativ hohes Risikopotential in sich. Biotechnologi-
sche Verfahren sind dagegen darauf ausgerichtet, 
den verwendeten biologischen Agenzien optimale 
Bedingungen für Wachstum und Stoffwechsellei-
stungen zu bieten. Bei den meisten Organismen 
liegt dieses Optimum zwischen 20 ° bis 40 ° Celsius, 
bei Normaldruck und in der Nähe des Säure-/Base-
Neutralpunktes. Die Reaktionen laufen meist in ei-
nem relativ stark verdünnten wässrigen Milieu ab. 
Neben weiteren Vorteilen, wie z. B. der Produktspe-
zifität (d. h. der Bildung nur eines Isomeren 1 )) und 
dem Ablauf vieler chemischer Reaktionsschritte 
(Syntheseweg) in nur einer technischen Stufe 
(nämlich im Fermenter), beinhalten also biotechno-
logische Verfahren im Vergleich zur traditionellen 
chemischen Großproduktion rein verfahrenstech-
nisch gesehen ein weitaus geringeres Risikopoten-
tial. 

Bei der Anwendung biotechnologischer Produk-
tionsverfahren sind aber Risiken biologischer Art 
nicht mit Sicherheit auszuschließen. Diese Risiken 
sind je nach Produktionsverfahren unterschiedlich 
hoch einzuschätzen. Beispielsweise ist es risikorei-
cher, in der Pharmaindustrie Impfstoffe mittels pa-
thogener Mikroorganismen herzustellen, als in der 
Nahrungsmittelindustrie Mikroorganismen zur 

1 ) Isomere sind chemische Substanzen, die in der Zusam-
mensetzung ihrer chemischen Elemente identisch sind, 
sich jedoch in ihrer Struktur bzw. räumlichen Anord-
nung unterscheiden. 

Herstellung von Käse oder zum Bierbrauen einzu-
setzen. 

Biologische Risiken bestehen also insbesondere 
dann, wenn krankheitserregende Organismen oder 
biologische Agenzien das Personal infizieren oder 
sich sonstwie außerhalb des Arbeitsbereichs unkon-
trolliert verbreiten können. Die Risiken bei biotech-
nologischen Produktionsverfahren mit gentech-
nisch veränderten Organismen betreffen die Berei-
che 

— Arbeitssicherheit 

— Produktsicherheit und 

— Umweltsicherheit (Umweltschutz). 

Die grundsätzliche Problematik der Entstehung 
neuer Gefahren durch die in-vitro-Neukombination 
von Nukleinsäuren überschattet dabei alle Fragen 
der Sicherheit beim Umgang mit derartigen Orga-
nismen. Die Risiken der Gentechnologie werden je-
doch bereits an anderer Stelle des Kommissionsbe-
richtes (siehe u. a. Abschnitte D 1., D 3.) ausführlich 
beschrieben, so daß im folgenden nur auf die spe-
ziellen Probleme der Arbeitssicherheit in der Pro-
duktion eingegangen werden soll. 

2.2 Bereits bestehende sicherheitsrelevante 
Regelungen für die Produktion 

2.2.1 Natürlich vorkommende Mikroorganismen 

Unter biotechnologischen Verfahren versteht man 
die technische Nutzung der Lebensvorgänge von 
Mikroorganismen, lebenden Zellen, Zellverbänden 
oder Zellteilen. Biotechnische Verfahren sind — zu-
mindest im Bereich der Lebensmittelherstellung — 
seit Jahrtausenden bekannt. 

Nach den bisherigen Erfahrungen ist die technische 
Nutzung apathogener Organismen in Großproduk-
tionsanlagen wie etwa im Bereich der Lebensmit-
telerzeugung (z. B. Brauereien, Molkereien etc.) si-
cher zu handhaben. Das gleiche gilt für die jahr-
zehntelangen Erfahrungen beim Einsatz von Patho-
genen (Krankheitserregern), wenn entsprechende 
Sicherheitsvorkehrungen eingehalten werden, wie 
z. B. bei der Herstellung von Impfstoffen (Vakzinen) 
in der Pharmaproduktion. 

Das Arbeiten und den Verkehr mit Krankheitserre

-

gern regelt das „Gesetz zur Verhütung und Be

-

kämpfung übertragbarer Krankheiten (Bundesseu- 
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chengesetz)" 2). Danach bedarf jeder, der mit „ver-
seuchungsfähigen Erregern auf die Menschen über-
tragbarer Krankheiten" arbeiten will, einer Erlaub-
nis der zuständigen Behörde. Für derartige Arbei-
ten besteht eine Anzeigepflicht. Die zuständige Be-
hörde kann die Erlaubnis versagen oder widerru-
fen, wenn bestimmte Kriterien nicht erfüllt sind, 
wie z. B. Sachkenntnis des Antragstellers oder das 
Vorhandensein geeigneter Räume und/oder Ein-
richtungen. Des weiteren beinhaltet das Bundes-
seuchengesetz eine ausdrückliche Ermächtigung 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen, die technische 
Detailfragen regeln können. So gelten für die ge-
werbsmäßige Herstellung von Impfstoffen beson-
dere Vorschriften. 

Für den Bereich der pharmazeutischen Industrie 
gilt z. B. die „Betriebsverordnung für pharmazeuti-
sche Unternehmer (PharmaBetrV)".  In dieser 
Rechtsverordnung sind u. a. sicherheitsrelevante 
Details, wie z. B. der Anwendungsbereich der Ver-
ordnung, die Beschaffenheit, Größe und Einrich-
tung der Betriebsräume sowie die Anforderungen 
an die Hygiene geregelt. 

Es hat zwar in der Vergangenheit Unfälle beim Um-
gang mit Pathogenen gegeben, wie z. B. den Unfall 
mit dem „Marburg-Virus" in den 50er Jahren mit 20 
Erkrankungen und vier Todesopfern (der aber nicht 
im Zusammenhang mit der Produktion aufgetreten 
ist, sondern in der Tierhaltung). Insgesamt läßt sich 
jedoch festhalten, daß es ausreichende Erfahrungen 
beim Umgang mit Hoch-Pathogenen gibt und daß 
die technischen Standards in der Impfstoffproduk-
tion als „sicher" anzusehen sind. 

2.2.2 Gentechnisch modifizierte 
Mikroorganismen 

Zum Schutz vor Gefahren durch in-vitro neukombi-
nierte Nukleinsäuren hat der Bundesminister für 
Forschung und Technologie die „Richtlinien zum 
Schutz vor Gefahren durch in-vitro neukombinierte 
Nukleinsäuren" (s. Anhang 3.) herausgegeben. Auf-
grund dieser Richtlinien ist in Berlin die „Zentrale 
Kommission für Biologische Sicherheit" (ZKBS) 
eingerichtet worden. Aufgabe der ZKBS ist u. a. die 
Klassifizierung 3) „gentechnologischer Experimen-
te 4) unter besonderer Berücksichtigung der Eigen-
schaften der Spender- und Empfängerorganismen 
(z. B. Pathogenität 5)), des Zwecks des Experiments 
(z. B. Herstellung hochwirksamer biologischer Sub-
stanzen) und des Umfangs des Experimentieransat-
zes (z. B. Kulturvolumina größer als 10 Liter). Ent-
sprechend dieser Klassifizierung von gentechnolo- 

2) BGBl. I, S. 2263 (1979) letzte And. 27.6. 85 (BGBl. I, 
 S. 1254) 

3) soweit für bestimmte L1-Experimente durch die Richtli-
nien nicht anders geregelt 

4) s. Anhang 3.: Richtlinien, 3.(2) 
5) vgl. „Vorläufige Empfehlungen für den Umgang mit pa-
thogenen Mikroorganismen und für die Klassifikation 
von Mikroorganismen und Krankheitserregern nach 
den im Umgang mit ihnen auftretenden Gefahren", 
Bundesanzeiger vom 7. 8. 81 (s. Anhang 3.) 

gischen Projekten dürfen diese nur unter den je-
weiligen in den Richtlinien festgelegten Sicher-
heitsmaßnahmen bzw. Sicherheitsstufen durchge-
führt werden. 

Die Sicherheitsmaßnahmen unterteilen sich in La-
borsicherheitsmaßnahmen (L), Produktionssicher-
heitsmaßnahmen für Ansätze mit mehr als 10 Li-
tern (LP) und Biologische Sicherheitsmaßnahmen 
(B). Die Labor- und Produktionssicherheitsmaßnah-
men umfassen bestimmte experimentelle Techni-
ken und eine festgelegte Ausstattung von Laborato-
rien und Produktionsbereichen. Es werden vier ver-
schiedene Stufen von Laborsicherheitsmaßnahmen 
(L1—L4) und Produktionssicherheitsmaßnahmen 
(LPO—LP3) unterschieden. Die auf L und LP fol-
gende Ziffer gibt den ansteigenden Grad der Sicher-
heitsvorkehrungen an. Bei den Produktionssicher-
heitsmaßnahmen sind neben weiteren sicherheits-
technischen Anforderungen grundsätzlich die Si-
cherheitsmaßnahmen für Laboratorien gleicher 
Eingruppierung (d. h. gleicher Ziffer) sinngemäß 
anzuwenden. 

Darüber hinaus sind Arbeiten mit den Sicherheits-
maßnahmen LP1—LP3 bei der Verwendung leben-
der Organismen in einem geschlossenen System 
durchzuführen. Dieses geschlossene System muß so 
konstruiert sein, daß 

1. austretende Gase und Dämpfe so zu behandeln 
sind, 

2. Probenentnahme, Medienzugabe und Überfüh-
rungsvorgänge so durchzuführen sind, und 

3. Dichtungen so beschaffen sein müssen, 

daß eine Freisetzung lebender Organismen bei LP1 
auf ein Mindestmaß reduziert, bei LP2 und LP3 ver-
hindert wird. 

Der Inhalt geschlossener Systeme darf nur geerntet 
(aufgearbeitet) werden, wenn lebende Organismen 
durch anerkannte chemische oder physikalische 
Methoden inaktiviert werden 6). 

Bei LP1 sollen Ausnahmen von dieser Regelung 
möglich sein 7). Desweiteren muß bei LP3 zwingend 
und bei LP2 fallweise 7) ein besonderer Kontrollbe-
reich installiert werden, zu dem nur autorisierte 
Personen Zutritt haben und der bei LP3 so beschaf-
fen sein muß, daß u. a. auch bei Austreten des ge-
samten Inhalts des geschlossenen Systems dieser 
aufgefangen und durch Begasen dekontaminiert 
werden kann (physikalisch-technisches Contain-
ment). 

Unter „Produktion" im Sinne der in den Sicher-
heitsrichtlinien verwendeten definierten Begriffs-
bestimmung versteht man ein „gentechnologisches 
Experiment", bei dem das „Kulturvolumen größer 
als 10 Liter" ist. „Auch das Arbeiten mit Organis- 

6) siehe Anhang II „Dekontamination und Desinfektion" 
zu den „Vorläufigen Empfehlungen für den Umgang 
mit pathogenen Mirkoorganismen ..." (s. Funßnote 5) 

7) entscheidet die Zulassungsstelle am Bundesgesund-
heitsamt 
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men, die durch ein gentechnologisches Experiment 
Träger heterologer Nukleinsäuren geworden sind", 
gilt in diesem Sinne als „gentechnologisches Expe-
riment". 

Gentechnische Produktion bedarf in jedem Fall der 
Sicherheitsüberprüfung durch die ZKBS und der 
Zulassung durch die Zulassungsstelle am Bundes-
gesundheitsamt (BGA) (Richtlinie Nr. 18). Das geht 
über die Prüfung von Laborsicherheit in der For-
schung hinaus, wo bestimmte Experimente ohne 
Anzeige an die ZKBS vom Forschenden selbst ein-
gestuft werden können, andere der Anzeige bedür-
fen, aber unter dem Vorbehalt des Widerspruchs 
der ZKBS durchgeführt werden können (Richtlinie 
Nr. 16). 

Biologische Sicherheitsmaßnahmen umfassen die 
Verwendung anerkannter Empfängerorganismen 
und Vektoren und ergeben in Kombination mit La-
borsicherheitsmaßnahmen bzw. Produktionssicher-
heitsmaßnahmen die entsprechenden Sicherheits-
stufen. 

Die vom Bundesgesundheitsamt als biologische Si-
cherheitsmaßnahme anerkannten Empfängerorga-
nismen sind solche, die sich nur unter bestimmten 
Bedingungen vermehren und die außerhalb des La-
boratoriums zu jedem Zeitpunkt durch geeignete 
Maßnahmen unter Kontrolle gehalten werden kön-
nen. Weiterhin muß bei diesen anerkannten Emp-
fängerorganismen experimentell erwiesen sein, daß 
sie nicht im Austausch mit tier- oder pflanzenasso-
ziierten Organismen stehen und nicht pathogen 
sind. Dieses „biologische Containment" soll selbst 
bei unbeabsichtigter Freisetzung eine gewisse Si-
cherheit bieten. 

Die Einstufung der jeweiligen Arbeiten mit gen-
technologisch veränderten Mikroorganismen in Vo-
lumina mit mehr als 10 Litern (Produktion) durch 
die ZKBS und das BGA folgt keinem starren Sche-
ma. Eine Erniedrigung der biologischen Sicher-
heitsmaßnahmen (B) kann durch eine entspre-
chende Erhöhung der Produktionssicherheitsmaß-
nahmen ausgeglichen werden. (Richtlinie Nr. 3 
[15]). Auf Antrag können nach Richtlinie Nr. 18 (1) 
die einzuhaltenden Sicherheitsmaßnahmen herab-
gesetzt werden. Wenn der neukombinierte Organis-
mus als biologische Sicherheitsmaßnahme einge-
stuft werden kann und ausreichende Erfahrungen 
im Umgang mit dem Empfängerorganismus in gro-
ßen Volumina vorliegen, kann überhaupt auf beson-
dere Produktionssicherheitsmaßnahmen verzichtet 
werden (LPO, Richtlinie Nr. 8 [4], 18 [1]). Es genügt 
dann die Einhaltung des für die biotechnologische 
Produktion gültigen technischen Standards (Richt-
linie Nr. 8 [4]). 

Die Klassifizierung „gentechnologischer Experi-
mente" durch die ZKBS und die entsprechende Zu-
ordnung von Sicherheitsmaßnahmen bzw. -stufen 
legt also die Mindestanforderungen für biologische, 
bauliche, technische und arbeitsorganisatorische 
Sicherheitsvorkehrungen fest, die bei gentechnolo-
gischen Arbeiten mit einem bestimmten Risiko-
potential vorhanden sein bzw. eingehalten werden 
müssen. 

Seit Inkrafttreten der 5. Neufassung der Richtlinien 
sind darüber hinaus alle Genlaboratorien und ent-
sprechende Produktionsbereiche im Geltungsbe-
reich der Richtlinien beim Bundesgesundheitsamt 
(BGA) über das Sekretariat der ZKBS zu registrie-
ren. Die Registrierung ist an bestimmte Anforde-
rungen (z. B. sicherheitsrelevante Einrichtungen, 
Sachkenntnis des Leiters etc.) gebunden und kann 
versagt oder widerrufen werden, wenn diese Krite-
rien nicht erfüllt sind, d. h. es handelt sich hier 
eigentlich um ein Zulassungsverfahren. 

Weiterhin regeln die Richtlinien die Verantwort-
lichkeiten, Befähigungen und Aufgaben des Betrei-
bers, des Projektleiters und des Beauftragten für 
Biologische Sicherheit (BBS) bzw. Ausschusses für 
Biologische Sicherheit (ABS), sowie die Beschäfti-
gungsvoraussetzungen und eine besondere Gesund-
heitsüberwachung für Beschäftigte ab der Sicher-
heitsstufe L2B2. 

So muß z. B. der Projektleiter neben praktischen 
Erfahrungen im Umgang mit Mikroorganismen 
nachweisbare Kenntnisse in klassischer und mole-
kularer Genetik sowie über arbeitsschutzrechtliche 
Bestimmungen besitzen und ab der Sicherheits-
stufe L2B2 die Sachkenntnis und Erlaubnis zum 
Arbeiten mit Krankheitserregern gemäß dem Bun-
desseuchengesetz haben. Für den Beauftragten für 
Biologische Sicherheit (BBS) bzw. für die Mitglie-
der des gleichnamigen Ausschusses (ABS) gelten 
ähnliche Anforderungen. Der Betreiber ist u. a. da-
für verantwortlich, daß die Auflagen des Bundesge-
sundheitsamtes (BGA) erfüllt, gentechnologische 
Arbeiten erst nach erfolgter Registrierung aufge-
nommen und Inspektionen des BGA oder der ZKBS 
ermöglicht werden. Alle Beschäftigten müssen über 
den Umgang mit gentechnisch veränderten Orga-
nismen im Bereich ihrer Tätigkeit angemessene 
Kenntnisse besitzen, welche durch eine besondere 
Ausbildung bzw. Einweisung erworben sein müs-
sen. 

Grundsätzlich läßt sich sagen, daß die Richtlinien 
ein wichtiges Instrument zum .Schutz vor biologi-
schen Gefahren durch gentechnologische Experi-
mente bzw. gentechnisch veränderte Mikroorganis-
men darstellen. Ein wesentliches Problem besteht 
allerdings darin, daß die Richtlinien keinen allge-
meingültigen rechtsverbindlichen Charakter besit-
zen, sondern strenggenommen, nur für die vom 
Bund geförderten Forschungs- und Entwicklungs-
arbeiten gelten. 

Andere Probleme und Unsicherheiten ergeben sich 
aus dem Umstand, daß für einige der in den Richtli-
nien formulierten Anforderungen anscheinend 
keine nachvollziehbaren Kriterien existieren bzw. 
festgelegt sind. Beispielhaft seien angeführt die 
„praktischen Erfahrungen" und „nachweisbaren 
Kenntnisse" des Projektleiters, die „besondere Aus-
bildung bzw. Einweisung" der Beschäftigten oder 
die „in der Gewebekultur üblichen Sicherheitsvor-
kehrungen" beim Arbeiten mit Zellkulturen höhe-
rer eukaryotischer Organismen. 
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2.3 Probleme der Arbeitssicherheit bei der 
Arbeit mit gentechnisch modifizierten 
Organismen 

Gentechnologische Arbeiten, wie z. B. die Isolierung 
und Bildung neuer Kombinationen genetischen Ma-
terials, die Wiedereinführung und Vermehrung des 
neukombinierten Erbmaterials in eine andere biolo-
gische Umgebung und schließlich die Übertragung 
der Ergebnisse vom Labormaßstab über die Pilot-
anlage bis zur Großproduktion in riesigen Fermen-
tationsanlagen erzeugt neue Aspekte in der Ar-
beitssicherheit. 

Die sicherheitstechnischen Erfahrungen mit der 
klassischen Biotechnologie in der Nahrungsmittel- 
und Pharmaindustrie zeigen, daß es im Prinzip 
möglich ist, Risiken sogar im Umgang mit hochpa-
thogenen Organismen ausreichend zu kontrollie-
ren. Die Frage ist also nicht, ob es eine angemes-
sene Sicherheitstechnik gibt, unter der gentechno-
logische Produktion vertretbar ist, sondern welcher 
Grad dieser vorhandenen Technik für die jeweilige 
Form von Produktion angemessen und notwendig 
ist. Es stellt sich die Frage, unter welchen Bedin-
gungen, also bei welchen Organismen und Vektoren 
und verwendeten experimentellen Techniken soll 
gentechnologische Produktion nach den Sicher-
heitsstandards für das Arbeiten mit pathogenen Or-
ganismen ablaufen, und unter welchen Bedingun-
gen genügen die ohnehin üblichen Standards indu-
strieller Hygiene (good manufacturai practice). 

Im folgenden werden die Probleme dieser Einstu-
fung diskutiert und Gesichtspunkte zusammenge-
stellt, die schließlich eine Einschätzung des mit gen-
technologischer Produktion verbundenen „Restrisi-
kos" gestatten. 

2.3.1 Besondere Probleme des scale-up (Übergang 
von kleinen zu großen Volumina) 

Die Übertragung der im Labormaßstab gesammel-
ten Erfahrungen mit biologischen Agenzien auf die 
Produktion stellt hinsichtlich der Sicherheitsproble-
matik nicht nur quantitativ, sondern auch qualitativ 
neue Anforderungen. 

Das Kriterium zur Unterscheidung zwischen Labor-
experiment und Produktion ist gemäß den Begriffs-
bestimmungen der Sicherheitsrichtlinien die 10-Li-
ter-Grenze. Demzufolge wäre ein 11-Liter-Experi-
ment im Labor schon als „Produktion" einzustufen. 
Andererseits stellt sich die Frage, ob ein Experi-
ment mit einer Kaskade von vielleicht zwanzig Re-
aktionsgefäßen à 5 Liter noch als Laborexperiment 
einzustufen wäre, da pro Reaktionsgefäß die 10-
Liter-Grenze j a nicht überschritten wird. Das Bun-
desseuchengesetz wendet bei der Definition von 
Produktion ein ganz anderes Kriterium an. Es 
spricht in diesem Zusammenhang von der „ge-
werbsmäßigen Herstellung" von z. B. Impfstoffen. 
Würde man dieses Kriterium anwenden, wäre der 
ganze Bereich der Hochschulen und Institute nicht 
erfaßt, da diese j a üblicherweise nicht gewerbsmä-
ßig arbeiten. Eine differenziertere Definition des

-

sen, was unter Produktion zu verstehen ist, wäre 
hier notwendig. 

Die 10-Liter-Grenze erscheint auch aus anderer 
Sichtweise problematisch. Das Studium der Verhal-
tensweisen von Mikroorganismen unter Laborbe-
dingungen bis zum 10-Liter-Maßstab bietet keine 
ausreichende Gewähr dafür, daß diese Erfahrungen 
problemlos in den 10 000-Liter-Maßstab übertragen 
werden können. Es ist bei der Entwicklung neuer 
Verfahren in der Industrie allgemein üblich, zwi-
schen Labor- und Produktionsmaßstab zumindest 
eine Stufe zwischenzuschalten (Technikums- oder 
Pilotanlage). Bei der Entwicklung gentechnischer 
Verfahren könnte man mittels solch einer Zwi-
schenstufe zusätzliche Erkenntnisse über das Ver-
halten von Mikroorganismen in der „kleinen" Pro-
duktion erhalten. Dies scheint einerseits deshalb 
erforderlich, weil generell zunehmende Quantität 
Änderungen qualitativer Art zur Folge haben kann, 
und andererseits sich Produktions- von Laborbedin-
gungen dadurch schon unterscheiden, daß aufgrund 
der größeren Reaktionsvolumina mit anderen Ma-
terialien und Werkstoffen für die Reaktionsgefäße 
und -peripherie gearbeitet werden muß, um den 
technischen Anforderungen, wie z. B. Druckfestig-
keit, gerecht werden zu können. Die Verwendung 
anderer Werkstoffe in der Produktion gegenüber 
dem Labor kann aber auch prinzipiell neue Pro-
bleme technischer Art aufwerfen. Die in den Sicher-
heitsrichtlinien getroffene Unterscheidung zwi-
schen Labor- und Produktionsmaßstab ist deshalb 
in den Richtlinien zu undifferenziert vorgenom-
men. 

Es stellt sich die Frage, ob die „Richtlinien zum 
Schutz vor Gefahren durch in-vitro neukombinierte 
Nukleinsäuren" hier nicht einer Ergänzung und 
Konkretisierung bedürfen. 

2.3.2 Anpassungsprobleme sicherheitstechnischer 
Vorkehrungen 

Grundproblem der Anpassung sicherheitstechni-
scher Vorkehrungen an die neuen gentechnischen 
Arbeitstechniken ist der Mangel an gesichertem 
Wissen über die biologischen Qualitäten nicht nur 
gentechnisch modifizierter Organismen, sondern 
auch isolierter biologischer Agenzien unter Labor-
bedingungen, wie z. B. Zellkulturen. 

2.3.2.1 Sicherheitstechnische Regelungen, die über 
die Sicherheits-Richtlinien hinausgehen 

Es ergibt sich die Frage, ob und wann welche spe-
ziellen sicherheitstechnischen Maßnahmen hin-
sichtlich der Labor-, Produktions- und Umweltsi-
tuation erforderlich sind, die über die Richtlinien 
hinausgehen oder diese ergänzen. Zunächst ist zu 
klären, wie die Eingruppierung der verwendeten 
Organismen stattzufinden hat. So wurde eine Ein-
gruppierung von Organismen nach dem Grad ihrer 
Gefährlichkeit von der Weltgesundheitsorganisa-
tion (WHO) vorgeschlagen und dazu eine Liste er-
stellt (s. Anhang 3.: „Vorläufige Empfehlungen ... ”). 
Auch in einem OECD-Leitfaden wurden Kriterien 
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zusammengestellt, die nach Auffassung der OECD 
erfüllt sein müssen, um von einem „ungefährlichen" 
Organismus sprechen zu können. 

Die Eingruppierung von Organismen 

Die Richtlinien fordern, daß als Empfängerorganis-
men gentechnischer Experimente und Produktion 
nur Organismen mit bestimmten biologischen Ei-
genschaften verwendet werden. Sie sollen unschäd-
lich sein für Menschen, Tiere und Pflanzen, in na-
türlichen Ökosystemen praktisch nicht überleben 
können und dort entdeckbar bzw. rückholbar sein. 
[Richtlinie Nr. 9 (1)]. Ein Grundproblem der Bewer-
tung der Gefährlichkeit von Empfängerorganismen 
oder Viren ist das begrenzte biologische Wissen 
über die potentiell verwendbaren Mikroorganis-
men/Viren. Für die Einstufung nach Kriterien der 
Human- und Tierpathogenität orientieren sich die 
Richtlinien an den „Vorläufigen Empfehlungen . ..". 
Gesichtspunkte der Pflanzenpathogenität und even-
tuelle Umweltrisiken sind bei der danach gebilde-
ten Klassifikation von Gefährlichkeit allerdings 
noch nicht berücksichtigt. 

Schwierigkeiten bereitet auch die Einstufung neu-
entdeckter Mikroorganismen, die wegen bestimm-
ter stoffwechselspezifischer Eigenschaften gezielt 
gesucht werden, etwa Mikroorganismen, die in der 
Lage sind, halogenierte Kohlenwasserstoffe abzu-
bauen oder die hitzeverträglich sind. Sie lassen sich 
zunächst schwer einer bestimmten Risikogruppe 
zuordnen, da man wenig oder nichts über ihr Inter-
aktionsvermögen mit anderen Organismen weiß. 
Ihre Bewertung setzt voraus, daß man die Pathoge-
nität und die Wechselwirkungen mit anderen Orga-
nismen austestet. Dazu müssen Kriterien für die 
anwendbaren Tests aufgestellt, evtl. neue Tests ent-
wickelt werden. Diese Problematik ist nicht auf die 
gentechnische Modifikation solcher Organismen 
beschränkt. Sie stellt sich ebenso, wenn man die 
natürlich vorkommenden, neu isolierten Organis-
men einsetzen will. 

Zellkulturen 

Ein besonderes Problem stellt die Handhabung von 
Zellkulturen (insbesondere Säugerzellkulturen) dar. 
Es besteht die Möglichkeit, daß beim Umgang mit 
Säugerzellkulturen pathogene Keime (insbeson-
dere Viren) freigesetzt werden könnten. Bestimmte 
Viren sind in der Lage, ihr genetisches Material in 
das Erbmaterial der jeweiligen Wirtszelle einzu-
bringen. 

Die Schwierigkeiten hinsichtlich der biologischen 
Sicherheit (einschließlich der Nachweisbarkeit) 
werden dann besonders groß, wenn es sich um Vi-
ren handelt, die durch Umweltgegebenheiten, Che-
mikalien, Strahlung, durch andere Viren oder durch 
Zellfusion aktiviert oder freigesetzt wurden. Die 
Wahrscheinlichkeit für das einmalige Eintreten ei-
nes solchen Vorgangs ist für einzelne Zellen relativ 
gering, steigt aber mit der Anzahl der Zellen und 
könnte daher zumindest in der Großproduktion zu 
zusätzlichen Risiken führen. Diese Überlegungen 

gelten grundsätzlich für Zellkulturen aller Art, un-
abhängig von einer genetischen Manipulation. Es 
ergeben sich also prinzipiell neue Fragen hinsicht-
lich der potentiellen Pathogenität von Zellkulturen, 
u. a. hinsichtlich der Einstufung von Zellkulturen 
höherer eukaryotischer Organismen als aner-
kannte biologische Sicherheitsmaßnahme. 

2.3.2.2 Vorkehrungen zur Produktionssicherheit 

Geeignete Vorkehrungen im Produktionsbereich 
dienen dazu, daß unerwünschte Kontakte zwischen 
Produktionsorganismen, biotechnologischen Pro-
dukten oder Abfällen und den beschäftigten Perso-
nen vermieden werden. Dazu gehören Maßnahmen 
zur Abtötungssicherheit, Produktaufarbeitung, si-
cherheitstechnische Standards für biotechnologi-
sche Anlagen usw. 

Die Frage ist, mit welchem Aufwand das physikali-
sche Containment bei gentechnologischer Produk-
tion eingerichtet und abgesichert werden soll. Im 
Zuge der allgemeinen Reduktion der Sicherheitsan-
forderungen mit zunehmendem Wissensstand sind 
die Anforderungen an das geschlossene System re-
duziert worden. Die ersten Versuche, im 10-Liter-
Maßstab Insulin in E.coli produzieren zu lassen, lie-
fen noch unter L3-Bedingungen im Unterdruckbe-
reich ab. Gegenwärtig gelten für die Insulinproduk-
tion mit E.coli lediglich LP1-Bedingungen. Das be-
deutet nach den Richtlinien, eine Freisetzung le-
bender Organismen muß nicht mehr verhindert 
werden, sondern ist „auf ein Mindestmaß" zu redu-
zieren. Ob die Aufbereitung der Produkte ebenfalls 
im geschlossenen System erfolgen muß, bzw. die 
verwendeten Organismen vorher abzutöten (zu 
inaktivieren) sind, entscheidet die Zulassungsstelle 
am BGA bei LP1 fallweise [Richtlinie Nr. 8 (3)]; 
ebenso entscheidet die Zulassungsstelle darüber, ob 
Abfälle vor der endgültigen Entsorgung zu inakti-
vieren sind. Vorgeschrieben bleibt allerdings für die 
Produktions-Sicherheitsmaßnahmen LP1—LP3, 
daß der Arbeitsbereich so zu konstruieren ist, daß 
bei einem Unfall, also dem Austreten des gesamten 
Inhalts des geschlossenen Systems, dieser Inhalt 
innerhalb des Arbeitsbereichs aufgefangen werden 
kann [Richtlinie Nr. 8 (3) 7i]. Von dieser Auflage 
könnte das BGA den Betreiber nur dann entlasten 
— d. h. eine Abstufung von LP1 nach LPO vorneh-
men —, wenn er einen als biologische Sicherheits-
maßnahme zu charakterisierenden neukombinier-
ten Organismus verwendet [Richtlinie Nr. 18 (1)]. 

Es könnte angebracht sein, aus Gründen der Si-
cherheit bei potentiellen Risiken vor der Aufarbei-
tung (Ernte) nicht nur lebende Organismen, son-
dern auch rekombinierte Nukleinsäuren zu inakti-
vieren oder — falls dies nicht möglich sein sollte — 
die  Aufarbeitung unter den gleichen Sicherheits-
standards durchzuführen, wie sie auch für die Pro-
duktion (Fermentation) gelten. 

Es ergeben sich auch andere Fragestellungen si-
cherheitstechnischer Art, z. B. wie bei Störfällen mit 
Leckagen größere Mengen biologischer Agenzien 
aufgefangen und die gesamte Anlage dekontami-
niert und desinfiziert werden kann, ohne daß Orga- 
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nismen in die Umwelt gelangen. Hier haben die 
klassische Biotechnologie und verwandte Arbeits-
richtungen, wie z. B. in der Nahrungsmittelindustrie 
oder in der Pharmaindustrie, bereits zur Entwick-
lung sicherheitstechnischer Standards geführt, die 
auf die „neuen" Verfahren mit gentechnisch modifi-
zierten Organismen übertragen und weiterentwik-
kelt werden können. 

2.3.2.3 Testverfahren und Monitoringsysteme 

In neuerer Zeit wird verstärkt nach bislang unbe-
kannten aber natürlich vorkommenden Mikroorga-
nismen mit bestimmten stoffwechselspezifischen 
Eigenarten gesucht. Als Beispiel seien solche ge-
nannt, die in der Lage sind, halogenierte Kohlen-
wasserstoffe, insbesondere Biphenyle, abzubauen 
oder solche, die thermophile Eigenschaften besit-
zen. Diese neuentdeckten Mikroorganismen lassen 
sich zunächst nicht einer bestimmten Risikogruppe 
zuordnen (s. Anhang 3.: „Vorläufige Empfehlun-
gen ... ”), da man wenig oder nichts über ihr Inter-
aktionsvermögen mit anderen Organismen weiß. 

Es wäre daher angebracht, solche Mikroorganis-
men (und auch Viren) — bevor sie in größerem 
Maßstab gezüchtet, wieder freigesetzt, zur Produk-
tion eingesetzt oder gentechnisch manipuliert wer-
den — hinsichtlich ihrer Pathogenität und ihres In-
teraktionsvermögens auszutesten. Demnach wäre 
es erforderlich, Kriterien für solche Tests aufzustel-
len und bestehende Testverfahren, die diesen Krite-
rien genügen, einzusetzen bzw. neue Tests zu ent-
wickeln. Die gleiche Problematik wie bei den o. a. 
Neu-Isolaten ergibt sich im Prinzip auch bei gen-
technisch modifizierten Organismen und Viren. 

Ein weiteres Problem in der Produktion ist das Er-
kennen und Auffinden von Undichtigkeiten und 
Leckagen. „Einige führende Experten sind über-
zeugt davon, daß es über ein bestimmtes Maß hin-
aus praktisch unmöglich sein wird, eine 100 %ige 
Garantie dafür zu geben, daß während der Produk-
tion ... keine Mikroorganismen nach draußen ge-
langen." 8) Demnach sind Verfahren vonnöten, der-
artige Leckagen rechtzeitig zu erkennen, um geeig-
nete Maßnahmen (Dekontamination und Desinfek-
tion) ergreifen zu können, die eine „unbeabsichtigte 
Freisetzung" verhindern. Einen Schutz gegen eine 
solche „unbeabsichtigte Freisetzung" bietet das 
technische Containment 9). 

Vorhanden ist also ein Bedarf an Testverfahren 
und Monitoringsystemen zur Bestimmung von Pa-
thogenität bzw. Toxizität des bearbeiteten biologi-
schen Materials sowie Nachweisverfahren für si-
cherheitsrelevante Komponenten, wie Medienbe-
standteile, produzierte Metaboliten und Organis-
men auf dem Einzelzellniveau. 

2.3.3 Sicherheitsfaktoren und Restrisiken 

Gegenwärtig ist, verglichen mit der Anfangsperiode 
gentechnischen Experimentierens, unter den Wis- 

8) Bull, A. T.; OECD (Hrsg.); Biotechnology, 1984, S. 17 
9) s. Anhang 3.: Richtlinien, 8. Tabelle 1, Punkt 7 i) j)  

senschaftlern eine weitgehende Beruhigung gegen-
über den Gefahren dieser Technologie eingetreten. 
Diese Beruhigung betrifft auch gentechnologische 
Experimente im Produktionsmaßstab. Sie beruht 
auf einer Reihe von Umständen, die sich zu einer 
Kette von kumulativen Sicherheitsfaktoren addie-
ren: 

— Alle bisherigen Erfahrungen mit der Gentechno-
logie sprechen gegen die anfänglich vertretene 
Hypothese, daß mit der Neukombination von 
Nukleinsäuren ganz neue, bisher nicht abseh-
bare und nicht definierbare Gefahrenpotentiale 
verbunden sein könnten. Die Grundlagenfor-
schung unter vorbeugenden Sicherheitsmaßnah-
men funktionierte insofern als eine Art implizite 
Sicherheitsforschung. Die Wahrscheinlichkeit, 
daß man neue, unbekannte Gefahrenpotentiale 
im Laufe von unzähligen Experimenten ent-
deckt hätte, wäre groß gewesen. Diese Erfahrun-
gen kann man theoretisch vorsichtig extrapolie-
ren, zumindest auf solche Stämme und Verfah-
ren, die den in der Forschung verwendeten ähn-
lich sind. 

— Die Forschung bietet weiterhin einen Vorlauf 
impliziter Sicherheitsforschung, in dem die im 
Prinzip bekannten und erwartbaren Gefahren-
momente von Neukombinationen (etwa Ände-
rungen der Wirtsspezifität bei Verwendung von 
pathogenen Elementen, Viren in Zellkulturen, 
Springen von Reglern im Genom usw.) im Ein-
zelfall aufgedeckt und bestimmt werden können. 
Auf die so bestimmten Gefahrenmomente kann 
durch entsprechende Sicherheitsvorkehrungen 
reagiert werden. 

— Die Zulassung von Wirt-Vektor-Systemen für die 
gentechnische Produktion ist an die Bestim-
mung der biologischen Eigenschaften der ver-
wendeten Organismen gebunden. Dabei wird 
insbesondere die Pathogenität der Organismen 
und ihre Fähigkeit, toxische Metaboliten zu pro-
duzieren, getestet. 

— Das Prinzip des Arbeitens in geschlossenen Sy-
stemen schließt jeden Kontakt der Beschäftig-
ten und der weiteren Umwelt mit den modifi-
zierten Organismen weitgehend aus. 

— Die Verwendung von Organismen/Viren, die an 
besondere Bedingungen im Fermenter (höhere 
Temperaturen, Sterilität) angepaßt sind, und da-
her in der natürlichen Umwelt nicht überleben 
können, verhindert in der Regel, daß sich die 
Organismen im Fall des Versagens des techni-
schen Containments in der Umwelt ausbreiten 
und etablieren können. 

Es besteht jedoch für die Produktion mit gentech-
nisch veränderten Organismen ein nicht auszu-
schließendes Restrisiko. Angesichts der oben darge-
stellten Kette von Sicherheitsfaktoren und des er-
warteten Nutzens ist dieses nicht auszuschließende 
Restrisiko für die Kommission akzeptabel. 
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2.4 Bewertungen und Empfehlungen 

Die technische Anwendung biotechnologischer Ver-
fahren unter Verwendung gentechnisch veränder-
ter Organismen bringt neue Gefahrenmomente mit 
sich, die einer Risikoabschätzung bedürfen, um 
rechtzeitig alle erforderlichen Maßnahmen ergrei-
fen zu können, damit eine Gefährdung von Men-
schen innerhalb und außerhalb biotechnologischer 
Produktionsstätten sowie der Umwelt in ihrer Ge-
samtheit verhindert bzw. das Restrisiko minimiert 
wird. 

Die Arbeitssicherheit bei biotechnologischen Pro-
duktionsverfahren ist im wesentlichen von folgen-
den Faktoren abhängig: 

• von der Art der verwendeten Organismen und 
deren Klassifikation nach ihrem Risikopoten-
tial: 

— biologische Sicherheit, 

• von den Sicherheitsvorkehrungen, die entspre-
chend dem Risikopotential der verwendeten Or-
ganismen zu treffen sind: 

— technische Sicherheit, 

• von dem Ausbildungsstand der Arbeitnehmer, 
die Umgang mit diesen Organismen haben: 

— menschliche Sicherheit. 

2.4.1 Verbindlichkeitsbereich der Sicherheits

-

Richtlinien 10) 

Um die Einhaltung der auf den Gebieten biologi-
sche, technische und menschliche Sicherheit zu 
treffenden Maßnahmen gewährleisten zu können, 
müssen rechtliche Rahmenbedingungen geschaffen 
werden. 

Die derzeit gültige 5. überarbeitete Fassung der 
Richtlinien ist jedoch nur für die unmittelbar oder 
mittelbar vom Bund geförderten Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten verbindlich eingeführt wor-
den. Im Hochschulbereich können die Richtlinien 
durch die Kultusminister der Länder verbindlich 
eingeführt werden. 

Weiterhin wird seitens der Bundesregierung und 
des Bundesministers für Forschung und Technolo-
gie davon ausgegangen, daß „die Richtlinien im Be-
reich der Industrieforschung und in den sonstigen 
betroffenen Bereichen im Wege der erklärten frei-
willigen Selbstbindung eingeführt werden". Von sei-
ten der Industrie erfolgte eine entsprechende Zu-
sage. 

Letztlich haben die Richtlinien jedoch derzeit 
keinen allgemein rechtsverbindlichen Charakter. 
(s. Abschnitt E 2.) 

10) „Richtlinien zum Schutz vor Gefahren durch in-vitro 
neukombinierte Nukleinsäuren", Anhang 3. des Kom-
missionsberichts. 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag: 

1.1 Zum Schutz von Mensch, Tier und Umwelt Si-
cherheits-Richtlinien für Einrichtungen der 
Genforschung und entsprechende Produktions-
stätten allgemein rechtverbindlich zu machen. 
Diese Richtlinien sind wie bisher dem Stand 
von Wissenschaft und Technik anzupassen. 

1.2 Die Berufsgenossenschaften aufzufordern, die 
bereits bestehenden Regelungen für den Pro-
duktionsbereich in der zur Zeit erarbeiteten Un-
fallverhütungsvorschrift (UVV) „Biotechnolo-
gie" zu spezifizieren. 

1.3 Die Regierungen der Länder aufzufordern, 
durch einen entsprechenden Beschluß die UVV 
„Biotechnologie" ebenfalls für den Hochschulbe-
reich und andere öffentliche Institutionen für 
rechtsverbindlich zu erklären. 

1.4 Die Gemeindeunfallversicherungen (GUV bzw. 
BAGUV) aufzufordern, sich der Regelung der 
Berufsgenossenschaften anzuschließen. 

2.4.2 Biologische Sicherheit 

Wesentliche Grundvoraussetzung für die Klassifi-
zierung gentechnologischer Experimente ist eine 
vorab zu erfolgende Klassifizierung der als Spender 
oder Empfänger zu verwendenden Organismen. 
Diese Einordnung bereitet bei Neu-Isolaten und bei 
unbekannten, bislang nicht im Produktionsmaßstab 
verwendeten Mikroorganismen/Viren Schwierig-
keiten. Ähnliche Einordnungsschwierigkeiten be-
stehen bei der Verwendung gentechnisch modifi-
zierter Organismen/Viren. 

Nach der Einschätzung vieler Experten birgt die 
Gentechnologie zwar keine neuen, sondern nur die 
Kombinationen bereits bekannter Gefahren; an-
dere Sachverständige gehen allerdings nicht von ei-
ner additiven, sondern möglicherweise synergeti-
schen Wirkung dieser Kombinationen aus, so daß 
für gentechnisch modifizierte Mikroorganismen be-
sondere Sicherheitsmaßnahmen sinnvoll erschei-
nen. 

Ebenfalls Schwierigkeiten bereitet die Einordnung 
von Zellkulturen, da diese in gewissem Umfang als 
potentiell pathogen angesehen werden müssen, weil 
beim Umgang mit ihnen prinzipiell die Möglichkeit 
besteht, daß krankheitserregende Keime (Viren) 
freigesetzt werden können. 

Weitere Probleme ergeben sich aus dem Umstand, 
daß die Kriterien für Biologische Sicherheitsmaß-
nahmen in den Sicherheitsrichtlinien nicht präzi-
siert genug vorliegen. 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

die „Vorläufigen Empfehlungen für den Umgang 
mit pathogenen Mikroorganismen und für die Klas-
sifikation von Mikroorganismen und Krankheitser-
regern nach den im Umgang mit ihnen auftreten-
den Gefahren" (s. Anhang 3.) 
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2.1 nach einem zu regelnden Verfahren entspre-
chend dem wissenschaftlichen Erkenntnisstand 
fortzuschreiben. Derzeit kann nicht davon aus-
gegangen werden, daß diese Liste vollständig 
ist, so daß z. B. neuentdeckte Mikroorganismen 
in dieser Liste nicht verzeichnet sein können 
und daher ihr Risikopotential zunächst unbe-
kannt ist. 

2.2 im Zusammenhang mit der vorgeschlagenen Er-
gänzung des Bundesseuchengesetzes durch 
Rechtsverordnung als allgemeinverbindlich zu 
erklären. (s. Abschnitt E 2.). 

die Klassifizierung in der Produktion einzusetzen-
der Organismen und Viren 

2.3 hinsichtlich ihres Interaktionsvermögens mit 
anderen Organismen nach human-, tier- und 
pflanzenpathogenen sowie -toxikologischen als 
auch umweltrelevanten Kriterien vorzunehmen. 
Dazu sind die vorhandenen Testverfahren wei-
ter zu entwickeln und vorzugeben. Diese Vor-
schrift soll auch gelten für gentechnisch modifi-
zierte Organismen. 

2.4 entsprechend ihrem individuellen Risikopoten-
tial auf internationaler Ebene, zumindest jedoch 
auf EG-Ebene, zu harmonisieren bzw. zu verein-
heitlichen. 

Die Bundesregierung solle weiterhin 

2.5 bei der Klassifizierung von Zellkulturen (auch 
genetisch unmodifizierter) deren prinzipielles 
pathogenes Potential berücksichtigen. 

2.6 die Zweckmäßigkeit der Einstufung von Zellkul-
turen als biologische Sicherheitsmaßnahme 
überprüfen. 

2.7 die ZKBS und das BGA beauftragen, 

— zu spezifizieren, unter welchen Vorausset-
zungen folgende, in den Richtlinien aufge-
führte Kriterien zur Anerkennung biologi-
scher Sicherheitsmaßnahmen als erfüllt zu 
betrachten sind (Ziffer 9.): 

ausreichende Kenntnis der Eigenschaf-
ten von Empfängerorganismen sowie de-
ren Stellung im biologischen System und 
Verhalten in verschiedenen Ökosyste-
men; 

— Entdeckbarkeit und Beherrschbarkeit im 
Ökosystem, gezielte Vernichtung sowie 
Rückholbarkeit; 

— experimentielle Nachweisbarkeit, daß 
kein Austausch mit tier- oder pflanzenas-
soziierten Organismen stattfindet; 

— Vorhandensein geeigneter Maßnahmen, 
durch die eine Ausbreitung des Organis-
mus außerhalb des Laboratoriums zu je-
dem Zeitpunkt unter Kontrolle gehalten 
werden kann. 

— aus Gründen der Rechtsklarheit die beim 
Umgang mit Zellkulturen durch die Sicher-
heits-Richtlinien vorgeschriebenen „in der 
Gewebekultur üblichen Sicherheitsvorkeh

-

rungen" aufzulisten und den Richtlinien als 
Anhang beizufügen. 

2.4.3 Technische Sicherheit 

Die Anforderungen an die zu treffenden sicher-
heitstechnischen und arbeitsorganisatorischen 
Maßnahmen stehen in einem engen inhaltlichen 
Zusammenhang mit Fragen der biologischen Si-
cherheit. 

Wie jahrzehntelange Erfahrungen im Umgang mit 
Hoch-Pathogenen — sowohl im Labor als auch in 
der Produktion bei der Impfstoffherstellung — zei-
gen, sind die für diesen Bereich entwickelten si-
cherheitstechnischen Standards genügend ausge-
reift, um als „sicher" gelten zu können. 

Diese Erfahrungen und Standards lassen sich im 
wesentlichen auch auf den Umgang mit gefährli-
chen oder potentiell gefährlichen, gentechnisch mo-
difizierten Organismen übertragen und fortschrei-
ben. Das wesentliche Problem besteht also nicht 
etwa darin, daß die technischen Möglichkeiten un-
zureichend wären, um vor speziellen Gefahren der 
Gentechnologie ausreichend Schutz bieten zu kön-
nen und dementsprechend erst noch entwickelt 
werden müßten, sondern vielmehr ist der kritische 
Punkt die Entscheidung darüber, welches Risikopo-
tential ein Organismus oder ein gentechnologisches 
Experiment in sich birgt und welche adäquaten si-
cherheitstechnischen Vorkehrungen demnach zu 
treffen sind. 

Die 5. überarbeitete Fassung der Richtlinien bein-
haltet als eine wesentliche Neuerung die Einfüh-
rung von Produktionssicherheitsmaßnahmen (LP), 
d. h. die Auflage, bei Arbeiten mit gentechnisch ver-
änderten Organismen in Volumina mit mehr als 10 
Litern bestimmte vorgeschriebene sicherheitstech-
nische Vorkehrungen einzuhalten. 

Die 10-Liter-Grenze ist jedoch als alleiniges Krite-
rium zur Unterscheidung von Labor und Produkti-
onsmaßstab unzureichend, zumal dadurch die allge-
mein übliche stufenweise erfolgende Entwicklung 
neuer Verfahrenstechniken vom Labor zur Groß-
produktion unberücksichtigt bleibt. 

Die Einstufung eines Produktionsverfahrens in LP1 
oder gar die Abstufung nach LPO bedeutet nach 
dem derzeitigen Stand der Richtlinien eine bewußte 
Inkaufnahme einer (bei LP1 minimierten) Freiset-
zung lebender gentechnisch modifizierter Organis-
men. 

Die ZKBS übt derzeit im Geltungsbereich der 
Richtlinien eine gewisse Kontrollfunktion aus 
(s. Anhang 3.: Nr. 21 e). Da andere Rechtsvor-
schriften — insbesondere Unfallverhütungsvor-
schriften — von den Richtlinien unberührt bleiben 
(s. Anhang 3.: A. Einführung), sind auch die Berufs-
genossenschaften und Gewerbeaufsichtsämter für 
diesen Bereich zuständig. Daraus ergibt sich 
zwangsläufig die Notwendigkeit, die Aufgaben und 
Zuständigkeiten dieser drei Institutionen zu koordi-
nieren (s. auch Abschnitt E 2.). 
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Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

3.1 detaillierte Kriterien zur Definition und Ab-
grenzung sowie zur technischen Ausstattung 
der Bereiche Labor, Technikum und Produk-
tionsanlage aufzustellen einschließlich der 
Festlegung einer jeweilig zulässigen Höchst-
grenze für das einsetzbare Gesamtvolumen bio-
logischer Agenzien. 

Ebenso sind Kriterien festzulegen, welche über-
prüfbaren Anforderungen erfüllt sein müssen, 
damit eine Genehmigung zum Übergang auf die 
nächsthöhere Stufe erteilt werden kann. 

3.2 rechtsverbindlich sicherzustellen, daß das duale 
Schutzsystem von Berufsgenossenschaften und 
Gewerbeaufsicht zur Genehmigung und Über-
prüfung vorgeschriebener betrieblicher Einrich-
tungen und Ausstattungen sowie arbeitsorgani-
satorischer Maßnahmen den Bereich aller gen-
technischen Laboratorien und entsprechenden 
Produktionsstätten einschließt und eine Koordi-
nation der Aufgaben und Kontrollfunktionen 
von Gewerbeaufsicht, Berufsgenossenschaften 
und ZKBS erfolgt. 

3.3 zu gewährleisten, daß auch bei der niedrigsten 
technischen Sicherheitsstufe (LPO) die Freiset-
zung weiterhin auf ein Mindestmaß reduziert 
wird. 

3.4 rechtsverbindlich sicherzustellen, daß aus Grün-
den der Sicherheit bei potentiellen Risiken bio-
logisch aktive, rekombinante Nukleinsäuren 
nach Möglichkeit vor der Aufarbeitung, auf je-
den Fall aber vor der Entsorgung, inaktiviert 
werden müssen. Ist eine Inaktivierung vor der 
Aufarbeitung nicht möglich, hat diese unter den 
gleichen Sicherheitsmaßnahmen stattzufinden 
wie die Produktion (Fermentation). 

3.5 Sicherheitsmaßnahmen zu konkretisieren, die 
einen weitestgehenden Schutz gegen eine unbe-
absichtigte Freisetzung durch „äußere Störfäl-
le", wie z. B. Naturkatastrophen, Auswirkungen 
von Störfällen benachbarter Betriebsteile etc., 
gewährleisten. 

3.6 die derzeit gültige Bestimmung, daß bei LP1-
LP3 die technische Konstruktion des Arbeitsbe-
reichs so auszulegen ist, daß auch bei Austreten 
des gesamten Inhalts des geschlossenen Sy-
stems dieser innerhalb des Arbeitsbereichs auf-
gefangen werden kann, dahingehend zu erwei-
tern, daß auch Bestimmungen für die anschlie-
ßende Dekontamination und Desinfektion fest-
zulegen sind. 

3.7 Maßnahmen zu fördern und zu initieren, die 
eine Fortschreibung des Standes der Technik 
zum Schutz gegen biologische Gefahren ermög-
lichen, d. h. die Weiterentwicklung sicherheits-
technischer Standards insbesondere auf den 
Gebieten der 

— Steriltechnik von Bioreaktoren, 

— sicheren Prozeßführung in Fermentations-
anlagen, 

Erkennung und Behandlung von Fremd-
infektionen in Bioreaktoren, 

technischen Maßnahmen zur Vermeidung 
der Verbringung von Keimen in die Arbeits-
bereichsatmosphäre und in die Umwelt (Ab-
luft- und Abwasserproblematik), 

Verhinderung des Kontaktes von Mikroorga-
nismen und Viren und deren Produkte, mit 
Menschen in der Produktion und Aufarbei-
tung, 

Behandlung und Beseitigung von Abfällen 
aus biotechnologischen Prozessen, 

Verfahren zur Dekontamination und Desin-
fektion, 

Verfahren und Monitoringsysteme zum 
Nachweis von Mikroorganismen/Viren, um 
eine ständige Kontrolle der Funktionsfähig-
keit des technischen Containments zu er-
möglichen (s. auch Abschnitt D 3., insbeson-
dere Kapitel 3.4). 

2.4.4 Menschliche Sicherheit 

Sicherheit ist auch auf dem Gebiet der Bio- und 
Gentechnologie eine Frage des Ausbildungsstandes 
der dort Beschäftigten. Eine Unkenntnis möglicher 
Gefahren würde zusätzliche Risikopotentiale schaf-
fen. 

Die bisherigen Erfahrungen in der Praxis haben 
gezeigt, daß man den Gefahren, die beim Umgang 
mit pathogenen Mikroorganismen entstehen kön-
nen, am sichersten dadurch begegnen kann, daß 
das Personal eine qualifizierte Ausbildung und aus-
reichend Erfahrung besitzt. Eine nur kurze Einfüh-
rung und Sicherheitsbelehrung reicht hier nicht 
aus. 

Vielmehr sollten die Sicherheits-Richtlinien jedem 
Mitarbeiter bekannt und Bestand der Ausbildung 
der betroffenen Arbeitnehmer sein. Wichtig wäre 
weiterhin eine detaillierte Kenntnis, wie mikro- und 
molekularbiologische Gefahren vermieden werden 
können. 

Für sicheres Arbeiten mit pathogenen oder gen-
technisch veränderten Mikroorganismen ist eine 
solche nachweisbare Qualifikation eine Grundvor-
aussetzung, ohne die selbst noch so perfekte tech-
nische Sicherheitseinrichtungen nahezu wertlos 
wären. 

Dabei ist es nicht ausreichend, diese Qualifikations-
anforderungen auf das Laborpersonal oder gar nur 
auf das akademische Personal zu beschränken, son-
dern diese Anforderungen müssen — entsprechend 
abgestuft — sowohl für den Leiter einer Einrich-
tung der Genforschung bzw. einer entsprechenden 
Produktionsstätte gelten als auch für das nichtfach-
gebundene, aber in diesem Bereich tätige Personal, 
wie z. B. Reinigungskräfte, Handwerker usw. 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

4.1 rechtsverbindlich sicherzustellen, daß in Ein-
richtungen der Genforschung oder entsprechen- 
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den Produktionsstätten das akademische Perso-
nal, das Laborpersonal sowie das Personal im 
Technikum und in der Produktion — abgestuft 
nach Tätigkeits- und Ausbildungsmerkmalen — 
nachweislich Qualifikationen haben muß, die es 
befähigt, die bisher unbekannten Gefahren die-
ser neuen Techniken richtig einzuschätzen und 
dementsprechend zu handeln. Derartige Qualifi-
kationsnachweise könnten durch einschlägige 
interdisziplinäre Grundkurse erbracht bzw. län-
gerfristig integraler Bestandteil von Berufsbil-
dung oder Studium werden. 

4.2 schnellstmöglich in Zusammenarbeit von 
ZKBS, Berufsgenossenschaften, Industrie, Ge-
werkschaftsvertretern und Wissenschaftsorga-
nisationen die Mindestanforderungen für die 
theoretischen und praktischen Inhalte derarti-
ger interdisziplinärer Grundkurse festzulegen 
und die organisatorischen und institutionellen 
Voraussetzungen für die Durchführung solcher 
Kurse zu schaffen. 

Menschliche Sicherheit heißt also einerseits, daß 
die allgemeinen Gefahren, die von dieser neuen 
Technik ausgehen können, durch eine entspre-
chende Ausbildung des mit ihr umgehenden Perso-
nenkreises eingegrenzt werden. Menschliche Si-
cherheit muß aber andererseits auch heißen, daß 
dieser Personenkreis vor den speziellen und indivi-
duellen Gefahren dieser neuen Technik wirksam 
geschützt wird. 

Es ist daher angebracht, Vorkommnisse zu beob-
achten, die Einfluß auf die Gesundheit der beschäf-
tigten Personen oder die Umwelt erkennen lassen 
und als Ursache von Berufskrankheiten in Frage 
kommen können. Derartige langfristige epidemiolo-
gische und mikrobiologische Erhebungen können 
sich z. B. auf die Häufigkeit allergischer Krank- 

heitssymptome oder auf die Bildung spezifischer 
Antikörper beim Umgang mit biologischen Agen-
zien (einschließlich Viren und Zellkulturen) bezie-
hen. 

Würden in Blutproben von Beschäftigten solche 
spezifischen Antikörper nachgewiesen, wäre dies 
ein Indiz dafür, daß während der Arbeiten mit biolo-
gischen Agenzien eine Infektion stattgefunden hat. 
Es ist deshalb notwendig, den Gesundheitszustand 
der Beschäftigten auch durch arbeitsmedizinische 
Vorsorgeuntersuchungen zu überwachen. 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, 

die Bundesregierung aufzufordern, 

4.3 langfristige epidemiologische, mikrobiologische 
und serologische Erhebungen zu initiieren, die 
sich auf Arbeitsbereiche beziehen, in denen die 
dort Beschäftigten Umgang mit biologischen 
Agenzien haben. 

die Berufsgenossenschaften aufzufordern, 

4.4 aus Gründen der Zuständigkeit die in den Si-
cherheits-Richtlinien im Abschnitt I. „Gesund-
heitsüberwachung" angeführten Maßnahmen 
der Kap. 26 bis 30 sinngemäß in der UVV „Ar-
beitsmedizinische Vorsorge" VBG 100 festzu-
schreiben und spezifische Regelungen für den 
vorbeugenden Gesundheitsschutz zu konkreti-
sieren, z. B. durch eine Erweiterung des berufs-
genossenschaftlichen Grundsatzes „Infektions-
krankheiten" (G 42). 

4.5 bei den vorstehenden Empfehlungen die Beson-
derheiten medizinischer Forschung in der Ar-
beitswelt und im Bereich des Datenschutzes zu 
berücksichtigen (s. Abschnitt C 6.). 

3. Auswirkungen der Anwendung gentechnisch veränderter Organismen in Landwirtschaft und 
Umwelt (Freisetzungsproblematik) 
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3.1 Einführung 

Bei der Freisetzung handelt es sich um das Einbrin-
gen von Lebewesen oder vermehrungsfähigen Nu-
kleinsäuren (Viren) in die Umwelt. Das Einbringen 
gentechnisch veränderter Viren oder Organismen 
kann bewußt geschehen oder die Folge ihres unbe-
absichtigten Entweichens aus Laboratorien oder 
Produktionsstätten sein. Bei der mit Absicht und 
gezielt durchgeführten Freisetzung gelangen die 
genetisch veränderten Organismen in großer Zahl 
in die Umwelt. Diese Situation wird in diesem Be-
richtsteil behandelt. 

Freigesetzt werden können prinzipiell alle Organis-
men, an denen gentechnische Veränderungen vor-
genommen worden sind. Die Projekte, innerhalb de-
rer die Freisetzung solcher Organismen in Vorbe-
reitung ist oder diskutiert wird, sind hauptsächlich 
in den Bereichen Pflanzen- und Tierzüchtung, Um-
weltschutz, biologische Schädlingsbekämpfung und 
Lebensmittelverarbeitung angesiedelt. 

Für die Freisetzung in Betracht kommende Orga-
nismen gehören zu unterschiedlichen Gruppen der 
Viren, Mikroorganismen, Pflanzen und Tiere. Für 
die Feststellung der Eigenschaften eines freigesetz-
ten Organismus sowie für die Einschätzung der von 
ihm ausgehenden Wirkungen auf Mensch und Um-
welt ist es sinnvoll, diese Vielfalt zu untergliedern. 
Als Gliederungsgesichtspunkte bieten sich Größe, 
Vermehrungs- und Verbreitungsgeschwindigkeit, 

Überlebensdauer, die Abhängigkeit bei Wachstum 
und Vermehrung vom Menschen sowie die „Rück-
holbarkeit" des einmal in die Umwelt entlassenen 
biologischen Materials an. Folgendes Einteilungs-
schema 1) bezieht sowohl diese Gesichtspunkte als 
auch die sehr unterschiedlichen Eigenschaften der 
Organismen ein: 

— Viren (einschließlich Viroide und virusassozi-
ierte Nukleinsäuren) 

— Mikroorganismen (Bakterien, Pilze) 

Pflanzen 
— Wildkräuter 

— Nutzpflanzen 

— Tiere 
— kleine Tiere (z. B. Insekten, Würmer) 

größere Wildtiere, die vom Menschen unab-
hängig leben (z. B. Schwarz- und Rotwild, Na-
getiere, Fische) 

— Nutztiere, die von der Haltung durch Men-
schen abhängig sind (z. B. Rinder, Schafe, 
Schweine, Geflügel) 

Für die Bundesrepublik Deutschland existiert zur 
Zeit kein zusammenfassender Überblick über die 
Anzahl der Projekte, in deren Rahmen eine Freiset- 

1 ) Nass, Fragenkatalog Evolution, Arbeitsunterlage A-
203 
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zung möglich, vorgesehen oder beantragt ist. In den 
USA wurde Ende 1985 eine Liste mit 87 Forschungs-
projekten veröffentlichte), innerhalb derer eine 
Freisetzung gentechnisch veränderter Organismen 
in den nächsten Jahren beabsichtigt ist. 

Tabelle 3-1 zeigt Beispiele von für die Freisetzung 
in Frage kommenden Organismen sowie die mit der 
Herstellung solcher Organismen angestrebten 
Ziele 3). 

Innerhalb der wissenschaftlichen Diskussion exi-
stiert eine Reihe von unterschiedlichen Positionen 
bezüglich der mit der Freisetzung solcher Organis-
men verbundenen Risiken. Sie reichen von der Ein-
schätzung, daß die Wahrscheinlichkeit nachteiliger 
Einflüsse geringfügig 4) und die Natur so flexibel 
sei, daß die ökologische Balance nicht so leicht 

2) Newswatch, 1985 
3) Beschreibung der Projekte und Nachweise in den Be-

reichen der einzelnen Anwendungsgebiete (s. Ab-
schnitt C) 

4) Brill, 1985  

durch die Einführung gentechnisch modifizierter 
Organismen gestört werden könnte 5), bis zu der 
Auffassung, daß die Wahrscheinlichkeit des Überle-
bens unerwünschter Organismen zwar gering sei, 
die potentiellen Folgen jedoch erheblich sein könn-
ten 6), oder daß letztlich das Ergebnis einer Freiset-
zung nicht vorhersagbar sei, da es keine systemati-
sche Kenntnis der Faktoren gäbe, die den Erfolg 
oder Mißerfolg solcher Einbürgerungen beeinfluß-
ten 7). 

Bisher liegen keine Erfahrungen über die Auswir-
kungen des Eindringens von gentechnisch verän-
dertem biologischem Material in die Umwelt vor. 
Ansatzpunkte für die Einschätzung des Verhaltens 
solchen Materials und der aus seiner Freisetzung 
potentiell sich entwickelnden Konsequenzen müs-
sen deshalb in Bereichen gesucht werden, die Ana-
logien zur Freisetzung gentechnisch veränderter 

5) Bentley, 1984 
6) Alexander, 1983 
7) Sharples, 1983 

Tabelle 3-1 

Ziele und Anwendungsbereiche für die Herstellung 
gentechnisch veränderter Organismen 

Organismen Ziel Anwendungsbereich 

Insektenviren 

Viroide 

Vaccinia-Viren 

Retroviren 

Bekämpfung von Insekten 

Erzeugung von Krankheitsresistenz 
in Pflanzen 

Lebendimpfstoffe 

Impfstoffe, Gentherapie 

Pflanzenproduktion/Umwelt 

Pflanzenproduktion/Umwelt 

Human- und Tiermedizin 

Human- und Tiermedizin 

Bakterien (unter

-

schiedliche Arten) 

Pilze 

Abbau von Schadstoffen 

Bekämpfung von Insekten 

Stickstoffbindung 

Beeinflussung der Eigenschaften 
von Pansenmikroorganismen 

Bekämpfung von Insekten 

Umwelt 

Pflanzenproduktion/Umwelt 

Pflanzenproduktion/Umwelt 

Tierproduktion 

Pflanzenproduktion/Umwelt 

Pflanzen Anpassung an extreme Umwelt

-

bedingungen 

Beeinflussung der Qualität 
pflanzlicher Inhaltsstoffe 

Pflanzenproduktion (Nahrungs-
mittel- und Rohstofferzeugung) 

Tiere (unter

-

schiedliche Arten) 

Kühe 

Schweine 

Schafe 

Geflügel 

Fische 

Resistenzen gegen Virus-
erkrankungen 

Erhöhung der Milchproduktion 

Verbesserung der Fleischqualität 

Verbesserung der Wollqualität und 
Reproduktionsrate 

Verbesserung der Fleisch- und 
Eiqualität 

Erhöhung der Wachstumsrate 

Tierproduktion 

 



Drucksache 10/6775 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Organismen in die Umwelt aufweisen. Solche Berei-
che sind 8): 

— Laborexperimente oder Gewächshausexperi-
mente, innerhalb derer gentechnische Verände-
rungen an Organismen vorgenommen und die 
daraus erwachsenen biologischen Konsequen-
zen untersucht werden; 

— landwirtschaftliche Pflanzen- und Tierzüch-
tung; 

biologische Schädlingsbekämpfung; 

— gezielte oder zufällige Freisetzung von Organis-
men, die in den betroffenen Biotopen vorher 
nicht heimisch waren; 

— Verbreitung von Krankheitserregern bei Men-
schen, Tieren und Pflanzen; 

Verhalten von in die Umwelt eingeführten che-
mischen Substanzen; 

— Grundsätze der Ökologie und Evolutionstheorie. 

Insbesondere auf die Erfahrungen mit — durch na-
türliche Ereignisse oder menschliche Aktivitäten — 
in  neue Umwelten freigesetzte, nicht gentechnisch 
veränderte oder durch klassische Methoden ge-
züchtete Organismen muß zurückgegriffen werden. 
Hier werden zunächst anhand bekannter Beispiele 
die Parameter identifiziert, die die Auswirkungen 
der Freisetzung natürlicher Organismen beeinflus-
sen. Im folgenden ist zu prüfen, ob und wieweit 
diese Einflußgrößen auf die Freisetzung gentech-
nisch veränderter Organismen übertragen werden 
können und ob von ihnen zusätzliche Wirkungen 
ausgehen. 

3.2 Einflußgrößen 

Erwünschte oder unerwünschte Effekte können von 
freigesetzen Organismen nur dann ausgehen, wenn 
es ihnen gelingt, sich oder Teile ihres Erbmaterials 
in der Umwelt zu etablieren. Dieser Vorgang wird 
maßgeblich beeinflußt durch 9) 

a) die Anzahl der freigesetzten, gleichartigen Orga-
nismen, 

b) ihre Überlebens- und Vermehrungsfähigkeit, 

c) Verbreitungseigenschaften, sowie 

d) die Stabilität ihres Erbmaterials und die Fähig-
keit zum Gentransfer und Genaustausch mit an-
deren Organismen. 

Will man also die Wirkungen, die von einem Orga-
nismus ausgehen können, einschätzen, müssen die 
unter a) bis d) genannten Einflußgrößen beschrie-
ben und bewertet werden. Je mehr Informationen 
über einen Organismus, seine Eigenschaften und 
sein Verhalten vorliegen, desto einfacher kann es 
sein, die Auswirkungen seiner Freisetzung auf die 
Umwelt einzuschätzen. Entscheidend für diese Ein- 

8) Levin and Harvell, 1985 
9) Covello and Fiksel, 1985; Alexander et al., 1986  

schätzung ist weiterhin, ob die qualitative oder 
quantitative Bestimmung einer Einflußgröße unsi-
cher oder aus technischen bzw. prinzipiellen Grün-
den nicht möglich ist. 

3.3 Eigenschaften und potentielle 
Auswirkungen freigesetzter Organismen 

3.3.1 Viren, Viroide und virusassoziierte 
Nukleinsäuren 

Die Erbinformation von Viren besteht aus DNA 
oder RNA. Diese Nukleinsäuren sind u. a. von Pro-
teinen umhüllt, die sie schützen, dem Virus aber 
auch spezifische Eigenschaften verleihen. Viren 
können sich nicht selber vermehren, sondern sind 
darauf angewiesen, in Zellen von Wirtsorganismen 
einzudringen und sich deren biochemische Leistun-
gen für die eigene Vermehrung zunutze zu machen. 
Einmal in die Wirtszelle eingedrungen, können Vi-
ren sich entweder gleich vermehren und/oder in ein 
Wartestadium eintreten. Dies geschieht entweder 
dadurch, daß die Erbinformation des Virus in die 
DNA der Zelle eingebaut wird und zunächst inakti-
viert ist. Eine zweite Möglichkeit ist dadurch gege-
ben, daß das virale Erbmaterial sich als extrachro-
mosomales Element etabliert und, ohne daß seine 
Information zunächst abgerufen wird, bei den Zell-
teilungen auf die Tochterzellen weitergegeben wird. 
Durch vielfältige und lange nicht vollständig be-
kannte Auslöser wie radioaktive Strahlung, ultra-
violettes Licht, Hormone, Chemikalien oder aber 
auch andere Viren können sie wieder aktiviert wer-
den. 

Die bisher nur in höheren Pflanzen gefundenen Vi

-

roide sind die kleinsten und strukturell am besten 
charakterisierten Krankheitserreger. Ihre Erbsub-
stanz besteht aus einem kurzen (240 — 280 Nukleo-
tide) nackten RNA-Strang. Trotz der guten Charak-
terisierung ihrer molekularen und strukturellen Ei-
genschaften ist wenig über ihre biologischen Funk-
tionen bekannt 10). Sie können sich in vielen Pflan-
zen vermehren, sind offensichtlich aber nur für we-
nige Arten pathogen. 

Die virusassoziierten Nukleinsäuren, häufig auch 
Satelliten-Viren genannt, sind dadurch definiert, 
daß sie selber keine Krankheiten hervorrufen. Sie 
entfalten ihre biologische Aktivität erst in Gegen-
wart eines anderen Virus, eines sogenannten Hel-
fervirus, dessen Reproduktionsmechanismen sie 
für ihre eigene Vermehrung benutzen. Solche Satel-
liten-Viren sind sowohl bei Pflanzen 11) (z. B. die Sa-
telliten-Viren des Tabaknekrose Virus) als auch bei 
Säugern (z. B. das Hepatitis B-Virus-assoziierte del-
ta-Virus 12)) gefunden worden. 

3.3.1.1 Überleben, Vermehrung und Verbreitung 

Außerhalb von Zellen können sich Viren zwar nicht 
vermehren aber doch überleben. Dies gilt auch für 

10) Tabler, Sänger, 1984 
11) Kaper, 1984 
12) Wang et al., 1986 
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Viroide und virusassoziierte Nukleinsäuren, die im 
folgenden immer eingeschlossen sind, wenn von 
„Viren" die Rede ist. Die Überlebensdauer ist für 
jede Virusart unterschiedlich. Sie wird sowohl 
durch die Zusammensetzung der das Virus umge-
benden Hülle bestimmt, als auch durch die physika-
lischen und chemischen Einflüsse (z. B. ultraviolet-
tes Licht, Temperatur, Feuchtigkeit), die auf das Vi-
rus wirken. Die Baculo-Viren der Insekten, die zur 
Zeit in der biologischen Schädlingsbekämpfung ein-
gesetzt werden und deren gentechnisch veränderte 
Varianten für die Freisetzung vorgesehen sind, ha-
ben beispielsweise sehr widerstandsfähige Protein-
hüllen, die längeres Überleben ermöglichen. Unter 
anderem kann auch das Poliomyelitis-Virus des 
Menschen (Kinderlähmung), das über Abwässer 
und Abfälle in den Boden oder das Grundwasser 
gelangt, dort lange überleben 13). Andere Viren hin-
gegen, z. B. die Retroviren, zu denen das Katzenleu-
kämie-Virus gehört oder das beim Menschen das 
Syndrom der erworbenen Immunschwäche (AIDS) 
auslösende HIV-Virus, scheinen an der Luft und 
durch chemisch-physikalische Einflüsse leicht inak-
tiviert zu werden, obwohl auch hier nicht ausge-
schlossen werden kann, daß sie unter ganz spezifi-
schen Bedingungen auch sehr viel länger stabil sein 
können. 

Verbreitet werden Viren in der Regel dadurch, daß 
sie von dem bereits infizierten Organismus an ei-
nen anderen weitergegeben werden. Dieses kann 
geschehen wie in Tabelle 3-2 dargestellt. 14) 

Je mehr Viren pro Infektionszyklus in einer Zelle 
gebildet werden und je weitreichender das Mittel 
ist, mit dessen Hilfe sie transportiert werden, desto 
schneller kann eine Verbreitung des entsprechen-
den Virus erfolgen. Zum Beispiel geschieht die Ver-
breitung des Influenza-Virus vorzugsweise durch 

13) Yates et al., 1985 
14) Fenner et al., 1974  

Kontakt mit virusbeladenen Sekreten der At-
mungsorgane. Seine schnelle Vermehrung und der 
gute Transfer zwischen den Wirten begünstigt eine 
rasche Ausbreitung. 

Ein wichtiger Verbreitungsweg von Viren ist auch 
der über stechende Insekten. Viele tropische 
Krankheiten, besonders die durch die Togaviren 
hervorgerufenen Gehirn- (Dengue-Fieber) und Le-
berentzündungen (Gelbfieber) werden auf diese 
Weise übertragen. Auch bei Pflanzenviren ist dieser 
Übertragungsweg bekannt. Die Verbreitungswege 
weiterer Virusarten sind in Tabelle 3-3 dargestellt. 

Auch wenn der Übertragungsweg die schnelle Ver-
breitung eines Virus im Prinzip einschränkt (z. B. 
dann, wenn er über die Geschlechtsorgane übertra-
gen wird), kann er weiter verbreitet werden, bevor 
die Infektion erkannt wird. Je länger die Latenzzeit, 
also die Zeit zwischen Infektion und Ausbruch der 
Krankheit, wird, desto größer wird die Zahl der 
Individuen, die potentiell angesteckt sind und das 
Virus weiter verbreiten können, bevor die Krank-
heit erkennbar wird. Beispiele für einen solchen 
Übertragungs- und Verbreitungsmodus sind die 
Lentiviren, die bei Schafen Erkrankungen des Ner-
vensystems auslösen und das HW-Virus, das am 
Entstehen des Syndroms der erworbenen Immun-
schwäche (AIDS) beim Menschen beteiligt ist. 

Bei den virusassoziierten Nukleinsäuren bzw. Sa-
telliten-Viren ist die Situation komplizierter. Zwei 
Möglichkeiten müssen hier in Betracht gezogen 
werden. Im ersten Fall wird ein Organismus mit 
einem solchen viralen Partikel infiziert, entwickelt 
aber keine Krankheitssymptome. Erst wenn eine 
Infektion mit einem zweiten, andersgearteten Virus 
erfolgt, kann es sich vermehren und im betroffenen 
Organismus krankhafte Veränderungen hervorru-
fen. Im zweiten Fall wird ein Individuum infiziert, 
das bereits Träger eines Virus, z. B. des Hepatitis B

-

Virus ist. Solche Virusträger können symptomfrei 

Tabelle 3-2 

Übertragungswege von humanpathogenen Viren 

Übertragungswege Beispiel 

a) über die Blutbahn 
— Tierbisse Tollwut (Rabies) 
— Insektenstiche Gelbfieber (Arbovirus) 
— Verletzungen, Injektionen Gelbsucht (Hepatitis B) 
— Verletzungen, u. a. beim Geschlechtsverkehr, AIDS (HIV) 

Injektionen, Transfusionen u. a. 

b) über die Atmungsorgane 
— Tröpfcheninfektion Grippe-Virus (Influenza) 

Röteln (Rubella) 

c) über die Verdauungsorgane Kinderlähmung (Polio) 
Gelbsucht (Hepatitis A) 

d) über die Haut Genitalwarzen (Papilloma) 
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Tabelle 3-3 

Verbreitungswege ausgewählter Viren (nach Andow, 1986) 

Verbreitungsweg Beispiel 

Luft Maul- und Klauenseuche 
Influenza (Grippe) 

Wasser Polio (Kinderlähmung) 
Hepatitis (infektiöse Gelbsucht) 

Tiere Insekten verschiedene Pflanzenpathogene 
Nematoden bodenstämmige Viren 
Insekten Myxomatose 
Vögel Maul- und Klauenseuche 

über direkten Kontakt Masern 
Influenza 

und gesund sein. Werden sie dann mit einem Satel-
liten-Virus (delta-Virus) infiziert, bricht die Krank-
heit wieder aus 15). Ober die Mechanismen des Hel-
fervirus/Satelliten-Virus-Zusammenwirkens ist re-
lativ wenig bekannt. 

3.3.1.2 Stabilität des Genotyps und des Phänotyps 

Auch bei anderen als den Satelliten-Viren sind eine 
Reihe von natürlichen Mechanismen bekannt, 
durch die sie mit anderen Viren, aber auch mit dem 
genetischen Material ihres Wirtes interagieren und 
dadurch ihre Eigenschaften verändern können. 
Diese Mechanismen können folgendermaßen einge-
teilt werden 16): 

a) Mutationen 

Mutationen sind genetische Veränderungen, die ei-
nen oder wenige Bausteine der Erbsubstanz betref-
fen. Abhängig davon, in welchen Bereichen des Vi-
rusgenoms sie erfolgen, können sie die unterschied-
lichsten oder keine Veränderungen seiner Eigen-
schaften bewirken. Die Veränderung eines Bau-
steins in einem zur Impfung gegen Kinderlähmung 
benutzten, abgeschwächten Poliomyelitis-Virus ver-
wandelte das Virus in einen Wildtyp-ähnlichen Er-
reger, der mit einer erhöhten Frequenz krankhafter 
Veränderungen des Nervensystems in Zusammen-
hang gebracht werden konnte 17). Mutationen an an-
deren Stellen im Genom können jedoch genau so 
gut zur Abschwächung oder Inaktivierung des Vi-
rus führen. 

b) Rekombinationen 

Bei den Rekombinationen handelt es sich einerseits 
um den Austausch von genetischem Material zwi-
schen zwei Viren. Das Erbmaterial der Nachkom- 

15)Wang et al., 1986 
16) Fenner et al., 1974 
17) Evans et al., 1985  

menschaft enthält dann Nukleinsäuresequenzen 
beider Eltern. Ein klassisches Beispiel für die Ent-
stehung neuer Varianten durch Rekombinationen 
zwischen zwei verschiedenen Virusstämmen ist das 
Influenza-Virus, das auf diese Weise schnell evol-
viert und zu immer neuen Grippe-Epidemien führt. 

Andererseits können Viren aber auch in das Erb-
material der Wirtsorganismen integrieren und des-
sen Funktionszusammenhänge langfristig stören. 
Heute nimmt man an, daß daraus Veränderungen 
der Wachstumseigenschaften der Zellen resultie-
ren, die wiederum zu der Entstehung von Tumoren 
führen können. Beispiele hierfür sind das Papillom-
Virus (Warzen im Genitalbereich —> Gebärmutter-
halskrebs 18)) und das Hepatitis B-Virus (infektiöse 
Gelbsucht — Leberkarzinom 19)). 

Diese Viren können durch Integration in das Erb-
material der befallenen Zellen andere Gene aktivie-
ren oder inaktivieren. So wurde beobachtet, daß 
durch den Einfluß der Regler-Elemente der inte-
grierten Viren z. B. Gene aktiviert wurden, die an 
der Krebsentstehung beteiligt sind 29). 

Die Gruppe der Retroviren hat neben diesen beiden 
einen dritten Mechanismus der Veränderung ihrer 
Eigenschaften durch genetische Rekombination 
entwickelt. Sie können Stücke ihres eigenen Erb-
materials gegen zelluläre DNA-Sequenzen austau-
schen oder solche Sequenzen zusätzlich in ihr Ge

-

nom aufnehmen. Am besten untersucht sind diese 
Mechanismen bei den Retroviren der Nagetiere 21). 

Ein Spezialfall der Rekombination ist die geneti-
sche Reaktivierung. Viren, denen durch natürliche 
Mechanismen oder gentechnische Eingriffe für ih-
ren eigenen Reproduktionszyklus wichtige Eigen- 

18) Crawford, 1984 
19) Tiollais, 1985 
20) Canaani et al., 1983, Fung et al., 1983, Ymer et al., 1985 
21) siehe Übersichtsartikel von Famulari, 1983; Bishop, 

1983; Kollek, 1986 
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schaften abhanden gekommen sind, können mit an-
deren Viren, aber auch mit zellulärem Erbmaterial 
rekombinieren und die Defekte auf diese Weise re-
parieren („marker rescue"). Dadurch können nicht-
vermehrungsfähige oder solche Varianten, die die 
Fähigkeit zur Krankheitsauslösung verloren haben, 
diese Eigenschaften in alter oder veränderter Form 
zurückgewinnen. So ein „marker rescue” ist u. a. bei 
Retroviren 22) und bei Vaccinia-Viren 23) beobachtet 
worden. 

c) Komplementation 

Bei der Komplementation ermöglichen Proteine, 
die durch das Genom eines Virus (des Helfervirus) 
kodiert sind, es einem anderen (defekten) Virus, 
sich zu vermehren. Beispiele hierfür sind u. a. die 
Satelliten-Viren 24) und die defekten Retroviren 25). 
Im Falle der Satelliten-Viren werden andersgearte-
te, im Falle der Retroviren nahe verwandte Helfer-
viren benutzt. 

d) Phänotypisches Mischen 

Bei Infektion mit zwei unterschiedlichen Viren, die 
sich jedoch in den Eigenschaften ihrer Vermehrung 
ähnlich sind, können Viruspartikel beobachtet wer-
den, deren phänotypische Eigenschaften von beiden 
Elternteilen stammen, wobei ihre genetische Infor-
mation jedoch nicht verändert wird. Im Extremfall 
wird die Nukleinsäure eines Virus in die Hüllpro-
teine verpackt, die durch das andere Virus kodiert 
sind. Da die Hüllproteine eines Virus seinen Wirts-
bereich bestimmen, d. h. die Zellen und Organis-
men, die es infizieren, in denen es sich vermehren 
und u. U. krankhafte Veränderungen hervorrufen 
kann, können auf diese Weise virale Nukleinsäuren 
in neue, bisher nicht infizierte Wirtsorganismen ge-
langen. 

Durch die geschilderten Mechanismen können Vi-
ren ihre Erbinformation und ihre Eigenschaften 
verändern. Über die Häufigkeit, mit der solche Ver-
änderungen in der Natur auftreten, sind verläßliche 
Aussagen nicht möglich. 

Einige Virusgruppen sind sehr variationsfähig und 
unterliegen mehreren der beschriebenen Verände-
rungsmechanismen, bei anderen wiederum werden 
natürliche Variationen selten beobachtet. Natürli-
che Varianten treten zunächst nur als einzelne oder 
in geringer Zahl auf. Im Falle einer Freisetzung 
würden viele Millionen bis Milliarden genetisch 
veränderter Viruspartikel gleichzeitig in die Um-
welt gelangen. 

3.3.1.3 Mögliche Auswirkungen 

Je mehr Viren in die Umwelt gelangen, desto größer 
wird die Wahrscheinlichkeit, daß sich unter ihnen 
solche befinden, die durch die beschriebenen Me- 

22) Schwartzenberg et al., 1985; Smith et al., 1985, Meeting 
report, 1986 

23) Abel, 1962 
24) Kaper, 1984 
25) Famulari, 1983  

chanismen Veränderungen in ihrem molekularen 
und funktionellen Design erfahren haben. Ebenso 
erhöht sich die Wahrscheinlichkeit, daß andere als 
die vorgesehenen Zielorganismen mit größeren 
Mengen dieser Viren in Berührung kommen. Die 
wiederholte oder dauerhafte Berührung eines Tie-
res, sei es nun der natürliche Wirt oder nicht, mit 
einem Virus kann sehr unterschiedliche Konse-
quenzen haben. So können diese Tiere (oder auch 
Menschen) über ihr Immunsystem sehr effektive 
Abwehrmechanismen entwickeln. Dieses wird beim 
Einsatz von Viren als Lebendimpfstoff auch ange-
strebt. 

Andererseits finden auch mit relativ geringer Häu-
figkeit auftretende Mutanten in einer solchen Si-
tuation mit größerer Wahrscheinlichkeit einen Wirt, 
in dem sie sich vermehren, weiter anpassen und 
u. U. Krankheiten hervorrufen können. Diese An-
passung von Viren an neue Wirte, die mit einer Ver-
änderung (Erhöhung oder Verringerung) ihres pa-
thogenen Potentials einhergehen kann, ist bei na-
türlicherweise vorkommenden Viren zwar selten, 
aber doch immer wieder beobachtet und auch expe-
rimentell nachgewiesen worden. Beispiele aus der 
frühen Virusforschung betreffen das Poliomyelitis-
Virus und das Dengue-Fieber-Virus, die beide beim 
Menschen entzündliche Veränderungen des Ner-
vensystems hervorrufen. Injiziert man diese Viren 
in Nagetiere (Mäuse, Ratten), werden zunächst nur 
minimale Effekte beobachtet. Je häufiger die Viren 
jedoch auf neue Tiere der gleichen Art übertragen 
werden, desto drastischer werden die durch sie her-
vorgerufenen Effekte, bis sich schließlich Viren ent-
wickeln, die langdauernde bis tödliche Krankheiten 
in Ratten oder Mäusen auslösen 26). Solche Viren 
verlieren nach der Passage in Tieren häufig die 
Fähigkeit, in Menschen Krankheiten auszulösen. 
Sie können dann als Lebendvakzine zur Immunisie-
rung eingesetzt werden. Rückmutationen zum pa-
thogenen Phänotyp kommen gelegentlich vor 27). 

3.3.2 Mikroorganismen 

Mikroorganismen kommen in der Umwelt in großer 
Vielfalt vor, allein im Boden wird die Zahl der Arten 
auf ca. 3 000 geschätzt. Diese sind, von einigen Aus-
nahmen abgesehen, genetisch kaum charakteri-
siert, von ihren Interaktionen untereinander sowie 
mit Flora und Fauna gar nicht zu reden. 

Mikroorganismen, zu denen hier die Bakterien und 
Pilze gezählt werden, können sich im Gegensatz zu 
den Viren bei entsprechendem Nährstoffangebot 
außerhalb von Zellen eigenständig vermehren. Le-
diglich die Rikettsien und Mycoplasmen bilden hier 
eine Ausnahme, sie sind parasitische Bakterien und 
können sich nur mit Hilfe tierischer Zellen ver-
mehren. Zu den Rikettsien gehört u. a. der Erreger 
der Papageienkrankheit, Mycoplasmen können ins-
besondere bei Menschen im jugendlichen Alter 
Lungenentzündungen verursachen. 

26) Armstrong, 1939; Sabin, Schlesinger, 1945 
27) Evans et al., 1985 
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Die Erbinformation der Bakterien besteht aus 
DNA, die als langer kreisförmiger Faden in der 
Zelle aufgeknäult ist, ohne wie bei den kernhaltigen 
Organismen (Eukaryoten = Pilze, Pflanzen und 
Tiere) von einer Kernmembran umgeben zu sein. 
Zusätzlich zu dieser chromosomalen DNA enthalten 
viele Bakterien Plasmide. Plasmide sind ringförmi-
ge, kleine DNA-Elemente, die in der Regel die gene-
tische Information für zusätzliche, für das normale 
Überleben der Bakterien nicht unbedingt notwen-
dige Eigenschaften tragen. Pilze, zu denen auch die 
Hefen gezählt werden, gehören zu den Eukaryo-
ten. 

3.3.2.1 Überleben 

Das Überleben von Bakterien und Pilzen in der 
Umwelt wird durch eine große Anzahl von Faktoren 
beeinflußt. Dazu gehören u. a. 28 ) 

Verfügbarkeit von Nährstoffen, 

Konkurrenz mit anderen Organismen, 

Bildung von Dauerformen, 

toxische Chemikalien, 

physikalisch-chemische Faktoren (z. B. Tempe-
ratur, Feuchtigkeit, Säurewert, Licht, Strahlung, 
Sauerstoffkonzentration). 

Fast jeder dieser Faktoren kann bei unterschiedli-
chen Mikroorganismen verschieden wirken. So 
können z. B. Erhöhungen der Feuchtigkeit oder des 
Nährstoffangebotes die Überlebens- und Vermeh-
rungsfähigkeit eines solchen Organismus entweder 
positiv oder negativ beeinflussen. 

Studien, innerhalb derer das Überleben ausge-
brachter Bakterien in Seewasser und Boden unter-
sucht wurde, zeigen, daß die Zahl der Bakterien 
zunächst — wenn auch mit unterschiedlicher Ge-
schwindigkeit — stark absinkt. Danach stabilisiert 
sich die Population häufig 29), d. h., einerseits kön-
nen das Überleben und die Vermehrung von Bakte-
rien unter bestimmten Bedingungen stark einge-
schränkt werden. Andererseits können sie jedoch 
auch sehr widerstandsfähig gegenüber ungünstigen 
Bedingungen sein, und, wenn auch nur in geringer 
Zahl, lange überleben. Verbessern sich die äußeren 
Umstände, steigt die Zahl der Mikroorganismen oft 
sehr schnell wieder an. 

Ein Beispiel für die Überlebensfähigkeit von Bakte-
rien, die Dauerformen (Sporen) bilden können, ist 
der Milzbrand-Erreger Bacillus anthracis. Dieses 
Bakterium wurde 1941 im Rahmen militärischer 
Tests auf der schottischen Insel Gruinard freige-
setzt. Es konnte sich im Boden etablieren, was zur 
Folge hatte, daß das Betreten der Insel für unabseh-
bare Zeit eine Gefahr für Menschen und Tiere dar-
stellt 30). Es ist davon auszugehen, daß derartige 
Bakterien aus der Umwelt, sind sie einmal ausge-
setzt, praktisch nicht mehr zu entfernen sind. Auch 

28) Barnthouse, Palumbo, 1985 
29) Liang et al., 1982; Sinclair, Alexander, 1984 
30) Schrempf, 1982 

Pilze und deren Dauerformen können unter extre-
men Umweltbedingungen lange überleben. 

3.3.2.2 Verbreitungsmöglichkeiten 

Die drei Hauptwege, durch die Mikroorganismen 
verbreitet werden, sind Luft, Wasser und Transport-
mittel wie z. B. Tiere, Nahrungsmittel oder techni-
sche Geräte. Mikroorganismen können durch Wind-
und Luftbewegungen über große Distanzen trans-
portiert werden. Ihre Überlebenszeit kann dabei 
durch Anheftung an Aerosoltröpfchen oder Staub 
und Bodenpartikel verlängert werden 31 ) 

Auch der Transport über Grund- und Oberflächen-
wasser ist möglich. Dabei spielen Fließ- oder Sik-
kergeschwindigkeit des Wassers, aber auch die An-
heftung an mineralische Partikel (Erde, Sand, 
Staub) oder organisches Material eine Rolle. Die 
Fähigkeit von Lebewesen, sich an solche Partikel 
anzuheften, wird auch von physikalischen und che-
mischen Parametern beeinflußt, und variiert von 
Organismus zu Organismus. 

Mikroorganismen werden vielfach von Tieren ver-
schleppt und in weit entfernte Gegenden gebracht. 
Z. B. können Bodenbakterien von Bodeninsekten 
und Würmern, aber auch durch Bodenkrumen an 
den Hufen von Weidetieren oder Krallen von Vö-
geln verbreitet werden. Mit Pflanzen assoziierte Mi-
kroorganismen wiederum werden durch Bienen 
und andere Insekten weitergetragen. 

Aufgrund der Vielfalt der vorhandenen Transport-
möglichkeiten ist es außerordentlich schwierig, all-
gemeine Regeln für die Verbreitungsmöglichkeiten 
gentechnisch veränderter Mikroorganismen aufzu-
stellen. 

In Tabelle 3-4 sind die Verbreitungswege einiger 
ausgewählter Mikroorganismen exemplarisch dar-
gestellt. 

3.3.2.3 Genetische Stabilität 

Alle natürlicherweise vorkommenden Mechanis-
men, die die Genveränderung oder den Gentransfer 
bei Mikroorganismen fördern oder begrenzen, gel-
ten auch für gentechnisch veränderte Mikroorga-
nismen 32). 

Dazu gehören einmal die schon im Zusammenhang 
mit der genetischen Variabilität von Viren darge-
stellten Mutationen und Rekombinationen. Die 
spontanen Mutationsraten liegen bei Mikroorganis-
men für ein bestimmtes Gen zwischen 10 -4  und 
10 - 9  pro Zelle und Generation. Rekombinationen 
können zwischen extrachromosomalen Elementen 
und chromosomaler DNA, aber auch zwischen ver-
schiedenen Plasmiden erfolgen. Darüber hinaus 
können bei Pilzen und Bakterien durch einen 
Transposition genannten Vorgang bewegliche gene-
tische Elemente (sog. Transposone) innerhalb des 
Erbmaterial ihren Platz wechseln und dadurch 

31) Barnthouse, Palumbo, 1985 Alexander et al., 1986 
32) Gillett, 1986, S. 488 
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Tabelle 3-4 

Verbreitungswege ausgewählter Mikroorganismen (nach Andow, 1986) 

a) Pilze 

Verbreitungsweg Krankheit Überträger 

Luft Traubenschimmel 
Blauschimmel des Tabak 
Schwarzrost der Getreidearten 

Wasser Graskrankheiten durch Netzschleimpilze 
Rost der Kaffeepflanze 

Tiere Kastanienrindenkrebs Insekten, Vögel 
Ulmenkrankheit Insekten 
Frucht- und Blattfäule Schnecken 
weitere Pilzkrankheiten Würmer, 

Gliedertiere, 
Wasserinsekten, 
Kaninchen 

über direkten Kontakt verschiedene Pilzkrankheiten, 
u. a. bei Porree 

Handel mit Samen, 
Knollen, 
Zwiebeln 

Stachelbeer-Schimmel Handel mit 
Roggenbrand Pflanzen und 
weißer Rost Pflanzenteilen 

b) Bakterien 

Verbreitungsweg Krankheit Überträger 

Luft Feuerbrand der Pflanzen 
bakterielle Blattfleckenkrankheiten 

Wasser Typhus und Milzbrand 
verschiedene Pflanzenkrankheiten 

Tiere Feuerbrand der Pflanzen Bienen und 
andere Insekten 
Vögel 

über direkten Kontakt Zitrusbrand Handel, 
Verschleppung 
über Pflanzen 
und 
Pflanzenteile 

Krankenhausinfektionen 

Genorte entweder zerstören oder die Expression 
der in der Nähe der Integrationsstelle liegenden 
Gene beeinflussen. 

Die Weitergabe und die Neukombination geneti-
scher Information erfolgt bei Pilzen in erster Linie 
innerhalb der sexuellen Vermehrung oder bei soge-
nannten parasexuellen Prozessen, bei denen zu-
nächst die Zellen der Hyphen 33) miteinander ver- 

33) Hyphen = fädige Vegetationsorgane, werden in ihrer 
Gesamtheit als Mycel bezeichnet. 

schmelzen und es anschließend zur Fusion der Zell-
kerne kommt. Sexuelle und parasexuelle Rekombi-
nation sind auf untereinander verträgliche ( = kom-
patible) Stämme einer Art begrenzt. Als extrachro-
mosomale Elemente kennt man bei Pilzen und He-
fen nur die mitochondriale DNA. Plasmide, die 
übertragen werden können, sind noch nicht beob-
achtet worden, das gleiche gilt für die Genübertra-
gung mit Hilfe von Viren. 

Bakterien können einerseits durch die eingangs ge

-

nannten Mechanismen ihr Erbmaterial verändern. 
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Darüber hinaus können Teile ihres Erbmaterials 
mit Hilfe von Bakterienviren in einem Transduk-
tion genannten Vorgang auf andere Bakterien 
übertragen werden. 

Ein weiterer bei Bakterien vorkommender Mecha-
nismus ist die Konjugation. Bei diesem Vorgang 
werden Plasmide, Chromosomenbereiche oder auch 
ganze Chromosomen von einem Bakterium auf ein 
anderes übertragen. 

Ein Bakterium kann sowohl  Spender  als auch Emp-
fänger von Erbmaterial sein. Uberträgt es DNA auf 
andere Organismen, verändert es sich selber nicht, 
da lediglich eine zuvor angefertigte Kopie dieser 
DNA aus der Zelle ausgeschleust wird. Die heraus

-

geschleuste, u. U. gentechnisch veränderte DNA 
kann dann in anderen Organismen im Zusammen-
hang mit deren eigener genetischer Ausstattung 
ihre Wirkung entfalten. 

Ist ein (gentechnisch verändertes) Bakterium sel-
ber Empfänger fremder Erbsubstanz, kann es eben-
falls zu Wechselwirkungen zwischen den Funktio-
nen des sich bereits in der Zelle befindlichen und 
denen des neu in die Zelle eingebrachten geneti-
schen Materials kommen. 

Die Häufigkeit von Gentransferprozessen in der 
Natur ist nicht bekannt. Zu den Faktoren, die den 
natürlichen Gentransfer begrenzen, gehören u. a. 
die Restriktionsenzyme, die bisher in fast allen be-
kannten Bakterien gefunden wurden und deren bio-
logische Funktion möglicherweise darin besteht, 
neu in die Zellen eingeschleuste DNA schnell zu 
zerstören. Die Effizienz des Gentransfers hängt von 
einem unmittelbaren Zell/Zell-Kontakt ab. Aus La-
borversuchen ist bekannt, daß sie mit dem Quadrat 
der. Zellkonzentration absinkt. Bei den üblichen 
Konzentrationen von Bakterien im Boden ist sie 
vermutlich verhältnismäßig gering. Bakterien kom-
men im Boden allerdings auch in eng assoziierten 
Lebensgemeinschaften vor, innerhalb derer ein 
Plasmidaustausch zwischen den beteiligten Mikro-
organismen leicht möglich ist. 

Der Plasmidtransfer von einem Bakterium auf an-
dere wird u. a. durch Gene vermittelt, die auf den 
Plasmiden lokalisiert sind. Dazu gehören die Trans-
fergene und die Mobilisierungsgene, die es anderen, 
in die Zelle hineinkommenden Plasmiden erlauben, 
das vorhandene Plasmid „ins Schlepptau" zu neh-
men und auf andere Bakterien zu übertragen. 

Der Mechanismus des Gentransfers kann im Prin-
zip durch gentechnische Eingriffe beeinflußt wer-
den. Zu diesem Zwecke werden in Plasmiden dieje-
nigen Genregionen entfernt oder verändert, die sie 
befähigen, auf andere Bakterien übertragen zu wer-
den. 

Es hat sich jedoch gezeigt, daß die Entfernung die-
ser Gensequenzen nicht ausreicht, um den Gen-
transfer zu verhindern. In einem in diesem Zusam-
menhang relevanten Versuch wurden E. coli-Labor-
stämme, die die als Sicherheitsvektoren klassifi-
zierten Plasmide pBR 322 oder pBR 325 trugen, mit 
anderen E. coli-Bakterien zusammengebracht, die 

ein transferierfähiges Plasmid trugen. Dabei wurde 
beobachtet, daß die pBR-Plasmide mit Hilfe des 
Transferplasmides auf E. coli-Stämme übertragen 
werden konnten, die vorher kein Plasmid enthiel-
ten. Zu den Empfängerstämmen gehörte auch ein 
Isolat aus Abwässern 34). D. h., auch wenn Labor-
stämme in der Umwelt, in die sie ausgesetzt wer-
den, schlecht überleben, können sie ihr Erbmateri-
al, unabhängig davon, ob es gentechnisch verändert 
ist oder nicht, auf die besser angepaßten Stämme 
weitergeben, die dann die durch das Plasmid ko-
dierten biochemischen Reaktionen durchführen. 

Das häufig im Zusammenhang mit der Untersu-
chung und Neukonstruktion von Eigenschaften für 
den Abbau von schädlichen Umweltchemikalien be-
nutzte Plasmid pJP4 gehört z. B. zu der Verträglich-
keitsgruppe P 35). Die Verträglichkeitsgruppen be-
stimmen, in welche Wirtsbakterien solche Plasmide 
übertragen werden können. Die Plasmide der Ver-
träglichkeitsgruppe P können auf die Mitglieder 
der in Tabelle 3-5 genannten Bakteriengattungen 
übertragen werden. Tabelle 3-5 zeigt noch andere 
Beispiele übertragbarer Plasmide und deren Wirte. 

Die am besten untersuchten Beispiele von Plasmid-
übertragungen stammen aus dem medizinischen 
Bereich. Dabei handelt es sich um die Ausbreitung 
plasmidkodierter Antibiotikaresistenzen. Beispiels-
weise zeigten Bakterienstämme, die zwischen 1917 
und 1954, d. h. vor dem weit verbreiteten Gebrauch 
von Antibiotika isoliert worden waren, ein viel ge-
ringeres Vorkommen von plasmidkodierten Resi-
stenzgenen als vergleichbare Isolate aus den letzten 
Jahren 37). 
Die Untersuchung von Resistenzen gegenüber ei-
nem erst seit wenigen Jahren eingesetzten Antibio-
tikum (Gentamycin) zeigte, daß ein identisches 
Plasmid für die Resistenz in verschiedenen Bakte-
rienstämmen verantwortlich war. Das Plasmid 
wurde in unterschiedlichen medizinischen Zentren 
innerhalb- und außerhalb der USA isoliert 38). 

Vergleichbare Mechanismen werden auch im Zu-
sammenhang mit der Evolution von Bakterienstäm-
men und Plasmiden diskutiert, die synthetische, 
erst vor wenigen Jahren oder Jahrzehnten in die 
Umwelt gelangte Chemikalien abbauen können 39).  

Auf Chromosomen lokalisierte Gene werden nach 
heutiger Kennntnis nur mit sehr geringer Wahr-
scheinlichkeit übertragen. Allerdings sind Bedeu-
tung und Vorkommen der Übertragung chromoso-
maler Gene weit weniger untersucht als die von 
plasmidkodierten Genen 40). 

3.3.2.4 Mögliche Auswirkungen 41) 

Freigesetzte Mikroorganismen können die unter
- schiedlichen Organisationsstufen eines Ökosy- 

34) Gealt et al., 1985 
35) Don, Pemberton, 1981 
37) Hughes, Datta, 1983 
38) O'Brien et al., 1985 
39) Reanney et al., 1983 
40) Alexander et al., 1986, S. 491 
41) Levin, Harvell, 1986; Kowarik, Sukopp, 1986 
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Tabelle 3-5 

Wirtsspektrum ausgewählter Plasmide 39) 

Plasmid Verträglich

-

keitsgruppe 
Wirtsspektrum 
(Gattungen) 

R40a C Erwinia 
Escherichia 
Klebsiella 
Providencia 
Pseudomonas 
Salmonella 
Serratia 
Vibrio 

R390 N Escherichia 
Klebsiella 
Providencia 
Proteus 
Salmonella 
Shigella 

RPI, pIP4 P Acinetobacter 
Agrobacterium 
Alcaligenes 
Bordetella 
Caulobacter 
Chromobacte-
rium 
Escherichia 
Erwinia 
Klebsiella 
Neisseria 
Proteus 
Pseudomonas 
Rhizobium 
Rhodopseudo-
monas 
Rhodospirillum 
Shigella 
Vibrio 

R330B Q Salmonella 
Escherichia 
Proteus 
Providencia 
Pseudomonas 

stems beeinflussen, d. h. einzelne Individuen, Grup-
pen, Arten, bestimmte Lebensräume oder ganze 
Ökosysteme. Freigesetzte Mikroorganismen kön-
nen in einer bestimmten Umgebung völlig fremd 
sein, aus vergleichbaren Bereichen in eine Umge-
bung gebracht worden sein, wo sie nur selten vor-
kommen oder sich durch genetische Veränderun-
gen nur wenig von den einheimischen Mikroorga-
nismen unterscheiden. In keiner der genannten Ka-
tegorien sind verallgemeinernde Aussagen über das 
Verhalten eines neueingeführten Mikroorganismus 
möglich. 

Beispiele für die ökologischen Konsequenzen neu 
eingeführter Mikroorganismen sind die Erreger des 
Kastanienrindenkrebs und des Zitrusbrandes. 

Diese beiden Mikroorganismen wurden allerdings 
nicht gezielt freigesetzt, sondern, ohne daß ihre Exi-
stenz bekannt war, zusammen mit ihren Wirtspflan-
zen bei deren Import aus anderen Ländern freige-
setzt. 

— Der Kastanienrindenkrebs wird verursacht 
durch den ursprünglich aus Asien stammenden 
Pilz Endothia parasitica, der um die Jahrhun-
dertwende nach Nordamerika eingeführt wurde. 
Bis 1940 hatte er praktisch alle Eßkastanien-
bäume ausgerottet, wodurch auch der Bestand 
der Lebensgemeinschaft des Eichen-Kastanien-
Waldes, für den die Eßkastanie eine Leitart ist, 
gefährdet und seine Artenzusammensetzung im 
Laufe der Jahre stark verändert wurde. In Asien 
schadet dieser parasitische Pilz seinen natürli-
chen Wirtskastanien wenig 42). Ebenso beher-
bergte die amerikanische Kastanie zwei einhei-
mische Arten von Endothia, die nicht schädlich 
waren. Der asiatische Pilz war jedoch für den 
amerikanischen Baum, der keine Resistenz ihm 
gegenüber hatte, tödlich. In einem mehr als 
1 Mio. km2  umfassenden natürlichen Areal, das 
die Kastanie langsam im Laufe von fast 9000 
Jahren eingenommen hatte, war eine vorherr-
schende Baumart verschwunden 43). 

Durch das Verschwinden dieses Baumes haben 
sich die Lebensfunktionen des Waldes in dem 
betroffenen Gebiet, den Appalachen, signifikant 
verändert. Als Folge davon sind Rückwirkungen 
auf die Stoffkreisläufe der Wälder, den Gasaus-
tausch durch die Baumschicht und die Produkti-
onsraten des Ökosystems Wald zu erwarten. 
Auch sind größere Schwankungen der Biomasse 
beobachtet worden, was als Zeichen für eine de-
stabilisierte Dynamik der Lebensgemeinschaft 
beim Fehlen der Kastanie interpretiert werden 
kann. Dazu kommen die Auswirkungen für das 
Wild und die Holzwirtschaft. Dieses Beispiel 
zeigt, daß die Einfuhr eines exotischen Organis-
mus eine ökologische Störung größeren Ausma-
ßes bewirkt hat 44). 

Der Zitrusbrand ist eine Krankheit von Zitrus-
bäumen, die durch das Bakterium Xanthomonas 
campestris pv. citri verursacht wird. Es wurde 
1911 von Japan nach Texas eingeführt, wo es 
sich durch Wind, Regen, Vögel und Insekten bis 
1914 so weit ausgebreitet hatte, daß es die ge-
samte Zitrusfruchternte der südwestlichen Ver-
einigten Staaten gefährdete 45). 1943 konnte die 
Krankheit durch Verbrennen von 20 Millionen 
ausgewachsenen Bäumen und Sämlingen ausge-
rottet werden 46). 1984 brach sie erneut aus, dies-
mal in Florida, in einer der größten Baumschu-
len des Landes. Wiederum mußten 2,5 bis 3 Mil-
lionen Sämlinge vernichtet werden. Offensicht-
lich unterscheidet sich das Bakterium, welches 
für den erneuten Ausbruch der Krankheit ver- 

42) Elton, 1958 
43) Davis, 1981 a. + b. 
44) Gleason, Cronquist, 1964 
45) Levin, Harvell, 1986 
46) Sun, 1984 
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antwortlich ist, von den bisher bekannten ande-
ren vier Unterarten, die eine abweichende Viru-
lenz und andere Wirtspräferenzen zeigen 47). 

Viele andere Beispiele für die Einführung fremder 
Mikroorganismen in neue Lebensbereiche sind do-
kumentiert 48), am bekanntesten sind natürlich die 
Fälle mit offensichtlichen und problematischen 
ökologischen und ökonomischen Konsequenzen. 
Ein Großteil der Einführungen anderer Mikroorga-
nismen z. B. zur Schädlingsbekämpfung hatte keine 
problematischen Konsequenzen oder solche, die we-
niger drastisch bzw. offensichtlich waren. Eine 
exakte Einschätzung des Verlaufes von Freisetzun-
gen fremder Arten im voraus ist jedoch nicht mög-
lich. 

In den beiden geschilderten Fällen hatten die Pflan-
zenschädlinge ein relativ enges Wirtsspektrum, 
d. h., sie befielen lediglich die Arten einer Pflanzen-
gattung. Andere mikrobielle Schädlinge, wie der 
Fäulnispilz Phytophthora omnivorum, haben einen 
breiteren Wirtsbereich. Eine Erweiterung des Wirts-
bereiches wird in einigen Fällen auch mit Hilfe gen-
technischer Methoden angestrebt. Zum Beispiel soll 
das Bacillus thuringiensis (B. t.), das in der biologi-
schen Schädlingsbekämpfung eingesetzt wird, so 
verändert werden, daß es auch andere als die natür-
lichen Zielinsekten abtötet. Ein weiteres Beispiel 
dieser Strategie der Erweiterung des Wirtsberei-
ches für eine bestimmte Eigenschaft besteht darin, 
daß das Gen für das von B. t. kodierte Insektengift 
in eine andere Bakterienart, in einen Pseudomona-
den eingepflanzt wird. Da das Pseudomonas-Bakte-
rium andere Lebensräume, d. h. die Wurzelregion 
von Pflanzen, als das Bacillus-Bakterium bewohnt, 
kann es dort auch gegen andere Insekten und 
Schädlinge wirken 49). 

Auch sekundäre Auswirkungen müssen berücksich-
tigt werden. Stickstoffbindende Mikroorganismen, 
die in der Lage sind, das Wachstum von Nutzpflan-
zen zu fördern, könnten sich im Wurzelraum ver-
wandter Arten, die zu den Un- oder Wildkräutern 
zählen, ansiedeln und das Gleichgewicht anderer 
pflanzlicher Lebensgemeinschaften beeinflussen. 

Als weitere, durch die Aktivität von Mikroorganis-
men auftretende Sekundäreffekte kommen die Pro-
duktion giftiger Stoffwechselzwischenprodukte in 
Frage, aber auch die Evolution von Abbauwegen, 
die die betreffenden Organismen befähigen, nützli-
che Verbindungen anzugreifen. Wie komplex solche 
Vorgänge im einzelnen sein können, wird am Bei-
spiel der schadstoffabbauenden Bakterien deutlich. 
Dieser Fall ist an anderer Stelle ausführlich darge-
stellt 50 ) 

3.3.3 Pflanzen 

Pflanzen können eingeteilt werden in Wildpflanzen, 
die unabhängig von menschlicher Pflege wachsen, 

47) Sun, 1984 
48) Sharples, 1983; Kowarik, Sukopp, 1986; Levin, Harvell, 

1986 
49) siehe Abschnitt C 4. 
50) siehe Abschnitt C 4.  

und in Nutzpflanzen, deren Eigenschaften durch 
Züchtung so verändert wurden, daß sie in der Regel 
außerhalb landwirtschaftlich bearbeiteter Flächen 
nicht existieren können. 

3.3.3.1 Überleben, Vermehrung und Verbreitung 

Pflanzen haben unterschiedliche Mechanismen ent-
wickelt, um zu überleben. Bei niedrigen pflanzli-
chen Lebewesen, wie Algen, Moosen oder Farnen, 
sind sie zum Teil anders und vielfältiger als bei den 
Samenpflanzen, an denen gentechnische Verände-
rungen hauptsächlich vorgenommen werden. 

Pflanzen überleben zunächst einmal als Individuen 
für unterschiedlich lange Zeit. Einjährige Pflanzen 
überdauern nur eine Vegetationsperiode von einem 
Jahr, mehrjährige, wie z. B. Bäume, überdauern bis 
zu mehreren hundert Jahren. In vielen Fällen exi-
stieren unterirdische Pflanzenteile (Knollen, Wur-
zelausläufer), die selbst nach Absterben oberirdi-
scher Pflanzenteile wieder austreiben und für das 
Überleben und die Vermehrung der Pflanze sorgen 
können. Von den vegetativen, auf ungeschlechtli-
chem Wege zustande kommenden Pflanzenteilen, 
können die Dauerformen unterschieden werden, 
die durch die Mechanismen der geschlechtlichen 
Vermehrung entstehen. Dazu gehören die von den 
männlichen Geschlechtsorganen gebildeten Pollen 
sowie die Samen der Pflanze, die nach Befruchtung 
der weiblichen Geschlechtsorgane gebildet werden. 

Samen können u. U. relativ lange auch unter ungün-
stigen Bedingungen überleben und nach Eintreten 
günstigerer äußerer Umstände (Nährstoffangebot, 
Feuchtigkeit, Temperatur, etc.) anfangen zu kei-
men. Aber auch Pollen können zumindest im expe-
rimentellen System nach langer Zeit noch befruch-
tungsfähig sein. 

Pollen, Samen und auf vegetativem Wege überle-
bens- und vermehrungsfähige Pflanzenteile können 
auf ähnlichen Wegen verbreitet werden wie sie für 
die Mikroorganismen beschrieben worden sind. 

3.3.3.2 Gentransfer 

Bei Pflanzen sind Viren, mit deren Hilfe Gene von 
einer Pflanze auf andere übertragen werden kön-
nen, nicht bekannt 5). In den letzten Jahren mehren 
sich aber die Hinweise dafür, daß der Gentransfer 
von Bakterien auf Pflanzen und umgekehrt möglich 
ist. Der Transfer bakterieller Gene auf Pflanzen ist 
bisher nur im Zusammenhang mit Agrobakterien 
nachgewiesen worden 52), ein Phänomen, das zuneh-
mend für den experimentellen Transfer von Genen 
in Pflanzen ausgenutzt wird 52). Für den natürli-
chen, von menschlichem Handeln unbeeinflußten 
Gentransfer von Eukaryoten auf Prokaryoten gibt 
es bisher keine direkten Belege. Allerdings wurden 
in Bakterien Enzyme gefunden, die ansonsten nur 
in Eukaryoten vorhanden sind. Hierbei handelt es 

51) Hauptli et al., 1985 
52) Drummoud, 1979 
53) siehe Abschnitt C 2. 
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sich um Enzyme, die am Kupfer-Zink-Stoffwech-
sel 54)  bzw. Aminosäurestoffwechse1 55) beteiligt 
sind. Aufgrund vergleichender Untersuchungen 
kann nahezu ausgeschlossen werden, daß es sich 
hierbei um evolutionär konservierte Gene handelt. 
Als Erklärung für die Anwesenheit dieser Enzyme 
in Bakterien wurde ein Gentransfer von Pflanzen 
auf Bakterien vorgeschlagen. 

Der Transfer von Genen zwischen Angehörigen ei-
ner Pflanzenart erfolgt auf dem Wege der sexuellen 
Vermehrung. Gehören die beteiligten Individuen zu 
unterschiedlichen Unterarten, bezeichnet man die-
sen Vorgang auch als Hybridisierung (= Bastardi-
sierung). Auf diesem Wege können im Prinzip auch 
neue oder veränderte Gene ihren Weg aus gentech-
nisch veränderten Pflanzen in andere Pflanzen, 
u. U. auch Wildkräuter, finden 56). Eine große Zahl 
von Wildkräutern ist sehr nahe mit Nutzpflanzen 
verwandt und hybridisiert leicht mit ihnen. Viele 
dieser Hybridpflanzen können sich fortpflanzen 
und Ausgangspunkt für die Entstehung neuer Va-
rietäten sein 57 ). 

3.3.3.3 Mögliche Auswirkungen 

Zielpflanzen für die Einführung neuer Gene sind in 
erster Linie Pflanzen, die in der Nahrungs- und Ge-
nußmittelproduktion eingesetzt werden 58). Auf-
grund des derzeitigen Forschungsstandes erscheint 
es jedoch möglich, daß auch das Erbmaterial von 
Bäumen 59) oder Pflanzen zur Rohstoffproduk-
tion 60) verändert werden kann. 

Für die Diskussion möglicher Auswirkungen der 
Einführung neuer Pflanzensorten, ob gentechnisch 
oder mit anderen Methoden züchterisch verändert, 
ist der Vergleich mit den bekannten Auswirkungen 
der Einführung genetisch fremder Pflanzen in ein 
Ökosystem naheliegend. Als Beispiele können hier 
zunächst im Laufe der Geschichte nach Mitteleu-
ropa eingeführte Nutzpflanzenarten genannt wer-
den. Dazu gehören ehemals aus Asien stammende 
Getreidesorten ebenso wie die aus Südamerika ein-
geführte Kartoffel. Diese Pflanzen bestimmen in ei-
ner Vielzahl von Ländern das Bild der Landwirt-
schaft und sind für die heutige Nahrungsmittelpro-
duktion unverzichtbar. 

Landwirtschaftlich genutzte Pflanzen brauchen für 
ihr Wachstum in der Regel bearbeiteten Boden und 
können sich vegetativ kaum vermehren oder ver-
breiten. Beide Charakteristika tragen dazu bei, daß 
das Wachstum solcher Pflanzen auf die landwirt-
schaftlich genutzten Flächen begrenzt bleibt. 

Anders wird die Situation möglicherweise dann, 
wenn es den Pflanzen gelingt, Eigenschaften zu ent- 

54) Martin, Fridovich, 1981; Steinman, 1982; 
Parker, 1985 

55) Carlson, Chelm, 1986 
56) Colwell, R. K. et al., 1985 
57) Colwell, R. K. et al., 1985 
58) siehe Abschnitt C 2. 
59) Sederoff et al., 1986 
60) siehe Abschnitt C 1.  

wickeln, die es ihnen erlauben, solche Einschrän-
kungen zu überwinden und sich in vergleichbarer 
Weise wie Wildkräuter zu vermehren und auszu-
breiten. Welche Eigenschaften allerdings für einen 
wildkrautartigen Wuchs verantwortlich sind, und ob 
sie — gezielt oder zufällig — durch gentechnische 
Eingriffe verändert werden können, ist ungewiß. Es 
gibt sowohl Argumente, aufgrund derer das Entste-
hen solcher Eigenschaften in Nutzpflanzen durch 
gentechnische Eingriffe für äußert unwahrschein-
lich gehalten werden kann 61), als auch solche, auf-
grund derer es nicht auszuschließen ist 62). Für die 
erste Position spricht in erster Linie die Annahme, 
daß Wildkrauteigenschaften durch eine ganze An-
zahl von Genen bedingt sind und die Veränderung 
nur eines Gens deshalb nicht zu solchen Eigen-
schaften führen kann. Die zweite Position wird da-
mit begründet, daß die Möglichkeit, ob eine Pflanze 
zum „Unkraut" wird oder nicht, entscheidend von 
Umweltfaktoren mit beeinflußt wird. Als Beispiele 
werden in diesem Zusammenhang Futter- und Ra-
senpflanzen, aber auch bestimmte Kreuzblütler 
(Brassica) genannt, die in einigen Bundesstaaten 
der USA als Nutzpflanzen gelten, deren Einfuhr in 
andere Bundesstaaten jedoch verboten ist, weil be-
fürchtet wird, sie könnten sich unter den dort herr-
schenden Bedingungen unkontrolliert verbrei-
ten 63) 
Weiterhin ist zu berücksichtigen, daß ein Transfer 
der eingeführten Gene auf verwandte oder andere 
Arten nicht auszuschließen ist. Als Mechanismen 
kommen potentiell der Gentransfer über Bakterien 
in Frage, darüber hinaus die sexuelle Vermehrung, 
und/oder die Hybridisierung zwischen unterschied-
lichen Pflanzen. 

Die einzigen Fälle, in denen Gentransfer von Bakte-
rien auf Pflanzen bisher nachgewiesen werden 
konnte, betreffen Organismen aus der Gattung der 
Agrobakterien. Vorliegende Hinweise darauf, daß 
möglicherweise auch Bakterien Pflanzengene in-
korporieren können (siehe Kapitel 3.3.3.2), werden 
als in der Evolution extrem selten vorkommende 
Ereignisse interpretiert, die keinen signifikanten 
Einfluß auf die Zusammensetzung pflanzlichen 
Erbmaterials ausüben 64) 

Pflanzliches Erbmaterial kann auf dem Wege der 
sexuellen Vermehrung in andere Pflanzen gelan-
gen. Viele Nutzpflanzen haben nahe Verwandte, die 
zu den in der Landwirtschaft Probleme verursa-
chenden Wildkräutern gehören und mit denen sie 
sich kreuzen (hybridisieren) können 65). Zwei der in 
diesem Zusammenhang bisher am besten unter-
suchten Beispiele sind der Mais und die Hirse, die 
weltweit mit zu den wichtigsten Getreidesorten ge-
hören. Kreuzungen zwischen landwirtschaftlich ge-
nutzten Maissorten und seinen wildwachsenden 
Verwandten sind in Mexiko gefunden worden, sol-
che zwischen Hirse und unkrautartigen Wildformen 

61) Brill, 1985; Hauptli et al., 1985 
62) Colwell, R. K. et al., 1985 
63) Office of Science and Technology Policy, Fed. Reg. 49, 

50903, 1984, zitiert nach Colwell, R. K. et al., 1985 
64) Hauptli et al., 1985 
65) Harlan, 1965 

Bannister, 
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dieser Pflanze in Afrika. Besonders im letzten Fall 
führten diese Kreuzungen zu Problemen in der 
Landwirtschaft 66). Über die Häufigkeit, mit der sol-
che Hybridisierungen innerhalb einer Art stattfin-
den und die Bedingungen, die dazu führen, daß eine 
Hybridpflanze sich durchsetzt, ist keine genaue 
Aussage möglich. Allerdings wird geschätzt, daß 
sich mindestens ein Drittel der höheren Pflanzen 
(höherentwickelte Farne und Samenpflanzen) im 
Zusammenhang mit Hybridisierungsvorgängen 
entwickelt haben 67). In der Pflanzenzucht werden 
Hybridisierungen bewußt durchgeführt, um z. B. 
beim Mais ertragsstärkere Sorten herzustellen. 

Auf gentechnischem Wege sollen hauptsächlich sol-
che Eigenschaften in Pflanzen hineingebracht wer-
den, die ihnen dabei helfen, nachteiligen Umweltbe-
dingungen wie Trockenheit, Hitze, hohen Salz- und 
Herbizidkonzentrationen sowie Pflanzenschädlin-
gen zu widerstehen. Eine Übertragung solcher Ei-
genschaften auf verwandte Wildkräuter würde u. U. 
deren Überlebens- und Konkurrenzfähigkeit unter 
entsprechenden Umständen verbessern und zu Pro-
blemen im landwirtschaftlichen Pflanzenbau füh-
ren. Darüber hinaus wären sie als Wildpflanzen in 
der Lage, die neuen genetischen Eigenschaften aus 
den landwirtschaftlich genutzten Bereichen in an-
dere Gegenden zu bringen und auf dritte Pflanzen 
zu übertragen. 

Die Verbreitung und Etablierung von Wildpflanzen 
unterliegt jedoch zum Teil anderen Gesetzmäßig-
keiten als die von landwirtschaftlich genutzten 
Zuchtformen. Zahlreiche Beispiele dafür lassen sich 
in unterschiedlichen Monographien zu diesem 
Thema finden 68). 

Die Übertragung von Resistenzen auf Wildkräuter 
ist im landwirtschaftlichen Bereich nicht neu. Sie 
wird durch Fruchtwechsel, bestimmte Anbautechni-
ken und durch andere Herbizide kontrolliert. 

Die direkte oder indirekte Bildung toxischer Pro-
dukte durch Pflanzen ist ein weiterer Merkpunkt 
bei der Untersuchung der ökologischen Auswirkun-
gen ihrer Einführung in die Umwelt. Im Zusam-
menhang mit der Umwandlung von Herbiziden 
durch herbizidresistente Pflanzen wird diese Frage 
an anderer Stelle ausführlich behandelt 66). Eine 
durch gentechnische Eingriffe zufällig herbeige-
führte Bildung möglicherweise schädlicher Sub-
stanzen in Nahrungs- und Futterpflanzen kann 
durch Füttern von Versuchstieren getestet werden, 
bevor eine solche Pflanze der breiten Anwendung 
zugeführt wird. Dagegen ist es sehr viel schwieriger 
festzustellen, ob neue oder veränderte Substanzen 
gebildet werden, die von der Pflanze ausgeschieden 
werden und die Zusammensetzung der Bodenorga-
nismen beeinflussen. Von vielen Pflanzen ist be-
kannt, daß sie solche ökologisch relevanten Sekun-
därstoffe bilden 70). 

66) Hauptli et al., 1985 
67) Ehrendorfer, 1978 
68) Für weiterführende Literatur siehe Kowarik, Sukopp, 

1986 
69) Fallstudie Herbizidresistenz, Abschnitt C 2. 
70) Harborne, 1982  

Neben den von der Pflanze oder ihrem veränderten 
Erbmaterial ausgehenden Wirkungen sind auch sol-
che zu berücksichtigen, die ökologische Zusammen-
hänge als indirekte Folge eines breiten Einsatzes 
solcher Pflanzen beeinflussen. Die Nutzung extre-
mer Standorte durch den Anbau von Pflanzen kann 
die Zusammensetzung der dort lebenden Flora und 
Fauna u. U. stark beeinflussen. 

3.3.4 Tiere 

Ein Ziel der genetischen Veränderung von Tieren 
ist, Erkenntnisse über die grundlegenden Mecha-
nismen der Genregulation sowie der Entwicklung 
und des Wachstums tierischer Lebewesen zu gewin-
nen. Darüber hinaus werden die so gewonnenen 
Erkenntnisse bereits angewandt, um Nutztiere mit 
veränderten Eigenschaften herzustellen. 

Die Zielorganismen für die Einführung neuer oder 
veränderter Gene können im Hinblick auf die Aus-
wirkungen ihrer Freisetzung folgendermaßen ein-
geteilt werden: 

— kleine Tiere (z. B. Insekten, Würmer) 

— größere Wildtiere, die unabhängig vom Men-
schen leben (z. B. Fische, Nagetiere, Rot- oder 
Schwarzwild) 

— größere Nutztiere, die vom Menschen abhängig 
leben (z. B. Geflügel, Rinder, Schweine, Schafe) 

3.3.4.1 Überleben, Vermehrung und Verbreitung 

Tiere haben einige Mechanismen entwickelt, um 
unter ungünstigen Bedingungen zu überleben. 
Dazu gehören z. B. die Fähigkeit einiger Arten, die 
Stoffwechselaktivität zu regulieren und in eine 
Winter- oder Trockenstarre zu verfallen, aber auch 
die Wanderungen in klimatisch und vom Nahrungs-
angebot her günstigere Gebiete. Insekteneier und 
Larven können unter ungünstigen Bedingungen 
u. U. lange überdauern. Im Bereich der genannten 
tierischen Lebewesen gibt es keine vegetative Ver-
mehrung. 

Tiere unterscheiden sich von anderen Lebewesen 
dadurch, daß sie sich aktiv fortbewegen können. 
Darüber hinaus sind auch Verschleppungen durch 
Pflanzen, Früchte und Wirtstiere möglich. 

3.3.4.2 Genaustausch 

Die Weitergabe von Erbmaterial zwischen Tieren 
erfolgt praktisch ausschließlich durch die sexuelle 
Vermehrung von einer Generation auf die andere. 
Dabei sind neben den Kreuzungen zwischen Ange-
hörigen einer Rasse auch solche zwischen Angehö-
rigen unterschiedlicher Rassen möglich (Bastardi-
sierung). Die einzige Ausnahme von dieser Regel 
bildet die Gentransduktion durch Viren, die mit 
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dem Erbmaterial von Tieren rekombinieren und 
Teile davon auf andere Tiere übertragen kön-
nen 71). 

3.3.4.3 Mögliche Auswirkungen 

Informationen über das Verhalten und die Ausbrei-
tung neu in einen Lebensraum eingebrachter oder 
eindringender Insekten liegen im Zusammenhang 
mit der Einführung von Nutzinsekten und der Ein-
wanderung von Pflanzenschädlingen vor. Ein Bei-
spiel aus der biologischen Schädlingsbekämpfung 
ist der Mistkäfer (Ontophagus gazella). Er wurde 
mit gutem Erfolg aus Südafrika nach Australien 
importiert, um dort zur Aufarbeitung von Kuhfla-
den beizutragen. In Kalifornien sollte er bei der 
Bekämpfung der Blutsaugerfliege durch Zerstörung 
ihrer Brutstätte, ebenfalls Kuhfladen, helfen. Diese 
Fliegenbekämpfung mißlang aber, weil das Öffnen 
der Kuhfladen die bereits dort lebenden Vertilger 
der Fliegenmaden vertrieb. 

Ein Beispiel für die Ausbreitung eines Pflanzen-
schädlings ist die Zigeunermotte (Lymantria dis-
par). Sie wurde 1869 durch den französischen Astro-
nom Leopold Trouvelot in die USA gebracht. Er ver-
suchte, durch Kreuzung dieses damals nicht näher 
identifizierten Insekts mit dem Seidenspinner eine 
krankheitsresistente Form des Seidenspinners zu 
züchten. Einige Expemplare der Motte entwichen. 
Daraus entwickelte sich eine der größten landwirt-
schaftlichen Insektenplagen der USA. 1981 wurden 
über 4 Millionen ha Fläche durch Blattfraß geschä-
digt. Ausschlaggebend für den „Erfolg" dieses pflan-
zenfressenden Insekts ist einerseits, daß es mit 
Hilfe des Windes schnell verbreitet und relativ we-
nig durch insektenfressende Nützlinge (z. B. Vögel) 
oder Krankheitserreger dezimiert wird. Anderer-
seits ist es in bezug auf seine Nahrungsquellen rela-
tiv wenig selektiv. Es wurde bereits an über 500 ver-
schiedenen Pflanzen gefunden 72). 

Einmal freigesetzte Insekten können sich u. U. auch 
mit heimischen Rassen vermischen. Als Beispiel sei 
die afrikanische Honigbiene genannt. Sie wurde 
1956 nach Brasilien eingeführt und mit der bereits 
eingebürgerten europäischen Honigbiene gekreuzt. 
Bald darauf entkamen 26 Kolonien, deren Nach-
kommen sich heute bis Costa Rica ausgebreitet ha-
ben und somit eine Fläche von der Größe der USA 
besiedeln. Bis 1990 rechnet man mit ihrem Eindrin-
gen in Texas. Die Nachkommenschaft ist viel ag-
gressiver als die europäischen Bienen, darüber hin-
aus lagern sie weniger Honig ein. Folgen sind ra-
scher Rückgang der Imkerei, damit des Potentials 
für Bestäubung und Honigernte, Gefahr für 
Mensch, Haus- und Wildtiere, ferner die besonders 
schnelle Verbreitung der die Bienen schädigenden 
Varroamilbe durch die wanderlustigeren Hybrid-
bienen 73). 

Aus diesen Erfahrungen heraus wird z. B. in den 
USA versucht, allerdings nicht immer mit Erfolg, 

71) siehe Abschnitt D 1. 
72) Sharples, 1983 
73) Franz, 1985, Arbeitsunterlage A-165  

eine strenge Kontrolle über die Einfuhr von Pflan-
zen, Tieren und Lebensmitteln auszuüben, da sie 
Vektoren für fremde Insekten darstellen. 

Zu den Tieren, an denen gentechnische Experi-
mente vorgenommen oder geplant werden, und die 
im Prinzip unabhängig vom Menschen leben kön-
nen, gehören die Mäuse, Kaninchen, Fische (Lachs), 
aber auch das Wildschwein. In dem hier gesetzen 
Rahmen ist es lediglich möglich, einen exemplari-
schen Überblick über Erfahrungen oder mögliche 
Verlaufsformen der Freisetzung solcher Tiere zu 
geben. Auch kann nur zusammenfassend auf einige 
Probleme hingewiesen werden. 

— Die Freisetzung von Kleintieren, vor allem na-
türlich von Mäusen, kann kaum wieder rückgän-
gig gemacht werden. Falls sich solche Tiere un-
erwartet schnell vermehren oder ihre Einbürge-
rung nachteilige Konsequenzen hat, ist es häufig 
notwendig, natürliche Feinde zur Kontrolle ei-
ner solchen Population zu finden. Dieses ist bis-
her nicht in jedem der bekannten Fälle gelun-
gen. Ein Beispiel dafür ist die Bisamratte, die 
aus Osteuropa, wo sie ein geschätzter Nützling 
war, nach Mittel- und Westeuropa eingeführt 
wurde und hier Schäden bei Wasserschutzdäm-
men verursacht und schwer zu bekämpfen ist. 

Ein Beispiel für die Folgen, die fremde Fische in 
bestimmten Ökosystemen verursachen können, 
stellt das Eindringen des Nilbarsches (Lates ni-
loticus) in den zentralafrikanischen Viktoria-See 
dar. Der Fisch wurde um 1960 in kleinere Teiche 
in der Nähe des Sees eingeführt und fand von 
dort seinen Weg in den See, in den er allerdings 
ohnehin freigesetzt werden sollte, um kleinere 
Fische zu fressen und die Fischwirtschaft zu be-
leben. Seither breitet sich der Nilbarsch aus und 
überall dort, wo er zu finden ist, sind praktisch 
alle für die Fischerei bis dahin wichtigen Arten 
ausgerottet. Darüber hinaus wurde die Vielfalt 
anderer Fische drastisch reduziert, für die der 
Viktora-See früher ein in der Welt einmaliges 
Beispiel evolutionärer Entwicklungen darstellte. 
Es ist nicht möglich, die Nilbarsche wieder aus 
dem See zu entfernen. Die durch sie verursachte 
Reduktion der biologischen Vielfalt und Störung 
des ökologischen Systems ist irreversibel. Auch 
die Schäden für die Fischwirtschaft, die die Le-
bensgrundlage der dort lebenden Menschen dar-
stellt, sind nicht mehr rückgängig zu ma-
chen 74). 

— Auch bei einer Freisetzung von genetisch verän-
derten größeren Wildtieren wie dem Wild-
schwein ist sorgfältig zu prüfen, in welcher 
Weise dadurch ökologisch relevante Einflußgrö-
ßen verändert werden. Steigerungen von Wachs-
tumsrate oder Größe solcher Tiere können u. U. 
zu einem veränderten Freßverhalten führen. 
Darüber hinaus ist zu bedenken, daß solche 
Tiere gelegentlich aus eingezäunten Weidege-
bieten ausbrechen und sich wiederum mit den 
freilebenden Wildtieren vermischen können, wo-
durch es zu einer Einführung der neuen oder 

74) Bard et al., 1985 
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veränderten Gene in natürliche Populationen 
kommen kann. 

Entsprechendes ist im Prinzip möglich bei Einfüh-
rung gentechnisch veränderter Rinder-, Schaf- oder 
Ziegenrassen in Länder, in denen freilebende Ver-
wandte dieser Nutztiere heimisch sind. Die Vermi-
schung des Gaur-Wildrindes mit Haustierrassen 
hat in Indien z. B. dazu geführt, daß diese Wildrin-
derart inzwischen gefährdet ist. 

3.4. Methoden zum Nachweis freigesetzter 
Organismen 

Eine Voraussetzung dafür, das Überleben und die 
Verbreitung von Organismen in der Umwelt über-
prüfen zu können, ist das Vorhandensein von Test-
methoden, mit deren Hilfe die freigesetzten Orga-
nismen und/oder ihr eventuell auf andere Organis-
men übertragenes Erbmaterial nachgewiesen wer-
den können. 

Die Nachweisbarkeit bzw. Nicht-Nachweisbarkeit 
eines in die Umwelt freigesetzten Organismus an 
einem bestimmten Ort beinhaltet jedoch keine Aus-
sage über eine mögliche Verschleppung des Orga-
nismus, seiner Nachkommenschaft oder seines Erb-
materials an andere Orte bzw. in andere Organis-
men. Die Nachweisbarkeit eines Organismus be-
deutet also nicht gleichzeitig, daß er kontrolliert 
werden und/oder wieder aus der Umwelt entfernt 
werden kann. 

3.4.1 Methoden zum Nachweis von Viren, Viroiden 
und virusassoziierten Nukleinsäuren 

Bekannte Viren (incl. Viroide und virusassoziierte 
Nukleinsäuren) können mit virologischen Stan-
dardmethoden nachgewiesen werden. Der erste 
Schritt beim Nachweis eines Virus besteht in der 
Regel darin, daß man es in geeigneten Wirtszellen 
vermehrt und dann untersucht, ob es spezifische 
Veränderungen dieser Zellen verursacht. Für die 
weitere Charakterisierung kann u. a. seine Fähig-
keit, an rote Blutkörperchen zu binden, sowie die 
Zusammensetzung der das Virus umgebenden Pro-
teinhülle mit Hilfe immunologischer Tests unter-
sucht werden. Förderung oder Hemmung der Ver-
mehrung eines in der Zellkultur bereits vorhande-
nen Virus kann ein weiterer Hinweis bei der Identi-
fizierung eines spezifischen Virus sein. 

Bekannte Viren können weiterhin dadurch nachge-
wiesen werden, daß mit der infrage kommenden 
Probe Labortiere infiziert und auf charakteristische 
Reaktionen hin untersucht werden. Ist die Nuklein-
säurezusammensetzung eines Virus bekannt, kann 
es auch mit Hilfe von spezifischen DNA-Sonden 
nachgewiesen werden. 

Schwieriger wird die Situation, wenn man es mit 
unbekannten oder veränderten Viren zu tun hat. 
Veränderungen von Viren können durch Mutatio-
nen, Rekombinationen, Komplementationen oder 

phänotypisches Mischen erfolgen (siehe Kapitel 
3.3.1.2). Unbekannte oder in ihren Eigenschaften 
veränderte Viren können in für bekannte Viren spe-
zifischen Tests (z. B. immunologischen Tests) häu-
fig nicht entdeckt werden. Die Existenz solcher Vi-
ren wird u. U. erst dann bemerkt, wenn sie in ande-
ren Organismen Krankheiten auslösen. Dann kön-
nen sie allerdings isoliert und ihre Eigenschaften 
im Labor durch Anwendung eines breiten Spek-
trums von Untersuchungsmethoden festgestellt und 
beschrieben werden. 

3.4.2 Methoden zum Nachweis 
von Mikroorganismen 

Für den Nachweis von Mikroorganismen stehen 
verschiedene Methoden zur Verfügung. Dazu gehö

-

ren 75) 

— Anreicherungskulturen und Tests auf spezifi-
sche Stoffwechselreaktionen; 

— fluoreszierende Antikörper, serologische Techni-
ken 

molekularbiologische Techniken, z. B. DNA-Son-
den 

— Mikroskopie 

Für verschiedene Mikroorganismen müssen die je-
weils optimalen Tests eingesetzt werden. Beispiels-
weise lassen sich Rhizobien nicht durch Anreiche-
rungskulturen nachweisen, so daß in diesem Fall 
andere Nachweismethoden verwendet werden müß-
ten. Allgemein läßt sich sagen, daß ca. 10 Mikroor-
ganismen pro Gramm einer Bodenprobe nachweis-
bar sind. Im Boden befinden sich ca. 10 3  bis 105  
Mikroorganismen pro Gramm; da diese Zahl aber 
die Summe aller Mikroorganismen darstellt, ist da-
von auszugehen, daß einzelne Spezies in viel kleine-
ren Mengen als 10 pro Gramm vorkommen, und 
daher nicht nachweisbar sind. Wenn man ca. 10 12  
Mikroorganismen pro Hektar aussetzt, so ent-
spricht das ca. 10 000 Organismen pro cm2. Dies 
liegt weit über der Nachweisgrenze. Da jedoch frei-
gesetzte Mikroorganismen unmittelbar nach der 
Freisetzung in ihrer Zahl meist drastisch zurückge-
hen, ist auch hier die erwähnte Nachweisgrenze 
schnell unterschritten. Trotz der astronomischen 
Zahlen an freizusetzenden Bakterien oder Mikroor-
ganismen läßt sich daher deren Zahl bzw. Vorhan-
densein mit heutigen Methoden oft nicht bestim-
men. Im Einzelfall wären daher neue Techniken zu 
entwickeln, die den Nachweis der freizusetzenden 
Bakterien gestatten. 

In letzter Zeit sind methodische Ansätze entwickelt 
worden, die es erlauben, Bakterien so zu markieren, 
daß auch weniger als zehn Keime pro Gramm Bo-
den entdeckt werden können 76). Weiterhin ist es 
gelungen, ein Biolumineszenz-Gen in Bakterien zu 
klonieren. Die dieses Gen enthaltenden Bakterien 
können mit Hilfe photographischer Methoden nach- 

75) McCormick, 1986 
76) Drahos et al., 1986 
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gewiesen werden 77). Kürzlich entwickelte Immu-
nofluoreszenz-Methoden erlauben es weiterhin, 
auch solche Mikroorganismen nachzuweisen, die 
mit Hilfe von Anreicherungskulturen bisher nicht 
entdeckt werden konnten 78). 

Auch wenn ein Bakterium selber nicht mehr vor-
handen oder nachzuweisen ist, kann es genetische 
Information an andere weitergegeben haben. Wei-
tergegebene Erbinformation kann im Prinzip mit 
Hilfe spezifischer DNA-Sonden oder durch Tests 
der durch diese DNA kodierten, spezifischen Stoff-
wechselreaktion entdeckt werden. Das setzt aller-
dings voraus, daß sich die DNA und somit die Stoff-
wechselreaktionen nicht durch Rekombinationsvor-
gänge des Erbmaterials verändert haben. Solche 
Veränderungen treten jedoch mit unterschiedlichen 
Frequenzen immer wieder auf (siehe Kapitel 
3.3.2.3). 

Es muß also davon ausgegangen werden, daß trotz 
spezifischer und empfindlicher Tests ein vollständi-
ges „Monitoring" 79) von freigesetzten Mikroorga-
nismen bzw. ihrer Erbinformation prinzipiell nicht 
möglich ist. 

3.4.3 Methoden zum Nachweis von Pflanzen 

Pflanzen, vor allem Nutzpflanzen, sind mit bloßem 
Auge sichtbar und erkennbar. Schwieriger ist es 
allerdings, Überdauerungsformen und Samen zu 
entdecken und zu charakterisieren. In der Regel 
wird man versuchen, sie unter verschiedenen geeig-
neten Lebensbedingungen keimen und wachsen zu 
lassen, um sie dann anhand ihrer charakteristi-
schen Vegetations- und Fortpflanzungsorgane zu 
identifizieren. Notfalls müssen mikroskopische und 
physiologische Methoden hinzugezogen werden. 

3.4.4 Methoden zum Nachweis von Tieren 

Auch Tiere sind mit bloßem Auge oder im Falle von 
sehr kleinen Tieren, wie Insekten oder Würmern, 
mikroskopisch nachzuweisen. Voraussetzung dafür 
ist allerdings in jedem Fall — das trifft auch für 
Pflanzen oder Mikroorganismen und Viren zu — 
daß bekannt ist, wo nach ihnen zu suchen ist. Ist ein 
tierischer Organismus erst einmal aufgefunden, ist 
er anhand anatomischer oder physiologischer Cha-
rakteristika in der Regel leicht zu identifizieren. 

3.5 Bewertung und Empfehlungen 

3.5.1 Einleitung 

Gentechnische Veränderungen werden an allen Or-
ganismen, d. h. an Viren, Mikroorganismen, Pflan- 

77) Shaw, Kado, 1986 
78) Colwell, R. R. et al., 1985 
79) der englische Ausdruck „monitoring" bedeutet die 

Überprüfung und Überwachung des zeitlichen Ver-
laufs eines Experiments bzw. Ereignisses. Er ist in sei-
ner Bedeutung durch ein deutsches Wort nicht direkt 
zu übersetzen. 

zen und Tieren vorgenommen. Bislang wurde dabei 
in geschlossenen Räumen gearbeitet bzw. in Fer-
mentern produziert. In einer Reihe von Anwen-
dungsbereichen der Gentechnologie, vor allem in 
den Bereichen Umweltschutz, Pflanzen- und Tier-
zucht, biologische Schädlingsbekämpfung und Le-
bensmittelverarbeitung, wird aber die gezielte Frei-
setzung gentechnisch veränderter Organismen in 
die Umwelt vorbereitet oder erwogen. 

Der Mensch hat seit Jahrtausenden seine Umwelt 
gezielt beeinflußt und verändert. Er hat dabei na-
türliche Gleichgewichte nachhaltig, unwiderruflich 
und global verändert. Er hat durch Veränderungen 
der Umweltbedingungen in den natürlichen Evolu-
tionsprozeß, der durch Mutation und Selektion er-
folgt, eingegriffen. Durch das Aussterben von Tier- 
und Pflanzenarten wurde der natürliche Genpool 
bereits eingeschränkt. Mit der Gentechnologie ver-
fügt der Mensch vielleicht über neue Möglichkeiten, 
durch gezielten Genaustausch über alle Arten-
Grenzen hinweg die natürliche Evolution mit neuen 
Stufen der Geschwindigkeit und Direktheit zu be-
einflussen. Damit tragen wir eine besondere Ver-
antwortung dafür, rechtzeitig die ökologische Ver-
träglichkeit und die toxikologischen Auswirkungen 
der gezielten Freisetzung gentechnisch veränderter 
Organismen in die Umwelt abzuschätzen und zu 
prüfen, ob eine solche Freisetzung verantwortbar 
ist. Einzelne Erfahrungen mit natürlicherweise auf-
tretenden genetischen Varianten existierender Or-
ganismen oder vom Menschen bewußt freigesetzten 
oder unbeabsichtigt in eine bestimmte Umwelt ein-
gebrachten Organismen (z. B. Zitrusbrand, Nil-
barsch) zeigen, daß durch deren Freisetzungen er-
hebliche ökologische, ökonomische oder medizini-
sche Probleme entstehen können, die z. T. schwer 
oder nicht lokal begrenzt werden und z. T. auch 
nicht wieder rückgängig gemacht werden können. 

Die Frage nach den ökologischen Folgen der geziel-
ten Freisetzung von Organismen, nach ihrer Über-
lebensfähigkeit und ihrem Verhalten in der Umwelt 
und nach den von ihnen ausgehenden Auswirkun-
gen auf das Ökosystem und den Menschen kann 
nicht global beantwortet werden. Zum einen be-
steht das Ökosystem aus einer Vielzahl von Einhei-
ten unterschiedlichster Zusammensetzung. Zum an-
deren weisen Viren, Mikroorganismen, Pflanzen 
und Tiere so unterschiedliche Eigenschaften auf, 
daß die Bewertung der Folgen einer gezielten Frei-
setzung für sie getrennt vorgenommen werden 
muß. 

3.5.2 Viren 

Viren sind keine lebenden Organismen. Sie beste-
hen vielmehr aus von Eiweißhüllen umgebenen 
Nukleinsäuremolekülen, die zu ihrer Vermehrung 
einer lebenden Zelle bedürfen. Gemäß dem heuti-
gen Stand des Wissens sind alle Lebewesen von 
Viren begleitet, d. h. Bakterien ebenso wie Pflanzen, 
Insekten, Säuger und auch der Mensch. 

Die Verbreitung von Viren kann unmittelbar zwi

-

schen zwei Individuen (z. B. zwischen zwei Men- 
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schen) direkt oder aber über einen Zwischenwirt 
erfolgen. Masern und Pocken werden z. B. nur zwi-
schen Menschen direkt übertragen; sie haben kei-
nen anderen Zwischenwirt als den Menschen und 
können daher im Prinzip auch ausgerottet werden. 
Gelbfieber hingegen hat als Zwischenwirt ein In-
sekt (die Anophelesmücke) und läßt sich daher nur 
über die Eliminierung dieses Zwischenwirts, d. h. in , 

der Praxis überhaupt nicht, ausrotten. 

Die Verbreitung von Viren innerhalb einer Spezies, 
also z. B. von Mensch zu Mensch, kann horizontal 
oder vertikal erfolgen. Horizontal heißt über direk-
ten Kontakt, vertikal über die Keimbahn, d. h. von 
der Mutter auf ihre Kinder. Der Fall allerdings, daß 
eine Mutter ihr ungeborenes Kind infiziert (was 
z. B. bei AIDS der Fall sein kann) wäre eine hori-
zontale Übertragung. 

Die Bekämpfung von Viruserkrankungen durch 
Chemotherapie ist immer nur dann möglich, wenn 
es gelingt, einen Prozeß bei der Virusvermehrung 
zu identifizieren, der nicht auch schon in der Zelle 
selbst vorkommt. Andernfalls würde hier die zu ret-
tende Zelle ebenfalls durch die Chemotherapie zer-
stört. Da Viren definitionsgemäß die enzymatische 
Maschinerie der Zelle zu ihrer Vermehrung benöti-
gen, ist dies leider der normale Zustand. Nur einige 
große Viren, z. B. Herpesviren, bringen einige ei-
gene Enzyme zur Vermehrung mit, so daß sie sich 
von ihren zellulären Partnern genügend stark un-
terscheiden, um eine spezifische Behandlung zu 
entwickeln. So bleibt bei den meisten Viruserkran-
kungen nur die Vorbeugung durch Impfung. 

Diese erfolgt bei aktiver Immunisierung mit infek-
tiösen, wenn auch abgeschwächten (attenuierten) 
Viren. Das dadurch bedingte Problem kann durch 
sog. passive Immunisierung (Zuführung eines Anti-
körper enthaltenden Serums) oder durch Verwen-
dung von sog. Untereinheits(Subunit)-Vakzinen, 
nicht vermehrungsfähigen Teilen des Erregers, um-
gangen werden. Im allgemeinen besteht jedoch 
kein Zweifel daran, daß die aktive Immunisierung 
den besseren Schutz gewährt. 

Bei der Bewertung einer eventuellen Freisetzung 
von gentechnisch veränderten Viren wird man ei-
nerseits nach den Anwendungsbereichen differen-
zieren müssen. Hier sind die Freisetzung im Rah-
men von human- oder veterinärmedizinischen Imp-
fungen, die Freisetzung bei einer somatischen Gen-
therapie am Menschen und die großflächige Frei-
setzung von Viren durch Versprühung, etwa zur 
Schädlingsbekämpfung, zu unterscheiden. Anderer-
seits werden die Eigenschaften, insbesondere die 
Pathogenität und Wirtsspezifität der eingesetzten 
Viren zu berücksichtigen sein. 

Grundsätzlich ist jede gezielte Freisetzung von Vi-
ren, seien sie gentechnisch verändert oder nicht, 
problematisch. Da Viren mit dem gesamten Spek-
trum lebender Zellen und Organismen interagieren 
und da diese Wechselwirkungen extrem unter-
schiedlich sein können, ist die Ausbreitung der Vi-
ren in der Regel nicht zu kontrollieren und ihre 

langfristige Wirkung kaum vorherzusagen. Im Prin-
zip sollten sie daher nicht freigesetzt werden dür-
fen. Ausnahmen wird man möglicherweise für die 
Impfung zulassen können (s. u.). 

Im übrigen könnte man zu einer anderen Einschät-
zung dann kommen, wenn es gelänge, das Konzept 
des biologischen Containments auch beim Einsatz 
von Viren zu verwirklichen. Das ist im Einzelfall 
möglich. Ein solches Konzept beruht auf zwei Para-
metern, auf dem Prinzip der Wirtsspezifität und auf 
der Existenz sog. defekter Viren. 

Manche Viren sind außerordentlich wirtsspezifisch, 
d. h. sie befallen immer nur denselben Wirt oder 
dieselbe Wirtszelle. Andere Viren können wiederum 
ein weites Spektrum von Organismen befallen. Man 
kennt die sehr unterschiedlichen molekularen Ur-
sachen dieser Spezifität, aber man kann die Spezifi-
tät eines gegebenen Virus nicht theoretisch voraus-
sagen. 

Die Erfahrung zeigt jedoch, daß die Wirtsspezifität 
in bestimmten Fällen offenbar eng begrenzt und 
absolut stabil ist, in anderen dagegen weit und sehr 
variabel. Für die erstere Gruppe kann man von 
einem biologischen Containment sprechen: das Vi-
rus bleibt auf bekannte und identifizierbare Wirts-
zellen beschränkt. 

Das Konzept der defekten Viren beruht auf dem 
Verlust der Eigenschaft, sich in einer Wirtszelle ver-
mehren zu können. Es ist auch in der Natur weit 
verbreitet. So sind z. B. (mit einer einzigen Ausnah-
me) alle Onkogene tragenden Retroviren defekt. 
Das Phänomen der defekten Viren wird in allen 
Klassen von Viren beobachtet. Insbesondere er-
laubt natürlich die Gentechnologie, den Viren ge-
zielt die Gene zu entfernen, die sie zu ihrer eigenen 
Vermehrung oder zur Ausbildung eines bestimmten 
Phänotyps benötigen. Derartige Viren können da-
her immer nur in Gegenwart kompetenter Helfervi-
ren repliziert werden. Die Wahrscheinlichkeit für 
eine gegebene Zelle, gleichzeitig von zwei Viren in-
fiziert zu werden, nämlich vom defekten Virus und 
vom Helfervirus, ist das Produkt der Einzelwahr-
scheinlichkeit und daher immer sehr viel niedriger 
als bei Einzelinfektionen. Dies hat selbstverständ-
lich epidemiologische Konsequenzen, indem es 
etwa die Ausbreitungsgeschwindigkeiten bestimm-
ter Virusepidemien herabsetzt. 

Die beiden genannten Parameter des biologischen 
Containment erfahren in zwei Bereichen eine Ein-
schränkung. Trotz Wirtsspezifität kann das Con-
tainment durch Viruspersistenz eingeschränkt sein. 
Viren können, wenn nicht schon in ihren ureigenen 
Wirtsorganismen, so vielleicht in anderen Organis-
men überdauern. Beispielsweise überdauern Her-
pesviren in Nervenbahnen, um daraus gelegentlich 
freigesetzt zu werden. Andere Viren interagieren 
mit dem Genom einer befallenen Zelle und können 
diese dabei z. B. in eine Tumorzelle verwandeln. Im 
Einzelfall ist daher bei der Freisetzung von Viren 
zu prüfen, ob andere als die Zielorganismen auf die 
eine oder andere Weise von dem Problem der Persi-
stenz betroffen sein könnten. 
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Auch wenn das biologische Containment gewährlei-
stet ist, kann im Einzelfall doch die Anwendung der 
Viren sinnlos sein, weil Resistenz gegen das Virus 
im Wirtsorganismus auftritt. Resistenz gegen Viren 
manifestiert sich auf zwei Wegen; einmal kann sich 
das Virus selbst in seinem pathogenen Verhalten 
ändern, oder aber es kann der Wirt eine Resistenz 
ausbilden. • 

In der Praxis der Freisetzung von Viren muß man 
gezielte und ungezielte, unerwartete Freisetzung 
unterscheiden. Das Thema der unerwarteten, unge-
wollten Freisetzung wird in Abschnitt D 1. behan-
delt. Gezielte Freisetzung könnte in drei Bereichen 
erfolgen: 

a) bei Impfungen, 

b) in der somatischen Gentherapie, sowie 

c) in der Schädlingsbekämpfung und im Pflanzen-
schutz. 

a) Impfungen 

Das Problem der Freisetzung von Viren bei Impfun-
gen ist nicht neu. Wir gehen seit über 150 Jahren 
damit um. Das Verfahren ist nicht risikolos, insbe-
sondere da humanpathogene Viren dabei verwen-
det werden müssen. Spätfolgen bei dem Geimpften, 
etwa die Aktivierung anderer pathogener Viren, 
sind theoretisch nicht auszuschließen und in Einzel-
fällen aufgetreten, so vermutlich auch bei der Polio-
impfung. Insgesamt erscheint jedoch die Über-
nahme derartiger Risiken durch den hohen medizi-
nischen Nutzen einer solchen Impfung gerechtfer-
tigt. 

Bei der möglichen Verwendung gentechnisch ver-
änderter Virusimpfstoffe stehen wir im Prinzip vor 
derselben Risiko-Nutzenabwägung. Dabei geht es 
im wesentlichen um die sog. Vakziniastrategie. Bei 
dieser werden dem in der Pockenschutzimpfung 
verwendeten Virus gentechnisch andere Segmente, 
gegen welche die Immunisierung erreicht werden 
soll, eingebaut. Grundsätzlich sollte eine Impfung 
mit intakten Viren (gentechnisch verändert oder 
nicht) beim Menschen nur erfolgen, wenn es keine 
Alternativen gibt. Insbesondere ist der Verwendung 
von Untereinheits-Vakzinen der Vorzug zu geben. 
Deren Entwicklung sollte daher mit Nachdruck be-
trieben werden. Solange sie nicht zur Verfügung 
stehen, sollte der Einsatz ganzer Viren, auch gen-
technisch veränderter, im Einzelfall zulässig sein, 
wenn er aufgrund einer Abwägung der Risiken und 
des Nutzens vertretbar erscheint. Das gilt insbeson-
dere für den veterinärmedizinischen Einsatz. 

b) Somatische Gentherapie 

Im Zuge der somatischen Gentherapie am Men-
schen ergibt sich ein Freisetzungsproblem insofern, 
als nach den bisherigen Versuchsplanungen der 
Einsatz von Retroviren vorgesehen ist. 

Diese Viren sollen das zu ersetzende Gen in Kno-
chenmarkszellen einbringen und in diesen den ge-
netischen Defekt korrigieren. Da es trotz j ahrelan-

ger Suche nicht gelungen ist, menschliche Retrovi-
ren zu finden (außer den hier nicht geeigneten 
T-Zellviren), müssen für derartige Versuche sog. 
amphotrope Retroviren eingesetzt werden. Diese 
stammen meist aus Nagern (Maus, Ratte) und be-
sitzen eine so breite Wirtsspezifität, daß sie auch 
menschliche Zellen infizieren können. Im Einsatz 
in der somatischen Gentherapie werden diese am-
photropen Viren allerdings so verändert, daß sie 
sich nach der Integration nicht mehr vermehren 
und daher nicht als infektiöse Partikel freigesetzt 
werden können. Es besteht jedoch hier die Gefahr, 
daß durch Rekombinationsereignisse mit anderen 
im Erbmaterial bereits vorhandenen Retrovirusko-
pien dennoch infektiöse Partikel gebildet werden. 
Diese könnten eventuell nicht nur Keimbahnzellen, 
sondern auch andere Individuen infizieren. Zum ei-
nen läßt sich dies — zumindest in der Phase der 
Zellkultur vor der Transplantation — experimentell 
leicht nachprüfen; zum anderen stellt sich in der 
Frühphase einer solchen extremen Therapie die 
Frage, ob dieses Risiko angesichts der Heilung von 
einer tödlichen Erbkrankheit in Kauf genommen 
werden kann. In jedem Falle sind Arbeiten mit gen-
technisch veränderten amphotropen Retroviren auf 
der Sicherheitsstufe L3 durchzuführen. 

Vergleichbare Probleme würden sich auch bei Ein-
griffen in die Keimbahn des Menschen stellen, die 
von der Enquete-Kommission abgelehnt werden 
(s. Abschnitt C 6.). 

c) Biologische Schädlingsbekämpfung 

In der biologischen Schädlingsbekämpfung werden 
heute unter anderem Baculo-Viren eingesetzt. Ba-
culo-Viren sind schon über längere Zeit in verschie-
denen Regionen der Erde als Pflanzenschutzmittel 
eingesetzt worden. Bisher wurden bei dem Einsatz 
keine negativen Erfahrungen gemacht. Darüber 
hinaus sind Baculo-Viren die bisher einzige be-
kannte Virenart, in der keine pflanzen- und tierpa-
thogenen Varietäten bekannt sind. Baculo-Viren 
wirken ausschließlich auf Insekten. 

Wichtig sind hier die Fragen, ob und wieweit sie tat-
sächlich die gewünschte Spezifität aufweisen und 
ob ihr Genom im Zuge der Sprühaktion etwa mit 
dem des Menschen oder anderer, evtl. betroffener 
Organismen verknüpft wird. Die Spezifität für 
Schmetterlingsflügler (Lepidopteren) scheint in der 
Tat absolut; dadurch werden allerdings auch nicht 
zu den Schädlingen gehörende Schmetterlingsflüg-
ler-Arten vernichtet. 

Theoretisch könnte sich eine gentechnische Verän-
derung von Baculo-Viren auch auf ihre Wirtsspezifi-
tät und ihre Wechselwirkung mit den Genomen an-
derer Organismen auswirken. Hierfür gibt es aber 
keinerlei Hinweise. Besonderer Prüfung bedarf 
diese Frage sicher in den Fällen, in denen die Ände-
rung der Spezifität, etwa die Ausweitung auf wei-
tere Schädlinge, gerade das Ziel des gentechnischen 
Eingriffs ist. Es ist zur Zeit nicht klar, warum die 
Baculo-Viren diese außerordentliche, möglicher-
weise absolute Wirtsspezifität aufweisen. In Eng-
land sind zur Zeit Freisetzungsexperimente mit Ba- 
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culo-Viren, denen ein besonders leicht erkennbares 
Stück DNA eingesetzt worden ist, geplant, um die 
Spezifität und die möglichen Wechselwirkungen 
dieser Viren mit anderen Organismen zu untersu-
chen. Diese Fragen bedürfen der Klärung. Aber die 
entsprechenden Experimente sollten zumindest bei 
Verwendung gentechnisch veränderter Viren zu-
nächst in geschlossenen Systemen (Gewächshäu-
sern) ablaufen. Bevor diese Forschungsmöglichkei-
ten nicht ausgeschöpft und ausgewertet sind, sollte 
eine Freisetzung nicht in Betracht gezogen wer-
den. 

Viren werden auch im Pflanzenschutz zur Bekämp-
fung von Pflanzenviruserkrankungen eingesetzt. 
Ein Beispiel hierfür ist z. B. das „Cucumber-Mosaic-
Virus" (CMV), das vielerlei Gemüse befällt und da-
her einen wichtigen Faktor in der Gemüsezucht 
darstellt. Für die Bekämpfung dieser und ähnlicher 
Krankheiten gibt es neben der Vernichtung der 
Kulturen verschiedene Konzepte. Eines davon ist 
die vorbeugende Infektion mit abgeschwächten (at-
tenuierten) Stämmen. Diese „Präimmunisierung" 
soll die spätere Infektion mit den pathogenen Stäm-
men verhindern. 

Die Gentechnologie kann zur Reduzierung des Pro-
blems virusinduzierter Pflanzenkrankheiten mit 
der Bereitstellung geeigneter Sonden zur Verbesse-
rung der Diagnostik beitragen. Zum anderen wird 
erwartet, daß durch gentechnische Verfahren die 
Gefahr einer Umwandlung von attenuierten zu pa-
thogenen Stämmen reduziert werden kann. Zu die-
sem Zweck müssen gezielt bestimmte DNA-Seg-
mente, die für die Pathogenität verantwortlich sind, 
gentechnisch entfernt oder ausgeschaltet werden. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

1. die Freisetzung von gentechnisch veränderten 
Viren in den Sicherheits-Richtlinien grundsätz-
lich zu untersagen. 

2. Ausnahmen von diesem Verbot für die Anwen-
dung von Viren als Impfstoffe in der Human- und 
Veterinärmedizin vorzusehen. Die Regelung der 
somatischen Gentherapie beim Menschen bleibt 
unberührt. 

3. die Möglichkeiten des Einsatzes von Baculo-Vi-
ren zur Schädlingsbekämpfung und im Pflanzen-
schutz verstärkt untersuchen zu lassen. Dazu sol-
len möglichst bald Experimente mit gentech-
nisch veränderten Viren unter Bedingungen des 
physikalischen Containment unternommen wer-
den (z. B. im Gewächshaus). Nach Auswertung 
dieser Experimente kann das Bundesgesund-
heitsamt nach Anhörung der ZKBS und im Ein-
vernehmen mit der Biologischen Bundesanstalt 
für die Freisetzung gentechnisch veränderter Ba-
culo-Viren Ausnahmen vom grundsätzlichen 
Freisetzungsverbot für Viren zulassen. Dies gilt 
nicht für Baculo-Viren mit gezielt veränderter 
Wirtsspezifität. Entsprechend ist mit pflanzli-
chen Viren vom Typ des CMV zu verfahren. Eine 
Veränderung des Verbots der Freisetzung von 

gentechnisch veränderten Viren in den Sicher-
heits-Richtlinien soll nach dem gleichen Verfah-
ren erfolgen, wie dies für die Überprüfung des 
von der Kommission vorgeschlagenen Moratori-
ums für die Freisetzung gentechnisch veränder-
ter Mikroorganismen vorgesehen ist. (s. Kapitel 
3.5.3, Empfehlung 1.) 

4. die Entwicklung neuer, sicherer Impfstoffe mit 
Verfahren der Gentechnologie zu fördern, die 
eine Alternative zur Verwendung kompletter Vi-
ren bieten können (sog. Untereinheits-Vakzine). 

3.5.3 Mikroorganismen 

Die bisherige Sicherheitsstrategie für die Gentech-
nologie war auf den Umgang mit Mikroorganismen 
in geschlossenen Systemen bezogen. Um der Ge-
fahr einer ungewollten Freisetzung vorzubeugen, 
wurde neben physikalischen Sicherheitsmaßnah-
men das Konzept des biologischen Containment als 
zusätzliches Sicherheitssystem entwickelt. Bekann-
te, nicht pathogene Mikroorganismen wurden 
durch geeignete Mutationen so verändert, daß sie 
außerhalb spezieller, nur im Labor oder in einem 
Fermenter gegebener Wachstumsbedingungen mit 
hoher Wahrscheinlichkeit nicht zum Überleben und 
zur Vermehrung fähig sind. Dieses sinnvolle Prin-
zip läßt sich bei mit Absicht in die Umwelt freige-
setzten Mikroorganismen in dieser Form nicht an-
wenden, da hier natürlich gerade das Überleben in 
der Umwelt Voraussetzung für ihren erfolgreichen 
Einsatz ist. 

Präzise Angaben über das Verhalten freigesetzter 
Mikroorganismen und die Auswirkungen möglicher 
Veränderungen der ökologischen Situation auf die-
ses Verhalten lassen sich heute nicht treffen, da 
Mikroorganismen, gentechnisch verändert oder 
nicht, eine Reihe von Eigenschaften aufweisen, die 
besondere Probleme bei der Freisetzung mit sich 
bringen. Diese Eigenschaften sind: ihre Überlebens-
fähigkeit, ihre Vermehrungs- und Verbreitungsge-
schwindigkeit und ihre genetische Variabilität, be-
dingt durch Genveränderungen und Genaustausch, 
z. B. über Plasmide. 

Natürlich entstehende genetische Varianten treten 
in der Natur in der Regel als einzelne auf. Sie müs-
sen versuchen, sich in Auseinandersetzung mit an-
deren Organismen und Faktoren in das Ökosystem 
zu integrieren, um so zu überleben. Demgegenüber 
werden mit konventionellen mikrobiologischen Me-
thoden oder gentechnisch gezüchteten Varianten in 
der Regel große Mengen identische Kopien in die 
Umwelt entlassen. Die „Starterpopulation" für die 
Etablierung eines veränderten Organismus ist also 
groß. Damit vergrößert sich auch die Eintrittswahr-
scheinlichkeit für ein dauerhaftes Überleben dieses 
Organismus, für eine Interaktion mit anderen Orga-
nismen und damit für unerwünschte Folgen für das 
Ökosystem. Grundsätzlich kann es also bei der 
Freisetzung großer Mengen gleichartiger Mikroor-
ganismen zu ökologischen und toxikologischen Pro-
blemen kommen. 
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Dennoch werden seit langer Zeit von Menschen Mi-
kroorganismen als Hilfsmittel in der Landwirt-
schaft und zur Bewältigung anderer Aufgaben in 
Umwelt und Technik in großen Mengen eingesetzt, 
seit einiger Zeit auch konventionell erzeugte geneti-
sche Varianten von Mikroorganismen. 

Wir verfügen heute schon über wichtige Anhalts-
punkte für die Beurteilung des Verhaltens von Mi-
kroorganismen in einem Ökosystem, die allerdings 
nicht ausreichen, um den Verlauf eines Freiset-
zungsexperimentes mit ausreichender Sicherheit 
vorhersagen zu können. So muß es die Aufgabe ver-
stärkter Sicherheits- und ökologischer Wirkungs-
forschung sein, analog zum biologischen Contain-
ment in der Laborforschung Elemente eines biologi-
schen Containment auch für die gezielte Freiset-
zung gentechnisch veränderter Mikroorganismen 
zu entwickeln, die uns einen verbesserten Nach-
weis, eine verbesserte Beeinflussung der Überle-
bensfähigkeit sowie der Eignung potentiell freizu-
setzender Mikroorganismen zur Bildung toxischer 
oder pathogener Stoffe erlauben. 

a) Nachweis von Mikroorganismen in der Umwelt 

Eine Voraussetzung für die Freisetzung von Mikro-
organismen ist die Möglichkeit, die mikrobielle 
Flora am Ort des Geschehens zu analysieren und 
die Entwicklungsdynamik der freigesetzten Orga-
nismen zu verfolgen. 

Es sind daher zuverlässige und empfindliche Tech-
niken zu entwickeln, die den Nachweis der freizu-
setzenden Bakterien sowie der verwandten Flora 
gestatten. Neue, schnelle Entwicklungen auf diesem 
Gebiet lassen in absehbarer Zeit wichtige Fort-
schritte erwarten. Inwieweit allerdings wirklich die 
Möglichkeit besteht, künftig die Vielzahl verschie-
dener Mikroorganismen und den zwischen ihnen in 
Einzelfällen erfolgenden Genaustausch oder wech-
selseitigen Verdrängungsprozeß vollständig beob-
achten und nachweisen zu können, und inwieweit 
dies letztlich notwendig sein wird, ist heute noch 
nicht absehbar. 

b) Überleben und Wachstum von Mikroorganis-
men 

Freigesetzte Mikroorganismen haben nicht nur zu 
überleben, sondern sollten sich im allgemeinen 
auch an ihrem Wirkort vermehren. Dies ist abhän-
gig von ihrem eigenen Aufbau, ihrer genetischen 
Konstitution sowie der chemischen, physikalischen 
und biologischen Natur der Umwelt. Mikroorganis-
men sind immer an ganz bestimmte charakteristi-
sche Umgebungen (Habitat) angepaßt. Da natürli-
che Bedingungen im Labor nicht immer exakt zu 
kopieren sind, kommt es unmittelbar nach der Frei-
setzung meistens zu einem starken Abfall der Zahl 
lebender Zellen, der um so größer ist, je weniger der 
Organismus an die neue Umwelt angepaßt ist. Eine 
wichtige Rolle spielt dabei die am Ort schon vor-
handene mikrobielle Flora. In sterilen Böden sind 
die Halbwertzeiten daher immer sehr viel größer 
als in normalen Böden. Ein besonderes Hemmnis 

sind vor allem die nahverwandten Organismen, die 
besser angepaßt und daher schwer zu verdrängen 
sind. In allen bekannten Beispielen, z. B. bei .  Rhizo-
bien oder „Eis-Minus"-Bakterien, verhindert eine 
existierende Flora, daß sich die künstlich eingeführ-
ten Bakterien länger als für einige Wochen, wenn 
überhaupt, halten. Andere sog. biotische Faktoren, 
die das Überleben von Mikroorganismen beeinflus-
sen, sind z. B. 

— Einzeller (Protozoen), die Bakterien fressen, 

— Bakterienviren, 

— Bakteriozine, d. h. Bakteriengifte, die von ande-
ren Bakterien produziert werden sowie 

— schließlich die eigene Physiologie des Organis-
mus. 

Selbst gut charakterisierte Mikroorganismen geben 
gelegentlich zu Überraschungen Anlaß, indem sie 
plötzlich ganz neue, aber an sich schon vorhandene 
Stoffwechselwege zu ihrer Ernährung aktivieren 
können. 

Sehr lange Halbwerts- und Überlebenszeiten wer-
den immer für Organismen beobachtet, die in be-
sonderen Dauerformen, sog. Sporen oder Conidien, 
existerien können. Diese erlauben oft das Überle-
ben auch unter extremen Umweltbedingungen; es 
ist sogar davon auszugehen, daß derartige Bakte-
rien aus der Umwelt praktisch nicht (mehr) zu ent-
fernen sind (z. B. Bacillus anthracis, der Milzbrand-
erreger). Die Bildung der Sporen ist immer gene-
tisch kontrolliert, so daß eine detaillierte genetische 
Analyse der betreffenden Organismen letztlich 
auch eine Entfernung dieser Eigenschaften erlaubt 
und damit zu Organismen führt, die keine Sporen 
mehr bilden können. In denjenigen Fällen, in wel-
chen dieser Ansatz in der Vergangenheit experi-
mentell beschritten wurde, hat er zum Erfolg ge-
führt. Damit kann die Überlebensfähigkeit dieser 
Gruppe langlebiger Mikroorganismen durch gen-
technische Eingriffe entscheidend geschwächt wer-
den. Darüber hinaus beeinflussen klimatische und 
physikalische Faktoren (z. B. Bodenbeschaffenheit) 
das Überleben von Mikroorganismen. 

c) Genetische Stabilität 

Auch die genetische Stabilität von Mikroorganis-
men läßt sich differenziert abschätzen und in Ein-
zelfällen stärken. Damit Plasmide zwischen zwei 
Bakterienzellen übertragen werden können, müs-
sen sie bestimmte Eigenschaften aufweisen, d. h. so-
genannte Transferfunktionen . besitzen. Diese 
Transferfunktionen lassen sich entfernen und da-
mit die Mobilisierung des Plasmids verringern. An 
der Möglichkeit, den Gentransfer zu minimieren 
oder grundsätzlich zu verhindern, wird intensiv ge-
arbeitet. 

d) Ausbreitung von Mikroorganismen 

Für die Ausbreitung von Mikroorganismen gibt es 
viele Möglichkeiten. Sie können über die Menschen, 
über Pflanzen und Tiere, aber auch durch Wind 
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über große Distanzen hinweg transportiert werden. 
Auch aus Kläranlagen dringen Restkeime über Ab-
wässer und Klärschlamm in die Umwelt. Auch auf 
diese Weise ist es zu einer weiteren Verbreitung 
von Antibiotika-Resistenzen gekommen. 

Mit einer solchen Verbreitung kann — muß aber 
nicht zwangsläufig — eine Störung ökologischer 
Gleichgewichte oder eine Gefahr für die Gesund-
heit des Menschen verbunden sein. Die vorhandene 
Vielfalt der mikrobiellen Fauna zeigt, daß die Evolu-
tion ein stabiles System geschaffen hat, und daß die 
technisch denkbare, wahllose Vermischung geneti-
schen Materials in der Umwelt nicht stattfindet. Es 
wird erheblicher Forschungsanstrengungen bedür-
fen, um, wenn überhaupt, ansatzweise das Ausbrei-
tungsverhalten gentechnisch veränderter Mikroor-
ganismen abschätzen zu können. 

e) Toxizität und Pathogenität 

Die meisten Mikroorganismen sind für Menschen, 
Tiere und Pflanzen unschädlich. Einzelne Spezies 
können jedoch außerordentlich pathogen sein. Bei-
spielsweise führt der Milzbranderreger Bacillus an-
thracis beim Menschen bei einer Infektion mit nur 
22 Keimen zu einer Sterblichkeit von 100 %. Es ist 
offensichtlich, daß derartige Erreger, die ihre tödli-
che Wirkung oft durch Bildung bestimmter Toxine 
ausüben, von allen Versuchen der Freisetzung aus-
genommen werden müssen. Die Ausbildung der Pa-
thogenität bedarf in allen bekannten Fällen der In-
teraktion mehrerer Gene, wenn man von bestimm-
ten Manipulationen, wie z. B. der Einführung von 
Toxingenen absieht. Dennoch bleibt die Frage of-
fen, ob nicht doch einmal durch das Einfügen eines 
unbekannten Gens ein nicht-pathogener zu einem 
pathogenen Organismus werden könnte. Alle Er-
fahrungen, beispielsweise aus 50 Jahren wissen-
schaftlicher Versuche mit E. coli sprechen gegen 
diese Möglichkeit. 

Mikroorganismen können Produkte produzieren, 
die für die Umgebung toxisch sind. Dies müßte und 
könnte im konkreten Fall getestet werden. Nicht 
getestet werden kann in jedem Einzelfall, ob ein 
solcher Mikroorganismus oder andere, in die er 
sein Erbmaterial übertragen hat, beim Abbau von 
Stoffen außerhalb des Laboratoriums toxische Sub-
stanzen produziert. 

f) Weitere Parameter 

Die Entwicklung eines biologischen Containments 
für die Freisetzung von Mikroorganismen bedarf 
einer Reihe weiterer Voraussetzungen und Parame-
ter: 

— Es ist zu untersuchen, inwieweit die im Einzel-
fall erzielten Forschungsergebnisse aus Arbei-
ten unter simulierten Bedingungen auf den 
großflächigen Einsatz im Freiland übertragbar 
sind. 

— Eine wesentliche Rolle wird im Einzelfall die 
Menge der freigesetzten Organismen spielen. In 
diesem Zusammenhang wären auch die Folgen 

der in der Vergangenheit oft bedenkenlos erfolg-
ten Freisetzung von nicht-rekombinanten Mi-
kroorganismen zu überdenken und gegebenen-
falls zu regeln. 

— Ein wichtiger Parameter wird die Art der geneti-
schen Veränderung sein. In diesem Zusammen-
hang sind die Deletion (Ausschaltung oder Ent-
fernung) eines Gens oder die erhöhte Expres-
sion eines bereits vorhandenen Gens anders zu 
bewerten als die Einführung von Genen, die die 
Organismen zu Leistungen befähigen, zu denen 
sie normalerweise niemals gekommen wären. 
Insbesondere entfällt in diesem Fall die Mög-
lichkeit des Transfers von Genen auf andere Mi-
kroorganismen. Ein Beispiel dafür wären durch 
gentechnische Eingriffe hergestellte „Eis-Mi-
nus"-Bakterien, wenn sie sich von den als Wild-
typ betrachteten „Eis-Plus"-Bakterien durch 
eine bloße Deletion des Gens für das an der Eis-
kristallbildung beteiligte Protein unterschieden 
und darüber hinaus als solche auch in der Natur 
vorkämen. Deren Freisetzung müßte analog zur 
Freisetzung konventionell veränderter Mikroor-
ganismen bewertet werden. Die Notwendigkeit, 
eventuelle toxikologische Auswirkungen einer 
Deletion zu testen, bleibt dabei unberührt. Im 
Augenblick ist allerdings nicht bekannt, ob das 
natürlicherweise vorkommende „Eis-Minus"-
Bakterium den gentechnisch hergestellten Dele-
tionsmutanten entspricht. Im Gegensatz zu die-
sem Fall wären Pseudomonas-Bakterien, denen 
man das Bt-Toxin aus B. thuringiensis einge-
setzt hat, eine echte Neukonstruktion im Sinne 
der Gentechnologie und müßten daher sicher 
anders behandelt werden als Deletionsmutan-
ten. 

— Schließlich ist immer zu bedenken, welchen „na-
türlichen" Zustand man durch ein eventuelles 
Verbot einer Freisetzung zu schützen versucht. 
Eine Sache ist nicht deshalb schon gut, nur weil 
sie schon immer so gehandhabt wurde. So wäre 
möglicherweise eine Freisetzung in einem von 
Menschenhand unberührten Feuchtbiotop an-
ders zu bewerten als in einem von intensiver 
Landwirtschaft geprägten Bereich, wenn die 
Freisetzung auf diesen Bereich begrenzbar ist. 

Eine Intensivierung von Sicherheitsforschung und 
ökologischer Forschung im Zusammenhang mit der 
gezielten Freisetzung großer Mengen einheitlicher 
Mikroorganismen in die Umwelt wird zu einer ver-
besserten Abschätzung der Folgen für die Umwelt 
und den Menschen führen können, vielleicht auch 
die Wahrscheinlichkeit des Eintretens unerwünsch-
ter Folgen verringern. Es ist aber noch nicht er-
kennbar, daß ein in der Laborforschung erreichter 
Sicherheitsstandard auch hier erreichbar sein wird. 
Die Überlebensfähigkeit gentechnisch veränderter 
Mikroorganismen in der Umwelt, die Übertragung 
neuer Gene in benachbarte Mikroorganismen, so-
wie ihre Ausbreitung ist nicht völlig kontrollierbar, 
allerdings in der Wahrscheinlichkeit ihres Eintre-
tens beeinflußbar. 

Technisch wird Risiko definiert als das Produkt von 
Schadensausmaß und Eintrittswahrscheinlichkeit. 
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Beide Faktoren können nicht pauschal bestimmt 
werden. Es ist daher nicht sinnvoll, die Freisetzung 
von Mikroorganismen rundweg und ohne Aus-
nahme zu verbieten oder sie ohne Einschränkun-
gen und Vorbehalte zuzulassen. 

Empfehlungen 

Die Enquete-Kommission empfiehlt dem Deutschen 
Bundestag, die Bundesregierung aufzufordern, 
durch geeignete Maßnahmen die folgenden Vor-
schläge zu verwirklichen: 

1. Die gezielte Freisetzung von Mikroorganismen, 
in die gentechnisch fremde Gene eingefügt wor-
den sind, ist in den Sicherheits-Richtlinien wei-
terhin zu untersagen. Nach einem Zeitraum von 
5 Jahren muß unter Beteiligung des Bundestages 
entschieden werden, ob neue Erkenntnisse eine 
angemessene Abschätzung möglicher Folgen sol-
cher Experimente ermöglichen und die Aufhe-
bung dieses Verbots rechtfertigen. 

2. Inzwischen muß durch das BMFT ein mittelfri-
stig angelegtes Programm der Sicherheitsfor-
schung durchgeführt werden, um systematisch 
die Grundlagen und Kriterien zu erarbeiten, die 
eine Einschätzung des Risikopotentials gentech-
nisch veränderter Mikroorganismen und ihrer 
Wechselwirkungen mit einem Ökosystem erlau-
ben. Die Erarbeitung eines solchen interdiszipli-
nären Forschungsprogrammes muß transparent 
erfolgen. Die ZKBS, die Wissenschaftsorganisa-
tionen, die wissenschaftliche Öffentlichkeit, die 
Industrie, Gewerkschaften und Umweltschutz-
verbände sind in die Bewertung der Ergebnisse 
einzubeziehen. 

3. Die gezielte Freisetzung großer Mengen identi-
scher, gezielt gezüchteter Mikroorganismen muß 
einem Anmeldungs- und Genehmigungsverfah-
ren unterliegen, das in den Sicherheits-Richtli-
nien festzulegen ist. Die Anmeldungs- und Ge-
nehmigungspflicht gilt für Experimente mit Mi-
kroorganismen, die überhaupt nicht oder nur 
durch klassische Techniken verändert wurden, 
ebenso wie für gentechnisch veränderte Mikroor-
ganismen, bei denen einzelne Gene beseitigt 
wurden. Das soll nicht gelten für eingeführte bio-
technologische Verfahren mit gezüchteten Mi-
kroorganismen im Bereich der Nahrungs- und 
Genußmittelproduktion (z. B. Bierbrauen), der 
Landwirtschaft (z. B. Silierung) und der Kläran-
lagen. 

4. Die Entscheidung über einen Antrag auf Freiset-
zung wird vom Bundesgesundheitsamt auf Emp-
fehlung der ZKBS getroffen. Das Umweltbundes-
amt ist in geeigneter Weise an der Entscheidung 
zu beteiligen. Diesem Genehmigungsverfahren 
werden sowohl experimentelle Freilandtests 
(small scale field tests) wie auch anwendungsbe-
zogene Experimente im Freiland (large scale 
field tests) unterworfen. 

5. Mikroorganismen, die für Mensch und Nutztiere 
pathogen sind oder auf sie wirkende Toxine bil-
den, sind von der gezielten Freisetzung grund-
sätzlich auszuschließen. 

6. Für die Freisetzung sind geeignete Testverfah-
ren vorzusehen, die auch die Prüfung der Patho-
genität und Toxizität für Pflanzen und Tiere er-
möglichen. Der Antragsteller muß eine Risikoab-
schätzung und eine Risikobewertung vorlegen. 
Der Kriterienkatalog muß umfassend und der je-
weiligen Situation angepaßt sein. Die Gewich-
tung der oben angegebenen Kriterien wird dabei 
von Fall zu Fall verschieden sein. Von der ZKBS 
sind Kriterien dafür zu entwickeln, aufgrund 
welcher Voraussetzungen die Tests vom experi-
mentellen Bereich schrittweise ins Freiland hin 
übertragen werden können. 

Nach Ansicht der Kommission sind folgende Kri-
terien für die Risikobewertung besonders zu be-
achten: 

a) Wirksamkeit und Notwendigkeit der Maßnah-
me; 

b) Existenz alternativer Methoden (z. B. chemi-
scher Methoden, Unterstützung des Wachs-
tums am Wirkort vorhandener Mikroorganis-
men mit gewünschter Abbauleistung); 

c) Sicherheit und Umweltverträglichkeit der 
Maßnahme. Hier sollte etwa der Verwendung 
von natürlicherweise vorkommenden Mikro-
organismen, die in einem dem Freisetzungs-
ort vergleichbaren Bereich isoliert wurden, 
Vorrang eingeräumt werden. 

7. Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich da-
für einzusetzen, daß alle Maßnahmen für die ge-
zielte Freisetzung von Mikroorganismen und Vi-
ren grenzüberschreitend (möglichst weltweit) 
harmonisiert und koordiniert werden. Die Bun-
desregierung sollte ihre Bemühungen auf der 
Grundlage der hier unterbreiteten Vorschläge 
verstärken. Weltweit sollten alle Erfahrungen auf 
diesem Gebiet gesammelt, koordiniert und publi-
ziert werden, etwa bei der WHO. 

3.5.4 Pflanzen 

Zur Erzeugung neuer, verbesserter Pflanzenvarian-
ten stehen die verschiedensten Methoden zur Ver-
fügung. Seit Menschengedenken werden pflanzli-
che Gene durch klassische Kreuzung zwischen ver-
wandten Nutzpflanzen ausgetauscht. Seit Anfang 
unseres Jahrhunders versucht man, das Spektrum 
der Gene durch Einkreuzen von Genen aus ver-
wandten Wildpflanzen zu erweitern. Dabei gelingt 
durch wiederholte Rückkreuzungen auch die Ein-
kreuzung einer nur vergleichsweise geringen An-
zahl von Genen (Introgression). Dies führte zu be-
deutenden Erfolgen in der Bekämpfung von Pflan-
zenkrankheiten, zuletzt beispielsweise bei der 
Maisepidemie von 1970 in den USA durch den Pilz 
Helminthosporium maydis, der 15% der Maisernte 
zerstörte. Durch Rückgriff auf Wildsorten kam es 
hier schnell (1-2 Jahre) zu einer Entwicklung resi-
stenter Pflanzen. Die Entwicklung neuer Kreu-
zungsmethoden versucht die Möglichkeiten der Ge-
webekultur von Pflanzenzellen und der Zellfusion 
zu nutzen. Durch Zellfusionen von Pflanzenzellen 
können nicht nur Pflanzen derselben Spezies, son- 
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dern auch sexuell inkompatible Spezies bei an-
schließender Regeneration der Pflanzen gekreuzt 
und dadurch Artenbarrieren übersprungen werden. 
Ein neuartiges Prinzip der Züchtung ist darüber 
hinaus die somaklonale Variation. Danach entste-
hen genetisch leicht veränderte Pflanzen, wenn 
diese aus einzelnen genetisch identischen Protopla-
sten regeneriert werden. 

Angesichts dieser Vielfalt züchterischer Methoden 
fällt es nicht leicht, die gezielte Einführung einzel-
ner Gene durch rekombinante DNA-Techniken re-
gulatorisch anders zu behandeln als die durch an-
dere klassischen Verfahren. Dennoch sei hier auf 
einige Kriterien aufmerksam gemacht, die für die 
Freisetzung gentechnisch veränderter Pflanzen 
wichtig sein könnten. 

a) Toxizität 

Es gibt Beispiele in der Literatur, wonach die Errei-
chung eines besonderen Zuchtziels zu einer Verän-
derung einiger biochemischer Schritte mit be-
stimmten toxischen Konsequenzen führt. Eine Hir-
sesorte, die z. B. für Resistenz gegen Vogelfraß se-
lektioniert wurde, produzierte einen Farbstoff (ein 
Gerbsäurederivat), der zwar die Vögel abschreckte, 
aber auch die Hirse für Nutztiere weniger schmack-
haft machte. Diese und andere Veränderungen wa-
ren wohl nicht voraussehbar und konnten erst nach 
dem Auftreten der toxischen Effekte getestet wer-
den. In einzelnen Fällen, aber wohl nicht immer, 
wird dies bei gentechnisch veränderten Pflanzen in 
Zukunft im voraus möglich sein. Dabei wird weni-
ger die Unterscheidung zwischen dem Gentransfer 
für Produkte, die in Pflanzen ohnehin vorkommen 
und solchen, die niemals auf klassischem Wege in 
die Pflanzen eingeführt werden könnten, Bedeu-
tung haben. Wesentlicher ist vielmehr die Frage — 
unabhängig von der ursprünglichen Herkunft des 
Gens —, ob durch das gentechnisch veränderte 
Genprodukt eine mögliche toxische Wirkung für 
Mensch oder Nutztier zu erwarten ist. Ein weiterer 
Aspekt, der bei der Prüfung für die Freisetzung zu 
berücksichtigen sein wird, um unerwartete Stoff-
wechselschritte und -produkte zu vermeiden, be-
trifft die weitere Funktion des gentechnisch verän-
derten Genprodukts im Stoffwechselgeschehen. Es 
wäre also beispielsweise zu unterscheiden, ob es 
sich um den Transfer von Genen für Strukturpro-
teine oder Enzyme handelt. 

Bei herbzidresistenten Pflanzen wird man selbst-
verständlich die Abbauprodukte des Herbizids ken-
nenlernen und auf ihre Toxizität prüfen müssen. 

b) Vermehrungsfähigkeit und genetische Stabilität 

Pflanzen vermehren sich entweder vegetativ oder 
sexuell. Im letzteren Falle kommt es durch Fusion 
von Pollen mit Samenzellen zur Ausbildung eines 
Keimlings. Pollen wie auch Samen können und 
werden leicht von einem zum anderen Ort auch 
über große Distanzen hinweg transportiert. Samen 
können selbstverständlich überall dort keimen, wo 

sie die geeigneten Voraussetzungen finden. Aller-
dings ist die Keimfähigkeit von Samen bei den ver-
schiedenen Pflanzen extrem unterschiedlich und 
beispielsweise auch von klimatischen Vorausset-
zungen abhängig, so daß die pflanzenspezifische 
z. B. vom Menschen abhängige Keimfähigkeit als 
Indikator für die jeweilige eigenständige Verbrei-
tungsmöglichkeit der Nutzpflanze dienen kann. 

Pollen befruchten ausschließlich Samenzellen iden-
tischer oder nahverwandter Spezies; selbst dies läßt 
sich durch Verwendung steriler Pollen noch verhin-
dern. 

Ein horizontaler Transfer von Genen bei Pflanzen 
durch Viren oder bakterielle Plasmide ist nicht be-
obachtet worden. Allenfalls das Agrobakterien-Sy-
stem wäre hierzu grundsätzlich in der Lage. Es gibt 
jedoch keinerlei Hinweise, daß das pflanzenpatho-
gene Agrobacterium jemals pflanzliche Gene aufge-
nommen und von einer zur anderen Pflanze über-
tragen hätte. Natürlich ist nicht auszuschließen, daß 
so etwas nicht doch einmal stattgefunden hat; in 
jedem Falle scheint dieser Effekt aber keine ent-
scheidende Rolle für die genetische Variabilität von 
Pflanzen zu spielen. Sollte er überhaupt eine Rolle 
spielen, dann ist jedenfalls kein Unterschied zwi-
schen klassisch genetisch und gentechnisch verän-
derten Organismen zu erkennen, so daß prinzipiell 
die gleichen Prüfkriterien anzulegen wären. 

Es bleibt daher die sexuelle Übertragung von Ge-
nen zwischen verwandten Spezies, d. h. z. B. von 
Nutzpflanzen auf verwandte Wildarten. Ein Risiko 
entsteht dabei auch hier nicht durch die Anwen-
dung gentechnischer Methoden an sich, sondern al-
lein durch die Natur des eingeführten Gens. Prakti-
sche Bedeutungen könnten hier als erstes Gene für 
Herbizidresistenzen und Gene zur Verbesserung 
der photosynthetischen Effizienz der Pflanzen er-
langen. Die Effizienz, mit welcher ein solcher 
Transfer stattfindet, hängt von der Kompatibilität 
der beiden Spezies, Nutzpflanze und Wildart, sowie 
von deren geographischer Entfernung ab. Gerade 
der erste Parameter ist oft bekannt oder er läßt sich 
im Gewächshaus durch Experimente bestimmen. 
Von dem zweiten Parameter ist bekannt oder läßt 
sich bestimmen ob eine Nutzpflanze oder die kreu-
zungsverträgliche Wildpflanze in verhältnismäßiger 
Nähe vorkommen. Da unsere Nutzpflanzen fast 
ausschließlich aus anderen Kontinenten stammen, 
finden sich hier ihre Wildformen, bzw. verwandte, 
kreuzungsverträgliche Wildpflanzen sehr selten, so 
daß dieser vertikale Weg der unerwünschten Gen-
übertragung sehr wahrscheinlich geringe Bedeu-
tung haben wird. Dennoch ist er für die verschie-
denen Pflanzen, beispielsweise anhand der Erfah-
rungen, die hierzu in der Landwirtschaft vorliegen, 
zu überprüfen. 

Bei der Prüfung zur Freisetzung gentechnisch ver-
änderter Pflanzen wird zu beachten sein, ob es sich 
um einjährige oder mehrjährige Pflanzen handelt, 
da mehrjährige generell bessere Verbreitungs- und 
Überlebenschancen besitzen. 
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Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, folgende 
Regelungen zu treffen: 

1. Alle Experimente zur Erzeugung und zur Freiset-
zung gentechnisch veränderter Pflanzen müssen 
der ZKBS gemeldet werden. Experimente im Ge-
wächshaus sowie experimentelle Anwendungen 
im Freiland (small and large scale field tests) 
bedürfen der Sicherheitsüberprüfung und Zu-
stimmung der ZKBS. In der Anfangsphase ist 
darauf zu achten, daß die verwendeten Vektoren 
keine Fähigkeit zur autonomen Replikation be-
sitzen; außerdem muß sichergestellt sein, daß die 
neu eingeführten Gene auch wirklich in das Erb-
material der Pflanze integriert sind. 

2. Anwendungen im Freiland setzen eine Genehmi-
gung des Bundesgesundheitsamtes nach Anhö-
rung der ZKBS und im Einvernehmen mit der 
zuständigen Biologischen Bundesanstalt voraus. 

3. Der Genehmigung für die Anwendung im Frei-
land muß eine Risikobewertung des Anwenders 
(z. B. des Züchters) insbesondere hinsichtlich 
Umweltverträglichkeit und Toxizität zugrunde-
liegen. Bezüglich der Toxizität sind die geltenden 
Vorschriften über Pestizide und Insektizide sinn-
gemäß anzuwenden. 

Weiterhin soll die Bundesregierung aufgefordert 
werden, 

4. darauf hinzuwirken, daß alle Maßnahmen zur 
Freisetzung gentechnisch veränderter Pflanzen 
grenzüberschreitend (möglichst weltweit) harmo-
nisiert und koordiniert werden und daß ein welt-
weites Informationssystem zur Freisetzung gen-
technisch veränderter Pflanzen, z. B. bei der 
FAO, geschaffen wird. 

5. im Rahmen der Förderung von Risiko- und Si-
cherheitsforschungen auch Projekte zu initiieren 
bzw. zu fördern, die das Ausmaß der horizontalen 
und vertikalen Genübertragung durch gentech-
nisch veränderte Pflanzen untersuchen. 

3.5.5 Tiere 

Die Probleme der Freisetzung von gentechnisch 
veränderten Tieren sind in einer wesentlichen Hin-
sicht unterschieden von den Problemen der Freiset-
zung gentechnisch veränderter Mikroorganismen 
oder Viren: Fremde Gene, die in tierische Organis-
men eingeführt werden, bleiben grundsätzlich an 
diese gebunden. Man kann davon ausgehen, daß sie 
nicht auf dem Wege des horizontalen Gentransfers 
auf andere Organismen übertragen werden. Sie 
können sich also lediglich durch die Vermehrung 
der Tiere selbst in der Umwelt ausbreiten. Werden 
Viren für die Transformation der Tiere als Vekto-
ren verwendet, so besteht eine theoretische Mög-
lichkeit, daß diese Viren freigesetzt werden können. 
Die Wahrscheinlichkeit ist jedoch verschwindend 
gering. 
Die Gefahren der Freisetzung gentechnisch verän-
derter Tiere liegen daher in erster Linie in den 

möglichen ökologischen Auswirkungen. Diese kön-
nen, wie die bisherigen Erfahrungen mit der Ein-
führung „neuer", aus entfernten Biotopen stammen-
der Tiere gezeigt haben, in Einzelfällen erheblich 
sein und zu tiefgreifenden Veränderungen der Ar-
tenzusammensetzung und der Stabilität bestehen-
der Ökosysteme führen. Eine Freisetzung gentech-
nisch veränderter Tiere ist daher nur zu verantwor-
ten, wenn die Ausbreitung der Tiere kontrollierbar 
bleibt, diese also gleichsam „rückholbar" bleiben. 
Die Rückholbarkeit wird unterschiedlich zu bewer-
ten sein für: 

— kleine Tiere (z. B. Insekten oder Würmer) 

— größere Tiere, wenn sie unabhängig vom Men-
schen leben (z. B. Wildtiere oder Fische) 

— Nutztiere, die in Abhängigkeit vom Menschen 
leben. 

Tiere der ersten Kategorie sind nach einer Freiset-
zung nicht mehr rückholbar und können sich rela-
tiv leicht über weite geographische Räume verbrei-
ten. In dieser Beziehung ähneln sie den Mikroorga-
nismen. Sie sind ferner ebenso wie die Mikroorga-
nismen an den Infektionsketten für Krankheiten 
von Menschen, Tieren und Pflanzen beteiligt. Die 
Freisetzung gentechnisch veränderter vermeh-
rungsfähiger Insekten, Würmer oder entsprechen-
der Kleinlebewesen in die Umwelt ist ein irrever-
sibler Schritt mit nicht vorhersagbaren ökologi-
schen und möglicherweise auch toxikologischen 
Folgewirkungen. Sie ist nach Auffassung der Korn-
mission nicht zu verantworten. Ähnlichen Beden-
ken begegnet allerdings auch die massive Freiset-
zung von nicht gentechnisch veränderten „neuen" 
Insekten, etwa gezüchteten oder aus entfernten 
Biotopen übertragenen Insekten. Unbedenklich un-
ter dem Gesichtspunkt ihrer Rückholbarkeit sind 
dagegen Insekten, die mittels gentechnischer Ein-
griffe vermehrungsunfähig gemacht worden sind. 
Die Freisetzung derartiger Insekten könnte für die 
Schädlingsbekämpfung Bedeutung bekommen. 

Bei größeren Tieren, die vom Menschen unabhän-
gig leben und sich vermehren, ist es vermutlich in 
einigen Fällen möglich, sié „zurückzuholen", wenn 
sich ihre Freisetzung in die Umwelt als schädlich 
herausstellen sollte. Auch sind die möglichen Aus-
wirkungen einer Freisetzung in manchen Fällen 
testbar und vorhersagbar. In anderen Fällen jedoch, 
etwa bei Fischen, wenn sie nicht in abgeschlosse-
nen Wasserbecken leben, oder kleinen Nagetieren, 
dürfte die Situation kaum weniger problematisch 
sein als bei Tieren der ersten Kategorie. Eine Frei-
setzung gentechnisch veränderter Tiere dieser 
Gruppe sollte von einer Risiko-Nutzen-Abwägung 
abhängig gemacht werden und nur zulässig sein, 
wenn der Nutzen im Einzelfall stark überwiegt. Die 
Risiko-Nutzen-Abwägung sollte interdisziplinär er-
folgen und Grundlage für eine Entscheidung der 
ZKBS sein. 

Einer Freisetzung gentechnisch veränderter Nutz-
tiere, die in ihrer Lebensweise vom Menschen ab-
hängig sind, d. h. beispielsweise in geschlossenen 
Räumen leben, steht nichts entgegen. Eine solche 
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Freisetzung wird im wesentlichen darauf hinaus-
laufen, die Tiere in einem kontrollierten Bereich im 
Freien leben zu lassen. Eine unkontrollierte Aus-
breitung dieser Tiere ist nicht zu erwarten. 

Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

1. an den bestehenden Beschränkungen für die 
Freisetzung vermehrungsfähiger, gentechnisch 
veränderter Kleinlebewesen (Insekten, Würmer 
usw.) in den Sicherheits-Richtlinien festzuhal-
ten. 

2. die Freisetzung gentechnisch veränderter größe-
rer Wildtiere, die vom Menschen unabhängig le-
ben, von einer Zustimmung durch die ZKBS ab-
hängig zu machen. Der Entscheidung der ZKBS 
hat eine Risiko-Nutzen-Abwägung durch ein von 
der ZKBS unabhängiges interdisziplinär besetz-
tes Gremium, dem Ökologen, Toxikologen, medi-
zinische Hygieniker und Evolutionsbiologen an-
gehören sollen, vorauszugehen. 
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4. Auswirkungen gentechnischer Verfahren und Produkte auf Arbeitsplätze, 
Qualifikationsanforderungen, Produktionsstruktur und Markt 

— Zusammenfassung der Ergebnisse von zwei im Auftrage der Enquete-Kommission erstellten 
Studien 
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4.1 Problemstellung und Studienvergabe 

Im Bereich der industriellen Produktion wird die 
Gentechnologie als Methode zur Verbesserung der 
praktizierten biotechnologischen Produktionweise 
angesehen. Von ihr wird erwartet, daß sie den Zu-
gang zu neuen Produkten und Herstellungsverfah-
ren eröffnet. Um den Effekt der Gentechnologie auf 
die ökonomische Entwicklung, Arbeitsplatz- und 
Produktionsstruktur einschätzen zu können, muß 
daher die gentechnologische Produktionsweise mit 
ihren Vorläufertechnologien verglichen werden. Da-
bei werden die Unterschiede von Branche zu Bran-
che, von Land zu Land, von Firma zu Firma berück-
sichtigt werden müssen, um voreilige generelle 
Schlußfolgerungen zu vermeiden. 

Zur Durchführung der Aufgabe der Einschätzung 
der ökonomischen Auswirkung der Gentechnologie 
hat die Enquete-Kommission zwei Studienaufträge 
vergeben, von denen der eine sich auf die wenigen 
bisher bekannten konkreten Anwendungsfälle in 
der Bundesrepublik bezieht (Sozialforschungsstelle 
Dortmund) und der andere Bericht (Battelle-Insti-

tut, Frankfurt) auf Tendenzen, die sich in den USA 
abzeichnen, wo eine weit größere Zahl der neu ge-
gründeten und der traditionellen Unternehmen 
eine Vielzahl von Projekten verfolgt und teilweise 
auch schon in die Produktionsphase überführt hat. 

Beide Institute haben — soweit sinnvoll — ihre Fra-
gestellungen aufeinander abgestimmt, um somit 
eine Grundlage für einen integrierten Abschlußbe-
richt zu schaffen. Beide Studien beziehen sich fast 
ausschließlich auf den chemisch-pharmazeutischen 
Bereich, da — wenn überhaupt — nur hier gegen-
wärtig Informationen zu erhalten sind. 

Im folgenden sollen die wichtigsten Ergebnisse der 
Studien als Grundlage für eine Bewertung zusam-
menfassend dargestellt werden. Die Darstellung 
folgt den Größenordnungen der ökonomischen und 
industriellen Organisationen, wie Weltmarkt, Volks-
wirtschaft, Branche, Betrieb, Arbeitsplatz, und ver-
sucht die durch die Gentechnologie auftretenden 
Veränderungen in der biotechnischen Produktion 
zu identifizieren. Der folgende Abschnitt 4.2 ist als 
Vorbemerkung der Zusammenfassung der Studien-
ergebnisse vorangestellt. 
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Tabelle 4-1 

Industrielle Nutzung biotechnischer Verfahren und ihr Weltmarktwert 

Branche Beispiele Weltmarkt 
wert*) 

Lebens- und Genußmittel Backwarenzusätze, Fisch- und Fleischprodukte, Ge-
tränke u. a. Bier, Wein, Lebensmittelzusätze (Antioxi-
dantien, Farb- und Geschmacksstoffe), Vitamine, Stär-
keprodukte, modifizierte Proteine, Gemüsekonservie- 
rung, Krautbereitung u. a 	  220 000 

Pharmaka Antibiotika, Diagnostika (Enzyme, Antikörper), Vakzi-
ne, Steroide, Vitamine, Alkaloide 	  15 000 

Chemische Produkte 
Grundchemikalien/ 
Massenprodukte 

Äthanol, Aceton, 	Butanol, Glukose, 	Fruktosesyrup, 
organ. Säuren, Biopolymere, Waschmittelenzyme 

Feinchemikalien Enzyme, Polysaccharide, Duftstoffe, Aminosäuren 
Anorganische Produkte Metallgewinnung durch Erzlaugung und Anreiche- 

rung (Kupfer, Uran) 	  5 000 

Landwirtschaft Viehfutter, Viehfutterzusätze, Veterinärvakzine, Silie-
rung, Kompostierung, Biopestizide, Bioinsektizide, 
stickstoffixierende Mikroorganismen, Pflanzenverede-
lung, Pflanzenwuchsstoffe   2 000 

Energiestoffe Äthanol, Methan, Biomasse als Ausgangsstoffe 	 1 500 

Quelle: K. Kieslich, GBF 

*) in Millionen US $ 

Zum Größenordnungsvergleich: Im Umweltschutz, der ein Anwendungsf all der Biotechnologie darstellt, werden allein in 
der Bundesrepublik 10-13 Milliarden DM für die Abwasserreinigung aufgewendet. 

4.2 Einschätzung der internationalen 
Entwicklung des Marktes für 
biotechnische Produkte 

Gentechnische Verfahren und Produkte sind ange-
siedelt in verschiedenen Branchen oder Wirt-
schaftszweigen der biotechnologischen Produktion. 
Das wirtschaftliche Potential biotechnischer Ver-
fahren liegt heute noch überwiegend bei der Nah-
rungs- und Genußmittelherstellung. Der Anteil 
neuer Produkte wie Pharmaka und Chemikalien 
wächst aber kontinuierlich. Der Weltmarktwert, in-
klusive semibiotechnischer Verfahren (insbeson-
dere einschließlich Getränkealkoholherstellung), 
wird auf ca. 250 Milliarden US $ geschätzt (Tabelle 
4-1). In einer anderen Zusammenstellung von 
Marktdaten „echter" Biotechnologieprodukte wird 
ein Umsatz von 60 Mrd. DM entsprechend 7,5 % des 
Chemie- und Pharmamarktes von 800 Mrd. DM ge-
nannt 1 ). Dabei erreichen Biotechnologieprodukte 
im Pharma- und Veterinärmarkt sogar über 25 
Marktanteil. Für die Bundesrepublik Deutschland 
gibt Tabelle 4-2 detailliert den Wert ausgewählter 
Produkte des Nicht-Nahrungsmittelbereichs für 
1985 an. 

Die Vorhersagen für das Weltpotential im Jahr 2000 
bei ausschließlicher Betrachtung von Prozessen, die 

1 ) Truscheit, 1986 

im Bioreaktor durchgeführt werden, schwanken 
zwischen 25 und 200 Mrd. US $. 

Tabelle 4-2 

Produktionswert teilweise oder vollständig 
biotechnisch hergestellter Produkte 

Produkte 
Wert in 
Mio. DM 

Human-Pharmazeutika 	 

Öle, Fette, Fettsäuren 	 

Vitamine 	  

Hormone 	  

Drogen und Extrakte 	 

Veterinär-Pharmazeutika 	 

Glykoside und Alkaloide 	 

Desinfektionsmittel 	 

Gelatine 	  

Antibiotika 	  

Sera und Impfstoffe 	 

Pflanzliche Klebstoffe 	 

Enzyme 	  

15 

1 

798 

107 

761 

416 

356 

324 

271 

231 

210 

205 

188 

179 

52 

Quelle: Statistisches Bundesamt, 1986 
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Marktpotentiale für die Gentechnik festzustellen 
oder vorherzusagen ist schwierig, da in den statisti-
schen und wissenschaftlich-technischen Quellen 
und Firmeninformationen häufig keine Unterschei-
dung zwischen konventioneller Biotechnik, Zellkul-
turtechnik und Gentechnik erfolgt, zumal gentech-
nische Methoden zunehmend in alle anderen Berei-
che der Biotechnik übergreifen. 

Ende 1982 wurde Humaninsulin als erstes gentech-
nologisches Produkt vom Pharmakonzern Eli Lilly 
industriell hergestellt und auf den Markt gebracht. 
Inzwischen sind in den USA, Japan und einigen 
Ländern Europas mehrere Produkte auf dem Markt 
wie Interferone, menschliches Wachstumshormon 
und Aminosäuren. Außerdem werden „Monoklonale 
Antikörper" bereits routinemäßig in der Diagnostik 
angewendet. In der Bundesrepublik Deutschland 
befassen sich vor allem nachfolgende Firmen mit 
gentechnologischer Produktentwicklung: 

Bayer AG (Blutgerinnungsfaktoren); Bioferon 
(Gamma-Interferon); Biotest (Lymphokine); Boeh-
ringer, Mannheim (Monoklonale Antikörper); 
Hoechst AG (Insulin, Interferone, Interleukine); 
Boehringer Ingelheim (TPA); BASF AG (TNF). 

Gegenüber den teilweise sehr optimistischen Pro-
gnosen (Biotechnology News hatte 1982 für gen-
technisch hergestellte Produkte für 1985 bereits ei-
nen Marktwert von 3,7 Mrd. $ vorhergesagt) er-
folgte die Markteinführung jedoch deutlich langsa-
mer, auch wenn das Marktpotential weiterhin als 
außerordentlich hoch eingeschätzt wird. Das welt-
weite Engagement der Pharma- und Lebensmittel-
industrie, von Chemie- und finanzstarken Misch-
konzernen und zunehmend auch der Saatgutindu-
strie, nimmt kontinuierlich zu. 

4.3 Entwicklung der Branchenstrukturen 
in ausgewählten Volkwirtschaften: 
USA und Bundesrepublik Deutschland 

4.3.1 Entwicklungstendenzen in den USA 

In den USA zeichnet sich in den letzten Jahren auf-
grund der gentechnologischen Innovationen eine 
branchenübergreifende Strukturveränderung in 
der biotechnischen Produktion ab. Zur schnellen 
Übertragung der Forschungsresultate in den Pro-
duktionssektor wurden in dem Zeitraum von 1976 
bis 1983 mehr als hundert kleine „Neue Biotechno-
logie-Firmen" (NBF) gegründet, davon sechs im 
Jahr 1979, 26 im Jahr 1980, 43 im Jahr 1981, 22 im 
Jahr 1982 und drei im Jahr 1983 2). Daraus kann 
geschlossen werden, daß die Dynamik der Neugrün-
dungen möglicherweise im Abklingen begriffen ist. 
Diese Firmen entwickeln zum Teil in Personal-
union mit universitären Forschungsprojekten bio-
technologische Pilotprojekte auf gentechnischer 
Basis. Ein wichtiger Motor dieser Entwicklung ist 
der in den USA mögliche Finanzierungsmodus mit 

2) U.S. Congress Office of Technology Assessment, 1984, S. 
93 

Hilfe von Risiko-Kapital (venture capital), welches 
im Verlustfall steuergünstig abgeschrieben werden 
kann. Die amerikanischen Großunternehmen der 
Pharma- und chemischen Industrie haben sich teil-
weise an den venture capital-Firmen beteiligt, ha-
ben Kooperationsverträge abgeschlossen und ei-
gene Forschungs- und Entwicklungskapazitäten 
aufgebaut. Nach Expertenmeinung besitzen die tra-
ditionellen Großunternehmen Vorteile durch aus-
reichendes Kapital, große Erfahrung im Aufbau von 
Produktionsverfahren und Beherrschung der Mar-
ketingseite. So wird auch in den USA erwartet, daß 
aufgrund dieser Vorteile der Großunternehmen ein 
großer Teil der neuen Biotechnologie-Firmen durch 
Aufgabe, Fusion oder Aufkauf verschwinden wer-
den. Bei den im Moment für erfolgversprechend ge-
haltenen Pharmaka (Interferonen, Interleukin-2, 
Tissue Plasminogen Activator [TPA]), die sich in 
der klinischen Testphase befinden, werden Großun-
ternehmen die wesentliche Rolle bei Produktion 
und Vermarktung spielen. 

Den neuen Biotechnologie-Firmen werden Oberle-
benschancen eingeräumt, wenn sie 

— auf dem Markt aussichtsreiche Produkte ent-
wickeln, 

— Erfolg in der Lizensierung haben, 

— selbst zur Produktion übergehen können, 

— ein markterfolgsorientiertes Management eta-
blieren. 

In der Pharmabranche war das erste gentechnolo-
gisch hergestellte und für den Markt zugelassene 
Produkt Humaninsulin (E-Lilly 1983). Ein weiteres 
zugelassenes Produkt ist das menschliche Wachs-
tumshormon. Besonderes Interesse gilt der Ent-
wicklung und klinischen Testung von Interferonen, 
Interleukinen, TPA, Faktor VIII, körpereigenen 
Wirkstoffen, sowie Impfstoffen und Diagnostika. 

In der Pflanzenproduktion liegen die vorrangigen 
Entwicklungsziele in der Verbesserung der Erträge, 
in der Qualitätsverbesserung der Produkte, in der 
Erhöhung der Klimaresistenz sowie der Erzeugung 
von Herbizidresistenzen bei Nutzpflanzen. Viele 
Saatgutlieferanten sind inzwischen von Großunter-
nehmen aufgekauft worden, die Interessen in die-
sem Bereich haben und teilweise Kombinationen 
von Herbiziden und Saatgut entwickeln. 

In der Tierproduktion wird die nächste Zukunft 
gentechnologischer Produkte vor allem bei Wachs-
tumspromotoren (z. B. Rinderwachstumshormon) 
als auch in tierischen Gesundheitsprodukten wie 
Tierimpfstoffen und Diagnostika gesehen 3). 

4.3.2 Entwicklungstendenzen in der 
Bundesrepublik Deutschland 

Die Dynamik der Neugründung von neuen Biotech

-

nologie-Firmen in der Bundesrepublik Deutschland 

3) Zu den Marktanteilen und Entwicklungstendenzen ein-
zelner Branchen und Produktklassen vgl. Congress Of-
fice of Technology Assessment, 1984, Teil 

3 
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ist mit der Entwicklung in den USA nicht vergleich-
bar: Seit 1981 ist es zu etwa 20 Neugründungen von 
Kleinunternehmen gekommen. Auch die Großun-
ternehmen der Chemie- und Pharmabranche haben 
im Vergleich zu den Vereinigten Staaten relativ 
spät angefangen, eigene Forschungs- und Entwick-
lungskapazitäten in der Biotechnologie und Gen-
technologie aufzubauen. Es wird von einem späten 
Start der deutschen Industrie gesprochen 4). Ein 
Grund für das zögernde Entstehen dieser 
neuen Firmen wird im Fehlen von Wagnis-Finan-
zierungsgesellschaften in der Bundesrepublik 
Deutschland gesehen. Um neue Finanzierungswege 
für die Gründung neuer Firmen zu eröffnen, haben 
1975 29 deutsche Banken eine Wagnis-Finanzie-
rungsgesellschaft gegründet und mit einem Kapital 
von 60 Mio. DM ausgestattet, welches allerdings zu 
75 % vom Forschungsministerium (BMFT) gesi-
chert wurde. Im Rahmen des Programms der Bun-
desregierung „Angewandte Biologie und Biotechno-
logie" 5) ist eine 80%ige Risikobeteiligung des BMFT 
bei „Technologie-orientierten Unternehmensgrün-
dungen (TOU)" in der biotechnologischen Produk-
tion vorgesehen. Bisher wurden zwei kleine neue 
Biotechnologie-Firmen mit gentechnologischer Ziel-
setzung unterstützt. 

Bundes- und Länderregierung fördern durch Be-
reitstellung von finanziellen Mitteln, Infrastruktu-
ren und Vermittlung von Verbundprojekten zwi-
schen Universitäten, Forschungsinstituten und In-
dustrie die Gründung neuer biotechnologischer Un-
ternehmen sowie den Aufbau bzw. Ausbau von bio-
technologischen Entwicklungs- und Produktions-
stätten in bestehenden Unternehmen. Die großen 
deutschen Chemie- und Pharmaunternehmen sind 
seit einigen Jahren dazu übergegangen, eigene gen-
technologische Forschungs- und Entwicklungskapa-
zitäten aufzubauen. Einige dieser Unternehmen, 
z. B. Hoechst und BASF, haben mit ausländischen 
und inländischen neuen Biotechnologie-Firmen Zu-
sammenarbeitsvereinbarungen für Forschung, Ent-
wicklung und Vermarktung gentechnischer Verfah-
ren und Produkte abgeschlossen. 

Eine Umfrage der Kommission Ende 1984 ergab, 
daß in der Bundesrepublik Deutschland etwa 30 
Firmen an gentechnischen Verfahren und Produk-
ten arbeiten. Sie beschäftigten damals über 500 Mit-
arbeiter mit gentechnologischen Arbeiten. 

4.4 Auswirkungen auf Produktionsstruktur 
und -prozeß 

4.4.1 Einschätzung der amerikanischen 
Produktion 

Unter Produktionsstruktur kann das jeweilige Teil-
system von Rohstoffen, Materialien, Vorprodukten, 
ihre Verarbeitung in verschiedenen Stufen unter 

4) von Eichborn, 1985, S. 23 
5) BT-Drucksache 10/3724, 14. August 1985  

Einsatz von Energie, Maschinen, Apparaturen, Ar-
beitskräften bis zur Entstehung der Endprodukte 
und ihrer Distribution auf die Märkte verstanden 
werden. 

Die Festlegung auf ein bestimmtes Produktpro-
gramm bedeutet zugleich eine Vorentscheidung 
über die Produktionsstruktur. Dabei unterscheidet 
sich die Ausgangssituation für alteingesessene 
Großunternehmen und neue Biotechnologie-Firmen 
wesentlich. Während die großen Unternehmen auf-
grund langer Erfahrung Marketing-Vorteile besit-
zen, besteht bei den neuen Biotechnologie-Firmen 
die Gefahr von Marktunsicherheiten vor allen Din-
gen dann, wenn sie sich nicht auf bestimmte Markt-
segmente spezialisieren. Für die Zukunft wird da-
her eine klare Produkt- und Prozeßzielsetzung bei 
den neuen Biotechnologie-Firmen erwartet. Die Be-
reinigung des Produktprogramms würde ihnen die 
Chance geben, sich auf spezielle Märkte zu konzen-
trieren und damit die Wahrscheinlichkeit, daß sie 
den Übergang zur Produktion und Vermarktung 
schaffen, erhöhen. 

Demgegenüber werden Großunternehmen aus der 
chemischen Industrie auch in Zukunft die ganze 
Breite der Technik und Märkte mit Aktivitäten in 
ihren entsprechenden Abteilungen abdecken. Die 
Verbreiterung des Produktprogramms durch gen-
technologische Produkte in allen möglichen Spar-
ten wird die Ausgangsposition dieser Unternehmen 
im Wettbewerb mit den neuen Biotechnologie-Fir-
men und ausländischen Firmen aufgrund ihrer Ka-
pitalstärke und Vermarktungsqualitäten nicht ver-
schlechtern, sondern eher verbessern. 

Für den Produktionsprozeß wird durch die Auswahl 
der gentechnischen Vektor-Wirt-Systeme eine wich-
tige Vorentscheidung getroffen. Sie bedingen recht 
unterschiedliche Anforderungen an die notwendige 
Meß-, Steuer- und Regeltechnik sowie an die Aus-
wahl geeigneter Trenn- und Reinigungsverfahren. 
In den meisten Fällen der biotechnischen Produk-
tion können gentechnische Verfahren neben und 
zusammen mit den herkömmlichen Verfahren ein-
gesetzt werden; sie werden die herkömmlichen Ver-
fahren auf absehbare Zeit nicht vollständig erset-
zen. In den meisten Anwendungsbereichen von gen-
technischer und biotechnischer Produktion ist ihre 
Integration in herkömmlichen Verfahren zu erwar-
ten. 

Die Aufnahme biotechnischer Produktionsverfah-
ren stellt besondere Anforderungen an die Reaktor-
technik, Meß- und Regeltechnik sowie Aufarbei-
tungs- und Reinigungstechniken. Die Optimierung 
des Fermentationsprozesses erfolgt im allgemeinen 
in Pilotanlagen der Chemie- bzw. neuen Biotechno-
logie-Firmen. Generell wird eine höhere Automati-
sierung über die Meß- und Regeltechnik in Verbin-
dung mit Computersteuerung erwartet. 

Die Auswirkungen auf den Kosten- und Investi-
tionsbedarf werden im Bereich der pharmazeuti-
schen Industrie so eingeschätzt, daß sie im wesent-
lichen gleich hoch sind wie bei anderen Produkti-
onsverfahren. Angesichts der Hochwertigkeit der 
hergestellten Produkte wird diese Investitionshöhe 
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als sehr günstig angesehen. Ein zusätzlicher Bedarf 
an höherqualifiziertem und damit auch besser be-
zahltem Personal wird in der Anfangsphase gege-
ben sein, so daß der Personalkostenanteil insge-
samt anwachsen dürfte (bei gleichbleibender Be-
schäftigtenzahl) oder nur durch Reduzierung der 
Beschäftigtenzahl auf derselben Höhe gehalten 
werden könnte. 

4.4.2 Zusammenfassung der Ergebnisse der 
Fallstudien in der Bundesrepublik 
Deutschland 

Die Veränderung der Produktionsstruktur durch 
die industrielle Nutzung der Gentechnik in der Hu-
maninsulinproduktion und in der Interferonproduk-
tion wird unter vier verschiedenen Aspekten darge-
stellt: 

— der verfahrenstechnischen Struktur 

— der Automatisierungstechnik 

— der Sicherheitstechnik 

— der betriebsorganisatorischen Struktur. 

Die Umstellung der Produktion auf gentechnische 
und fermentationstechnische Verfahren zur Her-
stellung von Humaninsulin findet in einem Großun-
ternehmen der chemischen Industrie statt, der 
Firma Hoechst, während verschiedene Verfahren 
der Interferonproduktion in der Firma Bioferon in 
Laupheim durchgeführt werden, welche eher der 
Gruppe der neuen Biotechnologie-Firmen zugerech-
net werden kann. 

Veränderungen des Produktionsprozesses und der 
Verfahrenstechnik 

Bei der Insulinproduktion können drei Produkti-
onssysteme miteinander verglichen werden: 

— die Herstellung von Humaninsulin nach dem 
Extraktionsverfahren; 

— die Herstellung von Humaninsulin auf gen- und 
fermentationstechnischer Grundlage in der Pi-
lotanlage; 

— die geplante Herstellung von Humaninsulin auf 
gen- und fermentationstechnischer Grundlage 
in der Großanlage. 

Bei der Aufnahme der Produktion von Humaninsu-
lin durch gentechnisch veränderte Mikroorganis-
men wird die Insulinproduktion gleichzeitig auf die 
Fermentationstechnik umgestellt. Es muß also ver-
sucht werden, die Effekte, die durch Anwendung 
der Fermentationstechnik „an sich" ausgelöst wer-
den, von denen zu unterscheiden, die durch die 
kombinierte Anwendung von Gentechnik und Fer-
mentationstechnik entstehen. In einer vergleichen-
den Betrachtung zeigt sich, daß die Komplexität — 
verstanden als Anzahl der Stufen und Einheiten 
und der Koppelung zwischen ihnen — der Produk-
tionssysteme sowie die Zahl der Verfahrenszwi-
schenschritte beim Übergang vom Extraktionsver-

fahren zur Großfermentation wächst. Die kombi-
nierte Anwendung von Gen- und Fermentations-
technik führt zu einer nochmaligen Verfahrensdif-
ferenzierung, wenn man in Rechnung stellt, daß die 
die Insulinvorstufe produzierenden Bakterien we-
gen der Kurzzeitigkeit des Prozesses und einem 
vergleichsweise sehr hohen Energie- und Stoffum-
satz den Einsatz von Hochleistungsfermentern er-
forderlich machen. Auch die Reinigungsverfahren 
werden komplizierter. 

In der Interferonproduktion bei Bioferon werden 
zwei Methoden eingesetzt: 

— Zur Herstellung von Beta-Interferon wird die 
bisherige Zellkulturtechnik durch die Fermenta-
tionstechnik ersetzt. Gleichzeitig werden gen-
technisch veränderte Säugerzellkulturen ver-
wendet. 

— Die Herstellung von Gamma-Interferon erfolgt 
mit Hilfe gentechnisch veränderter Bakterien 
im Fermenter. 

Auch wenn die traditionelle Zellkulturtechnik mit 
einem hohen manuellen Arbeitsaufwand mit vielen 
Zwischenschritten verbunden ist, bedeutet der 
Übergang zur Fermentationstechnik bei Säugerzel-
len einen Zuwachs an Meß- und Regelanforderun-
gen. 

Automatisierung des Produktionssystems 

Die Entwicklung der Automatisierungstechnik 
(meist als Meß-, Steuer- und Regel-Technik [MSR-
Technik] bezeichnet) geht dahin, immer mehr Pro-
zeßparameter meßtechnisch zu erfassen, zu regeln 
und zu steuern. Der Erleichterung der Prozeßüber-
wachung und -führung dient die Zusammenfassung 
der MSR-Technik in zentralen Leitwarten. Seit 
Ende der 70er Jahre stehen preisgünstige und lei-
stungsfähige Systeme auf Basis des Mikroprozes-
sors zur Verfügung, wie z. B. Speicherprogrammier-
bare Steuerungen (SPS) und Mikrorechner, die bei 
größeren Anlagen als Elemente von verteilt oder 
hierarchisch aufgebauten Prozeßleitsystemen ein-
gesetzt werden können. Die Pilotanlage der Firma 
Hoechst weist eine automatisierungstechnische 
Struktur auf, die für viele neuere Fermentationsbe-
triebe typisch ist: 

— Alle An- und Abfahrvorgänge wie auch das 
Einstellen neuer Prozeßzustände erfolgen durch 
den Operator von der Leitwarte aus. 

— Der Prozeß wird dann nach den vorgegebenen 
Parametern elektronisch geregelt. 

— Ein redundantes Prozeßrechnersystem dient der 
Prozeßdatenerfassung und -darstellung sowie 
dem Aufzeigen von Störfällen. 

Insgesamt kann hier von einer Teilautomatisierung 
gesprochen werden. Für die Großanlage bei 
Hoechst ist ein signifikant höheres Automatisie-
rungsniveau eingeplant. Hier soll nach der Inbe-
triebnahme schrittweise ein Zustand erreicht wer-
den, den man als weitgehende Vollautomatisierung 
bezeichnen kann. Die Ablaufsteuerung der Fermen- 
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tation soll von einer Speicherprogrammierbaren 
Steuerung (SPS) übernommen werden, die selbst 
von einem ProzeBleitsystem überwacht und gesteu-
ert wird. 

Die von „Bioferon" installierte Verbindung von 
„mittlerer Automatisierungstechnik" und ProzeBre-
chentechnik demonstriert die Möglichkeit, auch dis-
kontinuierliche Prozesse mit so empfindlichen Pro-
duzenten wie Säugerzellen im Rahmen eines Pro-
zeßleitsystems zu führen. Die Produktionsstätte, die 
einen biologischen Sicherheitsbereich bildet, muß 
nur noch in Sonderfällen betreten werden, die 
Überwachung und Modifizierung des Prozesses 
kann von der getrennten Leitwarte aus geschehen. 
Für die im Aufbau befindliche Gamma-Interferon-
Produktion bestehen analoge Automatisierungszie-
le. Ihre Realisierung wird in der Produktion zu ei-
ner deutlichen Reduzierung manueller Tätigkeiten 
führen. 

Veränderung im Bereich der Sicherheitstechnik 

In der Insulinproduktion gelten für das Extrak-
tionsverfahren sowie für den Fermentationsprozeß 
seit längerer Zeit die GMP-Richtlinien („Good ma-
nufacturing practices"), die durch die Betriebsver-
ordnung für pharmazeutische Unternehmer 1985 
geltendes deutsches Recht wurden. Bei der gentech-
nischen Herstellung von Humaninsulin wurde für 
die Fermentation in der Pilotanlage ein biologi-
scher Sicherheitsbereich entsprechend der Klassifi-
kation L 2/B 1 gemäß der 4. Fassung der Sicher-
heitsrichtlinien eingerichtet. Durch weitgehende 
Entkoppelung von menschlicher und maschineller 
Arbeit kann die potentielle Kontaminierungs- und 
Infektionsgefahr für den Menschen reduziert wer-
den. Insofern würden erhöhte Sicherheitsanforde-
rungen als Verstärkungsmoment für den Einsatz 
der Automatisierungstechnik in Produktion und La-
bor wirken. 

Veränderungen in der betriebsorganisatorischen 
Struktur 

Die betriebliche Aufbauorganisation bei dem Ex-
traktionsverfahren der Insulingewinnung zeichnet 
sich durch Trennung der Betriebs- und Verantwor-
tungsbereiche Produktion und Labor sowie durch 
eine Doppelbesetzung der mittleren Führungs-
ebene im Betrieb aus. Hier bestehen zwei Positio-
nen, die des Meisters und des Betriebstechnikers, 
nebeneinander. Die aus dem Zuwachs von verfah-
rens- und sicherheitstechnischen Anforderungen 
eingeführte Fachkompetenz wird in der geplanten 
Aufbauorganisation für die Großfermentation in 
Gestalt eines Chemieingenieurs an die obere be-
triebliche Führungsebene und in der des Schicht-
technikers an die untere betriebliche Führungs-
ebene ,,angelagert". Insgesamt läßt sich hier eine 
Tendenz zur Differenzierung betrieblicher Funktio-
nen auf der mittleren Führungsebene beobachten. 
Eine vergleichbare Tendenz ist auch in der Interfe-
ronproduktion beim Übergang zum Arbeiten mit 
gentechnisch veränderten Säugerzellen in der Fer-
mentationstechnik sowie bei Einführung der bakte-
riellen Fermentationsanlagen zur Produktion von 
Gamma-Interferon festzustellen. 

4.5 Auswirkungen auf die 
Qualifikationsanforderungen 

4.5.1 Einschätzung in den USA 

Gegenüber der herkömmlichen pharmazeutischen 
Herstellung auf chemischem Wege wird bei biotech-
nologischen Produktionsverfahren mit lebendigen 
Organismen gearbeitet, deren optimale Lebensbe-
dingungen streng eingehalten werden müssen. Die 
zunehmende Komplexität des Produktionsprozes-
ses, Überwachung und Kontrolle der Fermentation 
unter sterilen Bedingungen, Aufarbeitung, Quali-
tätskontrolle und Einhaltung bestimmter Sicher-
heitsauflagen (GMP, Richtlinien) führen zu einer 
Erhöhung der Qualifikationsanforderungen. Wenn 
generelle Regelungen für die Fermentationstechnik 
und ein koordiniertes Vorgehen der Aufsichtsbe-
hörden durchgesetzt werden, würden diese auch 
über den Bereich der pharmazeutischen Industrie 
hinaus gelten. Dies hätte Einfluß auf formale Quali-
fikationserfordernisse der dort Beschäftigten, d. h., 
daß eine entsprechende Höherqualifikation durch 
die chemischen Unternehmen nachgewiesen wer-
den müßte. 

In der Pflanzenproduktion führt die teilweise Ablö-
sung der traditionellen Pflanzenzucht mit Ver-
suchsanbau durch Zellkulturtechniken und Ge-
wächshausexperimenten zur Änderung oder Erhö-
hung der Qualifikationsanforderungen. Es werden 
auf Botanik spezialisierte Molekulargenetiker be-
nötigt. Auf der mittleren technischen Ebene fallen 
stärker biologisch-technische Labortätigkeiten an, 
während der Bereich der einfachen Tätigkeiten, der 
für den Versuchsanbau noch stärker vertreten war, 
eher zurückgehen dürfte. 

Die Unternehmen sehen es als ihre Aufgaben an, 
die Aus- und Weiterbildung auf der Ebene einfacher 
Tätigkeiten selbst vorzunehmen und sie ab der 
Ebene von Labortätigkeiten zumindest durch Zu-
schüsse oder gemeinsame Ausbildungsprogramme 
mit Colleges und Universitäten zu unterstützen. In 
vielen Fällen gibt es eine Zusammenarbeit zwi-
schen Firmen und Colleges über das Angebot und 
die inhaltliche Ausgestaltung der Kurse. 

4.5.2 Einschätzung in der Bundesrepublik 

Mit zunehmender Durchdringung der Produktions-
systeme mit Fermentations- und Gentechnik steigt 
das allgemeine Anforderungsniveau und der Anteil 
von in Forschung und Entwicklung Beschäftigten. 
Dies zeigt sich auch in der betriebsorganisatori-
schen Struktur, wo beispielsweise beim Übergang 
zur Großfermentation von Insulin die Funktion des 
Betriebstechnikers durch die beiden neuen Funk-
tionen des Chemieingenieurs und des Sicherheits-
technikers ersetzt werden soll. 

Bei Bioferon setzen sich die heute knapp 60 Mitar-
beiter zu etwa 25% aus Akademikern und Fach-
hochschulabsolventen, zu 46 % aus Technikern — 
technischen Assistenten/innen, Laboranten und 
Verwaltungsfachkräften sowie 29% aus andern 
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Kräften in der Produktion und andern betrieblichen 
Einrichtungen zusammen. Dieser erstaunlich hohe 
Anteil an besonders qualifiziertem Personal ist 
auch ein Resultat der Bedeutung, die die For-
schungs- und Entwicklungsaufgaben für die Firma 
haben. 

Die Umstellung auf biotechnologische Produktion 
unter Einsatz gentechnischer Verfahren führt zu ei-
ner Reduktion des Umfangs an einfacheren und 
manuellen Tätigkeiten. Bedeutend ist die Zunahme 
der Positionen, die einen mittleren (Techniker-
Fachschule, Fachhochschule) und hohen (naturwis-
senschaftliches, Technik- und Informatikstudium) 
Ausbildungsabschluß als formelle Qualifikations-
voraussetzung erforderlich machen. In diesen Be-
reichen wächst die Zahl an spezialisierten Bioche-
mikern, Molekularbiologen, Verfahrenstechnikern, 
Informatikern usw. 

4.6 Auswirkungen auf den quantitativen 
Parameter des Arbeitskräftebedarfs 

4.6.1 Einschätzung in den USA 

Für die chemische Industrie werden die Auswirkun-
gen der Einführung von gen- und biotechnischen 
Verfahren auf die Beschäftigungsentwicklung als 
unerheblich angesehen. Es wird von einem Andau-
ern des hohen Rationalisierungstempos in dieser 
Branche ausgegangen. Durch Umsatzsteigerung 
kann die Zahl der Arbeitsplätze erhalten werden. 

Für die pharmazeutische Industrie ergibt sich ein 
gewisses Maß an Veränderung, wenn mit einem An-
teil von 5 bis 10 % an dem Umsatz dieser Industrie 
für gen- und biotechnologische Produkte gerechnet 
wird. Davon könnten bis 1990 etwa 10 000 bis 20 000 
Arbeitsplätze in der pharmazeutischen Industrie 
der USA betroffen sein. In den neuen Biotechnolo-
gie-Firmen sind bisher ca. 10 000 neue Arbeitsplätze 
entstanden. 

4.6.2 Einschätzung für die Bundesrepublik 

Mit der Inbetriebnahme der Großanlage für gen-
technisch hergestelltes Humaninsulin ist zunächst 
ein personeller Zusatzbedarf von 30 bis 40 % zu 
erwarten, da auch die Insulinproduktion nach dem 
alten Verfahren weiterlaufen wird. Es ist allerdings 
noch offen, ob nach Erfolg der Inbetriebnahme der 
Großanlage und Stillegung der Insulinproduktion 
nach den alten Verfahren der bis dahin gewachsene 
Personalbestand gehalten oder soweit wieder redu-
ziert werden kann, daß entsprechend den betriebli-
chen Planungszielen „personelle Kostenneutralität" 
erreicht wird. Die längerfristige Personalentwick-
lung wird nicht nur vom Humaninsulinmarkt ab-
hängen, sondern auch von den mit der Großanlage 
prinzipiell 'gegebenen Möglichkeiten, neue Phar-
maka auf gentechnischer Basis herzustellen und zu 
vermarkten. Eine Prognose ist hier zur Zeit noch 
nicht möglich. 

Betrachtet man die Beschäftigungsentwicklung dif-
ferenziert nach den verschiedenen Beschäftigungs-
gruppen, dann zeigt sich im Vergleich zum derzeiti-
gen Beschäftigungs-Ist-Zustand: 

— ein Bilanzverlust bei Un- und Angelernten; 

— ein Bilanzgewinn bei Angestellten, bei Fachar-
beitern (z. B. Chemiefacharbeitern) und Auszu-
bildenden; 

— keine quantitative Veränderung bei den leiten-
den Angestellten. 

Bei Bioferon hat sich der heutige Personalbestand 
in den letzten vier Jahren verdoppelt und soll bei 
Realisierung der Entwicklungs- und Produktions-
ziele von Bioferon in den nächsten 3 bis 5 Jahren 
weiter anwachsen. Der mit der Gentechnik verbun-
dene Rationalisierungseffekt wirkt sich hier be-
schäftigungssteigernd aus, da für die Umrüstung 
auf neue Produktionen sowie für die Forschung und 
Entwicklung verstärkt qualifiziertes Personal ein-
gestellt wird. 

In der Pflanzenzuchtbranche werden vermehrt qua-
lifizierte Arbeitnehmer benötigt, verbunden mit ei-
nem Rückgang der Arbeitskräfte in der traditionel-
len Züchtung. Der Anteil an wissenschaftlich ausge-
bildetem Personal wird zunehmen. Eine durch die 
Gentechnik geförderte Konzentration der Zuchtbe-
triebe könnte kleinere und mittlere Zuchtbetriebe 
vom Markt drängen und zu negativen Beschäfti-
gungseffekten führen. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß 
sich der mit der Gentechnik verbundene Rationali-
sierungseffekt zunächst und auf mittlere Sicht 
nicht in Form eines Beschäftigungsabbaus, sondern 
eher beschäftigungssteigernd auswirkt. Eine Re-
duktion des Personals bzw. dessen Rückführung 
auf den Ausgangszustand ist dann nicht zu erwar-
ten, wenn durch den Einsatz gentechnischer Ver-
fahren die Absatzmengen gesteigert werden kön-
nen und das Produktionsprogramm ausgeweitet 
wird. 

4.7 Bewertung 

Für die Folgen einer Einführung gentechnischer 
Verfahren in verschiedenen Bereichen der Indu-
strie auf Produktionsstruktur, Qualifikationsanfor-
derungen und Arbeitsplätze lassen sich bisher nur 
grobe Anhaltspunkte erkennen. Die großtechnische 
Produktion mit gentechnisch veränderten Mikroor-
ganismen im Bereich der pharmazeutischen Indu-
strie befindet sich in der Bundesrepublik Deutsch-
land derzeit erst bei wenigen Firmen im Aufbau. 
Auch die Entwicklung in den USA und in Japan ist 
nicht so weit fortgeschritten, daß daraus detaillier-
ter die in der Bundesrepublik Deutschland zu er-
wartende Entwicklung abgeschätzt werden könnte. 
Über die Auswirkungen einer künftigen Nutzung 
der Gentechnologie in anderen Sektoren der Volks-
wirtschaft lassen sich heute nur Vermutungen an-
stellen. 

 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6775 

Die Kommission stellt fest, daß in der pharmazeuti-
schen Industrie die Gentechnologie zunächst im 
wesentlichen die vorhandenen biotechnische Ver-
fahren optimieren und damit einen Innovations-
schub innerhalb schon vorhandener Produktionsbe-
reiche auslösen wird. In einem relativ schmalen 
Segment kommt es zur Gründung hochinnovativer 
kleiner Firmen, die sich auf die Entwicklung, in 
einigen Fällen auch auf die Produktion hochwerti-
ger Diagnostika und Pharmazeutika spezialisieren 
werden. 

Bei der Einführung der Gentechnik in den Produk-
tionsprozeß im Bereich der pharmazeutisch-chemi-
schen Industrie wird es zunächst und auf mittlere 
Sicht trotz vorhandener Automatisierungsbestre-
bungen nicht zu einem Beschäftigungsabbau, son-
dern zu einer Beschäftigungssteigerung kommen. 
Dies erklärt sich aus der Allmählichkeit des Über-
gangs von der „alten" zur „neuen" Produktion (Ko-
existenz für eine gewisse Zeit), wie auch aus neuen 
Arbeitsfunktionen und -stellen in der Forschung 
und Entwicklung, in der Meß-, Steuer- und Regel-
technik, im Anlagenbau und in der Instandhaltung. 

Eine Reduktion des zunächst erhöhten Personalbe-
darfs bzw. eine Rückführung auf den Ausgangszu-
stand am Ende dieses Überführungsprozesses ist 
nur dann nicht zu erwarten, wenn durch die Eta-
blierung gentechnischer Produktionsweisen die Ab-
satzmengen gesteigert werden können, und es zu 
einer Ausweitung des Produktionsprogramms 
kommt. Ein verstärkter Bedarf an qualifizierten 
Fachkräften in den Bereichen Forschung und Ent-
wicklung, Prozeßsteuerung und Qualitätskontrolle 
wird erwartet. Der Umfang des Beschäftigungsef-
fekts durch den Einsatz von Gentechnologie ist 
aber selbst im Bereich der chemischen Industrie 
sehr schwer abzuschätzen. 

Dieser Übergang von der „alten" zur „neuen" Pro-
duktion ist dann mit einer Änderung der Qualifika-
tionsanforderungen verbunden, wenn ein Übergang 
von einer chemischen zu einer biotechnologischen 
Produktionsweise erfolgt. 

Gleichzeitig stellt die Einführung der Gentechnik in 
den Produktionsprozeß erhöhte Anforderungen an 
den sicheren Umgang mit biologischem Material. 
Es wird geschätzt, daß bis zum Jahre 1990 etwa 
10 000-20 000 Arbeitsplätze in der U. S.-Pharmain-
dustrie von einem solchen Qualifikationswandel be-
troffen sein könnten. Durch diesen Umstrukturie-
rungsprozeß ergeben sich neue Aufgaben für Be-
rufsausbildung, Weiterbildung und Umschulung in 
diesem Sektor. 

Unmittelbare strukturelle Effekte der Gentechnolo-
gie in verschiedenen Sektoren der Volkswirtschaft 
sind jedoch nicht nur von Betriebs-, Markt- und 
Branchenbedingungen abhängig, sondern werden 
auch durch politische und rechtliche Rahmenbedin-
gungen überlagert. Veränderungen in den ange- 

sprochenen Bereichen sind daher auch bei der Gen-
technologie nicht das zwangsläufige, unbeeinfluß-
bare Resultat einer neuen Technik, sondern oft das 
Ergebnis vielfältiger und vielstufiger Prozesse, die 
heute nicht vollständig und abschließend analysier

-

bar oder prognostizierbar sind. 

Die Förderung der Gentechnologie kann nicht auf 
einen kurzfristig eintretenden nennenswerten Ef-
fekt für den Arbeitsmarkt abzielen. Mittel- und län-
gerfristig kann es mehr oder weniger starke unmit-
telbare und mittelbare Auswirkungen auf den Ar-
beitsmarkt geben, etwa im Bereich der chemisch-
pharmazeutischen Industrie, der Landwirtschaft 
und der Nahrungsmittelindustrie. Daher gilt es, die 
Folgen rechtzeitig abzuschätzen, um dort politisch 
handeln zu können, wo ein verstärkter Bedarf an 
neuen Qualifikationen entsteht oder Arbeitsmarkt-
veränderungen im großen Umfang anstehen. 

4.8 Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

die weitere Förderung der industriellen Nutzung 
der Gentechnologie in verschiedenen Bereichen 
der Volkswirtschaft mit begleitenden Untersu-
chungen über die Folgen für Produktionsstruk-
tur, Qualifikationsanforderungen und Arbeits-
plätze zu verbinden. 

— zu prüfen, inwieweit die industrielle Nutzung 
der Gentechnologie neue Qualifikationen der 
Beschäftigten erfordert. 

zu prüfen, inwieweit dem Qualifikationswandel 
durch Möglichkeiten der Fortbildung und Um-
schulung Rechnung getragen werden kann und 
inwieweit dies bei der Festlegung neuer Ausbil-
dungsinhalte *) und der Ausbildungsordnungen 
berücksichtigt werden muß. 

4.9 Literatur 

von Eichborn, J. F.: Der wirtschaftliche Nutzen der Bio-
technologie, in: Hans-Böckler- Stiftung (Hrsg.): Biotechno-
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Die Länder der Dritten Welt weisen nicht nur im 
Verhältnis zu den Industriestaaten, sondern auch 
untereinander erhebliche Unterschiede auf. Ein üb-
licher, wenn auch nur bedingt aussagekräftiger In-
dikator dieser Unterschiede ist die Höhe des Brut-
tosozialprodukts pro Einwohner 1 ). Eine genaue 
Analyse der Entwicklung der Länder der Dritten 
Welt muß die jeweiligen geographischen und klima-
tischen, sozioökonomischen, kulturellen und politi-
schen Bedingungen in Rechnung stellen 2). Das gilt 
auch für jede Aussage über die mögliche Bedeutung 
gentechnologischer Forschung und Entwicklung für 
die Dritte Welt. Eine Untersuchung auf einer Land-
für-Land-Basis würde jedoch den Rahmen dieses 
Berichts sprengen. Daher sollen im folgenden nur 
einige grundsätzliche Aspekte erläutert werden. Be-
handelt werden zunächst die Bedingungen für die 
Durchführung gentechnologischer Forschung und 
Entwicklung und daran anschließend einige der 
Auswirkungen auf die Entwicklung der Länder der 
Dritten Welt. 

1) Die Weltbank teilt sie ein in Länder, deren Bruttosozi-
alprodukt (BSP) 1984 weniger als 400 US $/Einwohner 
betrug, und Länder, deren BSP 1984 400 und mehr 
US $/Einwohner erreichte. In der Bundesrepublik 
Deutschland betrug das BSP 1984 11 130 US $/Einwoh-
ner. Weltbank, 1986. Das größte Entwicklungspotential 
haben Schwellenländer, u. a. Argentinien, Brasilien, 
Mexiko, Ägypten, einige arabische Ölförderländer 
(speziell Saudi-Arabien), Indien, Indonesien, China. 

2) CIP, 1984 und Kamel, 1986  

5.1 Gentechnologische Forschung und 
Entwicklung in Ländern der 
Dritten Welt 

5.1.1 Bedingungen für die Durchführung von 
Forschung und Entwicklung in Ländern der 
Dritten Welt 

Die rasche Ausbreitung der Gentechnologie in den 
industrialisierten Staaten muß vor dem Hinter-
grund einer Reihe von Bedingungen für wissen-
schaftlich-technische Entwicklungen im allgemei-
nen gesehen werden: ein hoher Grad elementarer 
Bildung in der Gesamtbevölkerung, eine gewisse 
Mindestgröße des sekundären Bildungsbereichs, 
die einen stabilen Zustrom qualifizierten techni-
schen und wissenschaftlichen Personals garantiert, 
die Einbettung in ein nationales Forschungssystem 
mit entsprechender Infrastruktur und finanzieller 
Ausstattung und das Bestehen eines Unterbaus 
wirtschaftlicher Produktion, in dem die technischen 
Resultate der Forschung nachgefragt und ange-
wandt werden. Da diese Bedingungen in vielen Län-
dern der Dritten Welt nicht oder nur teilweise reali-
siert sind (Tabelle 5-1), stößt die Etablierung gen-
technologischer Forschung oder der Transfer in 
diese Länder auf erhebliche Hindernisse. 

Der in vielen Ländern der Dritten Welt chronische 
Mangel an qualifiziertem Personal für die Ausbil-
dung und die Forschung wird nach wie vor durch 
den „brain drain" in die Industriestaaten ver- 
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Tabelle 5-1 

Kennzahlen far Ausbildung und Forschung einiger 
ausgewählter Länder 
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Äthiopien 
Nepal 
Indien 
China 
Indonesien 
Philippinen 
Ägypten 
Thailand 
Türkei 
Kuba 

110 
160 
260 
310 
540 
660 
720 
860 

1160 
— 

— 
9,9***) 
1,9 
— 
9,4 

25,6 
10,7 
20,7 
12,5 
— 

13 
22 
34 
35 
37 
63 
58 
29 
38 
74 

1 
5 
9 
1 
4 

26 
16 
22 
7 

20 

0,2 

0,2 

Brasilien 1 720 3,7 42 11 
Mexiko 2 040 11,0 55 15 
Singapur 7 260 21,6 69 12 
Saudi-Arabien 10 530 — 36 9 
Bundesrepublik 
Deutschland 11130 0,8 50 30 2,4 
USA 15 390 1,9 — 56 2,5 
DDR — — 88 30 
Sowjetunion — — 99 21 

*) Weltbank, 1986 
**) Rao, 1986 
***) 1982 

schärft 3). Wissenschaftler, die als Studenten in die 
Industriestaaten gegangen sind, kehren häufig 
nicht in ihre Heimatländer zurück. Spitzenwissen-
schaftler verlassen ihre Länder, um attraktiven Ar-
beitsmöglichkeiten in den Zentren der Forschung 
in den Industriestaaten nachzugehen. In vielen 
Ländern erreicht die Zahl der in den jeweiligen 
Fachgebieten tätigen Wissenschaftler nicht jene 
„Kritische Masse", die als Bedingung für einen 
fruchtbaren Austausch von Ideen und für Koopera-
tionen angesehen wird 4). Der anhaltende „brain 
drain" erschwert die Überwindung dieser Situa-
tion. 

3) Wu, 1986; Kenney und Buttel, 1985 
4) Sinskey, 1984; Kenney und Buttel, 1985; Riazuddin, 

1986 

Im Rahmen der niedrigen Forschungsaufwendun-
gen in den Ländern der Dritten Welt spielt die 
Grundlagenforschung in der Regel eine untergeord-
nete Rolle. In vielen Ländern ist moderne biologi-
sche Grundlagenforschung nicht vorhanden. Die 
Unterausstattung an technischer Infrastruktur er-
schwert zusätzlich, den Anschluß an aktuelle Ent-
wicklungen zu halten. Das geht so weit, daß in vie-
len Universitäten und Laboratorien z. B. die Mittel 
fehlen, um die relevanten internationalen Zeit-
schriften des einschlägigen Fachgebiets zu halten 5). 
Apparate und Instrumente können oft nicht gekauft 
werden; für ihre Wartung und Reparatur fehlt es an 
qualifiziertem technischen Personal. 

Unter diesen Bedingungen lassen sich auch gewisse 
„Standortvorteile", die für die Gentechnologie in der 
Dritten Welt bestehen, nur schwer nutzen, etwa die 
Verfügbarkeit gewisser Rohstoffe oder der leichte 
Zugang zu bestimmten Forschungsfeldern, bei-
spielsweise bei Projekten zur Krankheitsbekämp-
fung 6). 

5.1.2 Aktivitäten einzelner Länder der 
Dritten Welt 

In vielen Ländern der Dritten Welt besteht Inter-
esse an den modernen biotechnologischen Entwick-
lungen. Eine Reihe von Staaten kooperiert mit In-
dustrieländern, und einige haben mit gezielten Pro-
grammen begonnen, eigenständige bio- und gen-
technologische Forschung zu betreiben (Indien, Ma-
laysia, China, Thailand, Singapur, Argentinien, Bra-
silien, Kolumbien, Kuba, Mexiko und Venezuela). 
Nachfolgend werden einige beispielhaft vorgestellt. 

Singapur7) 

Singapur fördert die Entwicklung der Biotechnolo-
gie durch gezielte finanzielle Anreize: 

— 5 bis 10 Jahre Steuerfreiheit für Unternehmen, 
die biotechnische Produkte herstellen. 

— Hilfsprogramme für Forschung und Entwick-
lung. 

Durch die Einrichtung eines Wissenschaftsparks 
soll der Technologietransfer erleichtert werden. 
Dies soll auch eine der Aufgaben eines neuen Insti-
tuts für Molekular- und Zellbiologie sein, neben ei-
gener Forschung und der Fortbildung von jungen 
Wissenschaftlern. 

Da sowohl die personellen als auch finanziellen 
Mittel nicht unerschöpflich sind, sollen sie nicht 
durch die Verfolgung zu vieler Projekte verschwen-
det werden. Man ist bestrebt, diejenigen auszuwäh-
len, in denen Singapur schon gewisse Vorteile hat, 
sei es durch besonderen Sachverstand, Vorhanden-
sein von Absatzmärkten usw. Deshalb erfolgt u. a. 
eine Konzentration der Forschung im Bereich der 

5) Riazuddin, 1986 
6) Swaminathan, 1983; Newmark, 1986 
7) Botschaft von Singapur: Antwort auf eine Anfrage. 

27. Dezember 1985. 
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Genetik tropischer Pflanzen und Tiere (z. B. Orchi-
deen, Fische), der asiatischen Nahrungsmittel und 
Brauerzeugnisse und bestimmter regionaler Ge-
sundheitsprobleme (z. B. Lebererkrankungen). 

China 8) 

1975 wurde die Biotechnologie in China als eines 
der acht „Nationalen Projekte mit Priorität" einge-
stuft. Wegen der schwachen Basis hinsichtlich der 
Zahl der Wissenschaftler und der Infrastruktur wa-
ren die Fortschritte in der Forschung jedoch ziem-
lich langsam. 1980 wurde ein Entwicklungspro-
gramm ausgearbeitet. Gleichzeitig verbesserte sich 
das Potential an Wissenschaftlern, weil viele von 
Auslandsaufenthalten zurückkehrten. Seit 1982 
machte die Anwendung der Gentechnologie große 
Fortschritte in China: Erfolge zeigen sich bei Arbei-
ten zu Impfstoffen gegen Hepatitis B und einer 
Diarrhoe bei Ferkeln sowie bei der Produktion von 
a-Interferon und der Penicillinacylase. Die Prioritä-
ten in den nächsten zehn Jahren sollen Arzneimit-
tel, Landwirtschaft, Nahrungsmittel und Feinche-
mikalien sein. Dabei werden diejenigen Projekte 
bevorzugt, die volkswirtschaftlichen Nutzen in 
kurzer Zeit versprechen. Angestrebt wird die Pro-
duktion tierischer Wachstumshormone, von Enzy-
men und Aminosäuren und von Impfstoffen gegen 
virale und bakterielle Krankheiten. Für die Anwen-
dung der Gentechnologie in der Pflanzenzüchtung 
hat China eine gute Grundlage durch die Erfolge in 
der Zellkulturtechnik, speziell der Antherenkultur, 
seit Anfang der 70er Jahre. Hier ist China führend 
in der Welt. Angestrebt werden eine Veränderung 
bei den Speicherproteinen von Soja, die Einführung 
von Herbizid- und Krankheitsresistenz, bei Baum-
wolle beispielsweise, sowie eine Anpassung an spe-
zifische Umweltbedingungen. 

Brasilien 

Brasilien ist ein Beispiel dafür, wie weit fortge-
schritten Biotechnologie auch in einem Land der 
Dritten Welt sein kann. Seit 1975 wird durch das 
Proalcool-Programm die Vergärung von Zuckerrohr 
zu Alkohol gefördert. Die Umwandlung erfolgt mit 
traditionellen Verfahren (zu den Auswirkungen der 
Alkoholproduktion s. Abschnitt C 1.). Dabei erlangt 
eine große Anzahl von Mitarbeitern Fermentations-
erfahrungen, die auch bei anderen Prozessen, unter 
Umständen mit gentechnisch veränderten Organis-
men, verwertet werden könnten. In diesem Bereich 
ist Brasilien auf keinen Fall als Entwicklungsland 
einzustufen. 

Da ein großer Teil des brasilianischen Bruttosozial-
produkts von der Landwirtschaft abhängt, inve-
stierte die Regierung große Summen in ein neues 
Zentrum in Brasilia, das Nationale Zentrum für ge-
netisches Material (CENARGEN), in dem vorwie-
gend Agrarforschung betrieben wird. Neben gen-
technologischer Forschung sind weitere Aufgaben-
schwerpunkte die biologische Schädlingsbekämp-
fung und die Stammsammlung traditioneller land-
wirtschaftlicher und gefährdeter Pflanzen. 

8) Mang und Liu, 1986  

Durch Gründung von Firmen wie beispielsweise 
„Biomatrix" und „Bioplanta" soll der Technologie-
transfer erleichtert und die Einsparung von Devi-
sen durch eigene Entwicklungen ermöglicht wer-
den 9 ). 

Kuba 

Im Februar 1986 hatte Kuba 900 Delegierte aus 41 
Ländern zu Gast, die am 2. Kubanischen Interferon-
Kongreß teilnahmen. Dort wurde ihnen die erfolg-
reiche Klonierung und Expression von a-Interferon 
in Hefe vorgestellt 10). Dieses Projekt wurde eigen-
ständig entwickelt, ohne Technologietransfer bei-
spielsweise von seiten der USA. 

Die besondere Unterstützung der Biowissenschaf-
ten in Kuba begann 1981 11 ), trotz der wirtschaftli-
chen Probleme des Landes und des relativen Man-
gels an Forschung allgemein. Da Kuba wenig ei-
gene Mineralvorkommen hat und in der Landwirt-
schaft einseitig von Zuckerrohr abhängt, werden in 
die Biowissenschaften große Erwartungen für das 
nächste Jahrhundert gesetzt 12). Interferon dient bei 
dieser Entwicklung als Modell, durch das Kapazitä-
ten in Gentechnologie und Immunologie und bei der 
Produktion beispielsweise von monoklonalen Anti-
körpern geschaffen werden können 13). Gleichzeitig 
kann die Durchführung klinischer Tests studiert 
werden 14). Die bio- und gentechnologische For-
schung in Kuba findet im wesentlichen in vier Ein-
richtungen statt: 

in einem im Juli 1986 in Havanna eröffneten 
neuen Zentrum mit fünf Gewächshäusern und 
großer Feldfläche 15). In Zusammenarbeit mit 
dem Nationalen Zentrum für Tier- und Pflanzen-
gesundheit soll im Sicherheitslabor 16)17)  ein 
Impfstoff gegen eine endemische hämorrhagi-
sche Rinderkrankheit entwickelt werden. Außer-
dem sollen im neuen Zentrum die Genexpres-
sion bei Säugetieren, Pflanzengenetik und Mög-
lichkeiten der Energieumwandlung aus Bio-
masse untersucht werden; 

im CIB, dem bisher hauptsächlichen Gentechno-
logie-Zentrum, in dem die Produktion von Inter-
feronen, Interleukin-2 und anderer für die Ge-
sundheit wirksamer Substanzen untersucht 
wird; 

im CNIC, dem Nationalen Zentrum für wissen-
schaftliche Forschung, in dem zum einen Pro-
jekte zur pränatalen Diagnostik durchgeführt 
werden und zum anderen Forschung rund um 
das Zuckerrohr stattfindet. Diese reicht von der 
Züchtung produktiverer Varietäten bis zur ef- 

9) Kenney, 1985 
10) Beardsley, 1986 
11) Miller, 1986 
12) Beardsley, 1986 
13) Miller, 1986 
14) Bialy, 1986 
15) Miller, 1986 
16) P3 nach Angabe von Miller, 1986, und P4 nach Beards-

ley, 1986 
17) In Kuba orientieren sich die Richtlinien an denen der 

US NIH. Miller, 1986 
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fektiven Nutzung von Abfallstoffen bei der Zuk-
kerrohrverarbeitung; 

— im ICIDCA, dem Institut zur Erforschung von 
Zuckerrohrnebenprodukten. Hier wird beispiels-
weise die Umwandlung der Nebenprodukte zu 
proteinreichem Futtermittel durch die Hefe To-
rula erforscht, sowie die Nutzung von wertvollen 
Inhaltsstoffen 18). 

5.1.3 Internationale Zusammenarbeit 

Bilaterale Zusammenarbeit 

Die entwicklungspolitische Zusammenarbeit staat-
licher Stellen der Bundesrepublik konzentriert sich 
in erster Linie auf Schwellenländer, weil nur dort 
die Anforderungen an das wissenschaftlich-techni-
sche Potential erfüllt werden. Schwerpunkte der 
Kooperation sind 19): 

— Parasitologie 

— Screening für Arzneimittel und Schädlingsbe-
kämpfungsmittel 

— Abwasser- und Abfallaufbereitung 

— Pflanzenzüchtung und Nachwachsende Roh-
stoffe 

— Lebensmitteltechnologie 

— Einzellerprotein 

— Einsatz von Biomasse für die Energie- und Roh-
stoffnutzung. 

Nachfolgend werden einige Beispiele für die Zu-
sammenarbeit aufgeführt. 

Die Max-Planck-Gesellschaft unterstützt haupt-
sächlich Projekte in Ländern der Dritten Welt auf 
der Ebene von Wissenschaftler-Wissenschaftler-
Kontakten. Daneben hat sie einen Kooperationsver-
trag mit der Academia Sinica in China geschlossen, 
der zunächst die Aus- und Fortbildung chinesischer 
Wissenschaftler in der Bundesrepublik Deutsch-
land förderte und allmählich eine Zusammenarbeit 
wie mit westlichen Industriestaaten ermöglicht. 
Von besonderem Interesse ist dabei ein zellbiologi-
sches Institut in Shanghai, in dem deutsche und 
chinesische Fachleute gemeinsam forschen 20). 

Die Gesellschaft für technische Zusammenarbeit 
(GTZ) ist beteiligt an 21): 

einem Projekt, in dem gentechnische Methoden 
zur Bekämpfung der Kräuselkrankheit der Erd-
nuß entwickelt werden sollen. Das methodische 
Know-how soll später nach Nigeria transferiert 
werden; 

— der Herstellung von monoklonalen Antikörpern 
für den Pathogennachweis bei Nutzpflanzen; 

18) Miller, 1986 
19) BMFT, 1985 
20) Nickel, 1986: persönliche Mitteilung (Max-Planck-Ge-

sellschaft zur Förderung der Wissenschaften) 
21) BMZ, 1986  

— der Einführung von in vitro-Verfahren zur Ver-
mehrung virusfreien Kartoffelpflanzgutes, zu-
sammen mit den Philippinen. 

Das Bernhard-Nocht-Institut für Schiffs- und Tro-
penkrankheiten in Hamburg 22): 

unterhält eine Außenstelle in Liberia, wo Unter-
suchungen zu Filarien- und Lungenegelinfektio-
nen und zur Schlafkrankheit durchgeführt wer-
den; 

— betreut (aber finanziert nicht) ein Forschungsla-
bor im Albert-Schweitzer-Hospital in Lambare-
ne; 

baute zusammen mit dem BMZ eine komplette 
Abteilung Protozoologie für das Institut Oswaldo 
Cruz in Rio de Janeiro auf. 

Auch private Pharmafirmen unterhalten spezielle 
Forschungslaboratorien in Ländern der Dritten 
Welt mit einheimischen Mitarbeitern, die zum Teil 
in Europa oder USA ausgebildet werden 23). In eini-
gen Staaten (z. B. in Indien; in Brasilien gehen Be-
strebungen dahin) besteht die Verpflichtung, einen 
Teil der Entwicklung und die Produktion von Arz-
neimitteln im Land zu betreiben, um auf diese 
Weise einheimische Kapazitäten zu schaffen. 

Multilaterale Zusammenarbeit 

1983 wurde durch ein Abkommen zwischen zu-
nächst 26 Staaten, denen 12 weitere folgten 24), das 
Internationale Zentrum für Gen- und Biotechnolo-
gie (ICGEB) gegründet. Vorangegangen waren 
gründliche Vorbereitungen durch die UNIDO (Uni-
ted Nations Industrial Development Organization), 
bei denen unter anderem die Ziele abgesteckt und 
mögliche Orte für das Zentrum gesucht wurden. 
Schließlich einigte man sich auf zwei Städte, Neu 
Delhi in Indien und Triest in Italien. 

Zu den Aufgaben des ICGEB sollen gehören 25) 

— zielorientierte, hochqualifizierte Forschung und 
Entwicklung in Projekten mit hoher Priorität 
für Länder der Dritten Welt durchzuführen; 

— Wissenschaftler und Techniker auszubilden, vor-
zugsweise diejenigen, die innovative Gruppen in 
ihren Heimatländern gründen können; 

Hilfestellung zu geben beim Aufbau angeschlos-
sener Zentren, in denen Forschung und Ent-
wicklung mit Bedeutung für die Region oder die 
betreffende Nation und Ausbildungsprogramme 
durchgeführt werden können; 

— ein Kommunikationsnetzwerk aufzubauen, das 
das ICGEB mit angeschlossenen nationalen und 

22) Bücken, 1986 
23) Bundesverband der pharmazeutischen Industrie; 1984 
24) Drei Staaten der Europäischen Gemeinschaft sind 

dem Abkommen bisher beigetreten: Griechenland, Ita-
lien und Spanien. Wichtige Industrieländer beteiligten 
sich nicht: USA, Japan, Bundesrepublik Deutschland, 
UdSSR. 

25) Kamel, 1986 
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regionalen Zentren der Entwicklungsländer ver-
bindet, aber auch Kontakt zu den Industriestaa-
ten hält, und einen regen Informationsfluß er-
möglicht. 

Die Aufgabenteilung zwischen den beiden Kompo-
nenten des ICGEB sieht vor, daß in Neu Delhi Pro-
jekte der menschlichen Gesundheit und der Land-
wirtschaft (Pflanzen und Tiere) bearbeitet werden 
und in Triest Biomassenutzung, Protein Enginee-
ring, Pilotanlagen für den Großmaßstab und Mikro-
biologie im Zusammenhang mit Kohlenwasserstof-
fen 26). Das Budget für die ersten 5 Jahre beträgt 
rund 47 Mio. $ für beide zusammen. Nach dem Ende 
der Aufbauphase werden sowohl in Neu Delhi als 
auch in Triest je 7 ältere (senior), 24 jüngere (ju-
nior) und 20 frisch promovierte (postdoc) Wissen-
schaftler arbeiten 27). Gemessen an diesen Zahlen 
ist das ICGEB klein, wenn es mit den meisten Indu-
strielaboratorien und selbst mit vielen Universitäts-
programmen verglichen wird. Seine Rolle wird da-
her auch eher als Katalysator angesehen, durch den 
nationale Programme in Entwicklungsländern ge-
stärkt werden 28). Besondere Bedeutung wird dabei 
den etwa 18 Wissenschaftlern zugemessen, die in 
jedem Jahr sowohl von Triest als auch Neu Delhi in 
Gen- und Biotechnologie ausgebildet werden sol-
len 29). 

Internationale landwirtschaftliche Zentren 

Die CGIAR (Consultative Group on International 
Agricultural Research) geht zurück auf eine Initia-
tive der Weltbank, der FAO (Food and Agriculture 
Organization) und der UNDP (United Nations De-
velopment Program). Von dieser Gruppe werden 13 
internationale landwirtschaftliche Zentren (Tabel-
le 5-2) mit etwa 600 Wissenschaftlern und einem 
Jahresbudget von 180 Mio. US $ gefördert 39). 

Tabelle 5-2: 

Zusammenstellung der 13 Internationalen 
landwirtschaftlichen Zentren der CGIAR 

(Gentechnologie in CIP und CIMMYT 31 ) 
und ILRAD 32)) 

Centro Internacional de Agricultura Tropical 
(CIAT), Cali, Kolumbien 

Centro Internacional de la Papa (CIP), Lima, 
Peru 

Centro Internacional de Mejoramiente de Maiz 
y Trigo (CIMMYT), Mexiko-Stadt, Mexiko 

International Board for Plant Genetic Resour-
ces (IBPGR), Rom, Italien 

International Center for Agricultural Research 
in the Dry Areas (ICARDA), Beirut, Libanon 

26) ICGEB, 1985 
27) Kamel, 1986 
28) Zimmerman, 1985 
29) Kamel, 1986 
30) CIP, 1984 
31) BMZ, 1986 
32) Eichmann, 1986  

International Crops Research Institute for the 
Semi-Arid Tropics (ICRISAT), Andhra Pradesh, 
Indien 

International Food Policy Research Institute 
(IFPRI), Washington, DC, USA 

International Institute for Tropical Agriculture 
(IITA), Ibadan, Nigeria 

International Laboratory for Research on An-
imal Diseases (ILRAD), Nairobi, Kenia 

International Livestock Centre for Africa 
(ILCA), Addis Abeba, Äthiopien 

International Rice Research Institute (IRRI), 
Manila, Philippinen 

International Service for National Agricultural 
Research (ISNAR), Den Haag, Niederlande 

West Africa Rice Development Association 
(WARDA), Monrovia, Liberia 

Einzelne Zentren gehen auf gemeinsame Projekte 
verschiedener Regierungen mit der Rockefeller 
Foundation (CIMMYT und IRRI) oder anderen Or-
ganisationen zurück, z. B. CIP auf USAID (United 
States Agency for International Development). 

Die Arbeit der Zentren folgt fünf grundlegenden 
Prinzipien 33): 

1. Eine erhöhte Nahrungsmittelproduktion und ver-
besserte Lebensqualität in Ländern der Dritten 
Welt verlangt eine eigene Forschung und nicht 
einfach nur einen Technologietransfer von den 
Industrienationen. 

2. Gesucht wird nach generellen Lösungen für land-
wirtschaftliche Probleme und nicht nach nur 
ortsspezifischen. 

3. Die Zentren befinden sich in Ländern der Dritten 
Welt, sind unabhängig, autonom und haben einen 
internationalen Charakter. Sie sind einem Aus-
schuß von Sachverständigen verantwortlich, der 
zusammengesetzt ist aus führenden Agrarwis-
senschaftlern und Politikern, die weltweit ausge-
wählt werden. 

4. Langfristige Unterstützung von Projekten er-
laubt stabile Beschäftigungsverhältnisse und die 
Verfolgung länger dauernder Forschungsziele 
mit minimalen Einschränkungen und politi-
schem Druck. 

5. In den Zentren bilden sich quer durch alle akade-
mischen Fächer multidisziplinäre, problemorien-
tierte Forschungsteams. 

Die Abstimmung des Programms der Internationa-
len Zentren auf die Bedürfnisse der Länder der 
Dritten Welt wird am Beispiel des Internationalen 
Kartoffelforschungsinstituts (CIP) in Lima/Peru 34) 

33) CIP, 1984 
34) CIP, 1984 
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deutlich. Gehandelt wird aus der Erkenntnis her-
aus, daß andauernde Produktionsverbesserungen in 
einer Region von der detaillierten Kenntnis des ein-
zelnen Landes abhängen, die nur langfristig einge-
setztes Personal vor Ort haben kann. Deshalb wer-
den rund 40 % der Mittel (1984 betrug das Budget 
etwa 10 Mio. $) für insgesamt sieben regionale Au-
ßenstellen verwendet, deren Mitarbeiter mit natio-
nalen Wissenschaftlern zusammenarbeiten. Sie 
sind verantwortlich für das Erkennen von Schlüs-
selproblemen, das Testen von Neuentwicklungen, 
die Anpassung der Forschung, die Vermehrung und 
Verteilung von genetischem Material und die Aus-
und Fortbildung und damit zusammenhängende in-
stitutionsbildende Aktivitäten. Eine begleitende so-
zioökonomische Forschung versucht, Einblicke in 
häusliche Entscheidungen, bäuerliche Systeme und 
Institutionen zu bekommen, um zu verstehen, wo, 
wie und wann Kartoffeln angepflanzt, vermarktet 
und konsumiert werden. Wichtig sind auch Infor-
mationen über neue Entwicklungen bei Produktion 
und Verbrauch, die Hauptprobleme der Bauern und 
den Gesamtprozeß technologischen Wandels. 

Neben den Forschungsaktivitäten (Züchtung, Ent-
wicklung von Diagnostika, schnelle Vermehrung 
durch Zellkulturen, Lagertechniken) und dem Un-
terhalt der regionalen Büros fördert das CIP ebenso 
wie die anderen CGIAR-Zentren Netzwerke zusam-
menarbeitender Forschungseinrichtungen ver-
schiedener Länder. Außerdem streben die interna-
tionalen landwirtschaftlichen Zentren möglichst 
vollständige Sammlungen der genetischen Varietä-
ten der von ihnen bearbeiteten Pflanzenarten an. 
Die Kartoffelsammlung des CIP enthält beispiels-
weise Proben von etwa 5 000 kultivierten und 1 500 
Wildtypen 35) 

Mikrobiologische Aufbewahrungs- und 
Verteilungszentren 

Das von der UNESCO (United Nations Educational, 
Scientific and Cultural Organization) unterstützte 
MIRCEN (Microbiological Resource Centers)-Sy-
stem ist zwar nicht für die Durchführung von For-
schung speziell für Länder der Dritten Welt vorge-
sehen 36); es bietet jedoch eine Basis in Mikrobiolo-
gie und Biotechnologie, deren Wissen und Material 
auch von diesen Ländern zur Unterstützung der 
neuen Biotechnologie-Industrien genutzt werden 
können 37). 

Andere multilaterale Aktivitäten 

Neben dem Aufbau des ICGEB ist die UNIDO noch 
in anderer Weise aktiv bei der Entwicklung der Bio-
technologie in Ländern der Dritten Welt 38). Sie hilft 
dabei, Konferenzen, Seminare oder Arbeitstreffen 
durchzuführen, um damit Entscheidungsträger und 
Wissenschaftler auf die Biotechnologie aufmerk-
sam zu machen und eine Basis für die Programm- 

35) CIP, 1984 
36) Kenney und Butte!, 1985 
37) Colwell, 1986 
38) Kamel, 1986  

planung zu schaffen. So hatten beispielsweise die 
Vorbereitungen zur Errichtung des ICGEB einen 
großen Einfluß darauf, die Aktivitäten der Länder 
der Dritten Welt zu stimulieren 39). Die UNIDO ver-
mittelt außerdem Kooperationsprojekte zwischen 
Forschungseinrichtungen in Industrie- und Ent-
wicklungsländern. 

Durch Regionale Netzwerke soll existierende Bio-
technologie in Ländern der Dritten Welt koordiniert 
und die Ausbildung verbessert werden. Von den 
Zentralen der Netzwerke sollen Informationen ge-
sammelt und an die nationalen Zentren weitergelei-
tet werden. Das erste Netzwerk soll ab 1986 in Süd-
amerika arbeiten, ein anderes ist in Afrika ge-
plant. 

Zusammen mit der WHO (World Health Organiza-
tion) und dem UNED (United Nations Environment 
Programme) hat die UNIDO eine Arbeitsgruppe ge-
bildet, die sich mit allen Aspekten mikrobiologi-
scher Sicherheit in Forschungseinrichtungen und 
der Industrie beschäftigen wird 48). 

Das UNDP, die Weltbank und die WHO unterstüt-
zen ein „Special Program for Research and Trai-
ning in Tropical Diseases". Mit dessen Arbeitsgrup-
pen arbeitet die deutsche pharmazeutische Indu-
strie eng zusammen 41) 

Neben diesen hauptsächlich von Sonderorganisatio-
nen der UNO durchgeführten Aktivitäten werden 
gerade im Bereich der Ausbildung auch noch an-
dere Hilfen angeboten. Beispielsweise werden von 
COGENE (Committee on Genetic Experimentation, 
gehört zu ICSU = International Council of Scienti-
fic Unions) intensive Lehrgänge durchgeführt. 
Biotechnologie-Zentren in der Bundesrepublik 
Deutschland, Kanada, Frankreich, Italien, Japan 
und Großbritannien beteiligten sich am Internatio-
nal Training Network of Biotechnology, das eine 
Basisausbildung in Techniken, die wichtig für die 
Biotechnologie sind, für Studenten der Dritten Welt 
anbietet 42). 

5.2 Auswirkungen gentechnologischer 
Forschung und Entwicklung auf Länder 
der Dritten Welt 

Die Gentechnologie hat auf Länder der Dritten Welt 
unterschiedliche Auswirkungen: 

1. Gentechnologische Forschung und Entwicklung 
wird in ihnen selbst durchgeführt. 

2. Gentechnologische Forschung und Entwicklung 
wird in den industrialisierten Ländern durchge-
führt, 

— die die Produkte und/oder Verfahren in die 
Länder der Dritten Welt exportieren, 

39) McConnell, 1986; Riazuddin, 1986, UNIDO, 1984 
40) Kamel, 1986 
41) Bundesverband der pharmazeutischen Industrie, 1984 
42) Kamel, 1986 
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— wodurch Rohstoffe substituiert werden, die 
bisher aus den Ländern der Dritten Welt im-
portiert wurden. 

Zum Einfluß der Gentechnologie auf die Entwick-
lung von Ländern der Dritten Welt wird von mehre-
ren Autoren 43) hervorgehoben, daß die Forschung 
der Industriestaaten, vor allem die bisherige der 
kommerziellen Unternehmen, in den meisten Fäl-
len geringe direkte Auswirkungen haben werde, 
weil sie nicht an die Bedürfnisse und Gegebenhei-
ten der Entwicklungsländer angepaßt sei. Die Rok-
kefeller Foundation hat ein erstes Forschungspro-
gramm initiiert, durch das die sozioökonomischen 
Voraussetzungen und die Konsequenzen moderner 
biotechnologischer Verfahren in Ländern der Drit-
ten Welt abgeschätzt werden sollen. Die Untersu-
chungen werden in Afrika anhand von Impfungen 
von Rindern gegen die Rinderpest durchgeführt44), 
eine Aktion, die aufgrund der zentralen Rolle, die 
diese Tiere dort spielen, vielfältige Konsequenzen 
erwarten läßt. 

Für diesen Bericht ist es zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht möglich, die Auswirkungen aller Anwendun-
gen der Gentechnologie in Ländern der Dritten 
Welt umfassend zu betrachten. Deshalb beschränkt 
sich die Diskussion im folgenden auf vier Bereiche, 
die im Brennpunkt des Interesses bezüglich dieser 
Länder stehen: 

— Ernährungssituation 

— Gesundheit 

— Energieversorgung 

— Zahlungsbilanz. 

5.2.1 Auswirkungen auf die Ernährungssituation 

In vielen Ländern der Dritten Welt sind Menschen 
mangelernährt, hungern und verhungern. Dies ge-
schieht, obwohl es rein rechnerisch genügend Nah-
rungsmittel auf der Erde gibt, um alle Menschen 
ausreichend zu versorgen. Die Weltnahrungspro-
duktion ist in den letzten 30 Jahren auf Grund um-
fangreicher agrartechnischer Fortschritte auf das 
2,2-fache gestiegen, was einer durchschnittlichen 
statistischen Mehr-Versorgung pro Kopf von 25 % 
entspricht. Die Zunahme der landwirtschaftlichen 
Produktion erfolgte jedoch nicht in allen Regionen 
gleichmäßig, sondern hauptsächlich dort, wo nur 
ein kleiner Teil der Weltbevölkerung lebt. 1980 leb-
ten 73 % aller Menschen in Entwicklungsländern, 
dort wurde aber nur 44 % des Weltgetreides produ-
ziert. In den Industriestaaten nimmt jeder Einwoh-
ner statistisch über ein Drittel mehr an Nahrungs-
energie zu sich als in den Ländern der Dritten 
Welt 45). Doch selbst wenn genügend Nahrungsmit-
tel in Entwicklungsländern produziert würden, 
wäre das keine Garantie für eine ausreichende Er- 

43) z. B. Kamel, 1986 und Goodman, 1985 
44) Eichmann, 1986 
45) BML, 1983, 63 ff.  

nährung der gesamten Bevölkerung. Beispielsweise 
dürfte es rein rechnerisch in manchen Ländern, wie 
Brasilien oder Mexiko, keine Unterernährung, ge-
schweige denn Hunger geben 46). 

Eine ganze Reihe von Faktoren ist für auftretenden 
Mangel verantwortlich. Sie sind hauptsächlich auf 
die besonderen Bedingungen in Entwicklungslän-
dern zurückzuführen, die bereits in der Einleitung 
angesprochen wurden. Auf einige Gegebenheiten 
wie Klima, topographische Lage und Bodenbeschaf-
fenheit haben Menschen, wenn überhaupt, nur ge-
ringen Einfluß. Andere Faktoren unterschiedlich-
ster Art, wie Export von landwirtschaftlichen Er-
zeugnissen zum Ausgleich der Zahlungsbilanz 47), 
ineffektive landwirtschaftliche Techniken, Ver-
schuldung der Bauern, fehlende Transportmittel, 
Bürgerkriege, Arbeitslosigkeit usw. könnten durch 
sozioökonomische und strukturpolitische Entschei-
dungen gelöst werden. Sie sollen an dieser Stelle 
nicht weiter diskutiert werden 48). 

Die Rolle, die gentechnologische Projekte (Tabel-
le 5-3) bei einer allgemeinen Verbesserung der Er-
nährungssituationen in Entwicklungsländern spie-
len können, ist noch nicht vollständig abzusehen. 
Gerechnet wird beim Anbau von Pflanzen mit kurz- 
und mittelfristigen Verbesserungen durch die Ver-
minderung von Input-Kosten (weniger Dünger und 
Schädlingsbekämpfungsmittel), Risiken, Verlusten 
nach dem Auspflanzen und der Ernte und durch 
eine Erhöhung der Qualität und des Marktwer-
tes 49).  

Tabelle 5-3 

Auswahl geplanter und begonnener Projekte 
gentechnologischer Forschung und 

Entwicklung zur Ernährungssicherung 

— Umwandlung in hochwertige Nahrungsmit

-

tel durch Mikroorganismen (BMZ, 1986) 

— Umwandlung in Futtermittel durch Mikroor-
ganismen 

Erhöhung der Effizienz bei der Um-
wandlung von Abfallstoffen (BMZ, 
1986) 
Verbesserung der Aminosäurezusam-
mensetzung von auf Zuckerrohr-Abfäl-
len wachsenden Hefen (Beardsley, 
1986) 

— Erhöhung des Ligninaufschlußvermögens 
von Mikroorganismen, die im Pansen leben 
(BMZ, 1986) 

— Toleranz von Pflanzen gegen Trockenheit, 
Salz und Aluminium (Zehni, 1986) 

46) Datta, 1985 
47) Boehnke, 1985; Datta, 1985; Schmid, 1985 
48) Maßnahmen gegen Hunger werden beispielsweise im 

Katalog politischer Forderungen der bundesdeutschen 
Hilfsorganisationen (u. a. Brot für die Welt, Miserior, 
Deutsche Welthungerhilfe) genannt. Abgedruckt in: 
Geld allein keine Lösung, epd-Entwicklungspolitik 10, 
1985, k. 

49) Goodman, 1985 
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— Resistenz von Pflanzen gegen Krankheiten 
und Schädlinge (Zehni, 1986 und BMZ, 1986) 

Resistenz gegen Helminthosporium sac-
chari (Beardsley, 1986) 

— Impfstoffe für Tiere gegen Viren, Bakterien 
und Parasiten (BMZ, 1986, Eichmann, 1986 
und UNIDO, 1984) 

— Pathogennachweis (BMZ, 1986) 

Nachweis von Spindle Tuber Viroid 
(BMZ, 1986) 
Diagnostika parasitärer Rinderkrank-
heiten (Eichmann, 1986) 

— Beeinflussung der Proteinzusammensetzung 
von Pflanzen (BMZ, 1986) 

— Erhöhung der Effizienz der Stickstoff-Fixie-
rung (Zehni, 1986 und BMZ, 1986) 

— Transfer von DNA in Mais (BMZ, 1986) 

— Medikamente für Tiere (BMZ, 1986) 

Bei der Aufzucht von Tieren wird mit Fortschritten 
durch bessere Zuchtmöglichkeiten und die Vermin-
derung der Verluste durch Krankheiten gerechnet 
(s. a. Abschnitt C 3.). 

Es ist jedoch noch völlig offen, in welchem Maß die 
Produzenten, d. h. die Bauern, die neuen Produkte 
und Techniken übernehmen. Programme, die von 
Industriestaaten finanziert werden, sind oft unan-
gemessen, um örtliche Probleme unter den beste-
henden institutionellen Gegebenheiten zu lösen, 
und mißlingen deshalb häufig 50). Um dies zu ver-
meiden, wurden die Internationalen landwirtschaft-
lichen Zentren und das ICGEB gegründet. Es ist 
nicht abzusehen, inwieweit die Fortschritte in der 
Produktion letztendlich den Verbrauchern, vor al-
lem den Armen, zugute kommen werden, um ihre 
Ernährungssituation zu verbessern. Dies ist auch 
von Faktoren abhängig, auf die die Gentechnologie 
keinen Einfluß hat. 

5.2.2 Auswirkungen auf die Gesundheit 

Während Infektionskrankheiten in den Industrie-
staaten im Vergleich mit anderen Erkrankungen 
eine weniger bedeutende Rolle spielen, sind sie 
doch in den Entwicklungsländern die häufigste To-
desursache (Abbildung 5-1). 

50) CIP, 1984 

Abbildung 5-1 

Todesursachen in Industrie und 
Entwicklungsländern 51) 

51) aus: Bundesverband der pharmazeutischen Industrie, 
1984 (Quelle: nach Schätzungen des Office of Health 
Economics, London). 
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Eine Impfung stellt die wirkungsvollste Maßnahme 
gegen diese Krankheiten dar. Bisher bereitete es 
jedoch große Schwierigkeiten, Impfstoffe gerade ge-
gen die Tropenkrankheiten (Tabelle 5-4) zu entwik-
keln, die bis auf die Lepra von Parasiten verursacht 
werden. 

Tabelle 5-4 

Von der WHO als Tropenkrankheiten 
bezeichnete Infektionen 52) 

Malaria 

Schistosomiasis (oder Bilharziose) 

Filariose (z. B. Elephantiasis) einschließlich On
-chozerkose (Flußblindheit) 

Trypanosomiasis (T. africana: Schlafkrankheit 
und T. americana [cruzi]: Chagaskrankheit) 

Leishmaniose (Orientbeule oder Kala Azar/ 
schwarzes Fieber) 

Lepra 

Durch die Anwendung der Gentechnologie gibt es 
Fortschritte bei der Entwicklung von Impfstoffen 
beispielsweise gegen Malaria (s. Abschnitt C 5.). Ob 
mit diesen Impfstoffen jedoch alle gefährdeten Per-
sonen erreicht werden können, hängt sehr stark 
davon ab, ob das betreffende Land ein ausreichen-
des Einkommen hat, um ein funktionierendes Ge-
sundheitswesen unterhalten zu können. In vielen 
Ländern der Dritten Welt ist die für eine breitange-
legte Impfaktion notwendige Aufklärung und In-
frastruktur sehr mangelhaft. Vor allem fehlt es an 
Devisen, Fachpersonal (Tabelle 5-5) und an sachge-
mäß gehandhabten Kühlketten für die hitzeemp-
findlichen Impfstoffe. Die weltweite Impfaktion, die 
nach Angaben der WHO zur Ausrottung der Pocken 
führte, wurde unter massiver Hilfe der Weltgesund-
heitsorganisation durchgeführt 53) 

Die Auswirkungen gentechnisch erzeugter Medika-
mente auf die allgemeine Gesundheit können von 
denen herkömmlicher Arzneimittel abgeleitet wer-
den. So ist in vielen Fällen der erhoffte therapeuti-
sche Erfolg nicht eingetreten, weil das Angebot bei 
weitem nicht ausgenutzt wird. Beispielsweise ist 
nicht genügend Geld vorhanden, um ein bereits 
1979 von zwei deutschen Herstellern entwickeltes, 
hochwirksames Medikament gegen die vor allem 
am Nil vorkommende Bilharziose einzusetzen, das 
etwa 8 DM/Patient kostet. Von dieser Krankheit 
sind rund 200 Mio. Menschen betroffen und 600 Mio. 
bedroht 55) 

52) Bundesverband der pharmazeutischen Industrie, 1984 
53) WHO, 1980 
55) Bundesverband der pharmazeutischen Industrie, 1984 

Tabelle 5-5 

Kennzahlen des Gesundheitswesens 
in Entwicklungsländern und Industriestaaten 54) 

Ärmste 
Entwick

-

lungs

-

länder 

Andere 
Entwick- 
lungs

-

länder 

Indu 
strie

-

länder 

Zahl der Länder  31 89 37 

Bevölkerung 
(in Millionen)  283 3 001 1 131 

Kindersterblichkeit 
(pro 1 000 Geburten)  160 94 19 

Lebenserwartung 
(Jahre)  45 60 72 

Anteil der Neugebore

-

nen mit mindestens 
2 500 g Gewicht an der 
Gesamtzahl der Ge

-

burten (in %)  70 83 93 

Menschen mit ein

-

wandfreier Wasserver

-

sorgung (Anteil an der 
Gesamtbevölkerung 
in %)  31 41 100 

Einwohner pro Arzt  17 000 2 700 520 

Einwohner pro Kran

-

kenschwester 	 6 500 1 500 220 

Einwohner pro in der 
Gesundheitsfürsorge 
Tätigen (incl. traditio

-

nelle Geburtshelfer) 2 400 500 130 

Berechnungen der Weltgesundheitsorganisation (WHO); 
die Angaben sind Durchschnittswerte und basieren auf 
Schätzungen für 1980 oder das nächstverfügbare Jahr. 

5.2.3 Auswirkungen auf die Energieversorgung 

Für viele Menschen in Ländern der Dritten Welt ist 
die einzige Brennstoffquelle das Holz. Durch den 
immer größer werdenden Bedarf infolge der Bevöl-
kerungszunahme ist es in einigen Regionen bereits 
zu einer Mangelware geworden. In anderen Re-
gionen stellt getrockneter Dung das wichtigste 
Brennmaterial dar und steht auf diese Weise nicht 
mehr als Dünger für die Felder zur Verfügung. Um 
speziell dieses Problem zu lösen, werden besonders 
im ländlichen Indien sowohl Einzel- als auch Ge-
meindebiogasanlagen betrieben 56), in denen aus 
Dung Methan gewonnen wird. Die Restbestandteile 
sind wertvoller Dünger. Neben Dung können noch 
viele andere Materialien in Biogasanlagen einge-
setzt werden, beispielsweise alle organischen land-
wirtschaftlichen, industriellen und häuslichen Ab- 

54) aus: Bundesverband der pharmazeutischen Industrie, 
1984 (Quelle: Weltgesundheitsorganisation [WHO], 
1981) 

56) Rao, 1985 
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fälle. Mit nennenswerten Auswirkungen auf diese 
Systeme durch die Gentechnologie ist bisher nicht 
zu rechnen (s. Abschnitt C 1.). 

Während Biogas hauptsächlich als Energieträger 
für kleine Einheiten (bäuerliche Anwesen, Dörfer) 
und für den Eigenbedarf von z. B. Zuckerfabriken in 
Frage kommt, wird Ethanol produziert als Treib-
stoff mit überregionaler Bedeutung. Innerhalb des 
gesamten Systems starker staatlicher Förderung, 
mit dem beispielsweise in Brasilien 57) versucht 
wird, diesen Energieträger konkurrenzfähig gegen-
über Benzin zu machen, ist zwar mit Produktivitäts-
verbesserungen durch Züchtung ertragreicherer 
Zuckerrohrsorten und Steigerung der Effektivität 
der Gärung zu rechnen, insgesamt jedoch sind 
keine durchgreifenden Auswirkungen der Gentech-
nologie zu erwarten (s. a. Abschnitt C 1.). 

Sofern im jeweiligen Land Stickstoffdünger herge-
stellt wird, könnte eine Verbesserung der biologi-
schen Stickstoff-Fixierung durch die Gentechnolo-
gie (s. Abschnitt C 2.) großen Einfluß auf seine Ener-
gieversorgung haben. Für jede Tonne Stickstoff-
dünger, die weniger verbraucht würde, könnten je 
nach Verfahren etwa 1 0001 (6,3 Barrel) Rohöl ein-
gespart werden, die zu seiner Synthese benötigt 
werden. 

5.2.4 Auswirkungen auf die Zahlungsbilanz 

Die Auswirkungen der Gentechnologie auf die Zah-
lungsbilanzen von Entwicklungsländern können 
sehr vielfältig sein und hängen davon ab, ob impor-
tierte oder exportierte Waren betroffen sind und in 
welchem Maße das jeweilige Land von diesen ab-
hängig ist. Positiv könnten sich die Projekte auswir-
ken, durch die eine Importabhängigkeit verringert 
bzw. beseitigt wird, wie die Einführung von Resi-
stenzen bei Pflanzen (Einsparung von importierten 
Schädlingsbekämpfungsmitteln) und eine Erhö-
hung der Produktivität bei der Nahrungsmittelpro-
duktion und der biologischen Stickstoff-Fixierung 
(Einsparung von importiertem Dünger). Beispiels-
weise hat Brasilien 1980 allein für den Import von 
Schädlingsbekämpfungsmitteln und Kunstdünger 
1,4 Mrd. US $ aufgewendet, was der Hälfte der bra-
silianischen Auslandsschuld im 1. Quartal jenes 
Jahres entspricht 58). Sofern das entsprechende 
Saatgut jedoch nicht im Land selbst entwickelt 
wird, bleibt die Abhängigkeit von importierten Pro-
dukten, die z. B. im Fall von instabilen Hybriden 
immer wieder neu gekauft werden müssen. 

Wenn es den Industriestaaten gelingt, durch die An-
wendung der Gentechnologie ihre Agrarüber-
schüsse abzubauen (s. Abschnitt C 1.), so daß sie 
nicht mehr mit hohen Subventionen auf dem Welt-
markt abgesetzt werden, wird das auf Entwick-
lungsländer zwei Effekte haben: 

a) Diejenigen Länder der Dritten Welt, die stärke- 
und zuckerhaltige Agrarprodukte bisher ver- 

57) Krätzig, 1986 und Conrad, 1986 
58) Außenhandelsabteilung der Banco do Brasil, zitiert in: 

Paschoal, 1985 

kauften und in den letzten Jahren erheblich ver-
schlechterte Preis-Kosten-Relationen aufgrund 
sinkender Weltmarktpreise 59) hinnehmen muß-
ten, werden einen positiven Effekt auf ihre Zah-
lungsbilanzen spüren, denn es ist zu erwarten, 
daß die Preise unter den neuen Bedingungen 
steigen werden. 

b) Bei einem hohen Preisniveau werden andere 
Entwicklungsländer, die auf Nahrungsmittelim-
porte angewiesen sind, eine Verschlechterung 
ihrer Zahlungsbilanzen hinnehmen müssen. 

Negative Auswirkungen auf Zahlungsbilanzen wer-
den auch Erfolge bei Projekten der Industriestaa-
ten haben, Produkte, die bisher aus Entwicklungs-
ländern importiert wurden, im eigenen Land herzu-
stellen. Ein eindrucksvolles Beispiel ist die Ent-
wicklung des Weltzuckermarkts, nachdem zuerst in 
Europa einheimischer Rübenzucker den aus Ent-
wicklungsländern importierten Rohrzucker ver-
drängte und später, in den 70er Jahren, in den USA 
damit begonnen wurde, Isoglucose aus Maisstärke 
herzustellen, als Substitut für bisher eingeführten 
Zucker (s. a. Abschnitt C 1.). Ähnlich könnte es sich 
auch verhalten, wenn Industriestaaten keine 
pflanzlichen Öle und Fette aus Entwicklungslän-
dern kauften, als Folge der Entwicklung entspre-
chender einheimischer Pflanzen. 

5.3 Bewertungen und Empfehlungen 

5.3.1 Bewertungen 

Die großen Probleme der Länder der Dritten Welt, 
auch die im Bereich der Gesundheit und Ernäh-
rung, sind vorwiegend politischer, sozialer und öko-
nomischer Natur. Dennoch besteht kein Zweifel 
daran, daß die Gentechnologie auch in diesen Län-
dern die Situation der dortigen Bevölkerung verän-
dern wird. Dabei werden sich die Schwerpunkte 
dieser Veränderungen auf den Gebieten der Ge-
sundheit, Ernährung, Rohstoffe und der Energie-
versorgung nicht nur von denen der Industrielän-
der, sondern auch untereinander stark unterschei-
den. Die Beiträge der Gentechnologie werden dabei 
nicht nur zu quantitativen, sondern auch zu grund-
sätzlichen, qualitativen Neuerungen führen. 

Gesundheit 

Die Gentechnologie wird auch den Ländern der 
Dritten Welt die neuen Stoffe und Arzneimittel zur 
Verfügung stellen, an deren Entwicklung und An-
wendung zur Zeit in den Industrieländern gearbei-
tet wird. Über den Sinn einer solchen Schwerpunkt-
bildung in den Ländern der Dritten Welt selbst ließe 
sich sicher im Hinblick auf die Schwierigkeiten der 
Anwendung dieser Verbindungen einerseits und 
auf die Verfügbarkeit von Ressourcen in diesen 
Ländern andererseits streiten. Immerhin wird diese 
Entwicklung an Ort und Stelle damit verteidigt, daß 

59) BML, 1983 

 



Drucksache 10/6775 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

sie erlaubt, das notwendige technische Know-how 
zu erwerben. 

Darüber hinaus hofft man, mit Hilfe der Gentechno-
logie in absehbarer Zeit bislang nahezu unbehan-
delbare Krankheiten zu behandeln bzw. ihnen 
durch Impfung vorzubeugen. Dabei ist allerdings 
bis heute nicht abzusehen, wie schnell die neuen 
Arbeiten zur Bekämpfung der parasitären Erkran-
kungen, wie Malaria oder der afrikanischen Schlaf-
krankheit, zu praktischen Konsequenzen führen. 
Angesichts der Bedeutung dieser Erkrankungen 
sind jedoch alle Forschungsarbeiten auf diesem Ge-
biet nachdrücklich zu unterstützen. Sie sollten al-
lerdings in allgemeine Strategien der Gesundheits-
versorgung für Länder der Dritten Welt eingebaut 
werden. 

Ernährung 

Die Gentechnologie läßt auch wichtige Beiträge zur 
Verbesserung der Ernährungssituation in Ländern 
der Dritten Welt erwarten. Während es auf diesem 
Gebiet in den Industrieländern in erster Linie um 
Qualitäts- und nicht um Quantitätsfragen geht, sind 
die Länder der Dritten Welt auch und vor allem an 
einer Steigerung der verfügbaren Nahrungsmen-
gen interessiert. Dazu könnten gentechnische Ver-
fahren in der Pflanzen- wie auch der Tierproduk-
tion beitragen. 

Im Bereich der Pflanzenproduktion könnte dies ei-
nerseits durch Resistenzentwicklungen gegen 
Krankheiten, andererseits durch verbesserte An-
passung an schwierige Umweltbedingungen ge-
schehen. Schließlich wird es ganz besonders für die 
Länder der Dritten Welt von Bedeutung sein, wenn 
es gelänge, die Mengen an chemisch hergestellten 
Düngemitteln durch geeignete gentechnische Maß-
nahmen zu reduzieren. Bei den hohen Devisenko-
sten der zur Herstellung der Düngemittel benötig-
ten Energie würden auch kleinste Verbesserungen 
der biologischen Stickstoffbindung im Boden hier 
zu großen Erfolgen führen. 

Rohstoffe und Energieversorgung 

Viele Länder der Dritten Welt sind klimatisch meist 
für die Versorgung mit nachwachsenden Roh-
stoffen prädestiniert und gegenüber den Industrie-
ländern in diesem Punkte bevorzugt. Ob sich die 
Energieversorgung, abgesehen von der Versorgung 
mit Brennholz, auf nachwachsende Rohstoffe um-
stellen läßt, wird auch von der verfügbaren land-
wirtschaftlichen Nutzfläche abhängen. Selbstver-
ständlich muß die Nahrungsmittelversorgung bei 
der Verwertung und Ausweitung vorhandener 
Nutzflächen absoluten Vorrang haben. Brasilien 
nutzt in großem Umfang Flächen für die Gewin-
nung von Bioalkohol aus Zuckerrohr, vor allem zur 
Produktion von Treibstoff. Diese Flächennutzung 
steht wegen der unterschiedlichen Bodenanforde-
rungen nicht in Konkurrenz zur Nahrungsmittel-
produktion. Das Bioalkoholprogramm entlastet 
nicht nur die Devisenbilanz des Landes, es hat auch 
viele Arbeitsplätze geschaffen. Die dadurch ent-

standenen Umweltprobleme sind allerdings erheb-
lich, wobei von der Gentechnologie gewisse Bei-
träge zur Lösung dieser Probleme erwartet wer-
den. 

Mit nachwachsenden Rohstoffen werden z. Z. auch 
die Industrieländer in großem Stile aus den Län-
dern der Dritten Welt versorgt, z. B. im Falle von 
pflanzlichen Olen und Fetten. Diese Versorgung ist 
bislang außerordentlich großen Schwankungen un-
terworfen, die meist auf klimatische Schwierigkei-
ten, Krankheitsbefall der Pflanzen etc. zurückzu-
führen sind. Die Gentechnologie bietet im Prinzip 
die Möglichkeit, hochwertige Rohstoffe langfristig 
auf biotechnologischer Basis in den Industrielän-
dern selbst zu produzieren. Dies müßte sich auf sol-
che Länder der dritten Welt, für die pflanzliche 
Rohstoffe die wichtigsten Ausfuhrprodukte darstel-
len, negativ auswirken. Es ist daher Sorge zu tra-
gen, daß solche Entwicklungsarbeiten in den Indu-
strieländern nicht nur zu Lasten der Länder der 
Dritten Welt aufgenommen werden. 

Möglichkeiten der Länder der Dritten Welt zu gen-
technologischen Arbeiten 

Der Einsatz von Hochtechnologien von der Art der 
Gentechnologie bedarf eines großen Aufwandes an 
Forschung und Lehre sowie einer gut ausgebauten 
Infrastruktur. Diese Voraussetzungen sind z. Z. in 
vielen Ländern der Dritten Welt nicht gegeben. 
Ohne entsprechende Maßnahmen ist daher zu er-
warten, daß der jetzt schon existierende Abstand zu 
den Industrieländern immer größer wird. Es wird 
von großer Bedeutung sein, Forschungsmöglichkei-
ten zu schaffen, da viele Probleme aus Gesundheit 
und Ernährung der Dritten Welt in den Industrie-
ländern nicht bearbeitet werden. Dies hat wirt-
schaftliche Gründe, wenn die zu entwickelnden Pro-
dukte, z. B. ein Malariaimpfstoff, nicht mit Gewinn 
verkauft werden können; viele Krankheitserreger 
lassen sich auch nur unter den lokalen Bedingun-
gen züchten. 

Den Ländern der Dritten Welt ist diese Problematik 
im allgemeinen bewußt. Es gibt daher sehr viele 
bilaterale Kooperationen, die oft über UNO-Organi-
sationen (FAO, UNIDO, Weltbank etc.) initiiert, ko-
ordiniert und verwaltet werden. Schließlich hat die 
UNIDO die Gründung eines Internationalen Zen-
trums für Gentechnologie und Biotechnologie initi-
iert, das seit Mitte des Jahres an zwei Standorten 
seine Arbeit aufgenommen hat. In einer Reihe von 
Ländern der Dritten Welt, vorzugsweise in Schwel-
lenländern, sind in den letzten Jahren bio- und gen-
technologische Forschungseinrichtungen aufgebaut 
worden. Insgesamt ist es sicher nicht unproblema-
tisch, daß bei all diesen Projekten auch ein gewisses 
Prestigedenken unverkennbar ist. Hier wird es ins-
gesamt die Politik der Industrieländer und Finanz-
organisationen sein müssen, den Ländern der Drit-
ten Welt dabei zu helfen, für sie wichtige Fragen zu 
definieren und dabei keineswegs den Lösungsweg, 
auch was die Techniken angeht, vorzuschreiben. 

In Fragen des Risikos und der Risikobewertung ist 
die Übertragung der in den Industriestaaten gülti- 
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gen Sicherheitsstandards nicht immer möglich, weil 
in Ländern der Dritten Welt häufig abgewogen wer-
den muß zwischen erkennbaren Risiken und der 
unmittelbaren Not, die durch entsprechende Pro-
jekte gelindert werden könnte. 

Die Kenntnisse über die möglichen Auswirkungen 
der Anwendung der Gentechnologie in der Dritten 
Welt und über die komplexen Themen, die damit 
verbunden sind, sind derzeit noch sehr gering. 

5.3.2 Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, 

1. Projekte der Technologiefolgenabschätzung für 
den Transfer der Gentechnologie in die Länder 
der Dritten Welt und ihre Anwendung in diesen 
Ländern verstärkt zu fördern — vor allem auch 
bei internationalen Organisationen. 

2. bilaterale Forschungsprogramme im Bereich der 
Gentechnologie als Bestandteil des Wissen-
schaftsaustausches mit Ländern der Dritten Welt 
verstärkt zu fördern. 

3. das Internationale Zentrum für Gentechnologie 
und Biotechnologie (ICGEB), eine gemeinsame 
Gründung der Länder der Dritten Welt, durch 
eine Mitgliedschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land zu unterstützen. Darüber hinaus sollte die 
Bundesregierung darauf hinwirken, daß auch an-
dere Industrieländer Mitglied des ICGEB wer-
den. 

4. Forschungsprojekte auf dem Gebiet der Parasito-
logie zu unterstützen, die für die Länder der Drit-
ten Welt von besonderer Bedeutung sind. 

Die Regierungen von Bund und Ländern sollten 
aufgefordert werden, 

5. Partnerschaften zwischen gentechnologisch ar-
beitenden Hochschulinstituten und entsprechen-
den Instituten in den Ländern der Dritten Welt 
zu fördern. Ein Partnerschaftsprogramm sollte 
ausgeschrieben und aufgrund wissenschaftlicher 
Begutachtung vom Bund und den Ländern fi-
nanziert werden. 
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6.1 Einleitung 

Schon seit der Antike sind Vorfälle biologischer 
Kriegsführung bekannt, z. B. das Vergiften von 
Brunnen mit Leichen. Vor allem aber seit der Ent-
deckung von Mikroorganismen als Erreger be-
stimmter Krankheiten gegen Ende des 19. Jahrhun-
derts wurde auch der konkrete militärische Einsatz 
von Krankheitserregern in Betracht gezogen. Nach-
dem 1925 durch das Genfer Protokoll der (erfolglo-
se) Versuch gemacht wurde, die Verwendung bakte-
riologischer Kriegsmittel zu verbieten, begann in 
den 30er Jahren und während des 2. Weltkriegs die 
Erforschung der Möglichkeiten einer biologischen 
Kriegsführung. Überbleibsel der damaligen For-
schungsarbeiten ist die immer noch verseuchte 

schottische Insel Gruinard, auf der Großbritannien 
1942 die Wirkungen einer Bombe mit Milzbrander-
regern testete. Ein tatsächlicher Kriegseinsatz bio-
logischer Kampfstoffe läßt sich weder für die Zeit 
des 2. Weltkriegs noch in späteren Auseinanderset-
zungen beweisen. 

Wegen der Möglichkeiten der Gentechnologie, be-
stimmte (Mikro-)Organismen mit neuen Eigen-
schaften auszustatten, die Massenproduktion be-
stimmter Stoffe zu erleichtern sowie wegen der an 
diese Technik geknüpften Erwartungen hinsicht-
lich der Herstellung von Therapeutika, Diagnostika 
und Impfstoffen besteht die Möglichkeit, daß die 
Gentechnologie auch im militärischen Bereich An-
wendung finden könnte. 
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6.2 Biologische Waffen 

6.2.1 Definition 

Eine Definition des Begriffs der biologischen Waffe 
stößt auf Schwierigkeiten, insbesondere in seiner 
Abgrenzung zu den chemischen Waffen. Die Be-
zeichnung als biologische Waffe bezieht sich auf die 
Verwendung von biologischem Material, um einen 
Feind zu vernichten oder kampfunfähig zu machen, 
wobei die Waffenqualität dieses Materials in seinen 
pathogenen Eigenschaften und/oder seinen giftigen 
Ausscheidungsprodukten begründet ist. Ihr Einsatz 
kann entweder direkt gegen Personen oder auch 
gegen deren Umwelt — Vieh, Ernte oder das Ökosy-
stem, in dem sie leben — erfolgen. Zu den biologi-
schen Waffen werden zum einen Infektionskrank-
heiten hervorrufende Bakterien, Protozoen, Viren 
und Pilze 1 ) gezählt, zum anderen nach überwiegen- 

1) Antwort der Bundesregierung, BT-Drucksache 10/3365, 
S. 5 

der Ansicht auch Toxine, die von Bakterien oder 
Pilzen produziert werden 2). Schließlich werden mit-
unter auch Insekten und andere Tiere zu den biolo-
gischen Waffen gezählt, sofern sie als Überträger 
von Krankheitserregern fungieren. 

Von einer entsprechenden Definition geht auch das 
„Protokoll Nr. III über die Rüstungskontrolle" des 
WEU-Vertrages aus, das aber zusätzlich die zur mi-
litärischen Verwendung dieser Stoffe bestimmten 
Einrichtungen und Geräte einbezieht 3). 

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen 
nannte 1969 Beispiele für Stoffe, die als biologische 
Kampfstoffe Anwendung finden könnten 4). Diese 
in der Tabelle 6-1 aufgeführten Stoffe sind auch zu 
zivilen Zwecken in der Impfstoffherstellung ver-
wendbar. In der Regel können die genannten Stoffe 
durch Zwischenwirte übertragen werden. 

2) Rosebury, Kabat, 1947 
3) Anlage II, Nr. III. a; BGBl. II (1955), S. 266 
4) Chemische und bakteriologische Waffen, 1969 

Tabelle 6-1 

261 

Biologische Kampfstoffe 

Infek- 
Übertrag- Sterblichkeits- Therapie 

Krankheit tions

-

fähig

-

keit 1) 
barkeit ) Inkubationszeit 3) 

Krankhheits

-

dauer3) ziffer3) mit Anti

-

biotika 

Verursacht durch Viren: 

Chikungunya-Fieber wahr

-

schein

-

lich 

keine 2 bis 6 Tage 2 Wochen bis 
einige Monate 

sehr niedrig 
( <1 %) 

keine 

Dengue-Fieber hoch keine 5 bis 8 Tage einige Tage bis 
mehrere 

sehr niedrig 
( < 1 %) 

keine 

Wochen 

Östliche Enzephalitis 
der Pferde 

hoch keine 5 bis 15 Tage 1 bis 3 Wochen hoch 
(60 %) 

keine 

durch Zecken übertra

-

gene Enzephalitis 
hoch keine 1 bis 2 Wochen 1 Woche bis 

einige Monate 
variabel bis zu 
30 

keine 

Venezolanische Enze

-

phalitis der Pferde 
hoch keine 2 bis 5 Tage 3 bis 10 Tage niedrig ( <1 %) keine 

Influenza hoch hoch 1 bis 3 Tage 3 bis 10 Tage gewöhnlich 
niedrig, außer 
bei Komplika-
tionen 

keine 

Gelbfieber hoch keine 3 bis 6 Tage 1 bis 2 Wochen hoch (bis zu keine 
40 %) 

Pocken hoch hoch 7 bis 16 Tage 12 bis 14 Tage variabel, doch 
im allgemei-
nen hoch (bis 
zu 30 %) 

keine 
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Krankheit 

Infek 
tions

-fähig -keit 1) 

Übertrag
-barkeit2) Inkubationszeit 3) Krankheits
-dauer 

3
) 

Sterblichkeits
-ziffer3) 

Therapie 
mit Anti

-biotika 

Verursacht durch Rickettsien: 

Q-Fieber hoch keine 10 bis 21 Tage 1 bis 3 Wochen niedrig wirk- 
bzw. 
uner

-

heblich 

(manchmal 
weniger) 

(gewöhnlich 
< 1%) 

sam 

Psittakose hoch ziem

-

lich 
hoch 

4 bis 15 Tage 1 bis mehrere 
Wochen 

ziemlich hoch wirk-
sam 

Rocky-Mountains- hoch keine 3 bis 10 Tage 2 Wochen bis meist hoch wirk- 
Fleckfieber mehrere (bis zu 80 %) sam 

Monate 
Fleckfieber hoch keine 6 bis 15 Tage einige Wochen 

bis mehrere 
Monate 

variabel, doch 
meist hoch (bis 
zu 70 %) 

wirk

-

sam 

Verursacht durch Bakterien: 

Milzbrand ziem- uner- 1 bis 5 Tage 3 bis 5 Tage fast immer wirk- 
(Lungenmilzbrand) lich 

hoch 
heblich tödlich sam bei 

sehr 
frühzei-
tiger 
Be

-

hand-
lung 

Brucellose hoch keine 1 bis 3 Wochen einige Wochen 
bis mehrere 

niedrig 
( < 25 %) 

ziem

-

lich 
Monate wirk-

sam 

Cholera gering hoch 1 bis 5 Tage einige bis meh

-

rere Wochen 
meist hoch 
(bis zu 80 %) 

ziem-
lich 
wirk-
sam 

Rotz hoch keine 2 bis 14 Tage 4 bis 6 Wochen fast immer 
tödlich 

wenig 
wirk-
sam 

Malioidosis hoch keine 1 bis 5 Tage 4 bis 20 Tage nahezu 100 % ziem-
lich 
wirk-
sam 

Pest (Lungenpest) hoch hoch 2 bis 5 Tage 1 bis 2 Tage nahezu 100 % mäßig 
wirk-
sam bei 
frühzei-
tiger 
Anwen-
dung 

Tularämie hoch uner

-

heblich 
1 bis 10 Tage 2 bis mehrere 

Wochen 
meist niedrig, 
manchmal je- 
doch bis 60 % 

wirk-
sam 

Typhus ziem- ziem- 1 bis 3 Wochen wenige bis ziemlich hoch ziem- 
lich 
hoch 

lich 
hoch 

mehrere 
Wochen 

(bis zu 10 %) lich 
wirk-
sam 

Dysenterie hoch hoch 1 bis 3 Tage einige Tage 
oder Wochen 

niedrig bis 
ziemlich hoch, 
je nach Bakte-
rienstamm 

wirk

-

sam 
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Krankheit 

Infek 
tions

-
fähig

-keit ) 

Übertrag

-
barkeit ) 

Inkubationszeit 3) Krankheits

-
dauer 3) 

Sterblicheits 
ziffer 3) 

Therapie 
mit Anti

-biotika 

Verursacht durch Pilze: 

Coccidioidomykose . hoch keine 1 bis 3 Wochen einige Wochen 
oder Monate 

niedrig keine 

1) Infektionsfähigkeit bedeutet das Vermögen des Parasiten, in den Wirtorganismus einzudringen und sich dort zu ver-
mehren; dabei bleibt das klinische Erscheinungsbild der Krankheit außer Betracht. Es gibt nämlich mehrere Erreger, 
die bei der Mehrheit der ihnen ausgesetzten Personen zwar eine Infektion verursachen, aber keine klinischen Sym-
ptome hervorrufen. 

2) Übertragbarkeit: Dieser Begriff bezieht sich auf die unmittelbare Übertragung von Mensch zu Menschen ohne Zwi-
schenschaltung eines Arthropoden als Überträger. 

3) Die unter Inkubationszeit, Krankheitsdauer und Sterblichkeitsziffer genannten Zahlen beruhen auf epidemiologi-
schen Daten. Sie schwanken je nach Virulenz und Dosis des Erregers, Widerstandsfähigkeit des Wirtorganismus 
sowie vielen anderen Faktoren. Bei absichtlicher Verbreitung massiver Konzentrationen des Erregers als Kriegsmit-
tel könnten die Inkubationszeit kürzer und die Symptome schwerer sein. Die Sterblichkeitsziffer bezeichnet das Ver-
hältnis zwischen der Zahl der Todesfälle und der Zahl der erkrankten (nicht der infizierten) Personen bei fehlender 
Behandlung. 

Von den verschiedenen verwendbaren — in der vor-
stehenden Übersicht nicht aufgeführten — Toxinen 
sind vor allem die von Bakterien gebildeten Botuli-
nus- und Tetanustoxine sowie Mykotoxine als Stoff-
wechselprodukte von Pilzen zu nennen. Diese gehö-
ren zu den giftigsten Substanzen überhaupt, so wird 
etwa beim Botulinustoxin A die für den Menschen 
tödliche Dosis zwischen 0,0004 mg und 0,07 mg an-
gegeben 5). Zum Vergleich: Der giftigste chemische 
Kampfstoff, das Nervengas VX, wirkt ab einer Do-
sis von 0,5 mg tödlich 6). 

6.2.2 Mögliche Abwehrmaßnahmen gegen 
B-Waffen 

Gegen eine Infektion mit Krankheitserregern ste-
hen einmal physikalische Schutzmaßnahmen — 
Schutzkleidung, ABC-Schutzmasken — zur Verfü-
gung. Diese sind aber nur in geringem Umfang und 
bei einer begrenzten Personenzahl wirksam, da ihr 
Einsatz nur erfolgen kann, sofern ein Vorhanden-
sein biologischer Kampfstoffe bereits erkannt wur-
de. Diese sind aber in der Regel erst durch ihre Wir-
kungen zu bemerken, die häufig erst nach einer 
Inkubationszeit von mehreren Tagen auftreten 7). 
Eine allgemeine prophylaktische Immunisierung 
der Bevölkerung scheidet, sofern sie medizinisch 
überhaupt möglich sein sollte, wegen der Vielzahl 
unterschiedlicher Infektionserreger aus. Wenn eine 
Infektion bereits erfolgt ist, werden medizinische 
Gegenmaßnahmen dadurch erschwert, daß eine 
Identifizierung der eingesetzten Mikroorganismen 
oder Toxine häufig auf Schwierigkeiten stößt und 
einen längeren Zeitraum beansprucht$). Bis dahin 
kann sich aber eine bestimmte Infektionskrankheit 
epidemieartig ausgebreitet haben. Zusammenfas-
send kann festgehalten werden, daß derzeit ein um-
fassender wirksamer Schutz gegen B-Waffen nicht 
möglich ist. 

5) Jannsen, 1985, S. 64 
8) Chemische und bakteriologische Waffen, 1969, An-

hang II 
7) vgl. die vorstehende Übersicht 
8) Chemische und bakteriologische Waffen, 1969, S. 18 ff.  

6.2.3 Bedingungen des Einsatzes biologischer 
Kampfstoffe 

Die Verwendung von Mikroorganismen, Viren oder 
Toxinen als Kampfstoff kann z. B. erfolgen durch 
Versprühen als Aerosol 9) oder durch die direkte 
Einbringung in andere Überträgermedien, wie z. B. 
Trinkwasser oder Nahrungsmittel. 

Theoretisch lassen sich alle pathogenen Mikroorga-
nismen, Viren und Toxine als biologische Waffen 
einsetzen. Um allerdings militärisch verwendbar zu 
sein, müssen sie bestimmte Anforderungen erfül-
len 10): 

— stark schädigende Wirkung 

— Möglichkeit effizienter Verbreitung 

— Eingeschränkte Abwehrmöglichkeiten 

— Herstellbarkeit in großen Mengen 

Der Einsatz von B-Kampfstoffen stößt auf be-
stimmte technische Schranken: Da die Waffenwir-
kung erst eintritt, wenn die pathogenen Stoffe vom 
Menschen aufgenommen werden, ist es erforder-
lich, daß diese in der Lage sind, aus dem Übertra-
gungsmedium (Luft, Wasser, Nahrungsmittel) in 
den menschlichen Organismus einzudringen und 
dabei möglichst lange ihre schädigenden Eigen-
schaften zu erhalten. Obwohl insbesondere einige 
pathogene Mikroorganismen (in Form von Sporen) 
außerordentlich langlebig sind, man denke an die 
oben erwähnte seit dem 2. Weltkrieg andauernde 
Verseuchung der Insel Gruinard, ist die Mehrzahl 
natürlicher, pathogener Mikroorganismen sehr 
empfindlich gegen Umwelteinflüsse wie UV-Strah-
len, Eintrocknen oder Sauerstoffzufuhr. Außerhalb 
des Wirts verlieren die meisten Erreger ihre Infek-
tiosität relativ schnell 11 ). Das führt dazu, daß diese 
als biologische Waffe ungeeignet sind. 

9) in einem Gas verteilte feinste Flüssigkeitströpfchen 
10) US Departments of Army and Air Force manual TM 

3-216/ATM 355-56, 1964 
11) Chemische und bakteriologische Waffen, 1969, S. 6 
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Eine weitere Schwierigkeit ergibt sich aus der häu-
fig nicht kontrollierbaren Verbreitung bestimmter 
B-Agenzien. Daher ist neben einer beabsichtigten 
Schädigung des Gegners in der Regel auch eine 
Beeinträchtigung der eigenen Bevölkerung und Sol-
daten zu befürchten. Aufgrund der nicht zielgerich-
teten und vor allem kaum steuerbaren Verbreitung 
biologischer Kampfstoffe lassen sich die Auswir-
kungen eines B-Waffen-Einsatzes nicht auf das an-
gestrebte Ziel beschränken. Diese Tatsache be-
grenzt bisher den militärischen Wert biologischer 
Waffen 12) und wird als mitentscheidender Grund 
für die bisherige Zurückhaltung bei einer kriegeri-
schen Verwendung gesehen 13). Theoretisch könnte 
bei einigen B-Kampfstoffen eine Schädigung der ei-
genen Bevölkerung und Soldaten durch vorherge-
hende Impfung vermieden werden. Derartige Mas-
senimpfungen dürften aber einem potentiellen Geg-
ner nur schwer zu verbergen sein und ihm damit 
Hinweise liefern, sich selbst entsprechend zu schüt-
zen. 

6.3 Derzeitiger Umfang der Forschung und 
der Herstellung biologischer Waffen 

6.3.1 Rechtliche Rahmenbedingungen 

6.3.1.1 WEU-Vertrag 

Im Protokoll Nr. III über die Rüstungskontrolle 14) 
zur Ergänzung des WEU-Vertrages hat sich die 
Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1955 ver-
pflichtet, in ihrem Gebiet keine biologischen Waffen 
herzustellen. Die Kontrolle der Einhaltung dieser 
Vorschrift obliegt dem Amt für Rüstungskontrolle 
der WEU. Zu dessen Aufgaben gehört auch die 
Durchführung von Stichproben und Inspektionen in 
Produktionsanlagen, Depots und bei den Streitkräf-
ten. Diese erfolgen in der Regel lediglich durch In-
formationsanfragen, um insbesondere Unfälle und 
Schäden, etwa in der Impfstoffproduktion, zu ver-
meiden, da es diesbezüglich an einer zwischenstaat-
lichen Vereinbarung über die Leistung von Scha-
densersatz fehlt. 

6.3.1.2 B-Waffen-Übereinkommen 

Am 7. April 1983 ist die Bundesrepublik Deutsch-
land dem Übereinkommen über das Verbot der Ent-
wicklung, Herstellung und Lagerung bakteriologi-
scher (biologischer) Waffen und von Toxinwaffen 
sowie über die Vernichtung solcher Waffen vom 
10. April 1972 beigetreten. Das Übereinkommen ist 
durch Gesetz vom 21. Februar 1983 15) verbindliches 
Recht der Bundesrepublik Deutschland geworden. 
Ebenfalls dem Übereinkommen beigetreten sind 
die übrigen NATO-Staaten wie auch die Länder des 
Warschauer Pakts. 

12) Meselson, 1970, S. 15 
13) Tucker, 1984-1985, S. 61 f. 
14) v. 25. März 1955, BGBl. II, S. 266 
15) BGBl. II S. 132  

In dem Übereinkommen verpflichten sich die Ver-
tragsstaaten keine biologischen Kampfstoffe — un-
geachtet ihrer Herstellungsmethode — zu entwik-
keln oder herzustellen. Das gleiche gilt für Waffen 
und Ausrüstungsgegenstände, die für die Verwen-
dung solcher Kampfstoffe zu feindseligen Zwecken 
oder bewaffneten Konflikten bestimmt sind 16). Des-
weiteren verpflichtet sich jeder Vertragsstaat der-
artige Kampfstoffe und Waffen, die sich bereits in 
seinem Besitz befinden, zu vernichten 17). Ausge-
nommen von dem Entwicklungs- und Herstellungs-
verbot sind die Arten und Mengen von Mikroorga-
nismen, Viren und Toxinen, die durch Vorbeu-
gungs-, Schutz- oder sonstige friedliche Zwecke ge-
rechtfertigt sind. 

Das Übereinkommen enthält keine Definition biolo-
gischer Waffen, vielmehr wird allgemein von mikro-
biologischen und anderen biologischen Agenzien 
und Toxinen gesprochen 18). Wie von der ersten 
Überprüfungskonferenz 1980 entschieden 19) und 
durch die zweite Überprüfungskonferenz 1986 be-
kräftigt 20), fallen darunter auch alle Stoffe, die 
durch die Anwendung von DNA-Rekombinations-
techniken entstehen könnten 21) 

Seit Abschluß bzw. Ratifizierung des Übereinkom-
mens durch die Unterzeichnerstaaten, ist die Her-
stellung biologischer Kampfstoffe über das nach 
dem Übereinkommen zulässige Maß hinaus nicht 
nachgewiesen worden. Ob dieses eher auf das Über-
einkommen oder auf den begrenzten militärischen 
Wert biologischer Waffen zurückzuführen ist, kann 
nicht eindeutig festgestellt werden. Der Vertrag 
weist mehrere Schwachstellen auf: 

Kein generelles Verbot 

Der Vertrag erlaubt Entwicklung, Herstellung und 
Lagerung mikrobiologischen Materials und von To-
xinen zu defensiven und sonstigen friedlichen 
Zwecken. Es stößt auf Schwierigkeiten, die Grenze 
zu bestimmen, wann eine Rechtfertigung durch 
friedliche Zwecke nicht mehr gegeben ist. Ein Bei-
spiel dafür ist die Herstellung von Impfstoffen. 
Maßnahmen zum Schutz gegen B-Agenzien sind 
häufig identisch mit denen zum Schutz vor Infek-
tionserregern und mikrobakteriellen Toxinen des 
zivilen Gesundheitswesens 22). Zur Herstellung von 
Impf- und anderen Abwehrstoffen ist es in der Re-
gel erforderlich, die entsprechenden Agenzien zu 
produzieren, um mit ihnen die geplanten Schutz-
maßnahmen zu testen. Hier besteht das Problem, 
daß zwischen Stoffen und Verfahren zu Schutz-
zwecken und solchen zu aggressiven Zwecken nur 
sehr schwer zu unterscheiden ist 23). Dabei handelt 
es sich insbesondere um ein Mengenproblem. We-
gen der hohen Giftigkeit vieler Toxine sind diese 

16)Artikel I des Übereinkommens 
17) Artikel II 
18) Artikel I 
1°) Finder, 1956, S. 7 
20) Dokument BWC/CONF. II/11, S. 8 
21) Finder, 1986, S. 7 
22) Antwort der BReg, BT-Drucksache 10/3365, S. 5 
23) Bothe, 24/64 
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auch schon in geringen Mengen zu aggressiven 
Zwecken zu nutzen. Bei vermehrungsfähigen Agen-
zien, Mikroorganismen und Viren, ist die Frage der 
vorhandenen Mengen ohnehin ohne Bedeutung. 

Beschränkung auf Entwicklung und Herstellung 

Nicht verboten wird durch das Übereinkommen 
jede Art von Forschung zu Zwecken biologischer 
Kriegführung. Das gilt jedenfalls dann, wenn man 
unter Forschung etwas versteht, was der Entwick-
lung vorgeschaltet ist. Auch hier ist es kaum mög-
lich, eine Grenze zu ziehen, wo die bereits verbo-
tene Entwicklungsphase beginnt. 

Fehlen von Verifikationsmöglichkeiten 

Als entscheidender Schwachpunkt des Überein-
kommens wird das Fehlen jeglicher Verifikations-
möglichkeiten gesehen. Der Vertrag sieht kein In-
strumentarium vor, mit dem überprüft werden 
kann, ob die Vertragsstaaten die Vereinbarungen 
befolgen. Um diesem Mißstand abzuhelfen, hat 
Schweden auf der 1. Überprüfungskonferenz des 
Übereinkommens im Jahr 1980 eine Verifikations-
regelung vorgeschlagen, nach der ein aus Experten 
der Vertragsstaaten zusammengesetztes Gremium 
die Einhaltung des Übereinkommens hätte über-
prüfen können. Eine solche Vereinbarung schei-
terte am Widerstand der Staaten des Warschauer 
Pakts. Im Jahr 1982 haben Schweden und 1984 
Großbritannien unterstützt durch die Bundesrepu-
blik Deutschland bei den Vereinten Nationen Reso-
lutionen mit dem Ziel eingebracht, eine Kontrollbe-
stimmung zur Einhaltung des Übereinkommens 
einzuführen. Sie sind jeweils am Widerstand der 
Sowjetunion gescheitert, die schon die Diskussion 
solcher Resolutionsentwürfe abgelehnt hat. 

Auch die 2. Überprüfungskonferenz im September 
1986 konnte eine Verifikationsregelung nicht ver-
einbaren, da sie dazu nicht beauftragt war. Zur Ver-
meidung von Unklarheiten, Zweifeln und gegensei-
tigen Verdächtigungen wurden aber eine Reihe von 
vertrauensbildenden Maßnahmen vereinbart, die 
einen Informationsaustausch über biologische For-
schungsprojekte in dem durch das Übereinkommen 
erlaubten Rahmen gewährleisten sollen. Im einzel-
nen wurde folgendes vereinbart 24): 

— Datenaustausch über Forschungszentren und 
Laboratorien mit höchstem Sicherheitsstandard 
und Einrichtungen zum erlaubten Umgang mit 
biologischen Materialien, die ein hohes persönli-
ches oder allgemeines Risiko mit sich bringen. 
Der Datenaustausch soll den Namen, den Ort 
sowie Umfang und allgemeine Beschreibung der 
Aktivitäten der Forschungseinrichtung umfas-
sen. 

— Austausch von Informationen über das Auftre-
ten ansteckender Krankheiten und ähnlicher 
durch Toxine verursachter Erscheinungen, die 
nach Typ, Entwicklung, Ort und Zeit des Auftre-
tens vom normalen Muster abweichen. 

24) Dokument BWC/CONF. II/11  

— Unterstützung der Publikation von Ergebnissen 
biologischer Forschung, die direkt mit der Kon-
vention in Verbindung stehen, in wissenschaftli-
chen Zeitschriften, die für alle Staaten zugäng-
lich sind. 

— Aktive Förderung von Kontakten zwischen Wis-
senschaftlern, die biologische Forschung in di-
rektem Zusammenhang mit der Konvention be-
treiben, einschließlich gemeinsamer Forschun-
gen auf gegenseitig vereinbarter Basis. 

6.3.2 Umfang der B-Waffen-Forschung und 
-Entwicklung 

In welchem Umfang zur Zeit in der Welt Forschung 
im Zusammenhang mit der Entwicklung biologi-
scher Kampfstoffe betrieben wird, läßt sich nicht 
feststellen. Das hängt nicht zuletzt mit den oben 
beschriebenen Definitionsproblemen und den häu-
figen Überschneidungen zivil und militärisch nutz-
barer Forschungsprojekte zusammen. Seit einiger 
Zeit besteht die Vermutung, daß die Sowjetunion 
intensive B-Kampfstofforschung betreibt 25). In den 
USA führt das U.S. Army Research Institute for In-
fectious Diseases (USAMRIID) Forschungen im Be-
reich der biologischen Verteidigung durch 26). Zu be-
achten ist hierbei, daß keine Anhaltspunkte beste-
hen, daß diese Forschungen über das nach dem B-
Waffen-Übereinkommen erlaubte Maß hinausge-
hen. 

In der Bundesrepublik Deutschland werden keine 
Arbeiten durchgeführt, die gegen das Übereinkom-
men von 1972 verstoßen 27). Soweit biologische For-
schungsarbeiten im Bereich des BMVg durchge-
führt werden, geschieht dies im Rahmen der wehr-
medizinischen Forschung, deren Einzelprojekte 
dem Haushaltsausschuß des Deutschen Bundesta-
ges vorliegen 28). Dieses Forschungsgebiet umfaßt 
den medizinischen ABC-Schutz, wozu u. a. Strahlen- 
und Immunbiologie gehören, die allgemeine Wehr-
medizin, d. h. Kriegschirurgie, Seuchenhygiene, 
Physiologie etc., sowie die Wehrpsychologie. Dabei 
sind die. Einzelvorhaben öffentlich und werden 
heute von privaten oder Universitätsinstituten 
durchgeführt. Dabei sehen die jeweiligen Verträge 
die Möglichkeit der Publizierung der Forschungser-
gebnisse ausdrücklich vor. 

6.4 Perspektiven der Anwendung 
gentechnologischer Methoden 

Welche Anwendungsmöglichkeiten sich der Gen-
technologie im militärischen Bereich bieten, ist um-
stritten. Teilweise wird die Annahme geäußert, es 
könne mittels gentechnischer Methoden in Zukunft 
möglich sein, neuartige, gefährlichere Mikroorga- 

25) Tucker, 1984-85, S. 59f.; Finder, 1986, S. 8 ff. 
26) Tucker, 1984-85, S. 68 
27) Antwort der BReg., BT-Drucksache 10/3365, S. 4 
28) Haushaltsplan Kapitel 14 20 Titel 551 02 und 551 12 
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nismen oder Viren herzustellen, z. B. durch Übertra-
gung von Resistenzgenen, von pathogenen Eigen-
schaften oder durch Änderung der Wirtsspezifi-
tät 29). Daß diese Annahmen von einer realistischen 
Einschätzung der Möglichkeiten der Gentechnolo-
gie ausgehen, wird vielfach bezweifelt 30). Auch 
wenn die Gentechnologie in diesem Bereich An-
wendung fände, so sei derzeit nicht erkennbar, daß 
dadurch Mikroorganismen und Viren herstellbar 
sind, die das Gefahrenpotential bereits vorhande-
ner B-Kampfstoffe übersteigen könnten 31 ). Ähnli-
ches gelte für Toxine, deren militärische Effektivi-
tät nicht an die der chemischen Nervengase heran-
reicht 32). Bedeutung könnte die Gentechnologie ins-
besondere erlangen bei der Entwicklung von Impf-
stoffen sowie bei der Entwicklung diagnostischer 
Verfahren zur Identifizierung von B-Kampfstoffen. 

In welchem Umfang die Gentechnologie Gegen-
stand militärischen Interesses sein wird bzw. schon 
ist, kann wegen der in diesem Bereich außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland üblichen Geheim-
haltungspraxis nicht eindeutig geklärt werden. Da 
aber der Abschlußbericht der 2. Überprüfungskon-
ferenz des B-Waffen-Übereinkommens die Gentech-
nologie ausdrücklich erwähnt 33), ist anzunehmen, 
daß diese in Zukunft bedeutsam sein wird. In den 
USA stieg die Zahl der militärischen Forschungs-
projekte, die gentechnische Methoden verwenden, 
von 0 im Jahre 1980 auf über 40 1984 34). For-
schungsschwerpunkt ist dabei die Entwicklung von 
Impfstoffen 35). Eine Liste von 59 im Auftrag oder 
unter Förderung des Department of Defense laufen-
den Forschungsprojekte wurde im April 1985 veröf-
fentlicht 36). Bezüglich der Anwendung gentechni-
scher Methoden zur Herstellung biologischer 
Kampfstoffe in der Sowjetunion liegen keine verifi-
zierbaren Angaben vor. In der Bundesrepublik 
Deutschland ist bisher eine militärische Nutzung 
gentechnischer Methoden nicht bekannt, für die Zu-
kunft wird diese aber zur Entwicklung verbesserter 
diagnostischer Verfahren zur Identifizierung von B-
Kampfstoffen und zur Impfstoffherstellung in Er-
wägung gezogen 37). Derzeit führt die Tierärztliche 
Hochschule Hannover im Auftrag des BMVg ein 
Forschungsprojekt durch, das dazu dient, mit nicht 
krankmachenden Vertretern der Gruppe der Alpha-
viren 38) Methoden zu entwickeln, die zu einer ver-
besserten Früherkennung und im weiteren zu wirk-
sameren Impfmaßnahmen für möglichst alle Grup-
pen der Alphaviren führen sollen. Dazu werden in 
der Zellkultur monoklonale Antikörper und mit 
gentechnologischen Methoden herstellbare Schutz-
stoffe (Oligopeptide) entwickelt. Das Forschungs- 

29) Sindheimer, Wright, 1983, S. 20; Feith, 1986 
30) vgl. Hilts, 1986; Tucker, 1984-85 
31) Tucker, 1984-85, S. 67 
32) Tucker, 1984-85, S. 67 
33) Dokument BWC/CONF. II/11 
34) Wright 1985; Tucker 1984-85, S. 69; vgl. auch Bu-

dianski 1984; Smith, 1984. 
35) Finder 1986; Tucker 1984-85 
38) abgedruckt in Gene Watch, May-August 1985, S. 14 und 

15 
37) Sailer, Stenographisches Protokoll 24, S. 44 
38) Eine Art dieser Virusgruppe verursacht die sog. 

Zeckenenzephalitis 

projekt ist bei der ZKBS angemeldet und geneh-
migt worden. Die für das Projekt insgesamt bereit-
gestellten Mittel betragen etwa 900 000 DM. 

Auch soweit gentechnologische Forschungsprojekte 
durchgeführt werden, unterfallen sie dem durch die 
2. Überprüfungskonferenz des B-Waffen-Überein-
kommens vereinbarten Informationsaustausch. Ob 
sich diese Vereinbarung auch hinsichtlich gentech-
nologischer Projekte bewähren wird, ist noch nicht 
absehbar. 

6.5 Bewertung und Empfehlungen 

Die Gentechnologie kann künftig auch zu militäri-
schen Zwecken eingesetzt werden. Es ist noch strit-
tig, ob dadurch im Bereich der B-Waffen eine neue 
Qualität erreicht werden kann. 

Von militärischer Seite betriebene oder aus dem 
Verteidigungshaushalt finanzierte gentechnische 
Forschung bringt zugleich das Problem, daß gen-
technologische Forschung geheim betrieben oder 
zumindest Einschränkungen im Austausch ihrer 
Ergebnisse unterworfen werden könnte. 

Die Entwicklung und Produktion biologischer Waf-
fen findet in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
statt. Die Gentechnologie läßt sich künftig aber 
auch für die Entwicklung von Impfstoffen gegen 
denkbare biologische Waffen nutzen. Einem mögli-
chen Gewinn an Sicherheit steht dabei aber in min-
destens gleicher Weise die Gefahr gegenüber, daß 
der Besitz wirksamer Gegenmittel gegen einzelne 
biologische Waffen den Einsatz solcher Waffen erst 
denkbar und kalkulierbar macht. Der Einstieg in 
eine vom Militär finanzierte oder betriebene gen-
technologische Forschung wirft auch hier das Pro-
blem auf, daß auf Dauer Forschung geheim betrie-
ben und ihre Ergebnisse nicht mehr ungehindert  
publiziert werden könnten. 

Daher ist die Vereinbarung der 2. Überprüfungs-
konferenz des B-Waffen-Übereinkommens, einen 
gegenseitigen Informationsaustausch durchzufüh-
ren, zu begrüßen. Ob diese Regelung dazu beitragen 
wird, auch in Zukunft eine Nutzung der Gentechno-
logie zur Entwicklung biologischer Kampfstoffe zu  

verhindern, bleibt abzuwarten. 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag,  

1. die Bundesregierung aufzufordern, im Rahmen . 

der UNO durch geeignete Maßnahmen darauf' 
hinzuwirken, daß das Verbot der Entwicklung, 
Produktion und des Einsatzes biologischer Waf-
fen weltweit auch angesichts neuer technischer 
Möglichkeiten durch die Gentechnologie einge-
halten und darüber hinaus ein Verbot der B-Waf-
fen-Forschung sowie eine Verifikationsregelung 
vereinbart wird. 

2. die Bundesregierung aufzufordern, wie bisher 
über das B-Waffen-Übereinkommen von 1972 
hinaus auf die B-Waffen-Forschung zu verzich-
ten. 
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3. gemeinsam mit der Bundesregierung sicherzu-
stellen, daß gentechnologische Forschungspro-
jekte in der Bundesrepublik Deutschland nicht in 
militärischen Einrichtungen betrieben oder aus 
Mitteln des Verteidigungshaushalts finanziert 
werden. Davon ausgenommen sind Projekte, die 
der Sache nach der Wehrmedizin zugehörig sind. 
Diese sind für die Öffentlichkeit transparent zu 
machen. 

4. die Bundesregierung aufzufordern, die Richtli-
nien der ZKBS daraufhin zu überprüfen, ob zu-
sätzliche Regelungen erforderlich sind, um die 
Forschung und Entwicklung biologischer Waffen 
unter Nutzung der Gentechnologie auszuschlie-
ßen und ggf. die Richtlinien entsprechend zu er-

gänzen. 
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Die im folgenden wiedergegebenen Sachverhalte 
wurden auf der Basis von Informationen aus dem 
Bundesministerium für Forschung und Technologie 
(BMFT) zusammengestellt, die dort im Auftrag der 
Enquete-Kommission erarbeitet wurden. 

Die Bundesregierung sieht in der Biotechnologie 
eine wichtige Zukunftstechnologie mit einem gro-
ßen Entwicklungspotential vergleichbar mit den In-
formations- und Kommunikationstechnologien, den 
neuen Fertigungstechniken sowie der Entwicklung 
neuer Materialien. Sie schätzt den Beitrag von Gen-
technologie und Zellbiologie zur Biotechnologie als 
sehr hoch ein. Mit diesen modernen Zweigen der 
Biotechnologie konnten die Kenntnisse Aber grund-
legende Lebensvorgänge sprunghaft vermehrt wer-
den. Damit eröffnen sich Entwicklungsrichtungen 
und Möglichkeiten, die zu Anfang der 70er Jahre 
kaum für möglich gehalten wurden. Wegen des er-
warteten großen Innovationspotentials für die Ent-
wicklung breiter Bereiche der Volkswirtschaft wird 
der Biotechnologie eine Schlüsselfunktion zuge-
schrieben. Als moderne Methodenentwicklung in 
der Biotechnologie wird der Gentechnologie ein ho-
her Stellenwert im Programm der Bundesregie-
rung 1) zuerkannt. 

Finanzielle Zuwendungen durch das BMFT sollen 
insbesondere Spitzenleistungen von Personen und 
Einrichtungen fördern, das Innovationstempo der 
deutschen Wirtschaft auf diesem Gebiet beschleuni-
gen, die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt-
schaft stärken und zur Bewältigung öffentlicher 
Aufgaben, beispielsweise in der Gesundheit, Ernäh-
rung und Umwelt beitragen. Außerdem sollen Risi-
kofragen, die sich im Zusammenhang mit der Ent-
wicklung und Einführung neuer gen- und biotech-
nologischer Verfahren stellen, untersucht und Bei-
träge zur Lösung von besonderen Problemen in 
Ländern der Dritten Welt geleistet werden. 

7.1 Marktpotential der Bio- und 
Gentechnologie 

Ende 1982 wurde Humaninsulin als erstes gentech-
nologisches Produkt vom Pharmakonzern Eli Lilly 
industriell hergestellt und auf den Markt gebracht. 
Inzwischen sind in USA, Japan und einigen Län-
dern Europas mehrere Produkte auf dem Markt wie 
Interferone, menschliches Wachstumshormon und 
Aminosäuren. Außerdem werden monoklonale 
Antikörper bereits routinemäßig in der Diagnostik 
angewendet. 

1 ) BMFT, 1985 

Marktpotentiale für die Gentechnik festzustellen 
oder vorherzusagen ist schwierig, weil in den stati-
stischen und wissenschaftlich-technischen Quellen 
und Firmeninformationen häufig keine Unterschei-
dung zwischen konventioneller Biotechnik, Zellkul-
turtechnik und Gentechnik erfolgt, zumal gentech-
nische Methoden zunehmend in alle anderen Berei-
che der Biotechnik übergreifen. 

Gegenüber den teilweise sehr optimistischen frühe-
ren Prognosen erfolgt die Markteinführung jedoch 
deutlich langsamer, auch wenn das Marktpotential 
weiterhin als außerordentlich hoch eingeschätzt 
wird. Das weltweite Engagement der Pharma- und 
Lebensmittelindustrie, von Chemie- und finanzstar-
ken Mischkonzernen und zunehmend auch der 
Saatgutindustrie nimmt kontinuierlich zu. 

Das wirtschaftliche Potential biotechnischer Ver-
fahren liegt heute noch überwiegend bei der Nah-
rungs- und Genußmittelherstellung. Der Anteil 
neuer Produkte wie Arzneimittel und Chemikalien 
wächst aber kontinuierlich. In einer Zusammenstel-
lung von Marktdaten „echter" Biotechnologiepro-
dukte wird ein Umsatz von 60 Mrd. DM, entspre-
chend 7,5% des Chemie- und Pharmamarktes von 
800 Mrd. DM, benannte). Dabei erreichen Biotech- 

Tabelle 7-1 

Produktionswert von Produkten, die bereits 
teilweise oder vollständig biotechnisch hergestellt 

werden bzw. hergestellt werden könnten 4) 

Produkte Wert in Mio. DM 

Arzneimittel 
Öle, Fette, Fettsäuren 
Vitamine 
Hormone 
Drogen und Extrakte 
Tier-Arzneimittel 
Glykoside und Alkaloide 
Desinfektionsmittel 
Gelatine 
Antibiotika 
Sera und Impfstoffe 
Pflanzliche Klebstoffe 
Enzyme 

15 
1 
798 
107 
761 
416 
356 
324 
271 
231 
210 
205 
188 
179 
52 

2) Truscheit, 1986 
3) Angaben verschiedener deutscher und amerikanischer 

Firmen und Beratungsunternehmen 
4) Statistisches Bundesamt, 1985 
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nologieprodukte im Pharma- und Veterinärmarkt 
sogar über 25% Marktanteil. Die Vorhersagen für 
das Weltpotential im Jahr 2 000 bei ausschließlicher 
Betrachtung von Prozessen, die im Bioreaktor 
durchgeführt werden, schwanken zwischen 25 und 
200 Mrd. US $ 3). Für die Bundesrepublik Deutsch-
land gibt Tabelle 7-1 detailliert den Wert ausgewähl-
ter Produkte des Nicht-Nahrungsmittelbereichs für 
1985 an. 

7.2 Förderung von Forschung 
und Entwicklung der Gentechnologie 
in der Bundesrepublik Deutschland 

Im Unterschied zu beispielsweise Japan wurde in 
der Bundesrepublik kein speziell zur Förderung 
der Gentechnologie ausgerichtetes Regierungspro-
gramm entwickelt. Vielmehr hat die Bundesregie-
rung eine weitaus umfassendere Initiative zur För-
derung der „Angewandten Biologie und Biotechno-
logie" ergriffen, um insgesamt einen Anreiz für die 
Entwicklung moderner biologischer Methoden in 
unterschiedlichen Wissenschaftszweigen zu geben. 

In der unter 7.2.1 gegebenen Übersicht über Um-
fang und Inhalte der gentechnologischen For-
schung in der Bundesrepublik können daher kaum 
vergleichbare detaillierte Angaben gemacht wer-
den, wie das im Rahmen eines Regierungspro-
gramms in Japan möglich erscheint. Auch über die 
Zahl der in der Bundesrepublik mit gentechnischen 
Methoden arbeitenden Wissenschaftler kann mit 
ca. 1 250 nur näherungsweise eine Größenordnung 
angegeben werden. Hierbei ist davon auszugehen, 
daß sie sich auch mit anderen modernen biotechni-
schen Methoden befassen. Dennoch gibt diese An-
gabe im Vergleich mit Schätzungen für Japan (ca. 
2 500) und den USA (ca. 12 000) einen nützlichen 
Hinweis über die Einschätzung der Forschungska-
pazitäten in den genannten Industrieländern. 

7.2.1 Ubersicht Industrie- 
und Hochschulforschung 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden bei der 
Zentralen Kommission für Biologische Sicherheit 
(ZKBS) im Zeitraum von 1978 bis 1986 (Juni) 1271 
gentechnische Forschungsvorhaben registriert. 
Eine Aufschlüsselung der Experimente nach Insti-
tutionen ist aus Tabelle 7-2 zu ersehen. 

Insgesamt liegen die Aufwendungen der deutschen 
Industrie für gentechnologische Forschungsarbei-
ten bei einer Größenordnung von 200 Mio. DM pro 
Jahr. In der Bundesrepublik Deutschland arbeiten 
u. a. die Firmen Bayer AG, Bioferon, Biotest, Boeh-
ringer Ingelheim, Boehringer Mannheim, Hoechst 
AG und BASF AG u. a. an folgenden gentechnologi-
schen Entwicklungen: Blutgerinnungsfaktoren, In-
terferone, Lymphokine, Monoklonale Antikörper, 
Insulin, TPA und TNF. Auf dem Markt sind bereits 
Human-Insulin, menschliches a-Interferon, Katzen-
leukämieimpfstoff „Leukocell" und 12 verschiedene 
E. coli-Impfstoffe für Rinder und Schweine; alle 

Tabelle 7-2 

Aufschlüsselung der in der Bundesrepublik 
Deutschland durchgeführten Forschungsvorhaben 

(Stand Juni 1986) 

Ein

-

rich

-

tungen 

gentechno

-

logische 
Projekte 

Universitäten 	 38 697 

MPG-Institute 	 15 200 

GFE (DKFZ, GBF, KfK, 
KFA, GSF) 	 5 128 

Industrie-Unternehmen . 18 135 

Sonstige 
(Bundesanstalten, 
FhG, EMBL, DPZ, u. a.) 9 111 

Impfstoffe inaktiviert 5). Dieses sind jedoch Produk-
te, die nicht in der Bundesrepublik Deutschland 
hergestellt werden. 

Die Zusammenarbeit zwischen Industrie und Hoch-
schulen, der MPG, FhG und den Großforschungs-
einrichtungen ist in den letzten Jahren verstärkt 
worden. 

Neben 38 Universitäten und 15 Max-Planck-Institu-
ten besitzen folgende Großforschungseinrichtungen 
gentechnologische Arbeitsgruppen: 

— Deutsches Krebsforschungszentrum (DKFZ), 
Heidelberg, 

— Gesellschaft für Biotechnologische Forschung 
(GBF), Braunschweig. 

In geringerem Umfang finden gentechnologische 
Methoden auch Anwendung in biomedizinischen 
Forschungsinstituten folgender Großforschungsein-
richtungen: 

— Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung 
(GSF), Neuherberg, 

— Kernforschungszentrum Karlsruhe (Kf K), 

— Kernforschungsanlage Jülich (KFA). 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) för-
dert (Stand: 1985) 214 gentechnologisch orientierte 
Vorhaben der Grundlagenforschung (Normalver-
fahren, Schwerpunktprogramme, Forschergruppen) 
an den Universitäten und Max-Planck-Instituten 
mit ca. 89 Mio. DM und 117 Teilprojekten innerhalb 
von 31 Sonderforschungsbereichen mit ca. 15 Mio. 
DM, wobei der auf die gentechnologischen Experi-
mente entfallende Anteil der Ausgaben nicht anzu-
geben ist. Speziell zur Gentechnologie wurde das 
Schwerpunktprogramm „Experimentelle Neukom-
bination von Nukleinsäuren" eingerichtet. Zusätz-
lich finanziert der BMFT ein 6jähriges Sonderpro-
gramm zur Genomorganisation und Genexpres-
sion. 

5) Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit, 21.4. 1986 
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7.2.2 Fördermaßnahmen des BMFT 

7.2.2.1 Förderung der themenbezogenen Verbund-
forschung und Projektförderung 

Die direkte Förderung von Forschungsvorhaben in 
der Gentechnologie konzentriert sich darauf, die 
Methode der Neukombination von Genen in den 
Hochschulen, der Industrie und den öffentlichen 
Forschungseinrichtungen zu etablieren und für spe-
zielle Problemlösungen einzusetzen. Die Zahl der 
direkt geförderten Vorhaben zeigt steigende Ten-
denz und betrug am 30. Mai 1986 36 laufende Vorha-
ben im Rahmen der Verbundforschung. 

Die geförderten Themen konzentrieren sich u. a. 
auf die Klonierung von bestimmten Lymphokinen, 
auf die Bearbeitung von Influenza- sowie von hu-
man- und tierpathogenen Herpes-Viren, auf die Ge-
winnung von Impfstoffen gegen das AIDS-Virus, ge-
gen parasitäre Erkrankungen, wie z. B. Malaria, auf 
die Verbesserung der Proteinqualität beim Mais, 
auf Fragestellungen des biologischen Pflanzen-
schutzes, wie z. B. Bacillus thuringiensis-Toxine, auf 
die Stickstoff-Fixierung und auf die Risikobewer-
tung von künstlich erzeugter Herbizidresistenz bei 
Nutzpflanzen. 

Die Vorhaben verteilen sich nach Thema, Zahl und 
Fördersummen wie folgt (ohne institutionelle För-
derung und Genzentren): 

Tabelle 7-3 

Aufschlüsselung der vom BMFT im Rahmen 
des Biotechnologieprogramms geförderten 
gentechnologischen Vorhaben nach Themen 
(direkte Projektförderung/Stand Juni 1986) 

Thema 
Zahl der 
laufenden 
Vorhaben 

Mittel 
in Mio. DM 

(1986) 

Landwirtschaft 	 9 0,932 
Medizin, Pharma 	 16 6,202 
Energie, Rohstoffe 	 3 2,012 
Umweltschutz 	 1 0,125 
Sicherheitsfragen 	 4 0,561 
sonstige 	 3 0,392 

36 10,2 

7.2.2.2 Förderung von zentralen Schwerpunktpro-
jekten („Genzentren") 

Forschungsarbeiten der seit 1982/83 zunächst in 
Köln, Heidelberg und München, künftig auch in 
Berlin und Hamburg tätigen molekularbiologischen 
und biomedizinischen Arbeitsgruppen in zentralen 
Schwerpunktprojekten dienen der Erschließung 
wissenschaftlich attraktiver und technologisch aus-
sichtsreicher Forschungsgebiete in der Biotechnolo-
gie. 

Die Konzentration von Fördermitteln auf Zentren, 
in denen Hochschulen, Industrie und Wissen

-

schaftsorganisationen zu einem gemeinsamen En-
gagement in der bio- und gentechnologischen For-
schung zusammengefunden haben, vermittelt neue 
Impulse in der biomedizinischen Grundlagenfor-
schung und in einer konzentrierten Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses. 

Die Anzahl von wissenschaftlichen Nachwuchskräf-
ten hat allein in den drei Genzentren Köln, Heidel-
berg und München 1986 eine Größenordnung von 
über 300 erreicht, überwiegend Diplomanden und 
Doktoranden. 

Die Ausbauphase der Zentren ist weitgehend abge-
schlossen. Die jährlichen Förderbeiträge des BMFT 
haben insgesamt etwa 18 Mio. DM erreicht. Die In-
dustrie beteiligt sich mit insgesamt 3 Mio. DM pro 
Jahr. Hinzu kommen unterschiedliche Leistungen 
der jeweils betroffenen Landesregierung. 

Finanzierungsmodelle und Finanzvolumina 

Die Finanzierung der Genzentren beruht im Prin-
zip auf drei Säulen: 

a) Initialzündung durch die Industriegelder (Perso-
nalmittel für Spitzenkräfte, Infrastrukturmaß

-

nahmen etc.). 

b) Investitionsmittel für Baumaßnahmen seitens 
des Landes bzw. Mittel für Infrastruktur seitens 
der Universität/MPG und des Landes. 

c) Projektförderungsmittel seitens des BMFT (Per-
sonal-, Sach- und Gerätemittel) und anderer 
Drittmittelgeber (z. B. DFG). 

Genzentrum Köln 

Max-Planck-Institut für Züchtungsforschung (10 
Teilprojekte), Universitätsinstitut für Gentechnik (6 
Teilprojekte) 

Industriebeteiligung: 

Bayer AG mit jährlich 1 Mio. DM 
(Vertrag MPG/Bayer AG) 

BMFT-Proj ektförderung: 

insgesamt 21,8 Mio. DM für die Jahre 1982-1986, 
davon ca. die Hälfte an das Universitätsinstitut 

Landesbeteiligung: 

10 Mio. DM für den Aufbau eines Nachwuchsgrup-
penlabors auf dem Gelände des MPI. 

Es wird eine Bewilligung an das MPI ausgestellt, 
die Mittel für die Universitätsprojekte werden im 
Unterauftrag an die Universität weitergegeben. 

Nach Fertigstellung des Nachwuchsgruppenlabors 
1988 erfolgt die Finanzierung der dort tätigen Ar-
beitsgruppen für ca. 10 Jahre im Rahmen der Pro-
jektförderung des BMFT. Die Grundfinanzierung 
muß über Industriegelder erfolgen. 

Genzentrum Heidelberg 

Zentrum für Molekulare Biologie Heidelberg (9 
Nachwuchsarbeitsgruppen, 9 AG) 
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Industriebeteiligung: 

BASF AG mit jährlich 1 Mio. DM (Vertrag Universi-
tät/BASF) 

Merck AG mit jährlich 0,1 Mio. DM 

BMFT-Proj ektförderung: 

insgesamt 46,4 Mio. DM für die Jahre 1982-1989 

Landesbeteiligung: 

15 Mio. DM für Baumaßnahme nach HBFG 6) 
Finanzierung der Infrastruktur (30 Stellen, lau-
fende Kosten) 

Drittmittel: 

DFG-Sonderforschungsbereiche (ca. 3,5 Mio. DM/ 
Jahr). 
Ca. 75% der Personal- und Sachmittel werden aus 
Drittmitteln bestritten. 

Genzentrum München 

Universität München (6 Nachwuchsarbeitsgruppen, 
5 AG), Max-Planck-Institut für Biochemie (3 Nach-
wuchsarbeitsgruppen, 2 AG) 

Industriebeteiligung: 

Hoechst AG mit jährlich 1 Mio. DM 
Wacker Chemie mit jährl. 0,2 Mio. DM 
(Vertrag Industrie mit Förderverein) 

BMFT-Proj ektförderung: 

Universität München insgesamt 18 Mio. DM für 
1984-1987 
MPI insgesamt 9,1 Mio. DM für 1984-1987 

Landesbeteiligung: 

3 Infrastrukturstellen, weitere 15 Stellen sind vor-
gesehen 

Das Genzentrum ist mit den 9 Nachwuchsarbeits-
gruppen im MPI untergebracht. Eine Neubaumaß-
nahme wird z. Z. erörtert. 

Zentrum für Molekularbiologie Hamburg 

Mit den Teilprojekten „Molekulare Neurobiologie" 
und „Angewandte Molekularbiologie der Pflanzen" 
(8, später 10 Nachwuchsgruppen, 7 AG, 3 Projekt-
gruppen) 

Industriebeteiligung: 

noch nicht endgültig geregelt 

BMFT-Projektförderung 7): 

14,7 Mio. DM einmalige Sachmittel 
2,6 Mio. DM/Jahr laufende Sachmittel 
6,6 Mio. DM/Jahr Personalkosten 

Landesbeteiligung 8): 

51,3 Mio. DM Bau und andere Investitionskosten 
2,8 Mio. DM/Jahr Betriebskosten 
4 Mio. DM/Jahr Personalkosten 

6) HBFG: Hochschulbauförderungsgesetz 
7) Begutachtung noch nicht abgeschlossen 
8) vorläufige Angaben  

Genzentrum Berlin 

Institut für Genbiologische Forschung (12 AG) 

Landes-/Industriebeteiligung: 

je zur Hälfte das Land Berlin und Schering AG 
2,2 Mio. DM/Jahr Personalkosten 
1,9 Mio. DM/Jahr Sachkosten 
5,5 Mio. DM/Jahr Investitionen 
(Zahlen für 1986) 
Baukosten 18,4 Mio. DM, je zur Hälfte vom Land 
Berlin und Schering sowie durch ERP-Kredit fi-
nanziert 

BMFT-Proj ektförderung: 

6 AG für zunächst 5 Jahre 
Kosten: ca. 3-4 Mio. DM/Jahr 

Beispiele aus der Forschungstätigkeit 
der Genzentren 

Arbeiten zur Pflanzenmolekular- und Zellbiologie, 
wie sie am Genzentrum Köln betrieben werden, zei-
gen die verschiedenen Möglichkeiten auf, mit der 
die Gentechnik zu Fortschritten in der Pflanzen-
züchtung beitragen kann. Ziele sind beispielsweise, 
Kulturpflanzen nach Krankheitsresistenz oder 
Salztoleranz zu selektionieren. 

Den Wissenschaftlern des Kölner Genzentrums ist 
es gelungen, Erfolge bei der Regeneration von 
Pflanzen, auch von Getreidepflanzen zu erzielen. 
Zur direkten Genübertragung in Getreide konnten 
zwei neue Methoden erfolgreich entwickelt werden. 
Damit soll die unmittelbare Übertragung fremder 
Gene in die gewünschte Pflanzenzelle möglich wer-
den. Die für erfolgreiche Züchtungen entscheidende 
zeitliche Dimension kann somit erheblich verkürzt 
werden. Schließlich arbeiten die Wissenschaftler in 
Köln an der Erzeugung von Virusresistenzen in 
Pflanzen. Einen erfolgreichen Verlauf und für die 
Praxis große Bedeutung versprechen auch die For-
schungsarbeiten zur Klärung der molekularen 
Grundlagen der Resistenz von Kartoffeln gegen ei-
nen Pilz zu sein, der die gefürchtete Kraut- und 
Knollenfäule verursacht. 

Von besonderem Interesse am Genzentrum in Hei-
delberg sind die molekularen Wechselwirkungen 
und Signalübertragungsmechanismen zwischen 
den Zellen eines Organs oder eines Organismus. So 
befassen sich die Wissenschaftler mit der Erfor-
schung von sog. Neurotransmitter-Rezeptoren. 
Hierbei geht es um die Aufklärung der Funktion 
von „Empfängermolekülen" in der Membran von 
Nervenzellen. 

Die Kenntnis der Signalübertragungsmechanismen 
zwischen Nervenzellen gilt als Schlüssel zum Ver-
ständnis von Lähmungen und Krampfzuständen 
auf molekularer Ebene. Erkenntnisfortschritte wer-
den entscheidend sein für eine erfolgreiche Thera-
pie-Entwicklung, z. B. mit Neuropharmaka. 

Aus der großen Zahl interessanter Forschungsan

-

sätze am Genzentrum sind die erfolgreichen Arbei- 
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ten zur Bekämpfung des Hepatitis-B-Virus von 
weltweitem Interesse. Zusammen mit Ergebnissen 
anderer Arbeitsgruppen ist es den Heidelberger 
Wissenschaftlern gelungen, einen Impfstoff mit 
gentechnologischen Methoden herzustellen. Er ist 
bereits von der Firma Merck (USA) auf dem Markt 
eingeführt. 

Am Genzentrum in München wird über immunbio-
logische Fragen auf molekularer Ebene gearbeitet, 
hier jedoch über Fragen der Struktur von Zellen 
des Immunsystems und ihrer Wechselwirkungen 
sowie über die Strukturaufklärung von Antikörper-
genen des Menschen. Bestimmte Konstellationen 
dieser Antikörpergene gelten als Risikofaktoren für 
besondere rheumatische Erkrankungen. 

Von großem Anwendungsinteresse sind darüber 
hinaus die Forschungsarbeiten des Münchner Gen-
zentrums zur gentechnischen Produktion von Pro-
teinen, wie Hormonen, in Bakterien und Hefen. Ein 
wichtiges Forschungsziel ist die Klärung, wie ein 
menschliches Gen auch in Hefezellen korrekt über-
setzt und in ein Protein übertragen werden kann. 
Die Bedeutung dieser Resultate für die medizini-
sche Anwendung ist offensichtlich. 

Schließlich geht es am Münchner Genzentrum um 
das Thema Protein Engineering. Mit einer Kombi-
nation von biochemischen, phsysikalischen und ma-
thematischen Methoden sollen die Probleme der 
Struktur und Funktion von Proteinen angegangen 
werden. Dieses Arbeitsgebiet könnte zur Konstruk-
tion neuer Enzyme führen. 

Am Berliner Genzentrum werden künftig folgende 
Themen bearbeitet: 

— molekularbiologische Untersuchungen an höhe-
ren Pflanzen (züchterische Verbesserung von 
Kulturpflanzen, z. B. Erhöhung des Eiweißgehal-
tes in Kartoffeln, Resistenz gegenüber Nemato-
den), 

— molekularbiologische Untersuchungen an Mi-
kroorganismen, die mit höheren Pflanzen in 
Wechselwirkungen stehen (Parasiten/Wirts-
pflanzen). 

Im Zentrum für Molekularbiologie in Hamburg soll 
im Rahmen des Forschungsprojekts auf den Gebie-
ten „Molekulare Neurobiologie" und „Angewandte 
Molekularbiologie der Planzen" gearbeitet werden. 

Das Forschungsprogramm liegt erst im Konzept 
vor. Schwerpunkte werden einmal Untersuchungen 
der molekularen Vorgänge im Nervensystem sein. 
Mit Hilfe gentechnischer Methoden sollen wichtige 
Substanzen, die im Nervensystem nur in äußerst 
geringen Spuren vorkommen, in solchen Mengen 
hergestellt werden, daß ihre biomedizinischen 
Funktionen untersucht werden können. Auf dem 
Sektor Pflanzenmolekularbiologie sollen mit Hilfe 
gentechnischer Methoden u. a. Eigenschaften von 
Kulturpflanzen hinsichtlich ihrer Schädlingsresi-
stenz oder Kältetoleranz verbessert sowie durch 
verbesserte Nährstoffausnutzung eine Reduktion 
der Umweltbelastung durch Agrochemikalien er-
reicht werden. 

7.2.2.3 Indirekte Maßnahmen 

7.2.2.3.1 Förderung der biotechnologischen Indu-
strie 

Das Programm der Bundesregierung „Angewandte 
Biologie und Biotechnologie" sieht unter anderem 
für die-indirekt-spezifische Förderung der biotech-
nologischen Produktentwicklung etwa 100 Mio. DM 
vor, die in einem 4jährigen Förderzeitraum (1986 
bis 1989) bereitgestellt werden. 

Das Programm ist im April 1986 angelaufen. In Zu-
sammenarbeit mit regionalen Industrie- und Han-
delskammern finden Veranstaltungen zur Vorstel-
lung des Förderprogramms statt, um gezielt kleine 
und mittlere Unternehmen anzusprechen. 

Bis zum Stichtag 1. September 1986 wurden 14 Be-
willigungen mit ca. 4,1 Mio. DM ausgesprochen. Vier 
Unternehmen, die sich erstmals mit biotechnologi-
schen Fragestellungen befassen, erhalten Förder-
mittel für Realisierbarkeitsuntersuchungen in der 
Vorphase. In neun Projekten werden die eigentli-
chen Entwicklungsphasen mit Beträgen bis zu ma-
ximal 600 000 DM gefördert. Es werden Arbeiten 
zur Entwicklung biotechnologischer Produkte, Ver-
fahren und Geräte im eigenen Unternehmen unter-
stützt. 

Biotechnologische Arbeiten mit gentechnologischer 
Zielsetzung fanden bisher nur bei zwei Firmen Un-
terstützung im Rahmen des Modellversuchs „Förde-
rung technologieorientierter Unternehmensgrün-
dungen". 

7.2.2.3.2 Förderung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses 

Neben den Genzentren sind vor allem nachfolgende 
Instrumente der Nachwuchsförderung zu nennen: 

— „Forschungsstipendien Biotechnologie" über die 
Deutsche Gesellschaft für chemisches Apparate-
wesen (DECHEMA); 

— Stipendienprogramm „Gentechnologie" in Zu-
sammenarbeit mit dem Deutschen Akademi-
schen Austauschdienst (DAAD); 

Mitfinanzierung eines Fonds „Biologische Che-
mie" des Verbandes der Chemischen Industrie 
(VCI) zur Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses. 

Die Nachwuchsförderung „Forschungsstipendien 
Biotechnologie", die von der DECHEMA in Frank-
furt durchgeführt wird, stellt die jüngste Maß-
nahme des BMFT dar. Das Programm wurde erst 
im Januar 1986 wirksam. Die DECHMA meldet, daß 
in den wenigen Monaten seit Förderungsbeginn be-
reits 60 Stipendien vergeben werden konnten. 

Neben diesem Stipendienprogramm im Inland wer-
den auch Auslandsstipendien in Zusammenarbeit 
mit dem DAAD vergeben, insbesondere auf den Ge-
bieten Gentechnologie und Zellbiologie. Das Son-
derprogramm Gentechnologie wurde 1983 aufge-
nommen und hat bisher zu 289 Stipendien geführt. 
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Eine bedeutend stärkere Inanspruchnahme des Sti-
pendienangebotes kann in 1985 und 1986 beobach-
tet werden. Allein im Jahr 1986 sind bis zum Früh-
herbst 92 Stipendien vom DAAD vergeben worden. 

Die Maßnahmen des BMFT zur Nachwuchsförde-
rung in der Biotechnologie werden ergänzt durch 
die Beteiligung des BMFT am „Fonds für Biologi-
sche Chemie" des Verbandes der Chemischen Indu-
strie. Unterstützt werden hochqualifizierte Wissen-
schaftler durch Ausbildungs-, Sach- und Gerätebei-
hilfen, insbesondere an Hochschulen und anderen 
öffentlichen Institutionen. 

7.3 Forschung und Entwicklung 
der Gentechnologie in anderen Ländern 

Wie in 7.1 erwähnt, ist eine Analyse der mit gen-
technischen Methoden erzeugten Produkte, ihrer 
Marktwerte und Anwendungsbereiche oft nicht ein-
deutig durchzuführen und abzugrenzen gegenüber 
biotechnisch oder zellkulturtechnisch ausgerichte-
ten Forschungsanstrengungen. Dies gilt auch für 
die Bestandsaufnahme 9) der im folgenden genann-
ten Länder. Es wurde jedoch versucht, möglichst 
nur gentechnische Aktivitäten und Forschungsar-
beiten im direkten Umfeld zu erfassen. 

7.3.1 Vereinigte Staaten von Amerika 

Die USA sind immer noch führend in der kommer-
ziellen Nutzung der Gentechnologie. Die amerikani-
sche Spitzenposition beruht auf dem hohen Stand 
der Grundlagenforschung und der Risikobereit-
schaft, technisch zwar noch nicht ausgereifte, aber 
potentiell marktfähige Entwicklungen in Produkte 
und Verfahren umzusetzen. Projekte werden 
schnell abgeschlossen und zur Marktreife gebracht. 
Tabelle 7-4 gibt einen Überblick über gentechnisch 
erzeugte Produkte für die Humanmedizin. 

Besonders günstig wirkt sich die unternehmerische 
Einstellung junger amerikanischer Wissenschaftler 
aus, die mit Risikokapital kleine spezialisierte und 
hochinnovative Firmen gründen und auch mit Hilfe 
etablierter finanzstarker Gesellschaften und Unter-
nehmen Produkte entwickeln. 

Allerdings sind in der letzten Zeit mehrere prospe-
rierende kleine Gentechnikfirmen von kapitalkräf-
tigen Unternehmen aufgekauft worden, die damit 
beabsichtigen, risikoreiche Vorlauf-Forschung ab-
zukürzen, die eigene F- und E-Basis zu stärken und 
marktfähige Produkte selbst weiter zu entwickeln 
und mit Gewinn zu verkaufen. Dieser Trend setzt 
sich fort, da viele kleine Firmen an die Grenze der 
Finanzkraft stoßen und Kapital für risikoreiche 
strategische Entwicklungen fehlt. 

Beispielhaft sollen einige statistische Angaben zi-
tiert werden: 

Die staatliche Förderung der Biotechnologie betrug 
1983 insgesamt 511 Mio. US $ für die Bereiche Gen- 

9) u. a. Regierungsamtliche Angaben, Botschaftsberichte 

technik, Hybridomatechnik und Naturstoff scree-
ning. Die National Institutes of Health förderten 
1982 rund 3 500 Vorhaben auf dem Gebiet Gentech-
nik, Hybridomatechnik und monoklonale Antikör-
per mit 378 Mio. US $. 

Von der Industrie wurde die Bedeutung eines guten 
Kontakts zwischen Industrie und Hochschulen und 
dem damit verbundenen schnellen Technologie-
transfer erkannt. Die Industrie hat im Jahre 1981 
die Grundlagenforschung an Hochschulen mit rund 
300 Mio. US $ gefördert. 

Im Sommer 1986 hat die US-Regierung ein umfas-
sendes Paket von Vorschriften, Richtlinien und De-
finitionen für den gentechnologischen Bereich vor-
gelegt, womit für die zuständigen Behörden das 
Verfahren festgelegt wird, wie bei Produktion und 
Forschung in der Gentechnologie Risiken und  Nut-
zen abzuwägen sind. Ziel ist u. a., ein einheitliches 
Genehmigungsverfahren festzulegen. Das Richtli-
nienwerk geht davon aus, daß geeignete Durchfüh-
rungsbestimmungen zu den vorhandenen Gesetzen 
(z. B. Federal Plant Pest Act, Plant Quarantine Act, 
Toxic Substances Control Act, Federal Insecticide, 
Fungicide and Rodenticide Act) ausreichen, um 
dem Risikopotential der Materie Rechnung zu tra-
gen. Für jeden Anwendungsbereich wird die zustän-
dige Behörde bestimmt (FDA, EPA, USDA, OSHA, 
NSF, NIH). 

Bei der gentechnologischen Forschung obliegt die 
Zustimmung zu den entsprechenden Vorhaben im 
Regelfall der geldgebenden Behörde. Bewertungs-
grundlagen sind die neuesten NIH-Sicherheitsricht-
linien. Bei eigenfinanzierter Industrieforschung 
wird eine freiwillige Beachtung dieser Richtlinien 
vorausgesetzt. Die Hoffnung, daß die Industrie sich 
tatsächlich entsprechende Beschränkungen aufer-
legen läßt, gründet sich nicht zuletzt auf die nach 
amerikanischem Recht im Schadensfall extrem ho-
hen Haftungskosten. 

7.3.2 Japan 

Japanische Unternehmen und Universitäten haben 
— verglichen mit Unternehmen und Forschungs-
einrichtungen in USA und Europa — recht spät die 
wirtschaftliche und die wissenschaftliche Bedeu-
tung der Gentechnik erkannt. Erst ab 1979 wurden 
in größerem Umfang gentechnische Forschungska-
pazitäten aufgebaut. Das Ministerium für Industrie 
und Handel (MITI) finanziert seit 1981 ein 10-Jah-
res-Programm zur Förderung von Schlüsseltechno-
logien mit insgesamt ca. 1,24 Mrd. DM, davon für die 
Gentechnologie ca. 20 Mio. DM. Die jährliche Stei-
gerungsrate für die Gentechnologie beträgt etwa 20 
bis 40 %. 

Inzwischen hat Japan den Rückstand gegenüber 
anderen Staaten mit Hilfe eines umfassenden staat-
lichen Programms, verschiedenen Förderprogram-
men, Einrichtung von F- und E-Zentren, gezielter 
Etablierung von größeren F- und E-Gruppen in Un-
ternehmen und umfangreichen Firmenkooperatio-
nen aufgeholt. Dieser forcierte Aufbau hat sich aus-
gezahlt. Japanische Unternehmen haben bereits 
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Tabelle 7-4 

Gentechnische Produkte in der Humanmedizin 

(nur USA)10)11) 

Marktnähe Produkt Unternehmen 
(Kooperationspartner) 

Auf dem Markt Human-Insulin Eli Lilly (Genentech) 
menschliches Genentech 
Wachstumshormon 

Zulassung beantragt a-Interferon Roche (Genentech) 
Schering-Plough (Biogen) 

Klinische Versuche a-Interferon Eovir 
Phase 3 Hepatitis B-Impfstoff Merck (Chiron) 

Klinische Versuche a-Interferon Enzo Biochem 
Phase 2 ß-Interferon Shell Oil (Cetus) 

y-Interferon Shionogi (Biogen) 
Boehringer Ingelheim (Gentech) 

Hepatitis B- Impfstoff SmithKline Beckman 
Immunotoxin-Melanoma Xoma 
Interleukin-2 Cetus 

Shionogi (Biogen) 
Proinsulin Eli Lilly 
Retrovirus- Impfstoff SmithKline Beckman 
TPA Boehringer Ingelheim 

(Genentech) 

Klinische Versuche Krebsheilmittel Centocor (Roche) 
Phase 1 (Pankreas, Darm) 

EGF Chiron 
y-Interferon Amgen, Schering-Plough 

(Suntory) 
Immunoagenzien Damon Biotech 
(Lungen-, Hautkrebs) (Scripps) 
Immunoagenzien Hybritech 
(Knochenmarkkrebs) 
Immunoradiotherapeutikum Hybritech 
(Leberkrebs) 
Interleukin-2 Roche (Immunex) 
Malaria- Impfstoff SmithKline Beckman 
TNF Genentech 

10) Webber, 1985. 
11) Für folgende Produkte ist mittlerweile (Dezember 1986) die Zulassung erteilt worden: Humulin (Human-Insulin von 

Eli Lilly), Protropin (menschliches Wachstumshormon von Genentech), Roferon A (a-Interferon von Roche), Intron A 
(a-Interferon von Schering-Plough), OKT 3 (Immunsuppressivum von Ortho) und Hepatitis B- Impfstoff (Merck). 
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gentechnisch hergestellte Produkte auf den Phar-
ma- und Medizinmarkt (Impfstoffe, Interferone) ge-
bracht. Die Zunahme japanischer Patente für gen-
technische und biotechnische Verfahren in den Jah-
ren 1984/85 um 50 % gegenüber den Vorjahren zeigt, 
daß Japan auch in der Grundlagenforschung zuneh-
mend unabhängiger vom Ausland wird. 129 Unter-
nehmen (Stand: 1985) führten 84 gentechnische Vor-
haben durch. 

Das Ministerium für Wirtschaft und Handel sieht in 
der Gentechnik eine Schlüsseltechnologie für viele 
Branchen und eine Chance zur Umstrukturierung 
der japanischen Wirtschaft, um Wettbewerbsvor-
teile gegenüber anderen Ländern zu erreichen. Ins-
gesamt wurden 1985 ca. 296,4 Mio. DM für gentech-
nische Projekte ausgegeben, davon an private Un-
ternehmen ca. 164,4 Mio. DM, F- und E-Institute ca. 
54 Mio. DM und Universitäten ca. 78 Mio. DM. Das 
Ministerium für Erziehung und Wissenschaft gab 
1983 ca. 14,4 Mio. DM für 221 neue gentechnische 
Vorhaben aus. Das gesamte japanische Forschungs-
personal im Bereich Gentechnik wird auf insge-
samt 23 000 Personen, davon 2 500 Akademiker ge-
schätzt. Die jährliche Steigerungsrate seit 1982 be-
trägt 50 %. 

Produktentwicklungen 

1984 wurden folgende gentechnisch erzeugte Pro-
dukte auf den Markt gebracht: menschliches Insu

-

lin, Wachstumsfaktoren für menschliche Zellen,, 
Aminosäuren (Tryptophan). Zur Zulassung in die

-

sem Jahr bzw. zur klinischen Prüfung wurden ein-
gereicht: Interferone, Interleukine, Immunostimu-
lanzien, Impfstoffe (Hepatitis), Krebs- und Virus-
diagnostika, Antitumorwirkstoffe, Bioinsektizide., 
Etwa 20 japanische Firmen entwickeln Interferone,, 
5 arbeiten an gentechnisch verbesserten Mikroor-
ganismenstämmen zur Aminosäuresynthese. Die 
meisten Aktivitäten japanischer Firmen entfallen 
auf den Pharma- und Medizinbereich. Zu erwähnen 
ist, daß mit Hilfe lebender Seidenraupen, in die die 
entsprechenden Gene über Virusvektoren einge-
schleust worden sind, die Produktion von Interferon 
und Hepatitis-Impfstoff beabsichtigt ist. 

7.3.3 Großbritannien 

In England wurde eine große Produktionsanlage 
für monoklonale Antikörper eingerichtet sowie 
mehrere Produkte erfolgreich kloniert— so das En-
zym Eminase, Faktor VIII, das entzündungshem-
mende Lipocortin, ein Keuchhusten-Impfstoff und 
menschliches Albumin mit Hilfe von Hefezellen. In 
Zusammenarbeit mit amerikanischen Firmen ist 
1986 das menschliche Wachstumshormon auf den 
Markt gebracht worden. 

Trotz erheblicher Kürzungen der allgemeinen 
staatlichen Forschungsförderung wurden in den 
letzten Jahren in England für die Biotechnologie 
Mittel in Höhe von ca. 25 Mio. Pfund/Jahr bereitge-
stellt. 

Zur Manipulation von Getreide-Genen wurde 1978 
ein nationales Programm ins Leben gerufen, an 
dem inzwischen 55 Wissenschaftler an verschie-
denen Instituten und Universitäten arbeiten. Im ge-
samten staatlich geförderten landwirtschaftlich 
orientierten Biotechnologie-Programm standen für 
1981/1982 2,11 Mio. Pfund zur Verfügung. 1983 
wurde ein neues Direktorat Biotechnologie einge-
richtet und mit einem Jahresbudget von 3,5 Mio. 
Pfund ausgestattet. 

Die Investitionen der Regierung und der Industrie 
für Biotechnologie werden auf 25 bis 30 Mio. Pfund 
für Forschung und auf mehr als das Doppelte für 
Wissenschaft und Technologie über einen Zeitraum 
von fünf Jahren (ab 1983/84) geschätzt. Genauere 
Angaben sind nicht erhältlich; doch läßt sich ver-
gleichsweise feststellen, daß die von Großbritan-
nien aufgewendeten Fördermittel geringer sind als 
die der Bundesrepublik Deutschland und hinsicht-
lich der Prioritätensetzung in Großbritannien ein 
etwas stärkeres Gewicht auf die Förderung der ver-
fahrenstechnischen Seite der Biotechnologie gelegt 
wird. 

Private Risikokapitalgesellschaften stellen minde-
stens 55 Mio. US $ sowohl für amerikanische als 
auch englische Genfirmen zur Verfügung; weitere 
21 Mio. US $ für biotechnologische Projekte wurden 
aus öffentlichem Risikokapital zur Verfügung ge-
stellt. Daneben fördert das Industrieministerium 
ein Programm „Biotechnologie in der Industrie" mit 
30 Mio. US $ für drei Jahre. In England sind in den 
letzten Jahren über 20 neue Genfirmen gegründet 
worden, einige davon von Universitäten oder vom 
Staat. Damit besitzt England nach den USA die 
meisten mit Risikokapital arbeitenden Genfirmen. 
Insgesamt beschäftigen sich ca. 50 Firmen mit Gen-
technologie. 

7.3.4 Frankreich 

Gentechnologie ist für Frankreich nur zusammen 
mit der gesamten Biotechnologie zu erfassen. Die-
ser wird seitens des Staates, der Universitäten und 
der Privatindustrie eine besondere Bedeutung bei-
gemessen. Die französische Regierung wollte für 
die Zeit von 1982 bis 1985 600 Mio. FF für die Bio-
technologie-Förderung aufwenden (ursprünglich 
waren über 1 Mrd. FF für ein Programm „Mobilisa-
teur Biotechnologies" geplant). Für 1986 betragen 
diese Aufwendungen allerdings nur noch 50 Mio. 
FF. 

In der gentechnologischen Forschung spielt das Pa-
steur-Institut eine herausragende Rolle. Ferner 
setzt sich die Regierung für die Bildung eines inter-
nationalen Zentrums für biotechnologische For-
schung ein, in dem neben europäischen Partnern 
auch die USA und Japan vertreten sein sollen. Dar-
über hinaus strebt sie eine Intensivierung der euro-
päischen Zusammenarbeit in der Biotechnologie 
an. 

Die nationalen Aktivitäten sind über zahlreiche 
Kommissionen und staatliche Forschungseinrich- 
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tungen gut koordiniert. Andererseits fehlt Frank-
reich in vielen wichtigen Bereichen die kritische 
Masse an eigenem wissenschaftlich qualifiziertem 
Personal, das zur breiten Nutzung der Biotechnolo-
gie notwendig ist, so daß die Durchsetzung der 
hochgesteckten Ziele nicht leicht zu erreichen sein 
wird. 

Aus Frankreich wurde schon 1977 die Klonierung 
des Hepatitis-B-Virus gemeldet. In letzter Zeit 
konnte die Produktion eines Lignin-spaltenden En-
zyms wesentlich verbessert werden. 

7.3.5 Übrige Länder 

Eine Analyse der in diesen Ländern durchgeführ-
ten Arbeiten zeigt, daß sich alle Industrienationen 
zunehmend mit der Gentechnologie befassen. 

Bedeutende Aktivitäten in der Grundlagen- und In-
dustrieforschung gibt es in der Schweiz, Dänemark, 
Schweden und den Niederlanden. Außerdem wird 
Gentechnologie zunehmend betrieben in: Oster-
reich, Belgien, Italien, Spanien, Jugoslawien, Au-
stralien, Kanada, Israel, Ungarn, DDR und 
UDSSR. 

7.3.6 Europäische Gemeinschaft 

Die EG fördert im Rahmen eines Forschungsak-
tionsprogramms Biotechnologie die Gentechnologie 
in drei Teilprogrammen 

— Molekularbiologische Technik 1982 bis 1986, 
15 Mio. ECU, 106 Vorhaben, davon Gentechnik 
ca. 50 % 

— Forschung und Ausbildung auf dem Gebiet der 
Biotechnologie 1985 bis 1989, 55 Mio. ECU, der-
zeit 160 Vorhaben, davon Gentechnik ca. 15 % 

— Konzertierte Aktionen 

In dem Programm Molekularbiologische Technik 
wird schwerpunktmäßig die Gentechnik für die 
Produktion neuer tierischer Impfstoffe, für die Um-
wandlung von Lignocellulose und für die Pflanzen-
züchtung eingesetzt. 

7.4 Bewertung und Empfehlungen 

Seit Mitte der 70er Jahre wird durch die Bundesre-
gierung die Bio- und Gentechnologie zunehmend 
gezielt gefördert, zunächst durch Stärkung der 
Grundlagenforschung, dann immer mehr durch 
Stärkung der anwendungsbezogenen Forschung 
und Entwicklung. Die seitdem eingeleiteten Maß-
nahmen haben dazu beigetragen, gentechnische 
Verfahren schneller in der biologischen und biome-
dizinischen Grundlagenforschung zu etablieren. 
Durch Konzentrationsmaßnahmen wird die für die 
gentechnische Forschung unerläßliche interdiszipli-
näre Zusammenarbeit gefördert. Personelle Eng-
pässe werden durch Nachwuchsförderung abge

-

baut. Der chemischen und pharmazeutischen Indu-
strie wird ein beschleunigter Erwerb von gentechni-
schem Know-how für die Entwicklung von Verfah-
ren und Produkten erleichtert. 

Die Förderung der Gentechnologie durch den Bund 
umfaßt mittlerweile den vollen Umfang des zur Ver-
fügung stehenden Instrumentariums: direkte Pro-
jektförderung, indirekt-spezifische Fördermaßnah-
men, institutionelle Förderung, Verbundforschungs-
förderung, Einbeziehung von Genfirmen in das Pro-
gramm für technologieorientierte Unternehmens-
gründungen, Programme zur Förderung wissen-
schaftlichen Nachwuchses. Dabei wurde in den letz-
ten Jahren ein besonderer Schwerpunkt auf die 
Förderung der anwendungsorientierten Grundla-
genforschung gelegt. Dies erfolgt im Bereich der 
Gentechnologie durch die Förderung einer institu-
tionalisierten Zusammenarbeit zwischen Einrich-
tungen der Grundlagenforschung und der Industrie 
mit dem Ziel eines beschleunigten Technologie

-

Transfers aus der Forschung in die Anwendung. 

Die bisherige Förderpolitik hat dazu beigetragen, 
daß die gentechnische Forschung heute in der Bun-
desrepublik Deutschland in einer Breite betrieben 
wird, wie sie sonst nur in den USA und in Japan zu 
verzeichnen ist. Nach wie vor organisieren aller-
dings vor allem große deutsche Unternehmen der 
chemischen und pharmazeutischen Industrie in 
vielfältiger Weise einen direkten Know-how-Trans-
fer im Bereich der Gentechnologie aus den USA, 
etwa durch Lizenzverträge mit nordamerikani-
schen Genfirmen und durch Aktivitäten in den USA 
tätiger Tochtergesellschaften. Es bleibt abzuwarten, 
in welchem Ausmaß auf der einen Seite der Auf- 
und Ausbau von Forschungskapazitäten in der Bun-
desrepublik Deutschland und der aus ihnen erfol-
gende Technologie-Transfer und auf der anderen 
Seite der Technologie-Transfer aus den USA bei der 
industriellen Nutzung der Gentechnologie zur Ver-
besserung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Volkswirtschaft beitragen wird. 

Es ist Aufgabe staatlicher Forschungs- und Techno-
logiepolitik, zur Steigerung der wirtschaftlichen 
Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Volkswirtschaft beizutragen. Außerdem soll 
sie der staatlichen Daseins- und Zukunftsvorsorge, 
wie etwa der Ressourcen- und Umweltschonung, 
der Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen sowie der Verbesserung der Gesundheit der 
Bevölkerung dienen. Hier sind die im Programm 
„Angewandte Biologie und Biotechnologie" der 
Bundesregierung 1985 aufgezeigten Ziele und Auf-
gaben konsequent zu verfolgen. 

Staatliche Forschungs- und Technologiepolitik hat 
auch die Aufgabe, die Wissenschaft zu ermuntern, 
rechtzeitig Orientierungshilfe zu erarbeiten, um un-
ser Wissen im Umgang mit dem absehbaren tech-
nisch-wissenschaftlichen Innovationspotential der 
Gentechnologie und ihren Folgen zu verbessern. 
Erst 1982 wurde ein erstes Projekt zur Technikbe-
wertung im Bereich der Bio- und Gentechologie ver-
geben. Bis heute fehlt ein Programm für Projekte 
der Technikfolgenabschätzung und -bewertung. 
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Dies liegt auch an der bisher fehlenden wissen-
schaftlich-organisatorischen Struktur in diesem Be-
reich. 

Die Kommission hat in ihren Empfehlungen zu den 
Anwendungsfeldern der Gentechnologie und zu 
Querschnittsfragen eine Reihe von Vorschlägen für 
Schwerpunkte, Themen und Strategien der For-
schungsförderung im Bereich der Gentechnologie 
vorgelegt. Sie beziehen sich insbesondere auf: 

— Risiko- und Sicherheitsforschung, z. B. Grundla-
genforschung auf dem Gebiete der Freisetzung 
gentechnisch veränderter Mikroorganismen und 
Viren sowie die Entwicklung von Elementen ei-
nes „Biologischen Containment" für freigesetzte 
Mikroorganismen und Viren. 

— Forschung zur Entwicklung gentechnischer Ver-
fahren zum gezielten Abbau von umweltbela-
stenden Stoffen. 

— Anwendung gentechnischer Verfahren zur Her-
stellung und Nutzung nachwachsender Roh-
stoffe. 

— Immunologische Aspekte, bespielsweise Autoim-
munerkrankungen. 

— Virusforschung unter besonderer Berücksichti-
gung der AIDS-Forschung. 

— Klinische Forschung mit neuen gentechnisch 
entwickelten Arzneimitteln, speziell bei Lang-
zeittherapie durch stärkere Berücksichtigung 
der klinischen Pharmakologie. 

Die Kommission empfiehlt darüber hinaus dem 
Deutschen Bundestag, die Bundesregierung aufzu-
fordern, 

1. bei der Förderung der anwendungsorientierten 
Forschung neben der Konzentration auf Pro-
jekte der Pharmaforschung die ganze Breite der 
Anwendungsmöglichkeiten der Gentechnologie 
stärker zu berücksichtigen. 

2. öffentliche Fördermaßnahmen so zu gestalten, 
daß stärker als bisher auch kleine und mittlere 
Unternehmen in verschiedenen Branchen Zu-
gang zu gentechnischem Know-how erhalten, 
z. B. durch Verbundforschungsprojekte und indi-
rekt spezifische Förderung. Entsprechende Er-
leichterungsmöglichkeiten sind auch für die Be-
teiligungsmöglichkeiten aus der Wirtschaft an 
den Genzentren zu schaffen. 

3. die in den letzten Jahren verstärkte „Anwen-
dungsorientierung der Grundlagenforschung" in 

der Gentechnologie nicht zum durchgängigen 
Prinzip staatlicher Forschungsförderung zu ma-
chen. Es muß der notwendige Freiraum für lang-
fristig angelegte und nicht auf definierte Nutz-
anwendung orientierte Grundlagenforschung er-
halten bleiben. 

4. im Rahmen der Forschungsförderung verstärkt 
Aufgaben zu definieren, wie die Nutzung der 
Gentechnologie im Gesundheitswesen, z. B. zur 
Diagnose und Therapie von Krebserkrankun-
gen, Herz-Kreislauferkrankungen und Infek-
tionskrankheiten, sowie zur Ressourcen- und 
Umweltschonung in Produktion und Entsor-
gung. 

5. die Vergabe von Forschungsstipendien, durch 
die wissenschaftlicher Nachwuchs an geeigne-
ten Forschungsstellen im In- und Ausland im 
Bereich der Gentechnologie qualifiziert ausge-
bildet werden kann, zu verstärken. 

6. die Förderung der Gentechnologie auch künftig 
im Rahmen übergreifender Forschungspro-
gramme wie dem Programm „Angewandte Bio-
logie und Biotechnologie" oder dem Programm 
Gesundheitsforschung durchzuführen, um die 
Gentechnik im Kontext der Biotechnologie und 
Lebenswissenschaften (life sciences) zu belas-
sen. Damit soll der Erkenntnis Rechnung getra-
gen werden, daß die Gentechnologie keineswegs 
ein völlig abgegrenzter Bereich ist. Die Förde-
rung kann sich daher nicht auf das aktuelle Ge-
biet der Gentechnologie beschränken. Andere 
Bereiche der biologischen und biomedizinischen 
Wissenschaften müssen fächerübergreifend in 
die Forschungsförderung einbezogen bleiben. 
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1. Zusatzvotum zu 
Abschnitt D 7. Übersicht über gentechnologische Forschung und Entwicklung  — 
Stand,  Förderung und internationaler Vergleich 

von Wolf-Michael Catenhusen, MdB (SPD) 
Wolfgang van den Daele 
Michael Müller, MdB (SPD) 
Ludwig Stiegler, MdB (SPD) 
Jürgen Walter 

Gen-Technik, Wissenschaftssystem und 
gesellschaftliche Verantwortung 

1. Technik — auch Gen-Technik — ist keine auto-
nome Größe. Diese Technik schafft zwar Zwän-
ge, aber ihre Entwicklung und Anwendung ist 
nicht mit unabwendbaren Folgewirkungen und 
Abhängigkeiten, z. B. für die Organisation der 
Arbeit, die Entwicklung der Umwelt sowie die 
soziale und regionale Verteilung der Lebens-
chancen verbunden. Die Entwicklung und An-
wendung von Technik müssen sich daran mes-
sen lassen, ob und inwieweit sie in gesellschaft-
licher Verantwortung stehen. 

Technik ist ein wesentlich sozial bestimmter 
Prozeß. In ihn gehen ökonomische und soziale 
Interessen sowie politische und kulturelle Wert-
vorstellungen unterschiedlicher Gruppen ein. 

2. Von besonderer Bedeutung für die Entwicklung 
und den Einsatz neuer Technologien sind insbe-
sondere die gesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen. Dazu zählen vor allem: 

a) die wirtschaftliche Entwicklung, speziell die 
Wettbewerbsbedingungen der Industrie auf 
den internationalen Märkten und die Kon-
kurrenzsituationen im Kampf um neue „Spit-
zentechnologien"; 

b) die Art und Struktur der Organisation des 
öffentlichen Wissenschaftsapparates und des 
Wissenschaftstransfers zur industriellen 
Nutzung und die sich daraus ergebenden 
Zwänge und Abhängigkeiten; 

c) die speziellen Branchenstrukturen (inkl. der 
Industrieforschung) und jeweiligen Betriebs-
verfassungen; 

d) die politische Konzeption bei der Förderung 
neuer Technologien (einschließlich der ge-
setzlichen Rahmengebung); 

e) das Maß der gesellschaftlichen Zustimmung 
beziehungsweise Ablehnung gegenüber 
neuen Technologien. 

3. Ebenso wie ökonomische Verwertungsinteres-
sen die Entwicklung und Anwendung von Gen

-

Technik vorantreiben, setzen ihre gesellschaftli-
che Zustimmung, moralisch-ethische Wertvor-
stellungen und die Begrenztheit unseres Wis-
senstandes über die Folgen der Gen-Technik 

Grenzen. All diese Aspekte unterliegen einer 
längeren Entwicklung im Rahmen einer öffent-
lichen Diskussion; es ändern sich also nicht nur 
die Möglichkeiten, sondern auch die Grenzen, 
die einer Technik gesellschaftlich und politisch 
gesetzt werden. Auch und gerade deshalb ist bei 
der Gen-Technik eine ständige Bewertung der 
konkreten Ziele, Resultate und Folgen dieser 
Technik erforderlich. Dazu ist eine systemati-
sche und kontinuierliche Technikbewertung 
und Technikfolgenabschätzung notwendig. 

4. Auch wenn in der Zwischenzeit ein gewisses 
Maß an Ernüchterung über die kurzfristige 
wirtschaftliche Bedeutung der Gen-Technik ein-
getreten ist, wird sie weiterhin von der For-
schungs-, Technologie- und Wirtschaftspolitik 
mit hohen Zukunftserwartungen verknüpft, was 
ihren Beitrag zum zukünftigen Wirtschafts-
wachstum und zur Stärkung der internationa-
len Konkurrenzfähigkeit angeht. Ihr Anteil am 
Bruttosozialprodukt wird bis zum Jahrtausend-
wechsel zwar nur relativ gering sein und auch 
die Beschäftigungseffekte sind nicht hoch ein-
zuschätzen, trotzdem hat diese Technologie vor 
allem eine strategische Bedeutung. Mit der Bio- 
und Gen-Technologie ist die Hoffnung verbun-
den, einen Produktivitätsschub in Richtung auf 
eine „synthetische Biologie" für großindustrielle 
Produktionsprozesse auszulösen. 

5. Weite Bereiche der molekularbiologischen und 
gentechnologischen Forschung, die mit öffentli-
chen Mitteln gefördert werden, streben nicht 
mehr nach neuen Entdeckungen, Erkenntnissen 
oder grundlegenden Theorien. Als genetische 
Ingenieurkunst verfolgt die Forschung Kon-
struktionsziele, sie erfindet neue Verfahren, 
Produkte und Organismen, die technisch ver-
wertbar sind. 

6. Im Bereich der Mikrobiologie/Gen-Technik sind 
in den letzten Jahren beträchtliche Veränderun-
gen in der Organisation von Wissenschaft und 
Forschung und ihrer industriellen Anwendung 
entstanden. Ziele, Tempo und Transfer der wis-
senschaftlichen Entwicklung werden maßgeb-
lich von den betreffenden Industriezweigen in 
Zusammenarbeit mit der Wissenschaft und 
staatlicher Forschungsplanung gesteuert. 

Unter dem Motto „Sicherung der Wettbewerbs-
fähigkeit auf den internationalen Märkten" ist 
zielgerichtet eine „produktionsorientierte Grund-
lagenforschung" aufgebaut worden. Diese Ziel-
bindung widerspricht aber gerade dem definito-
rischen Kern von „Interessenfreiheit" der klas-
sischen Grundlagenforschung; sie droht dar-
über hinaus die Pluralität der Forschungsan- 
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sätze durch eine Verengung auf ökonomische 
Verwertbarkeitskriterien zu beseitigen. Die ei-
genständige kognitive und soziale Verantwor-
tung für den wissenschaftlichen Umgang mit 
Naturprozessen verliert in der grundlagentheo-
retischen Arbeit weiter an Bedeutung, die Er-
kenntnis der Komplexität von Naturvorgängen 
wird nachrangig gegenüber der Konstruierbar-
keit der erkannten Fragmente der Natur; Wech-
selbeziehungen auf einer höheren Organisa-
tionsebene der Natur fallen bei dieser isolierten 
Betrachtung der untersten molekularen Ebene 
aus der Betrachtung. 

Weitergehende neuartige Institutionalisierungs-
prozesse zwischen Wissenschaft und Industrie 
zeigen sich insbesondere in den neuen Gen-For-
schungszentren Berlin, Köln, Heidelberg und 
München, auf die die großen Chemie- und Phar-
makonzerne Einfluß nehmen. Damit werden in-
dustriepolitische Weichenstellungen direkt in 
die Methodenausbildung des Forschungsprozes-
ses eingebunden und schnellere und flexiblere 
Transferprozesse zwischen Wissenschaft und 
Industrie erreicht. Die Grenzen zwischen 
Grundlagenforschung und angewandter indu-
strieller Nutzung werden weiter verwischt. 

7. Ausgangspunkt für diese forschungspolitischen 
Konstellationen in der Bundesrepublik waren 
Veränderungen im Wissenschaftsbetrieb der 
USA bei der Entwicklung der Mikroeletronik in 
forschungsnahen Hochleistungstechnologie-
Kleinfirmen, die sich in den letzten Jahren 
durch Erfolge auf dem Weltmarkt empfohlen 
hatten. Außerdem zeigten sich seit Mitte der 
70er Jahre Engpässe in der universitären 
Grundlagenforschung, die auf knapper wer-
dende öffentliche Forschungsmittel zurückzu-
führen waren. Heute wird in diesem Bereich die 
Forschung noch stärker bereits in die Grundla-
genforschung auf die industriellen Produktions-
prozesse ausgerichtet. Die institutionelle Di-
stanz zwischen Grundlagenforschung und ihrer 
industriellen Anwendung wird weiter verrin-
gert. 

An diesem Punkt wird deutlich, daß nicht nur 
die Anwendung einer Technik gesellschaftli-
chen Rahmenbedingungen unterliegt, sondern 
auch die Entwicklung ihrer wissenschaftlichen 
Grundlagen. Deshalb müssen Forschungsziele, 
Konzepte und wissenschaftliche Organisations-
formen einer sozialen Verpflichtung und gesell-
schaftlichen Verantwortung unterworfen wer-
den. 

Dazu gehört es auch, die Mitbestimmungs- und 
Mitgestaltungsmöglichkeiten für Arbeitnehmer 
und ihrer Gewerkschaften zu erweitern und be-
triebliche Entscheidungsstrukturen transparent 
zu machen und zu demokratisieren. 

8. Das Fehlen einer sozialen Verpflichtung von 
Forschung und Wissenschaft und einer sozial-
verträglichen Anwendung von Technik ist ein 
entscheidendes Kennzeichen der wissenschaft-
lich-technischen Entwicklung. Besonders im Be-
reich der „Spitzentechnologie" ist die Wissen

-

schaft intensiv in den Prozeß der industriellen 
Umsetzung eingebunden. 

Die Wissenschaft darf nicht als „wertfreier 
Raum" gesehen werden, die in erster Linie der 
„Naturgesetzlichkeit" des Marktes unterworfen 
ist. Wissenschaft und Forschung müssen einer 
gesellschaftlichen Rechenschaftslegung unter-
liegen. Dazu ist vor allem die Pluralität der For-
schungsansätze zu sichern. 

Die Forschungsfreiheit, die selbstverständlich 
auch für die technologische Forschung gilt, muß 
deshalb ergänzt werden durch eine „Sozialbin-
dung" von Wissenschaft. Nur so kann der Plura-
lismus der Forschungsansätze als ein Wesens-
merkmal öffentlicher Forschungseinrichtungen 
und öffentlicher Forschungsförderung sicherge-
stellt werden. 

9. Die Gen-Technik kann eine interessante Me-
thode sein, um zu sinnvollen Problemlösungen 
zu kommen. Diese möglichen Chancen werden 
aber von einer einseitigen, auf den Weltmarkt 
gerichteten Industrieausrichtung und die spezi-
fischen Institutionalisierungsformen von Wis-
senschaft und Forschung gefährdet. Dies wider-
spricht darüber hinaus dem Organisationsmo-
dell und dem Fortschrittsverständnis einer mo-
dernen Industriegesellschaft. 

Angesichts dieser Wissenschafts- und Industrie-
entwicklung kann es kein überzeugendes Ge-
genkonzept sein, mit derselben Wissenschafts-
gläubigkeit eine Gegenkonzeption aufzubauen, 
um industrielle Entwicklungen verhindern und 
gesellschaftlichen Widerstand steuern zu wol-
len. Vielmehr müssen die wissenschaftlichen 
Einrichtungen größere Freiräume für die Refle-
xion ihrer Arbeit und für die Diskussion über 
ihre soziale Verpflichtung erhalten und ande-
rerseits muß die Pluralität für andere wissen-
schaftliche Entwicklungslinien gesichert wer-
den. 

10. Ebenso wie ökonomische Verwertungsinteres-
sen die Entwicklung und Anwendung von Gen

-

Technik vorantreiben, setzen ihr gesellschaftli-
che Zustimmung, moralisch-ethische Wertvor-
stellungen und die Begrenztheit unseres Wis-
senstandes über die Folgen der Gen-Technik 
Grenzen. All diese Aspekte unterliegen einer 
längeren Entwicklung im Rahmen einer öffent-
lichen Diskussion; es ändern sich also nicht nur 
die Möglichkeiten, sondern auch die Grenzen, 
die einer Technik gesellschaftlich und politisch 
gesetzt werden. Auch und gerade deshalb ist bei 
der Gen-Technik eine ständige Bewertung der 
konkreten Ziele, Resultate und Folgen dieser 
Technik erforderlich. Dazu ist eine systemati-
sche und kontinuierliche Technikbewertung 
und Technikfolgenabschätzung notwendig, auch 
um die Entwicklung von Alternativen außerhalb 
der Gen-Technik zu ermöglichen und die Gen

-

Technik ihrer scheinbaren Naturwüchsigkeit zu 
entkleiden. 

Die Forschungsfreiheit, die selbstverständlich 
auch für die technologische Forschung gilt, muß 
deshalb ergänzt werden durch eine „Sozialbin- 
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dung" von Wissenschaft. Nur so kann der Plura-
lismus der Forschungsansätze als ein Wesens-
merkmal öffentlicher Forschungseinrichtungen 
und öffentlicher Forschungsförderung sicherge-
stellt werden. 

Dazu gehören folgende Grundpositionen: 

— Die Förderung von Wissenschaft und For-
schung ist eine Gemeinschaftsaufgabe von 
Bund und Ländern. Diese Gemeinschaftsauf-
gabe bedarf einer einheitlichen rechtlichen 
Grundlage auf Bundesebene; ein Bundesfor-
schungsförderungsgesetz ist notwendig. 
Darin ist zu regeln, daß mit öffentlichen Mit-
teln geförderte Wissenschaft und Forschung 
der öffentlichen Kontrolle der Parlamente 
und öffentlicher Transparenz unterworfen 
sein muß. 

— Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer und 
ihrer Gewerkschaften in der Wissenschafts- 
und Forschungspolitik muß sichergestellt 
sein und erheblich ausgeweitet werden. 

— Der Ausbau der betrieblichen, unterneh-
mensbezogenen und branchenbezogenen 
Mitbestimmungsregelungen in Technologie

-

Fragen ist dringend erforderlich. 

— In den Selbstverwaltungseinrichtungen (z. B. 
im Gesundheitswesen) muß der Auf- und 
Ausbau von Kapazitäten zur Abschätzung 
und Bewältigung der gesundheitlichen und 
sozialen Fragen neuer Technologien voran-
getrieben werden. 

— Zu fördern ist die Schaffung von gesell-
schaftlichen Dialogmöglichkeiten über Maß-
nahmen und Möglichkeiten einer sozialver-
träglichen Technik-Entwicklung und Tech-
nik-Gestaltung schon im Rahmen laufender 
Förderprogramme. 

— Es sind von der Administration unabhängige 
institutionalisierte 	Gesprächszusammen

-

hänge nach dem Vorbild der „Arbeitsgemein-
schaft für Umweltfragen" zu organisieren. 
Dazu wird die Einrichtung einer „Arbeitsge

-

meinschaft für gen-technische Fragen" ge-
fordert, an der Vertreter von Kirchen, Wis-
senschaft, Wirtschaft, Gewerkschaften, Um-
welt- und Verbraucherinitiativen sowie Juri-
sten, Politiker und interessierte Einzelper-
sönlichkeiten mitwirken (siehe auch Ab-
schnitt E 5.). 

— Kooperationen öffentlich geförderter For-
schungseinrichtungen mit Industrie-Institu-
ten und -Forschern sind zu registrieren; die 
Publikationsrechte der Forscher in diesem 
Bereich sicherzustellen, um Transparenz in 
den Entscheidungsstrukturen und Finanzie-
rungsformen der staatlichen Forschungs-, 
Technologie- und Wissenschaftspolitik her-
zustellen. 

— Einrichtungen der Technologiefolgenab-
schätzung und Technikbilanzierung sind zu 
institutionalisieren und ihre Ergebnisse öf-
fentlich verfügbar zu machen. 

— Chancen und Risiken der Gen-Technik sind 
grenzübergreifend wirksam. Deshalb ist die 
Umsetzung der genannten Forderungen im 
europäischen Rahmen anzustreben. 

11. Um ausgehend von der Gestaltungswürdigkeit 
einer Technologie zu ihrer Gestaltungsfähigkeit 
zu gelangen, brauchen wir unter anderem ein 
Wissenschaftssystem, das Gestaltungsalternati-
ven entwickelt und ihre Bewertung möglich 
macht. Diese Chance wird verspielt, wenn be-
reits die Entwicklung wissenschaftlicher und 
technischer Kenntnisse durch eine angestrebte 
Verwertungsform einseitig vorbestimmt wird. 
Die Verengung wissenschaftlicher Forschungs-
ansätze nach ökonomischen Verwertbarkeits-
kriterien schränkt die Pluralität der Forschung 
derart ein, daß Alternativmodelle nicht mehr 
entworfen werden und somit auch der politi-
schen Steuerung nicht mehr zur Verfügung ste-
hen. Die so entstehenden Sachzwänge können 
zur Unfähigkeit bei der Gestaltung in Umwelt-, 
Wirtschafts-, Arbeitsmarkt-, Forschungs- und 
Technologiepolitik beitragen. 
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2. Zusatzvotum zu 
Abschnitt D 7. Übersicht über gentechnologische Forschung und Entwicklung — Stand, Förderung 
und internationaler Vergleich 

von Prof. Dr. Ernst-Ludwig Winnacker 
Prof. Dr. Hans-Jürgen Quadbeck-Seeger 
Dr. med. Erwin Odenbach 
Hermann Fellner, MdB (CDU/CSU) 
Hanna Neumeister, MdB (CDU/CSU) 
Heinrich Seesing, MdB (CDU/CSU) 
Hans-Peter Voigt, MdB (CDU/CSU) 

Wissenschaft und Suche nach Erkenntnis sind Teil 
der kulturellen Leistung der Menschheit. Jedes 
Land und jedes Volk können dazu beitragen. Es ist 
Aufgabe der jeweiligen Politiker und Regierungen, 
Bedingungen zu schaffen, unter denen sich dieser 
Prozeß frei entfalten kann. In der Bundesrepublik 
Deutschland setzt das Grundgesetz hierfür einen 
freiheitlichen Rahmen, in dem es in Artikel 5, Abs. 3 
die Forschungsfreiheit garantiert. Selbstverständ-
lich ist diese Freiheit nicht absolut; für Wissen-
schaftler gelten die gleichen ethischen Normen wie 
für jeden anderen Bürger, so daß im Einzelfall 
durchaus auch Einschränkungen der Forschungs-
freiheit gerechtfertigt sein können. 

In diesem Zusammenhang haben in der Vergangen-
heit gerade auch Wissenschaftler verschiedenster 
Disziplinen immer wieder auf diese Grenzen hinge-
wiesen. So gehen auch die Sicherheits-Richtlinien 
zum Schutz vor Gefahren durch in-vitro neukombi-
nierte Nukleinsäuren auf eine solche Initiative zu-
rück, der sich auch die beteiligte Industrie ange-
schlossen hat. 

Diese Richtlinien sollen nun gesetzlich verankert 
werden. Wir betrachten dies als ein wesentliches 
Resultat der Arbeit der Enquete-Kommission und 

hoffen, daß diese Entwicklung auch Vorbild für die 
Zukunft sein kann. Der umgekehrte Weg, daß näm-
lich politische und gesellschaftspolitische Vorgaben 
den Rahmen der Forschungsfreiheit setzen, wird 
dem Problem nicht gerecht und führt zu schwerwie-
genden Konsequenzen. 

Bei allem Verständnis für allgemeine Sorgen ma-
chen wir an dieser Stelle darauf aufmerksam, daß 
die rechtliche Verankerung der Richtlinien zwar 
wirksam vor Gefahren schützen, andererseits aber 
die Chancen dieser außerordentlichen Entwicklung 
nicht unterdrücken soll. 

Wir treten daher dafür ein, daß die vorgeschlagene 
gesetzliche Regelung, wie vorgesehen, nur den Rah-
men setzt. Fachspezifische Maßnahmen in diesem 
sich schnell entwickelnden Gebiet, wie z. B. die in-
haltliche Ausgestaltung von Labor- und Produk-
tionssicherheitsmaßnahmen, die Klassifizierung 
der Experimente sowie die Festlegung der Verant-
wortlichkeiten sollten ständig dem Erkenntnis-
stand von Wissenschaft und Technik angepaßt wer-
den können. 

Sollten die Chancen der Gentechnologie durch allzu 
umfassende Regelungen und schwerfällige, sach-
fremd bestimmte Entscheidungsabläufe einge-
schränkt werden, so kann dies schwerwiegende 
Konsequenzen für die zukünftige Entwicklung die-
ses Wissensgebietes in unserem Lande haben. Die 
Bundesrepublik Deutschland wird dann in die Rolle 
eines Zuschauers versetzt, der von den Chancen nur 
noch indirekt profitiert. Sie wird aber keinen Ein-
fluß mehr darauf haben können, daß die Entwick-
lung in dem von ihr gewünschten Sinne verläuft. 
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Abschnitt E: Rechtsfragen der Gentechnologie 

1. Verfassungsrechtlicher Rahmen und politischer Handlungsspielraum für die Regelung 
der Gentechnologie 

Inhaltsverzeichnis 	 Seite 

1.1 	Ist ein generelles Verbot der Gentechnologie verfassungsrechtlich 
geboten? 	  282 

1.2 	Grundrechtsschranken für eine Regelung der Gentechnologie 	 283 

1.2.1 	Berufsfreiheit 	  283 

1.2.2 	Forschungsfreiheit (Wissenschaftsfreiheit) 	  284 

In der politischen Diskussion wird auf die Dynamik 
der Gentechnologie in der Wissenschaft und auf die 
Perspektiven ihrer Anwendung in der Produktion, 
der Umwelt und der Medizin mit unterschiedlichen 
Regelungsinitiativen reagiert. Dabei stehen je nach 
Wertung die möglichen Gefahren der neuen Tech-
nologie im Vordergrund oder der mögliche Nutzen, 
der mit ihrer Hilfe verwirklicht werden könnte. 
Dementsprechend reicht das Spektrum der erörter-
ten Regelungsinitiativen von einem generellen prä-
ventiven Verbot der Forschung und des Einsatzes 
der Gentechnologie bis zu ihrer uneingeschränkten 
Förderung und Anwendung. Für den politischen 
Handlungsspielraum zur Regelung der Gentechno-
logie gibt es verfassungsrechtliche Vorgaben. Im 
folgenden sollen die äußersten Positionen, die sich 
aus diesen Vorgaben ergeben, umschrieben werden. 
Wir beschränken uns dabei auf zwei Fragen: 

1. Ist der Gesetzgeber kraft Verfassung verpflich-
tet, den Einsatz der Gentechnologie grundsätz-
lich zu verbieten, weil er nur so seiner Schutz-
pflicht zugunsten seiner Bürger Genüge tun 
kann? 

2. Inwieweit ist der Gesetzgeber kraft Verfassung 
gehindert, den Einsatz der Gentechnologie einzu-
schränken, weil damit in unzulässiger Weise in 
durch das Grundgesetz garantierte Freiheiten 
derjenigen, die eine solche Anwendung wollen, 
eingegriffen würde? 

1.1 Ist ein generelles Verbot der 
Gentechnologie verfassungsrechtlich 
geboten? 

Der Gesetzgeber ist kraft Verfassung gehalten, die 
Grundrechte seiner Bürger zu schützen (Art. 1, 
Abs. 1, Satz 2 GG). Aus dieser Schutzpflicht kann 
die Verpflichtung folgen, geeignete gesetzliche Vor-
kehrungen gegen Gefahren zu treffen. Im äußer-
sten Fall kann der Gesetzgeber sogar gehalten sein, 
Verhalten, das Grundrechtspositionen seiner Bür

-

ger gefährdet oder verletzt, unter Strafe zu stel-
len. 1 ) Nach diesen Grundsätzen erscheint es durch-
aus denkbar, daß der Gesetzgeber in einzelnen Be-
reichen zu einschränkenden Regelungen der An-
wendung der Gentechnologie verpflichtet ist, etwa 
im Bereich der Genomanalyse, um den einzelnen 
Bürger vor Eingriffen anderer in sein Persönlich-
keitsrecht zu schützen. 2) Eine Verpflichtung des 
Gesetzgebers, ein generelles Verbot der Gentechno-
logie auszusprechen, könnte jedoch nur dann beste-
hen, wenn jede Anwendung dieser Technik eine er-
hebliche Gefährdung der durch das Grundgesetz 
geschützten Rechtspositionen der Bürger bedeuten 
würde und daher als offensichtlich sozialschädlich 
einzustufen wäre. Das ist jedoch nach der Einschät-
zung der Kommission nicht der Fall. 

Die Kommission geht davon aus, daß bei der Bewer-
tung der möglichen Gefahren der Gentechnologie 
nach den jeweiligen Anwendungsfeldern, den be-
nutzten Methoden und den eingesetzten Organis-
men zu unterscheiden ist. Die gentechnische Verän-
derung von Viren verursacht andere Probleme als 
die von Bakterien, Eingriffe in das menschliche Ge

-

nom andere als Eingriffe in das Genom von Tieren. 
Pathogene und nicht pathogene Organismen ver-
langen unterschiedliche Maßnahmen der Gefahren-
abwehr, ebenso der Einsatz gentechnisch veränder-
ter Organismen in geschlossenen Produktionsanla-
gen oder ihre Freisetzung in die Umwelt. 

Allerdings gibt es bei einigen Anwendungen der 
Gentechnologie das Problem, daß unsere Kenntnis 
der möglicherweise von ihnen ausgehenden Gefah-
ren begrenzt bleibt, und wir insoweit in einer Situa-
tion von Unsicherheit und Ungewißheit operieren. 
Im Prinzip kann man Risiken für durch das Grund-
gesetz geschützte Rechtsgüter (etwa Leben und Ge-
sundheit) selbst dann nicht vollständig ausschlie-
ßen, wenn man auf alle bekanntgewordenen Gefah- 

1) Bundesverfassungsgericht, Amtliche Sammlung Bd. 39, 
S. 1 

2) v. Mangoldt-Klein-Starck, 1985, Art. 2 Abs. 1 Rdnr. 115 
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ren durch entsprechende Abwehrmaßnahmen rea-
giert hat. Dieses Problem stellt sich nicht nur für 
die Gentechnologie, sondern ebenso für jede andere 
Technik. Aber es ist angesichts der grundlegenden 
Erweiterung unserer technischen Möglichkeiten, 
die mit der Gentechnologie erreicht wurde und an-
gesichts der Dynamik der Anwendung, die zu er-
warten ist, sicher besonders ernst zu nehmen. 

Die Frage, wie auf die Ungewißheiten hinsichtlich 
der Risiken und möglichen noch unerkannten Ge-
fahren der Technikanwendung politisch und gesetz-
geberisch zu reagieren sei, ist jedoch nicht durch 
das Grundgesetz vorentschieden. Das Bundesver-
fassungsgericht hat in seiner Kalkar-Entscheidung 
dazu ausgeführt, daß vom Gesetzgeber nicht ver-
langt werden könne, daß er Regelungen treffe, die 
Grundrechtsgefährdungen mit absoluter Sicherheit 
ausschließen. Vielmehr dürfe er sich bei Abschät-
zungen der Gefahren neuer Technologien nach 
Maßstäben der praktischen Vernunft richten, läge 
die Alternative doch allein in der Verbannung der 
Nutzung jeglicher technischer Verfahren. 3) Das Ge-
richt hat nicht zu der Frage Stellung genommen, ob 
der Gesetzgeber angesichts der Unsicherheit über 
mögliche Risiken die Nutzung einer Technik ein-
schränken darf, sondern allein, ob er es muß. Eine 
solche Verpflichtung besteht grundsätzlich nicht. 
Insoweit liegt die Reaktion des Gesetzgebers in sei-
ner politischen Verantwortung und bleibt der rich-
terlichen Kontrolle entzogen. 

1.2 Grundrechtsschranken für eine Regelung 
der Gentechnologie 

Die staatliche Regelung der Entwicklung und An-
wendung von Gentechnologie unterliegt besonde-
ren verfassungsrechtlichen Bedingungen, sofern 
dabei zugleich in die Grundrechte der Betroffenen 
eingegriffen wird. Der mögliche politische Hand-
lungsspielraum ist vor allem im Hinblick auf die im 
Grundgesetz garantierten Freiheiten des Berufs 
und der Forschung (Art. 12 und Art. 5 Abs. 3 GG) zu 
prüfen. 

1.2.1 Berufsfreiheit 

Unter „Beruf" wird verfassungsrechtlich jede auf 
Dauer berechnete und nicht nur vorübergehende, 
der Schaffung und Erhaltung einer Lebensgrund-
lage dienende Betätigung verstanden. 4) Den Schutz 
der Berufsfreiheit genießen nach dieser Definition 
auch die gewerbliche und unternehmerische Pro-
duktion, auch die von juristischen Personen (Art. 19 
Abs. 3 GG). Aus dieser Fassung des Schutzgutes der 
Berufsfreiheit folgt zwangsläufig, daß jede bisher in 
der politischen Diskussion erwogene Regelung der 
Anwendung der Gentechnologie zugleich ein 
Grundrechtseingriff ist. Das gilt etwa für die Festle- 

3) Bundesverfassungsgericht, Amtliche Sammlung Bd. 49, 
S. 89 (130) 

4) Maunz-Dürig-Herzog-Scholz, 1986, Art. 12 Rdnr. 17; v. 
Munch, 1985, Art. 12 Rdnr. 8 ff. 

gung von Sicherheitsstandards für die Forschung 
und die Produktion oder von Qualifikationsanforde-
rungen für den Umgang mit gentechnisch veränder-
ten Organismen, sowie für die Verpflichtung, Genla-
boratorien registrieren zu lassen. Es gilt ebenso für 
eventuelle Verbote der Produktion oder Freisetzung 
bestimmter Organismen, für die Erweiterung der 
Mitwirkung des Betriebsrates bei der Überwachung 
von Produktionssicherheit, für die Beschränkung 
der Nutzung genetischer Analysen durch Arbeitge-
ber, Versicherer oder Ärzte. 

Allerdings bedeutet die Tatsache, daß eine Rege-
lung in die Berufsfreiheit eingreift, noch nicht, daß 
sie unzulässig ist. Das Grundgesetz räumt dem Ge-
setzgeber in Art. 12 Abs. 1 GG eine Kompetenz zur 
Regelung ein, die sich sowohl auf die Berufsaus-
übung, wie auf die Berufswahl bezieht. Dabei sind 
dem Gesetzgeber umso engere Grenzen gezogen, je 
stärker die Freiheit der Berufswahl eingeschränkt 
wird. 5) Die Berufsausübung kann stets dann be-
schränkt werden, wenn vernünftige Erwägungen 
des Allgemeinwohls diese zweckmäßig erscheinen 
lassen, die Berufswahl dagegen nur dann, wenn 
dies zum Schutz überragend wichtiger Gemein-
schaftsgüter zwingend erforderlich ist. 
Die meisten der oben erwähnten Regelungsvor-
schläge für die Gentechnologie dürften auf eine Re-
gelung der Berufsausübung abzielen. Die Anforde-
rung einer besonderen Qualifikation für gentechni-
sches Arbeiten und Produzieren und die Registrie-
rungspflicht für Genlaboratorien beschränken die 
Freiheit der Berufswahl. Sie würden aber durch den 
Zweck, Gesundheitsgefahren vorzubeugen und die 
Sicherheit des Betriebes zu gewährleisten, gerecht-
fertigt sein. Den schärfsten Eingriff würden zweifel-
los Verbote darstellen, bestimmte Gentransferexpe-
rimente zu machen oder beispielsweise gentech-
nisch veränderte Mikroorganismen freizusetzen. 
Solche Verbote sind zum Teil in der bisherigen Fas-
sung der Sicherheits-Richtlinien enthalten. Die 
Frage ist, ob solche Verbote auch dann mit 
Art. 12 GG vereinbar wären, wenn sie lediglich mit 
der Ungewißheit und Unabschätzbarkeit der mögli-
chen Risiken der verbotenen Tätigkeit begründet 
werden. 

Zum Teil handelt es sich bei den als Beispiel ge-
nannten Verboten ebenfalls lediglich um Regelun-
gen der Berufsausübung, nicht der Berufswahl. Be-
stimmte Formen des Gentransfers durchzuführen 
oder genetisch veränderte Mikroorganismen bei-
spielsweise in der Landwirtschaft zur Schädlings-
bekämpfung zu nutzen, sind nicht Tätigkeiten, die 
eigene Berufe darstellen, sie sind Teile, Strategien, 
Geschäftsbereiche innerhalb von Berufen des For-
schers, des Landwirts oder des „Schädlingsbekämp-
fers". In derartigen Fällen räumt das Bundesverfas-
sungsgericht dem Gesetzgeber einen breiten Beur-
teilungsspielraum bei der Einschätzung der für die 
Allgemeinheit drohenden Gefahren ein. „Auch 
wenn im Augenblick des gesetzgeberischen Tätig-
werdens die Möglichkeit des Eintritts von Gefahren 
für ein Gemeinschaftsgut als fernliegend erscheint, 
ist es dem Gesetzgeber nicht verwehrt, rechtzeitig 

5) Bundesverfassungsgericht, Amtliche Sammlung Bd. 7, 
S. 377 
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vorbeugende Maßnahmen zu ergreifen." Er über-
schreitet seinen Beurteilungsspielraum nur dann, 
„wenn seine Erwägungen so offensichtlich fehlsam 
sind, daß sie vernünftigerweise keine Grundlage für 
gesetzgeberische Maßnahmen abgeben können." 6 ) 

In Einzelfällen können jedoch die genannten Ver-
bote in die Nähe einer Berufswahlregelung geraten, 
etwa wenn sie die Aufnahme eines Gewerbes mit 
gentechnischer Produktion verhindern oder seine 
Schließung erzwingen. In solchen Fällen verlangt 
das Bundesverfassungsgericht grundsätzlich den 
Nachweis einer ernsthaften Gefährdung wichtiger 
Gemeinschaftsgüter 7 ). Aber es räumt auch hier 
dem Gesetzgeber einen Einschätzungsspielraum 
ein. So hat das Gericht auch bei der Bewertung von 
Regelungen der Berufswahl die Vorstellungen des 
Gesetzgebers von möglichen gefahrbringenden Ent-
wicklungen akzeptiert, sofern sie „nicht in dem 
Maße wirtschaftlichen Gesetzen oder praktischer 
Erfahrung (widersprechen), daß sie vernünftiger-
weise keine Grundlage für gesetzgeberische Maß-
nahmen abgeben könnten". 

Ausdrücklich wird hinzugefügt, daß es dem Gesetz-
geber nicht verwehrt sein könne, „auch zukünfti-
gen, nicht auszuschließenden Gefahrenlagen recht-
zeitig vorzubeugen." 8) Nach dieser Auslegung wäre 
auch ein Verbot der Freisetzung bestimmten gene-
tisch modifizierten Materials, das zur Abwehr bloß 
befürchteter Risiken für die Gesundheit und die 
ökologischen Lebensgrundlagen des Menschen er-
lassen wird, jedenfalls nicht als unzulässiger Ein-
griff in die Berufsfreiheit verfassungsrechtlich zu 
verwerfen. 

1.2.2 Forschungsfreiheit (Wissenschaftsfreiheit) 

Das Grundrecht der Freiheit der Forschung wird 
dem Wortlaut des Art. 5 Abs. 3 GG nach schranken-
los gewährt. Es unterliegt jedoch immanenten 
Schranken, die sich aus dem Prinzip der Einheit der 
Verfassung und der Gleichrangigkeit aller Verfas-
sungsnormen ergeben. Eingriffe in die Forschungs-
freiheit sind in einer Abwägung verfassungsrecht-
lich geschützter Rechtswerte etwa dann möglich, 
wenn die Forschung zu unverhältnismäßiger Ge-
fährdung der Grundrechte anderer führen, den Be-
stand der Bundesrepublik Deutschland bedrohen 
oder gegen das Sittengesetz oder die Würde des 
Menschen verstoßen würde. 9 ) 

Diesem hohen verfassungsmäßigen Rang der For-
schung entspricht am ehesten das Leitbild der Wis-
senschaft als Aufklärung und Wahrheitssuche. 
Dazu paßt, daß die Freiheit der Forschung systema- 

6) Bundesverfassungsgericht, Amtliche Sammlung Bd. 38, 
S. 61 (87) und Bd. 39, S. 210 (226) 

7) Bundesverfassungsgericht, Amtliche Sammlung Bd. 25, 
S. 1 (16) 

8) Bundesverfassungsgericht, Amtliche Sammlung Bd. 25, 
S. 1 (17) 

9) Bundesverfassungsgericht, Amtliche Sammlung Bd. 30, 
S. 173 (193); v. Mönch, 1985, Art. 5 Rdnr. 64; vgl. speziell 
zum Bereich der Gentechnologie: Turner, 1986, S. 172; 
Hofmann, 1986, S. 253 

tisch in den Zusammenhang von Meinungs- und 
Glaubensfreiheit eingeordnet wird. Sie ist Teil der 
geistigen Freiheit, die als Bedingung einer funktio-
nierenden Demokratie anzusehen ist. Nach herr-
schender Auffassung sollen jedoch Unterschiede in 
der Forschung, wie die zwischen Grundlagenfor-
schung und angewandter Forschung, bei der Festle-
gung des Schutzbereichs der Art. 5 Abs. 3 GG außer 
Betracht bleiben. 10) Als durch das Grundrecht ge-
schützte Forschung gilt jede methodisch kontrol-
lierte Verfolgung von Erkenntnisinteressen. 11 ) Un-
ter diesen Forschungsbegriff fällt der Test eines 
Flugzeugtyps im Windkanal ebenso wie die Suche 
nach den allgemeinen Gesetzen der Aerodynamik, 
der Feldversuch eines Züchters mit einer neuen 
Sorte ebenso wie Experimente zur Aufklärung der 
Mechanismen der Zellregulierung. Formal fallen 
daher unter den Forschungsbegriff auch Tätigkei-
ten, die eng an die Entwicklung der Einführung von 
Techniken anschließen, sogar Produkttests und 
Marktstudien, deren Regelung man der Sache nach 
eher unter dem Gesichtspunkt der Berufs- oder Ge-
werbefreiheit (Art. 12, Art. 2 GG) erwarten würde. 

Diese Auslegung entspricht der Tendenz im Verfas-
sungsrecht, den Schutzbereich der Grundrechte 
weit zu fassen, um staatliche Regelung überhaupt 
als Eingriff nachprüfbar zu machen. Den sachlichen 
Unterschieden zwischen den einzelnen Typen von 
Forschung wird man dann bei der verfassungsmä-
ßigen Abwägung, welche Einschränkungen zugun-
sten einzelner Rechtsgüter als zulässig erscheinen, 
Rechnung tragen müssen. 

Ausgeschlossen wäre nach Art. 5 Abs. 3 GG ein Mo-
ratorium für gentechnische Grundlagenforschung, 
das nicht an den Verfahren, sondern an den Inhal-
ten der Forschung ansetzt. Art. 5 Abs. 3 GG schließt 
aus, daß man Erkenntnisse verhindert, weil sie mit 
unserem Weltbild unvereinbar sind oder die Grund-
lage für neue Technologien abgeben können, auf 
deren Gebrauch oder Kontrolle wir nicht vorberei-
tet sind. Die Aufklärung des menschlichen Genoms, 
die Bestimmung möglicher genetischer Bedingun-
gen für Verhalten, Persönlichkeit und soziale Insti-
tutionen, oder die Entschlüsselung der Mechanis-
men des Alterns mögen die Gesellschaft mit 
schwerwiegenden Anpassungsproblemen und Risi-
ken des Mißbauchs konfrontieren. Aber „Wissens-
verbote", der erzwungene Verzicht auf Erkenntnis, 
sind nach der Grundentscheidung der Verfassung 
keine mögliche Reaktion. Zulässig sind allein Kon-
trollen der gesellschaftlichen Auswirkungen der Er-
kenntnis. 

Zwar ist Erkenntnis oder Wahrheit keineswegs der 
höchste Verfassungswert. Aber Erkenntnisinhalte 
könnten allenfalls dann durch stattlichen Eingriff 
eingeschränkt werden, wenn von ihnen selbst er-
hebliche Risiken für Verfassungsrechtsgüter ausge-
hen, die anders nicht zu bewältigen sind. Dieser 
Nachweis mag im Einzelfall, etwa für technologie- 

10) Maunz-Dürig-Herzog-Scholz, 	1986, Art. 5 Abs. 3 
Rdnr. 98 

11) Maunz-Dürig-Herzog-Scholz, 	1986, Art. 5 	Abs. 3 
Rdnr. 91 m. w. N. 
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nahe Entwicklungsforschung durchaus gelingen. 
Für gentechnische Grundlagenforschung ist er 
nicht zu führen. Im Prinzip könnte sich eine Gesell-
schaft auch gegen die Fortsetzung wissenschaftli-
cher Aufklärung in bestimmten Bereichen entschei-
den. Aber für unsere Gesellschaft würde diese Ent-
scheidung einen Konsens zu einer tiefgreifenden 
Revision des Grundrechts der Forschungsfreiheit 
voraussetzen. 12) 

Eingriffe in die Freiheit der Forschung im Bereich 
der Gentechnologie betreffen in aller Regel nicht 
die Inhalte, sondern die Verfahren der Forschung, 
etwa Experimente am Menschen oder mit mensch-
lichen Embryonen, die Verwendung und Verände-
rung bestimmter Organismen und Viren, ihre Frei-
setzung in die Umwelt usw. Solche Eingriffe sind 
zulässig, soweit sie dazu dienen, Verletzungen der 
Menschenwürde und der guten Sitten oder Gefah-
ren für Gesundheit und Leben abzuwehren. Gefähr-
dungen der Umwelt rechtfertigen Eingriffe in die 
Forschungsfreiheit unter dem Gesichtspunkt der 
Erhaltung der Lebensgrundlagen des Menschen. 

Zulässig sind auch vorbeugende Kontrollen, um die 
Einhaltung bestehender Grenzen der Forschung zu 
gewährleisten. Dazu gehören etwa Meldepflichten 
für Genlabors und Genehmigungsvorbehalte für be-
stimmte Experimente. Verfassungsrechtlich unbe-
denklich wäre auch die gesetzliche Auflage, Experi-
mente am Menschen vorher durch eine Ethik-Kom-
mission begutachten zu lassen. Der Gesetzgeber ist 
nicht verpflichtet, zunächst eine Regelung im Wege 
der freiwilligen Selbstkontrolle der Profession oder 
des einzelnen Forschers anzustreben. Zwar muß er 
nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit den 
am wenigsten belastenden Eingriff in die garan-
tierte Forschungsfreiheit wählen. Aber der Eingriff 
wird nicht dadurch weitreichender, daß die akzep-
tierten Grenzen der Forschung auch kontrolliert 
werden. 13) 

Fraglich ist, wie konkret eine Gefahr sein muß, um 
zu ihrer Abwehr Eingriffe in die Freiheit der For-
schung zu rechtfertigen. Als Prinzip gilt, daß der 
bloße, schon logisch nicht zu widerlegende Hinweis 
darauf, daß irgendetwas Unvorhergesehenes pas-
sieren könnte, nicht ausreicht. Der regulierende Ge-
setzgeber muß das Bestehen einer Gefahr darlegen, 
nicht der Forscher die Ungefährlichkeit seiner For-
schung. 

12) Abgesehen davon, ob die Festschreibung grundlegen-
der Verfassungsprinzipien in Art. 79 Abs. 3 GG eine 
derartige Revision überhaupt zuließe 

13) a. A. offenbar Hailbronner, 1980, S. 220  

Dieses Prinzip kann jedoch nicht dazu führen, daß 
bei anstehenden wissenschaftlich-technischen Um-
wälzungen vorbeugende Eingriffe zum Schutz der 
Allgemeinheit solange unzulässig sind, wie sich die 
Gefahren noch nicht konkret bestimmen lassen. 
Das könnte erst der Fall sein, wenn sich die Gefahr 
realisiert, also ein Unglück schon eingetreten ist. 
Angesichts der vielfältigen unerwarteten und un-
vorhergesehenen Folgeprobleme, mit denen die Ge-
sellschaft durch wissenschaftlich-technische Ent-
wicklung konfrontiert wird, erscheint es gerechtfer-
tigt, weitergehende Maßnahmen des vorbeugenden 
Gefahrenschutzes zu treffen. Bei der Einführung 
einer neuen Technik, für die es an schon etablierten 
Praxisbereichen fehlt, an denen man sich orientie-
ren könnte, muß es ausreichen, daß eine ungewöhn-
liche Unsicherheit über die möglichen (hypotheti-
schen) Gefahren besteht, und daß der denkbare 
Schaden erheblich ist. Diese Wertung findet eine 
Stütze in der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts zur Sicherheit von Kernkraftwerken. 
Das Gericht stellt fest, daß an die Wahrscheinlich-
keit des Eintritts eines Schadens umso geringere 
Anforderungen zu stellen sind, je schwerer Art und 
Umfang der Schadensfolgen wiegen. 14) 

Unter den angeführten Gesichtspunkten erschei-
nen vorbeugende Sicherheitsmaßnahmen im Be-
reich der gentechnischen Forschung auch insoweit 
zulässig, als sie Reaktionen auf vermutete neue, 
noch nicht genau umschreibbare Gefahrenpoten-
tiale enthalten. Das dürfte für Vorschriften über 
biologische oder physikalische Sicherheitsstufen im 
Labor schon deshalb unproblematisch sein, weil da-
durch die Forschung allenfalls erschwert, aber im 
Ergebnis ihrer Durchführung nicht ausgeschlossen 
wird. 

Weitreichender wäre der Eingriff durch ein Verbot 
bestimmter Freisetzungsexperimente für gentech-
nisch veränderte Organismen und Viren. Aber For-
schung, die die Umwelt gleichsam als experimentel-
les System in Anspruch nimmt, ohne die Kontrolle 
der Wirkungen ihrer Experimente garantieren zu 
können, muß stärkeren Vorsichtsmaßnahmen un-
terworfen werden können als eine Forschung, die 
im Labor abgeschirmt werden kann. Jedenfalls ist 
die Frage, welche Politik der Gesetzgeber in diesem 
Bereich verfolgen darf, nicht durch die Gewährung 
von Forschungsfreiheit in Art. 5 Abs. 3 GG vorent-
schieden. 

14) Bundesverfassungsgericht, Amtliche 	Sammlung 
Bd. 49, S. 89 (138) 
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2.1 Gegenwärtige Rechtslage 

Für die Durchführung von Forschungsvorhaben, 
die sich mit der in-vitro Neukombination von Nu-
kleinsäuren befassen und für die produktionstech-
nische Gewinnung von Substanzen mit Hilfe dieses 
gentechnologischen Verfahrens gelten zur Zeit die 
„Richtlinien zum Schutz vor Gefahren durch in-
vitro neukombinierte Nukleinsäuren" in der nun-
mehr fünften Fassung vom 28. Mai 1986. Es handelt 
sich dabei um eine von der Bundesregierung be-
schlossene Verwaltungsvorschrift, die für alle mit-
tel- und unmittelbar vom Bund geförderten For-
schungs- und Entwicklungsarbeiten verbindlich ist. 
Private Forschungsförderungseinrichtungen ver-
langen zum Teil ebenfalls die Beachtung dieser 
Richtlinien; für den universitären Forschungsbe-
reich kann dieses von den Kultusministerien der 
Länder vorgeschrieben werden. Im Bereich der in-
dustriellen Forschung wird die Einhaltung der 
Richtlinien im Wege der freiwilligen Selbstbindung 
erwartet 1 ). 

Die Richtlinien schreiben für gentechnologische 
Experimente Sicherheitsstufen vor, die unter-
schiedliche Kombinationen von Laborsicherheits-
maßnahmen und sog. biologischen Sicherheitsmaß-
nahmen darstellen. Laborsicherheitsmaßnahmen 
betreffen technische, von L 1 bis L 4 abgestufte Vor-
kehrungen, die gewährleisten sollen, daß grundsätz-
lich in geschlossenen Systemen gearbeitet wird. 
Ziel ist es, eine Freisetzung lebender, gentechnisch 
veränderter Organismen, also den Kontakt mit ih-
nen auf ein Minimum zu reduzieren bzw. zu verhin-
dern. Biologische Sicherheitsmaßnahmen betreffen 

1) Ziff. 2 der Richtlinien (s. Anhang 3.) 

die Auswahl der verwendeten Empfängerorganis-
men und Vektoren. Es wird davon ausgegangen, 
daß nur Empfängerorganismen verwendet werden, 
die nicht pathogen sind, sich nur unter Bedingun-
gen vermehren, die außerhalb des Laboratoriums 
nicht anzutreffen sind und nicht im Austausch mit 
tier- oder pflanzenassoziierten Organismen stehen. 
Ziel ist es hier, nur solche Organismen zu verwen-
den, die sich im Fall einer Freisetzung nicht in der 
natürlichen Umwelt etablieren können und dort 
voraussichtlich keinen Schaden anrichten kön-
nen 2). 

Gentechnologische Experimente höherer Sicher-
heitsstufen bedürfen der Sicherheitsüberprüfung 
und Zustimmung durch eine „Zentrale Kommission 
für die Biologische Sicherheit" (ZKBS), die vom 
BMFT im Einvernehmen mit den betroffenen Bun-
desministerien und den Bundesländern berufen 
wird 3). Bestimmte Experimente niedriger Sicher-
heitsstufe werden lediglich von dem verantwortli-
chen Projektleiter selbst eingestuft. Allerdings sind 
sie der ZKBS anzuzeigen, wenn Empfängerorganis-
men verwendet werden, die nicht als biologische 
Sicherheitsmaßnahme anerkannt sind 4). Die ZKBS 
kann der Durchführung dieser Experimente wider-
sprechen. 

Einer vorherigen Sicherheitsüberprüfung durch die 
ZKBS und einer Zustimmung der Zulassungsstelle 
beim Bundesgesundheitsamt bedürfen sämtliche 
Experimente mit Volumina über 10 Litern (Produk-
tionsbereich) 5). 

2) Ziff. 3 der Richtlinien 
3) Ziff. 24 der Richtlinien 
4) Ziff. 16 der Richtlinien 
5) Ziff. 18 der Richtlinien 
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Die Richtlinien regeln auch den Gentransfer in so-
matische menschliche Zellen. Verboten ist jeder 
Transfer in menschliche Keimbahnzellen. 
Ausdrücklich verboten ist in den Richtlinien die 
Durchführung von Experimenten, die der Übertra-
gung von Antibiotikaresistenz auf bestimmte Emp-
fänger, der Herstellung bestimmter Toxine und der 
Freisetzung gentechnologisch veränderter Organis-
men dienen s). 

Von diesen Verboten kann das BGA nach Anhörung 
der ZKBS und im Einvernehmen mit der zuständi-
gen Biologischen Bundesanstalt Ausnahmen zulas-
sen. Ebenso kann es unter gewissen Voraussetzun-
gen den Katalog von Experimenten, die nicht 
durchgeführt werden dürfen nach der Entwicklung 
des Standes von Wissenschaft und Technik erwei-
tern oder verringern 7 ). 

Die Richtlinien verlangen im übrigen Qualifikatio-
nen des für die Durchführung gentechnologischer 
Experimente verantwortlichen Projektleiters und 
schreiben die Berufung eines „Beauftragten für die 
biologische Sicherheit" vor, der die Einhaltung der 
Sicherheitsmaßnahmen zu kontrollieren hat 8). Seit 
der 5. Neufassung sehen sie darüberhinaus vor, daß 
sämtliche Genlaboratorien beim BGA zu registrie-
ren sind. Bei Mängeln der Laborausstattung oder 
der Qualifikation des Projektleiters ist die Regi-
strierung zu versagen 9). Die Richtlinien sind seit 
ihrer ersten Fassung im Jahr 1979 mehrfach revi-
diert worden. Dabei wurden entsprechend der Ent-
wicklung des Standes der Kenntnisse und Erfah-
rungen mit gentechnologischen Arbeiten die Si-
cherheitsanforderungen für viele Bereiche redu-
ziert. Gegenwärtig kann der überwiegende Teil der 
z. Z. durchgeführten Forschungsexperimente ohne 
vorherige Anzeige und Sicherheitsüberprüfung er-
folgen, sofern dies in bei der ZKBS registrierten 
Laboratorien geschieht. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß sich die Richt-
linien grundsätzlich bewährt haben und daher in 
Zukunft für alle Anwender gentechnologischer Ver-
fahren gelten sollen. Deshalb hält die Kommission 
den bisherigen Adressatenkreis, die Betreiber der 
vom Bund geförderten Vorhaben, nicht mehr für 
ausreichend, sondern befürwortet eine allgemein-
gültige Regelung. 

2.2 Regelungsebene 

2.2.1 Verfassungsrechtliche Anforderungen 

Es ist fraglich, ob diese allgemeingültige Regelung 
noch wie bisher in Form von Verwaltungsrichtli-
nien durch eine Oberste Bundesbehörde (BMFT) 
erfolgen kann, oder ob dann eine Regelung in Form 
eines Gesetzes bzw. durch Rechtsverordnung auf-
grund eines Gesetzes erforderlich ist. Dies könnte 

6) Ziff. 19 der Richtlinien 
7) Ziff. 19 der Richtlinien 
8) Ziff. 23 der Richtlinien 
9) Ziff. 15 der Richtlinien 

sich zum einen aus dem Gesetzesvorbehalt des 
Art. 12 Abs. 1 S. 2 GG, zum anderen aus dem Rechts-
staat- und Demokratieprinzip des Grundgesetzes 
ergeben: 

2.2.1.1 Regelungskonsequenzen aus Art. 12 GG 

Gem. Art. 12 Abs. 1 S. 2 GG ist eine gesetzliche Re-
gelung erforderlich, wenn in die Berufsfreiheit ein-
gegriffen wird. 

Zunächst stellt sich die Frage nach den von der 
Regelung Betroffenen. Das ist in erster Linie der 
einzelne Forscher, dessen Tätigkeit durch die Richt-
linien reglementiert wird. 

Durch die Sicherheitsrichtlinien wird andererseits 
auch die Betätigung der Unternehmen, bei denen 
Forscher arbeiten, betroffen. Dies können hier z. B. 
Pharmaunternehmen sein, die darum bemüht sind, 
Arzneimittel mit Hilfe gentechnologischer Verfah-
ren herzustellen, des weiteren Chemiekonzerne, die 
biologische Pflanzenschutzmittel erproben möchten 
oder auch Saatzuchtbetriebe, die durch Genmanipu-
lation resistente oder ertragreichere Pflanzensor-
ten züchten wollen. 

Jede der genannten Tätigkeiten ist auf Dauer be-
rechnet und dient der Schaffung und Erhaltung ei-
ner Lebensgrundlage, stellt mithin einen Beruf im 
Sinne des Art. 12 GG dar 10). Daß dieses Tätigwer-
den in selbständiger Stellung erfolgt, ist insoweit 
unbeachtlich. Nach der ständigen Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts schützt dieses 
Grundrecht nicht nur den Beruf im engeren Sinne, 
sondern darüber hinaus jede gewerbliche oder un-
ternehmerische Tätigkeit, einschließlich der von 
Großunternehmen oder Konzernen 11). Ein Eingriff 
in die Berufsfreiheit liegt jedenfalls insoweit vor, 
als durch die Richtlinien bestimmte Experimente 
gar nicht oder nur nach Genehmigung der ZKBS 
bzw. des BGA zulässig sind 12). 
Nicht so eindeutig ist aber die Frage zu beantwor-
ten, ob auch die Pflicht zur Registrierung einen Ein-
griff in die Berufsfreiheit darstellt. Eine bloße Regi-
strierung beeinträchtigt die Tätigkeit eines Genla-
boratoriums noch nicht. Hier ist die Situation aber 
insofern anders, als ein Unternehmen, um der Regi-
strierungspflicht nachzukommen, umfangreiche 
Angaben über die sicherheitstechnische Zuverläs-
sigkeit der verwendeten Laboratorien machen muß. 
Derartige Auskunftspflichten über betriebliche 
Sachverhalte stellen aber nach der im Urteil zur 
Transparenzkommission bestätigten Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts 13) Berufs-
ausübungsregeln dar, die nach Art. 12 Abs. 1 S. 2 GG 
einer gesetzlichen oder einer auf dem Gesetz beru-
henden Rechtsgrundlage, also einer Rechtsverord-
nung nach Art. 80 GG, bedürfen. Außerdem handelt 
es sich bei der Registrierung um eine Vorausset- 

10) v. Mönch, 1985, Art. 12, Rdnr. 8 ff. 
11) Bundesverwaltungsgericht, Amtliche Sammlung, Bd. 50, 

S. 290 (363) 
12) Bundesverwaltungsgericht, Amtliche Sammlung, Bd. 9, 

S. 222; Maunz-Dürig-Herzog-Scholz, Art. 12, Rdnr. 326 
mit weiteren Nachweisen 

13) Neue Juristische Wochenschrift 1985, S. 2774 
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zung für die Durchführung bestimmter gentechni-
scher Experimente. Insofern ist die Registrierung 
als eine Art antizipierte Genehmigung zu verstehen 
und stellt damit ebenfalls einen Eingriff in die  Be-
rufsfreiheit dar. 

Somit können gem. Art. 12 Abs. 1 S. 2 GG allgemein-
gültige Sicherheitsrichtlinien nur in Form oder auf-
grund eines Gesetzes erlassen werden. 

2.2.1.2 Regelungskonsequenzen aus dem Rechts-
staat- und Demokratieprinzip 

Die Sicherheitsrichtlinien für die Gentechnologie 
beeinträchtigen aber nicht nur die Berufsfreiheit 
des Unternehmers, sondern auch die Forschungs-
freiheit des Experimentierenden. Obwohl das 
Grundrecht auf Forschungsfreiheit dem Wortlaut 
nach uneingeschränkt garantiert wird, ist unstrei-
tig, daß gewisse Einschränkungen zum Schutz an-
derer verfassungsrechtlich garantierter Rechtsgü-
ter durchaus möglich sind 14). Einer gesetzlichen 
Grundlage bedarf es dazu dem Wortlaut des Art. 5 
GG nach nicht. 

Allerdings ist hier die vom Bundesverfassungsge-
richt entwickelte Wesentlichkeitstheorie zu beach-
ten 15). Danach ist der Gesetzgeber aus rechts- und 
demokratiestaatlichen Gründen verpflichtet, in 
grundlegenden normativen Bereichen, zumal im 
Bereich der Grundrechtsausübung, die wesentli-
chen Entscheidungen selbst zu treffen. Ob eine Ent-
scheidung „wesentlich" in diesem Sinne ist, soll al-
lein im Hinblick auf die durch die Maßnahme be-
troffenen Grundrechte sowie die auf diese bezogene 
Intensität der geplanten oder getroffenen Regelung 
beurteilt werden. Wesentlich kann daher auch 
schon eine bloß grundrechtsgestaltende Regelung 
sein; ein direkter Eingriff in eine Grundrechtsposi-
tion muß nicht vorliegen. 
Ein Verbot, bestimmte Arten von Forschung zu be-
treiben, stellt einen so starken Eingriff in die For-
schungsfreiheit dar, daß es nur vom Gesetzgeber 
oder aufgrund einer hinreichend konkretisierten 
Ermächtigung des Gesetzgebers, die den Anforde-
rungen des Art. 80 Abs. 1 S. 2 GG genügen muß, aus-
gesprochen werden kann. Die in der neuen Fassung 
der Richtlinien enthaltenen Verbote können nur 
dann allgemein verbindlich erlassen werden, wenn 
sie eine gesetzliche Grundlage haben. 

2.2.2 Gesetzgebungskompetenz 

Der Bereich des Schutzes vor Gefahren der Gen-
technologie dürfte weitgehend durch die konkurrie-
rende Gesetzgebung des Bundes erfaßt sein; nach 
Art. 74 GG erstreckt sich dies auf das Recht der 
Wirtschaft (Ziff. 11), den Arbeitsschutz (Ziff. 12), 
Maßnahmen gegen gemeingefährliche und über-
tragbare Krankheiten (Ziff. 19), den Schutz der 
Pflanzen gegen Krankheiten und Schädlinge 

14) v. Mangoldt-Klein-Starck, 1985, Art. 5 Abs. 3, Rdnr. 
261 ff. 

15) Amtliche Sammlung, Bd. 50, S. 249 und Bd. 49, S. 89  

(Ziff. 20), den Verkehr mit Arznei-, Heil- und Betäu-
bungsmitteln und Giften (Ziff. 19), den Schutz beim 
Verkehr mit Lebens- und Genußmitteln (Ziff. 20) so-
wie die Abfallbeseitigung und Luftreinhaltung 
(Ziff. 24). Da ein Bedürfnis nach bundesgesetzlicher 
Regelung, wie es Art. 72 Abs. 2 GG fordert, eindeutig 
besteht, könnte der Bund aus der Zusammenschau 
der Ermächtigungen heraus zur Gesetzgebung für 
den Bereich der Gentechnologie befugt sein, soweit 
es um den Schutz vor potentiellen Gefahren dieser 
Technologie geht. Soweit die gesetzliche Regelung 
jedoch auch Fragestellungen naturschutzrechtli-
cher Art betrifft, muß beachtet werden, daß der 
Bund insofern nur eine Rahmengesetzgebungskom-
petenz (Art. 75 Ziff. 3 GG) hat. 

Aus der Zusammenschau dieser Kompetenzen 
dürfte sich weitgehend eine Gesetzgebungszustän-
digkeit des Bundes für die in den Richtlinien ange-
sprochenen Bereiche herleiten lassen. 

Eine Ausnahme bilden die Regelungen der Genthe-
rapie am Menschen in Nr. 18 (2) der Richtlinien. 
Diese betreffen nicht allein Regelungen der Arznei-
mittelprüfung — wofür der Bund die Gesetzge-
bungszuständigkeit hätte 16) — sondern vielmehr 
Regelungen der ärztlichen Berufsausübung, die in 
den Zuständigkeitsbereich der Länder fallen 17 ). 

2.3 Verfassungsrechtlich vorgegebener 
Umfang der Regelung 

Hinsichtlich des Umfangs einer gesetzlichen Rege-
lung stellt sich die Frage, inwieweit Festlegungen 
durch den Gesetzgeber selbst getroffen werden 
müssen und welche Bereiche der Regelung durch 
die Exekutive überlassen werden können. 

Grundsätzlich verstößt es nicht gegen die Pflicht 
zur Regelung durch Gesetz, wenn bestimmte Fra-
gen durch eine gesetzliche Ermächtigung der Ent-
scheidung des Verordnungsgebers überlassen wer-
den. Erforderlich ist allerdings, daß die Ermächti-
gung die Vorausetzungen des Art. 80 GG erfüllt. 
Welche Fragen der Gesetzgeber selbst regeln muß 
und nicht der Exekutive überlassen darf, entschei-
det sich nach rechts- und demokratiestaatlichen 
Grundsätzen, die das Bundesverfassungsgericht in 
der oben dargestellten sog. Wesentlichkeitstheorie 
zum Ausdruck gebracht hat. 

Als „wesentlich" und damit durch Gesetz zu regeln 
dürfte die Frage gelten, ob und ggf. in welchem 
Umfang gentechnologische Verfahren überhaupt 
angewandt werden dürfen, und ob für den Betrieb 
von Genlaboratorien und die Durchführung be-
stimmter gentechnologischer Arbeiten Genehmi-
gungen einzuholen sind. Ebenso ist hier festzule-
gen, welche Sanktionen verwaltungsrechtlicher und 
evtl. straf- oder ordnungswidrigkeitenrechtlicher 
Art bei Verstößen gegen die Richtlinien erfolgen 
sollen. Außerdem sollte dort die Bundesregierung 

16) Art. 74 Nr. 19 GG 
17) Bundesverfassungsgericht, Amtliche Sammlung, 

Bd. 33, S. 125 (153 f.) 
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ermächtigt werden, Rechtsverordnungen zu erlas

-
sen, die die gesetzlichen Bestimmungen ausführen. 
Alle übrigen Bestimmungen der Richtlinien dürften 
demnach in Form einer Rechtsverordnung erge-
hen. 

2.3.1 Inhalt der gesetzlichen Regelung 

Die gesetzliche Regelung des Zulässigkeitsrahmens 
gentechnischer Forschung erfordert folgende Be-
stimmungen: 

Es muß festgelegt werden, daß die Durchführung 
eines gentechnischen Forschungsvorhabens von ei-
ner Genehmigung abhängig gemacht und in be-
stimmten Fällen verboten werden kann. Die einzel-
nen Voraussetzungen dieser Regelungen brauchen 
nicht gesetzlich bestimmt zu werden, erforderlich 
ist aber eine Aufzählung derjenigen Kriterien, von 
deren Beachtung die Erteilung einer Genehmigung 
bzw. ein generelles Verbot abhängig zu machen ist. 
Hierzu gehören insbesondere das mögliche Gefah-
renpotential für Mensch und Umwelt, die Einhal-
tung der dem jeweiligen Stand von Wissenschaft 
und Technik entsprechenden Labor- bzw. Produkti-
ons-Sicherheitsmaßnahmen. 

Ebenfalls einer gesetzlichen Regelung bedarf die 
Einführung einer Registrierungspflicht für Gen-La-
boratorien. 

Schließlich muß auch die obligatorische Einbindung 
des Bundesgesundheitsamtes und der ZKBS ge-
setzlich geregelt werden. Das bedeutet, es muß fest-
gelegt werden, daß diese Behörden bestimmte Auf-
gaben zu erfüllen haben, wie das im einzelnen zu 
geschehen hat, bedarf keiner gesetzlichen Rege-
lung. 

Um entsprechende Rechtsverordnungen erlassen 
zu können, bedarf es einer gesetzlichen Ermächti-
gung, die den Anforderungen des Art. 80 GG ge-
nügt. 

2.3.2 Inhalt einer Rechtsverordnung 

In Form einer Rechtsverordnung kann der nicht 
schon im Gesetz erfaßte notwendige Regelungsin-
halt der heutigen Richtlinien erlassen werden. Für 
eine Beschränkung der gesetzlichen Regelung auf 
das verfassungsrechtlich vorgeschriebene Mindest-
maß spricht die Tatsache, daß eine Rechtsverord-
nung wesentlich einfacher und schneller zu ändern 
ist und damit die Möglichkeit besteht, die Regelun-
gen dem jeweils aktuellen Stand von Wissenschaft 
und Technik in der Gentechnologie anzupassen. 

Die notwendige Flexibilisierung wird dadurch er-
reicht, daß das Gesetz nur den grundsätzlichen 
Rahmen absteckt und Detailregelungen aus dem 
starren Prozeß der förmlichen Gesetzgebung in die 
beweglichere Ebene der Regelsetzung durch die 
Exekutive verlagert. Das Gesetz nimmt auf sie Be-
zug, indem es eine Ermächtigung zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen enthält. Da diese Ermächti-
gung allerdings im Hinblick auf den Inhalt und 
Zweck sowie ihr Ausmaß bestimmt sein muß, behält 
sich der Gesetzgeber die grundlegende Entschei

-

dung über diesen Bereich der Forschung weiterhin 
vor. 

Die in der Rechtsverordnung zu erlassenden Vor-
schriften sollten dem bisherigen Prinzip einer ein-
heitlichen Regelung folgen, d. h. die Zulässigkeits-
voraussetzungen sollten auch weiterhin alle An-
wendungsbereiche der Gentechnologie erfassen 

2.4 Gesetzestechnische Verankerung 
der Norm 

Für die gesetzestechnische Verankerung der ge-
setzlichen Regelung bieten sich zwei Wege an. Eine 
Möglichkeit ist die Schaffung eines eigenständigen 
Gesetzes, die andere besteht darin, die vorgesehene 
Neuregelung in ein bereits bestehendes Gesetz ein-
zufügen. Die Ergänzung eines schon vorhandenen 
Gesetzes ist dann vorzugswürdig, wenn die vorgese-
hene Regelung eine gewisse Sachnähe zu dem be-
stehenden Gesetz aufweist und gleichzeitig die Be-
deutung der Neuregelung nicht so groß ist, daß sich 
damit ein eigenständiges Gesetz rechtfertigen 
ließe. 

Für eine Ergänzung kämen das Pflanzenschutzge-
setz, das Tierseuchengesetz, das Bundesimmis-
sionsschutzgesetz, das Bundesseuchengesetz sowie 
das Gesetz über die Errichtung des Bundesgesund-
heitsamtes in Betracht. Letzteres dürfte aber aus-
scheiden, da es sich im wesentlichen um Normen 
über die Einrichtung einer Behörde handelt, zu de-
nen zwar die Regeln über die Einrichtung der 
ZKBS systematisch passen würden, nicht aber die 
umfangreichen inhaltlichen Bestimmungen der Si-
cherheitsrichtlinien. Auch die übrigen Gesetze be-
ziehen sich z. T. auf andere Materien als die Sicher-
heits-Richtlinien, bzw. es werden nur Teilbereiche 
der Gefahren erfaßt, die sich auch durch die An-
wendung gentechnischer Methoden ergeben könn-
ten. Die größte Sachnähe dürfte das Bundesseu-
chengesetz haben. Eine gewisse Sachnähe ist des-
halb gegeben, da das Bundesseuchengesetz auch 
das Arbeiten und den Verkehr mit Krankheitserre-
gern regelt und dort statuierte Melde- und Geneh-
migungspflichten gewisse Parallelen zu den Regeln 
der Richtlinien aufweisen. Da es sich bei der Rege-
lung gentechnischer Forschungsvorhaben nicht 
grundsätzlich um eine Prävention vor übertragba-
ren Krankheiten handelt, dürfte eine Umbenen-
nung des Bundesseuchengesetzes, etwa in ein „Ge-
setz zur Regelung der biologischen Sicherheit" er-
forderlich sein. Für eine Sachnähe der Richtlinien 
zu den Regelungen des Bundesseuchengesetzes 
spricht auch die Tatsache, daß die Richtlinien in 
Nr. 22 (1) c) und d) ausdrücklich auf Bestimmungen 
des Bundesseuchengesetzes Bezug nehmen. Da-
nach muß ein Projektleiter die Sachkenntnis ent-
sprechend § 22 Abs. 3 BSeuchG und die Erlaubnis 
zum Arbeiten mit Krankheitserregern nach §§ 19 ff. 
BSeuchG haben. Daher gibt die Kommission insge-
samt einer gesetzlichen Verankerung der Sicher-
heits-Richtlinien durch Ergänzung des Bundesseu-
chengesetzes den Vorzug. Ob eine derartige Rege-
lung in Form eines Änderungsgesetzes zum Bun- 
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desseuchengesetz oder gemeinsam mit anderen ge-
setzlichen Regelungen, die sich auf die Gentechno-
logie beziehen, im Rahmen eines Artikelgesetzes 
erfolgen soll, wäre eine rein technische Frage des 
Gesetzgebungsverfahrens. Letzteres dürfte sich 
aber wegen der zusammen gehördenen Regelungs-
materien anbieten. 

2.5 Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, 

1. zum Schutz von Mensch, Tier und Umwelt allge-
mein rechtsverbindliche Sicherheitsbestimmun-
gen für Einrichtungen der Genforschung und 
entsprechende Produktionsstätten gesetzlich 
festzuschreiben. 

2. diese gesetzliche Regelung durch Erweiterung 
des Bundesseuchengesetzes unter Umbenen-
nung in „Gesetz zur Regelung der biologischen 
Sicherheit" vorzunehmen. 

3. in diesem Gesetz die Bundesregierung zu er-
mächtigen, die erforderlichen Rechtsverordnun-
gen zu erlassen. Darüber hinaus ist inhaltlich fol-
gendes zu regeln: 

a) Die Registrierungspflicht für den Betrieb von 
Gen-Laboratorien und entsprechenden Pro-
duktionsstätten bei einer zentralen Regi-
strierstelle. 

b) Die Möglichkeit bestimmte gentechnologische 
Verfahren einer Zulassungspflicht zu unter-
werfen bzw. ganz zu verbieten. 

c) Bestimmungen für Sanktionen bei Verstößen 
gegen Bestimmungen dieses Gesetzes bzw. ei

-

ner auf diesem beruhenden Rechtsverord-
nung. 

d) Die Zuständigkeit des Bundesgesundheitsam-
tes, der Gewerbeaufsicht und die Aufgaben 
der ZKBS sowie das Verhältnis zwischen die-
sen Institutionen. 

Weiterhin empfiehlt die Kommission dem Deut-
schen Bundestag, die Bundesregierung aufzufor-
dern 

4. in Rechtsverordnungen, die dem Stand von Wis-
senschaft und Technik entsprechen, insbeson-
dere folgendes zu regeln: 

a) Die Anforderungen zur Sicherheit sowie zur 
Ausbildung und Gesundheitsüberwachung 
der Beschäftigten. 

b) Einrichtung einer zentralen Registrierstelle 
für Gen-Laboratorien und entsprechende Pro-
duktionsstätten beim Bundesgesundheitsamt. 

c) Ausstattung des Sekretariats der Zentralen 
Kommission für Biologische Sicherheit für die 
Wahrnehmung von Befugnissen als: 
— Registrierstelle für Gen-Laboratorien 
— Beurteilungs- und Begutachtungsstelle für 

besondere gentechnische Arbeiten 
— Beratungsstelle für Institutionen, Behör-

den und Personen 

d) Zusammensetzung der ZKBS unter Beteili-
gung von Fachleuten des Arbeits-, Gesund-
heits- und Umweltschutzes sowie der for-
schungsfördernden Organisationen. 

5. darauf hinzuwirken, diese gesetzlichen Regelun-
gen international — zumindest auf EG-Ebene — 
zu harmonisieren. 
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3.1 Allgemeine haftungsrechtliche 
Grundsätze 

3.1.1 Verschuldenshaftung 

Die Haftung für vorsätzlich oder fahrlässig zuge-
fügte Schäden ist im römischen Recht entstanden 
und bildet seit dem ausgehenden Mittelalter die 
Grundlage des deutschen Haftungsrechts. Das BGB 
von 1900 hat das Verschuldensprinzip zur Regel-
form der Haftung erhoben 1 ). Danach hängt die Zu-
rechnung davon ab, daß der Verletzer vorsätzlich 
oder fahrlässig gehandelt hat, wobei unter Fahrläs-
sigkeit die Außerachtlassung der im Verkehr erfor-
derlichen Sorgfalt verstanden wurde, § 276 BGB. 
Der gesetzlich definierte Fahrlässigkeitsbegriff hat 
sich als lebenskräftig erwiesen, da er relativ, nor-
mativ und sozialbezogen ist. Es kommt nämlich dar-
auf an, ob sich das Verschulden auf eine Verletzung 
oder auf die Übertretung einer Norm bezieht; der 
Schutz vor Verletzungen wird automatisch dem 
Stand der Technik angepaßt; schließlich wird nicht 
mehr an Sorgfalt verlangt, als der aufmerksame 

1) Motive, 1888, S. 744 ff.; Bericht der Reichstagskommis-
sion, 1896, S. 57; Heck, 1929, S. 71 

Verkehr erfordert, wenn auch ein Schlendrian stets 
schuldhaft erscheint 2). 

Das Haftungsrecht des BGB arbeitet nicht mit Ge-
neralklauseln und schließt auch nicht an jede 
schuldhafte Schadenszufügung einen Ersatzan-
spruch an. Vielmehr arbeitet es mit der Figur der 
„Verletzung", welche in sog. Tatbeständen aufgefan-
gen ist 3). So ist etwa die Verletzung des Körpers 
oder des Eigentums ebenso ein Tatbestand wie die 
Übertretung eines Schutzgesetzes zugunsten eines 
anderen, etwa des Rechtsfahrgebots der StVO. Die 
Haftung ist deswegen relativ weit, weil sich das 
Verschulden nur auf die Verletzung, nicht auf den 
Schaden zu beziehen braucht, der nur allgemein 
vorhersehbar, wie die Juristen sagen, adäquat kau-
sal verursacht zu sein braucht. Für die Haftung auf 
den Tötungsschaden genügt also die Vorhersehbar-
keit einer Körperverletzung oder das Wissenkön-
nen um die Überschreitung einer Schutznorm 4). 

2) Protokolle, 1898, S. 604; Planck/Siber, 1913, § 276, 
Anm. 2 b; Mazeaud/Tunc, 1965, I Nr. 442 

3) Rabel, 1932; v. Caemmerer, 1961, S. 19 
4) RGZ 69, 340; BGH LM BGB § 823 (Bf) Nr. 10 
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Die Beschränkung auf die Verletzung von Tatbe-
ständen war eine bewußte Abkehr vom sog. crimen 
culpae des gemeinen Rechts, welche jede schuld-
hafte Schadenszufügung zum Anspruchsgrund er-
hob. Jedoch hat sich die strenge Tatbestandsbe-
schränkung nicht halten lassen. Mit der Entwick-
lung von sog. Verkehrssicherungspflichten, die wir 
heute Verkehrspflichten nennen, ist jedermann auf-
erlegt worden, der eine Gefahr für einen anderen 
schafft oder unterhält, das Notwendige oder Zumut-
bare zu tun, um diese Gefahr nicht Wirklichkeit 
werden zu lassen 5). Das erfaßt auch riskante For-
schungsvorhaben. Auch die Verletzung der Ver-
kehrspflicht setzt Verschulden voraus: Dieses ist je-
doch deswegen eher gegeben, da man von demjeni-
gen, der eine Gefahr begründet oder unterhält, er-
wartet, daß er die Gefahr und die Mittel zu ihrer 
Kontrolle kennt und die letzteren einsetzt. 

Im übrigen wird für die Haftung eine objektivtypi-
sierte Sorgfalt zugrunde gelegt. Das ist das Ergeb-
nis des sog. objektiven Fahrlässigkeitsbegriffs des 
Zivilrechts, nach dem jedermann für die Sorgfalt 
haftet, die normalerweise von einem Mitglied sei-
nes Verkehrskreises erwartet wird 6). 

3.1.2 Gefährdungshaftung 

Die Gefährdungshaftung unterscheidet sich von der 
Verschuldenshaftung dadurch, daß die Zurechnung 
eines Geschehens oder Erfolges nicht vom Ver-
schulden — Vorsatz oder Fahrlässigkeit — des Ver-
letzers abhängig ist. Anknüfpungspunkt ist hier 
vielmehr die Schaffung und Beherrschung einer 
Gefahrenquelle. Unter dem Begriff der Gefahr ist 
die Möglichkeit eines Schadenseintritts zu verste-
hen 7). Durch die Gefährdungshaftung wird nicht 
etwa die Schaffung einer Gefahr untersagt, es soll 
lediglich die Tragung der Schadensfolgen geregelt 
werden 8). 

Die Haftung für gefährliche Sachen wurde zuerst 
im Preußischen Eisenbahngesetz von 1838 einge-
führt. Heute gibt es Haftungen für die Verwirkli-
chung besonderer Gefahren der hohen Geschwin-
digkeiten (Flugzeug, Eisenbahn, Kraftfahrzeug), der 
Ansammlung und Fortleitung von erheblichen 
Energien (Elektrizität, Gasleitungen, Hochdrucklei-
tungen), der Atomenergie, der Haltung eines Luxus-
tieres, des Betriebs eines Bergwerks und des Her-
stellens von Arzneimitteln. 

Nach einer Direktive des Europarats wird inner-
halb von gut zwei Jahren die Produzentenhaftung 
auf die Grundsätze der Haftung für Gefährdung 
umgestellt werden müssen. 

Nach der Rechtsprechung bedarf die Gefährdungs-
haftung sondergesetzlicher Anordnung; eine ent-
sprechende Anwendung bereits bestehender Rege-
lungen ist nicht zulässig 9). Zur Zeit gibt es eine 

5) RGZ 54, 53; v. Bar, 1980 
6) Larenz, 1965, S. 119 
7) Zum Gefahrbegriff: Deutsch, 1976, S. 180 ff. 
8) Deutsch. 1976, S. 365 
9) BGHZ 54, 332; 55, 229 

Gefährdungshaftung für Schußwaffen, Motorsport

-

boote, Fallschirmspringen etc. Die Gefährdungshaf-
tung hat typische Besonderheiten: Üblicherweise 
entlastet ein unabwendbares Ereignis oder höhere 
Gewalt; für gewöhnlich wird nur im Rahmen von 
Höchstgrenzen gehaftet; regelmäßig gibt es kein 
Schmerzensgeld. 

Die Gefährdungshaftung gilt als Ausgleich für ein 
mögliches Risiko, das durch den Betrieb einer An-
lage oder ein nicht ungefährliches Vorgehen für 
Dritte geschaffen wird. Damit ist ein Doppeltes aus-
gedrückt: Der Betrieb der Anlage soll nicht auf Ko-
sten möglicher Verletzter geschehen; zugleich sol-
len die Kosten für die Anlage oder das Verhalten 
dem auferlegt werden, der davon den Nutzen hat. 

3.2 Derzeitige haftungsrechtliche Erfassung 
biologischer Risiken 

3.2.1 Gefährdungshaftung 

Gemäß § 833 S. 1 BGB haftet für den Schaden an 
Körper, Gesundheit und einer Sache, wer ein Tier 
hält, das diese Rechtsgüter verletzt. Nach herr-
schender Meinung ist als Tier nicht ein Mikroorga-
nismus anzusehen 10). Diese Ansicht ist rein be-
griffsjuristisch begründet, denn sie geht von der 
Vorstellung des Tieres als sichtbar gefährlichem 
Wesen aus und berücksichtigt nicht die Gefahr, wel-
che auch von Kleinlebewesen ausgehen kann. So 
gibt es eine Gegenmeinung, die zunehmend an 
Stimmen gewinnt, aber bislang in der Rechtspre-
chung nicht anerkannt worden ist. Diese will die 
Gefährdungshaftung des § 833 S. 1 BGB auf labor-
gezüchtete Mikroorganismen und Viren ausdeh-
nen 11). Der Grund dafür liegt in einer funktionellen 
Auslegung des Gesetzes: Der Begriff des „Tieres" 
sei funktional, also nach der Gefahr zu bestimmen. 
Was für den Elefanten das Gewicht, für das Pferd 
das Ausschlagen und für den Hund der Biß sei, sei 
für manchen Mikroorganismus die Giftigkeit, ver-
bunden mit der außerordentlich schnellen Ver-
mehrung. In der Voraussetzung der Laborzüchtung 
sei auch die Beschränkung auf einen Halter vor-
handen 12), der die Mikroorganismen zu seinem 
Vorteil entweder hervorgebracht habe oder jeden-
falls  grundsätzlich beherrsche. 

3.2.2 Verkehrssicherungspflicht 

Wenn die Bestimmungen der Gefährdungshaftung 
nicht ausreichen, wendet die Rechtsprechung die 
Regeln über die Verkehrssicherungspflicht an. Da-
nach haftet gemäß § 823 Abs. 1 BGB, wer für den 
anderen eine Gefahr schafft, die sich in einer Ver-
letzung von Leben, Körper, Gesundheit oder Eigen-
tum auswirkt. Vorausgesetzt ist dabei, daß es ihm 
möglich und zumutbar ist, Vorkehrungen gegen die 
Verwirklichung der Gefahr zu treffen. Drei Ent- 

10) Soergel/Zeuner, 1985, § 833 Rdnr. 2; Staudinger/Schäfer, 
1986, § 833 Rdnr. 4 

11) MünchKomm/Mertens, 1980, S. 833 Rdnr. 10 
12) Medicus, 1984, § 145 II 1 
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scheidungen oberer Gerichte machen das deutlich: 
RGZ 80, 236: Pferd als Träger von Rotz steckt ande-
res Pferd an; OLG Frankfurt NJW 85, 2425: Univer-
sität haftet für den Befall von Bienenvölkern mit 
Milben, die importierte Bienen eingeschleppt ha-
ben; OLG Köln NJW 85, 1402: Zahnarzt ist ersatz-
pflichtig, der Patienten mit Hepatitis B infiziert 
hat. 

3.3 Regelungen im Ausland 

Länder, in denen eine Generalklausel für die Haf-
tung von gefährlichen Sachen besteht, haben es 
leichter, Haftungen für Mikroorganismen anzuer-
kennen. So ist in Frankreich nach Art. 1384 code 
civil die Haftung des Inhabers eines Laboratoriums 
für Mikroorganismen gegeben. In Deutschland be-
darf es dazu eines Sondergesetzes. Diese Haltung 
wird in der Rechtsvergleichung kritisiert 13). 

3.4 Rechtspolitik 

3.4.1 Referentenentwürfe 14) 

3.4.1.1 Entwurf eines Gesetzes zum Schutz 
vor Gefahren der Gentechnologie vom 
22. Juni 1978 

Dieser Gesetzentwurf enthielt folgende Haftungs-
bestimmung: 

§ 8 Haftung 

(1) Wird durch zur Neukombination bestimmte oder 
neukombinierte Nukleinsäuren oder durch Emp-
fänger ein Mensch getötet oder in der Gesundheit 
geschädigt oder eine Sache beschädigt, so ist der 
Träger verpflichtet, den daraus entstehenden Scha-
den zu ersetzen. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, 
wenn der Schaden durch ein Ereignis verursacht 
wird, das der Träger und die für ihn tätigen Perso-
nen auch bei Anwendung jeder nach den Umstän-
den gebotenen Sorgfalt nicht vermeiden konnten 
und das weder auf einem Fehler in der Beschaffen-
heit der Schutzeinrichtungen noch auf einem Ver-
sagen ihrer Vorrichtungen beruht. 

(2) Bestreitet der Träger den ursächlichen Zusam-
menhang, so hat der Geschädigte die Wahrschein-
lichkeit eines ursächlichen Zusammenhangs zu be-
weisen. 

3.4.1.2 Entwurf eines Gesetzes zum Schutz 
vor Gefahren der Gentechnologie vom 
19. Juli 1979 

Die Haftungsbestimmung ist gegenüber dem ersten 
Gentechnologiegesetz verändert. Sie lautet: 

§ 8 Haftung 

(1) Wird durch zur Neukombination bestimmte oder 
neukombinierte Nukleinsäuren oder durch Emp- 

13) Stone, 1972, XI 5-79 
14) veröffentlicht in Medizin, Mensch und Gesellschaft 

Nr. 7 (1982) 93ff. 

fänger ein Mensch getötet oder in der Gesundheit 
geschädigt oder eine Sache beschädigt, so ist der 
Träger verpflichtet, den daraus entstehenden Scha-
den zu ersetzen. 

(2) Hat bei der Entstehung des Schadens ein Ver-
schulden des Geschädigten mitgewirkt, so ist § 254 
des Bürgerlichen Gesetzbuches anzuwenden. 

(3) Auf die Verjährung sind die für unerlaubte 
Handlungen geltenden Verjährungsvorschriften an-
zuwenden. 

3.4.2 Erläuterung der beiden Vorschläge 

Während der erste Entwurf der Sache nach eine 
Verschuldenshaftung enthält, die nur durch die Um-
kehr der Beweislast hinsichtlich der Sorgfalt ver-
schärft ist, statuierte der zweite Entwurf eine echte, 
unwiderlegbare Gefährdungshaftung. Darüber hin-
aus enthält der erste Entwurf eine Bestimmung 
über die Beweislast hinsichtlich der Kausalität, wo-
nach der Geschädigte nur die Wahrscheinlichkeit 
der Kausalität zu beweisen hat. In dem zweiten 
Entwurf fehlt eine solche Bestimmung, vielmehr ist 
nur auf die Bestimmungen des Bürgerlichen Ge-
setzbuches hinsichtlich Mitverschulden und Verjäh-
rung verwiesen. Diese Verweisung war notwendig, 
da das vorgesehene Gesetz nicht im Zusammen-
hang des bürgerlichen Rechts steht. 

3.5 Rechtlicher Handlungsbedarf 

3.5.1 Interessenlage und rechtspolitische 
Notwendigkeit 

Haftungsregeln im Bereich der Gentechnologie 
müssen die Interessen der Forscher und der Indu-
strie an Freiheit der Forschung und der Berufsaus-
übung auf der einen Seite und die Interessen derje-
nigen, die einen Schaden erleiden, ausgleichen. Es 
stellt sich die Frage, ob hier ein angemessener In-
teressenausgleich in allen Anwendungsbereichen 
durch die herkömmliche Verschuldungshaftung er-
reicht werden kann. Erfolgt eine Verletzung, ob-
wohl der Schädiger die Regeln von Wissenschaft 
und Technik eingehalten hat, greift eine Verschul-
denshaftung nicht ein, so daß der Geschädigte 
keine Möglichkeit hat, vom Schädiger einen Aus-
gleich des ihm entstandenen Schadens zu verlan-
gen. Anders wäre die Lage, wenn der Schädiger 
einer Gefährdungshaftung unterläge. Eine Gefähr-
dungshaftung wird immer dann für notwendig ge-
halten, wenn die Verwirklichung des Risikos nicht 
vom Gefährdeten getragen werden soll 15). Vielmehr 
soll das Risiko zu den Kosten der Unternehmung 
geschlagen werden. Wer nicht in der Lage ist, das 
realisierte Risiko im Wege der Schadensabnahme 
zu tragen, soll auch eine solche Gefährdung nicht 
schaffen dürfen. Damit ist eine erhebliche wirt-
schaftliche Prävention erzielt, die häufig ebenso 
stark greift wie eine vorhergehende Kontrolle. 

15) vgl. Mataja, 1888, S. 120ff.; Esser, 1969; Adams, 1985 
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Kennzeichen eines relativ neuen Forschungsgebie-
tes wie der Gentechnologie ist es, daß es in einigen 
Anwendungsbereichen noch keinen durch lange Er-
fahrungen gesicherten Stand von Wissenschaft und 
Technik gibt, sondern daß die Regeln häufig vorläu-
figen Charakter haben. Das führt dazu, daß auch 
bei Einhaltung der Regeln von Wissenschaft und 
Technik ein Restrisiko verbleiben kann. Es er-
scheint nicht sachgerecht, dieses Risiko Dritten auf-
zuerlegen, vielmehr entspricht es gerade dem Er-
laubtsein dieser Gefahr, daß deren Verwirklichung 
in den Risikobereich dessen fällt, der sie schafft 
und beherrscht. Daher ist der Einführung einer Ge-
fährdungshaftung für bestimmte Anwendungsbe-
reiche der Gentechnologie der Vorzug zu geben. 

Es ist aber zu beachten, daß die oben beschriebene 
Möglichkeit eines Restrisikos bei bestimmten ein-
fachen gentechnologischen Experimenten nicht 
mehr gegeben sein dürfte. Hiervon ist bei den Expe-
rimenten auszugehen, die in Nr. 16 der Sicherheits

-

Richtlinien von einer Genehmigungsbedürftigkeit 
durch die ZKBS befreit sind. Daher ist diesbezüg-
lich ein Bedürfnis für die Einführung einer Gefähr-
dungshaftung nicht vorhanden, so daß insoweit die 
bestehenden Regeln der Verschuldungshaftung 
weiterhin Anwendung finden. 

Die empfohlene gesetzliche Verankerung der 
Sicherheits-Richtlinien (vgl. Kapitel E 2.) wird den 
Schutz vor Gefahren auf eine breite Basis stellen. 
Auch wenn es keine bekanntgewordenen Schadens-
fälle gegeben hat, noch aktuelle Anlässe vorliegen, 
ist über die grundsätzlich bestehende Verschul-
denshaftung hinaus eine differenzierte Gefähr-
dungshaftung vorzusehen. 

3.5.2 Versicherungspflicht 

Eine Gefährdungshaftung ist nur dann sinnvoll, 
wenn der Verpflichtete in der Lage ist, den mögli-
chen Ersatzanspruch zu erfüllen. Aus diesem 
Grunde ist es oft notwendig, die Gefährdungshaf-
tung mit einer obligatorischen Haftpflichtversiche-
rung zu kombinieren. Für gewöhnlich geschieht das 
dadurch, daß der Betrieb nur erlaubt wird, wenn 
eine Deckung durch eine Versicherung in der Min-
desthöhe gegeben ist 16). Dies sollte auch für be-
stimmte Risiken der Gentechnologie eingeführt 
werden. Eine solche obligatorische Haftpflichtversi-
cherung würde keineswegs kleinere Unternehmen 
vor das Problem stellen, die Versicherung nicht fi-
nanzieren zu können; denn es gäbe für sie die Mög-
lichkeit, sich in einem Versicherungspool zu versi-
chern, wie es bereits in der Luftfahrt, der Atomwirt-
schaft oder der pharmazeutischen Industrie ge-
schieht. Es könnte, vergleichbar dem § 3 Pf1VG, eine 
direkte Inanspruchnahme des Versicherers durch 
den Geschädigten vorgesehen werden. 

3.5.3 Zu den Regelungen im einzelnen 

Was den Platz der Anordnung der Gefährdungshaf

-

tung angeht, so ergeben sich verschiedene Möglich- 

16) vgl. etwa Gesetz über die Pflichtversicherung für 
Kraftfahrzeughalter von 1965; BGBl. I 213, § 13 Abs. 1 

keiten. Die Regelung könnte in einem Sondergesetz 
erfolgen, wofür die beiden Referentenentwürfe der 
Gesetze zum Schutz vor Gefahren der Gentechnolo-
gie ein Beispiel bilden. Sie könnte auch in das Haft-
pflichtgesetz aufgenommen werden, das eine Viel-
zahl von Gefahren, beginnend bei der Eisenbahn, 
bis hin zu Hochdruckleitungen, betrifft. Schließlich 
könnte auch die Gefährdungshaftung im Bürgerli-
chen Gesetzbuch im Zusammenhang mit der Tier-
halterhaftung, etwa als § 833 a BGB eingeführt wer-
den. Alle drei Standorte haben Vorteile und Nach-
teile. Die Regelung in einem Sondergesetz bietet 
den Vorteil, daß die Gefährdungshaftung im Zusam-
menhang mit anderen Regelungen der Gentechno-
logie erfolgt. Die Nachteile sind insoweit gegeben, 
als viele Einzelregeln des Bürgerlichen Rechts, 
etwa über Mitverschulden, Verjährung usw. über-
nommen werden müssen 17). Die Aufnahme einer 
Gefährdungshaftung für bestimmte gentechnologi-
schen Risiken in das Haftpflichtgesetz würde den 
Zusammenhang mit anderen Gefährdungshaftun-
gen des Industriezeitalters herstellen. Auf der ande-
ren Seite wirkt dieses Gesetz in Einzelregelungen 
in manchem antiquiert, so daß eine Einarbeitung 
nicht einfach ist. Eine Aufnahme in das Bürgerliche 
Gesetzbuch würde den modernen Tendenzen ent-
sprechen, neuere Regelungen in die Kodifikationen 
aufzunehmen. Der Zusammenhang zwischen der 
Tierhalterhaftung und der Haftung für gentechno-
logisch veränderte Lebewesen ist gegeben 18). Über-
dies würde eine Bestimmung, die etwa im Anschluß 
an § 833 BGB erfolgen könnte, im Zusammenhang 
mit den sonstigen Regeln des Bürgerlichen Gesetz-
buches stehen; Verweisungen wären deshalb nicht 
notwendig. Vor allem wäre es auch möglich, daß wie 
bei der Tierhalterhaftung ein Schmerzensgeld ge-
schuldet wird, was insbesondere angesichts mögli-
cher Schäden an Körper und Gesundheit ange-
bracht ist. 

Die Regelung sollte, wie § 833 S. 1 BGB, die Tötung 
eines Menschen, die Verletzung des Körpers oder 
der Gesundheit eines Menschen sowie die Sachbe-
schädigung einer Gefährdungshaftung unterwer-
fen. Es müßte aber eine Haftungsobergrenze, etwa 
in Anlehnung an §§ 88, 94 AMG, eingeführt werden, 
welche die Versicherbarkeit des Risikos erleich-
tert. 

Gefährdungshaftungen sind nicht selten auf die 
normale Auswirkung der Gefahr beschränkt. Das 
bringt der Gesetzgeber dadurch zum Ausdruck, daß 
er für den Fall der höheren Gewalt oder des unab-
wendbaren Ereignisses die Haftung fallenläßt. In 
der europäischen Richtlinie für die Produktenhaf-
tung ist auch die Einhaltung des Standes der Tech-
nik als absolute Grenze der Gefährdungshaftung 
vorgesehen. Allerdings hat der Gesetzgeber bei ei-
ner ganzen Reihe besonders gefährlicher Betriebe 
(z. B. Luftverkehr) oder besonders schwer aufklär-
barer Vorgänge (z. B. Herabfallen von Hochspan-
nungsleitungen, höhere Gewalt bzw. unabwendbare 
Verhängnisse nicht als Haftungsgrenze vorgesehen. 

17) vgl. etwa § 8 Abs. 2 und Abs. 3 des Gentechnologiege-
setzentwurfs von 1979 

18) vgl. Stone, 1971, XI 5-79 
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Angesichts der Schwierigkeit, Kausalverläufe im 
Bereich von Unfällen mit Mikroorganismen zu ver-
folgen, würde ein Haftungsausschluß wegen höhe-
rer Gewalt oder unabwendbaren Ereignisses eine 
wohl übermäßige Beschränkung bedeuten. 

3.6 Empfehlungen 

1. Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bun-
destag, für die nach den jeweils gültigen Sicher

-

heits-Richtlinien genehmigungsbedürftigen gen-
technologischen Vorhaben eine Gefährdungshaf-
tung einzuführen. Es wird empfohlen, insoweit 
eine Haftungsobergrenze und eine Versiche-
rungspflicht einzuführen. 

2. Darüber hinaus empfiehlt die Kommission dem 
Deutschen Bundestag, die Bundesregierung auf-
zufordern, sich für die notwendige internationale 
Harmonisierung auf diesem Gebiet einzusetzen. 

4. Strafbarkeit von Verstößen gegen gesetzliche Vorschriften im Bereich 
der Gentechnologie 
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4.1 Einführung 

Zur Prävention von Verletzungen fremder Rechts-
güter, wie Leben, Gesundheit und Eigentum, und 
der Verhinderung von Beeinträchtigungen der Um-
welt durch gentechnisch veränderte Organismen 
und Viren dienen vor allem die den Stand von Wis-
senschaft und Technik wiedergebenden „Richtli-
nien zum Schutz vor Gefahren durch in-vitro neu-
kombinierte Nukleinsäuren". Hält sich der Anwen-
der eines gentechnologischen Verfahrens nicht an 
diese Regeln, so können wir heute nicht ausschlie-
ßen, daß sich daraus erhebliche Gefahren für 
Mensch und Umwelt ergeben können. In diesen 
Fällen kann zum Schutz der betroffenen Rechtsgü-
ter eine strafrechtliche Sanktionierung erforderlich 
sein. 

Allerdings ist hier zwischen den einzelnen Ge- und 
Verboten der Richtlinien zu differenzieren. Auf der 
einen Seite enthalten die Richtlinien formelle Re-
geln, wie die Pflicht zur Registrierung von Labora-
torien oder zur Einholung einer Genehmigung zur 
Durchführung bestimmter Experimente. Auf der 
anderen Seite stehen die materiellen Regeln der 
Sicherheitsmaßnahmen, die bei der Durchführung 
von gentechnologischen Experimenten einzuhalten 
sind. Nur diese Bestimmungen geben den Stand 
von Wissenschaft und Technik wieder. Ein Verstoß 
gegen die formellen Bestimmungen der Richtlinien 
kann nicht unmittelbar zu einer Verletzung frem-
der Rechtsgüter führen. Es ist daher ausreichend, 
ihn im Wege des Verwaltungsverfahrens zu ahnden. 

Die Wahrscheinlichkeit einer Schädigung Dritter 
steigt erst dadurch, daß die materiellen Bestimmun-
gen über die Mindestsicherheitsanforderungen, un-
ter denen ein gentechnologisches Experiment 
durchzuführen ist, nicht eingehalten werden. Daher 
soll im folgenden nur auf diese Fallgruppe einge-
gangen werden. 

4.2 Gegenwärtige Rechtslage 

Schon nach gegenwärtiger Rechtslage kann sich 
derjenige, der durch gentechnisch veränderte Orga-
nismen und Viren fremde Rechtsgüter verletzt, 
strafbar machen. Soweit Menschen betroffen sind 
kommen die vorsätzlichen Tötungs- und Körperver-
letzungsdelikte des Strafgesetzbuches (StGB) in 
Betracht, bei fahrlässigem Handeln die fahrlässige 
Tötung (§ 222 StGB) und die fahrlässige Körperver-
letzung (§ 230 StGB). Diese Fahrlässigkeitsdelikte 
können besonders dann vorliegen, wenn ein gen-
technologisches Experiment unter Mißachtung der 
nach Stand von Wissenschaft und Technik erforder-
lichen Sicherheitsanforderungen vorgenommen 
wird. Denn deren Einhaltung gehört zum Maß der 
erforderlichen Sorgfalt, die von demjenigen, der ein 
solches Experiment durchführt, zu erwarten ist 1 ). 

1 ) zum Grad der erforderlichen Sorgfalt bei besonderen 
Personenkreisen: Schönke-Schröder-Cramer, 1985, § 15 
Rdnr. 137 
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Führt ein solcher Verstoß zu einer Freisetzung ge-
fährlicher Stoffe in die Umwelt, so kann je nach 
Lage des Einzelfalls eine Bestrafung des Verant-
wortlichen wegen Verunreinigung eines Gewässers 
(§ 324 StGB), Umweltgefährdender Abfallbeseiti-
gung (§ 326 StGB), Schwerer Umweltgefährdung 
(§ 330 StGB) und Schwerer Gefährdung durch Frei-
setzen von Giften (§ 330 a StGB) erfolgen. Insbeson-
dere § 330 Abs. 1 Nr. 2 StGB scheint Verstöße gegen 
die in gesetzlich verankerten Richtlinien festgeleg-
ten Regeln von Wissenschaft und Technik zu erfas-
sen. Allerdings betrifft dieser Tatbestand vor allem 
Verstöße gegen immissionsschutzrechtliche Vor-
schriften 2). Dahingehend sind auch die dort er-
wähnten Vorschriften zum Schutz vor „schädlichen 
Umwelteinwirkungen oder anderen Gefahren für 
die Allgemeinheit" zu verstehen 3), so daß die Si-
cherheits-Richtlinien nicht hierunter zu subsumie-
ren sind. 

4.3 Rechtlicher Handlungsbedarf 

Nach gegenwärtiger Rechtslage sind Verstöße ge-
gen den Stand von Wissenschaft und Technik in der 
Gentechnologie nur strafbar, wenn tatsächlich eine 
Rechtsgutsverletzung bei Dritten eingetreten ist. 
Beeinträchtigungen der Umwelt werden nur in den 
genannten besonders gelagerten Fällen erfaßt. 
Straflos dagegen bleiben auch schwerwiegende 
Verstöße gegen die Richtlinien, wenn es nur zu 
einer Gefährdung Dritter kommt, eine tatsächliche 
Rechtsgutsverletzung aber nicht eintritt. Es stellt 
sich die Frage, ob der bestehende strafrechtliche 
Schutz erweitert werden sollte, um auch derartige 
Gefährdungen zu verhindern. 

Hier ist vor allem zu beachten, daß es häufig vom 
Zufall abhängen kann, ob sich die infolge eines Ver-
stoßes gegen den Stand von Wissenschaft und Tech-
nik entstandene Gefahr in einer Rechtsgutsverlet-
zung oder Umweltschädigung realisiert, zudem aber 
die Bedeutung der gefährdeten Rechtsgüter sowie 
die Zahl der möglicherweise betroffenen Rechts-
gutsträger erheblich ist. Daher dürfte eine Auswei-
tung des strafrechtlichen Schutzes auf die Fälle, in 
denen ein Verstoß gegen die Regeln von Wissen- 

2) Schönke-Schröder-Cramer, 1985, § 330 Rdnr. 7 
3) Systematischer Kommentar -Horn, § 330 Rdnr. 5; BT-

Drs. 8/2382 S. 23, 8/3633 S. 34 

schaft und Technik zwar zu einer Rechtsgutsge-
fährdung, nicht aber zu einer Verletzung führt, 
sachgerecht sein. Gleichzeitig würde dadurch unter 
generalpräventiven Gesichtspunkten dem Stellen-
wert entsprochen, den die Einhaltung des Standes 
von Wissenschaft und Technik für die Durchfüh-
rung gentechnologischer Experimente hat. 

Zu weitgehend wäre es aber, jeden Verstoß gegen 
die Regeln von Wissenschaft und Technik unter 
Strafe zu stellen, da davon auch Fälle betroffen sein 
könnten, in denen eine Verletzung Dritter eher un-
wahrscheinlich und geringfügig ist. Es ist vielmehr 
darauf abzustellen, ob im Einzelfall tatsächlich eine 
Gefahr eingetreten ist. Gleichzeitig sollen auch nur 
solche Tathandlungen erfaßt werden, die vorsätz-
lich erfolgen, wohingegen hinsichtlich des Eintritts 
einer Gefahr Fahrlässigkeit ausreicht. Durch eine 
solche Strafnorm würden insbesondere schwerwie-
gende Verstöße erfaßt, etwa wenn ein Projektleiter 
entgegen besserem Wissen ein gentechnologisches 
Experiment falsch einstuft. 

Lediglich in den Fällen, in denen die Richtlinien 
bestimmte Experimente wegen ihrer Gefährlichkeit 
grundsätzlich verbieten, kann auf den tatsächlichen 
Eintritt einer Gefahr für Leib, Leben, Umwelt und 
bedeutende Sachwerte verzichtet werden. Da nur 
solche Experimente grundsätzlich verboten sind, 
die ein erhebliches Gefahrenpotential aufweisen, ist 
es sachgerecht, hier diese abstrakte Gefährdung für 
eine Strafbarkeit ausreichen zu lassen und damit 
allein schon den vorsätzlichen Verstoß gegen ein 
grundsätzliches Verbot unter Strafe zu stellen. 

4.4 Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, bei einer gesetzlichen Regelung der Sicher-
heits-Richtlinien 

1. den vorsätzlichen Verstoß gegen ein Verbot be-
stimmter gentechnologischer Versuche unter 
Strafe zu stellen. 

2. eine Bestimmung zu beschließen, die alle sonsti-
gen vorsätzlichen Verstöße gegen den in den Si-
cherheits-Richtlinien festgelegten Stand von 
Wissenschaft und Technik der Gentechnologie 
mit Strafe bedroht, sofern dadurch vorsätzlich 
oder fahrlässig Leib und Leben eines anderen, 
fremde Sachen von bedeutendem Wert sowie der 
Naturhaushalt gefährdet werden. 
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5.1 Historischer Rückblick 1) 

5.1.1 Entstehung und Entwicklung in den USA 2) 

Kommissionen zur Beurteilung einzelner For-
schungsvorhaben im Bereich der medizinischen 
Forschung am Menschen sind zunächst in den Ver-
einigten Staaten von Amerika gebildet worden. Da-
bei zeigte eine Untersuchung der Boston-University 
aus den Jahren 1960/63 über das Vorgehen bei me-
dizinischen Experimenten, daß nur bei ungefähr ei-
nem Drittel der angesprochenen „university depar-
tements of medicine" sogenannte „review commit-
tees" eingerichtet waren. Sie bestanden vor allem 
an den von den National Institutes of Health (NIH) 
betriebenen Forschungseinrichtungen, und zwar 
dort schon seit 1953. An den meisten Forschungsin-
stituten und Kliniken existierten aber noch nicht 
einmal Richtlinien oder Dienstanweisungen, die die 
ethische Problematik von Humanexperimenten be- 

1) Deutsch, 1981, S. 614 ff.; ders., 1983, Rn. 331 ff.; Bork, 1984; 
Eser/Koch, 1982, S. 443 ff.; Samson, 1981, 5. 667 ff.; 
WeiBauer, 1979, S. 551 ff. 

2) Curran, 1969, S. 524 ff.; Katz, 1972; Robertson, 1979, 
S. 484 ff. 

handelten bzw. den Forschern Hilfestellungen bei 
der Abfassung von Einwilligungsformularen oder 
Versuchsprotokollen gaben. Das lag vor allem dar-
an, daß man befürchtete, bei Beachtung solcher 
Richtlinien zu wenig Probanden für die geplanten 
Versuche zusammenbringen zu können. 

Zwei Gründe waren es dann, die in Amerika zur 
Einrichtung von Ethik-Kommissionen geführt ha-
ben: 

Zum einen wurden sowohl die Forscher als auch die 
Öffentlichkeit durch die Berichterstattung über den 
Fall Hyman v. Jewish Chronic Disease Hospital 3), 
den das Oberste Gericht des Staates New York zu 
entscheiden hatte, sensibilisiert. Durch den Prozeß 
wurde bekannt, daß im Hospital rücksichtslose Ver-
suche an chronisch kranken Patienten durchge-
führt worden waren, die, wie es den Betroffenen 
gleichwohl erschienen war, mit deren Erkrankung 
in keinerlei Verbindung standen. In diesem Zusam-
menhang ist die Ergänzung des Arzneimittelgeset-
zes erwähnenswert, wonach alle Arzneimittelprü-
fungen am Menschen der Food and Drug Admini- 

3) 248 N. Y. S. 2d 245 (Sup. Ct. 1964); 15 N. Y. 2d 317, 206 
N. E. 2d 338 (Court of Appeals 1965) 
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stration (FDA) als Unterbehörde des US-Gesund-
heitsministeriums angezeigt werden müssen. Diese 
konnte Versuche untersagen. Nachdem man zu-
nächst noch auf die Verantwortlichkeit der For-
scher vertraut hatte, galt die Begutachtung durch 
lokale Ethik-Kommissionen bereits als wünschens-
wert, wurde aber noch nicht zwingend verlangt. 

Das änderte sich als Henry K. Beecher im Jahre 
1966 einen Aufsatz über „Ethics and Clinical Re-
search" veröffentlichte 4), in dem er nachwies, daß 
von hundert fortlaufenden Forschungsberichten, 
die in einer angesehenen amerikanischen Fachzeit-
schrift publiziert worden waren, wenigstens zwölf 
ethisch anfechtbar waren. Die Beanstandungen 
reichten von mangelnder Aufklärung der Patienten 
über Versuche, die rein wiederholenden Charakter 
hatten, bis hin zu solchen Experimenten, die als 
bizarr bezeichnet werden mußten. 

Daraufhin brachten 1966 die NIH Regeln heraus, 
wonach Bundesmittel für medizinische Versuche 
am Menschen nur noch vergeben werden durften, 
wenn das Forschungsprojekt vorher durch eine 
lokale Ethik-Kommission (Institutional Review 
Board bzw. Human Subjects Protection Comittee) 
gebilligt worden war. 1974 ergab sich insofern noch 
eine Verschärfung, als der Public Health Service 
(PHS) als übergeordnete Stelle der NIH nunmehr 
verlangte, daß sich die Kommissionen sowohl hin-
sichtlich ihrer Struktur, als auch bezüglich ihrer 
Verfahrensordnung an die von der Behörde entwor-
fenen Richtlinien zu halten hätten. In der Zwi-
schenzeit wurden lediglich in bezug auf die Geneh-
migung relativ unproblematischer Forschungsvor-
haben Verfahrenserleichterungen beschlossen. Im 
übrigen verfahren heute die meisten amerikani-
schen Universitäten und auch andere Forschungs-
einrichtungen nach dem Grundsatz, daß auch für 
nicht staatlich finanzierte Forschungsprojekte aus 
Gründen der Gleichbehandlung die Bewilligung 
durch die Kommission vorliegen muß. 

5.1.2 Die Ausbreitung der Ethik-Kommissionen 
in Deutschland 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden die er-
sten Ethik-Kommissionen 1971 in Ulm und 1973 in 
Göttingen eingerichtet. In den folgenden Jahren bil-
deten sich derartige Ausschüsse auf Initiative der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft vor allem an 
deren medizinischen Sonderforschungsbereichen. 
Aus praktischer Notwendigkeit heraus zeigten aber 
auch die forschenden Ärzte zunehmend Interesse 
an der Begutachtung ihrer Forschungsvorhaben 
durch unabhängige Ethik-Kommissionen: Viele, 
insbesondere amerikanische wissenschaftliche 
Fachzeitschriften, reagierten auf die Entwicklung 
in den Vereinigten Staaten, indem sie zur Veröf-
fentlichung nur noch solche Manuskripte annah-
men, die auf Versuchen beruhten, welche von Ethik

-

Komitees genehmigt worden waren. Außerdem 
wurden von amerikanischen Pharmaunternehmen 
nicht zugelassene Arzneimittel zu Erprobungs- 

4) Beecher, 1966, S. 1354ff. 

zwecken oft nur noch an Kliniken abgegeben, deren 
Forscher ihre Versuchsprogramme von Institutio-
nal Review Boards bewerten ließen. 

Größtenteils verdanken die Ethik-Kommissionen in 
der Bundesrepublik ihr Entstehen aber der am 
10. Oktober 1975 von der 29. Generalversammlung 
des Weltärztebundes in Tokio verabschiedeten revi-
dierten Deklaration von Helsinki aus dem Jahre 
1964 über die biomedizinische Forschung am Men-
schen 5). Nachdem der Entwurf des Regelwerkes zu-
nächst vorsah, daß Forschung am Menschen nur 
zulässig sein sollte, wenn sie ein Review Committee 
gebilligt hatte, ist die endgültige Fassung wesent-
lich milder abgefaßt worden. Im letztlich verab-
schiedeten Text heißt es unter anderem: „Die Pla-
nung und Durchführung eines jeden Versuchs am 
Menschen sollte eindeutig in einem Versuchsproto-
koll niedergelegt werden; dieses sollte einem beson-
ders berufenen unabhängigen Ausschuß zur Bera-
tung, Stellungnahme und Orientierung zugeleitet 
werden."  

Daraufhin riet der Vorstand der Bundesärztekam-
mer im Januar 1979 nach längeren Beratungen den 
Landesärztekammern, „Kommissionen zur Bera-
tung und Beurteilung ethischer und rechtlicher 
Aspekte von Forschungen am Menschen" einzu-
richten. Dem sind bisher alle Ärztekammern — bis 
auf die bayerische — und sämtliche medizinischen 
Fakultäten nachgekommen. Eine entsprechende 
Empfehlung hinsichtlich der Forschung an den me-
dizinischen Fakultäten bzw. Fachbereichen sprach 
im Juni 1979 der Medizinische Fakultätentag aus. 
Schließlich hat der 88. Deutsche Ärztetag am 
15. Mai 1985, also zehn Jahre nach Verabschiedung 
der revidierten Deklaration des Weltärztebundes, 
beschlossen, die dort getroffene Regelung für die 
Ärzteschaft auch national verbindlich werden zu 
lassen. Die neue Fassung des § 1 Absatz 4 der Mu-
sterberufsordnungs) für die deutschen Ärzte, die al-
lerdings noch von den einzelnen Landesärztekam-
mern in geltendes Standesrecht transformiert wer-
den muß, lautet: „Der Arzt soll vor der Durchfüh-
rung klinischer Versuche am Menschen ... eine bei 
der Ärztekammer oder einer medizinischen Fakul-
tät gebildete Ethik-Kommission anrufen, um sich 
über die mit seinem Vorhaben verbundenen berufs-
ethischen und berufsrechtlichen Fragen beraten zu 
lassen."  Die Inanspruchnahme der Kommissionen 
ist freiwillig, wenn auch, wie oben dargelegt, ge-
wisse faktische Zwänge bestehen, die Stellung-
nahme eines Komitees einzuholen. 

Einen Sonderfall stellen in gewisser Weise die bei 
einigen Pharmaunternehmen und Arzneimittel-
prüfinstituten eingesetzten Ethik-Kommissionen 
dar. Ihre Existenz ist weniger in der Helsinki/ 
Tokio-Deklaration, sondern vielmehr darin begrün-
det, daß auf dem amerikanischen Markt neue Arz-
neimittel nur zugelassen werden, wenn nachgewie-
sen wird, daß alle zur Entwicklung des Medika-
ments erforderlichen klinischen Versuche durch ein 

5) Bundesanzeiger Nr. 152 v. 14.8. 1976, S. 3f.; veröffent-
licht auch im Deutschen Ärzteblatt 1975, S. 3163 ff. 

6) abgedruckt im Deutschen Ärzteblatt 1985, S. 1690 
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Institutional Review Board begutachtet worden 
sind. Da sich diese Ethik-Kommissionen somit an 
den amerikanischen Anforderungen an ein derarti-
ges Gremium orientieren, sind sie für die deutschen 
Verhältnisse in gewisser Weise untypisch. 

Die Ethik-Kommissionen, die sich im Arbeitskreis 
für medizinische Ethik-Kommissionen in Deutsch-
land zusammengeschlossen haben, führen seit 1983 
einen gegenseitigen Erfahrungsaustausch durch. 
Ein erstes Ergebnis dieser Zusammenarbeit könnte 
sein, daß die beteiligten Kommissionen künftig 
nach in wesentlichen Punkten identischen Verfah-
rensordnungen vorgehen. 

5.1.3 Funktion und Verfahren 
der Ethik-Kommissionen 

Die Hauptaufgabe der Ethik-Kommissionen liegt 
darin, Probanden und Patienten vor rechtlich und 
ethisch unvertretbaren Experimenten zu schützen. 

Die Ethik-Kommissionen werden auf Antrag des 
Versuchsleiters tätig. Das soll bei allen experimen-
tellen und klinischen Versuchen geschehen, die 
Menschen zum Gegenstand ihrer Untersuchung ha-
ben. Da sich die Ethik-Kommissionen als Organe 
des Patienten- bzw. Probandenschutzes verstehen, 
gilt ihr Hauptaugenmerk solchen Projekten, bei de-
nen ein nicht unerhebliches Risiko möglich ist, wo 
Probleme hinsichtlich Aufklärung und Einwilligung 
bestehen (z. B. bei Doppelblindversuchen) oder dort, 
wo die Probanden oder Patienten keinen persönli-
chen Nutzen aus dem Versuch ziehen. 

Zuständig ist die Ethik-Kommission der jeweiligen 
Fakultät, wenn das Versuchsvorhaben dem Bereich 
der Universität zugehört, im übrigen die Kommis-
sion der Ärztekammer, der der Projektleiter ange-
hört. 

Beurteilungsgrundlage ist in der Regel ein Ver-
suchsprotokoll, in dem der Versuchsleiter den ge-
planten Ablauf des Projektes darstellt und zur 
Frage des Nutzen-Risiko-Verhältnisses Stellung 
nimmt sowie, falls erforderlich, über Art der Aufklä-
rung und Einwilligung der Patienten informiert. 

Als Ziel ihrer Beratung sehen die Kommissionen 
nicht eine „Genehmigung" oder „Befürwortung" des 
jeweiligen Forschungsvorhabens. Die Verantwor-
tung für den Versuch soll auch weiterhin dem An-
tragsteller obliegen, dieser soll sich den anstehen-
den ethischen und rechtlichen Fragen selbst stellen 
und entscheiden 7). Bei den dabei auftretenden Pro-
blemen wollen die Kommissionen Unterstützung 
und Entscheidungshilfen geben. 

Die Ethik-Kommissionen dienen aber auch dem 
Schutz des Forschers. Er soll auf der einen Seite 
davor bewahrt werden, in seinem Forschungsdrang 
die Grenzen des ethisch Zulässigen zu überschrei-
ten; auf der anderen Seite soll ihm durch ein positi-
ves Votum des Ausschusses aber auch der Rücken 
gegen Angriffe von außen gestärkt werden. Weiter- 

7) Malchow et al., 1982, S. 229 

hin erfüllen die Komitees die Aufgabe, die For-
schungseinrichtungen ebenfalls vor den nachteili-
gen Folgen rechtlich und ethisch bedenklicher For-
schung zu bewahren. Eine Notwendigkeit dafür er-
gibt sich daraus, daß den Forschungsinstitutionen 
eine Schutzpflicht dahingehend obliegt, Patienten 
und Probanden durch organisatorische Maßnah-
men vor übermäßig gefährlichen Versuchen sowie 
solchen, über die sie nicht genügend aufgeklärt 
worden sind, zu schützen. Dieser Pflicht könnte 
man zwar auch dadurch nachkommen, daß das Tä-
tigwerden der Forscher durch Dienstanweisungen 
geregelt wird. Ein wesentlicher Grund für die Ein-
richtung von Ethik-Kommissionen anstelle der Her-
ausgabe derartiger Richtlinien liegt aber darin, daß 
die Kommissionen flexibler auf neue Entwicklun-
gen reagieren können, was auf dem Gebiet der me-
dizinischen Forschung unbedingt geboten ist. Au-
ßerdem wird so eine Diskussion über die einzelnen 
Projekte möglich, so daß man im Ergebnis im Re-
gelfall zu ausgewogeneren Ergebnissen kommen 
wird. 

5.1.4 Typen von Ethik-Kommissionen 

Es haben sich sehr schnell drei typische Formen 
der Ethik-Kommissionen herausgebildet: 

Kollegen- bzw. Vorstandskontrolle (Peer-Review) 

Ursprünglich wurde die Kommissionskontrolle vom 
Vorstand der Klinik oder des Forschungsinstituts 
wahrgenommen, allenfalls wurde das Komitee zu-
sätzlich mit weiteren an der Einrichtung arbeiten-
den Forschern oder Ärzten besetzt. Aus naheliegen-
den Gründen ist die Überwachungstätigkeit eines 
solchen Gremiums ineffektiv. Ein Ausschuß, in dem 
mehr als die Hälfte der Miglieder aus dem Vorstand 
des Forschungszentrums rekrutiert sind, ist nicht 
mehr unabhängig und daher nach der revidierten 
Deklaration von Helsinki fehlbesetzt. 

Paritätische Kommissionen 

In der Bundesrepublik wurden teilweise nach dem 
Muster der paritätischen Ausschußbesetzung an 
den Universitäten neben den Forschern auch Assi-
stenten und ärztliches Hilfspersonal, also Schwe-
stern und Pfleger, in die Ethik-Kommissionen beru-
fen. Im Vergleich zur Peer-Review ist darin sicher-
lich ein Fortschritt zu sehen, allerdings wird bei die-
sem System eher funktionell auf die gegenwärtige 
akademische Organisationsstruktur als auf die Ein-
bindung außerdisziplinären Sachverstandes in die 
Beratungstätigkeit abgestellt. 

Übergreifende Kontrolle (Community-Review) 

Heute hat es sich allgemein eingebürgert, nicht nur 
Forscher und Ärzte aus der Institution, an der die 
zu beurteilende Forschung betrieben wird, sondern 
auch Mediziner von außerhalb und medizinische 
Laien, d. h. vor allem Juristen, seltener Theologen 
sowie Vertreter anderer Disziplinen, in die Aus- 
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schüsse aufzunehmen. Diese Entwicklung wird un-
ter dem Gesichtspunkt, daß dadurch die Diskus-
sionsbasis in der Kommission verbreitert wird, ein-
hellig begrüßt 8 ). 

5.2 Kommissionen und Gentechnologie 

5.2.1 Kommissionskontrolle und Kontrolle durch 
Sicherheitsbeauftragte 

Über die Sicherheit gentechnologischer For-
schungsarbeiten haben sich zunächst die Wissen-
schaftler auf einer von ihnen selbst einberufenen 
Konferenz in Asilomar (USA) im Jahre 1975 Gedan-
ken gemacht. Aufgrund wesentlicher Ergebnisse 
dieser Konferenz hat die US-amerikanische Regie-
rung als erste Regierung eines Industrielandes im 
Jahre 1975 die „Guidelines for Research Involving 
Recombinant DNA Molecules" der National Institu-
tes of Health (NIH) erlassen. Diese amerikanischen 
Richtlinien waren Vorbild für die Richtlinien ande-
rer Staaten, so auch für die bundesdeutschen und 
japanischen Richtlinien. In allen drei Staaten ha-
ben die derzeit gültigen Sicherheits-Richtlinien 
keine gesetzlich geregelte allgemeine Verbindlich-
keit. 

Im folgenden werden die nach den jeweiligen Richt-
linien zuständigen Genehmigungs- und Überwa-
chungsorgane für gentechnologische Forschung in 
der Bunderepublik Deutschland, den USA und Ja-
pan beschrieben. In allen drei Staaten sind lokale 
und nationale Genehmigungs- und Überwachungs-
organe vorgesehen. 

5.2.1.1 Bundesrepublik Deutschland 

In der Bundesrepublik Deutschland gelten die 
„Richtlinien zum Schutz vor Gefahren durch in

-

vitro neukombinierte Nukleinsäuren" in der 5. über-
arbeiteten Fassung vom Mai 1986 für alle von der 
Bundesregierung geförderten Forschungs- und Ent-
wicklungsarbeiten. Ihre Anwendung ist Bedingung 
für die institutionelle und die Projektförderung 
durch die Bundesregierung. Darüber hinaus sollen 
die Richtlinien auch bei allen übrigen Einrichtun-
gen Anwendung finden, in denen gentechnologische 
Forschung betrieben wird. 

Verantwortlich für die Einhaltung der Sicherheits

-

Richtlinien ist der Projektleiter, der vom Betreiber 
des Forschungsinstituts ernannt wird. Ab einer be-
stimmten Sicherheitsstufe muß der Betreiber einen 
Beauftragten für die Biologische Sicherheit (BBS) 
ernennen, der die Einhaltung der Sicherheits-Richt-
linien überwacht. Anstelle eines BBS kann der Be-
treiber auch einen Ausschuß für Biologische Sicher-
heit (ABS) ernennen; ab einer bestimmten hohen 
Sicherheitsstufe muß der Betreiber einen ABS er-
nennen. Der BBS oder die Mitglieder des ABS müs-
sen bestimmte fachliche Qualifikationen erfüllen, 
die in engem Zusammenhang mit den gentechnolo-
gischen Arbeiten stehen. 

8 ) vgl. statt vieler Deutsch, 1981, Bork, 1984, jeweils 
m. w. N. 

Auf nationaler Ebene gibt es eine Zentrale Kom-
mission für die Biologische Sicherheit (ZKBS), die 
u. a. die Aufgabe hat, gentechnologische For-
schungsarbeiten ab einer bestimmten Sicherheits-
stufe zu begutachten und zu genehmigen. Gentech-
nologische Forschungsarbeiten mit besonderem Ri-
siko, die nach den Sicherheits-Richtlinien einer Ge-
nehmigung durch das Bundesgesundheitsamt be-
dürfen, werden von der ZKBS nur begutachtet. 

Die Mitglieder der ZKBS werden durch den Bun-
desminister für Forschung und Technologie im Ein-
vernehmen mit den betroffenen Bundesministerien 
und den Bundesländern berufen. Die ZKBS hat 12 
Mitglieder. Diese setzen sich zusammen aus: 

— vier Sachverständigen, die auf dem Gebiet der 
Neukombination von Nukleinsäuren arbeiten, 

— vier Sachverständigen, die über besondere Er-
fahrungen in der Durchführung von biologi-
schen Forschungsarbeiten, namentlich in der 
Mikrobiologie, Zellbiologie, Hygiene sowie Öko-
logie verfügen, 

— vier weiteren Personen, z. B. aus den Bereichen 
der Gewerkschaften, der Industrie, des Arbeits-
schutzes und der forschungsfördernden Organi-
sationen. 

Mit den zuletzt genannten vier Mitgliedern ist eine 
gewisse Beteiligung der Öffentlichkeit an der Über-
wachung und Genehmigung bestimmter gentechno-
logischer Forschungsarbeiten hergestellt. Aller-
dings sind die Sitzungen der ZKBS nicht öffentlich, 
und ihre Beschlüsse werden in der Regel auch nicht 
oder erst nach langen Zeitabständen veröffentlicht. 

5.2.1.2 Vereinigte Staaten von Amerika 

Die derzeit gültige Fassung der „Guidelines for Re-
search Involving Recombinant DNA Molecules" der 
NIH ist vom November 1984. Danach ist jedes Insti-
tut, das gentechnologische Forschungsarbeiten 
durchführt oder fördert, dafür verantwortlich, daß 
die Sicherheitsrichtlinien eingehalten werden. In-
stitute, die Forschungsförderung für gentechnologi-
sche Forschungsarbeiten durch die NIH erhalten, 
sind grundsätzlich zur Einhaltung der Richtlinien 
verpflichtet. Alle anderen Institute oder Firmen mit 
gentechnologischen Arbeiten sind aufgefordert, die 
Richtlinien freiwillig einzuhalten. 

Jedes Institut hat ein Institutional Biosafety Com-
mittee (IBC) zu gründen, dessen Verantwortlichkeit 
nicht auf die Gentechnologie beschränkt sein muß. 
Das IBC hat u. a. die Aufgabe, die sicherheitstechni-
schen Erfordernisse eines Projekts nach den Si-
cherheitsrichtlinien vorausschauend vor Beginn 
der Versuchsdurchführung zu begutachten und be-
gleitend zu überwachen. Für bestimmte For-
schungsarbeiten des Instituts hat das IBC die Ge-
nehmigung zu erteilen und unter bestimmten Be-
dingungen zusätzlich noch eine Genehmigung der 
NIH einzuholen. 

Das IBC soll aus mindestens fünf Mitgliedern be

-

stehen, die so ausgewählt sind, daß sie zusammen 
über ausreichende Sachkenntnis und Erfahrung 
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mit gentechnologischen Arbeiten verfügen und dar-
überhinaus die Fähigkeit haben, die Sicherheit gen-
technologischer Arbeiten und jedes potentielles Ri-
siko für die öffentliche Gesundheit und Umwelt be-
werten zu können. Die Interessen der Mitarbeiter 
des Instituts sollen durch mindestens ein Mitglied 
des IBC vertreten sein. Dem Interesse der anwoh-
nenden Gemeinde bzw. der öffentlichen Gesundheit 
und Umwelt wird dadurch Rechnung getragen, daß 
mindestens zwei Mitglieder des IBC keine Instituts-
angehörigen sein dürfen. Weiterhin sollen Personen 
Mitglieder des IBC oder durch dieses konsultierbar 
sein, die die Institutsinteressen bzw. -politik vertre-
ten und über Rechtsfragen Auskunft geben können. 
In den Richtlinien wird das IBC aufgefordert, so-
weit wie möglich öffentlich zu tagen und die Sit-
zungsprotokolle der Öffentlichkeit zugänglich zu 
machen. 

Das Institut hat zusätzlich zum IBC einen Biologi-
cal Safety Officer (BSO) zu benennen, wenn gen-
technologische Forschungsarbeiten ab einer be-
stimmten hohen Sicherheitsstufe durchgeführt 
werden sollen. Der BSO soll ebenfalls Mitglied des 
IBC sein. Seine Aufgabe ist vor allem, sich durch 
periodische Inspektionen davon zu überzeugen, daß 
die Sicherheitsvorschriften bei den Experimenten 
mit hoher Sicherheitsstufe rigoros befolgt werden. 
Er hat das IBC über besondere Vorkommnisse zu 
unterrichten. 

Ab einer bestimmten Sicherheitsstufe ist die Ge-
nehmigung des nationalen Überwachungsorgans 
NIH erforderlich. Die NIH werden bei wissenschaft-
lich-technischen Fragen zur Gentechnologie durch 
das Recombinant DNA Advisory Committee (RAC) 
beraten und in administrativen Fragen durch das 
Office of Recombinant DNA Activities (ORDA) un-
terstützt. Das RAC besteht aus 25 Mitgliedern, von 
denen mindestens 14 aus anerkannten wissen-
schaftlichen Instituten kommen sollen, die sich mit 
Gentechnologie, der Molekularbiologie oder ande-
ren wissenschaftlichen Themen beschäftigen. We-
nigstens sechs Mitglieder des RAC sollen sachver-
ständig auf den Gebieten des Rechtswesens, der 
Berufsverbände, der öffentlichen Meinung, des Um-
weltschutzes, des öffentlichen und beruflichen Ge-
sundheitswesens und verwandter Gebiete sein. Re-
präsentanten von Bundesbehörden können dem 
Ausschuß als nicht stimmberechtigte Mitglieder an-
gehören. Die Tagesordnung der Sitzung des RAC 
und die Entscheidungen der NIH werden in einer 
vierteljährlich erscheinenden Publikation veröf-
fentlicht. 

5.2.1.3 Japan 

In Japan gibt es zwei Sicherheitsrichtlinien für gen-
technologische Forschungsarbeiten. Der Premier-
minister hat für den nichtuniversitären und indu-
striellen Bereich Sicherheitsrichtlinien und der Mi-
nister für Erziehung, Wissenschaft und Kultur (Er-
ziehungsminister) für den universitären Bereich, 
bzw. für alle Institutionen, die dem Erziehungsmini-
sterium unterstehen, gesonderte Sicherheitsrichtli-
nien erlassen. Die derzeit gültige Fassung der Si

-

cherheitsrichtlinien des Premierministers ist vom 
August 1985. Beide Richtlinien sind weitgehend 
gleich hinsichtlich der Sicherheitsanforderungen. 
Sie unterscheiden sich vor allem in der Benennung 
der verantwortlichen Stellen. 

Der Institutsleiter bzw. der Universitätspräsident 
sind verantwortlich für die Sicherheit der For-
schungsarbeiten. Alle gentechnologischen For-
schungsarbeiten, die den Standards der Sicher-
heitsrichtlinien genügen, müssen vom Institutslei-
ter oder vom Universitätspräsidenten genehmigt 
werden. Bei der Erledigung dieser Aufgaben wird 
der Institutsleiter bzw. Universitätspräsident von 
einem Safety Committee und einem Safety Officer 
unterstützt. 

Das Safety Committee hat lediglich beratende 
Funktion. Die Mitglieder des Ausschusses sollen 
über einen hohen Sachverstand auf dem Gebiet der 
Gentechnologie verfügen. Der Safety Officer unter-
stützt den Institutsleiter bzw. Universitätspräsiden-
ten bei seiner Arbeit im gentechnologischen Be-
reich. Er hat vor allem die Aufgabe, im Auftrag des 
Institutsleiters bzw. Universitätspräsidenten die 
Einhaltung der Sicherheitsrichtlinien zu überwa-
chen. Bei den einzelnen Forschungsprojekten sind 
Laboratory Supervisors für die Einhaltung der Si-
cherheitsrichtlinien verantwortlich. 

Oberste nationale Überwachungsorgane für die 
Einhaltung der Sicherheitsrichtlinien sind der Pre-
mierminister bzw. der Erziehungsminister. Gen-
technologische Arbeiten, die nicht von den Stan-
dardbedingungen der Sicherheitsrichtlinien erfaßt 
werden, müssen im universitären Bereich zuvor 
vom Erziehungsminister genehmigt werden. Ver-
gleichbare Arbeiten im außeruniversitären Bereich 
sollen unter der Leitung der Regierung durchge-
führt werden. Im Amt des Premierministers und im 
Erziehungsministerium gibt es Beratungsgremien, 
die mit Sachverständigen aus dem Bereich der Gen-
technologie und anderen Wissenschaftsbereichen 
besetzt sind. Eine Beteiligung der Öffentlichkeit an 
der Kontrolle der Gentechnologie ist nicht vorgese-
hen. 

5.2.2 Überschneidung von Gentechnologie und 
Forschung am Menschen 

In einem gewissen Bereich haben auch die bereits 
bestehenden Ethik-Kommissionen die Vertretbar-
keit der Anwendung gentechnologischer Verfahren 
zu überprüfen, und zwar dann, wenn diese im Zu-
sammenhang mit biomedizinischer Forschung am 
Menschen eingesetzt werden sollen. 

Deutlich wurde das erstmals im Fall des Dr. Martin 
Cline 9), einem Medizinprofessor an der University 
of California at Los Angeles (UCLA). Bei Patienten 
mit fortgeschrittenen Karzinomen wandte er eine 
Überdosis Chemotherapie an. Um ihr Knochen-
mark vor der Zerstörung durch die toxische Sub-
stanz zu bewahren, entnahm er es seinen Patienten 

9) Deutsch, 1983, Rn. 314 m.w.N. 
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und fror es bis zur Reimplantation ein. Das örtliche 
Institutional Review Board akzeptierte den Heilver-
such zwar, verweigerte ihm aber seine Zustimmung 
insoweit, als Dr. Cline plante, das Knochenmark zu-
sätzlich gentechnologisch zu behandeln. Als er sich 
über diese Auflage hinwegsetzte und ohne detail-
lierte wissenschaftliche Vorkenntnisse und somit 
völlig ungezielt und schließlich im Ergebnis erfolg-
los in die DNA der Knochenmarkszellen eingriff, 
entzogen ihm die NIH die Forschungsgelder und er 
verlor außerdem seine Stellung als Institutsleiter. 

Insgesamt betrachtet wird aber nur ein beschränk-
ter Teil der gentechnischen Experimentiertätigkeit 
einer Begutachtung durch die bestehenden Ethik

-

Kommissionen unterzogen werden 10). Gänzlich 
heraus fallen insbesondere diejenigen Maßnahmen, 
die nicht oder nicht mehr dem Bereich Forschung 
zugerechnet werden können, sondern bereits dem 
Versuchsstadium entwachsen sind und nur noch 
die Anwendung einer erprobten Methode im Einzel-
fall beinhalten. So gilt beispielsweise für Aktivitä-
ten im Bereich der Gentherapie: Sind sie neuartig, 
d. h. befindet sich die gentherapeutische Behand-
lung einer Krankheit noch in der Entwicklungspha-
se, ist jedes Experiment durch die örtliche Ethik

-

Kommission zu begutachten. Hat man das Stadium 
der Erprobung überwunden und kennt alle Möglich-
keiten und Risiken der Behandlungsmethode in be-
zug auf die betreffende Erkrankung, so trifft die 
Ethik-Kommission auch dann keine Entscheidung 
mehr, wenn es um die Therapierung eines Risiko-
patienten geht. Nach dem Selbstverständnis der 
Kommissionen sollen dann der Arzt selbst oder 
aber andere Stellen über die Durchführung der 
Maßnahme entscheiden. 

In gleicher Weise werden Projekte von den Ethik

-

Kommissionen nicht überprüft, bei denen keine le-
benden Menschen als Versuchspersonen beteiligt 
sind, sofern es also um reine Labor- oder Freiland-
experimente geht. Diese klare Grenzziehung, die in 
dieser Weise an sich nicht zwingend ist, erklärt sich 
vornehmlich aus der Entstehungsgeschichte der 
Kommissionen: Sie sind hauptsächlich eingerichtet 
worden, um bewußt einer nur vage abschätzbaren 
Gefahr ausgesetzte Probanden vor unangemesse-
nen oder unethischen Versuchen zu schützen. 

5.2.3 Große Kommission für in vitro-Fertilisation 
und Embryotransfer 

Wie im Bereich der biomedizinischen Forschung 
am Menschen, gibt es auch auf dem Gebiet der Re-
produktionstechnik Berührungspunkte mit der 
Gentechnologie, so etwa beim Gentransfer in Keim-
bahnzellen. Ist das bei einem gentechnologischen 
Projekt einmal tatsächlich der Fall, hat der For-
scher oder der behandelnde Arzt die von der Bun-
desärztekammer (BÄK) beschlossenen „Richtlinien 
zur Durchführung von in-vitro Fertilisation und 
Embryotransfer als Behandlungsmethode der 
menschlichen Sterilität" zu beachten 11). Sofern 

10) Bork, 1986, S. 166f. 
11) Deutsches Ärzteblatt 1985, S. 1691 ff. 

diese in landesrechtliche Vorschriften umgesetzt 
wurden, bedeutet das für ihn, daß er die bei der 
zuständigen Landesärztekammer eingerichtete 
Kommission unterrichten muß, die dann überprüft, 
ob sämtliche in den Richtlinien der BÄK aufgeführ-
ten Zulässigkeits- und Durchführungsbedingungen 
erfüllt sind. Falls der Antragsteller eine grundsätz-
lich neue Methode anwenden will oder die Zulässig-
keit des Projekts aus anderen Gründen zweifelhaft 
erscheint, muß die Kommission der Landesärzte-
kammer von der bei der BAK einzurichtenden Zen-
tralen Kommission ein Votum einholen. 

Neben Vertretern des Wissenschaftlichen Beirats 
der Bundesärztekammer gehören dieser Kommis-
sion je ein Vertreter der Deutschen Forschungsge-
meinschaft, der Max-Planck-Gesellschaft, der zu-
ständigen medizinisch-wissenschaftlichen Fach-
gesellschaften, des Arbeitskreises medizinischer 
Ethik-Kommissionen, des Vorstandes der Bundes-
ärztekammer, der Rechtswissenschaften, der ethi-
schen Wissenschaften sowie je ein vom Bundesrat 
und Bundestag zu benennender Vertreter des öf-
fentlichen Lebens an. 

5.2.4 Grenzen einer Kommissionskontrolle 

Schon im gegenwärtigen Rechtszustand wird ein 
Teil gentechnischer Versuche durch eine Kommis-
sionskontrolle erfaßt. Ob dieses Kommissionssy-
stem ausreichend ist, oder ob bestimmte Änderun-
gen bzw. ein Ausbau erforderlich ist, kann nur beur-
teilt werden angesichts der spezifischen Erforder-
nisse einer Kontrolle gentechnischer Forschung so-
wie der Leistungsmöglichkeiten von Begutach-
tungskommissionen. 

Das bestehende System der Ethik-Kommissionen 
weist Schwächen auf, die ihren Einsatzbereich be-
grenzen. 

Zum einen fehlt es an einer rechtlichen Grundlage, 
die die Inanspruchnahme einer Ethik-Kommission 
in bestimmten Fällen vorschreibt. Das führt dazu, 
daß nur ein Teil der nach der Helsinki/Tokio-Dekla-
ration zu begutachtenden Versuche auch tatsäch-
lich einer Ethik-Kommission vorgelegt wird 12). Der 
Anteil der vorgelegten Versuchsprojekte ist aber 
bisher ständig angestiegen. 

Weiterhin fehlt es bisher an einem einheitlichen 
Verfahren der Kommissionen sowie an inhaltlichen 
Grundsätzen, die eine einheitliche Entscheidungs-
praxis gewährleisten. Schließlich begrenzt auch die 
Struktur der Ethik-Kommissionen und ihre Beset-
zung mit nebenamtlich tätigen Fachleuten der ver-
schiedenen Disziplinen den Einsatzbereich der 
Kommissionen. Diese personelle Struktur gewähr-
leistet auf der einen Seite die notwendige Sachkom-
petenz der Kommissionen, beschränkt andererseits 
ihre Tätigkeit aber auf eine Beratung des Versuchs-
leiters. Es kann nicht erwartet werden, daß eine sol-
cherart zusammengesetzte Kommission als Geneh-
migungsbehörde tätig wird, da sie in diesem Fall 
ein rechtsstaatlichen Anforderungen entsprechen- 

12) Schreiber, 1986, S. 19 
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des formalistisches Verwaltungsverfahren einhal-
ten müßte. 

Schließlich weist auch die Begutachtung gentechni-
scher Forschungsvorhaben einige Besonderheiten 
gegenüber sonstigen Versuchen am Menschen auf. 
Zwar soll auch im Bereich der Gentechnologie so-
wohl der Forscher als auch die Forschungseinrich-
tung vor rechtlich und ethisch unzulässigen Experi-
menten geschützt werden, jedoch sind Menschen 
hierbei nur in einem Teil der Fälle final als Proban-
den oder Patienten durch die Forschungstätigkeit 
betroffen und gefährdet. Die Zielrichtung dieser 
neuen Technologie ist vielfach eine ganz andere. 
Eine Gefährdung von Menschen erwächst aus dem 
Versuch häufig nicht unmittelbar, sondern nur mit-
telbar. Möglicherweise entwickelt sie sich sogar 
erst eine gewisse Zeit nach Abschluß des Experi-
ments. In diesen Fällen ist dann nicht nur eine 
beschränkte Anzahl von Personen, sondern regel-
mäßig eine größere, unbestimmte Personengruppe 
bedroht, von der — was erschwerend hinzukommt 
— auch keine Zustimmung zur Durchführung des 
Versuchs eingeholt werden kann. 

Ein weiterer bedeutsamer Unterschied liegt darin, 
daß die Zulässigkeit von medizinischen Versuchen 
heute im Grundsatz weitgehend anerkannt ist, es 
bei der ethischen Beurteilung eines Experiments 
daher ausschließlich nur noch darum angeht, ob das 
mit dem Versuch verbundene Risiko im Einzelfall 
akzeptiert werden kann. Das ist im Bereich der 
Gentechnologie nicht der Fall. Hier besteht noch 
kein gemeinsames Fundament, auf dessen Grund-
lage die örtliche Ethik-Kommission ihre Entschei-
dung treffen könnte. Vielmehr steht zumindest ge-
genwärtig noch die Klärung elementarer Grund-
satzfragen an, etwa dergestalt, wieweit es dem Men-
schen erlaubt ist, in den Schöpfungs- und Evolu-
tionsprozeß einzugreifen. Solange diese Fragen 
nicht geklärt sind, dürfte eine zumindest weitge-
hend einheitliche Beurteilung aller gentechnischen 
Forschungsprojekte nicht zu erwarten sein. 

Festzustellen bleibt daher, daß die ethische Frage-
stellung im Bereich der Gentechnologie zumindest 
gegenwärtig noch weitreichender und grundsätzli-
cher Natur ist, wohingegen im Bereich der biomedi-
zinischen Forschung am Menschen auf der Basis 
allgemein anerkannter ethischer Grundsätze Ein-
zelfallentscheidungen anstehen, die angemessen 
von lokalen Ausschüssen getroffen werden können. 
Dies spricht dagegen, generell lokale Ethik-Kom-
missionen mit der Begutachtung von Forschungs-
projekten im Bereich der Gentechnologie zu beauf-
tragen. 

5.3 Bewertung und Empfehlungen 

5.3.1 Fortschreibung des bestehenden 
Ethik-Kommissions-Systems 

Es ist schon oben dargelegt worden, daß sich die 
biomedizinische Forschung am Menschen und die 
Gentechnologie einerseits sowie letztere und die im 
Zusammenhang mit der in vitro-Fertilisation und 

dem Embryotransfer stehende Forschung anderer-
seits in einigen Bereichen treffen. Soweit sich dar-
aus die Konsequenz ergibt, daß gentechnologische 
Forschungsvorhaben durch einen örtlichen Begut-
achtungsausschuß geprüft werden, ist das zu begrü-
ßen 13). Mit eingeschlossen sind dabei Forschungs-
projekte im Bereich der Genomanalyse, des geneti-
schen Screening und der Gentherapie. Hat die Gen-
forschung in diesen Bereichen jedoch erst einmal 
das Versuchsstadium verlassen und sich zur Stan-
dardtherapie entwickelt, ist es wie auf den Gebieten 
der Sterbehilfe oder der Intensivmedizin eine 
grundsätzliche Frage, in welchem Rahmen man ein 
derartiges Vorgehen akzeptieren will. Eine solche 
Entscheidung, die bei der Genomanalyse z. B. auch 
arbeits- und datenschutzrechtliche Gesichtspunkte 
mit einbeziehen muß, kann deshalb nicht auf loka-
ler Ebene fallen, sondern muß generell getroffen 
werden. 

Sofern die gentechnologische Forschung unter Ver-
wendung von Keimzellen oder Embryonen zulässig 
ist, ist, wie oben dargelegt, neben der lokalen Ethik

-

Kommission zusätzlich die bei der Bundesärzte-
kammer einzurichtende Große Kommission für in 
vitro-Fertilisation und Embryotransfer anzurufen. 

Tierversuche sind nach der Neufassung des Tier-
schutzgesetzes 14) insofern einer Kommissionskon-
trolle unterworfen, als die zuständige Behörde vor 
einer Genehmigung die Stellungnahme einer bei 
ihr eingerichteten Sachverständigen-Kommission 
einholen muß. Da dies auch für Versuche gilt, die 
unter Anwendung gentechnischer Methoden durch-
geführt werden, bedarf es keiner gesonderten Rege-
lung in diesem Bereich. 

Auch weiterhin ausgeschlossen bleibt die Kontrolle 
— jedenfalls durch lokale Ethik-Kommissionen — 
jedoch für Forschungsaktivitäten mit Mikroorga-
nismen, und zwar unabhängig davon, ob die For-
schung in geschlossenen Systemen oder als Frei-
landexperiment erfolgen soll. Da hier kein lebender 
Proband oder Patient final einer besonderen Ge-
fahr ausgesetzt wird, erscheint eine Überwachung 
derartiger Forschungsprojekte durch lokale Ethik

-

Kommissionen unangebracht. 

Die arbeitsmedizinische Forschung im Betrieb soll 
der Begutachtung von Ethik-Kommissionen unter-
worfen sein, die bei den Berufsgenossenschaf-
ten einzurichten sind (vgl. die Empfehlungen zur 
Genomanalyse an Arbeitnehmern in Abschnitt 
C 6.2.3.4). 

Empfehlung 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, 

1. eine Regelung zu treffen, wonach jede gentech-
nologische Forschung am Menschen nur noch 
dann zulässig ist, wenn zuvor durch eine staat-
lich autorisierte örtliche Ethik-Kommission eine 
Begutachtung stattgefunden hat. Die Stellung-
nahme der örtlichen Kommission sollte an das 

13) Bork, 1984, S. 30 f. 
14) BGBl. I, S. 1309, v. 22. August 1986 
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Bundesgesundheitsamt weitergeleitet werden. 
Das Bundesgesundheitsamt schließlich sollte das 
Vorhaben genehmigen oder die Genehmigung 
versagen. Eine solche Regelung sollte auf der 
Ebene lokaler Kommissionen dazu führen, daß 
die Zusammensetzung geändert bzw. ergänzt 
wird, etwa durch einen Fachmann auf dem Ge-
biet der medizinischen Genetik. 

5.3.2 Zentraler Beirat für die Gentechnologie 

Die Anwendung der Gentechnologie wird auch in 
Zukunft grundsätzliche Fragen ethischer, rechtli-
cher, ökologischer und sozialer Natur aufwerfen, 
die weder durch lokale Ethik-Kommissionen noch 
durch die ZKBS allein entschieden werden können. 
Zur Vorbereitung grundlegender Entscheidungen 
ist daher ein Gremium erforderlich, das die Ab-
schätzung und Bewertung der gesellschaftlichen 
Auswirkungen der Gentechnologie im interdiszipli-
nären Dialog vornehmen kann. Dadurch können so-
wohl Leitlinien für die Arbeit von Ethik-Kommis-
sionen und der ZKBS entwickelt als auch die Bun-
desregierung beraten werden. Gleichzeitig soll die 
öffentliche Meinungsbildung zur Weiterentwick-
lung und Anwendung der Gentechnologie durch 
sachkundige Informationen unterstützt werden. 
Zur Erfüllung dieser Aufgaben kann dieses Gre-
mium als Beirat bei dem zuständigen Bundesmini-
ster eingerichtet werden. Eine Alternative wäre es, 
diesen Beirat beim Parlament einzurichten. 

Bei der Besetzung dieses Gremiums sind gesell-
schaftlich relevante Gruppen zu berücksichtigen. 
Insbesondere aber ist zu gewährleisten, daß in ihm 
Vertreter naturwissenschaftlicher und nicht-natur-
wissenschaftlicher Disziplinen vertreten sind, de-
ren Sachverstand für die Bewertung der Auswir-
kungen der Gentechnologie von Bedeutung ist. 
Gleichzeitig ist bei der Zusammensetzung und bei 
der organisatorischen Ausstattung sicherzustellen, 
daß neue Entwicklungen der Gentechnologie sowie 

die damit in der Genehmigungspraxis auftretenden 
neuen Fragestellungen direkten Eingang in die Be-
ratungen des zentralen Gremiums finden. 

Empfehlung 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, 

2. die Bundesregierung aufzufordern, beim Bundes-
minister für Forschung und Technologie oder 
beim Parlament einen Beirat einzurichten, der 
die Aufgabe hat, die Entwicklung der Gentechno-
logie in allen Bereichen begleitend zu beobach-
ten bzw. einzuschätzen und sich daraus erge-
bende mögliche gesellschaftliche Auswirkungen 
zu bewerten. 

3. diesen Beirat wie folgt zusammenzusetzen: 

a) Drei Mitglieder der ZKBS, jeweils aus einer 
der in der ZKBS vertretenen Sachverständi-
gen-Gruppen. 

b) Vertreter der Gewerkschaften, der Industrie, 
der Kirchen, der im Bundestag vertretenen 
Parteien sowie der Umwelt- und Naturschutz-
organisationen. 

c) Weitere Sachverständige aus verschiedenen 
Disziplinen, insbesondere der Natur-, Rechts- 
und ethischen Wissenschaften bzw. der Theo-
logie sowie der Medizin. Bei der Besetzung 
sind Frauen angemessen zu berücksichtigen. 

d) Je ein Vertreter folgender Institutionen: 
— Arbeitskreis medizinischer Ethik-Kommis-

sionen; 
— „Zentrale Kommission der Bundesärzte-

kammer zur Wahrung ethischer Grund-
sätze in der Forschung an menschlichen 
Embryonen"; 

— zentrale Tierschutzkommission gem. § 15 b 
Abs. 1 des Tierschutzgesetzes. 
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6.1 Gesetzgeberischer Hintergrund: Sach- 
und Verfahrensschutz auf dem Gebiet 
der Gentechnologie 

6.1.1 Patentrecht 

Nach § 1 PatG werden Patente für Erfindungen er-
teilt, die neu sind, auf einer erfinderischen Tätigkeit 
beruhen und gewerblich anwendbar sind. Schon re-
lativ früh hat der Bundesgerichtshof Patentschutz 
für einen neuen Mikroorganismus gewährt, wenn 
der Erfinder einen nacharbeitbaren Weg aufzeigt, 
wie der neue Mikroorganismus erzeugt werden 
kann. Zur vollständigen Beschreibung einer solchen 
mikrobiologischen Erfindung kann der Mikroorga-
nismus bei einer anerkannten Hinterlegungsstelle 
hinterlegt werden 1 ). 

Auch für gentechnologisch hergestellte neue Mikro-
organismen wird Patentschutz erteilt. Des weiteren 
ist nach ständiger Praxis des Europäischen Patent-
amtes auch sonstigen gentechnologischen Erfin-
dungen Patentschutz gewährt worden. Dazu gehört 
etwa Interferon. 

Bekannt geworden ist auch die Grundsatzentschei-
dung des amerikanischen Gerichtshofs, in welcher 
genetisch veränderten Bakterien Patentschutz ge-
währt wurde 2). Daraufhin sind in den USA und in 

1) Entscheidungen des Bundesgerichtshofs in Zivilsachen 
Bd. 64, S. 101, Bd. 95, S. 162; Bundesgerichtshof in: Ge-
werblicher Rechtsschutz und Urheberrecht 1978, S. 162 

2) In re Bergy, Coats and Malik. 195 USPQ 344, Court of 
Customs and Patent Appeals v. 6. 1. 77; deutsche Über-
setzung in: Gewerblicher Rechtsschutz und Urheber-
recht (International) 1978, S. 44 

anderen Ländern auch weitreichende Patente er-
teilt worden, welche exzessiv ausgenutzt, die wei-
tere Forschung und Anwendung behindern könn-
ten. Hinzuweisen ist hier insbesondere auf das der 
Stanford University gewährte Patent Nr. 4.237.224 
vom 2. Dezember 1980: Method and compositions ... 
for replication and expression of exogenous genes 
in microorganismes. Allerdings wird eine Lizenz für 
die Benutzung dieser Erfindung für eine geringe 
Gebühr gegeben. 

Um Leukozyten-Interferon war ein patentrechtli-
cher Streit ausgebrochen, da zwei Firmen Schutz-
rechte auf verschiedenen Entwicklungsstufen ge-
währt worden war. Ein Vergleich hat jedoch nun-
mehr die beiderseitige Vermarktung von dieser Art 
gentechnologisch hergestelltem Interferon ermög-
licht 3). 

6.1.2 Sortenschutz 

Grundlage für die nationalen Schutzrechte ist das 
Internationale Übereinkommen zum Schutz von 
Pflanzenzüchtungen von 1961 4). So lautet Art. 2 des 
Übereinkommens im revidierten Wortlaut von 1978: 
„Jeder Verbandsstaat kann das in diesem Überein-
kommen vorgesehene Züchterrecht durch die Ge-
währung eines besonderen Schutzrechts oder eines 
Patents zuerkennen. Jedoch darf ein Verbandsstaat, 
dessen innerstaatliches Recht den Schutz in diesen 
beiden Formen zuläßt, nur eine von ihnen für die-
selbe botanische Gattung oder Art vorsehen." Wie 
in der Präambel des Internationalen Übereinkom- 

3) Neue Zürcher Zeitung v. 18.5. 1985: Vermiedener Pa-
tentkrieg um Leukozyten-Interferon 

4) BGBl. 1968 II, S. 428; 1984 II, S. 809 
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mens verlautet, sind sich die Vertragsstaaten der 
besonderen Probleme, die die Zuerkennung und der 
Schutz des Züchterrechts aufwerfen, bewußt. Insbe-
sondere gilt dieses für Beschränkungen, die die Er-
fordernisse des öffentlichen Interesses der freien 
Ausübung eines solchen Rechts auferlegen kön-
nen. 

Sortenschutz wird für eine Pflanzensorte erteilt, 
wenn sie unterscheidbar, homogen, beständig und 
neu sowie durch eine eintragungsfähige Sortenbe-
zeichnung bezeichnet ist, § 1 SortenschutzG. Der 
Sortenschutz ist ausschließlich. Patente werden 
nämlich nicht erteilt für „Pflanzensorten ... sowie 
für im wesentlichen biologische Verfahren zur 
Züchtung von Pflanzen ...", § 2 Ziff. 2 PatG. Es gilt 
also das Trennungsprinzip für Patent- und Sorten-
schutz 5). Dabei ist zu bedenken, daß der Sorten-
schutz die Wirkung hat, daß allein der Sorten-
schutzinhaber berechtigt ist, Vermehrungsmaterial 
der geschützten Sorte gewerbsmäßig in den Ver-
kehr zu bringen oder hierfür zu erzeugen, § 10 Sor-
tenschutzG. 

Der Schutzbereich des Sortenschutzes ist also auf 
die gewerbsmäßige Erzeugung und den Vertrieb 
von Vermehrungsmaterial beschränkt. Dagegen be-
darf es zur Verwendung von Vermehrungsmaterial 
einer geschützten Sorte für die Züchtung einer 
neuen Sorte nicht der Zustimmung des Sorten-
schutzinhabers, § 10 SortenschutzG. 

Der Patentschutz hingegen bezieht sich nicht nur 
auf die Erzeugung und den Vertrieb, sondern auf 
jede Benutzung, auch auf die freie Nachschöpfung. 
Deshalb würde der Patentschutz für Pflanzensorten 
auch die Züchtung von neuen Sorten von der Zu-
stimmung des Patentinhabers abhängig machen 
und damit in weiterem Umfang als bisher für die 
Patentdauer ausschließen. 

6.1.3 Urheberrecht, wissenschaftliche 
Entdeckungen und Artenschutz 

Gentechnologische Entwicklungen unterfallen 
grundsätzlich nicht dem Urheberrecht. Der Schutz 
des Urheberrechts wird nur Werken der Literatur, 
der Kunst und der Wissenschaft gewährt, § 1 Urhe-
berrechtsgesetz. Auch bei wissenschaftlichen Wer-
ken erstreckt sich der Schutz des Urheberrechts 
nur auf den Text, insbesondere auf den veröffent-
lichten Texts). 

Der Vertrag über die internationale Registrierung 
wissenschaftlicher Entdeckungen von 1978 ist nur 
von wenigen Staaten unterzeichnet worden und für 
die Bundesrepublik Deutschland nicht in Kraft ge-
treten 7). Nach diesem Abkommen wäre die interna-
tionale Registrierung wissenschaftlicher Entdek-
kungen möglich und der Prioritätsstreit könnte auf 
diese Weise ausgetragen werden. Das gilt nicht nur 
für gentechnologische Erfindungen, sondern würde 

5) Benkard, 1981, § 2 Rdnr. 13; Schulte, 1981, § 2 Rdnr. 9 
6) Bundesgerichtshof, Monatsschrift für deutsches Recht 

1981, S. 641 
7) Ulmer, 1980, S. 27 

auch für reine Entdeckungen zutreffen. Der Streit 
zwischen dem Institute Pasteur und dem National 
Institute of Health über die Entdeckung des AIDS-
Virus gehörte hierher. 

Der vorgesehene internationale Vertrag über den 
Artenschutz, insbesondere bei wild vorkommendem 
genetischen Material, betont die natürliche Evolu-
tion und erklärt wild vorkommendes genetisches 
Material und die genetischen Prozesse, die mit ih-
nen verbunden sind, zum Gemeineigentum der 
Menschen. An ihnen sollen gewerbliche Schutz-
rechte (Patente, Sortenschutz) nicht bestehen. 
Schließlich soll für die Entnahme wilden geneti-
schen Materials vom entnehmenden Staat an den 
Staat, von dessen Hoheitsgebiet das genetische Ma-
terial entnommen worden ist, eine Vergütung ge-
zahlt werden 8). 

6.1.4 Diagnostische und therapeutische Verfahren 
und Patentrecht 

Gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 PatG gelten Verfahren zur 
chirurgischen oder therapeutischen Behandlung 
des menschlichen oder tierischen Körpers und Dia-
gnoseverfahren, die am menschlichen oder tieri-
schen Körper vorgenommen werden, nicht als ge-
werblich anwendbar. Infolgedessen kommt für 
diese Verfahren gem. § 1 Abs. 1 PatG kein Patent-
schutz in Betracht, weil dort die gewerbliche An-
wendbarkeit einer Erfindung als Voraussetzung für 
die Patenterteilung genannt wird. Die genannten 
Gesetzesnormen schließen ersichtlich einen Patent-
schutz für gentherapeutische und -diagnostische 
Verfahren aus 9). Kraft der Regelung des § 5 Abs. 2 
Satz 2 PatG betrifft dieser Auschluß allerdings 
nicht gentechnisch gewonnene Erzeugnisse, die 
etwa im Rahmen einer herkömmlichen oder einer 
gentherapeutischen Behandlung Verwendung fin-
den. Insoweit kann Patentschutz gwährt werden. 

6.2 Patente für Erfindungen auf dem Gebiet 
der Gentechnologie 

6.2.1 Gegenwärtige Rechtslage 10) 

Nach ständiger Praxis wird Erfindungen auf dem 
Gebiet der Gentechnologie der normale Patent-
schutz zuteil. Obwohl die Wirkungen des erteilten 
Patents, wenn auch zeitlich limitiert, umfassend 
sind, haben sich bislang nur einige grundsätzliche 
Probleme ergeben. Sie hängen u. a. damit zusam-
men, daß lebendes Material Gegenstand des 
Schutzrechts ist. Das Patent erstreckt sich übrigens 
nicht auf Handlungen zu Versuchszwecken, die sich 
auf den Gegenstand der patentierten Erfindungen 

8) Proposed Convention on the conservation of biological 
diversity by means of the preservation in situ of wild 
genetic material (draft 1986) 

9) vgl. Baier/Straus, 1986, S. 133 
10) vgl. zur gegenwärtigen Rechtslage, zur Abgrenzung 

von Patent- und Sortenschutz sowie zu rechtspoliti-
schen Forderungen Baier/Straus, 1986, S. 133 ff. 
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beziehen, § 11 Ziff. 2 PatG. Außerdem besteht die 
Möglichkeit der Zwangslizenz, wenn die Erteilung 
der Erlaubnis im öffentlichen Interesse geboten ist, 
§ 24 PatG. 

6.2.2 Umfang der Patentansprüche 

Die für Patente im Bereich der Gentechnologie in 
Anspruch genommenen Erfindungen sind anfangs 
bisweilen zu weit geschützt worden. Jedoch ist neu-
erdings festzustellen, daß Anmelder und das Pa-
tentamt vorsichtiger geworden sind. Auf diese 
Weise wird die Problematik möglicher abhängiger 
Patente nicht mehr so oft auftreten. In den USA 
werden etwa im Wege der Nachprüfung zu weit 
gefaßte Ansprüche korrigiert. 

6.3 Erwägungen und Stellungnahme 

Die Kommission vertritt die Auffassung, daß die in 
§ 2 Ziff. 2 PatG vorgesehene Regelung der Tren-
nung von Patentschutz und Sortenschutz weiter 
ausgebaut werden könnte. Dabei wäre Art. 53 b des 
Europäischen Patentübereinkommens von 1973 zu 
berücksichtigen, der folgendes vorschreibt: 

Europäische Patente werden nicht erteilt für ... 

b) Pflanzensorten oder Tierrassen sowie für im we-
sentlichen biologische Verfahren zur Züchtung 
von Pflanzen und Tieren; diese Vorschrift ist auf 
mikrobiologische Verfahren und auf die mit 
Hilfe dieser Verfahren gewonnenen Erzeugnisse 
nicht anzuwenden. 

Die gesetzlichen Regelungen, die einen Ausschluß 
von Pflanzensorten sowie im wesentlichen biologi-
schen Verfahren zur Züchtung von Pflanzen vom 
Patentschutz vorsehen, sowie das sogenannte Dop-
pelschutzverbot bei Pflanzensorten haben sich nach 
Ansicht vieler Pflanzenzüchter bewährt. Es ist auch 
im Internationalen Übereinkommen zum Schutz 
von Pflanzenzüchtungen (revidierter Wortlaut von 
1978) enthalten und hat zu einer Vielfalt spezieller 
Sortenschutzgesetze wie auch dem deutschen Sor-
tenschutzG geführt. 

Nach einer Ansicht sollte das Doppelschutzverbot 
in den Bereich der Gentechnologie verlängert wer-
den. Dabei könnte nach Art. 53 b Europäisches Pa-
tentübereinkommen die Patentierung mikrobiologi-
scher Verfahren weiter zugelassen bleiben. Jedoch 
sollte die Züchtung einer Pflanzensorte, die im Ar-
tenverzeichnis vorkommt, nach wir vor nur Sorten-
schutz erhalten. Nach dieser Auffassung, der vor 
allem die Pflanzenzüchter zuneigen, würde andern-
falls eine Sorte während des Patentschutzes in der 
Weise dem Erfinder vorbehalten, daß eigenständige 
Züchtungen nicht mehr möglich seien. Das würde 
die Möglichkeiten von Züchtungen neuer Sorten be-
schränken. 

Nach einer anderen Auffassung ist das Doppel

-

schutzverbot an sich problematisch 11). Nach dieser 

11) siehe z. B. Baier/Straus, 1986, S. 155ff. 

Auffassung müßte es möglich sein, einen Patent-
schutz für eine prinzipielle Erfindung auch im Be-
reich der gentechnologischen Pflanzenzüchtung zu 
gewähren. Das müsse beispielsweise auch möglich 
sein, wenn ein Gen einer Pflanze die Eigenschaft 
verleiht, frostsicher zu sein. Es wäre nicht erträg-
lich, wenn ein Mitbewerber unter Verwendung die-
ser Sorte eine neue Sorte züchte oder das Gen her-
ausschnitte und in andere Arten einbaue. 

Diese gegensätzlichen Auffassungen schlagen sich 
auch in einem Fragenkatalog des Bundesministers 
der Justiz vom 29. April 1986 nieder, welcher den 
Schutz biotechnologischer Forschungsergebnisse 
zum Gegenstand hat. 

Nach einer vermittelnden Auffassung sollte nur für 
nicht sortenschutzfähige Pflanzenzüchtungen Pa-
tentschutz in Betracht kommen. Ein Patentschutz 
für Mikroorganismen sei dann zuzulassen, wenn 
eine ordnungsgemäß hinterlegte und zur rechten 
Zeit freigegebene vermehrungsfähige Kultur des 
Mikroorganismus zur Verfügung steht 12). 

Die Züchter von Pflanzensorten (Tierrassen) hatten 
in der Vergangenheit geringes Interesse an einem 
Patentschutz ihrer Zuchtergebnisse. Die Zuchter-
gebnisse konventioneller Zuchtmethoden haben 
nämlich zumeist eine polygene Grundlage, die — 
wenn überhaupt — nur unter großem Aufwand von 
einer Pflanzensorte (Tierrasse) auf eine andere 
übertragen werden konnte. Selbst bei einfachen 
Merkmalen sind die Schwierigkeiten einer Übertra-
gung meist recht groß, besonders auch bezüglich 
des Zeitaufwandes, da erst durch Introgression 
(Rückkreuzung) das fragliche Gen in die ge-
wünschte Umgebung gelangt. Anders ist die Situa-
tion bei der Anwendung moderner, insbesonderer 
gentechnischer Methoden. Hier geht es oft nur um 
einzelne Gene, die einerseits mit größtem Aufwand 
isoliert und in eine Sorte eingebracht werden müs-
sen, andererseits könnten diese Gene ohne ver-
gleichbar große Anstrengungen in der Weiterzüch-
tung eingesetzt werden, wenn sie erst einmal be-
kannt sind. Pflanzen- und Tierzüchter könnten da-
her zunehmend an einem vermehrten Rechtsschutz 
ihrer Produkte interessiert sein. 

Der Patentschutz wäre also auch hier — wie in vie-
len anderen Bereichen — als Kompensation eines 
großen Forschungsaufwandes und als Anreiz zur 
Forschung und Entwicklung zu sehen. Es ist heute 
schon abzusehen, daß die Methodik der markerun-
terstützten Züchtung auch die klassische Züchtung 
von Pflanzen und Tieren auf neue Grundlagen (ins-
besondere bezüglich der Geschwindigkeit des Errei-
chens von Züchtungserfolgen) stellen wird. 

Schließlich sind die heute schon besseren Schutz-
möglichkeiten in den USA und Japan sowie der bes-
sere Informationsaustausch, der mit der patent

-

rechtlichen Offenlegung der wissenschaftlichen 
Methodik und der Hinterlegung des Organismus 
gewährleistet ist, als Argumente für einen Patent-
schutz anzuführen. 

12) Bernhardt, Krasser, 1986, S. 125f. 
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Grundsätzliche Einwände werden von drei Mitglie-
dern der Kommission dagegen erhoben, in Zukunft 
auch Patente für „neue" Tiere, die durch klassische 
oder gentechnische Züchtung erzeugt werden mö-
gen, zu gewähren. 

Es läßt sich durchaus darüber streiten, ob Patent-
schutz das einzige und notwendige Mittel ist, um 
eine angemessene wirtschaftliche Verwertung von 
Forschungsinvestitionen zu gewährleisten, und ob 
fehlender Patentschutz in diesem Bereich regelmä-
ßig innovationshemmend wäre. Jedenfalls aber 
kann die Sicherung der Verwertung solcher Investi-
tionen nicht der einzige und maßgebende Gesichts-
punkt für die Frage sein, ob es vertretbar ist, Tiere 
zu patentieren. Das Patent ist zugeschnitten auf 
technische Produkte und Verfahren. Seine Ausdeh-
nung auf Lebewesen begegnet grundsätzlichen Be-
denken. Sie würde die Tiere selbst nur noch als 
technische Produkte des Menschen auffassen. 

Das amerikanische Berufungsgericht, das 1977 die 
Patentierung von Mikroorganismen zuließ, setzte 
sich ausdrücklich mit der Befürchtung auseinander, 
damit würden logischerweise „allen neuen, nützli-
chen und nicht naheliegenden Arten von Pflanzen, 
Tieren und Insekten, die von Menschen geschaffen 
werden", patentfähig gemacht. Es weist diese Be-
fürchtung als weit hergeholt zurück. Einer der Rich-
ter betont, daß die Entscheidung keineswegs das 
„Schreckgespenst der Patentierung für höhere For-
men von Lebewesen" stütze. Genau dies geschieht 
jedoch gegenwärtig. Die Patentierung von Mikroor-
ganismen wird zum Argument dafür, auch höhere 
Tiere zu patentieren. 

Die Ausdehnung der Technologie auf das Leben 
sollte dem besonderen ethischen Status von Leben, 
wie er etwa im Tierschutz- und im Tierzuchtgesetz 
kürzlich bekräftigt worden ist, auch hier Rechnung 
tragen. 

Darüber hinaus bestehen in der Kommission Be-
denken gegen die zum Teil schon realisierte Praxis, 
in der Natur aufgefundene genetische Informatio-
nen (Gene) als solche zu patentieren. Patentschutz 
erscheint grundsätzlich angemessen für die neuen 
Verfahren, die zur Auffindung dieser Information 
führt. Dagegen ist die Information selbst, wenn es 
sich nicht um synthetisch hergestellte neue Gene 
handelt, nicht neu, sondern in der Natur vorhanden. 
Neu ist lediglich unsere Kenntnis von ihnen. 

Sollte das Doppelschutzverbot an sich abgeschafft 
werden, würden die gentechnologischen Erfindun-
gen und ebensolche Züchtungen kein Problem dar-
stellen. Bliebe das Doppelschutzverbot im wesentli-
chen erhalten, sind schwierige Abgrenzungen im 
Bereich gentechnologischer Erfindungen zu ma-
chen. Als dritter Vorschlag ist auch eine Wahlmög-
lichkeit ins Gespräch gekommen, welche dem Züch-
ter/Erfinder die Wahlmöglichkeit gibt, ein Patent 
oder eine Sorte zu beantragen. 

6.4 Empfehlung 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes

-

tag, prüfen zu lassen, ob auf Grund der Entwicklung 

der Gentechnologie Änderungen im Recht des ge-
werblichen Rechtsschutzes (Sortenschutz- und Pa-
tentrecht) bezüglich Pflanzen und Tiere erforder-
lich sind. 
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1. Zur Situation der technologiepolitischen Bearbeitungs- und Beratungskapazität 
beim Deutschen Bundestag 

Der Deutsche Bundestag hat nach dem Grundge-
setz die Aufgaben, als Gesetzgeber tätig zu sein und 
die Arbeit der Bundesregierung zu kontrollieren. 
Während die Bundesregierung für ihre Arbeit stän-
dig eine große Anzahl von Verwaltungsexperten 
und Fachreferenten in den Ministerien und ande-
ren Behörden zur Verfügung hat, bescheidet sich 
der Bundestag für die Erledigung seiner Aufgaben 
mit einer relativ kleinen Zahl von wissenschaftli-
chen und administrativen Mitarbeitern. Dieses Miß-
verhältnis in der Beratungs- und Bearbeitungska-
pazität zwischen Regierung und Parlament macht 
sich seit einiger Zeit vor allem im Bereich der Tech-
nologiepolitik für die parlamentarische Arbeit er-
schwerend bemerkbar. 

In der Technologiepolitik geht es oftmals um weit-
reichende Entscheidungen über äußerst komplexe 
Sachverhalte, die maßgebliche Auswirkungen auf 
die wirtschaftliche, ökologische und gesellschaftli-
che Entwicklung in unserem Land haben können. 
Um diese Entscheidungen mit der erforderlichen 
Sorgfalt treffen zu können, benötigt das Parlament 
neben gesellschafts-politischen vor allem auch ei-
nen naturwissenschaftlich-technischen, wirtschaft-
lichen und ökologischen Sachverstand. In der Bun-
desrepublik Deutschland — wie auch in anderen 
westlichen Demokratien — gibt es seit Jahren Be-
strebungen, die Bearbeitungs- und Beratungskapa-
zität des Parlaments im technologiepolitischen Be-
reich zu stärken. 

Der Deutsche Bundestag hat in der 10. Legislatur

-

periode eine Enquete-Kommission „Einschätzung 
und Bewertung von Technikfolgen; Gestaltung von 

Rahmenbedingungen der technischen Entwick-
lung" eingesetzt, die insbesondere die Aufgabe hat-
te, Vorschläge für die organisatorische Gestaltung 
einer verbesserten Bearbeitungs- und Beratungska-
pazität für Technologiefolgenabschätzung und 
-bewertung beim Deutschen Bundestag zu erarbei-
ten. Diese Kommission hat dem Bundestag bereits 
im Sommer 1986 ihre Vorschläge unterbreitet 1 ). 
Wegen des erheblichen Aufwandes in regulatori-
scher, organisatorischer und finanzieller Hinsicht, 
die mit der Verwirklichung der bisherigen Vor-
schläge dieser Kommission verbunden gewesen wä-
ren, konnte der 10. Deutsche Bundestag noch keine 
Entscheidung in dieser Angelegenheit fällen. 

Die Enquete-Kommission „Chancen und Risiken 
der Gentechnologie" möchte die Gelegenheit nut-
zen, durch ihre Arbeit auch darauf aufmerksam zu 
machen, daß die in der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages vorgesehene Institution der 
„Enquete-Kommission" selbst günstige Vorausset-
zungen dafür bietet, parlamentsgeeignete Technolo-
giefolgenabschätzung und -bewertung durchzufüh-
ren. Dabei ist einschränkend zu bemerken, daß im-
mer nur eine bestimmte Technologie oder ein Teil-
bereich davon untersucht und bewertet werden 
kann. Die möglicherweise zu schaffende „Kommis-
sion zur Abschätzung und Bewertung von Technik-
folgen" könnte umfassendere Entscheidungshilfen 
bei technikbezogenen politischen Gestaltungsauf-
gaben des Deutschen Bundestages liefern. 

1 ) Bundestags-Drucksache 10/5844 
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2. Kriterien für eine parlamentsgeeignete Technologiefolgenabschätzung und -bewertung 

Nach Ansicht der Kommission „Chancen und Risi-
ken der Gentechnologie" sollte Technologiefolgen-
abschätzung und -bewertung beim Parlament hin-
sichtlich Aufgabenstellung und Organisation fol-
genden Kriterien genügen: 

— Technologiefolgenabschätzung umfaßt die Dar-
stellung und Analyse des Entwicklungsstandes 
sowie der möglichen ökonomischen, ökologi-
schen, gesellschaftlichen und Sicherheits-Aus-
wirkungen einer Technologie. Die Ergebnisse 
dieser Analyse sind politisch zu bewerten und 
gegebenenfalls daraus politische Handlungs-
empfehlungen für den Deutschen Bundestag ab-
zuleiten. 
Während die Faktensammlung und wissen-
schaftlichen Analysen vom wissenschaftlichen 
Sekretariat und den wissenschaftlichen Mitglie-
dern der Beratungseinrichtung durchgeführt 
werden sollten, ist die Bewertung und die Erar-
beitung von politischen Handlungsempfehlun-
gen vor allem die Aufgabe der Bundestagsabge-
ordneten. 

— Themen und Aufträge zur Technologiefolgenab-
schätzung und -bewertung werden vom Deut-
schen Bundestag beschlossen bzw. erteilt. 
Damit wird sichergestellt, daß das jeweilige 
Thema von einem wesentlichen Teil der Mitglie

-
der des Bundestages für politisch bedeutsam 
und entscheidungsnotwendig gehalten wird. 

— Eine qualifizierte Minderheit der Mitglieder des 
Bundestages kann eine Technologiefolgenab-
schätzung und -bewertung beim Deutschen 
Bundestag verlangen. 

— Die Durchführung der Technologiefolgenab-
schätzung und -bewertung ist inhaltlich und or-
ganisatorisch eng in die Arbeit des Parlaments 
zu integrieren, d. h. Vertreter aller Fraktionen 
des Bundestages sollen gemeinsam mit Wissen-
schaftlern und Vertretern von betroffenen Grup-
pen die Technologiefolgenabschätzung und 
-bewertung durchführen. 

Die Mitarbeit der Abgeordneten soll gewährlei-
sten, daß im Verlauf der Bearbeitung die Tech-
nologiefolgenabschätzung und -bewertung in ei-
ner für das Parlament geeigneten Weise erfolgt, 
und daß diese Arbeit politisch bedeutsam bleibt. 
Weiterhin werden die Abgeordneten durch ihre 
Mitarbeit in bester Weise darauf vorbereitet, die 
Ergebnisse der Technologiefolgenabschätzung 
und -bewertung in die spätere eigentliche parla-
mentarische Arbeit der Fachausschüsse des 
Bundestages und des Plenums einzubringen 
bzw. hier zu vertreten. 

3. Erfahrungen mit technologiebezogenen Enquete-Kommissionen beim Deutschen Bundestag 

Die in § 56 der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages vorgesehene Einrichtung „Enquete

-

Kommission" bietet wichtige Voraussetzungen, die 
oben geforderten Bedingungen für eine parlaments-
geeignete Technologiefolgenabschätzung und 
-bewertung zu erfüllen. Nach § 56 der Geschäftsord-
nung kann der Bundestag zur Vorbereitung von 
Entscheidungen über umfangreiche und bedeut-
same Sachkomplexe eine Enquete-Kommission ein-
setzen. Die Enquete-Kommission erhält dabei ihren 
Auftrag direkt vom Deutschen Bundestag. Die Ein-
setzung einer Enquete-Kommission ist ein Minder-
heitenrecht. Der Bundestag ist zur Einsetzung einer 
Enquete-Kommission verpflichtet, wenn minde-
stens 25 % seiner Mitglieder dies fordern. Die bishe-
rige Praxis hat allerdings gezeigt, daß auch bei Min-
derheitsanträgen auf Einsetzung einer Enquete

-

Kommission der anschließende Einsetzungsbesch-
luß des Bundestages mit dem Auftrag der Kommis-
sion stets mit großer Mehrheit des Bundestages ge-
faßt wurde. Einem solchen Bundestagsbeschluß 
geht stets eine sorgfältige Beratung in den zustän-
digen Fachausschüssen des Bundestages voraus. 
Dort wird eine Beschlußempfehlung an den Bun-
destag gefaßt, die auch den endgültigen Arbeitsauf-
trag an die Kommission enthält. 

Gleichberechtigte Mitglieder einer solchen Enque-
te-Kommission sind sowohl Experten für die jewei-
lige Aufgabe aus der Wissenschaft und Vertreter 
von betroffenen gesellschaftlichen Gruppen als 
auch Bundestagsabgeordnete aller Fraktionen. Da-
mit wird ein interdisziplinärer Diskussionsprozeß 
ermöglicht. Die Abgeordneten haben durch ihre 
Mitarbeit in der Kommission die Möglichkeit, einer-
seits ein großes Fachwissen in dem Themenbereich 
der Kommission zu erlangen und andererseits da-
für Sorge zu tragen, daß die Arbeit der Kommission 
politisch relevant und parlamentsbezogen durchge-
führt wird. Der Vorsitzende der Kommission sollte 
deswegen immer ein Bundestagsabgeordneter 
sein. 

Für die beiden Enquete-Kommissionen „Zukünftige 
Kernenergie-Politik", die Enquete-Kommission 
„Einschätzung und Bewertung von Technologiefol-
gen; Gestaltung von Rahmenbedingungen der tech-
nischen Entwicklung" sowie die Enquete-Kommis-
sion „Chancen und Risiken der Gentechnologie" 
wurde von der Bundestagsverwaltung auf Antrag 
von Mitgliedern der Kommission jeweils ein spe-
zielles wissenschaftliches Sekretariat eingerichtet. 
Die Leitung und die administrativen Aufgaben die- 
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ses Sekretariats wurden von ständigen Mitarbei-
tern der Verwaltung bzw. des wissenschaftlichen 
Dienstes des Bundestages wahrgenommen. Dazu 
kamen 5 bis 6 für die Dauer der Kommissionsarbeit 
von der Bundestagsverwaltung eingestellte, meist 
jüngere Wissenschaftler, möglichst mit einer Aus-
bildung oder Berufserfahrung in dem Aufgabenbe-
reich der Kommission. Bei der Auswahl der wissen-
schaftlichen Sekretariatsmitarbeiter wurde auch 
angestrebt, sie aus möglichst unterschiedlichen 
Forschungszentren und Anwendungsbereichen der 
zu analysierenden Technologie zu holen. Bereits be-
stehende intensive Kontakte der Sekretariatsmitar-
beiter zu den verschiedenen Forschungs- und Ent-
wicklungszentren der Technologie in der Bundesre-
publik Deutschland sind sehr hilfreich, um das Zu-
sammentragen und Analysieren der Daten und son-
stiger Informationen über den Themenbereich der 
Kommission zu erleichtern. 

In der Enquete-Kommission „Chancen und Risiken 
der Gentechnologie" haben die wissenschaftlichen 
Sekretariatsmitarbeiter alleine oder in Zusammen-
arbeit mit sachverständigen Kommissionsmitglie-
dern für einen großen Teil der Sachstandskapitel 
im vorliegenden Bericht die ersten Entwürfe er-
stellt. Ein Teil der Sachstandskapitel wurde von 
sachverständigen Kommissionsmitgliedern bear-
beitet. Diese Entwürfe waren Beratungsvorlagen 
der Kommission. Sie wurden nach einer zweiten 
oder dritten Lesung von der Kommission meist mit 
Abänderungen verabschiedet. Auf der Basis dieser 
Sachstandskapitel erfolgte die Erarbeitung von Be-
wertungen und Empfehlungen. Hierzu wurden die 
ersten Entwürfe zu den einzelnen Themenberei-
chen ausschließlich von den Kommissionsmitglie-
dern erstellt. Das Sekretariat half bei der Einarbei-
tung der Beratungsergebnisse in Neuentwürfe und 
war für die Fertigstellung der Berichtskapitel nach 
der Verabschiedung in der Kommission verantwort-
lich. 

Die Sammlung von Informationen zu den vielfälti-
gen Themenbereichen der Enquete-Kommission 
„Chancen und Risiken der Gentechnologie" benö-
tigte den größten Teil der Arbeitszeit dieser Kom-
mission. Die Kommission hatte sich zu Beginn ihrer 
Arbeit ein allgemeines Fragenraster erstellt, um 
alle Themenbereiche gleichmäßig sorgfältig zu un-
tersuchen. Ihre Informationen erhielt die Kommis-
sion aus dem Sachverstand der Kommissionsmit-
glieder und Sekretariatsmitarbeiter, durch ausführ-
liches Literaturstudium, zahlreiche Anhörungen 
und Gespräche mit externen Sachverständigen so-
wie durch die Teilnahme von einzelnen Mitgliedern 
und Mitarbeitern der Kommission an wissenschaft-
lichen Tagungen. Nur zu wenigen speziellen Ge-
sichtspunkten des Kommissionsthemas wurden 
von der Kommission Studienaufträge an externe 
Sachverständige vergeben (s. a. Abschnitt B 1.). 

Die Arbeit der Enquete-Kommission „Chancen und 
Risiken der Gentechnologie" hat gezeigt, daß eine 
umfangreiche Folgenabschätzung und -bewertung 
einer komplexen Technologie in intensiver Zusam-
menarbeit von Bundestagsabgeordneten, Sachver-
ständigen und Vertretern betroffener Gruppen 

beim Deutschen Bundestag möglich ist. Aber auch 
die Grenzen und Probleme der Arbeitsmöglichkeit 
einer Enquete-Kommission sind deutlich geworden. 
Beispielsweise kann eine solche Einrichtung wegen 
der begrenzten Zeit- und Arbeitskapazität der Kom-
mission und ihrer Mitglieder nur einen beschränk-
ten Arbeitsauftrag erledigen. Auch wird es in einer 
Legislaturperiode nur eine geringe Zahl solcher 
Kommissionen geben können, da sie eine erhebli-
che zeitliche Beanspruchung vor allem auch der 
Mitglieder des Bundestages erfordert. Wenn der 
Abgabetermin des Kommissionsberichts auf das 
Ende der Legislaturperiode gelegt wird, was in der 
Vergangenheit häufig geschah, dann ist es kaum 
noch möglich, daß sich der auftraggebende Bundes-
tag mit den Arbeitsergebnissen seiner Kommission 
befaßt. Es bleibt dann dem Bundestag der neuen 
Legislaturperiode überlassen, ob er den Bericht der 
Kommission des vergangenen Bundestages in seine 
Beratungen und gesetzgeberischen Arbeiten auf-
nimmt. Eine andere Schwierigkeit bei der Termi-
nierung des Kommissionsberichtes auf das Ende 
der Legislaturperiode besteht darin, daß der begin-
nende Wahlkampf die Arbeitskapazität der parla-
mentarischen Kommissionsmitglieder während der 
abschließenden und wichtigsten Arbeitsphase der 
Kommission — Erarbeitung von Bewertungen und 
Empfehlungen — stark eingeschränkt. Auch kann 
die politische Polarisierung während des Wahl-
kampfes die Kommissionsarbeit stören. 

Es wäre wünschenswert, wenn die Enquete-Kom-
mission das Recht hätte, ihre Arbeit direkt dem 
Deutschen Bundestag vorzulegen. Ein solches In-
itiativrecht hat sie nach der geltenden Geschäfts-
ordnung des Bundestages nicht. Derzeit liegt es im 
Ermessen einer Fraktion oder mindestens von 5 % 
der Mitglieder des Bundestages, ob sie die Empfeh-
lungen der Enquete-Kommission aufgreifen und in 
die Arbeit des Bundestages einbringen. 

Das Instrument „Enquete-Kommission" ist mit der 
Enquete-Kommission „Chancen und Risiken der 
Gentechnologie" nicht zum erstenmal für eine par-
lamentsbezogene Technologiefolgenabschätzung 
und -bewertung beim Deutschen Bundestag einge-
setzt worden. Bereits in der 8. und 9. Wahlperiode 
waren die beiden Enquete-Kommissionen „Zukünf-
tige Kernenergie-Politik" erfolgreich tätig gewe-
sen 2). Auch auf die Arbeit der technologiebezoge-
nen Enquete-Kommission „Neue Informations- und 
Kommunikationstechniken" der 9. Wahlperiode sei 
hingewiesen 3). 

Das bereits in der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages vorgesehene Instrument „Enquete-
Kommission" kann dazu eingesetzt werden, flexibel 
die technologische Bearbeitungs- und Beratungska-
pazität des Deutschen Bundestages dem politischen 
Bedarf anzupassen. 

Bei der Bundestagsverwaltung gibt es zwischenzeit

-

lich langjährige Erfahrungen, die genutzt werden 

2) BT Drs. 8/4341, 9/2001, 9/2438, 9/2439 
3) BT Drs. 9/2442 
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können, um das Arbeitsverfahren solcher Kommis-
sionen in Zukunft noch rationeller zu gestalten. 

Beispielsweise könnte es sich als nützlich erweisen, 
wenn nach einer ersten Beratungsrunde der Kom-
mission, in welcher der Kommissionsauftrag kon-
kretisiert wird, baldmöglichst ein personell geeig-
net ausgestattetes wissenschaftliches Sekretariat 
zusammen mit den sachverständigen Kommis-
sionsmitgliedern in einem angemessenen Zeitraum 
erste Entwürfe für den Sachstandsbericht der Kom-
mission erstellt. Danach erst sollte die eigentliche 
Arbeit der Gesamtkommission mit der Beratung 
der Sachstandsberichte und der Erarbeitung von 
politischen Bewertungen und Empfehlungen begin-
nen. 

Es sollte auch darauf hingewiesen werden, daß eine 
Enquete-Kommission, bestehend aus Parlamenta-
riern, Wissenschaftlern und Vertretern gesellschaft-
lich betroffener Gruppen in bezug auf die technolo-
giepolitische Beratung des Parlaments weit mehr 
leisten kann als ein rein wissenschaftliches Institut, 
selbst wenn dieses Institut organisatorisch an die 
Bundestagsverwaltung angeschlossen und durch 
ein allgemeines parlamentarisches Gremium bera

-

ten würde. Eine Enquete-Kommission besteht stets 
aus Abgeordneten, Sachverständigen, Betroffenen 
und politisch Interessierten für ein spezielles poli-
tisch wichtiges Thema. In den fortschreitenden Be-
arbeitungsprozeß der Kommission sind die parla-
mentarischen Mitglieder fest eingebunden. Da-
durch wird eine sachgerechte und parlamentsbezo-
gene Bearbeitung des Themas ermöglicht und zu-
gleich die Unabhängigkeit des Parlaments gegen-
über der Exekutive gestärkt. 

Eine Enquete-Kommission ist auch ein dem Deut-
schen Bundestag zugeordnetes und damit politisch 
hochrangiges Diskussionsforum, in dem die Vertre-
ter verschiedener Meinungen und betroffener 
Gruppen dazu aufgefordert sind, sich mit den ver-
schiedenen Ansichten und Argumenten zu einer 
technologischen Entwicklung und deren Auswir-
kungen auseinanderzusetzen. Eine Enquete-Kom-
mission kann somit einen wichtigen Beitrag zur Er-
arbeitung von konsensfähigen Lösungen bei Pro-
blemen leisten, die in der Öffentlichkeit politisch 
kontrovers diskutiert werden, und die für die zu-
künftige ökonomische, ökologische und gesell-
schaftliche Entwicklung in unserem Lande von Be-
deutung sein können. 

4. Empfehlungen 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, 

1. bei künftigen Entscheidungen über eine Bearbei-
tungs- und Beratungskapazität des Deutschen 
Bundestages die vorliegenden positiven Erfah-
rungen mit technologiebezogenen Enquete-Kom-
missionen und deren administrativ-wissenschaft-
lichen Sekretariaten zu berücksichtigen. 

2. die Verwaltung des Bundestages personell und 
finanziell in die Lage zu versetzen, kurzfristig bei 
Bedarf geeignete administrativ-wissenschaftli-
che Sekretariate für technologiebezogene Enque-
te-Kommissionen einrichten zu können. 

3. zu prüfen, wie eine unmittelbare Einführung des 
Kommissionsberichtes in die Parlamentsbera-
tung — unter Umständen durch eine Änderung 
der Geschäftsordnung — erreicht werden kann. 
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Abschnitt G 

Sondervotum zum Bericht der Enquete-Kommission „Chancen und Risiken der Gentechnologie" 

Inhalt 

I. Stellungnahme der Kommission zum Sondervo-
turn  der Abgeordneten Frau Heidemarie Dann 
(DIE GRÜNEN) 

II. Sondervotum der Abgeordneten Frau Heidema-
rie Dann und der Fraktion DIE GRÜNEN zum 
Bericht der Enquete-Kommission „Chancen und 
Risiken der Gentechnologie" 

I. Stellungnahme der Kommission 
zum Sondervotum der Abgeordneten 
Frau Heidemarie Dann (DIE GRÜNEN) 

Berichte einer Enquete-Kommission sollen dem 
Deutschen Bundestag und der Öffentlichkeit die 
Arbeitsergebnisse der Kommission in Form von 
Analysen, Bewertungen und Empfehlungen vorstel-
len. Ein solcher Bericht faßt zunächst im Ergebnis 
die Sachverhalte zusammen, denen die jeweilige 
Mehrheit in einer solchen Kommission zugestimmt 
hat. Es ist dabei das selbstverständliche Recht der-
jenigen Mitglieder der Kommission, die in Abstim-
mungen unterlegen sind, ihre abweichende Stel-
lungnahme zu begründen und in einem solchen 
Kommissionsbericht einfließen zu lassen. 

Das Verfahren eines solchen Minderheitsvotums ist 
in der Geschäftsordnung des Deutschen Bundesta-
ges nicht geregelt und muß daher von der Kommis-
sion selbst festgelegt werden. Die Enquete-Kommis-
sion hatte auf ihren Sitzungen am 29. Oktober und 
10. November 1986 einstimmig, also mit Zustim-
mung von Abgeordnete Frau Dann (DIE GRÜNEN) 
folgendes Verfahren beschlossen: Der Umfang des 
Minderheitsvotums sollte maximal 50 normale 
Schreibmaschinenseiten betragen. Das Minder-
heitsvotum sollte spätestens am 5. Dezember 1986 
vorliegen. In einem Minderheitsvotum dürfen keine 
neuen Empfehlungen stehen, die nicht zuvor in die 
Kommissionsberatung eingebracht worden sind. 

Abgeordnete Frau Dann hat sich in ihrer vorgeleg-
ten Stellungnahme an diese Vereinbarungen nicht 
gehalten. Ihr Sondervotum, das mehr als das Dop-
pelte des vereinbarten Umfangs hat, wurde den 
Kommissionsmitgliedern erst am 17. Dezember 
1986, einen Tag vor der erwarteten letzten Kommis-
sionssitzung, zugestellt und am gleichen Tag in ei-
ner Pressekonferenz als Stellungnahme der Frak-
tion DIE GRÜNEN zum Kommissionsbericht der 
Öffentlichkeit vorgestellt. 

Die verzögerte Zustellung des Minderheitsvotums 
an die Kommissionsmitglieder kann nicht damit ge

-

rechtfertigt werden, daß die Kommission, bedingt 
durch den Tod eines ihrer Mitglieder, ihre Beratun-
gen zum Kapitel „Sicherheitsaspekte beim Umgang 
mit Mikroorganismen und Zellen vielzelliger Lebe-
wesen bei gentechnischen Arbeiten im Labor" nicht 
termingerecht fertigstellen konnte. Dieser Umstand 
hätte einer rechtzeitigen Ablieferung des Sondervo-
tums zu den übrigen Abschnitten des Kommissions-
berichts nicht entgegengestanden. Erhebliche Teile 
des Sondervotums von Abgeordnete Frau Dann la-
gen im übrigen der Fraktion DIE GRÜNEN bereits 
eine Woche vor der Ablieferung an die Enquete-
Kommission vor. Da das umfangreiche Sondervo-
turn  erst einen Tag vor der letzten Kommissionssit-
zung eingereicht wurde, hatte die Kommission 
keine Gelegenheit, den Inhalt dieses Sondervotums 
zu diskutieren. 

Diese Tatsache wiegt umso schwerer, als entgegen 
der Vereinbarungen das Sondervotum eine Reihe 
von Darstellungen und Bewertungen enthält, die 
hier zum ersten Mal vorgelegt werden, also bei der 
Behandlung der entsprechenden Themen durch die 
Kommission weder in die Diskussion eingebracht, 
noch zur Abstimmung gestellt worden sind. Das 
Sondervotum spiegelt daher nicht die Arbeit der 
Abgeordneten Frau Dann in der Kommission wider. 
Die Tatsache, daß eine Reihe der in dem Sondervo-
tum angeführten Gesichtspunkte in dem Kommis-
sionsbericht nicht behandelt werden, bedeutet we-
der, daß die Mitglieder der Kommission diese Ge-
sichtspunkte für irrelevant halten, noch läßt sie den 
Schluß zu, daß sie diese ohne weiteres ablehnen. 
Vielmehr ist den Kommissionsmitgliedern eine an-
gemessene Zeit, sich inhaltlich mit diesen Positio-
nen auseinanderzusetzen, nicht gegeben worden. Es 
wäre die Aufgabe von Abgeordnete Frau Dann ge-
wesen, die Diskussion ihrer Vorstellungen durch 
das Einbringen entsprechender Sachanträge in 
Gang zu setzen. 

Besonders ist die Tatsache zu kritisieren, daß der 
größte Teil der Empfehlungen von Abgeordnete 
Frau Dann ebenfalls erst in diesem Sondervotum, 
also einen Tag vor der letzten Arbeitssitzung der 
Kommission auf den Tisch gelegt worden ist. Viele 
dieser Empfehlungen betreffen allgemeine Forde-
rungen der Industrie-, Umwelt-, Gesundheits- und 
Gesellschaftspolitik, die nicht als Ganzes Gegen-
stand der Kommissionsarbeit sein konnten und wa-
ren. Die Kommission tritt hier entschieden dem 
Eindruck entgegen, sie würde alle diese Empfehlun-
gen pauschal und undifferenziert ablehnen. Viel-
mehr gilt auch hier, daß die Kommission wegen des 
Verhaltens der Abgeordneten Frau Dann und des 
von ihr gewählten Verfahrens der Einbringung ih-
res Sondervotums daran gehindert war, zu diesen 
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Empfehlungen überhaupt Stellung zu nehmen. Die 
meisten der Empfehlungen wurden weder durch 
Diskussionsbeiträge noch durch Anträge in die Be-
ratung der entsprechenden Sachthemen einge-
bracht. 

Das Vorgehen von Abgeordnete Frau Dann recht-
fertigt die Zurückweisung der eingereichten Stel-
lungnahme als ein Sonder- bzw. Minderheitsvotum, 
das die Arbeit und die Positionen eines Kommis-
sionsmitglieds widerspiegeln sollen. Der Sache 
nach handelt es sich bei diesem Votum vielmehr um 
den Gegenbericht einer Fraktion des Deutschen 
Bundestages zum Bericht der Enquete-Kommis-
sion. Selbstverständlich steht es jeder Fraktion zu, 
mit ausführlichen Stellungnahmen auf die Arbeit 
der Enquete-Kommission zu reagieren. Das bein-
haltet jedoch nicht den Anspruch, daß solche Stel-
lungnahmen als Teil des Kommissionsberichts auf-
genommen werden. 

Gleichwohl hat sich die Kommission entschlossen, 
die eingereichte Stellungnahme in den Bericht auf

-

zunehmen, auch wenn diese Entscheidungen nicht 
für jeden verständlich ist. Die Enquete-Kommission 
sieht keinen Grund, der Abgeordneten Frau Dann 
und ihrer Fraktion einen Vorwand zu geben, sich 
als verfolgte Minderheit zu profilieren. Die Kom-
mission möchte durch diese ihre Entscheidung dazu 
beitragen, daß sich die öffentliche Diskussion auf 
die Inhalte und Vorschläge des Kommissionsbe-
richts konzentriert. Alles andere würde der mehr 
als zweieinhalbjährigen Arbeit der Kommission 
nicht gerecht werden. 

Unabhängig davon stellt die Kommission fest, daß 
die Stellungnahme von Abgeordnete Frau Dann 
eine Reihe von Unrichtigkeiten über die Arbeit der 
Kommission und Herabsetzungen von Kommis-
sionsmitgliedern enthält. Bestürzend ist beispiels-
weise die Unterstellung, die Kommission habe sich 
bei der Beratung über die Probleme der pränatalen 
Diagnostik dem Gespräch mit betroffenen Behin-
derten verschlossen. Tatsächlich hat die Kommis-
sion in zwei ihrer Sitzungen ein je halbtägiges Ge-
spräch mit den Betroffenen geführt, in Anwesen-
heit der Vertreterin der GRÜNEN. 

II. Sondervotum von Abg. Frau Heidemarie Dann (DIE GRÜNEN) 
und der Fraktion DIE GRÜNEN zum Bericht der Enquete-Kommission 
„Chancen und Risiken der Gentechnologie" 
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A. Zusammenfassung der Ergebnisse 

Die Fraktion DIE GRÜNEN im Deutschen Bundes-
tag formuliert und begründet mit diesem Sondervo-
tum ihre vorn Mehrheitsvotum der Enquete-Kom-
mission abweichenden Einschätzung der Chancen 
und Risiken der Gentechnologie. 

1. Bei einer Technologie, die derart weitreichende 
Konsequenzen hat und sich auf die Grundlagen 
des Lebens selbst auswirkt, ist es unerläßlich, 
eine breite, öffentliche und vom Ergebnis her 
offene Debatte über ihre Entwicklung zu führen, 
bevor sie sich entfaltet. Die Mehrheit der Kom-
mission hat eine solche Debatte eher verhindert 
als unterstützt, indem sie z. B. weitestgehend die 
Offentlichkeit aus ihrer Arbeit ausgeschlossen 
hat. In ihren Diskussionen und Bewertungen 
ging die Kommissionsmehrheit davon aus, daß 
die Entwicklung dieser Technologie wünschens-
wert sei und nicht grundsätzlich in Frage ge-
stellt werden soll. Das Ergebnis ist eine (Gen-)

-

technikverhaftete Folgebewertung, die den Ver-
gleich gentechnologischer Ansätze mit anderen 
Problemlösungsstrategien ausklammert. Dem-
gegenüber wollen DIE GRÜNEN mit diesem 
Sondervotum, neben der Kritik der Gentechnik, 
durch das Aufzeigen verschiedener Alternati-
ven für den Umgang mit drängenden ökologi-
schen, technischen, gesellschaftlichen und ge-
sundheitlichen Problemen, die Wege markieren, 
die in Übereinstimmung mit ihren politischen 
Werten und Grundsätzen als die schonenderen, 
umwelt-, sozial-, friedens- und demokratiever-
träglicheren erscheinen. Sie stellen damit ihre 
Bewertung der Chancen und Risiken der Gen-
technologie in einen angemessenen, erweiterten 
wissenschaftlichen, politischen und gesell-
schaftlichen Zusammenhang. 

2. Durch die Gentechnik, insbesondere im Zusam-
menhang mit den modernen Fortpflanzungs-
techniken, wird die Verfügbarkeit, die Formbar-
keit und auch die Manipulierbarkeit des Men-
schen durch den Menschen erreicht. Die breite 
Anwendung gentechnischer Verfahren am Men-
schen könnte dazu führen, daß der Grundkon

-

sens unserer Gesellschaft, wie er im Grundge-
setz festgeschrieben ist, „Die Würde des Men-
schen ist unantastbar" und das Recht auf „kör-
perliche Unversehrtheit", in Frage gestellt und 
letztlich aufgehoben wird. Gesundheitsfürsorge 
ist für DIE GRÜNEN nicht eine allgemeine, pro-
gnostische Genanalyse zur Identifizierung indi-
vidueller Krankheitsrisiken, sondern die Mini-
mierung von Risiken, die zu Krankheiten füh-
ren können, für alle. 

3. Nach Auffassung der GRÜNEN ist der psycho-
soziale Zusammenhang von Krankheitsgesche-
hen durch die naturwissenschaftliche Medizin 
vernachlässigt worden, ebenso wie die Erfor-
schung der komplexen Ursachen für Krankhei-
ten. Global gesehen sind die größten gesund-
heitlichen Probleme nicht dadurch bedingt, daß 
keine ausreichenden Medikamente bzw. Impf-
stoffe zur Verfügung stehen, sondern dadurch, 
daß ökonomische und soziale Bedingungen die 
Anwendung bereits heute vorhandener Mög-
lichkeiten verhindern. Gentechnische Produkte 
werden nicht dazu führen, daß sich diese Rah-
menbedingungen verändern. Neben der Auf-
gabe der Medizin, zur Heilung und Linderung 
von Krankheiten beizutragen, ist die Gesund-
heitsvorsorge wesentliches Element einer vor-
ausschauenden, am Wohle der Menschen und 
der Umwelt orientierten Gesundheitspolitik, wie 
sie DIE GRÜNEN vertreten. Bei der Entwick-
lung von Strategien zur Bekämpfung wichtiger 
Krankheiten muß eine breite gesellschaftliche 
Diskussion darüber geführt werden, welche Ri-
siken dabei in Kauf genommen werden sollen. 

4. Mit dem Einsatz gentechnischer Verfahren zur 
weiteren Steigerung der Effizienz und Leistung 
von Kulturpflanzen und Tieren nach enggefaß-
ten Verwertungskriterien wird die wirtschaft-
lich-strukturelle Krise der Landwirtschaft ver-
schärft und die Vernichtung genetischer Res-
sourcen sowie die Gefährdung der Ökosysteme 
weitergetrieben. Mit Hilfe gentechnischer Pro-
dukte und Verfahren sollen die Probleme einer 
verfehlten Ausrichtung des Gesamtsystems 
heutiger Tier- und Pflanzenzüchtung und -pro- 
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duktion nicht an ihrer Wurzel bekämpft, son-
dern nur repariert werden. Tiere und Pflanzen 
sind jedoch keine Baukastensysteme, in denen 
Gene nach Bedürfnissen der Produktion belie-
big zusammengesetzt und angeschaltet werden 
können. Die Antwort auf die ökologische, ökono-
mische und soziale Misere der heutigen Land-
wirtschaft kann nur eine Reduzierung der Bear-
beitungsintensität aller Flächen und die Aus-
weitung der Anwendung umweltgerechter An-
baupraktiken sein. DIE GRÜNEN sehen in der 
Nutzung pflanzlicher Inhaltsstoffe — aus nicht 
gentechnisch veränderten Pflanzen — durchaus 
gute Möglichkeiten, giftige und nicht umwelt-
verträgliche Produkte zu ersetzen. Als Weg aus 
der Krise der Landwirtschaft ist der Anbau 
nachwachsender Rohstoffe allerdings völlig un-
geeignet. Er dient nicht der grundlegenden Neu-
orientierung der Agrarpolitik, die diese Krise 
geschaffen hat. 

Nicht zuletzt sind die genetischen Ressourcen 
der gesamten Erde, d. h. nicht nur wildwachsen-
de, sondern auch die vom Menschen genutzten 
Tiere, Pflanzen und Mikroorganismen mitsamt 
ihrer Erbsubstanz Gemeineigentum aller Men-
schen. DIE GRÜNEN lehnen deshalb die Priva-
tisierung dieser Naturschätze durch eventuelle 
Gewährung von Patentrechten für gentechnisch 
zugerichtete Organismen und die damit ermög-
lichte Aneignung von Lebensformen und Erb-
substanz entschieden ab. Weiterhin sieht die 
Fraktion DIE GRÜNEN im Einsatz der Gen-
technologie in der Nahrungsmittelverarbeitung 
keinen Nutzen. Sie hält die zunehmend standar-
disierte und technisierte, industrielle Verarbei-
tung von Nahrungsmitteln, insbesondere mit 
den Mitteln der Gen- und Bio-Großtechnologie, 
aus gesundheitlicher, ernährungsphysiologi-
scher und wirtschaftlicher Sicht für verhängnis-
voll. 

5. In den Versuchen, mittels Gentechnologie 
schadstoffabbauende oder insektenvernich-
tende Bakterien oder Pflanzen zu konstruieren, 
sehen DIE GRÜNEN keine Lösung von Umwelt-
problemen. Nachdem die Erde mit naturfrem-
den, chemischen-synthetischen Kunstproduk-
ten bedeckt wurde, sollen nunmehr die einmal 
gemachten Fehler mit naturfremden, nach der 
gleichen Logik zugerichteten Organismen repa-
riert werden. DIE GRÜNEN fordern, daß nur 
solche Technologien zum Abbau von Umweltla-
sten verwendet werden, deren Umweltverträg-
lichkeit nachgewiesen ist. Die einzig nachhal-
tige Lösung des Problems der chemischen Ver-
seuchung kann nur die Entgiftung der chemi-
schen Produktion und nicht eine „Verbesse-
rung" der Reparaturpolitik sein. 

6. Vieles deutet darauf hin, daß die Gentechnolo-
gie zu beschleunigten Konzentrationsprozessen 
in verschiedenen Branchen führen wird. Insbe-
sondere sind dabei negative Effekte durch Ver-
änderungen der internationalen Arbeitsteilung 
und in der Struktur internationaler Märkte zu 
befürchten. Erfahrungen bei der Einführung an-
derer Rationalisierungstechniken, aber auch die 

Ergebnisse der von der Kommission in Auftrag 
gegebenen Studien weisen darauf hin, daß die 
ohnehin benachteiligten und sozial weniger ab-
gesicherten Arbeitnehmer/innen vom Arbeits-
platzabbau am härtesten getroffen werden. 

7. Mit der Gen- und Biotechnologie eignen sich die 
industrialisierten Länder eine technologische 
„Waffe" an, die für die Länder der Dritten Welt 
katastrophale ökologische und ökonomische 
Folgen haben kann und eine weitere politische 
Destabilisierung mit sich bringen wird. Die 
Gentechnologie ist in keiner Weise geeignet, die 
Probleme der Entwicklungsländer zu lösen. Viel-
mehr werden umfassendere Strategien benötigt, 
die die sozialen, politischen und ökonomischen 
Rahmenbedingungen dieser Länder angemes-
sen berücksichtigen. 

8. Bei gentechnischen Manipulationen im Labor 
entsteht ein letztlich nicht abschätzbares und 
weder durch biologische noch durch physikali-
sche Sicherheitsmaßnahmen kontrollierbares 
Gefahrenpotential. Die Verstärkung einzelner 
Sicherheitsmaßnahmen — so dringend dies als 
Akutmaßnahme auch ist — reicht nicht aus, um 
dieses Gefahrenpotential zu beseitigen. Dies 
kann nur durch eine grundlegende Umorientie-
rung wissenschaftlicher Fragestellung und Me-
thodenentwicklung erreicht werden. 

9. Die Arbeitssicherheit in der Biotechnologie ist 
eng mit den angewandten Verfahren und der 
Natur der verwendeten Organismen verknüpft. 
Die in der traditionellen Biotechnologie benutz-
ten Mikroorganismen haben sich in langer ge-
meinsamer Evolution in einem bestimmten Le-
bensraum mit dem Menschen und anderen Le-
bewesen entwickelt. Bei gentechnisch manipu-
lierten Organismen ist diese auf langen Anpas-
sungsprozessen basierende Sicherheit und Um-
weltverträglichkeit nicht gegeben. Eine sichere 
Biotechnologie kann die Risiken gentechnisch 
manipulierter Organismen nicht in Kauf neh-
men. Deshalb fordern DIE GRÜNEN die Unter-
stützung von Ansätzen in Forschung und Praxis, 
innerhalb derer Leitlinien und Methoden einer 
umwelt- und sozialverträglichen Biotechnolo-
gie erarbeitet werden. 

10. Gentechnische Manipulationen durchbrechen 
die der natürlichen Evolution und auch der 
Züchtung auferlegten Barrieren des Austau-
sches genetischer Information. Natürlicherweise 
entstehende Lebewesen durchlaufen eine „Um-
weltverträglichkeitsprüfung", bevor sie in grö-
ßeren Mengen in der Umwelt auftreten. Gen-
technisch konstruierte Lebewesen, die im Labor 
unter Ausschaltung von Anpassungsprozessen 
hergestellt werden, tragen die Gefahr in sich, 
ökologische Zusammenhänge zu stören. Nach 
Ansicht der GRÜNEN gibt es kaum einen Nut-
zen, der solche Schädigungen des Ökosystems 
rechtfertigen könnte. Sie lehnen deshalb jede 
Freisetzung gentechnischer Organismen in die 
Umwelt ab. 

11. Straftaten im Bereich der Gentechnologie sind 
Straftaten gegen die Umwelt und damit gegen 
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das Leben. DIE GRÜNEN bezweifeln die ab-
schreckende Wirkung der Androhung einer 
strafrechtlichen Verfolgung solcher Delikte auf 
den in Frage kommenden Täterkreis. Nur prä-
ventive Maßnahmen sind ihrer Meinung nach 
geeignet, um die Gefahren durch die Gentech-
nologie gar nicht erst entstehen zu lassen. 

12. DIE GRÜNEN sehen in der Anwendung gen-
technologischer Methoden eine Gefährdung 
zweier Grundrechte: dem auf Schutz des Lebens 
und der körperlichen Unversehrtheit, sowie dem 
der Menschenwürde. Diese Gefährdung entsteht 
nicht nur durch die Folgewirkungen gentechno-
logischer Unfälle oder mißbräuchlicher Anwen-
dungen der Gentechnologie, sondern auch durch 
die negativen biologischen und sozialen Konse-
quenzen einer zumindest technisch gesehen er-
folgreichen, gutgemeinten Anwendung der Gen-
technologie. Folgerichtig hat der Gesetzgeber 
aufgrund aus der Grundrechtsordnung ableitba-
rer Schutzpflichten die Anwendung dieser Tech-
nologie zu unterbinden. 

13. Mit der Anwendung genmanipulativer Metho-
den ist die biologische Forschung zu einer inge-
nieurmäßigen Tätigkeit geworden, die Lebewe-
sen „erfindet", konstruiert und zurichtet. Vor 
diesem Hintergrund ist es fragwürdig, ob der 
hochrangige Schutz der Verfassung einer sol-
chen Forschung noch angemessen ist. Vielmehr 
ist hier eine klare Sozialbindung und politische 
Gestaltbarkeit solcher Entwicklungen zu for-
dern. Damit ein solcher Prozeß überhaupt mög-
lich wird, bedarf es an allererster Stelle der An-
passung des Entwicklungstempos einer Techno-
logie an die Geschwindigkeit der Entfaltung ge-
sellschaftlicher Meinungsbildungsprozesse. Ein 
Stopp der Gentechnologie würde es ermögli-
chen, solche Meinungsbildungsprozesse zu füh-
ren, bevor irreversible Schäden durch falsche 
politische Entscheidungen entstanden sind. 
Eine solche Forderung ist also keine Einschrän-
kung der Forschungsfreiheit, sondern eine not-
wendige Voraussetzung dafür, daß eine Demo-
kratisierung technologie- und forschungspoliti-
scher Entscheidungen und eine Sozialbindung 
der Forschung ermöglicht wird. 

14. DIE GRÜNEN lehnen jegliche Anwendung gen-
technischer Methoden und Produkte durch das 
Militär ab. 

B. Einleitung 

Die Fraktion DIE GRÜNEN im Bundestag formu-
liert und begründet mit diesem Sondervotum ihre 
vom Mehrheitsbericht der Enquete-Kommission ab-
weichende Einschätzung der „Chancen und Risiken 
der Gentechnologie". 

Dies ist deshalb notwendig, weil es der Kommission 
nach Ansicht der GRÜNEN nicht gelungen ist, in 
der mehr als zweijährigen Arbeit die kontroversen 
Standpunkte in der Debatte um die Gentechnologie 
mit der notwendigen Offenheit und Vorurteilsfrei

-

heit aufzunehmen und darzustellen. Ein diskursiver 
Prozeß, in dem die unterschiedlichsten Ausgangs-
positionen als gleichberechtigt anerkannt und auch 
mögliche Alternativen zu dieser technischen Ent-
wicklung in die Überlegungen, Bewertungen und 
Empfehlungen miteinbezogen wurden, hat nicht 
stattgefunden. Grundsätzliche Fragen, die nicht nur 
von den GRÜNEN, sondern auch von vielen Bür-
gern und Bürgerinnen in diesem Land gestellt wer-
den, wurden praktisch nicht aufgenommen oder be-
arbeitet, so z. B. folgende: 

— Bedeutet erst ein möglicher Mißbrauch der Gen-
technologie eine Gefahr für Mensch und Natur, 
oder ist dies schon bei dem gutgemeinten Ge-
brauch dieser Technologie der Fall? 

— Verletzt der Mensch bei dem Versuch, die Erb-
substanz gezielt zu verändern, seine Verantwor-
tung gegenüber der gesamten Natur und nicht 
nur gegenüber der eigenen? 

— Ist der Mensch berechtigt, die Natur nach seinen 
eigenen Maß- und Wertvorstellungen zu 
optimieren, zuzurichten, zu konstruieren? 

Nach Ansicht der GRÜNEN ist es bei einer Techno-
logie, die derart weitreichende Konsequenzen hat 
und sich auf alle Lebensbereiche, ja auf die Grund-
lagen des Lebens selbst auswirken wird, unum-
gänglich, eine breite, öffentliche und vom Ergebnis 
her offene Debatte über ihre Weiterentwicklung zu 
führen. Diese Debatte darf sich nicht darauf be-
schränken, etwa verschiedene rechtliche Maßnah-
men zur Regulierung ihrer Anwendung oder zur 
Abwehr der schlimmsten Mißbrauchsmöglichkeiten 
zu erörtern, sondern muß zunächst diese Grund-
satzfragen in den Mittelpunkt stellen. 

In ihren Diskussionen, Überlegungen und Bewer-
tungen ging die Kommission von vornherein davon 
aus, daß die Entwicklung dieser Technologie wün-
schenswert sei und nicht grundsätzlich in Frage ge-
stellt werden soll. Damit wurde nach Meinung der 
GRÜNEN eine Möglichkeit vertan, eine in der öf-
fentlichen Diskussion vorhandene technologiepoli-
tische Kontroverse vor der breiten Etablierung die-
ser Technologie aufzunehmen und adäquat zu be-
handeln. Damit wurde auch die Möglichkeit vertan, 
trotz unterschiedlicher Ausgangspositionen und 
Wertvorstellungen zu politischen Handlungsemp

-

fehlungen zu kommen, die u. U. auch von den GRÜ-
NEN hätten mitgetragen werden können. 

„Die Gentechnologie ist heute so weit, daß ihre Po-
tentiale erkennbar sind, ihre allgemeine Einfüh-
rung aber noch nicht vollzogen ist", heißt es im Vor-
wort zum Mehrheitsbericht. Spätestens auf dieser 
Stufe einer technologischen Entwicklung sollte un-
ter Einbeziehung möglicher Alternativen die Frage 
gestellt und in einem fairen und politisch offenen 
Prozeß bearbeitet werden, ob die gentechnische Zu-
richtung von Lebewesen die einzige oder beste aller 
vorhandenen Strategien und Wege ist, zur Lösung 
gesellschaftlicher Probleme wie Hunger, Krankheit 
oder Umweltverschmutzung beizutragen. 

Diese Frage muß gestellt und beantwortet werden, 
bevor technologiepolitische Entscheidungen gefällt 

 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6775 

werden, vor der Investition wesentlicher Mittel in 
einzelne Bereiche der Technologieentwicklung. 
Denn auch die verhältnismäßig reichen Industrie-
länder wie die Bundesrepublik, erst recht aber die 
benachteiligten Länder der Welt, haben nur be-
grenzte natürliche und gesellschaftliche Ressour-
cen, seien es Mittel für Forschungs- und Entwick-
lungsinvestitionen oder menschliche Phantasie und 
Schaffenskraft. Selbst die reichsten Länder müssen 
in einem gesellschaftlichen Prozeß Prioritäten set-
zen. Wird dieses nicht getan, sondern der fragwür-
dig gewordenen „Eigendynamik" dieser Entwick-
lungen gefolgt, haben andersgeartete Ansätze oder 
Strategien kaum eine Chance, ihr Potential zur Be-
arbeitung und eventuellen Lösung von Problemen 
zu entwickeln, geschweige denn unter Beweis zu 
stellen. 

Vor diesem Hintergrund haben DIE GRÜNEN 1984 
ihren Antrag auf Einsetzung einer Enquete-Kom-
mission gestellt. Ziel der Arbeit sollte es sein, zu-
nächst eine Positiv-Liste der vorläufig zulässigen 
gentechnischen Vorhaben aufzustellen und Maß-
nahmen zur Unterbindung anderer Experimente 
oder Projekte vorzuschlagen. Damit hätte das Par-
lament Zeit und Raum für eine Denkpause geschaf-
fen, innerhalb derer es möglich gewesen wäre, ei-
nen breiten gesellschaftlichen Diskurs über die 
Gentechnologie im Kontext der heutigen sozialen, 
ökonomischen und wissenschaftlichen Bedingun-
gen herzustellen. Der von der SPD und den Regie-
rungsparteien schließlich vereinbarte Auftrag für 
die Kommission dagegen brachte bereits implizit 
die Befürwortung dieser Technologie zum Aus-
druck. 

Damit wurde schon — unnötigerweise — in der For-
mulierung des Kommissionsauftrages auf weiterge-
hende technologiepolitische Gestaltungsmöglich-
keiten verzichtet und alternative Strategien ausge-
blendet. Hier hat die SPD die Möglichkeiten der 
Enquete-Kommission als Instrument parlamentari-
scher Minderheiten (denn für ihre Einsetzung wer-
den lediglich 25 % der Abgeordnetenstimmen benö-
tigt) nicht ausgeschöpft. Die nach den Parteienpro-
porz erfolgende Besetzung der Kommission verhin-
derte dann auf dem Abstimmungsweg jeden Ver-
such, eine vergleichende Perspektive in die lau-
fende Arbeit der Kommission doch noch einzube-
ziehen. 

DIE GRÜNEN haben sich dennoch zur Mitarbeit in 
der Enquete-Kommission entschlossen. Dabei ver-
folgten sie im wesentlichen zwei Ziele: Zum einen 
haben sie versucht, die in diesem Sondervotum an-
gerissenen Grundsatzfragen immer wieder zum Ge-
genstand der Kommissionsarbeit zu machen, und in 
der Erörterung von Sachfragen Positionen und 
Aspekte einzubringen, die sonst von der Kommis-
sion unberücksichtigt geblieben wären. Derartige 
Anregungen und Vorschläge der GRÜNEN fanden 
jedoch nur gelegentlich Gehör. Das zweite, wichti-
gere Ziel der GRÜNEN Kommissionsarbeit war der 
Versuch, die Arbeit der Kommission für die Öffent-
lichkeit transparent zu machen und damit auch 
möglichst vielen Menschen einen Zugang zum Dis-
kussionsprozeß der Kommission zu verschaffen. 
Was das Ergebnis dieser Versuche angeht, können 

DIE GRÜNEN die im Vorwort des Mehrheitsberich-
tes formulierte Selbsteinschätzung der Kommission 
nicht teilen. Eine Rückkopplung zwischen Öffent-
lichkeit und Kommission hat praktisch nicht statt-
gefunden. 

So beantragten DIE GRÜNEN in der Kommission 
mehrfach, die Anhörungen und Sitzungen öffentlich 
abzuhalten, bzw. die Arbeitsmaterialien nach Mög-
lichkeit noch während der Kommissionsarbeit der 
Allgemeinheit zugänglich zu machen. Diese An-
träge wurden von der Kommission wiederholt abge-
lehnt. Erst im Frühsommer 1985 fand sich eine 
knappe Mehrheit für die Durchführung einiger öf-
fentlicher Anhörungen im Sommer und Herbst 
1985. Damals wurde vereinbart, daß über den weite-
ren Umgang mit der Öffentlichkeit nach der Aus-
wertung der Ergebnisse dieser Termine beraten 
werden sollte. Im Vorfeld dieser Anhörungen haben 
verschiedene Mitglieder der Kommission ihre Be-
sorgnis über die Gefahr unerwünschter oder fal-
scher Meldungen in den Medien geäußert. 

Nach der Durchführung von vier öffentlichen Anhö-
rungen (ausschließlich DIE GRÜNEN haben auf die 
Durchführung dieser Anhörungen in der Öffentlich-
keit aufmerksam gemacht) beschloß die Kommis-
sion, die Öffentlichkeit wieder auszuladen. Es blieb 
somit dabei, daß interessierten Bürgern und Bürge-
rinnen lediglich zu vier von insgesamt 18 Kommis-
sionsanhörungen und Expertengesprächen der Zu-
gang erlaubt wurde. 

Es kann kaum als Verdienst der Enquete-Kommis-
sion gewertet werden, wenn es trotzdem zu einer 
immer breiteren Debatte über die Auswirkungen 
und Risiken der Gentechnologie, vor allem auch 
über ihre grundsätzliche Zulässigkeit und Nützlich-
keit gekommen ist. 

Selbst wenn vereinzelte Kommissionsmitglieder 
durch Beteiligung an Diskussionsveranstaltungen 
um öffentliche Auseinandersetzung bemüht waren, 
bleibt festzustellen, daß die Anstrengungen in die-
ser Richtung eher bescheiden waren. Diese Zurück-
haltung der Kommission gegenüber der Öffentlich-
keit scheint darauf zu gründen, daß Positionen be-
vorzugt zwischen Vertretern bestimmter Interes-
sengruppen ausgehandelt werden sollten, ohne der 
Öffentlichkeit Einblick in diese Prozesse zu geben. 
Aber auch der kommissionsinterne Arbeitsprozeß 
war von fehlender Offenheit und Bereitschaft un-
bequeme und kritische Positionen einzubeziehen, 
gekennzeichnet. 

All zu oft wurden Vorschläge, Diskussionsbeiträge 
und Anstrengungen der Vertreterin der GRÜNEN 
automatisch abgelehnt und erst der Erörterung für 
wert befunden, wenn diese von Abgeordneten ande-
rer Parteien oder von Sachverständigen unterstüt-
zend aufgegriffen wurden. 

Schwerer noch wiegt jedoch die Tatsache, daß die 
Kommission bei der Auswahl von auswärtigen 
Sachverständigen für Anhörungen und Ex-
pert(inn)en-Gespräche sowie für die Erstellung von 
Gutachten selektiv vorgegangen ist. Der Kommis-
sion ist eine weitgehende Fixiertheit auf Personen, 
die aufgrund akademischer Qualifikationen und in-
stitutioneller Anbindung als Experten gelten, vorzu- 
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werfen. Vorschläge der GRÜNEN, andere Personen-
kreise in die Beratungen miteinzubeziehen, wurden 
in nahezu allen Fällen abgelehnt. So sah die Kom-
mission keinen Grund, Vertreter/innen einer Be-
hinderten-Selbsthilfegruppe, die sich intensiv mit 
Fragen der Auswirkungen von genetischen Unter-
suchungsmethoden für behinderte Menschen be-
schäftigt, zu einer Anhörung über Genom-Analyse 
einzuladen*). 

Im Falle der Anhörungen über Gentechnologie in 
der Pflanzenproduktion wurde dem auf Vorschlag 
der GRÜNEN eingeladenen Sachverständigen für 
ökologischen Landbau unter Berufung auf die Zeit-
planung in völlig unzureichendem Maße Gelegen-
heit zur Stellungnahme gegeben. Durch die Aus-
wahl von Experten und Fragestellungen (s. hierzu 
unten) hat die Kommission nicht nur den Rahmen 
der Erörterungen sehr eng gezogen; sie hat auch 
innerwissenschaftliche Kontroversen und gegen-
sätzliche Standpunkte ausgeklammert. 

Indem sie eine „klassische" Technologiefolgeab-
schätzung durchführte, hat die Kommission die 
wissenschaftlichen Grundgedanken und technolo-
gischen Entwicklungslinien der Gentechnologie 
mit deren Zielen, Methoden, Konzepten und wis-
senschaftsimmanenten Ideologien weder erfaßt 
noch hinterfragt. Die Kommission hat es versäumt, 
diese Entwicklungslinien als möglichen Ursprung 
gesellschaftlicher, ethischer und ökologischer Un-
verträglichkeiten der Gentechnologie zu reflektie-
ren. Sie hat in ihrem Arbeitsprozeß und in ihrem 
Abschlußbericht diese Grundfragen kaum berührt, 
noch hat sie ihren eigenen technologie- und wissen-
schaftspolitischen Standort explizit zum Ausdruck 
gebracht, geschweige denn zur Diskussion gestellt. 

Bei der im Ergebnis ihrer Feststellungen und Emp-
fehlungen von der Kommissionsmehrheit vorge-
nommenen (Gen)-Technik-verhafteten Folgebewer-
tung blieb somit kein Raum zum Vergleich gentech-
nologischer Ansätze mit anderen bekannten Pro-
blemlösungs -Strategien für die avisierten Bereiche 
Umwelt, Landwirtschaft, Gesundheit, Ernährung 
und Rohstoffgewinnung. Nur durch die offene und 
vergleichende Erörterung von Lösungsmöglichkei-
ten wäre jedoch ein Urteil darüber zu fällen gewe-
sen, welche der denkbaren Strategien denn nun die 
umwelt-, demokratie- und gesellschaftsverträglich-
ste sein kann. 

So ist es kein Zufall, daß eine gewisse anfängliche 
und im Fragenraster (das als Arbeitsgrundlage er-
stellt wurde) der Kommission bescheiden angelegte 
Bereitschaft, „Alternativen" zu erörtern, im Verlauf 
der Kommissionsarbeit völlig verschwand. Nur in 
wenigen Punkten des Abschlußberichtes wurden al- 

*) Dieser Kritikpunkt bedarf einer zusätzlichen Erläute-
rung, da er von einigen Kommissionsmitgliedern offen-
sichtlich falsch interpretiert wurde. Zu der Anhörung 
über Genom-Analyse hat die Kommissionsmehrheit 
zwar beschlossen, Vertreter(innen) einer Chorea-Hun-
tington-Selbsthilfegruppe zu hören; zuvor hatte sie je-
doch den Vorschlag der GRÜNEN abgelehnt, Mitglieder 
einer Behinderten-Initiative aus Hamburg einzuladen, 
die andere, ergänzende Perspektiven in die Beratungen 
eingebracht hätten. 

ternative Lösungsstrategien aufgenommen. Dabei 
ging es entweder um Bereiche, in denen die imma-
nenten Gefahren gentechnischer Ansätze unüber-
sehbar waren oder um Probleme, deren soziale und 
politische Ursachen und die Unangemessenheit 
technischer Lösungswege besonders augenfällig 
war. Hier wird deutlich, daß es der Kommission 
kaum gelingen konnte, über den selbst gesteckten 
Rahmen hinauszublicken. So wirkt etwa die Fest-
stellung (in den Bewertungen und Empfehlungen 
zum MV-Berichtsteil „Dritte Welt"), die Probleme 
der Entwicklungsländer seien in erster Linie sozia-
ler und politischer Natur neben den dann folgenden 
Feststellungen und Empfehlungen zur Förderung 
der Gentechnologie ebenso unvermittelt wie die 
Empfehlung im Kapitel Pflanzenproduktion, man 
möge das Potential des biologischen Anbaus prüfen. 
Daß ein Vergleich alternativer Lösungsstrategien 
innerhalb der Arbeit einer parlamentarischen Kom-
mission möglich ist, hat die Enquete-Kommission 
„Zukünftige Kernenergie-Politik" gezeigt (1979-
1980). DIE GRÜNEN sind sich darüber im klaren, 
daß „die Gentechnologie" als solche systematisch 
noch unvergleichlich schwieriger zu erfassen ist als 
Energiepolitik, weil sie alle Lebensbereiche betrifft. 
Um so notwendiger wäre dann der Versuch gewe-
sen, zumindest exemplarisch alternative Strategien 
zu erörtern. 

Demgegenüber wollen DIE GRÜNEN im Rahmen 
dieses Sondervotums den Versuch unternehmen, 
durch das Aufzeigen verschiedener Alternativen für 
den Umgang mit drängenden ökologischen, techni-
schen, gesellschaftlichen und gesundheitlichen Pro-
blemen die Wege zu markieren, die in Übereinstim-
mung mit ihren politischen Werten und Grundsät-
zen als die schonenderen, umwelt-, sozial-, friedens-
und demokratie-verträglicheren erscheinen. Sie 
stellen damit ihre Bewertung der Chancen und Ri-
siken der Gentechnologie in einen angemessen er-
weiterten wissenschaftlichen, politischen und ge-
sellschaftlichen Zusammenhang. 

Dieses Verständnis von den Aufgaben jeder, auch 
der parlamentarischen, Technologiepolitik, schlägt 
sich auch in der Gliederung der einzelnen Kapitel 
dieses Sondervotums nieder. Sofern sich diese mit 
den Anwendungsgebieten der Gentechnologie be-
fassen, wird der Kritik gentechnologischer Lö-
sungsstrategien eine (notwendigerweise) sehr 
kurze Skizze der Grundsätze GRÜNER Politik in 
diesen verschiedenen Bereichen menschlichen Le-
bens vorangestellt. Da es weder Raum gibt, diese 
Grundsätze ausführlich zu erörtern, noch in den 
Empfehlungen die vielen alternativen Strategien 
GRÜNER Politik und die konkreten Schritte zu ih-
rer Verwirklichung im Rahmen des Sondervotums 
darzustellen, werden hier nur zentrale Aspekte ge-
nannt. Wir verweisen daher auf die relevanten 
GRÜNEN Programme (Entgiftungsprogramm, Um-
bauprogramm, Bundesprogramm). 

Für das Verständnis dieses Sondervotums ist es je-
doch unerläßlich, in groben Zügen darzustellen, wel-
che Kriterien und Leitlinien einer GRÜNEN Tech-
nologiebewertung — die über den begrenzten An-
satz einer Technologiefolgeabschätzung hinausgeht 
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— zugrunde liegen. Auch DIE GRÜNEN stehen mit 
ihrem Bemühen hier am Anfang eines Prozesses, 
der unter Einbeziehung weiter Kreise der Öffent-
lichkeit das Weiterdenken und -entwickeln dieser 
Grundsätze vorantreiben soll. Vor diesem Hinter-
grund geht es den GRÜNEN heute um den Über-
gang von einer risiko-orientierten Technologiefolge-
abschätzung zu einer vergleichenden Technologie-
bewertung, bei der die Einschätzung des Nutzens 
verschiedener Lösungsstrategien die zentrale Rolle 
spielt. Auch Technologien mit relativ geringem Risi-
kopotential sollten dann nicht weiter verfolgt wer-
den, wenn sie einer eingehenden Nützlichkeitsprü-
fung nicht standhalten. 

Es sollten Lösungswege gewählt werden, die: 

friedlichen Zielen dienen; 

Arbeitsplätze schaffen, statt sie zu vernichten; 

— eine möglichst befriedigende, erfüllende und 
nicht-entfremdete Arbeit ermöglichen; 

die Verteilung von Entscheidungsprozessen in 
der Gemeinschaft fördern; 

die Gleichheit und Selbstbestimmung von Frau 
und Mann fördern; 

die Gleichberechtigung und spezifische Identität 
verschiedener Regionen (national und interna-
tional) fördern; 

— die Harmonie zwischen den Menschen und ihrer 
natürlichen Umwelt erhöhen; 

Rohstoffe, Ressourcen und Energie sparen bzw. 
erhalten; 

das Gefälle zwischen armen und reichen Men-
schen und Ländern reduzieren; 

— eine dem Menschen angemessene Geschwindig-
keit der Entwicklung gestatten, die eine soziale 
Korrektur und gesellschaftliche Kontrolle er-
möglicht; 

— keine negativen Folgen für das globale Ökosy-
stem haben; 

einen möglichst hohen Grad an Rückholbarkeit 
für den Fall gewährleisten, daß trotz sorgfältiger 
Prüfung unvorhergesehene negative Folgen auf-
treten; 

— als Grundlage hierfür eine hohe Fehlerfreund-
lichkeit aufweisen, d. h., daß Fehler möglich sein 
müssen, ohne daß Katastrophen oder irrever-
sible Prozesse entstehen. 

Das hier vorliegende Sondervotum stellt den Ver-
such dar, anhand dieser Kriterien *) die Gentechno-
logie einer solchen vergleichenden Technologiebe-
wertung zu unterziehen. 

*) In Fragen der Entwicklungen von solchen Kriterien 
und von Ansätzen einer anderen Technologiepolitik ha-
ben viele Autoren wertvolle Anregungen geliefert. Hier 
sei insbesondere auf Dickson (1986) und Schleicher 
(1985) hingewiesen. 

C. Anwendungsgebiete der Gentechnologie 

1. Humangenetik 

Bei den Bewertungen und Empfehlungen zu der 
Anwendung gentechnischer Verfahren am Men-
schen (s. MV: Gentechnik in der Humangenetik) 
gab es zwischen der Kommission und der Vertrete-
rin der GRÜNEN in zwei Bereichen Übereinstim-
mungen. Die Bewertungen und Empfehlungen zum 
Neugeborenenscreening und zur Keimbahnthera-
pie — in ihrer kategorischen Begründung — kön-
nen im wesentlichen mitgetragen werden. 

Die somatische Gentherapie, die pränatale Diagno-
stik, die Pharmako- und Ökogenetik sowie das Ar-
beitnehmerscreening werden von den GRÜNEN im 
Bundestag anders bewertet. 

Die Anwendung gentechnischer Methoden zur Ent-
schlüsselung der menschlichen Erbanlagen (Ge-
nomanalyse, diagnostische Verfahren) und die Ent-
wicklung von Verfahren für einen therapeutischen 
Eingriff (somatische Therapie, Keimbahntherapie) 
bergen — neben den methodenbedingten Risiken 
— besondere Gefahren im Hinblick auf das soziale 
Zusammenleben in unserer Gesellschaft. Grund-
sätzlich ist festzustellen, daß die Gentechnik von 
der absoluten Verfügbarkeit und der Zulässigkeit 
der Manipulation allen Lebens ausgeht. Sie macht 
dabei auch vor dem Menschen nicht halt. Die öf-
fentlich vorgetragene Begründung für genetische 
Beratung und pränatale Diagnostik ist die Vermei-
dung von schwerer Krankheit und Behinderung. 
Durch eine Verfeinerung der genetischen Diagno-
stik mit Hilfe gentechnischer Analyseverfahren er-
weitert sich das Spektrum von feststellbaren 
Krankheiten hin zu weniger schweren Erkrankun-
gen und führt zu dem Versuch, den Katalog von dia-
gnostizierbaren Veranlagungen auszuweiten auf 
Prädispositionen, Anfälligkeiten und Empfindlich-
keiten. Screening-Verfahren könnten in Zukunft 
dazu verwendet werden, Menschen, die als gene-
tisch krank oder „nicht geeignet" eingestuft werden, 
auszusondern, sie möglichst nicht mehr entstehen 
zu lassen. 

Gentechnische Eingriffe in das Erbmaterial sollen 
als krank klassifizierte Erbanlagen eliminieren 
bzw. kompensieren helfen. Aber auch hier ist die 
Tendenz zu beobachten, daß solche Eingriffe nicht 
nur einem therapeutischen Ziel dienen, sondern die 
Grenze zur Verbesserung der genetischen Konstitu-
tion überschreiten (s. MV: Gentherapie). 

Die Bewertung dessen, was als krank oder gesund, 
als normal oder anomal einzustufen ist und die 
Einschätzung der „Schwere" einer Krankheit ist je-
doch im starken Maße abhängig von gesellschaftli-
chen Wertvorstellungen. Das individuelle Empfin-
den der Schwere einer Krankheit ist zudem zu ei-
nem nicht unerheblichen Anteil davon bestimmt, 
wie die Gesellschaft darauf reagiert. Die Einord-
nung „gesundes Gen" — „krankes Gen", „lebens-
wert" — „nicht lebenswert" belebt eugenisches Ge-
dankengut wieder, macht eine Normierung der ge-
netischen Konstitution des Menschen notwendig. 
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Im Zusammenspiel der Gentechnik mit den moder-
nen Fortpflanzungstechniken ist die Verfügbarkeit 
und auch die Formbarkeit und Manipulation des 
Menschen durch den Menschen erreicht. Hauptleid-
tragende dieser Techniken sind Frauen, denn nur 
über Eingriffe in ihre Körper ist die Manipulation 
der Fortpflanzung und die breite Anwendung prä-
nataler Diagnosetechniken möglich. Dem patriar-
chalen Naturverständnis entsprechend werden 
Frauen hier als „Naturressource" und „Experimen-
tiermaterial" behandelt. 

Die Weiterentwicklung und breite Anwendung gen-
technischer Verfahren am Menschen könnte dazu 
führen, daß der Grundkonsens unserer Gesellschaft 
wie er im Artikel 1, Abs. 1 und Artikel 2, Abs. 2 des 
Grundgesetzes festgeschrieben ist „Die Würde des 
Menschen ist unantastbar" und das Recht auf „kör-
perliche Unversehrtheit" in Frage gestellt und letzt-
lich aufgehoben wird. 

l.a Pränatale Diagnostik 

Die Einführung von DNA-Analyseverfahren in die 
vorgeburtlichen Untersuchungen birgt die akute 
Gefahr einer erheblichen Erweiterung der — auch 
mit den heutigen Methoden vorhandenen Möglich-
keiten — einer Selektion von „erwünschten" und 
„unerwünschten" Kindern. Diese Gefahr wird mit 
der weiteren Erforschung des menschlichen Ge-
noms und der Ermittlung von genetischen Veranla-
gungen, die nicht nur schwere Erbkrankheiten, son-
dern auch Veränderungen minderschwerer Art ver-
ursachen, sprunghaft ansteigen. 

Die Forschungsziele der Ökogenetik, aber auch die 
Kosten-Nutzen-Analysen führender Humangeneti-
ker (Sierck, Radtke 1985) machen deutlich, daß es 
bei einer Abwendung von individuellem Leiden 
nicht bleiben wird oder soll. Hier wird der Nutzen 
einer breiten Anwendung pränataler Gendiagnostik 
mit Einsparungen bei der medizinischen und sozia-
len Versorgung von Behinderten begründet. In eine 
ähnliche Richtung weist die heutige Praxis bei-
spielsweise in Indien, wo nach Fruchtwasserunter-
suchungen, die mit dem Ziel der Geschlechtsselek-
tion durchgeführt werden, zehntausende weiblicher 
Föten im Jahr abgetrieben werden. Die Gefahr ei-
ner Selektion von Föten nach „trivialen" oder euge-
nisch motivierten Gesichtspunkten besteht sowohl 
durch das Verhalten der Eltern als auch aufgrund 
eines Druckes durch den beratenden Arzt. 

Leider wurde mit dem vorliegenden Sachstandbe-
richt in keiner Weise versucht, die derzeitige Bera-
tungspraxis im Hinblick auf solche Gefahren zu 
analysieren. 

Dieser Punkt ist um so wichtiger angesichts der 
Tatsache, daß derzeit eine Methode zur Gewinnung 
embryonaler Zellen eingeführt wird (Chorionzot-
tenbiopsie), mit deren Hilfe die pränatale Diagno-
stik bereits im zweiten oder am Anfang des dritten 
Schwangerschaftsmonats durchgeführt werden 
kann. Mit der Möglichkeit einer Erbdiagnose inner-
halb des ersten Schwangerschaftsdrittels kann der 
Druck auf die schwangere Frau bzw. das Paar stär

-

ker werden, nach dem „trial and error" Prinzip vor-
zugehen. Die durchaus berechtigte Angst vor Miß-
bildungen aufgrund von radioaktiver Strahlung 
oder chemischer Umweltbelastung könnte Frauen 
zunehmend dazu veranlassen, pränatale genetische 
Untersuchungen in Anspruch zu nehmen, obwohl 
diese weder medizinisch indiziert noch dazu geeig-
net sind, derartige Mißbildungen festzustellen. Hier 
erscheinen die Empfehlungen der Kommission hin-
sichtlich der Erweiterung der Kapazitäten zumin-
dest als zu wenig durchdacht, solange nicht die Ur-
sachen für die prognostizierte Nachfrage und einer 
angenommenen erhöhten Inanspruchnahme unter-
sucht worden sind. 

DIE GRÜNEN betrachten mit Sorge die gegenwär-
tig beobachtbare Tendenz, Schwangerschaftsabbrü-
che aufgrund einer sozialen Indikation als mora-
lisch unverantwortbar zu bezeichnen, während Ab-
brüche aufgrund einer eugenischen Indikation als 
medizinisch geboten und Akt verantwortungsbe-
wußter Elternschaft oder Ausdruck des Verantwor-
tungsbewußtseins gegenüber der Gemeinschaft ge-
sehen werden. Damit droht der Kinderwunsch und 
die Bereitschaft zur Elternschaft zunehmend zur 
Frage der „Qualität" des entstehenden Kindes zu 
werden, während die Qualität des sozialen Umfel-
des und die affektive Eltern-Kind-Beziehung zuneh-
mend in den Hintergrund gedrängt werden. 

Von zentraler Bedeutung ist eine Ausweitung der 
pränatalen Diagnostik auf die Einstellungen gegen-
über behinderten Menschen in unserer Gesell-
schaft. Es ist in der Tat zu befürchten, daß die 
Bereitschaft zur Integration behinderter oder chro-
nisch kranker Menschen eher abnehmen wird, ob-
wohl ihre Anzahl sich durch eine Ausweitung der 
Diagnosen kaum erheblich ändern dürfte, weil die 
meisten Krankheiten und Behinderungen eben 
nicht genetisch bedingt sind, sondern im Laufe des 
Lebens erworben werden (s. a. MV: Genetische Be-
ratung und pränatale Diagnostik). 

Die Erhebung der Daten, die für DNA-Analysen 
aufgrund von Polymorphismen notwendig wären, 
bringt schließlich noch besondere Probleme mit 
sich. Es müßten zahlreiche Personen untersucht 
werden, die u. U. kein persönliches Interesse an die-
sen genetischen Daten hätten, aber unter dem 
Druck des Arztes oder der Verwandten doch einwil-
ligen. Der sorgfältige Umgang mit solchen Daten ist 
aus der Sicht der Erfahrungen mit anderen persön-
lichen Daten u. E. nicht gewährleistet. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN empfiehlt dem Deut-
schen Bundestag, die Bundesregierung aufzufor-
dern, 

— Forschungsprojekte zu unterstützen, die sich da-
mit befassen, nach welchen Prinzipien die gene-
tische Beratung in humangenetischen Bera-
tungsstellen und Institutionen, die pränatale 
Diagnosen durchführen, erfolgt und wie diese 
sich auf die Ratsuchenden auswirkt; 

— Forschungsprojekte zu unterstützen, die sich da-
mit befassen, in welchem Ausmaß die modernen 
geburtshilflichen Techniken und andere medizi-
nische Eingriffe Behinderungen verursachen; 
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— Forschungsprojekte zu unterstützen, die sich 
mit Mißbildungen und Fruchtbarkeitsstörungen 
aufgrund von Arbeitsplatzbelastungen befas-
sen; 

— Gelder bereitzustellen, die öffentliche Aufklä-
rung und Beratung über Risiken und Nutzen der 
geburtshilflichen Techniken und die Auswirkun-
gen von Arbeitsplatzbelastungen auf die Frucht-
barkeit und Schwangerschaft ermöglichen; 

— Mittel bereitzustellen, die es ermöglichen, Bera-
tungsangebote von betroffenen Eltern und Kin-
dern in freier Trägerschaft zu organisieren; 

— Maßnahmen einzuleiten, die eine Integration 
von behinderten Kindern in normale Kindergär-
ten und Regelschulen zum Ziel haben, um die 
Stigmatisierung von und Angst vor behinderten 
Menschen erst gar nicht entstehen zu lassen. 

1.b Pharmako- und Ökogenetik 

DIE GRÜNEN lehnen eine Förderung der For-
schungsgebiete der Pharmako- und Ökogenetik in 
der heute beschriebenen Zielsetzung und mit den 
Methoden der Gentechnik ab. Gesundheitsvorsorge 
ist für uns nicht eine allgemeine prognostische 
Genanalyse zur Identifizierung von individuellen 
Krankheitsrisiken, sondern die Minimierung von 
Risiken, die zu Krankheiten führen können, für alle. 
Dies gilt insbesondere angesichts der steigenden 
Umweltbelastung mit Zehntausenden von Chemi-
kalien, deren gesundheitsschädigende Wirkung bis-
her in den wenigsten Fällen erforscht ist. 

Pharmako- und ökogenetische Screeningverfahren 
dienen der Erfassung genetisch mitbedingter unter-
schiedlicher Reaktionen auf Medikamente und Um-
weltfaktoren. Auch diesem Forschungsansatz liegt 
die Rückführung komplexer stoffwechselphysiolo-
gischer Wirkungszusammenhänge auf eine geneti-
sche Komponente zugrunde. 

Unter Vernachlässigung der sozialen und gesell-
schaftlichen Lebensbedingungen wird der Versuch 
unternommen, eine individuelle Veranlagung zur 
hauptsächlichen Ursache von Krankheitsentste-
hung umzudefinieren. Die Rückführung von Krank-
heiten auf ihren genetischen Anteil führt zu einer 
Individualisierung des Krankheitsrisikos. Es ist 
demnach jeder aufgefordert, seinen persönlichen 
Lebensplan in einer belasteten Umwelt so zu gestal-
ten, daß er von der prognostizierten Krankheit 
nicht getroffen wird. Die Erfassung der genetischen 
Konstitution birgt zudem zahlreiche Möglichkeiten 
zur Diskriminierung von einzelnen oder ganzen Be-
völkerungsgruppen. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN empfiehlt dem Deut-
schen Bundestag, die Bundesregierung aufzufor-
dern, 

— Maßnahmen einzuleiten, die dazu führen, daß 
der Gegenstandsbereich der Ökogenetik neu de-
finiert wird: In diesem Forschungsbereich sollen 
die das Genom schädigenden Umweltfaktoren 
identifiziert und damit Maßnahmen ermöglicht 
werden, die zu einem Abbau solcher Belastun-
gen führen. Die dafür notwendigen Gelder sollen 
bereitgestellt werden. 

1.c Genomanalyse von Arbeitnehmern 

Die grundsätzliche Zustimmung der Mehrheit der 
Kommission zur Anwendung des Arbeitnehmer -

screenings basiert auf Annahmen, die durch den 
Sachstandsbericht und die Stellungnahmen der 
Sachverständigen nicht belegt sind. Es werden kei-
nerlei realistische Belege für die erhoffte „Verbes-
serung arbeitsmedizinischer Vorsorgemaßnahmen" 
geliefert, im Gegenteil — es werden die „andauern-
den Kontroversen um den wissenschaftlichen Aus-
sagewert solcher Zusammenhänge" an anderer 
Stelle genannt. Es wird keine Analyse der heute 
praktizierten oder möglichen aber nicht praktizier-
ten Schutzmaßnahmen physikalischer oder anderer 
Art vorgenommen. Dieser Vergleich mit dem er-
hofften Erfolg genanalytischer Verfahren wäre 
aber unbedingt erforderlich, bevor eine „Verbesse-
rung" der Vorsorge konstatiert werden kann. 

Bei der Darstellung des Entwicklungsstands und 
des Handlungsbedarfs durch die Sachverständigen 
auf der öffentlichen Anhörung der Kommission 
wurden u. a. Untersuchung nach Glukose-6-Phos-
phatdehydrogenase-Mangel, Screening nach Lang-
sam- und Schnellacetylierern und die Erforschung 
geschlechtsspezifischer Empfindlichkeiten ge-
nannt. Diese Beispiele aus der heutigen Praxis zei-
gen deutlich die Palette der Diskriminierungsmög-
lichkeiten — gegen ethnische Gruppen, Frauen 
oder wie im Falle der Langsamacetylierer gegen bis 
zu 50 % der Bevölkerung. 

Die vorgeschlagenen Begrenzungen des Frage-
rechts des Arbeitgebers sind dagegen in keiner 
Weise praxisrelevant. Sollten die vorgeschlagenen 
Kriterien tatsächlich angewandt werden, käme es 
faktisch gar nicht zur Anwendung solcher Gentests. 
Aus den zitierten Beispielen und den geäußerten 
Wünschen der Vertreter der Industrie ist allerdings 
eher zu erwarten, daß die Rechtsvorschriften in der 
Praxis so interpretiert werden, daß das Auskunfts-
verlangen des Arbeitgebers als zulässig angesehen 
wird. 

Gerade im Kontext einer sich weiter verschärfen-
den Arbeitsmarktsituation muß davon ausgegangen 
werden, daß das Interesse der Industrie an der An-
wendung dieser Methoden über die genannten be-
grenzten Fälle hinaus eher zu- als abnehmen wird. 
Darüber hinaus steigt aber auch die Gefahr, daß 
Stellenbewerber in einer existentiell bedrohten 
Lage der genetischen Untersuchung von sich aus 
zustimmen, in der Hoffnung eine „bessere geneti-
sche Konstitution" nachweisen zu können. Die An-
wendung der Methoden, also ihr Gebrauch, wäre 
dann schon ihr Mißbrauch. Auch ist nicht auszu-
schließen, daß genetische Daten von Arbeitneh-
mern in Personal-Informationssystemen wider-
rechtlich gespeichert werden (wie bereits mit ande-
ren medizinischen Daten geschehen), daß Versiche-
rungsgesellschaften diese Daten verwenden, und 
daß es zur Vernachlässigung des objektiven Ar-
beitsschutzes kommen wird. 

Der einzig wirksame Schutz gegen Diskriminierung 
und Mißbrauch der genetischen Analyse von soge

-

nannten Anfälligkeiten für berufsbedingte Krank- 
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heiten ist der Verzicht auf die Weiterentwicklung 
und Anwendung derartiger Verfahren. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN empfiehlt dem Deut-
schen Bundestag, die Bundesregierung aufzufor-
dern, gesetzliche Regelungen zu erarbeiten, 

— die eine Orientierung der Arbeitsschutzmaßnah-
men an den in diesen Bereichen arbeitenden 
empfindlichsten Menschen wie Schwangeren 
und älteren Arbeitnehmern vorschreiben; 

— die die Entwicklung von alternativen Produkti-
onswegen in den Bereichen, wo die Gesundheits-
belastung nicht auf ein entsprechendes Maß re-
duziert werden kann, vorschreiben; 

— die den völligen Verzicht auf solche Produkte, 
die nur unter Inkaufnahme der Gesundheitsge-
fährdung der Arbeitnehmer/innen produziert 
werden können, gebieten. 

Ferner empfiehlt die Fraktion DIE GRÜNEN dem 
Deutschen Bundestag, die Bundesregierung aufzu-
fordern, eine Analyse der derzeitigen Praxis von 
Arbeitnehmeruntersuchungen vorzunehmen. 

1.d Somatische Gentherapie 

Die somatische Gentherapie steht in der Tradition 
eines medizinischen Handelns, das den Menschen 
als Ensemble von Einzelzellen/Organen begreift, 
die jede für sich behandelt/therapiert werden kön-
nen. Dem Einfluß der Gesamtphysiologie, der 
Krankheitsgeschichte mit ihren Entstehungsbedin-
gungen wird dabei eine untergeordnete bzw. keine 
Rolle zugebilligt. Darüber hinaus scheint die Ein-
schätzung, daß die somatische Therapie mit gerin-
geren Risiken behaftet sei als die Organtransplan-
tation, unverständlich. Die im Sachstandsbericht 
aufgezählten und auch im voraus nicht abzuklären-
den Risiken markieren die somatische Gentherapie 
als Menschenversuch, der zudem kaum Aussicht auf 
Erfolg hat. Darüber hinaus scheint die Grenze zwi-
schen somatischer und Keimbahntherapie fließend. 
Bei einer in-vivo Therapie mit Liposomen oder Re-
troviren, wie auch im Sachstandsbericht ausge-
führt, kann durchaus die Keimbahn der Behandel-
ten mitbetroffen sein, oder es ist sogar möglich, 
diese im Sinne einer somatischen Keimbahnthera-
pie gezielt miteinzubeziehen. 

Aber nicht nur auf der technischen Ebene stellt sich 
das Problem der Grenzziehung zwischen somati-
scher und Keimbahntherapie. Auch unter ethischen 
Gesichtspunkten muß die Frage gestellt werden, 
welche Eingriffe noch als Therapie zu betrachten 
sind und wo der Übergang zur Optimierung der 
genetischen Konstitution beginnt. 

Die mögliche Herrichtung eines Individuums auch 
ohne Veränderung ihrer/seiner Keimzellen nach 
willkürlichen Normen, gesellschaftlichen Idealvor-
stellungen oder Leistungsanforderungen stellt ei-
nen wichtigen Schritt in Richtung auf Menschen-
züchtung dar. Denn obwohl solche Veränderungen 
für die Nachkommenschaft oder die Gesellschaft im 
materiellen Sinne nicht irreversibel sind, sind die 

damit verbundenen Veränderungen psychischer 
oder geistiger Art nach allen bisherigen Erfahrun-
gen sehr häufig nicht mehr rückholbar. Noch ehe 
die Keimbahntherapie die eigentliche Menschen-
züchtung zur Praxis machen kann, kann mit der 
somatischen Gentherapie die dafür erforderliche 
gesellschaftliche Atmosphäre und geistige Haltung 
der Menschen gegenüber der eigenen „Fehlerhaf-
tigkeit" geschaffen werden. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN empfiehlt dem Deut-
schen Bundestag, über das Votum für ein Verbot der 
Keimbahntherapie hinausgehend, ein Verbot der 
somatischen Gentherapie auszusprechen. 

2. Gesundheit 

DIE GRÜNEN können das sowohl im Sachstands-
bericht als auch in den Bewertungen und Empfeh-
lungen zum Ausdruck kommende ungebrochene 
Vertrauen der Kommission in naturwissenschaft-
lich-technische Lösungen für komplexes Krank-
heitsgeschehen nicht teilen. 

Neben der Aufgabe der Medizin, zu Heilung und 
Linderung von Krankheiten beizutragen, ist die Ge-
sundheitsvorsorge wesentliches Element einer vor-
ausschauenden, am Wohle der Menschen und der 
Umwelt orientierten Gesundheitspolitik, wie sie 
DIE GRÜNEN vertreten. Sie zielt darauf ab, daß 
einerseits der Zerstörung unserer Umwelt Einhalt 
geboten wird und andererseits die Bedingungen in 
der Gesellschaft so gestaltet werden, daß das geisti-
ge, körperliche und soziale Wohlbefinden jedes ein-
zelnen Mitglieds einer Gesellschaft ermöglicht 
wird. Maßnahmen einer so konzipierten Gesund-
heitspolitik kommen in gleichem Maße allen Mit-
gliedern einer Gesellschaft zugute und sind nicht 
spezifisch auf eine bestimmte Krankheit ausgerich-
tet. 

Dennoch wird Krankheit immer ein Bestandteil 
menschlichen Lebens sein. So muß im Rahmen des 
Gesundheitswesens Sorge für eine optimale Be-
handlung und Versorgung der Kranken und Hilfs-
bedürftigen getragen werden. Hier hat die Schulme-
dizin in einigen Bereichen beträchtliche Erfolge 
vorzuweisen (Chirurgie, Notfallmedizin, Antibioti-
kabehandlung von Infektionskrankheiten). Aber, 
um mit den Worten der Ministerin für Jugend, Fa-
milie, Frauen und Gesundheit, Rita Süßmuth, zu 
sprechen: „... unverkennbar ist ein Feld der Heil-
kunde in dieser Entwicklung zu kurz gekommen, 
nämlich die seelischen Belange des Menschen in 
ihrer Verknüpfung im sozialen Raum." (Süßmuth 
1986). 

Nach Auffassung der GRÜNEN ist allerdings nicht 
nur der psychosoziale Zusammenhang von Krank-
heitsgeschehen durch den Siegeszug der naturwis-
senschaftlichen Medizin systematisch vernachläs-
sigt worden, sondern auch die Erforschung der 
komplexen Ursachen von Krankheitsgeschehen. 

Angesichts der spezifischen Belastungen, die durch 
die industrielle Lebensweise hervorgerufen werden 
und der Umweltverseuchung mit Radioaktivität 
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und ca. 100 000 Chemikalien, deren umweltzerstö-
rendes und gesundheitsgefährdendes Potential nur 
in Ansätzen bekannt ist, muß dieser Ursachenfor-
schung ein hoher Stellenwert zugemessen werden. 
An zweiter Stelle geht es aber auch darum, sich der 
Unausweichlichkeit von Krankheit und Behinde-
rung zu stellen, indem wir mehr Möglichkeiten ent-
wickeln, Behinderte und Kranke in unsere Gesell-
schaft zu integrieren statt sie auszugrenzen. 

Medizin und Medizinforschung sind heute haupt-
sächlich darauf ausgerichtet, mit technisch immer 
perfekteren Eingriffen, Medikamenten und Appara-
ten die Fehlfunktionen des kranken menschlichen 
Körpers zu „reparieren". Apparatemedizin und ho-
her Medikamentenverbrauch sind die Konsequen-
zen. Die größten gesundheitlichen Probleme der In-
dustrieländer stellen die chronischen Erkrankun-
gen dar. Dazu gehören Herzkreislauferkrankungen, 
Krebs, Erkrankungen des rheumatischen Formen-
kreises, Allergien und psychische Erkrankungen. 
Das Hauptaugenmerk staatlicher Gesundheitspoli-
tik ist derzeit darauf ausgerichtet, Diagnose und 
Therapiemöglichkeiten für diese Zivilisations-
krankheiten zu entwickeln und bereitzustellen. Die 
moderne naturwissenschaftliche Medizin geht da-
bei einen Weg, der das komplexe Krankheitsge-
schehen in seine Einzelkomponenten auflöst und 
auf die ihnen zugrundeliegenden biochemischen 
Mechanismen reduziert. Eine Ursachenforschung, 
die das Gesamtindividuum betrachtet und auch 
seine Lebensbedingungen mitberücksichtigt, paßt 
nicht in dieses „biomedizinische Modell" (Hohlfeld 
1981). 

Die Probleme einer auf Arzneimittelgaben ausge-
richteten, symptomorientierten Behandlung von 
Krankheiten bewegen sich auf zwei Ebenen: 

— dauerhafte Abhängigkeit von Medikamentenga-
ben (Substitutionstherapie), da die auslösenden 
Ursachen nicht beseitigt werden; 

unphysiologische Verabreichung, wodurch, vor 
allem bei langen Einnahmezeiträumen, mit gra-
vierenden Nebenwirkungen zu rechnen ist. 

Bei Verwendung gentechnisch produzierter Diagno-
stika und Therapeutika wird an dieses symptom-
orientierte Behandlungskonzept angeknüpft. An die 
Stelle der körperfremden synthetischen Arzneimit-
tel sollen nun jedoch körpereigene Wirkstoffe tre-
ten. 

Die gentechnische Produktion von Insulin ist ein 
Beispiel dafür, daß hauptsächlich ökonomische 
Gründe für eine Verfahrensumstellung bei der Ge-
winnung maßgeblich sind. Die Notwendigkeit, Insu-
lin in viel größeren Mengen gewinnen zu können, 
als über die herkömmlichen Quellen Rind und 
Schwein abzudecken ist, ist nur dann gegeben, 
wenn die Zahl der Zuckerkranken in Zukunft er-
heblich weiter steigen wird. Die in diesem Zusam-
menhang vorgenommenen Schätzungen variieren 
aufgrund der unterschiedlichen Grundannahmen 
stark. Über eine Ernährungsumstellung auf ballast-
reichere, vollwertigere Nahrung ließe sich bei vie-
len Menschen die Zuckerkrankheit ganz vermei-
den, der Zeitpunkt des Ausbruchs der Krankheit 

verschieben oder die Abhängigkeit von Insulin 
deutlich senken. Unverträglichkeitsreaktionen tre-
ten in gleichem Maße bei gentechnisch produzier-
tem Humaninsulin auf wie bei Präparaten, die aus 
der Bauchspeicheldrüse von Schweinen gewonnen 
und nachträglich chemisch modifiziert werden. Die 
allergischen Reaktionen sind offensichtlich weniger 
auf das Insulin selbst als auf seine im Körper bei 
der Verabreichung entstehenden Abbauprodukte 
oder auf Spuren von Verunreinigungen zurückzu-
führen, die wohl bei keinem Präparat vermieden 
werden können. Dagegen läßt sich feststellen, daß 
auf dem pharmazeutischen Markt ein Verdrän-
gungswettbewerb zwischen gentechnisch produ-
ziertem und herkömmlichem Insulin stattfindet. 
Die Entwicklung von leicht abgewandelten Insulin-
präparaten ist eine Reaktion auf diesen Verdrän-
gungswettbewerb und soll weitere Marktanteile si-
chern helfen. Die an solche gentechnisch modifi-
zierten Präparate geknüpften medizinischen Hoff-
nungen sind bisher durch keine wissenschaftlichen 
Belege und Erfahrungswerte untermauert. 

Durch die Methoden der Gentechnik können wei-
terhin erstmals körpereigene Wirkstoffe, die auf das 
Immunsystem wirken, massenhaft produziert, als 
pharmazeutisches Produkt auf den Markt und in 
die klinische Praxis gebracht werden. Ihre Zuord-
nung zu Krankheitsgeschehen ist bisher nicht mög-
lich. Die in diese Wirkstoffgruppe gesetzten Hoff-
nungen z. B. als Wundermittel gegen Krebs haben 
sich nicht erfüllt. Ihre Produktion ist darüber hin-
aus mit gesundheitlichen Risiken für die Beschäf-
tigten verbunden (s. SV Laborsicherheit). 

Die Probleme der Anwendung immunregulatorisch 
wirksamer körpereigener Wirkstoffe lassen sich wie 
folgt umschreiben: 

— sie sind Teil vielfach vernetzter Regulationsab-
läufe des Körpers, die bisher nur ansatzweise 
bekannt sind; 

— sie entfalten ihre Wirkung meist bei geringen 
Konzentrationen am Ort ihrer Entstehung. Ein 
Transport über die Blutbahn zum Wirkort erfor-
dert die Anwendung unphysiologisch hoher Do-
sierungen. Wahrscheinliche Folgen sind stö-
rende Einflüsse auf die komplexen Regelungs-
mechanismen des körpereigenen Abwehrsy-
stems, aber auch auf die mit ihm verbundenen 
Systeme, die an der Steuerung der Nervenreak-
tionen sowie der Hormonproduktion beteiligt 
sind (neurophysiologisches und endokrines Sy-
stem). Experimentelle und klinische Studien mit 
Interferonen belegen diese Annahmen. 

— Tierversuche lassen in vielen Fällen keine Rück-
schlüsse auf die Wirkungsweise dieser Stoffe am 
Menschen zu, nur über Menschenversuche 
könnte ihre Wirkungsweise herausgefunden 
werden. Hier liegen bereits erste Vorschläge vor, 
daß der behandelnde Arzt jeweils Testreihen an 
seinen Patienten vornimmt, um die Krankheit 
zu finden, für die diese Stoffe eingesetzt werden 
können (Böni et al. 1986). 

Dies steht im Gegensatz zu den allgemein aner

-

kannten und im Arzneimittelgesetz niedergelegten 

 



Drucksache 10/6775 
	

Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Grundsätzen für die Zulassung von Arzneimitteln. 
Erst wenn der Nachweis der spezifischen Wirksam-
keit und relativen Unbedenklichkeit in Zusammen-
hang  mit einem bestimmten Krankheitsbild er-
bracht war, durfte die Phase III und IV der klini-
schen Prüfung begonnen werden. 

Die durch die Gentechnik verfügbar gewordenen 
Neuropeptide eröffnen durch die Möglichkeiten der 
Manipulation der menschlichen Psyche eine wei-
tere Risikodimension. Der Versuch psychisches Lei-
den oder „Verhaltensauffälligkeiten" auf eine Fehl-
regulation des Gehirnstoffwechsels zurückzufüh-
ren, geht von der Annahme aus, Bewußtsein und 
Verhalten seien objektivierbar und könnten auf bio-
chemische Ereignisse zurückgeführt werden. Damit 
werden die psychischen und sozialen Bedingungen, 
unter denen der betroffene Mensch lebt, also seine 
Individualgeschichte zu vernachlässigbaren Kom-
ponenten seelischen Leidens. Eventuell auftretende 
biochemische Abweichungen werden so zu Ursa-
chen einer Erkrankung erklärt und dabei außer 
Acht gelassen, daß sie u. U. erst Folge von sozialen 
oder individuellen Dauerbelastungen sind. Die 
Symptombekämpfung, so angezeigt und notwendig 
sie im Einzelfall auch sein kann, gerät so zum Er-
satz für die Veränderung krankmachender sozialer 
und gesellschaftlicher Verhältnisse. 

Impfstoffe mit Hilfe gentechnischer Methoden in 
der Anwendung sicherer zu machen oder überhaupt 
erst herzustellen, ist eine der in der Öffentlichkeit 
am deutlichsten wahrgenommenen potentiellen 
Möglichkeiten dieser Technologie. Der Hintergrund 
für die hieran geknüpften Hoffnungen ist ernst. Je-
den Tag sterben ca. 40 000 Kinder an Infektions-
krankheiten, die aber durch bereits vorhandene 
Impfstoffe, in erster Linie aber durch die Versor-
gung der Betroffenen mit sauberem Wasser und 
ausreichenden Nahrungsmitteln vermeidbar wären 
(Grant 1985). Ein weltweites Programm, durch das 
alle Kinder in der Dritten Welt mit sauberem Was-
ser, (bereits vorhandenen) Impfstoffen und Medika-
menten versorgt werden könnten, würde jährlich ca. 
50 Mrd. US-Dollar kosten. Das sind gerade 10% der 
Summe, die die USA und die UdSSR zusammen 
jährlich in die Produktion von Waffen investieren 
(Morley 1985). In den Ländern der südlichen Erd-
halbkugel leben 8 Mio. Menschen, die an der Folge 
der heute schon durch Impfung vermeidbaren Kin-
derlähmung leiden, und jährlich kommen ca. 35 000 
Neuerkrankungen hinzu (Enders, Schwick 1983). 

Global gesehen sind die größten gesundheitlichen 
Probleme also nicht dadurch bedingt, daß keine 
ausreichenden Medikamente bzw. Impfstoffe zur 
Verfügung stehen, sondern dadurch, daß ökonomi-
sche und soziale Bedingungen die Anwendung be-
reits heute vorhandener Möglichkeiten verhindern. 
Daran werden auch gentechnisch hergestellte Impf-
stoffe nichts ändern. Im Gegenteil, überzogene 
Hoffnungen in die Entwicklung und Wirksamkeit 
solcher medizinischer „Wunderwaffen" tragen eher 
zur Verschleierung der entscheidenden Ursachen 
für die weltweiten Gesundheitsprobleme bei, als 
daß sie die dringend notwendigen, strukturellen 
und politischen Veränderungen in die Wege leiten 
würden. 

Auch DIE GRÜNEN übersehen nicht, daß virale In-
fektionskrankheiten wie z. B. AIDS auch in den rei-
chen Ländern die Gesundheit der Menschen bedro-
hen, und daß es notwendig ist, Wege und Mittel zur 
Prävention und Therapie solcher Krankheiten zu 
entwickeln. Es darf jedoch ebenso nicht übersehen 
werden, daß gentechnische Neukombinationen des 
Erbmaterials infektiöser Erreger, wie sie im Zu-
sammenhang mit der Erforschung der Wirkungen 
solcher Erreger vorgenommen werden, die Möglich-
keit der Entstehung neuer Krankheitserreger bein-
halten. 

Die Frage nach den Risiken, die wir in Erwartung 
eines potentiellen Nutzens auf uns zu nehmen be-
reit sind, stellt sich an dieser Stelle in besonders 
brisanter Form. Sie muß an jede präventive und 
kurative Strategie der Krankheitsbekämpfung ge-
stellt werden, in diesem Zusammenhang besonders 
an diejenigen, die sich der Herstellung und Verwen-
dung gentechnisch neukombinierten Erbmaterials 
infektiöser Erreger bedienen. 

Deshalb ist es notwendig, eine breite gesundheits-
politische Diskussion darüber zu führen, welche 
Strategien in der Bekämpfung wichtiger Krankhei-
ten verfolgt werden und welche Risiken dabei in 
Kauf genommen werden sollen. Eine solche Diskus-
sion kann und darf nicht alleine in „Expertenkrei-
sen" stattfinden, ,,... sondern viele Menschen aus 
anderen Lebensbereichen müssen über die ver-
schiedenen Gefahren (der Gentechnologie) infor-
miert werden sowie an Entscheidungen über die zu 
entwickelnden Verfahren mitwirken ... Ohne diese 
Information und ohne aktive Beteiligung wird sich 
die Öffentlichkeit von den sogenannten Experten 
täuschen lassen, die von dem Einsatz dieser Tech-
nologie am meisten profitieren — in bezug auf 
Macht, Prestige und Gewinn — während wir übri-
gen nur mit den Gefahren leben (müssen)" (Hub-
bard 1985). 

Die Fraktion DIE GR TUNEN empfiehlt dem Deut-
schen Bundestag, die Bundesregierung aufzufor-
dern, 

in Zusammenarbeit mit der WHO unter Einbe-
ziehung infrastruktureller Rahmenbedingungen 
umfassende Strategien zur Krankheitsvorsorge 
zu entwickeln. Den gemeindenahen, an die ent-
sprechenden regionalen und nationalen Verhält-
nisse angepaßten, dezentralen „low technology" 
Ansätzen ist unbedingt der Vorzug einzuräumen 
vor zentralisierten, high technology-Ansätzen; 

in Zusammenarbeit mit der WHO einen Prioritä-
tenkatalog für die Entwicklung von Medikamen-
ten und Impfstoffen zu erstellen und solche Ent-
wicklungen vorrangig zu fördern. Dabei muß 
globale Gerechtigkeit oberstes Prinzip sein; 

die Entwicklung von Medikamenten, insbeson-
dere Impfstoffen, von einer umfassenden, vor-
ausschauenden Erforschung der mit solchen 
Wirkstoffen verbundenen Risiken zu begleiten. 
Solche, den medikamentösen Entwicklungen 
vorausgehenden und sie begleitenden Pro-
gramme müssen vorrangig gefördert werden. 
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Ferner empfiehlt die Fraktion DIE GRÜNEN dem 
Deutschen Bundestag, die Bundesregierung aufzu-
fordern, 

— Forschungsgelder bereitzustellen, die der Wei-
terentwicklung ganzheitlicher Ansätze in der 
Medizin dienen, die den Menschen in seinem 
sozialen Umfeld und seiner Umweltgebunden-
heit sehen und daraus abgeleitet, Behandlungs-
möglichkeiten entwickeln, die auch die Verände-
rung krankmachender Verhältnisse miteinbezie-
hen; 

— Maßnahmen einzuleiten, die ein gleichberechtig-
tes Nebeneinander unterschiedlicher medizini-
scher Ansätze und Behandlungsmethoden er-
möglichen; 

— die öffentlichen Krankenkassen zu verpflichten, 
die Kosten für diese Behandlungsmethoden zu 
übernehmen. 

3. Landwirtschaft und Nahrungsmittelproduktion 

Nach Ansicht der Fraktion DIE GRÜNEN ist die 
Hauptaufgabe der Landwirtschaft die sichere Ver-
sorgung der Bevölkerung mit gesunden Lebensmit-
teln d. h. mit solchen, die rückstandsfrei und deren 
ernährungsphysiologisch wertvolle Inhaltsstoffe 
möglichst weitgehend erhalten sind. Von ebenso 
großer Bedeutung ist die Bewahrung und Pflege 
einer vielfältigen, ökologisch intakten Kulturland-
schaft und die Erhaltung von fruchtbaren Böden, 
reinem Wasser und sauberer Luft. Bei der Erfüllung 
dieser Aufgaben gilt es Arbeitsplätze mit angemes-
senen Arbeitsbedingungen und Entlohnung, und 
damit auch lebendige, menschengerechte, soziale 
und ökonomische Strukturen im ländlichen Raum 
zu erhalten. Dies ist nicht zuletzt auch ein wichtiger 
Beitrag zur Wahrung von kultureller Identität und 
Vielfalt. 

Die Landwirtschaft der Bundesrepublik wie auch 
der anderen Industrieländer hat diese Aufgaben in 
den vergangenen Jahrzehnten immer schlechter er-
füllt. Ursache dieser Entwicklung war eine einsei-
tige Ausrichtung auf Produktivitätssteigerung, Spe-
zialisierung und Wachstum der Betriebe, massiver 
Einsatz von Maschinen und Chemie. Die sozialen, 
wirtschaftlichen und politischen Schäden, die diese 
verfehlte Entwicklung sowohl in den hochindustria-
lisierten Ländern als auch in der Dritten Welt ver-
ursacht hat, sind bekannt. 

Auch die ökologischen Folgen haben bereits verhee-
rende Ausmaße genommen. Statt die Umwelt zu 
pflegen und zu erhalten, ist die industrialisierte 
Landwirtschaft immer mehr zu einer Quelle der 
Umweltbelastung und -zerstörung geworden. 

In dieser Situation wird nun die Gentechnologie als 
Allheilmittel für all diese Probleme präsentiert. 
Eine Sicherung der Ernährung in der Dritten Welt 
ebenso wie der Abbau der Überschüsse der Ersten 
Welt, Milderungen der ökologischen Schäden durch 
Fruchtfolgeerweiterungen, selbst-düngende und wi-
derstandsfähige Pflanzen und dennoch weitere Er

-

trags- und Leistungssteigerungen, usw. werden ver-
sprochen. 

Nach Ansicht der GRÜNEN hat der Zwang zur Ra-
tionalisierung und Technisierung landwirtschaftli-
cher Betriebe mit nicht kostendeckenden Erzeuger-
preisen die heutige ökologische, ökonomische und 
soziale Misere der Landwirtschaft hervorgerufen. 
Mit dem Einsatz gentechnischer Verfahren zur wei-
teren Steigerung der Effizienz und Leistung von 
Kulturpflanzen und Tieren nach enggefaßten Ver-
wertungskriterien wird diese Krise in wirtschaft-
lich-struktureller Hinsicht rapide verschärft, mit 
den entsprechenden sozialen Konsequenzen. 
Ebenso verschärft wird die Vernichtung genetischer 
Ressourcen und die Gefährdung der Ökosysteme 
durch den Einsatz von Chemikalien. Hinzu kommt 
ein unübersehbares Gefahrenpotential durch die 
geplante Freisetzung gentechnisch veränderter Or-
ganismen. 

DIE GRÜNEN sprechen sich gegen die Anwendung 
gentechnischer Verfahren aus, die die Misere der 
Landwirtschaft nicht an der Wurzel bekämpfen, 
und fordern statt dessen Maßnahmen, die vor allem 
dort ansetzen, wo die wesentlichen Ursachen der 
Probleme der modernen Landwirtschaft zu suchen 
sind. 

Die Kritik an der Anwendung der Gentechnologie 
in der Tierproduktion, Pflanzenproduktion und 
Nahrungsmittelverarbeitung sowie GRÜNE Alter-
nativstrategien werden in den folgenden Abschnit-
ten dargestellt. 

3.a Tierproduktion 

Die moderne Tierproduktion hat sich in ihrer Ziel-
setzung und ihren Methoden von der traditionellen 
Tierhaltung in der bäuerlichen Landwirtschaft weit 
entfernt. Eingebunden in die bäuerliche Wirt-
schaftsweise verbrauchten die Tiere in erster Linie 
Agrarprodukte, die als menschliche Nahrung nicht 
direkt verwertbar waren. Sie lieferten dafür nicht 
nur höherwertige Nahrungsprodukte sondern auch 
natürliche Düngemittel. Heute arbeitet die Intensiv-
tierhaltung bodenunabhängig, meist mit Import-
kraftfutter und routinemäßigem Medikamentenein-
satz. Die Gesamtenergiebilanz der Produktion 
selbst ist negativ. Sie wird durch die Lagerung der 
Überschüsse und die damit verbundenen Verarbei-
tungs- und Transportverfahren weiter gesteigert. 

Mit dem Einsatz von Fortpflanzungs-, Gen- und 
Computertechniken sollen in der Tierproduktion 
weitere Produktivitätssteigerungen des Einzeltiers 
erreicht werden. In der Rinderzucht ist die künstli-
che Besamung schon lange Routine; 93 % aller kuh-
haltenden Betriebe mit 5,8 Mio. Kühen in der Bun-
desrepublik Deutschland sind von dieser technisier-
ten Fortpflanzung abhängig und damit von den 
(meist tiefgefrorenen) Samen der nur 5 000 Zucht-
bullen. Damit nimmt die Gefahr der Verbreitung 
von unerwünschten, nicht immer sofort sichtbaren 
Eigenschaften und Erbkrankheiten stark zu. Jedes 
Tier trägt mehrere solche Eigenschaften, die sich 
erst bei hohem Inzuchtgrad auswirken. 
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Eines der vorrangigen Ziele der Züchtung ist nach 
wie vor die Steigerung der Milchleistung. Sie wird 
mit einer abnehmenden Widerstandsfähigkeit, 
Fruchtbarkeit und Lebensdauer der Tiere erkauft. 
Immer mehr Kühe müssen infolgedessen innerhalb 
der ersten fünf Lebensjahre geschlachtet werden. 
Die Häufigkeit von Stoffwechsel- und Klauenkrank-
heiten steigt und, als Antwort darauf, der prophy-
laktische oder therapeutische Einsatz von Hormo-
nen und Antibiotika. Als Ergebnis ist auch die 
menschliche Gesundheit bedroht, so z. B. durch Me-
dikamentenrückstände in den Nahrungsmitteln 
und die Ausbreitung von Mikroorganismen, die ge-
gen häufig verwendete Antibiotika widerstandsfä-
hig geworden sind. Ähnliches gilt für die Schweine-
zucht, wo hohe Mastleistungen ebenso auf Kosten 
der Tiergesundheit und Fleischqualität erzielt wur-
den. 

Innerhalb der Tierzucht werden nur wenige Hoch-
leistungsrassen eingesetzt (so werden nur 2 % der 
Besamungsbullen zur Erzeugung der nächsten Ge-
neration von Zuchtbullen verwendet). Lokale 
Schläge und Rassen werden zunehmend verdrängt. 
Der damit schon massive Verlust von genetischer 
Vielfalt wird durch den steigenden Einsatz des 
Embryotransfers (1985: 6 500 Transfers beim Rind) 
dramatisch verschärft. Weibliche Spitzentiere wer-
den nur noch als „Eizellenlieferantinnen" (nach 
massiver Hormonstimulierung) verwendet. Ihre 
Embryonen können von beliebigen, als minderwer-
tig eingestuften „Ammenmuttertieren" ausgetragen 
werden. Der Embryotransfer hat zudem den Weg 
für die Erprobung weiterer Techniken eröffnet. Ge-
schlechtsvorherbestimmung, Klonen und gentech-
nische Eingriffe werden mit dem Ziel durchgeführt, 
noch mehr Nachkommen von Hochleistungstieren 
in noch kürzerer Zeit zu erhalten. Dabei werden die 
negativen Folgen der Zuchtpolitik und die Ein-
schränkung der genetischen Vielfalt verschärft. 
Hinzu kommt, daß technische Erfordernisse wie die 
Gefriertauglichkeit der Samen, Eizellen und Em-
bryonen oder die positive Reaktion auf Hormonga-
ben zu Selektionsmerkmalen werden. Ungeklärt ist 
z. B., ob das Nicht-Reagieren auf Hormonspritzen 
ein Ausdruck der Stabilität und Gesundheit des ge-
samten Tieres und seines Hormonhaushalts — und 
damit ein eher wünschenswertes Merkmal ist. 

Mit Hilfe gentechnischer Produkte und Verfahren 
sollen die hier beschriebenen Probleme einer ver-
fehlten Ausrichtung des Gesamtsystems heutiger 
Tierzüchtung und -produktion nicht etwa an ihrer 
Wurzel bekämpft werden. Statt dessen sollen die 
Opfer dieser Fehlentwicklung — die Tiere selbst — 
weiter manipuliert werden. Mittels gentechnischer 
Manipulation sollen weitere Leistungssteigerungen 
erzielt und die schlimmsten Folgen einer widersin-
nigen Tierzüchtung und -haltung — also Krank-
heits- und Streßanfälligkeit — abgemildert wer-
den. 

Die Gefahren dieses Vorgehens liegen zunächst in 
den dabei verwendeten Techniken selbst und wer-
den z. T. in anderen Abschnitten des Mehrheitsbe-
richts bzw. des Sondervotums ausführlicher behan-
delt (s. MV: „Tierzucht", „Laborsicherheit" und 
GRÜNES Sondervotum zur Laborsicherheit). Hinzu 

kommen bei verschiedenen Vorhaben — so z. B. die 
Manipulation von Pansenmikroorganismen — die 
Probleme einer damit zwangsläufig verbundenen 
Freisetzung der gentechnisch veränderten Organis-
men. Schon das äußerst dürftige Wissen über die 
Genetik und Biologie dieser Pansenbewohner und 
ihre Wechselwirkungen mit der Umwelt innerhalb 
und außerhalb des Tieres spricht gegen die Verwen-
dung derart manipulierter Bakterien. 

Projekte zur gentechnischen Manipulation von Tie-
ren ebenso wie die gentechnische Herstellung von 
Hormonen oder anderen Stoffen zum späteren Ein-
satz in der Tierhaltung führen die „Scheuklappen

-

Politik" in der Züchtung nur fort. Die Übertragung 
einzelner Gene aus Wildschweinen soll dem Haus-
schwein wieder schmackhaftes Fleisch und Wider-
standsfähigkeit verleihen. Es wird ignoriert, daß 
Anfälligkeit für Streß oder Infektionskrankheiten 
eine Folge der Schwächung des Gesamtorganismus 
und damit der Haltungsbedingungen ist und des-
halb weder mit einem „magischen" Stoff noch mit 
einem „Super-Gen" zu beseitigen ist. Neue Folge-
probleme sind damit vorprogrammiert. Oft schei-
tern diese Versuche schon an den biologischen Rea-
litäten. So ist es trotz langwieriger Forschungsar-
beiten nicht gelungen, einen gentechnologischen 
Maul-und-Klauenseuche-Impfstoff herzustellen. 
Auch kann die Manipulation von Lebendimpfstof-
fen zu unerwarteten Veränderungen in der Patho-
genität und in der Wirtspezifität der verwendeten 
Organismen führen. 

Von mindestens ebenso weitreichender Bedeutung 
wie die biologisch-ökologischen sind die ökonomi-
schen und sozialen Folgewirkungen dieser Techni-
ken (s. auch SV: Arbeitsplätze, Markt- und Produk-
tionsstrukturen). So wird die Monopolbildung und 
Konzentration in der Züchtung durch die Patentie-
rung von gen- und fortpflanzungstechnischen Ver-
fahren und die Gewährung von Sortenschutzrech-
ten begünstigt. In der Tierzüchtung drängen betei-
ligte Gentechnologen darauf, ihre transgene „Tier-
konstruktion" auch unter Patentschutz stellen zu 
dürfen. Damit wäre die Herabsetzung der Nutztiere 
zum Produktionsmittel und zur Ware endgültig be-
siegelt. 

Agrarpolitisch stellt die Gentechnologie ein weite-
res Instrument zur Industrialisierung und Rationa-
lisierung der Tierproduktion dar. Die EG hat für die 
nächsten 15 Jahre eine Agrarstruktur vorgezeich-
net, bei der die Anzahl der Betriebe und der Tiere 
jeweils um die Hälfte reduziert werden soll. So wird 
der Bedarf an Hochleistungstieren festgeschrieben 
— und damit die weitere Zerstörung der bäuerli-
chen Landwirtschaft in Kauf genommen. Die ver-
bleibenden Milchbauern werden, um konkurrenzfä-
hig zu bleiben, ihre Betriebe weiter technisieren 
müssen. So sollen computerisierte und individuali-
sierte Fütterungsprogramme eingeführt werden 
oder eine „automatisierte Umwelt, die Streßwirkun-
gen auf die Tiere aufgrund von abnormen Witte-
rungsbedingungen reduziert" (Kalter 1985). Mensch 
und Tier verkommen zunehmend zu Anhängseln 
der Maschine. 
Tiere sind keine Baukastensysteme, in denen Gene 
nach den Bedürfnissen der Produktion beliebig zu- 
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sammengesetzt und zur grenzenlosen Produktion 
angeschaltet werden können. Technisierte Fort-
pflanzung und die gentechnische Zurichtung von 
Tieren beschleunigen die Vernichtung der natürli-
chen Vielfalt tierischer Lebewesen und können nie-
mals einen gleichwertigen Ersatz schaffen. Statt 
dessen wird die durch die Intensivhaltung schon 
angegriffene innere Stabilität der Organismen zer-
stört. Der Einsatz gentechnischer Produkte und 
Verfahren erfordert einen noch höheren Einsatz an 
begleitenden Techniken und Energie. Konsequen-
zen dieser Technisierung sind eine Verschlechte-
rung der Arbeitsplatzqualität für den Bauern und 
eine weitere Entfremdung zwischen Mensch und 
Tier in der Züchtung und in der Landwirtschaft. 
Weiter entfremdet wird auch der Verbraucher von 
Lebensmitteln, die schon heute mehr als Fabrikpro-
dukt denn als Lebensmittel tierischer Herkunft 
empfunden werden. 

Nicht zuletzt muß betont werden, daß die Erpro-
bung von gentechnischen Eingriffen an Nutz- und 
Labortieren die Möglichkeit ihrer Anwendung am 
Menschen eröffnet. Im Mehrheitsvotum der Kom-
mission wird dieser Zusammenhang herunterge-
spielt. In den Bewertungen (MV: Tierzucht) wird die 
Übertragbarkeit von Ergebnissen aus Tierversuchen 
auf den Menschen einmal herausgestellt — nämlich 
dort, wo sie in der Grundlagenforschung der Auf-
schlüsselung entwicklungsbiologischer Vorgänge 
dienen. An anderer Stelle wird die Übertragbarkeit 
nur für die Fortpflanzungstechniken (Embryotrans-
fer, in vitro-Fertilisation) konstatiert, wenn es aber 
um Methoden zur gentechnischen Manipulation 
vom tierischen und menschlichen Erbgut geht, ge-
leugnet. 

Diese Argumentationsakrobatik führt zur Irrefüh-
rung der Öffentlichkeit über die Unmöglichkeit ei-
ner solchen Grenzziehung zwischen anwendungsre-
levanter und „reiner" Grundlagenforschung. 

DIE GRÜNEN wenden sich gegen die Anwendung 
gentechnischer Produkte und Methoden in der Tier-
zucht und Tierproduktion. Sie fordern die Abkehr 
von der industrialisierten Tierproduktion und die 
Weiterentwicklung einer menschen- und tiergerech-
ten und ökologisch sinnvollen Tierhaltung. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN empfiehlt dem Deut-
schen Bundestag, die Bundesregierung aufzufor-
dern, 

— im Tierschutzgesetz ein Verbot der gentechni

-

schen Manipulation von Tieren aufzunehmen; 

— eine öffentliche Förderung von gentechnischen 
Forschungsprojekten (d. h., Projekte, die auf die 
Herstellung gentechnischer Produkte abzielen 
oder gentechnische Eingriffe an Tieren beinhal-
ten) im Bereich Tierzucht oder -medizin einzu-
stellen; 

— jede öffentliche Unterstützung der Forschung 
und Anwendung des Embryotransfers, des Em-
bryosplittings, der Chimärenbildung, der Ge-
schlechtsbestimmung einzustellen; 

— Maßnahmen zu entwickeln, die der Einengung 
der genetischen Vielfalt in der Tierzucht, insbe

-

sondere durch die flächendeckenden Praktiken 
der künstlichen Besamung, entgegenwirken; 

— sicherzustellen, daß das EG-Verbot von Steroid-
Hormonen in der Tierhaltung nicht durch die 
Verwendung von gentechnisch erzeugten Wirk-
stoffen unterlaufen wird; 

— Mittel für Forschungsprojekte im Bereich der 
Tierzucht und des ökologischen Landbaus be-
reitzustellen und die Arbeit von Landwirten, Ko-
operativen oder anderen, die angepaßte oder be-
drohte Landrassen pflegen oder züchten, zu un-
terstützen; 

sich ferner dafür einzusetzen, daß die Ausbil-
dung der Tierärzte/innen und die Berufsord-
nung der Tierärzteschaft dahin gehend verän-
dert werden, daß diese Ziele unterstützt wer-
den; 

— eine Novellierung des Tierzuchtgesetzes einzu-
leiten, die die Gesunderhaltung, ökologische 
Verträglichkeit und artgerechte Haltung sowie 
die Qualität der tierischen Lebensmittel stärker 
berücksichtigt, statt vorrangig quantitative Lei-
stungsmerkmale festzuschreiben; 

— Bestandsobergrenzen für alle Nutztiere einzu-
führen, die industrielle Tierhaltung zu unterbin-
den und die artgerechte Tierhaltung zu fördern. 

3.b Pflanzenproduktion 

Große Ertragssteigerungen in der Pflanzenproduk-
tion wurden in den vergangenen Jahrzehnten mit 
folgenden Mitteln erreicht: Anbau in großflächigen 
Kulturen, der eine Bearbeitung mit möglichst gro-
ßen Maschinen gestattete, Übergang zu enggestell-
ten Fruchtfolgen, Beseitigung von Hecken, Feucht

-

wiesen usw., Einsatz von großen Mengen syntheti-
scher Düngemittel, Wuchsstoffen und von Insekten- 
und Unkrautvernichtungsmitteln anstelle der frü-
her üblichen mechanischen oder biologischen Ab-
wehrmaßnahmen (Hacken, Absammeln, Verwen-
dung von günstigen Fruchtfolgen oder positiv sich 
auswirkende Begleitpflanzen). 

Dabei wurden vielfach Nützlinge zurückgedrängt, 
bessere Verbreitungs- und Wachstumsbedingungen 
für Schädlinge und , Konkurrenzpflanzen geschaf-
fen, und viele nichtkonkurrierende Pflanzen- und 
Tierarten vernichtet. Die Antwort auf diese Pro-
bleme bestand im weitergesteigerten Einsatz von 
giftigen Schädlingsbekämpfungsmitteln. 

Diese Strategien sowie die einseitige Ausrichtung 
der Züchtung auf Ertragssteigerung haben zu er-
heblichen Problemen geführt: 

— abnehmende Widerstandsfähigkeit der Pflanzen 
gegenüber Schädlingsbefall und Umwelteinflüs-
sen aufgrund der genetischen Einförmigkeit der 
Sorten; 

— gesundheitlich bedenkliche Rückstände in den 
Nahrungsmitteln; 

— steigende Belastung der Oberflächengewässer 
und des Grundwassers mit Nitrat und Pestizi-
den; 
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— abnehmende Lagerfähigkeit der Agrarprodukte; 

— eine starke Ausweitung der Bodenerosion; 

ein beschleunigtes Aussterben von Wild- und 
Kulturpflanzen, das die genetische Vielfalt als 
Grundlage jeder Züchtungsmöglichkeit bedroht; 

immer wieder neuauftretende Widerstandsfä-
higkeit der Schädlinge (Insekten, Pilze, Konkur-
renzpflanzen) gegen bisher verwendete Pestizi-
de, was die Entwicklung und Anwendung neuer 
Pestizide nach sich zieht. 

Trotz der inzwischen bedrohlichen Umweltbela-
stung, die diese chemisierte und technisierte Land-
wirtschaft verursacht, ist das fragwürdig gewor-
dene Hauptziel der Pflanzenzüchtung nach wie vor 
die Ertragssteigerung. Hierzu wird immer wieder 
neues genetisches Material zum Einkreuzen — bzw. 
seitdem es die Gentechnik gibt zum „Einbauen" — 
in  die Pflanze benötigt. Dieses Genmaterial ist be-
reits eine teure Handelsware und die Entwicklung 
und der Vertrieb von Saatgut ein milliardenschwe-
res Geschäft geworden. Multinationale Konzerne 
haben in den vergangenen Jahren zunehmend klei-
nere Saatgutfirmen aufgekauft und beherrschen 
diesen Markt. Veränderungen in der Sorten- und 
Patentschutzgesetzgebung Japans, der USA und 
der europäischen Länder haben diese Tendenz be-
günstigt (Mooney 1983). 

In erster Linie sind es Öl- oder Pharmakonzerne — 
also  die Haupterzeuger von synthetischem Dünger 
und Pestiziden — die nun die Grundlagen der Welt-
ernährung in ihren Privatbesitz bringen. Dieses 
Ziel wird auch mit dem Sammeln von Saatgut und 
Pflanzen weltweit, insbesondere aber in sogenann-
ten Wawilowschen Zentren, verfolgt. Es handelt 
sich um bestimmte Regionen der Erde, wo auf rela-
tiv kleinem Raum eine besonders hohe Dichte von 
verschiedenen Arten und Sorten zu finden ist. Fast 
alle wichtigen Kultursorten stammen aus diesen 
Zentren, die hauptsächlich in den Ländern der Drit-
ten Welt so z. B. in den Anden Südamerikas, in Süd-
ostasien und in Äthiopien liegen. Jahr für Jahr ent-
senden die Multis Expeditionen dorthin, um Roh-
material für künftige Züchtungsarbeiten zu sam-
meln und damit ihre Genbanken zu füllen. Zugang 
zu ihren eigenen ursprünglichen Naturreichtümern 
haben die Entwicklungsländer kaum, auch bei den 
von staatlichen oder internationalen Organisatio-
nen geführten Genbanken nicht. Sie sind zwar 
Hauptlieferant, Hauptabnehmer der wertvollen 
Ressourcen sind jedoch die Industriestaaten (Moo-
ney 1985). Es wird zu Recht von einem neuen, gene-
tischen Imperialismus gegenüber der Dritten Welt 
gesprochen. 

Genbanken sind auch aus anderen Gründen kein 
geeignetes Mittel, um die genetische Vielfalt der 
Erde zu erhalten. Tiefgekühlte Pflanzen können 
sich nicht mehr im Wechselspiel mit den ständig 
sich véränderten Umweltbedingungen der verschie-
denen Regionen der Erde weiterentwickeln. Ihre 
Anpassungs- und Überlebensfähigkeit wird mit der 
Zeit verlorengehen — sofern sie nicht lange vorher 
einem Stromausfall oder der unsachgemäßen Lage-
rung in den Genbanken zum Opfer gefallen sind 

(Doyle 1985). In den Genbanken werden ohnehin 
sehr wenige, wirtschaftlich attraktive Kultursorten 
aufbewahrt (Weizen, Mais, Reis, Soja). Bei der 
Sammlung und Konservierung werden Wildarten 
oder ökonomisch weniger interessante Sorten 
kaum berücksichtigt, es sei denn als mögliche 
Quelle für künftig in der Züchtung nutzbare Gene 
bzw. Eigenschaften. 

Mit der zunehmenden Einführung neuer zellbiologi-
scher und gentechnischer Methoden in der Pflan-
zenzüchtung werden sich die hier skizzierten Ent-
wicklungen international verschärfen. 

— Eine weitere Einengung der Züchtung auf weni-
ge, weltweit vermarktbare Sorten, für die sich 
der höhere Forschungsaufwand lohnt, zeichnet 
sich ab; 

— Die Gewährung von Patentrechten für Mikroor-
ganismen und spezielle gentechnische Manipu-
lationen erweitert die Möglichkeiten der priva-
ten Kontrolle von Genressourcen; nun sollen 
auch gentechnisch manipulierte Pflanzen und 
Tiere patentiert werden können (s. SV  „Patent-
recht"); 

— Den Öl- und Chemiemultis eröffnen sich weitere 
Möglichkeiten, ihre Marktbeherrschung auszu-
bauen und kleine Konkurrenten aus dem Feld 
zu schlagen. Die Entwicklung von Kulturpflan-
zen, die gegen firmeneigene Pestizide wider-
standsfähig sind, sind ein Beispiel dafür. Multi-
nationale Konzerne wie Sandoz, Ciba-Geigy, 
BASF, Bayer und Hoechst arbeiten an solchen 
Projekten. 

Im Bereich der Pflanzenzüchtung soll die Gentech-
nologie die Züchtung beschleunigen und billiger 
werden lassen, da neue Sorten nicht mehr auf dem 
Feld über mehrere Wachstumsphasen hinweg son-
dern im Labor und Gewächshaus entwickelt wer-
den können. Vor allem sollen aber mit klassischer 
Züchtung nicht erreichbare Eigenschaften — Wi-
derstandsfähigkeit gegen Schädlingsbefall, extreme 
Boden- oder Klimabedingungen aber auch Pestizide 
— erzielt werden. In weiteren Projekten wird höhe-
rer Nährstoffgehalt oder die Fähigkeit, Stickstoff 
aus der Luft zu verarbeiten (an Stelle von Dünger) 
— mittels Genübertragung angestrebt. 

Inzwischen sind viele Gentechnologen mit Progno-
sen bezüglich der Realisierungschancen dieser 
Ziele vorsichtig geworden. Denn um Pflanzen bei-
spielsweise die Widerstandsfähigkeit gegen Salz im 
Boden zu verleihen, muß erst festgestellt werden, 
welche Teile der Erbsubstanz die Information für 
diese Eigenschaft liefern. In vielen Fällen, beispiels-
weise bei der Stickstoffixierung handelt es sich da-
bei nicht um ein Gen, sondern um viele verschiede-
ne, die im komplexen Zusammenspiel miteinander 
die gewünschte Eigenschaft herausbilden (multi-
faktorielle Vererbung). Ob es also den Gentechnolo-
gen tatsächlich gelingen wird, komplexe Eigen-
schaften der Pflanze überhaupt zu verbessern, oder 
ob solche Projekte nicht eher dazu dienen, als Aus-
hängeschild die Akzeptanz dieser Technik zu erhö-
hen, ist offen. 
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Zudem ist die Behauptung, gentechnische Verfah-
ren stellen nur eine Weiterführung oder Verfeine-
rung der bisherigen Züchtungstechniken dar, schon 
unter Betrachtung der im Labor und Gewächshaus 
verwendeten Methoden unhaltbar, denn 

bei der Übertragung von Genen ist nicht sicher-
gestellt, daß die gewünschten Gene nur die ge-
wünschte Wirkung entfalten; 

die Wechselwirkungen des fremden Gens mit 
den vorgefundenen Genabschnitten bzw. des 
dann produzierten Genprodukts im Gesamtstoff-
wechsel der Pflanze sind nicht einschätzbar; 

— zur Genübertragung werden in der Regel Pflan-
zenviren verwendet, denen die Fähigkeit, in den 
Pflanzen Krankheiten auszulösen, „herausge-
schnitten" wurde; bei verschiedenen Arbeits-
schritten wird also mit Erregern von Pflanzen-
krankheiten gearbeitet, es werden neue Varian-
ten davon oder Kombinationen mit nicht patho-
genen Formen erzeugt, usw. Damit ist z. B. die 
Wahrscheinlichkeit der ungewollten Freisetzung 
eines bisher nicht bzw. nicht in dieser Menge 
vorkommenden krankheitserregenden Stammes 
erhöht. Darüber hinaus gibt es experimentelle 
Hinweise dafür, daß sich solche „entschärfte" Vi-
ren unter Freilandbedingungen wieder zu neue 
Krankheiten auslösenden Erregern entwickeln 
können. 

Die Herstellung gentechnisch manipulierter Pflan-
zen hat darüber hinaus das Ziel, diese Produkte 
möglichst bald auf den Markt und damit auf das 
Feld zu bringen, sie also nicht nur im Labor son-
dern im Freiland anzubauen. Hier kommen aber 
noch zahlreiche ungeklärte Fragen hinsichtlich der 
möglichen ökologischen Folgewirkungen hinzu: 

— Es ist noch ungeklärt, in welchem Ausmaß neue 
pflanzliche Genkombinationen auf andere Arten 
übertragen werden können. Auf diese Weise 
könnten aber nicht nur die Kulturpflanzen, son-
dern auch die „Unkräuter" widerstandsfähig 
werden gegen Schädlingsbefall oder gegen Pe-
stizide. 

— Die erfolgreiche Konstruktion von stickstofffi-
xierenden Pflanzen erscheint angesichts der 
mehr als 18 an diesem Prozeß beteiligten Gene 
mehr als unwahrscheinlich. Sollte sie jedoch ge-
lingen, wäre es unmöglich, die Folgen des An-
baus solcher Pflanzen für das globale Klima 
(z. B. durch Änderung des Stickstoffanteils in 
der Luft) und das Bodenleben durch Laborsimu-
lation zu erproben. 

Die fehlende Umweltverträglichkeit der Herstel-
lung und Anwendung gentechnisch manipulierter 
Pflanzen muß, wie bei anderen gentechnischen Pro-
dukten, auf dem Hintergrund der verfolgten Nut-
zungziele gesehen werden. Diese sind, gemessen an 
nicht nur biologisch-ökologischen Kriterien, son-
dern ebenso an sozialen und wirtschaftlichen Krite-
rien, bestenfalls fragwürdig, in der Regel jedoch mit 
den Leitlinien GRÜNER Politik völlig unvereinbar. 

So ist z B. der Versuch, mittels Gentechnologie wi

-

derstandsfähige Pflanzen herzustellen, schon biolo

-

gisch höchst fragwürdig. Natürliche Schutzmecha-
nismen haben die Pflanzen im Verlaufe einer Jahr-
tausende oder gar -millionen dauernden, evolutio-
nären Anpassung herausgebildet; entsprechend 
vielfältig sind die verschiedenen Formen des 
Schutzes gegen Krankheit oder extreme Klimabe-
dingungen. Insofern kann der Ansatz, diese Anpas-
sung durch die punktuelle „Nachrüstung" der 
Pflanze nachzuahmen, kaum gleichwertig sein. 
Eher wird sie schon innerhalb der Pflanzen andere 
Stoffwechselprozesse aus dem Gleichgewicht brin-
gen bzw. etwa bei der Krankheitsresistenz nur eine 
kleine Verschnaufpause vor dem nächsten Krank-
heitsbefall bieten. Wie in der Human- oder Tierme-
dizin ist auch in der Bekämpfung von Pflanzen-
krankheiten eine echte Ursachenbekämpfung not-
wendig. Diese müßte geleitet sein von der Erkennt-
nis, daß bei Anfälligkeit gegenüber Krankheiten 
der „Fehler" weniger in der Pflanze selbst als viel-
mehr im gesamten Anbausystem zu suchen ist, die 
Anfälligkeit also gewissermaßen als „Bioindikator" 
verstanden werden soll. 

Ebenso ist die Vision einer „Superpflanze`, die resi-
stent ist gegen alle Widrigkeiten der Umwelt (und 
der agrochemischen Industrie selbst), sich selbst 
düngt, eine optimale Nährstoffzusammensetzung 
aufweist, für die industrielle Verarbeitung gut ge-
eignet ist und dabei Höchsterträge liefert, höch-
stens von propagandistischem Wert. Biologisch ge-
sehen schließen sich diese Ziele größtenteils gegen-
seitig aus. Die Optimierung einer Eigenschaft än-
dert in aller Regel den Gesamtstoffwechsel und 
wirkt sich dabei u. U. nachteilig aus auf andere, 
erwünschte Qualitäten wie z. B. Nährstoffgehalt 
oder Wachstum. Dementsprechend sind Sorten, die 
in extremen Klimazonen natürlich vorkommen, in 
der Lage, unter diesen Bedingungen auch ohne auf-
wendige Düngung, Bewässerung usw. zuverlässig 
durchschnittliche Erntemengen — aber eben keine 
Spitzenerträge zu liefern. Angesichts der heutigen 
ökologischen Krise der Landwirtschaft wäre der 
Rückgriff auf solche, an spezifische Standorte ange-
paßte Sorten nicht nur für extreme Klimazonen der 
Dritten Welt, sondern auch in der Industrieland-
wirtschaft der Ersten Welt, dringend geraten. 

Darüber hinaus halten es DIE GRÜNEN für wider-
sinnig, mittels Gentechnologie weitere Ertragsstei-
gerungen in der industrialisierten Landwirtschaft 
erzielen zu wollen, so daß eine immer geringere Flä-
che für die Produktion von Nahrungsmitteln aus-
reicht, um die dann freiwerdenden Flächen wieder

-

aufzuforsten oder sie als Erholungsraum oder Na-
turschutzgebiet auszuweisen, wie im Kommissions-
bericht in Aussicht gestellt. Wie die Kommission 
richtig feststellt, ist der Erhalt einer wertvollen  Kul-
turlandschaft nur durch eine landwirtschaftliche 
Nutzung möglich. Hinzu kommt, daß die weiterin-
tensivierte Nutzung von Hochertragsflächen nicht . 

nur eine Umweltbelastung von benachbarten Na-
turschutzflächen mit sich bringt, sondern auch die 
Verseuchung von Grundwasser, Oberflächengewäs-
sern, Boden und Nahrungsmittel weiter verschärft. 
Somit kann die Antwort auf die ökologische, ökono-
mische und soziale Misere der heutigen Landwirt-
schaft nur eine Reduzierung der Intensität der Be- 
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arbeitung auf allen Flächen, eine Erhöhung der ex-
tensiven Nutzung und die Ausweitung der Anwen-
dung umweltgerechter Anbaupraktiken, wie sie im 
biologisch-ökologischen Anbau entwickelt worden 
sind, sein. Nur so kann die Umwelt insgesamt — 
und nicht nur einzelne Oasen — geschützt werden 
ebenso wie Arbeitsplätze und Sozialstrukturen im 
ländlichen Raum. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN empfiehlt dem Deut-
schen Bundestag, die Bundesregierung aufzufor-
dern, 

jede öffentliche Förderung von Forschungspro-
jekten im Bereich der Pflanzenzüchtung, die 
gentechnologische Methoden verwenden oder 
das Ziel haben, gentechnologisch veränderte 
Pflanzen zu erzeugen, einzustellen; 

statt dessen Forschungsarbeiten in den folgen-
den Bereichen zu fördern: Entwicklung der Me-
thoden des biologischen Anbaus; Züchtung von 
Sorten, die für den biologischen Anbau beson-
ders geeignet sind; Entwicklung von Verfahren 
des biologischen Pflanzenschutzes; 

zur Sicherung der bäuerlichen Landwirtschaft 
beizutragen, insbesondere mittels gestaffelter 
Erzeugerpreise und Entschuldungsprogramme; 

durch eine Stickstoffbesteuerung und Verbot ge-
fährlicher Pestizide eine Verringerung des Ein-
satzes von Agrargiften und Kunstdünger herbei-
zuführen; 

— eine Fluranreicherung durch Mischnutzflächen 
und Abschaffung der Flurbereinigungsverfah-
ren; zu fördern; 

— durch gezielte, befristete Umstellungsbeihilfen 
und Verbesserung der Beratung und der Direkt-
vermarktung den ökologischen Landbau zu för-
dern; 

keine räumliche und funktionale Trennung in 
Intensivnutzgebiete und Natur„schutz"gebiete 
zu betreiben; 

— die Erhaltung von wildwachsenden und vom 
Menschen genutzten Pflanzen in ihrer natürli-
chen Umgebung zu einem vorrangigen Ziel der 
Agrar-, Wirtschafts- und Umweltpolitik zu ma-
chen; 

das Sammeln von genetischem Material in Gen-
banken lediglich als befristete Notmaßnahme 
zur Verhinderung des Aussterbens von Arten 
und Sorten zu begreifen; 

— in der Bundesrepublik sicherzustellen, daß so-
wohl staatlich geführte, als auch private Gen-
banken jedem Menschen zugänglich sind; 

— sich dafür einzusetzen, daß dieses Prinzip auch 
international durch ein entsprechendes Abkom-
men unter Aufsicht der FAO eingehalten wird; 

ebenso sich einzusetzen für die Rückführung 
von genetischen Ressourcen, die nur noch in 
ausländischen Genbanken vorhanden sind, in 
ihre Ursprungsländer; 

— die züchterische Arbeit von Bauern, Organisatio-
nen und kleineren Saatzuchtbetrieben zu unter-
stützen, insbesondere wenn sie sich der Pflege 
von bedrohten Landrassen widmen. 

3.c Nahrungsmittelverarbeitung 

Die Konservierung und Verarbeitung von Nah-
rungsmitteln ist das traditionell wichtigste Einsatz-
gebiet der Biotechnologie. Schon deshalb bietet die 
Nahrungsmittelindustrie ein weites Feld für den 
Einsatz der Gentechnologie. Diese Einschätzung 
wird von den Prognosen der Industrie und der Re-
gierungen (so z. B. auch der EG) über das künftige 
Marktvolumen verschiedener gentechnischer Pro-
dukte bestätigt. Um so unverständlicher ist es, daß 
die Kommission diesen Bereich in ihrem Bericht 
nicht aufgenommen hat. 

Der Einsatz der Gentechnologie in der Nahrungs-
mittelindustrie wird nicht nur viele Arbeitsplätze 
beeinflussen, sondern auch tiefgreifende Verände-
rungen auf dem Weltmarkt und den täglichen Ver-
zehr von gentechnisch erzeugten Lebensmitteln 
durch weite Teile der Bevölkerung mit sich bringen. 
Deshalb sollen zumindest einige Beispiele und 
wahrscheinliche Folgewirkungen kurz skizziert 
werden. 

Gentechnische Verfahren werden im Zusammen-
hang mit der Nahrungsmittelproduktion im wesent-
lichen auf zwei Ebenen eingesetzt: Zum einen, um 
solche Mikroorganismen zu verändern, die traditio-
nell in biotechnologischen Umwandlungsprozessen 
benutzt wurden, also vor allem Hefen für die Braue-
rei oder Brotherstellung und verschiedene Milch-
säurebakterien zur Erzeugung von Milchprodukten, 
Gemüsekonserven u. v. m.; des weiteren zur Ent-
wicklung neuer oder veränderter Wege der Herstel-
lung etwa von Lebensmittelzusätzen, Vitaminen 
oder Eiweißstoffen (die ihrerseits an Verarbeitungs-
verfahren beteiligt sein können = Enzymtechnolo-
gie) in gentechnisch „optimierte" Mikroorganis-
men. 

Hier werden die Hauptmotive für den Einsatz der 
Gentechnologie insgesamt sehr viel deutlicher ge-
nannt als bei anderen Anwendungsgebieten der 
Gentechnologie. Oberstes Ziel ist eine Optimierung 
der verwendeten Organismen bzw. ihrer biochemi-
schen Eigenschaften nach den Kriterien der indu-
striellen Produktion, d. h. die Steigerung von Pro-
duktausbeuten, Beschleunigung von Umwandlungs-
prozessen und Verbesserung von Eigenschaften, die 
verarbeitungstechnisch relevant sind. In diesem 
Sinne hofft man, „die qualitativen Defekte der land-
wirtschaftlichen Rohstoffe zumindest z. T. auszu-
gleichen” (Feillet 1985). Ebenso wie in der Tier- und 
Pflanzenzucht geht es um die Konstruktion einer 
neuen „Natur", die besser als die vorhandene zur 
effizienten, industriellen Produktion von vermarkt-
baren Waren geeignet ist. Erfahrungen mit frühe-
ren technischen Neuerungen in der Nahrungsmit-
telindustrie (Nitrat-Pökelung, Lebensmittelbestrah-
lung) lassen auch für gentechnologische Verfahren 
erwarten, daß die Effizienzsteigerungen zu Lasten 
gesundheitlicher und ernährungsphysiologischer 
Gesichtspunkte gehen werden. Ebenso wird die 
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Produkttransparenz für die Verbraucher ins Hin-
tertreffen geraten. Da eine Kennzeichnungspflicht 
für mit gentechnischen Verfahren erzeugte Nah-
rungsmittel nicht besteht, können zahlreiche Ver-
braucher in Zukunft zu ahnungslosen Konsumen-
ten dieser Erzeugnisse werden. 

Schließlich verspricht die Industrie, mit Hilfe gen- 
und biotechnischer Verfahren neue Geschmackser-
lebnisse zu bieten. Bisher hat jedoch die Weiterent-
wicklung der industriellen Nahrungsverarbeitung 
und Fertignahrungsproduktion Produkte hervorge-
bracht, die gemessen an geschmacklichen und 
ästhetischen Kriterien den naturbelassenen stets 
unterlegen waren. 

Der Ausbau von gen- und biotechnischen Verfahren 
wird nur den großen, multinationalen Konzernen 
erhebliche Vorteile bieten. Kleinere Nahrungsmit-
telerzeuger können sich die notwendigen For-
schungs- und Entwicklungsarbeiten ohnehin nicht 
leisten. Enzymtechnologie eröffnet den weltweit 
operierenden Konzernen die Möglichkeit, standar-
disierte Produktionsabläufe zu entwickeln, bei de-
nen leicht auf die Erzeugung anderer Produkte oder 
die Verarbeitung anderer Rohstoffe für das gleiche 
Endprodukt umgestellt werden kann. So entsteht 
eine hohe Flexibilität hinsichtlich der Absatz-
märkte und der Rohstoffquellen, die je nach Ernte-
menge, Preis oder politischen Verhältnissen ge-
wählt werden können. 

„Die traditionellen Zweige der landwirtschaftlichen 
Produktion (Weizen, Mais, Milch) werden zugun-
sten der neuen makromolekularen Zweige (Eiweiß-
stoffe, Fette, Kohlenhydrate) zurückgedrängt. Bau-
ern müssen sich daran gewöhnen, statt in Liter 
Milch oder Tonnen Weizen zu rechnen, die Mengen 
an Eiweiß oder Lipid pro Hektar zu kalkulieren" 
(Feillet 1985). So gerät der Landwirt zum Rohstoff-
lieferanten, der mit Weizen-, Mais- oder Tapioka-
bauern weltweit in Konkurrenz steht — denn deren 
Produkte können ebensogut etwa für die Stärke-
Süßstoff-Produktion der Industrie genutzt werden 
wie seine (v. d. Doel, Junne 1986). Der fortgesetzte 
Abbau von Arbeitsplätzen in der Landwirtschaft, 
sowohl in den Industrieländern, als auch in der 
Dritten Welt, ist bei der notwendigen Ausrichtung 
auf Weltmarktpreise (die die EG für die Zucker-
preisordnung bereits beschlossen hat) eingeplant. 
Erzeuger in der Dritten Welt werden weitere Ex-
portmöglichkeiten verlieren, sollte es gelingen, die 
Produktion von Agrarerzeugnissen, wie z. B. Kakao 
(ein Projekt des Nahrungsriesen Unilever) ganz in 
die Bioreaktoren der Industrie zu verlagern. Eine 
gentechnisch beschleunigte Champagner- oder 
Käse-Produktion wird auch in der hiesigen Indu-
strie zu erheblichen Rationalisierungswirkungen 
führen. Innerhalb der großen Unternehmen werden 
Arbeitsplätze abgebaut, kleinere Betriebe werden 
vom Markt verdrängt. Die politische und ökonomi-
sche Macht der Großkonzerne, die vom Saatgut und 
Pestizid bis zur Fertigmahlzeit den Markt beherr-
schen, erreicht neue Dimensionen. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN sieht im Einsatz der 
Gentechnologie in der Nahrungsmittelverarbeitung 

keinen Nutzen. Sie hält die zunehmend standardi-
sierte und technisierte industrielle Verarbeitung 
von Nahrungsmitteln, insbesondere mit Hilfe der 
Gentechnologie und der Bio-Großtechnologie, aus 
gesundheitlicher, ernährungsphysiologischer und 
wirtschaftlicher Sicht für verhängnisvoll. Die lang-
fristigen Auswirkungen solcher Produkte auf die 
menschliche Gesundheit sind nicht abzuschätzen. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN empfiehlt dem Deut-
schen Bundestag, die Bundesregierung aufzufor-
dern 

die Anwendung gentechnischer Verfahren zur 
Erzeugung und Verarbeitung von Nahrungsmit-
teln oder von Stoffen, die in der Nahrungsmittel-
verarbeitung verwendet werden, zu untersagen; 

— Maßnahmen zu ergreifen, die eine weitgehende 
Naturbelassenheit der Agrarerzeugnisse und 
der daraus hergestellten Lebensmittel gewähr-
leisten; 

im Sinne dieser Zielsetzung den Erhalt der bäu-
erlichen Landwirtschaft zu sichern und die Er-
weiterung bzw. den Aufbau von dezentralen, ge-
nossenschaftlichen und handwerklichen Verar-
beitungs- und Vermarktungsstrukturen zu un-
terstützen; 

— die Weiterentwicklung, Verbesserung oder Wie-
dereinführung von traditionellen, ökologisch 
und gesundheitlich verträglichen biologischen 
Konservierungs- und Verarbeitungsverfahren 
zu unterstützen; 

die Kennzeichnung aller Lebensmittel hinsicht-
lich der Zusatz- und Inhaltsstoffe sowie der ver-
wendeten Verarbeitungs- und Konservierungs-
methoden in einer für die Verbraucher verständ-
lichen Form verbindlich vorzuschreiben. 

4. Biologische Stoffumwandlung 
und Rohstoffgewinnung 

Die Nutzung von pflanzlichen und tierischen 
Agrarerzeugnissen für andere Zwecke als zur 
menschlichen Ernährung hat einen festen Platz im 
Rahmen traditioneller Bewirtschaftungsformen. Als 
Teil agrarwirtschaftlicher Kreisläufe geschah dies 
in der Regel ohne Beeinträchtigung der Nahrungs-
versorgung. Dazu gehörten ökologisch sinnvolle 
Fruchtfolgen oder die extensive Nutzung von Flä-
chen, die sich für die Bestellung mit Nahrungs-
pflanzen nicht lohnten, bzw. als Verwertung von 
Nebenprodukten der Tierhaltung oder des Pflan-
zenbaus (Leder, Stroh, Flachs, usw.). Diese Nutzung 
trug dazu bei, eine vielfältige, ökologisch wertvolle 
Kulturlandschaft zu entwickeln bzw. zu erhalten. 
Allerdings findet der Anbau von Rohstoffpflanzen, 
insbesondere in den tropischen Ländern der Drit-
ten Welt, z. T. auf riesigen Flächen unter Ausbeu-
tung oder Vernichtung der natürlichen Lebens-
grundlagen statt. Der Plantagenanbau von Gummi, 
Indigo, Jute, Hanf, Arzneimittelpflanzen usw. ist zu-
dem mit der Ausbeutung der einheimischen Arbei-
ter/innen und verheerenden sozialen und politi-
schen Folgen verbunden. 
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In Mitteleuropa wurde diese Vielfalt in Produkten 
und Produktion vor allem in den letzten fünf Jahr-
zehnten aus der Landwirtschaft verdrängt. Der 
Zwang zur Spezialisierung, die Ausweitung von Mo-
nokulturen, das Verschwinden des dörflichen Hand-
werks und kleinerer Verarbeitungsbetriebe, die Be-
tonung von wirtschaftlich attraktiveren Arten und 
Sorten in der Züchtung sind nur einige der Gründe 
für das Verschwinden vieler dieser nicht als Nah-
rungsmittel nutzbaren landwirtschaftlichen „Ne-
benprodukte". 

Von zentraler Bedeutung war jedoch die forcierte 
Entwicklung billiger Verfahren zur Herstellung von 
synthetischen Ersatzprodukten, meist auf der Basis 
der petrochemischen Industrie. Synthetische Texti-
lien, Baumaterialien, Arzneimittel und Gebrauchs-
gegenstände wurden als nützlicher und billiger er-
achtet, zumindest so lange wie die massiven Pro-
bleme der Herstellungsverfahren und der hochgifti-
gen Abfälle sowie die Beseitigung der Produkte 
selbst noch unbekannt waren oder ignoriert wur-
den. Auch das Problem des hohen Energiever-
brauchs solcher Produktionsprozesse wurde erst im 
Zusammenhang mit der „Ölkrise" der siebziger 
Jahre ernstgenommen. 

Zu diesem Zeitpunkt setzte die Diskussion um die 
Verwendung von nachwachsenden Rohstoffen in 
der Energiegewinnung und industriellen Produk-
tion ein. Agrarerzeugnisse und andere Formen von 
Biomasse (beispielsweise aus Wäldern oder Mee-
ren) sollten nicht-erneuerbare, insbesondere aber 
nicht-einheimische Energieträger und Rohstoffe er-
setzen. Mit dem Abflauen der „Ölkrise" und dem 
Rückgang der Ölpreise haben sich die Rechtferti-
gungen für eine Entwicklung dieser regenerierba-
ren Rohstoffe verlagert. Folgende Argumente ste-
hen heute im Mittelpunkt: 

— Abbau der Subventionen für die landwirtschaft-
liche Überschußproduktion, ihre Lagerung und 
Verarbeitung; 

— Nutzung von für die Nahrungsmittelproduktion 
nicht benötigter Flächen; 

— Einkommenssicherung oder -verbesserung für 
die Landwirte; 

— geringere Belastung der Umwelt in der Produk-
tion. 

Die heutigen Programme zur Nutzung von Pflanzen 
als industrieller Rohstoff (ob von der Bundesregie-
rung, der EG oder von den Industrieunternehmen) 
beschäftigen sich in den wenigsten Fällen mit tradi-
tionellen Pflanzenarten oder Verwertungsverfah-
ren und Produkten. Diese sind in der Regel für eine 
industrielle Anwendung kaum attraktiv. Der Ein-
satz der Gentechnologie soll zu der Attraktivität 
dieser neuen Wege in zweierlei Hinsicht beitragen: 
Durch die Möglichkeit einer schnelleren Optimie-
rung der Pflanzen für den industriellen Einsatz und 
durch die Entwicklung neuer oder optimierter Ver-
arbeitungsprozesse mittels Mikroorganismen oder 
Enzymtechnologie. 

Auf die Gefahren und Probleme der gentechnischen 
Pflanzenzüchtung und gentechnischer Großproduk

-

tion wird in den Kapiteln Pflanzenproduktion und 
Produktionssicherheit eingegangen. Mit den dort 
aufgezeichneten Argumenten begründen DIE GRÜ-
NEN ihre Ablehnung des Einsatzes der Gentechno-
logie bei der biologischen Stoffumwandlung und 
Rohstoffgewinnung. Eine angepaßte und ökologisch 
verträgliche biotechnologische Nutzung von Agrar-
erzeugnissen darf die erheblichen Risiken der Gen-
technologie nicht in Kauf nehmen. Dieser Verzicht 
auf gentechnische Methoden allein garantiert aller-
dings noch nicht, daß der Anbau und die Nutzung 
von nachwachsenden Rohstoffen den vorgegebenen 
sozialen und ökologischen Zielen entsprechen wird. 
Die alleinige Ausrichtung der Landwirtschaft auf 
die Erfordernisse der Industrie läßt eher folgende 
Entwicklungen erwarten: 

steigender Verbrauch von synthetischen Pestizi-
den und Düngemitteln, da die Pflanzen nicht als 
Nahrung dienen sollen; 

— Ausweitung von Monokulturen; 

Ausweitung der Vertragslandwirtschaft und da-
mit wachsende Abhängigkeit der Bauern von In-
dustrieunternehmen; 

— keine nennenswerten Erweiterungen der 
Fruchtfolge, da der Zwang zur Spezialisierung 
bestehen bleibt; 

— erhöhter Druck auf kleinere Betriebe und solche 
in benachteiligten Regionen und ein beschleu-
nigtes, statt gebremstes Bauernsterben. Die im 
Mehrheitsvotum geweckten Hoffnungen auf 
„Nischen" für Kleinproduzenten sind Schönfär-
berei. Durch die Vorgaben der Industrie werden 
die Bauern dazu gezwungen, sich auf wenige 
Produkte mit gesicherten Absatzmöglichkeiten 
zu konzentrieren; 

— Subventionen werden nicht abgebaut, sondern 
lediglich verlagert, statt den Landwirten werden 
sie der Industrie zugute kommen. 

Die Zurichtung der landwirtschaftlichen Produk-
tion auf die Erfordernisse der Industrie wird von 
der Industrie als Teil einer ökologischen Moderni-
sierung dargestellt. Biotechnische Verfahren arbei-
ten zwar in der Regel mit geringeren Energiemen-
gen als petrochemische, sind jedoch nicht per se 
umweltfreundlich. Auch hier fallen große Mengen 
von flüssigen und festen Abfallstoffen an. Es wer-
den große Mengen an Prozeßwasser benötigt und 
technische Fehler und Leckagen mit heute vielfach 
(auch bei Verwendung nicht-gentechnisch verän-
derter Organismen) unabschätzbaren Folgen mög-
lich. Angesichts der Versuche, derartige Prozesse 
soweit wie möglich zu automatisieren, muß zuneh-
mend mit technischen Störfällen gerechnet werden. 
Der Anbau von Industriepflanzen gefährdet 
schließlich potentiell — wenn noch nicht in Europa 
erkennbar so mit Sicherheit in der Dritten Welt  — 
die  Nahrungsmittelversorgung. Die leeren Verspre-
chungen von der Gentechnologie als „Waffe gegen 
den Welthunger" werden als ebensolche entlarvt, 
dient sie doch hier dazu, hochwertige Nahrungsmit-
tel zu Kunststoff, Kleber oder Kosmetika zu verar-
beiten — oder sie schlicht als Kraftstoff zu verbren-
nen. Während dessen wird jedoch keineswegs der 
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Import aus den Ländern der Dritten Welt von exoti-
schen Nahrungs- oder Futtermitteln, die die hiesi-
gen Agrarüberschüsse erst möglich machen, einge-
schränkt. 

DIE GRÜNEN sehen in der Nutzung von wertvollen 
pflanzlichen Inhaltsstoffen — allerdings ohne die 
Verwendung von gentechnisch veränderten Pflan-
zen oder Mikroorganismen — durchaus gute Mög-
lichkeiten, giftige und umweltunverträgliche Pro-
dukte zu ersetzen. Als Weg aus der wirtschaftlichen, 
sozialen und politischen Krise der Landwirtschaft 
ist der Anbau nachwachsender Rohstoffe allerdings 
völlig ungeeignet. 

Die heutigen Programme der Bundesregierung und 
der Industrie dienen nicht den Interessen der Land-
wirte und Verbraucher und werden die Probleme 
der Überschußproduktion nicht lösen. Es gibt hier 
keine Alternative zu einer grundlegenden Neu-
orientierung der Agrarpolitik, die diese Krise ge-
schaffen hat. Eingebettet in eine Fortsetzung der-
selben Politik werden nachwachsende Rohstoffe die 
Krise nur verschärfen. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN empfiehlt dem Deut-
schen Bundestag, die Bundesregierung aufzufor-
dern 

— den Anbau von nachwachsenden Rohstoffpflan-
zen nicht zu subventionieren und eine Ausrich-
tung der Preisordnung für Nahrungspflanzen 
auf die Weltmarktpreise zugunsten der indu-
striellen Verwertung solcher Pflanzen in der 
BRD und in der EG zu verhindern bzw. rückgän-
gig zu machen; 

die Forschungsförderung im Bereich der nach-
wachsenden Rohstoffe zur Erzeugung von Bio-
äthanol oder zur industriellen Nutzung von Nah-
rungspflanzen einzustellen; 

— andere Forschungsprojekte auf diesem Gebiet 
dann zu fördern, wenn 

— sie das Ziel haben, pflanzliche Inhaltsstoffe 
zu verwerten, die bisher als Abfall galten 
(z. B. im Rahmen der Biogasgewinnung oder 
der Mehrfachnutzung einer Pflanze für Nah

-

rungs- und Rohstoffzwecke, z. B. Flachsan-
bau zur Gewinnung von Leinöl, -samen und 
Flachsfasern); 

— die Umweltverträglichkeit sowohl im Anbau, 
als auch beim Produktionsverfahren und 
beim Endprodukt geprüft und bestätigt wird; 
dabei muß auch die Energiebilanz berück-
sichtigt werden; 

— sie mit einer Erweiterung der Fruchtfolgen 
verbunden sind und einheimische Arten und 
Sorten den fremden oder exotischen vorzie-
hen; 

die Verarbeitung in kleineren Betrieben auf 
Gemeinde- oder Regionalebene erfolgt; 

— sie mit Anbaupraktiken verbunden sind, die 
auf eine Reduzierung der umweltbelastenden 
Faktoren ausgerichtet sind, insbesondere 
nach den Prinzipien des biologischen An-
baus. 

5. Umwelt 

Die Belastung von Wasser, Boden und Luft mit gifti-
gen Chemikalien hat ein erschreckendes Ausmaß 
angenommen. Diese von Menschen verursachte 
Verseuchung hat zur Zerstörung ganzer Ökosy-
steme geführt und gefährdet zunehmend die 
menschliche Gesundheit. Insbesondere das Pro-
blem der Altlasten macht deutlich, daß die Aus-
maße der möglichen Schäden noch kaum zu überse-
hen oder abzuschätzen sind. Von den rund 100 000 
synthetisch hergestellten Chemikalien sind nur we-
nige daraufhin untersucht worden, welche Gefähr-
dung von Mensch und Umwelt sie mit sich brin-
gen. 

Noch weniger untersucht ist das Zusammenwirken 
dieser verschiedenen bekannten und unbekannten 
Schadstoffe, das die Gesamtwirkung noch potenzie-
ren kann. Dennoch werden täglich hochgiftige 
Stoffe wie Schwermetalle und chlorierte Kohlen-
wasserstoffe (Dioxin, PCB) durch die industrielle 
Produktion, Müllverbrennung oder -lagerung und 
„Störfälle" in großen Mengen in die Umwelt abgege-
ben. 

Die einzig nachhaltige Lösung des Problems der 
chemischen Verseuchung kann nur die Entgiftung 
der chemischen Produktion — und nicht eine „Ver-
besserung" der Reparaturpolitik sein. 

Die Entwicklung von gentechnisch manipulierten 
Organismen zum Abbau von Giften, die als Neben-
oder Endprodukt der chemischen Industrie anfal-
len, ist eine Fortsetzung der bisherigen Politik der 
Verwaltung und Reparatur von Schäden. Aufgrund 
der komplexen Wechselwirkungen zwischen ver-
schiedenen, natürlich vorkommenden Mikroorga-
nismen im Boden und Wasser — darunter auch sol-
che, die Schadstoffe in der Umwelt normalerweise 
abbauen — und anderen, wechselnden Umweltfak-
toren, muß bezweifelt werden, ob Umweltschäden 
mit diesen Methoden tatsächlich beseitigt werden 
können. In jedem Fall unterstützen aber solche 
Strategien die Tendenz, ökologisch und gesundheit-
lich gefährliche Stoffe weiterhin zu produzieren. Sie 
suggerieren, daß Umweltgifte problemlos beseitigt 
werden können. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN fordert,  daß nur solche 
Technologien zum Abbau von Umweltlasten ver-
wendet werden, deren Umweltverträglichkeit ein-
wandfrei nachgewiesen worden ist. Ökonomische 
Kriterien können bei der Entwicklung und dem 
Einsatz solcher Techniken nur zweitrangig sein. 

Chemische Gifte werden oft sehr schnell durch Luft 
und Wasser vom Ort ihres Entstehens entfernt und 
verteilt, können aber dann auch in extrem niedri-
gen Konzentrationen eine Bedrohung darstellen. 
Die Beseitigung derart feinverteilter Schadstoffe 
mit bisher entwickelten Verfahren scheitert an den 
fehlenden Möglichkeiten, sie wieder „einzusam-
meln". Diese Probleme können gentechnische ver-
änderte Mikroorganismen auch nicht lösen. Zudem 
müßten sie dafür über riesige Flächen verteilt wer-
den. 
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Aber auch der Versuch, relativ eingrenzbare Altla-
sten mittels Gentechnologie abzubauen, wäre — 
wie andere Verfahren auch — technisch sehr auf-
wendig und teuer. Die notwendigen Bedingungen 
für den Einsatz manipulierter Organismen sollen 
zunächst unter relativ kontrollierten Laborbedin-
gungen erprobt werden. Fraglich ist, ob diese Be-
dingungen (Nährstoffbedarf, Temperatur, Sauer-
stoffzufuhr) im Freiland zu dem gleichen, er-
wünschten Ergebnis führen angesichts der vielen 
Faktoren, die auf das Wachstum und den Stoffwech-
sel dieser Organismen wirken. Es gibt keine Mög-
lichkeit, Freilandeinflüsse vorherzusagen (s. SV 
„Freisetzung"), ebensowenig wie die Vermehrung 
oder das Verhalten der freigesetzten Organismen 
vorhergesagt werden kann. Die Freisetzung gen-
technisch manipulierter Organismen bedeutet da-
mit eine weitere, nicht kontrollierbare und nicht 
rückholbare Umweltbelastung. Solche Lebewesen 
werden zu Altlasten viel schwerwiegenderer Art. 

Die Kommissionsmehrheit sieht ebenfalls einen 
Nutzen in der Verwendung gentechnisch veränder-
ter Lebewesen im Bereich des Pflanzenschutzes 
(MW: Umwelt). 

Hier gibt es zwei Strategien: 

— Pflanzenschädigende Insekten sollen mit gen-
technisch konstruierten Bakterien und Viren 
vernichtet werden; 

— mittels gentechnischer Manipulation soll es der 
Pflanze ermöglicht werden, Insekten-vernichten-
de Gifte zu produzieren. 

Diese Strategien bringen jeweils spezielle biologi-
sche Gefahren mit sich. Im ersten Fall bedeutet dies 
eine Herstellung neuer krankheitserregender Bak-
terien und Viren, deren Folgen für Tiere und Men-
schen nicht vorhergesagt werden können (SV: „La-
borsicherheit"). Erstens wird eine erhöhte Mobilität 
der zwischen verschiedenen Bakterien mittels gen-
technischer Manipulation übertragenen Gene beob-
achtet (hier eben solche, die die Giftproduktion er-
möglichen). Solche unbeabsichtigten Übertragun-
gen von Toxingenen auf andere Bakterienarten und 
Viren können zum Befall und zur Vernichtung von 
Nutzinsekten führen. 

Im zweiten Fall können die in die Pflanze direkt 
eingebauten Toxingene, deren Wirkung an sich nur 
gegen Schadinsekten gerichtet sein soll, eine nicht 
abschätzbare Gefahr für jeden Organismus darstel-
len, der diese Pflanze als Nahrung nutzt. 

Solche Pflanzen-„schutz"-maßnahmen sollten nicht 
mit einem echten biologischen Pflanzenschutz ver-
wechselt werden. Anders als die chemische oder 
gentechnische „Kriegsführung", die nur die Ver-
nichtung der Schädlinge zu perfektionieren ver-
sucht, arbeitet der biologische Pflanzenschutz mit 
verschiedenen Mitteln, die auch das Ziel haben, das 
Auftreten von Schädlingen von vornherein zu redu-
zieren. Schädlingsbefall wird nicht einfach als „Feh-
ler" der Pflanzen oder Insektenplage gesehen, son-
dern als Indikator, der häufig Fehler im Anbausy-
stem anzeigt. 

In den Versuchen, mittels Gentechnologie schad-
stoffabbauende oder insektenvernichtende Bakte-
rien oder Pflanzen zu konstruieren, sehen DIE 
GRÜNEN keine Lösung von Umweltproblemen. 
Nachdem die Erde mit naturfremden Kunstproduk-
ten bedeckt wurde und die dadurch hervorgerufe-
nen Schäden immer sichtbarer und fühlbarer wer-
den, sollen nunmehr die einmal gemachten Fehler 
mit naturfremden, nach der gleichen Logik zuge-
richteten Organismen repariert werden. Das erste 
Sakrileg gegen die Natur zieht folgerichtig das 
zweite nach sich. 

Nach Ansicht der Fraktion DIE GRÜNEN muß dies 
verhindert werden. Dazu müssen Produkte, Techni-
ken und Methoden verwendet werden, die nicht au-
ßerhalb der natürlichen Stoffkreisläufe stehen und 
die die Gesetzmäßigkeit des globalen Ökosystems 
respektieren. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN empfiehlt dem Deut-
schen Bundestag, die Bundesregierung aufzufor-
dern, 

gemäß dem Antrag der GRÜNEN — „Chemiepolitik 
— Entgiftung der Chemischen Industrie — Förde-
rung und Weiterentwicklung einer ,Sanften Che-
mie`" (Bundestagsdrucksache 10/6052) 

— die Produktion und Verwendung von bestimm-
ten, hochgiftigen Stoffen zu verbieten und solche 
geringerer Gefährlichkeit schrittweise durch 
umweltverträglichere zu ersetzen; 

— mit sofortiger Wirkung vorzuschreiben, daß Ab-
wasser-, Abluft- und Abfallemissionen nach dem 
neuesten Stand der Technik minimiert werden; 

— eine Nachweispflicht für Umweltverträglichkeit 
von alten und neuen Produkten, Produktionsver-
fahren und Methoden der Abfallentsorgung ein-
zuführen; 

— Maßnahmen zur Förderung einer „Sanften Che-
mie” zu ergreifen. 

Ferner soll die Bundesregierung aufgefordert wer

-

den 

— die Forschung auf dem Gebiet der Altlastensa-
nierung zu fördern. 

Es müssen Dekontaminationsverfahren entwickelt 
werden, die das Ökosystem nicht weiter belasten. 
Inwieweit hierbei in besonderen Fällen bei einge-
grenzten Schadstoffunden die Abbauaktivitäten 
von natürlich vorkommenden, nicht gentechnisch 
manipulierten Mikroorganismen genutzt werden 
sollen, muß zunächst mit entsprechenden For-
schungsarbeiten untersucht werden. Dabei ist be-
sonderes Augenmerk auf ökologische und evolutio-
näre Folgewirkungen solcher Verfahren zu richten. 

6. Militärische Nutzung 

Das Mehrheitsvotum der Kommission nimmt die 
auf der nichtöffentlichen Anhörung gemachten 
Aussagen und die zur Verfügung stehenden Lite-
ratur selektiv wahr. Die Möglichkeiten und die Be- 
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deutung der Gentechnik für die Entwicklung von 
B-Waffen, wie sie von dem molekularbiologischen 
Sachverständigen dargelegt wurden, sind in den 
Kommissionsbericht nicht aufgenommen worden. 
Öffentliche Stellungnahmen regierungsamtlicher 
Stellen und Budgetaufstellungen des amerikani-
schen Verteidigungsministeriums, die eindeutig das 
durch die Gentechnik neuerwachte Interesse an der 
Entwicklung von B-Waffen und eine Einschätzung 
des damit verbundenen neuen Potentials dokumen-
tieren, sind durch die Kommission nicht oder kaum 
berücksichtigt worden. 

Die Wirksamkeit und möglichen langfristigen Aus-
wirkungen biologischer Kampfstoffe sind denen 
atomarer und chemischer Waffen vergleichbar oder 
übertreffen diese sogar. Bisher sind biologische 
Waffen jedoch unter dem Gesichtspunkt der 
Kriegsführung von untergeordneter Bedeutung ge-
wesen (sie waren nicht gezielt einsetzbar, unter-
schieden weder Freund noch Feind, ihre Ausbrei-
tung, Überlebensfähigkeit, Infektiosität und Toxizi-
tät war nicht oder kaum beeinflußbar). Nicht zuletzt 
deshalb ist 1972 das Abkommen über das Verbot 
von Biologischen Waffen zustandegekommen. Da-
nach ist das Aufbewahren kleiner Mengen poten-
tieller B-Waffen-Agenzien für friedliche Zwecke 
oder die Defensivforschung aber weiterhin gestat-
tet geblieben hat. 

Durch gentechnische Methoden hat die Entwick-
lung und Produktion von B-Waffen eine neue Qua-
lität erhalten. 

„Biologische Kampfstoffe könnten — auf der 
Grundlage der neuen Technologien — großartige 
neue Waffen darstellen." (Zitat D. J. Feith, Unterse-
kretär des Verteidigungsministeriums der Vereinig-
ten Staaten.) So plant die US-Regierung den Aus-
bau eines Hochsicherheitslabors in Dugway im 
Bundesstaat Utah, in dem gentechnische Forschung 
und Tests mit biologischen Erregern durchgeführt 
werden sollen. 

Die Gentechnologie erlaubt die Konstruktion von 
neuartigen, in der Natur nicht vorkommenden, aber 
auf militärische Bedürfnisse zugeschnittenen Erre-
gern. Sie erlaubt darüber hinaus auch die Massen-
produktion von Toxinen, die in der Natur bisher nur 
in geringen Mengen oder in nicht als biologische 
Waffen einsetzbaren Organismen vorkamen (z. B. 
Schlangengift). 

Eine wirksame Unterscheidung zwischen Offensiv

-

forschung, also der Entwicklung und Erforschung 

neuer Erreger, und sogenannter Defensivforschung, 
womit die Impfstoffentwicklung als eventueller 
Schutz gegen biologische Waffen gemeint is t,  ist 
nicht möglich, denn für jeden zu entwickelnden 
Impfstoff muß vorher der Erreger bekannt oder 
konstruiert sein und vermehrt werden. In diesem 
Sinne müssen auch die in der beiliegenden Tabelle 
aufgeführten Projekte bewertet werden. 

Zudem sind wirksame und umfassende biologische 
Schutzmaßnahmen gegen solche neuentwickelten 
Erreger nicht möglich. Mit gentechnologischen 
„Tricks" können Erreger so verändert werden, daß 
gegen diese entwickelte Impfstoffe unwirksam wer-
den. Die militärische Impfstoffentwicklung hat da-
her nur dann einen Sinn, wenn sie in Zusammen-
hang mit bekannten eigenen Erreger vorgenommen 
wird, die möglicherweise im Kriegsfall eingesetzt 
werden sollen, um für die eigene Trappe Schutz-
impfungen zu ermöglichen. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN empfiehlt dem Bundes-
tag, die Bundesregierung aufzufordern, über das 
Mehrheitsvotum der Kommission hinausgehend 

ein gesetzlich verankertes Verbot der B-Waffen-
Forschung, einschließlich der sogenannten De-
fensivforschung zu erlassen; 

ein Verbot gentechnologischer Forschungspro-
jekte in militärischen Einrichtungen und mit 
Geldern aus militärischen Etats in allen Anwen-
dungsgebieten auszusprechen; 

eine Veröffentlichungspflicht aller bisher aus 
Mitteln des Verteidigungshaushalts finanzierter 
Projekte, unabhängig davon ob sie in militäri-
schen, öffentlichen oder privaten Institutionen 
durchgeführt wurden, einzuführen. 

Ferner empfiehlt die Fraktion DIE GRÜNEN dem 
Bundestag, die Bundesregierung damit zu beauf-
tragen 

— auf internationaler Ebene ein Zusatzprotokoll 
zur Genfer Konvention zu initiieren, durch das 
die oben genannten Maßnahmen auch auf inter-
nationaler Ebene eingeführt werden; 

— auf internationaler Ebene darauf hinzuwirken, 
daß die noch vorhandenen und nach dem Genfer 
Abkommen gestatteten Vorräte an biologischen 
Agenzien und Toxinen in eine zu schaffende 
zentrale Institution überführt werden, die unter 
UNO-Aufsicht steht. 

 



Drucksache 10/6775 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Recombinant DNA Research Projects 
The following projects have been approved by an Institu-
tional Biosafety Committee, or they are exempt from the 
Recombinant DNA Guidelines. They are performed or 
funded by the Department of Defense. This list was re-
leased on April 17, 1985. It is updated on a periodic 
basis. 

Work Done In In House Laboratories 
• Dr. S. H. Leppla, Dr. G. Knudson, Dr. B.E. Ivins, et al. 

at the U.S. Army Medical Research Institute of Infec-
tious Diseases (USAMRIID): cloning, sequencing, and 
expressing genes responsible for three protein compo-
nents of anthrax toxin, including the protective antigen 
gene, all for vaccine usage. 

• Dr. J.G. Olenick, Dr. B.D. Hansen, and Dr. R. Geller at 
the Walter Reed Army Institute of Research (WRAIR): 
cloning of varient-specific glycoprotein gene of African 
leishmania and t rypanosomes for vaccine usage. 
• Dr. D.J. Kopecko, Col. K.W. Hedlund, Col. J.C. 

Sadoff, et al. at WRAIR: cloning of cell-wall, surface anti-
gen, plasmid of bacterial pilus genes of R. tsutsuga-
mushi, R. conorii, P. aeruginosa, N. gonorrhea, and 
Salmonella, Shigella, and Citrobacter strains all for vac-
cine usage, and/or diagnostic DNA probe production. 

• Dr. R. Wistar, Dr. J. Misiti, and Dr. M.D. Dobson at 
the Naval Medical Research Institute (NMRI), Bethesda: 
cloning of R. typhi and R. prowazekii antigen genes for 
vaccine usage. 

• Dr. R. Wistar, Dr. J.M. Ramsey, and Dr. R.L. 
Beaudoin at NMRI: cloning of surface-antigen genes of 
P. falciparum for vaccine usage. 

• Dr. J.M. Dalrymple at USAMRIID: 
—with Dr. C.S. Schmaljohn: supplying purified Flavi-

virus RNA, proteins, and monoclonal antibodies to other 
investigators under DOD contract; testing vaccine pro-
ducts; 

—with Dr. C.S. Schmaljohn: cloning of RNA segments 
of Hantaan virus to create diagnostically useful DNA 
probes, and to produce viral surface proteins for vaccine 
usage; 

—with Dr. J.F. Smith: creating a library of DNA clones 
for the immunogenic proteins of Chikungunya, O'nyong-
nyong, Mayaro, and Ross River viruses for vaccine 
development; 

—with Dr. P. Repik, Maj. J.W. LeDuc, and Col. C.J. 
Peters: cloning M-segment RNA of Rift Valley fever virus 
to produce an immunogenic protein for vaccine usage, 
and as a diagnostic probe. 

• Dr. R. Wistar, Dr. A.L. Bourgeois, and Dr. S. Walz at 
NMRI: cloning of Campylobacter surface antigen genes 
for creating a vaccine against enteric infections. 

• Dr. R. Wistar and Dr. O.R. Pavlovskis at NM RI: clon-
ing of genes of Pseudomonas antigens to produce pro-
tective toxoids. 

• Dr. M. Vodkin and Col. E. Stephenson at USAMRIID: 
cloning of immunogen genes of C. burnetti for vaccine 
usage. 

• Dr. A.D. O'Brien and Dr. R. Holmes at Uniformed Ser-
vices University of the Health Sciences (USUHS) funded 
by NIH: cloning of structural gene of Shigalike toxin 
from enteropathic E. coli to study molecular mechan-
isms of diarrheagenesis. 
• Ltc. W.Y. Hockmeyer, Dr. J. Weber, Dr. J.D. Haynes, 

et al. at WRAIR: cloning of genes for surface proteins of 
human malaria, leishmania, and t rypanosoma parasites, 
for vaccine usage and/or DNA probe production. 

• Dr. P.K. Chiang, Dr. J.G. Olenick, and Dr. B.P. Doctor 
at WRAIR: cloning of genes of neurotransmitter 
receptor sites to define ontogenetic relationships and 
topology. 

• Capt. R.P. McCreary at the U.S. Air Force Academy 
(USAF): studying the role of uvsX gene in bacteriophage 
DNA repair. 
• Dr. Rosenberg in Bangkok funded by WRAIR: pro-

ducing rDNA probes to identify closely related species 
of mosquitoes. 

• Dr. L.A. Smith and Dr. J. Middlebrook at USAMRIID: 
cloning of snake venom genes to produce novel vac-
cines. 

• Dr. B. Innis at WRAIR: cloning of Dengue-3 virus 
genome for vaccine production. 

• Dr. M. Pimsier at Armed Forces Institute of Patho-
logy (AFIP) of Walter Reed Hospital: cloning of M. 
ulcerans toxin genes for vaccine production. 

• Dr. R.H. Silverman at USUHS: cloning of synthetic 
cDNA to study interferon effects on the 2-5A dependent 
RNASE gene. 

Work Done Via Active Contracts* 
• Dr. M.I. Simon at Agouron Inst. La Jolla, CA, Office 

of Naval Research (ONR): studying the molecular basis 
of marine biofouling. 

• Dr. M. Collett at Molecular Genetics, Inc. 
(USAMRDC): cloning the M-segment gene of Rift Valley 
Fever virus for vaccine development. 
• Dr. J.W. Patrick at Salk Institute, San Diego U.S. 

Army Medical Research and Development Command 
(USAMRDC): cloning of genes for subunits of the 
acetylcholine receptor. 

• Dr. H. Soreq and Dr. H.I. Silman at Weizman Inst., 
Israel (USAMRDC): cloning of human acetylcholinester-
ase gene for study and possible therapy. 

• Dr. R.K. Padmanabhan at Univ. of Kansas 
(USAMRDC): cloning of dengue-2 virus surface protein 
gene for vaccine development. 

• Dr. F.C.G. Hoskin and Dr. D.J. Cork at Illinois Inst. of 
Technology, Chicago, U.S. Army Materiel Command- 

Quelle: GeneWATCH May—August 1985 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6775 

Army Research Office (AMF-ARO): cloning of squid 
gene for the enzyme diisopropyl phosphorofluoride 
hydrolase for organophosphorous detoxification. 
• Dr. H.G. Khorana at MIT (ONR): cloning of rhodopsin 

and other visual photoreceptor proteins. 
• Dr. M.J. Fournier and Dr. T.L. Mason at Univ. of 

Massachusetts (USAMRDC): cloning of genes of sur-
face proteins of Flavivirus (Japanese Encephalitis and 
Dengue, type 1 viruses) for use as vaccines. 
• Dr. J. Kraut at Agouron Inst., La Jolla, CA (ONR): 

generating catalytic enzymes for decontamination of 
chemical warfare agents. 
• Dr. J.H. Richards at California Inst. of Technology 

(ONR): generating catalytic enzymes to hydrolyze organ-
ophosphates. 

• Dr. D.T. Kingsbury at Univ. of California (ONR): 
—with Dr. S. Falkow: creating species-specific 

hybridization probes for rapid identification of patho-
genic organisms; 

—with Dr. A.E. Karu: studying recA protein function 
and regulation of E. coli; 
—with Dr. S. Tracy: cloning technologies for small 

virus detection; 
—with Dr. H. Kaummen and Dr. C. Marvel: analyzing 

biochemical and molecular properties of modified RNA; 
—with Dr. N.A. Vedros: transferring rDNA to study 

control mechanisms for bacterial polysaccharide pro-
duction. 

• Dr. J.L. Ingraham et al., Univ. of California at Davis; 
Dr. T.C. Vanaman at Univ. of Kentucky; Dr. W. Magee at 
Univ. of Idaho; Dr. R.A. Bradley and Dr. J. Arnold at Univ. 
of Georgia; and Dr. H. Tedeschi at SUNY Albany (AMC-
ARO): training of graduate students in biogenetic engin-
eering for gene cloning of produce enzymes. 

• Dr. J.B. Kaper at Univ. of Ma ry land School of Medi-
cine (ONR): studying gene transfer in marine micro-
organisms. 

• Dr. J.E. Donelson and Dr. A.R. Ficht at Iowa Univ. 
(USAMRDC): characterizing of antigens expressed by 
Trypanosoma brucei during the metacyclic stage for 
vaccines purposes. 

• Dr. J.H. Waite at Univ. of Connecticut (ONR): cloning 
of mussel adhesive polymers as a biocement. 

• Dr. A. Rich at MIT (ONR): study of Z-DNA effects on 
the expression of the rhodopsin gene. 

• Dr. S.A. Holmes at General Electric Research & 
Development Center (ONR): genetic engineering of 
metal binding proteins of microorganisms for recover-
ing trace metals from seawater. 
• Dr. G.T. Tsao at Purdue Univ. (Naval Air Systems 

Command): microbial production of rubber, as induced 
by artifical genes. 

• Dr. R.D. Brown at Syntro Corporation, San Diego 
(Naval Air Systems Command): microbial production of 
silk fibers, films, and adhesives. 

• Dr. J. Clements at Tulane Univ. (ONR): cloning genes 
of non-toxic fragment of E. coli exterotoxin for use as an 
oral vaccine. 
• Dr. T.C.H. Chiang and Dr. J.R. Wild at Texas A & M 

Univ. (AMC-ARO): cloning and expressing bacterial 
phosphotriesterase genes for degrading organophos-
phorous compounds. 
• Dr. D.H.L. Bishop at Natural Environmental Re-

search Council, Britain (USAMRDC): cloning the RNA 
genes coding for surface proteins of Phlebotomus and 
other Bunyaviruses for use in vaccine production. 

• Dr. M.J. Buchmeier at Scripps Clinic (USAMRDC): 
cloning genomic RNA for producing a vaccine against 
Lymphocytic Choriomeningitis Virus as a prototype of 
the Arenavirus Group. 

• Dr. J. Files at Codon, Brisbane, CA (USAMRDC): 
creating DNA probes for the identification of Leish-
mania. 
• F.H. Bach at Univ. of Minnesota (ONR): cloning of 

genes coding surface membrane proteins of human 
lymphocytes to produce DNA probes for differentiation 
of lymphocyte subsets. 

• Dr. J.C. Loper at Univ. of Cincinnati (USAF and EPA): 
developing yeasts useful for degrading hazardous 
chemicals. 

• Dr. B. Blobel at Rockefeller Univ.; Dr. S.R. Kuchner 
at Univ. of Georgia; Dr. D.J. Galas at Univ. of Southern 
California (AMC-ARO): instrumentation grants for re-
search in genetic engineering. 

• Dr. E. Ehrenfeld at Univ. of Utah (USAMRDC): 
cloning of hepatitis A virus genes to produce a vaccine. 

• Dr. S. Lemon at Univ. of No rt h Carolina (USAMRDC): 
attenuating the hepatitus A virus through cloning to 
create a vaccine. 
• Dr. E. Paoletti at New York State Dept. of Health 

(USAMRDC): using genetic modification of Poxvirus for 
the construction of attenuated vaccines. 

• Dr. D. Robertson at Brigham Young Univ. 
(USAMRDC): using rDNA technology to produce a more 
effective anthrax vaccine. 
• Dr. B.J. Beaty at Colorado State Univ. (USAMRDC): 

developing nucleic acid probes for arbovirus diagnosis. 
• Dr. V. Finnerty at Emory Univ. (USAMRDC): develop-

ing nucleic acid probes for species identification of 
malaria vector mosquitoes. 
• Dr. S. Rose at Bio-Response, Inc. (USAMRDC): clon-

ing mammalian acetylcholinesterase producing cell 
lines. 
• Dr. L. Matienzo at Mart in Marietta Laboratories 

(Naval Air Systems Command): cloning of Botryococcus 
braunii genes for production of hydrocarbons. 

*The DOD agencies noted in parenthesis next to the 
research institution indicates the funding source. 
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D. Übergreifende Themen 

1. Arbeitsplätze, Markt- und 
Produktionsstrukturen 

Der Sachstandsbericht der Kommission und die 
daraus abgeleiteten Bewertungen und Empfehlun-
gen befassen sich fast ausschließlich mit der An-
wendung der Gentechnologie in der pharmazeu-
tisch-chemischen Industrie. Die Auswirkungen gen-
technischer Verfahren und Produkte auf andere Be-
reiche der industriellen Produktion, aber auch bei-
spielsweise auf den landwirtschaftlichen Bereich, 
werden weder an dieser Stelle noch in anderen Ka-
piteln eingehend betrachtet. Bei der Analyse der 
Auswirkungen im chemisch-pharmazeutischen Be-
reich bleiben darüber hinaus wichtige Aspekte un-
berücksichtigt. Im Ergebnis begründet das die Fest-
stellung, daß die Kommission bereit is t,  im wesent-
lichen unhinterfragt die Gentechnologie als positiv 
zu bewertende Innovationstechnologie zu akzeptie-
ren. Die Entwicklung der Gentechnologie und ihr 
praktischer Einsatz in der Industrie soll i. W. dem 
,freien Spiel der Marktkräfte' überlassen werden. In 
ihren Empfehlungen beschränkt sich die .  Kommis-
sion mehr oder weniger darauf, begleitende Unter-
suchungen vorzuschlagen, die die gesellschaftlichen 
Folgen und Umwälzungen des Einsatzes dieser In-
novationstechnologie protokollieren und wissen-
schaftlich auswerten sollen. Darüber hinaus soll le-
diglich geprüft werden, ob eventuell neuen Qualifi-
kationsanforderungen „durch Möglichkeiten der 
Fortbildung und Umschulung Rechnung getragen 
werden kann" (MV: Arbeitsplätze, Qualifikationsan-
forderungen usw.). 

Nach Ansicht der GRÜNEN hätte die Kommission 
in diesen Fragen eine umfassendere und fundier-
tere Analyse leisten müssen. Dies wäre möglich ge-
wesen, auch ohne Gefahr zu laufen, sich im Bereich 
von spekulativen Prognosen zu bewegen. Dabei 
hätte man sich nicht nur auf gleichartige Erfahrun-
gen mit anderen vergleichbaren Innovationstechno-
logien beziehen können, sondern auch auf bereits 
vorliegende Studien zur Einführung der Gentechno-
logie selbst. 

Vieles deutet darauf hin, daß die Nutzung der Gen-
technologie zu beschleunigten Konzentrationspro-
zessen in verschiedenen Branchen führen wird. Am 
deutlichsten sichtbar ist diese Tendenz bei den mul-
tinationalen petrochemischen Konzernen, die seit 
einigen Jahren dabei sind, kleinere Saatgutunter-
nehmen aufzukaufen und nun stark an der Ent-
wicklung von gentechnisch veränderten Pflanzen 
beteiligt sind. Ebenso beginnen aber einige Konzer-
ne, die bisher hauptsächlich im Bereich der Nah-
rungsmittelproduktion tätig waren, ihre Aktivitäten 
im Bereich der Saatgutentwicklung oder der nach-
wachsenden Rohstoffe auszuweiten. Demgegen-
über zeichnet sich in den USA bereits ab, daß nur 
wenige der neugegründeten Gen- und Biotechnolo-
giefirmen sich auf dem Markt werden halten kön-
nen. Auch den bestehenden kleineren und mittel-
ständischen Firmen wird es in den wenigsten Fäl-
len gelingen, auf diesem Sektor mit den großen, vor 
allem multinationalen Konzernen Schritt zu halten. 
(Batelle-Studie, DS 126). 

Auf diesem Hintergrund stellt sich die Frage von 
Beschäftigungseffekten durch Einführung der Gen-
technologie in einem anderen Licht dar. Wenn es 
auch innerhalb der großen Unternehmen zunächst 
zu einer gewissen Steigerung der Arbeitsplätze 
kommen mag, so kann die Gesamtbilanz von Ar-
beitsplätzen innerhalb einer Branche dennoch ne-
gativ sein. Insbesondere sind aber negative Effekte 
durch Veränderungen in der internationalen Ar-
beitsteilung und in der Struktur internationaler 
Märkte zu befürchten. So wird z. B. daran gearbei-
tet, Produkte, die bisher nur im tropischen Anbau 
erzeugt werden konnten, in Zukunft durch Nutzung 
von Zellkulturen in den Labors der Industrienatio-
nen zu produzieren. Das muß langfristig dazu füh-
ren, daß vor allem Menschen in der Dritten Welt 
vom Arbeitsplatzverlust und anderen negativen 
Folgen betroffen sind (SV: Dritte Welt, v. d. Doel, 
Junne 1986). 

Erfahrungen bei der Einführung anderer Technolo-
gien aber auch gewisse Aussagen in den von der 
Kommission in Auftrag gegebenen Studien (Batel-
le-Studie DS 126 und Untersuchung der Sozialfor-
schungsstelle DS 161) bestätigen, daß die ohnehin 
benachteiligten und sozial weniger abgesicherten 
Arbeitnehmer/innen vom Arbeitsplatzabbau am 
härtesten getroffen werden. Die Arbeitnehmer/in-
nen, deren Qualifikation für eine Umsetzung in die 
gentechnologische Produktion nicht ausreicht, wer-
den in der überwiegenden Zahl ausländische Be-
schäftigte und Frauen sein. 

Auch in der Forschung sind Frauen im höheren 
Maße als Männer vom Verlust ihres Arbeitsplatzes 
bedroht, sei es als Laborantinnen oder Technische 
Assistentinnen, die durch die Einführung von auto-
matisierten Verfahren im Labor (DNA-Sequenzier-
automaten, ,Gen-Automaten', usw.) ersetzbar wer-
den oder als Wissenschaftlerinnen, die bekanntlich 
von der Industrie weniger gerne eingestellt werden 
als ihre männlichen Kollegen. Männer werden 
nicht nur deshalb, weil sie höhere Qualifikationen 
aufzuweisen haben, in höherem Maße als Frauen in 
die neuen Arbeitsplätze in der gentechnischen In-
dustrie nachrücken. Es steht auch zu erwarten, daß 
Frauen, als potentiell Schwangere oder Gebärfähi-
ge, ,zu ihrem eigenen Schutz' von bestimmten Ar-
beitsplätzen, an denen sie mit gefährlichen Stoffen 
und Erregern arbeiten müßten, ausgeschlossen 
werden, da ein effektiver Schutz sonst nicht mög-
lich ist. 

Die Kommission hat sich mit den strukturellen, 
ökonomischen und sozialen Auswirkungen der 
Gentechnologie in der Landwirtschaft und Nah-
rungsmittelproduktion kaum befaßt, obwohl viele 
der ersten gentechnischen Produkte, die Marktreife 
erlangt haben, für den Einsatz in diesen Bereichen 
bestimmt sind (tierische Impfstoffe, Wachstumshor-
mone, herbizidresistente Pflanzen). Es liegen be-
reits Untersuchungen vor, die belegen, welche ver-
heerenden sozialen Folgen schon ein einziges gen-
technisches Produkt für die Landwirte haben wird. 
In einer Studie des US-Ökonoms Kalter (1985) über 
die Auswirkungen des gentechnischen Rinder-
wachstumshormons (der die Milchleistung der ein-
zelnen Kuh um etwa 20 % erhöhen soll) auf die US- 
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Milchwirtschaft wird berechnet, daß innerhalb von 
drei Jahren 20-30 % der Milchbauern gezwungen 
sein werden, ihre Höfe aufzugeben. 

Ebenso wichtig wie die Frage der Auswirkungen 
der Gentechnologie auf die Anzahl der Arbeits-
plätze sind mögliche Veränderungen in der Quali-
tät der betroffenen Arbeitsplätze. In der landwirt-
schaftlichen ebenso wie in der industriellen Pro-
duktion geht die Einführung der Gentechnologie 
mit einer weitgehenden Automatisierung einher. 
Hinzu kommt in der industriellen Produktion eine 
notwendige Meß-, Überwachungs- und Sicherheits-
technik, um die notwendigen Sicherheitsbestim-
mungen einzuhalten. 

Es entsteht eine neue Funktionseinteilung zwi-
schen Mensch und Maschine, die nicht nur — wie 
von der Kommission festgestellt — neue Qualifika-
tionsanforderungen mit sich bringt, sondern auch 
den objektiven Arbeitsstreß, einseitige Belastungen 
und Entfremdungserscheinungen bei der Arbeit er-
höht. 

Zuletzt jedoch ein zentraler Punkt: Im Rahmen ei-
ner tiefergehenden Analyse der Auswirkungen ei-
ner neuen gentechnischen Produktion erscheint es 
für die Fraktion DIE GRÜNEN als unverzichtbar, 
nach den Zielen und Motiven der beteiligten Indu-
strieunternehmen zu fragen. Hier hätte die Kom-
mission zumindest einen Gesamtüberblick über die 
Produkte und Projekte, an denen in der industriel-
len Forschung und Entwicklung gearbeitet wird, er-
arbeiten müssen. Ebenso hat es keine Analyse der 
Interessen von indirekt an der Entwicklung der 
Gentechnologie beteiligten Industriebranchen gege-
ben, so z. B. im Bereich des Laborinstrumente- und 
Apparatebaus (Industriemagazin, September 1984), 
wo mit Zuwachsraten von 15-25 % gerechnet wird. 
Solche Daten hätten deutlich gemacht, daß die an 
der Gentechnologie beteiligten Industrieunterneh-
men sich keineswegs der Suche nach sozial nützli-
chen oder unweltverträglichen Produkten gewid-
met haben. Die angebliche Verfolgung solcher Ziele 
ist bestenfalls ein Nebeneffekt, schlimmstenfalls 
Propaganda zur Zerstreuung von Bedenken gegen 
die Gentechnologie und ihre Produkte. 

Hauptmotiv für den Einstieg in die gentechnische 
Forschung und Produktion liegt in den Möglichkei-
ten der Sicherung und Erhöhung von Profiten: 
Durch die Erschließung neuer Märkte, durch billi-
gere Produktionsverfahren, durch den Abbau von 
Arbeitskräften mittels Automatisierung und Ratio-
nalisierung, durch den Ersatz von Rohstoffquellen, 
die als teuer oder (politisch) als zu unsicher angese-
hen werden. Die gentechnischen Produkte, die zu-
mindest als potentiell sozial nützlich angesehen 
werden könnten, wie z. B. Impfstoffe, bilden das 
Schlußlicht auf der Prioritätenliste der gentechni-
schen Industrie. Von 219 US-amerikanischen Gen

-

technologiefirmen, die das OFFICE OF TECHNO-
LOGY ASSESSMENT des US-Kongresses befragt 
hat (zitiert nach Commoner 1986), waren 60 % bzw. 
etwa 130 Firmen im pharmazeutischen Bereich tä-
tig. Ganze sieben dieser Firmen haben sich mit der 
Impfstoff-Forschung und -Entwicklung befaßt. Eine 

Befragung bundesrepublikanischer Firmen hätte 
wohl kaum völlig entgegengesetzte Ergebnisse ge-
liefert. 

2. Dritte Welt 

Ausgehend vom Prinzip der globalen Verträglich-
keit halten es DIE GRÜNEN im Bundestag für un-
abdingbar, Funktion und Auswirkungen der Gen-
technologie für die Länder der Südhemisphäre ein-
zuschätzen. Maßstäbe der Bewertung der Technik 
sind dabei — neben der ökologischen und sozialen 
Verträglichkeit — die ökonomischen und struktu-
rellen Auswirkungen der Gentechnologie auf die 
Länder der Dritten Welt. 

Die Beseitigung des Hungers und der Massenepide-
mien insbesondere in den Ländern der Dritten Welt 
gehört zweifellos zu den großen Herausforderungen 
der Menschheit heute. Darüber bestehen zwischen 
den GRÜNEN und den Mitgliedern der Enquete

-

Kommission keine Differenzen. Ein solcher Kon-
sens existiert aber nicht in der Einschätzung der 
Ausgangsbedingungen für die Konsequenzen der 
Gentechnologie in den Ländern der Südhemi-
sphäre. Sowohl der Sachstandsbericht wie die Be-
wertungen und Empfehlungen der Kommission ig-
norieren den Beitrag der Ersten Welt zur Situation 
in der Dritten Welt, ignorieren die gewachsene hi-
storische Entwicklung, ignorieren die ungleichen 
Austauschbeziehungen, den technischen und kul-
turellen Imperialismus. 

Die Gentechnologie ist in keiner Weise geeignet, 
die Probleme der Entwicklungsländer zu lösen. Mit 
ihrer Hilfe soll vielmehr die ökonomische, ökologi-
sche und soziale Krise in den Ländern der Nord-
halbkugel beseitigt werden, ihr Export gestärkt und 
der Import aus den Ländern der Dritten Welt ge-
schwächt werden. Als Hochtechnologie dient die 
Gentechnologie gerade dazu, den sogenannten Ent-
wicklungsländern einschließlich der Schwellenlän-
der die Eigenentwicklung von Techniken zu er-
schweren, die der Situation in diesen Ländern ange-
paßt wäre. Sie soll als Spitzentechnologie eher dazu 
dienen, den Industrienationen die führende Posi-
tion auf dem Weltmarkt zu erhalten. Mit der Gen- 
und Biotechnologie eigenen sich die industriali-
sierten Länder eine technologische „Waffe" an, die 
für die Länder der Dritten Welt katastrophale öko-
logische und ökonomische Konsequenzen haben 
kann und eine weitere politische Destabilisierung 
mit sich bringen wird. 

Die Befürchtung, daß die Industrienationen die 
Dritte Welt als riesiges „Versuchsgelände" für die 
Erprobung gentechnologischer Produkte mißbrau-
chen könnten, hat sich bereits in diesem Jahr be-
wahrheitet. Die französische Firma Transgene hat 
in Zusammenarbeit mit dem US-amerikanischen 
Wistar-Institut einen gentechnologischen Impfstoff 
auf einer argentinischen Rinderfarm getestet. We-
der wurden die argentinischen und die US-amerika-
nischen Behörden informiert oder um eine Geneh-
migung des Versuchs gebeten, noch wurden die be-
teiligten Arbeiter aufgeklärt. So hat sich der Ver- 
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dacht bestätigt, daß Betreiber der Gentechnologie 
mangelnde Kenntnisse, Schutzvorschriften und 
Kontrollmöglichkeiten in den Ländern der Dritten 
Welt ausnützen könnten, um restriktive Regelun-
gen in den eigenen Ländern zu umgehen. Darüber 
hinaus steht zu befürchten, daß die ökologischen 
Folgewirkungen eines gentechnologischen „Stör-
falls" nach solchen Experimenten in tropischen und 
subtropischen Gebieten noch verheerender sein 
werden als in den gemäßigten Zonen. Die Ökosy-
steme dieser Regionen sind häufiger weniger stabil 
und verletzlicher als die Nordamerikas oder Euro-
pas (vgl. Zerstörung des tropischen Regenwaldes) 
und zudem noch weit weniger erforscht und ver-
standen. 

Vom Stand der Forschung und Entwicklung her ge-
sehen dürfte die Gentechnologie zunächst insbeson-
dere die landwirtschaftliche Produktion beeinflus-
sen (s. a. SV: Pflanzenproduktion). Die sogenannte 
„Grüne Revolution" in den Entwicklungsländern 
hat nach dem zweiten Weltkrieg die sozialen Unter-
schiede erheblich verschärft. Auf großflächigen rei-
chen Böden wird industrialisierte Landwirtschaft 
für den Export betrieben. Hier werden Pflanzen 
(Geldpflanzen) angebaut, die nicht zum Grundnah-
rungsmittelbereich gehören (Kakao, Tee, Kaffee, 
Tabak, Ölpalmen, Blumen, europäisches Gemüse, 
Obst, Baumwolle etc.). Schlechtere Anbauflächen 
werden für die Produktion des täglichen Bedarfs 
(Subsistenz) genutzt, die gleichwohl für große Teile 
der Dritte-Welt-Bevölkerung den entscheidenden 
Beitrag zu ihrem Überleben darstellt. Diese Subsi-
stenzproduktion wird hauptsächlich von Frauen be-
trieben. Die Konkurrenzsituation zwischen Geld-
pflanzen und Nahrungspflanzen ist maßgeblich für 
die katastrophale Ernährungssituation in afrikani-
schen Ländern verantwortlich. 

Die gentechnische Produktion von Pflanzen, die auf 
versalzten Böden wachsen oder mit nur geringer 
Nährstoffzufuhr auskommen, wird auch ärmere Bö-
den für die industrielle Landwirtschaft lukrativ ma-
chen und deshalb zu einer massenhaften Vertrei-
bung der kleinbäuerlichen Subsistenzproduzentin-
nen von dem „marginalen" Land führen. Die große 
Heerschar der städtischen Armen wird weiter ver-
mehrt werden, die Frauen und die von ihnen abhän-
gigen Familien werden in die Arbeitslosigkeit und 
die Verelendung getrieben. 

Auf die bedrohlichen Ausmaße der genetischen Ero-
sion, die durch die Einführung der Gentechnik in 
die Pflanzenproduktion noch erheblich verschärft 
wird, wurde bereits im Kapitel Pflanzenproduktion 
dieses Sondervotums hingewiesen. Hiervon sind die 
Länder der Drittten Welt besonders betroffen. Das 
im Ausbau befindliche internationale Genbanken

-

netz verlagert die wertvollen Genbestände der Drit

-

ten Welt ins Ausland, erzeugt weitere Abhängigkeit. 
Bei bestimmten Pflanzenarten kontrollieren ein-
zelen Konzerne der Nordhalbkugel den gesamten 
Bestand des eingelagerten Genmaterials. 

Für die Länder der Dritten Welt sind Rohstoffpro-
dukte wichtigster Faktor im Welthandel. Sie sind in 
der Regel die wichtigste Deviseneinnahmequelle. 
Diese Rolle als Rohstoffproduzenten wird durch die 

Bio- und Gentechnologie bedroht, deren Funktion 
es ist, die Industrienationen wieder unabhängiger 
von Rohstoffen aus Dritte-Welt-Ländern zu ma-
chen. Ersetzbarkeit und Austauschbarkeit wichti-
ger Rohstoffe wird durch die neue Technologie zu-
nehmen. So ist in den vergangenen 10 Jahren ver-
mehrt Zucker aus Zuckerrohr durch biotechnolo-
gisch hergestellte Produkte ersetzt worden. Der 
Zuckermarkt ist als Exportmarkt für viele Länder 
der Dritten Welt bereits zerstört. Nun wird daran 
gearbeitet, die biotechnologische Produktion mit 
Hilfe der Gentechnik zu beschleunigen und auf an-
dere Ausgangsstoffe auszuweiten. So arbeitet die 
Firma Unilever an einem im Labor herzustellenden 
Kakaosubstitut. Fischmehl, Tapioka, Gemüseöl und 
Fett droht die Ersetzbarkeit ebenso wie Soja als 
Grundlage für Viehfutter (s. a. SV: Nahrungsmittel-
verarbeitung). 

Der Austauschbarkeit der Produkte, die durch die 
Gen- und Biotechnologie möglich wird, entspricht 
die Austauschbarkeit der Produzenten. Die Länder 
der Nordhalbkugel werden Konkurrenten von Län-
dern der Südhalbkugel auch auf Gebieten, die vor-
dem wegen der Unersetzlichkeit ihrer Produkte die 
handelspolitische Bedeutung der Länder der Drit-
ten Welt begründeten. Diese Tendenz wird — so 
steht zu befürchten — in einem weiteren Preisver-
fall für Rohstoffe einmünden, den Devisenmangel 
der Länder weiter verschärfen und damit auch Ver-
schuldung, Hunger und Abhängigkeit. 

Die Verbesserung der Gesundheitssituation in den 
Ländern der Dritten Welt verlangt nach Ansicht der 
GRÜNEN Entwicklungsprogramme, die hygieni-
sche, ernährungs- und gesundheitsbezogene Maß-
nahmen integrieren. Fast alle isolierten Arzneimit-
tel- und Impfstoffprogramme sind bisher geschei-
tert. Diese Situation wird sich auch durch die Ein-
führung gentechnologisch gewonnener Arzneimit-
tel und Impfstoffe nicht verändern. Sie werden 
schon allein aufgrund der ökonomischen Situation 
nicht den Weg zu den Armen und Ärmsten finden 
(s. a. SV: Gesundheit). 

Die Fraktion DIE GRÜNEN empfiehlt daher dem 
deutschen Bundestag, die Bundesregierung aufzu-
fordern, im Rahmen der Entwicklungshilfe 

— eine Politik zu verfolgen, die den Ländern der 
Dritten Welt erlaubt, als erste Priorität die not-
wendigen sozialen und politischen Maßnahmen 
zur Verbesserung ihrer strukturellen und gesell-
schaftlichen Probleme umzusetzen und da wo 
technologische Strategien sinnvoll erscheinen, 
diese an die Bedürfnisse und Bedingungen der 
jeweiligen Länder zu orientieren. Diese Prioritä-
ten sind entsprechend bei einer Zusammenar-
beit in der Forschung, Technikentwicklung und 
im Bildungssektor zu berücksichtigen. 

— als oberstes Ziel die Verbesserung der Ernäh-
rungslage durch Sicherung der Subsistenzpro-
duktion und Selbstversorgung zu verfolgen. Sie 
sollte durch die Züchtung von dem jeweiligen 
heimischen Genbestand entstammenden Tier- 
und Pflanzenarten durch die Bauern selbst vor-
angetrieben werden. 
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— ökologisch verträgliche Anbaumethoden zu för-
dern, die in traditionell bewirtschafteten Gegen-
den noch betrieben werden, diese zu unterstüt-
zen bzw. wieder einzuführen und weiter zu ent-
wickeln. 

— Gesundheitsprogramme zu fördern, die u. a. sau-
beres Wasser und eine ausreichende medizini-
sche Versorgung für alle zum Ziel haben. 

3. Sicherheitsfragen 

3.a Laborsicherheit 

Die Enquete-Kommission hatte u. a. den Auftrag, 
„ ... gentechnologische und damit im Zusammen-
hang stehende neue biotechnologische Forschun-
gen ... in ihren Chancen und Risiken darzustellen". 
Der von der Mehrheit der Kommission getragene 
Bericht zur Laborsicherheit ist nach Einschätzung 
der Fraktion DIE GRÜNEN nicht mit einer der 
Sache angemessenen Sorgfalt erarbeitet worden. 
Darüber hinaus läßt er einen differenzierten politi-
schen Umgang mit der Problematik vermissen. 

DIE GRÜNEN formulieren ihre Kritik an dem Um-
gang mit der Sicherheitsproblematik aber auch an 
dem kommissionsinternen Arbeitsprozeß an die-
sem Punkt besonders deutlich. Zeigt sich doch hier, 
daß den von den technischen Möglichkeiten her 
weiter in der Zukunft liegenden Risiken (z. B. der 
Manipulation menschlichen Erbmaterials) in der 
Debatte ein großer Raum gegeben wurde, während 
die der alltäglichen, mit jedem gentechnischen 
Experiment sich vergrößernden Risiken, auf die 
ohnehin überlasteten letzten Sitzungen verschoben 
wurde. 

Wesentliche Voraussetzungen der derzeitigen „Si-
cherheitsphilosophie" in der Gentechnik ist das 
„biologische containment''. Es besteht darin, daß die 
Einführung neuer Gene nur in sog. Sicherheits-
stämme gestattet ist, die das aufgenommene geneti-
sche Material nicht weiter übertragen können. 
Selbst wenn man annimmt, daß solche Bakterien in 
der Umwelt oder im menschlichen Körper nur ex-
trem schlecht überleben können, so ist inzwischen 
nachgewiesen, daß sie in Gegenwart anderer Bakte-
rien sehr wohl in der Lage sind, ihr Erbmaterial zu 
übertragen. Dies ist auch der Fall, wenn es sich 
dabei um „Sicherheitsplasmide" handelt, denen 
man die Übertragungsfähigkeit vorher abgezüchtet 
hatte (Gealt et al. 1985). Danach ist es also völlig 
irrelevant, ob der Laborstamm noch überleben 
kann oder nicht. In anderen Experimenten wurde 
gezeigt, daß solche Plasmide sogar die Überlebens-
fähigkeit von Sicherheitsstämmen verbessern kön-
nen (Levy et al. 1980). Weiterhin wird im Sach-
standsbericht davon ausgegangen, daß ,,ganz allge-
mein bisher nicht nachgewiesen werden (konnte), 
daß gentechnisch modifizierte Mikroorganismen 
ihr genetisches Material auf Menschen übertragen 
können". Heißt das: im Einzelfall doch? Zumindest 
weiß man inzwischen (aber dieses wird im Bericht 
nicht diskutiert), daß es unter bestimmten experi-
mentellen Bedingungen zu einer Verschmelzung 
von Bakterien und Säugerzellen kommt. In einem 

diesbezüglichen Experiment wurde mit Hilfe dieser 
Technik ein Onkogen auf eine menschliche Lungen-
epithelzelle übertragen, die dadurch in eine Tumor-
zelle umgewandelt wurden (Yoakum et al. 1985). 

Auch die Kommissionsmehrheit hält es für 
„ ... denkbar, daß der Empfängerorganismus durch 
die fremde DNA in einer Weise verändert wird, die 
seine Eignung als Sicherheitsstamm beeinträch-
tigt" (MV: Sachstandsbericht Sicherheitsaspekte im 
Labor). 

Anders formuliert heißt das, daß die eingebrachten 
Gene den Wirtsorganismus eben doch entscheidend 
verändern können. An sich ist dieses trivial. Nur 
wenn es um die Diskussion potentieller Gefahren 
geht, scheint diese Binsenweisheit der Genetik häu-
fig nicht mehr zu gelten. 

Bisher sind pathogene Eigenschaften genmanipu-
lierter Bakterien kaum systematisch untersucht 
worden, die vorhandenen Untersuchungen liegen in 
der Mehrzahl Jahre zurück und müssen in ihrer 
Gültigkeit an vielen Stellen hinterfragt werden. In-
zwischen sind jedoch weitere Techniken entwickelt 
worden, mit deren Hilfe die in Bakterien einge-
brachte Erbinformation sehr effizient in die ent-
sprechenden Genprodukte umgesetzt wird. Des wei-
teren wurden Plasmide konstruiert, die sich sowohl 
in Bakterien als auch in Säugetierzellen vermehren 
können. Solche für die Sicherheitsdiskussion rele-
vanten qualitativen und quantitativen Aspekte der 
Methodenentwicklung werden im Sachstandsbe-
richt praktisch nicht erwähnt. 

Das „biologische containment" ist also an zwei 
Punkten durchlässig. Erstens kann gentechnisch 
neukombinierte DNA auf andere Zellen übertragen 
werden, und zweitens verändern sich die Eigen-
schaften dieser Stämme durch die Einführung 
neuer Gene. Wenn aber die „Philosophie" des „bio-
logischen containment" nicht haltbar ist,  ist es be-
sonders notwendig, sich mit der Natur und den Wir-
kungen der eingeführten Gene und ihrer Wechsel-
wirkungen mit anderen Genen im Gesamtorganis-
mus zu beschäftigen. 

Hierbei ist festzuhalten, daß im Labor in der Regel 
Gene kloniert werden, deren Funktion zunächst 
nicht bekannt ist, oder denen eine Funktion in be-
stimmten Regelungszusammenhängen in einem 
Organismus zugeordnet werden kann, über deren 
Zusammenspiel mit anderen Genen (in einem ande-
ren Organismus) jedoch keine Aussage möglich ist. 
Beispielhaft für mögliche, dabei auftretende Pro-
bleme sollen hier einige Aspekte der Onkogene und 
Retroviren diskutiert werden. 

Onkogene sind, von einigen Ausnahmen abgesehen, 
Regulationsgene, die molekulare Veränderungen 
erfahren haben oder aus ihren Nachbarschaftsbe-
ziehungen herausgelöst sind. Diese Regulations

-

gene haben, so weit heute bekannt, häufig Signalge-
berfunktion für die Vorgänge der Zellteilung-, Ver-
mehrung und -differenzierung. Werden nun die 
Nachbarschaftsverhältnisse in der Umgebung die-
ser Regulationsgene z. B. durch Chromosomenum-
lagerungen durch Integration von Viren in die Nähe 
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dieser Gene oder durch den Einbau solcher Gene in 
Viren selber verändert, — also durch Neukombina-
tion genetischer Elemente, — kann die von ihnen 
ausgehende Wirkung auf die Zelle eine ganz andere 
werden: durch die Positionsveränderung innerhalb 
eines genetischen Kontextes und die dadurch ver-
ursachten neuen Interaktionen wandelt sich ihre 
Funktion. Aus einer integrativen Funktion wird 
eine desintegrative, die normale Zelle hat einen 
Schritt hin zu einer Tumorzelle getan. 

Auch mit den Methoden der Gentechnologie wer-
den Gene neukombiniert, aus einer evolutionär ent-
standenen genetischen Umgebung in eine andere 
ver-rückt. Im Zusammenhang mit anderen Genen 
beginnt man die Auswirkungen solcher „Positions-
effekte" und Umlagerungen gerade erst zu verste-
hen. Zum Beispiel haben sie eine wichtige Funktion 
bei den Immunglobulin-Genen, die im Körper die 
Abwehrstoffe gegen Krankheitserreger bilden. Sol-
che Umlagerungsprozesse spielen sich möglicher-
weise in den unterschiedlichsten Entwicklungssta-
dien vieler Organismen ab. Der Einfluß gentechni-
scher Veränderungen, deren Mechanismen und 
Ziele keinerlei Bezug zu der natürlichen Evolution 
der Lebewesen haben, auf diese Zusammenhänge, 
ist praktisch nicht vorherzusagen. 

Bezüglich des Umgangs mit „nackter" Onkogen-
DNA vertritt die Kommission die Auffassung, daß 
lediglich die Injektion großer Mengen solcher DNA 
problematisch sei. Dem ist entgegenzuhalten, daß 
kaum Dosis-Wirkungs-Studien vorliegen, die die 
Aussage „ ... große Mengen ..." bestätigen könnten. 
So ist nicht auszuschließen, daß auch sehr viel klei-
nere Mengen Tumore erzeugen können. Auch die 
Aussagen, daß es sich um Injektionen handeln 
müsse und DNA extrem schwer nur von den Zellen 
aufgenommen werden, können in diesem Zusam-
menhang nicht beruhigen. Was im lebenden Orga-
nismus passiert, kann ganz anders sein als das, was 
in der Zellkultur beobachtet wird. Auch dafür gibt 
es bereits erste Hinweise. Kürzlich wurde berichtet, 
daß Mäuse, denen man eine Lösung aktivierter On-
kogene zusammen mit einer krebsauslösenden 
Chemikalie auf die Haut aufgetragen hatte, an die-
sen Stellen Tumore entwickelten, die ohne Zugabe 
des Onkogens nicht entstanden (Hunter 1986). Es 
ist also nicht auszuschließen, daß die Onkogene 
schon alleine Vorstufen krebsartiger Veränderun-
gen in den Zellen bewirken, die die Zelle dann spä-
ter zu einer Tumorzelle werden lassen. Viele experi-
mentelle Untersuchungen der letzten Zeit deuten in 
diese Richtung. 

Auch wenn inzwischen nicht mehr zu übersehen ist, 
daß Onkogene an sich, aber besonders in der Kom-
bination mit krebsauslösenden Chemikalien für die 
in der Krebsforschung Arbeitenden äußerst gefähr-
liche „Arbeitsstoffe" sind, so potenziert sich das Ri-
siko insbesondere für Dritte, wenn mit Viren, be-
sonders gentechnisch manipulierten Viren gearbei-
tet wird. 

Die nicht exakt vorhersagbaren Ergebnisse des Zu-
sammenspiels neukombinierter genetischer Ele-
mente lassen sich besonders gut anhand der Unter-
suchungen der sogenannten Retroviren verdeutli

-

chen. Retroviren sind Viren, zu denen auch der Er-
reger von AIDS gehört. Die Kommission verweist 
zu Recht darauf, daß Arbeiten mit den zunächst nur 
bei Nagetieren gefundenen, sogenannten amphotro-
pen Retroviren erhöhter Sicherheitsmaßnahmen 
bedürfen. Dies ist dadurch begründet, daß solche 
Viren auch menschliche Zellen infizieren, in das 
Erbmaterial integrieren und sie dadurch u. U. zur 
Krebszelle machen können. Konsequenterweise 
müßte jedoch diese Empfehlung auch für alle ande-
ren Retroviren mit vergleichbaren Eigenschaften 
gelten. Dazu gehören z. B. die AIDS-Erreger, mit 
denen heute im wesentlichen unter L2-Bedingun-
gen gearbeitet und gentechnisch manipuliert wird, 
aber auch die xenotropen Retroviren, die ebenfalls 
menschliche Zellen infizieren. Darüber hinaus je-
doch, und das ist viel bedeutsamer, werden sie aus 
den für die Herstellung monoklonaler Antikörper 
benutzten Hybridomzellen freigesetzt (s. MV: Sach-
stand Gesundheit) (Weiss 1982). Ebenso wie die am-
photropen Viren lösen sie selber beim Menschen 
offensichtlich keine Krankheiten aus, können aber 
wie diese menschliche Zellen infizieren und u. U. 
zur Umwandlung der betroffenen Zelle in eine 
Krebszelle beitragen. 

Daß die Kommissionsmehrheit sich nicht entschlie-
ßen konnte, Arbeiten mit diesen Viren und Hybri-
domzellkulturen in die L3-Sicherheitsstufe einzu-
ordnen, ist nicht mehr mit wissenschaftlichen, son-
dern wohl nur mit ökonomischen Argumenten zu 
begründen; unter diesen Sicherheitsbedingungen 
wäre die Produktion monoklonaler Antikörper wohl 
kaum noch gewinnträchtig. Die Problematik des 
(gentechnischen) Arbeitens mit Retroviren und des 
dabei entstehenden Gefahrenpotentials verschärft 
sich dadurch, daß Krankheiten (z. B. Leukämie, 
Krebs), die durch solche Erreger hervorgerufen 
werden, häufig erst nach Jahren zum Ausbruch 
kommen. In der Zwischenzeit können schon viele 
Menschen infiziert worden sein und den Erreger an 
andere weitergegeben haben, ohne daß sie es be-
merken. Hier handelt es sich also um eine „Prolife-
ration des Risikos" (Kollek 1986). Dazu kommt, daß 
Viren, anders als Bakterien, nur sehr schwer oder 
auch gar nicht bekämpfbar sind. Eine langfristige 
Vermeidung solcher Gefahren ist also praktisch nur 
dann möglich, wenn auf die gentechnische Manipu-
lation solcher Erreger verzichtet wird. Die an der 
Entwicklung und Vermarktung der Gentechnologie 
oder ihrer Produkte Interessierten hingegen wollen 
offensichtlich all diesen unkalkulierbaren Risiken 
mit apparativen und arbeitstechnischen Maßnah-
men begegnen, dem sogenannten „physikalischen 
containment". Selbst wenn diese Schutzmaßnah-
rnen fast hundertprozentig sicher wären — die auch 
von der Mehrheit der Kommission nicht geleugne-
ten biologischen Restrisiken, die unvorhersehbaren 
Eigenschaften genmanipulierter Organismen, blei-
ben. 

Nicht nur den GRÜNEN ist allerdings das Ver-
trauen in solche physikalischen Sicherheitsmaß-
nahmen abhanden gekommen. Die Kernkraft-
werksunfälle von Harrisburg oder Tschernobyl zei-
gen, daß letztlich kein wie auch immer geartetes 
„containment" ausreicht, um gefährliche Stoffe, 
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oder wie im Fall der Gentechnologie, lebende Orga-
nismen unter Verschluß zu halten. 

Die eigentliche politische Frage aber, nämlich wie 
groß die durch die Gentechnologie hervorgerufenen 
Risikopotentiale überhaupt sind (nicht nur bei 
„mißbräuchlicher", sondern bereits schon bei „regel-
gerechter" Anwendung (s. dazu Kollek et al., 1986), 
und ob das maximale Schadensausmaß überhaupt 
für vertretbar gehalten wird, ist von der Kommis-
sion weder sorgfältig diskutiert noch dargestellt 
worden. Zurückzuführen ist dieses nicht zuletzt dar-
auf, daß ein offener Diskurs zwischen den Exponen-
ten kontroverser Positionen kaum stattgefunden 
hat. Sie waren in der Kommission entweder nicht 
vertreten oder wurden marginalisiert. Die Kommis-
sion zeigt somit eine bemerkenswerte Bereitschaft, 
eine Technologie zu fördern und zu implementie-
ren, bei deren Anwendung ein Lernprozeß von Ver

-

such und Irrtum nicht mehr möglich ist. In bezug 
auf die Gentechnologie heißt das, irreparable ökolo-
gische oder gesundheitliche Schäden in Kauf zu 
nehmen, denn wenn ein unerwünschter Organis-
mus erst einmal in die Umwelt oder die menschli-
che Population Eingang gefunden hat, ist er daraus 
nicht mehr zu entfernen. „Eine ethisch-politisch an-
dere Antwort ... wird Technologien (jedoch) in ih-
rer Akzeptabilität daran messen, daß größtmögliche 
Schadensausmaße tolerabel und Lernprozesse nach 
möglichen Irrtümern möglich bleiben". (Ueberhorst 
1986) Nach Ansicht der GRÜNEN gehört die Gen-
technologie nicht zu den Technologien, die Lernpro-
zesse (z. B. nach irreversiblen Eingriffen in die Evo-
lution) ermöglichen. 

Die seit Beginn der Entwicklung der Gentechnolo-
gie vorhandene Kontroverse über die Gefahrenpo-
tentiale der Gentechnologie, deren Klärung für die 
Sicherheitsüberlegungen von entscheidender Be-
deutung ist, ist nie wirklich in einem vom Ergebnis 
her offenen wissenschaftsinternen oder öffentli-
chen Diskurs ausgetragen worden. Vielmehr wur-
den, zunächst in den USA, Exponenten kritischer 
Positionen in einer Reihe von „sozialen Filtrations-
prozessen" systematisch aus der Debatte ausge-
grenzt (Wright 1986). 

Eine Ursache dafür war sicherlich der Druck der 
sich abzeichnenden ökonomischen Verwertungs-
perspektive der Gentechnologie und die daran an-
gekoppelten Interessen eines sich in diesem Be-
reich immer deutlicher formierenden wissenschaft-
lich-industriellen Komplexes. Später wurde dann 
die vereinfachende Einschätzung, wonach die mit 
neuen Genkombinationen verbundenen Risiken als 
die Summe der Risiken der verwendeten Elemente 
begriffen wird, zur Grundlage der Sicherheitsricht-
linien gemacht. Eine solche Einschätzung hält zwar 
einer differenzierten wissenschaftlichen Analyse 
nicht stand, ist aber ausgezeichnet dazu geeignet, 
komplexes biologisches Geschehen in scheinbar 
überschaubare Problemkategorien zu unterteilen 
und somit sicherheitstechnisch operationalisierbar 
zu machen. 

Durch politische und administrative Machenschaf

-

ten der an der Weiterentwicklung dieser Technolo

-

gie interessierten Betreiber aus Wissenschaft, Indu-
strie und Politik, wurden die meisten Skeptiker und 
Kritiker der ersten Stunden bald von den entschei-
denden Prozessen ausgeschlossen, innerhalb derer 
die weitere Strategie im Umgang mit den Risiken 
der Gentechnologie festgelegt wurde (Wright 1986). 

In der Bundesrepublik Deutschland wiederholte 
sich dieser Prozeß. Zur ersten im parlamentari-
schen Raum stattfindenden Debatte hatte 1979. der 
amtierende Minister Hauff noch eine ganze Reihe 
von Wissenschaftlern unterschiedlicher Disziplinen 
eingeladen, die sich bereits kritisch zu dieser neuen 
Technologie geäußert hatten (Dokumentation 
BMFT, 1980). Bei der im September 1983 stattfin-
denden Anhörung über ethische und rechtliche Pro-
bleme der Gen- und Reproduktionstechnologien wa-
ren es nur noch weniger als eine Handvoll unter 50 
Geladenen (Dokumentation BMFT, 1984). 

Mit der Institutionalisierung der Sicherheitsdebatte 
durch die Einrichtung der Zentralen Kommission 
für biologische Sicherheit (ZKBS) setzte sich diese 
Strategie der wissenschaftlichen und wissen-
schaftspolitischen Neutralisierung und Marginali-
sierung gentechnologie-kritischer Positionen durch. 
In diesem an das Bundesministerium für For-
schung und Technologie angekoppelten Gremium 
verwalten nunmehr Wissenschaftler, Gewerkschaft-
ler und Industrievertreter in konzertierter Aktion 
unter Ausschluß wissenschaftlich kontroverser Po-
sitionen und auch der Öffentlichkeit die Gefahren 
der Gentechnologie. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN ist zu der Auffassung 
gelangt, daß die Verstärkung einzelner Sicherheits

-

maßnahmen — so dringend notwendig dies als 
Akutmaßnahme auch ist — nicht ausreicht, um das 
Gefahrenpotential gentechnischer Manipulationen 
im Labor zu beseitigen, Dieses kann nur durch eine 
grundlegende Umorientierung wissenschaftlicher 
Fragestellung und Methodenentwicklung erreicht 
werden. Hierzu verweisen DIE GRÜNEN auf das 
Kapitel „Technologie- und Forschungspolitik" die-
ses Sondervotums. 

3.b Arbeitssicherheit in der biotechnologischen 
Produktion 

Bei den in der traditionellen biotechnologischen 
Produktion benutzten Mikroorganismen handelt es 
sich in der Regel um solche, die in der Umwelt in 
enger Lebensgemeinschaft mit pflanzlichen und 
tierischen Produkten vorkommen. Durch ihre Stoff-
wechselaktivitäten werden diese Produkte (z. B. Ge-
müse, Milch) unter bestimmten Bedingungen durch 
Fermentations- und Gärungsprozesse in ge-
schmacklich und ernährungsphysiologisch wert-
volle Nahrungsmittel (z. B. Sauerkraut, Yoghurt, 
Käse) umgesetzt. 

Im Verlaufe der Industrialisierung biotechnischer 
Produktionsverfahren wurden die beteiligten Orga-
nismen isoliert, getrennt von den Lebensmitteln 
weitergezüchtet und bestimmte biochemische Ei-
genschaften durch mikrobiologisch-züchterische 
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Verfahren verstärkt. Diese Entwicklungslinie der 
Nutzung isolierter Organismen und einzelner Stoff-
wechselleistungen wird durch die Gentechnologie 
fortgesetzt und gewinnt dabei eine neue Qualität. 

Die Arbeitssicherheit in der Biotechnologie ist eng 
mit den angewandten Verfahren und der Natur der 
verwendeten Organismen verknüpft. Während die 
in der traditionellen Biotechnologie benutzten Mi-
kroorganismen sich in langer gemeinsamer Evolu-
tion in einem bestimmten Lebensraum mit dem 
Menschen und anderen Lebewesen entwickelt ha-
ben, ist bei gentechnisch manipulierten Organis-
men diese auf langen Anpassungsprozessen basie-
rende Sicherheit und Umweltverträglichkeit nicht 
gegeben. 

Die gentechnischen Laborprodukte enthalten in der 
Regel Veränderungen ihres Erbmaterials, die sich 
durch natürliche Evolutionsprozesse nicht entwik-
kelt haben (zum Unterschied zwischen gentech-
nisch-manipulierten und natürlicherweise entstan-
denen Organismen, siehe SV: Freisetzung). Prak-
tisch ist es in den meisten Fällen nicht geplant und 
wird darüber hinaus aber auch kaum möglich sein, 
biotechnische Produktions- und Aufarbeitungspro-
zesse bis zum gereinigten Endprodukt in völlig ab-
geschlossenen Systemen durchzuführen. Aufgrund 
des kaum auszuschließenden Kontaktes der Arbeit-
nehmer mit solchen Organismen und den von ihnen 
produzierten Substanzen bekommen bestimmte ar-
beitsmedizinische Fragen besondere Bedeutung. So 
kann heute niemand vorhersagen, ob bei der Pro-
duktion körpereigener menschlicher Substanzen 
Allergien und Autoimmunkrankheiten auftreten 
können. Weiterhin darf nicht außer Acht gelassen 
werden, daß heute immer mehr Menschen aufgrund 
des in unserer Umwelt praktisch nicht mehr ver-
meidbaren Kontaktes mit synthetischen Chemika-
lien unter Schwächen bzw. Überreaktionen des Im-
munsystems leiden. Ebenso unbekannt ist, welchen 
Einfluß gentechnisch veränderte Organismen oder 
auch biologische Substanzen, die bisher nur inner-
halb von Zellen oder Organismen vorkamen und die 
aufgrund gentechnischer Methoden bald massen-
haft produziert werden können, auf diese besorgnis-
erregende Entwicklung haben werden. Hier müssen 
in jedem Fall die schwächsten Gruppen unserer Ge-
sellschaft — alte Menschen, Kranke und Kinder —, 
der Maßstab dafür sein, welche Belastungen akzep-
tabel sind oder nicht. Darüber hinaus liegen z. Zt. 
keine Untersuchungen darüber vor, welche Wirkun-
gen z. B. Bakterien, die Krebsgene enthalten, oder 
die Krebsgene selbst auf den menschlichen Körper 
ausüben, sollten sie durch Unfall oder Zufall in die-
sen hineingelangen. Obwohl experimentelle Hin-
weise dafür existieren, daß auf diesem Wege Tu-
morerkrankungen entstehen können, und darüber 
hinaus solche Gene schon kommerziell genutzt wer-
den, gibt es noch nicht einmal Ansätze eines Pro-
gramms zur systematischen Erfassung der mit sol-
chen Arbeiten verbundenen Risiken (Bartels 1986). 

In der Praxis wird es nicht zu vermeiden sein, daß 
bei Produktionsprozessen, die auf gentechnisch ma-
nipulierten Mikroorganismen beruhen, diese Orga-
nismen in die Umwelt gelangen. So lassen die Si

-

cherheitsrichtlinien für den Bereich, der für die 
meisten Produktionsverfahren gelten dürfte, aus-
drücklich zu, daß solche Organismen in die Umwelt 
gelangen. Auch wenn sie selbst dort nicht überle-
ben, können sie doch ihr Erbmaterial an besser an-
gepaßte Bakterienstämme weitergeben. Auf diese 
Weise entstehen Wirkketten, deren Problematik 
und Reichweite prinzipiell nicht abzuschätzen ist. 

Aber selbst wenn die Sicherheitsrichtlinien absolut 
geschlossene Systeme vorschreiben würden, aus de-
nen nichts entweichen darf — spätestens seit der 
Kernreaktorkatastrophe von Tschernobyl und dem 
Chemiedesaster von Basel wissen wir, daß techni-
sche Systeme versagen und Menschen Fehler ma-
chen. Die Konsequenz aus solchen Erfahrungen mit 
„Störfällen", die theoretisch gar nicht auftreten dür-
fen, kann also nur sein, die Herstellung und Anwen-
dung von genmanipulierten Organismen, die nicht 
in die Umwelt gelangen dürfen, zu vermeiden. Inve-
stitionen in Technologiebereiche, die, weil sie mit 
unabschätzbaren Gefahren verbunden sind, eines 
hohen technischen Kontrollaufwandes bedürfen, 
um Menschen und Umwelt zu schützen, sind volks-
wirtschaftlich, sozial und ökologisch nicht vertret-
bar. Die Biologie als „sanfte" Produktivkraft wird in 
der auf gentechnisch veränderten Organismen ba-
sierenden Biotechnologie nicht dazu genutzt, na-
turgemäße Verfahren nach ökologischen Kriterien 
weiterzuentwickeln. DIE GRÜNEN lehnen solche 
Strategien biotechnologischer Produktion ab, deren 
Grundlage genmanipulierte Organismen oder Teile 
davon (z. B. Zellkulturen) sind. Sie halten es viel-
mehr für notwendig, eine Umkehr in der anfangs 
aufgezeigten Entwicklungslogik biotechnischer 
Produktionsverfahren einzuleiten. Es müssen Pro-
duktionslinien entwickelt werden, die nicht auf ei-
ner immer weitergehenden Zerstückelung natürli-
cher Lebenszusammenhänge beruhen. Die Zurich

-

tung von Organismen nach den Bedürfnissen tech-
nisch-apparativer Verfahren kann und darf nicht 
Bestandteil einer sozial und ökologisch vertretba-
ren Produktion sein. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN empfiehlt dem Deut-
schen Bundestag, die Bundesregierung aufzufor-
dern, 

— die öffentliche Förderung der Entwicklung von 
Produktionslinien, die auf der Anwendung gen-
technisch manipulierter Organismen beruhen, 
einzustellen; 

— Ansätze in Forschung und Praxis zu unterstüt-
zen, innerhalb derer Leitlinien und Methoden 
einer umwelt- und sozialverträglichen Biotech-
nologie erarbeitet werden; 

— schon heute dafür Sorge zu tragen, daß bei Ver-
fahren, die sich die Leistungen natürlich vor-
kommender Organismen zunutze machen, die 
Prinzipien der Kreislaufwirtschaft berücksich-
tigt werden, d. h. daß die bei der Produktion 
anfallenden Abfälle weiterverarbeitet, minde-
stens aber umweltfreundlich entsorgt werden (s. 
auch SV, „Biologische Stoffumwandlung und 
Rohstoffgewinnung"). 
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3.c Freisetzung gentechnologisch veränderter Orga-
nismen 

DIE GRÜNEN lehnen die Freisetzung gentechnisch 
manipulierter Viren, Mikroorganismen, Pflanzen 
und Tiere in die Umwelt ab. Stehen bei den Viren 
und Mikroorganismen die direkten ökologischen 
und medizinischen Gefahren im Vordergrund, sind 
es bei den Pflanzen und Tieren eher die fragwürdi-
gen Nutzungsziele. Sie werden in den Bewertungen 
zu den betreffenden Sachstandsgebieten begründet. 
Der beschränkte Raum dieses Sondervotums er-
laubt es lediglich, einige allgemeine ökologische 
und evolutionsbiologische Aspekte aufzuzeigen, die 
die Ablehnung der Freisetzung genmanipulierter 
Organismen begründen. 

Für die landwirtschaftliche und biotechnische Pro-
duktion haben die Menschen im Laufe der Ge-
schichte natürlicherweise durch Mutationen ent-
standene Varianten von Mikroorganismen, Pflan-
zen oder Tieren benutzt, sie vermehrt und unterein-
ander gekreuzt, um auf diesem Wege Nützorganis-
men zu züchten. Solche Kreuzungen sind nur zwi-
schen nahe verwandten Organismen möglich. Gen-
übertragungen von z. B. Tieren auf Bakterien oder 
umgekehrt sind beim Einsatz traditioneller, natur-
naher Verfahren nicht beobachtet worden. Gentech-
nische Manipulationen und die sie begleitenden ex-
perimentellen Methoden (z. B. Selektionsmethoden, 
Zellkulturen etc.) durchbrechen jedoch sowohl die 
der natürlichen Evolution als auch die der Züch-
tung auferlegten Barrieren des Austauschs geneti-
scher Information. 

Obwohl einzelne, auf gentechnischem Wege herge-
stellte Organismen auf natürlichem Wege entste-
hen könnten, kann diese Aussage nicht verallge-
meinert werden. So hat z. B. die Evolution Bakte-
rien, die menschliches Insulin produzieren, oder sol-
che, die ein Enzym aus der Rattenleber zum Abbau 
von Chemikalien benutzen, von sich aus nicht her-
vorgebracht. 

Die für die Freisetzung vorgesehenen Organismen 
sind in der Regel so konstruiert, daß sie aufgrund 
ihrer Eigenschaften in der Umwelt überleben. In 
der Natur zufällig entstehende Varianten müssen 
ihre Überlebens- und Koexistenzfähigkeit mit ande-
ren Organismen des gleichen Lebensraumes erst 
unter Beweis stellen, oder sie auch über mehrere 
unabhängige, über einen langen Zeitraum erfolgen-
de, Mutationsschritte erlangen. Solche natürlicher-
weise sich verändernde (evolvierende) Lebewesen 
und Viren durchlaufen sozusagen eine „Umweltver-
träglichkeitsprüfung`, bevor sie in großen Mengen 
in der Umwelt auftreten. D. h., der ko-evolutionäre 
Prozeß der schrittweisen Anpassung des einzelnen 
Organismus (oder einer Art) an alle Organismen 
des betroffenen Lebensraumes bestimmt seine Um-
weltverträglichkeit in entscheidendem Maße mit. 
Ein fertiges „Produkt`, im Labor unter Ausschal-
tung ko-evolutiver Prozesse konstruiert, trägt viel 
eher die Gefahr in sich, ökologische Zusammen-
hänge zu stören. 

Je mehr die Züchtung ins Labor verlagert wird, 
desto stärker werden die entstehenden Zuchtpro

-

dukte der Umwelt, aus der sie normalerweise stam

-

men, entfremdet. Diese Linie zieht sich von den tra-
ditionellen Züchtungsmethoden über die Labortech-
niken (Zellkulturen, Selektionsmethoden, künstli-
che Befruchtung etc.) hin zu ihrem vorläufigen End-
punkt, der gezielten Manipulation einzelner Erban-
lagen mit den Methoden der Gentechnologie. 

Die beschriebene Charakteristika verdeutlichen die 
ökologische und evolutionäre „Fremdheit" gentech-
nisch manipulierter Organismen. Die Einführung 
solcher fremden Organismen in eine ökologische 
Umgebung, in der sie vorher nicht vorhanden wa-
ren, kann so dramatische Folgen haben, wie am 
Beispiel des Nilbarsches, des Kastanienrindenkreb-
ses oder des Zitrusbrandes im Sachstandsbericht 
(MV: Freisetzung) dargestellt. 

Als ökologisch fremd müssen auch solche Organis-
men (z. B. Viren und Bakterien) bezeichnet werden, 
bei denen mit Hilfe von Labormethoden einzelne 
Gene entfernt oder Regulationsgene verändert wer-
den (Deletions- und Regulationsmutanten). Als Bei-
spiel sei der Fall der sogenannten „Eis-minus" Bak-
terien genannt. Diese gentechnisch hergestellten 
Bakterien sollen in den USA zur Verhütung von 
Frostschäden z. B. auf Erdbeerpflanzen eingesetzt 
werden. Anders als der normalerweise vorkom-
mende „Eis-plus" Typ kann der Eis-minus Typ ein 
bestimmtes Protein nicht herstellen, das an der Bil-
dung von Eiskristallen beteiligt ist, und im Unter-
schied zu den gelegentlich auch natürlicherweise 
vorkommenden Eis-minus Mutanten kann es sich 
auch nicht in den Eis-plus Typ zurückverwandeln, 
weil ihm das vollständige Gen für das verantwortli-
che Protein herausgeschnitten wurde. Die Verdrän-
gung der Eis-plus Bakterien durch die gentechnisch 
hergestellte Eis-minus Variante könnte die Pflan-
zen in die Lage versetzen, niedrige Temperaturen 
besser zu überstehen. 

Nun gibt es jedoch Untersuchungen (Schnell, Vali, 
1976; Vali et al. 1976) die belegen, daß die Eis-plus 
Bakterien in der Atmosphäre an der Bildung von 
Regentropfen und Eiskristallen beteiligt sind. Eine 
Verdrängung dieser Bakterien durch den Eis-minus 
Stamm könnte u. U. die Regen und Schneebildung 
beeinflussen und Klimaveränderungen größeren 
Ausmaßes nach sich ziehen. Solche Befürchtungen 
sind bisher weder widerlegt noch überhaupt sorg-
fältig untersucht worden. 

Dieses Beispiel zeigt, daß Deletionsmutanten in der 
Umwelt nicht weniger problematische Wirkungen 
entfalten können als solche Organismen, die durch 
gentechnische Eingriffe neue Gene erhalten haben. 
Es zeigt auch, daß die Folgen nicht nur die belebte, 
sondern ebenfalls die unbelebte Natur betreffen 
können. Auch die Veränderung von Regulationsge-
nen kann weitreichende Folgen haben. Bakterien, 
die aufgrund gentechnischer Veränderungen von 
Regulatorgenen Holz- oder Pflanzenbestandteile im 
Vergleich zu den normalerweise vorkommenden 
Organismen mit vielfacher Geschwindigkeit ab-
bauen können, werden ökologische Zusammen-
hänge mit Sicherheit beeinflussen. 

Im Gegensatz zu den GRÜNEN unterscheidet je

-

doch die Mehrheit der Kommission in ihren Emp- 
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fehlungen zur Freisetzung von Mikroorganismen 
zwischen solchen Bakterien, die ein fremdes Gen 
erhalten haben und solchen, denen Gene herausge-
schnitten bzw. deren Regulationsgene verändert 
wurden. Diese Unterscheidung ist Grundlage für 
die Empfehlung, solche Konstrukte von dem für die 
Freisetzung von gentechnisch veränderten Bakte-
rien vorgesehenen Moratorium auszunehmen. Daß 
diese Unterscheidung nicht haltbar ist, verdeutli-
chen die oben angeführten Beispiele und Argumen-
te. Die Einschätzung der GRÜNEN, daß in bezug auf 
die ökologische Verträglichkeit zwischen den ver-
schiedenen Typen gentechnischer Eingriffe kein 
prinzipieller Unterschied gemacht werden kann, 
wird durch eine Stellungnahme der ökologischen 
wissenschaftlichen Gesellschaft der Vereinigten 
Staaten von Amerika bestätigt. Diese Stellung-
nahme lag der Kommission bei der Formulierung 
ihrer Empfehlung vor (A-381). Dennoch unterstützte 
die Mehrheit der Kommission die Ausnahmerege-
lung für Regulations- und Deletions-Mutanten. Die 
in dem Teilmoratorium gezeigte Verantwortungsbe-
reitschaft wird dadurch relativiert, daß die Hinter-
türchen für die Erprobung gentechnisch manipu-
lierter Bakterien im Freiland offenbleiben. Mit ver-
gleichbaren Argumenten sind die Ausnahmerege-
lungen zu kritisieren, die bei der Freisetzung von 
gentechnisch veränderten Viren gemacht wurden. 

Einmal freigesetzte Organismen verändern sich 
und kreuzen sich mit verwandten Arten. Dadurch 
kann zwar die vorhandene Artenvielfalt zunächst 
vergrößert werden, ob dieses jedoch ökologisch 
„gut" ist, bleibt fraglich. Die Vielfalt kann sich je-
doch auch verkleinern, indem die „neuen" Organis-
men den alteingesessenen Konkurrenz machen und 
sie aus den angestammten Lebensräumen verdrän-
gen. Auch hierfür ist der im Victoriasee ausgesetzte 
Nilbarsch, durch den viele der einheimischen Arten 
praktisch verschwunden sind, ein trauriges Bei-
spiel. Bakterien übertragen darüber hinaus ihre 
Erbinformationen auf stamm- und artfremde Bak-
terien. Die in den Sachstandsberichten MV: Umwelt 
und Freisetzung dargestellte Ausbreitung der Anti-
biotikaresistenzen verdeutlicht das Problem. Es ist 
nicht möglich vorherzusagen, was sich letztendlich 
als entscheidend für das Überleben eines Bakteri-
ums oder die Weiterverbreitung seiner spezifischen 
genetischen Information in der Umwelt herausstel-
len wird, oder welche Wechselwirkungen zwischen 
der übertragenen Information und der des neuen 
Wirtsbakteriums auftreten. Modellversuche in La-
boratorien oder Gewächshäusern lassen keine um-
fassenden Voraussagen darüber zu, wie sich solche 
Organismen in der Natur verhalten werden. Zur 
Zeit vorhandene Ansätze, Bakterien zu züchten, die 
ihr Erbmaterial nicht übertragen können, sind 
nichts als Augenwischerei. Solche biologischen Pro-
zesse sind nur begrenzt beeinflußbar und nie total 
zu kontrollieren. Hier sollen technische Systeme 
eine Sicherheit suggerieren, die de facto nicht exi-
stiert. 

Am schwersten wiegt jedoch die Tatsache, daß die 
meisten gentechnisch manipulierten Organismen, 
einmal in die Umwelt freigelassen, nie wieder ein-
gesammelt werden können. Somit ist jedes „Experi

-

ment", auch solche zur Erlangung von Informatio-
nen darüber, wie sich solche Organismen in der 
Umwelt verhalten, ein nicht wieder rückgängig zu 
machender Eingriff in ökologische Zusammenhän-
ge. Was geschieht also, wenn Viren, Mikroorganis-
men, aber auch kleine Tiere wie Insekten aus der 
vorgesehenen Rolle fallen? Auf welche Katastro-
phenszenarios haben wir uns einzustellen? Liegen 
die entsprechenden Impfstoffe bereit? Wer sind die 
Opfer, wer bezahlt den Schaden, mit welchen „Altla-
sten" haben wir zu rechnen und welche Methoden 
können wir dann noch anwenden, um die „geneti-
sche Verseuchung" der Umwelt wieder rückgängig 
zu machen? 

Lebewesen haben andere Qualitäten als Chemika-
lien oder Radioaktivität. Sie überleben, verändern 
sich und können sich letztlich über den ganzen Erd-
ball verbreiten. Wenn solche Szenarios des „größten 
anzunehmenden Unfalls" (genetischer GAU) auch 
noch so unwahrscheinlich sein mögen, es gibt nach 
Einschätzung der GRÜNEN kaum einen Nutzen, der 
die potentiellen Kosten solcher Schädigungen des 
Ökosystems rechtfertigen könnte. 

Deshalb empfielt die Fraktion DIE GRÜNEN dem 
Deutschen Bundestag, die Bundesregierung aufzu-
fordern, 

— die Freisetzung gentechnisch veränderter Orga-
nismen ohne Ausnahme zu verbieten; 

— jede nur mögliche Anstrengung zu unterneh-
men, um ein solches Verbot auch international 
durchzusetzen; 

— die Gründung einer internationalen Überprü-
fungskommission zu initiieren, die die Einhal-
tung des Verbotes überprüft und bei Zuwider-
handlung Sanktionen in die Wege leiten kann. 

4. Rechtsfragen 

4.a Sicherheitsrichtlinien für gentechnologische 
Arbeiten 

In ihrem im Oktober 1985 veröffentlichten Pro-
gramm „Angewandte Biologie und Biotechnologie" 
stellte die Bundesregierung fest, daß die Richtlinien 
zum Schutz vor Gefahren durch in vitro neukombi-
nierte Nukleinsäuren „ihre Schutzfunktion bisher 
voll erfüllt haben."  Knapp ein halbes Jahr später 
hat die Bundesregierung diese Haltung revidiert, 
als bekanntgeworden war, daß ein Heidelberger 
Gentechnologie-Unternehmen, Gen-Bio-Tec, gen-
technische Experimente nicht angemeldet hatte. 
Derzeit wird von der Bundesregierung immer noch 
geprüft, ob und in welcher Form die Sicherheits-
richtlinien gesetzlich verankert werden sollen. Da-
mit sollten die Gen-Richtlinien insbesondere ver-
bindlich werden für Industrieforschung und für an-
dere, nicht direkt aus Bundesmitteln finanzierte 
Vorhaben. 

Die Kommissionsmehrheit empfiehlt, die Gentech-
nologie-Richtlinien im Rahmen der bestehenden 
Seuchengesetze zu verankern und in „Gesetz zum 
Schutz der biologischen Sicherheit" umzubenennen. 
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Als Hinweis auf die Gründe für eine gesetzliche 
Regelung wird im Mehrheitsbericht festgestellt, 
daß der Gesetzgeber verpflichtet ist, aus rechts- und 
demokratiestaatlichen Gründen, „in grundlegenden 
normativen Bereichen, zumal im Bereich der 
Grundrechtausübung, die wesentlichen Entschei-
dungen selbst zu treffen" (MV: Gesetzliche Veranke-
rung der Sicherheitsrichtlinien). Die betroffenen 
Grundrechte, auf die die Kommission sich hier 
dann bezieht, sind allerdings die der Berufs- und 
Forschungsfreiheit. Demgegenüber sehen DIE 
GRÜNEN die Grundrechte des Lebensschutzes und 
der Menschenwürde durch die Anwendung der 
Gentechnologie gefährdet (s. SV: Gentechnologie 
und Grundrechte). Hieraus leiten DIE GRÜNEN al-
lerdings nicht die Forderung nach einem Gentech-
nologie-Gesetz ab. Eine solche gesetzliche Regelung 
der Gentechnologie suggeriert einerseits die Be-
herrschbarkeit real nicht einschätzbarer, mit dieser 
Technik verbundener Risiken. Andererseits ist sie 
dazu geeignet, die Aufmerksamkeit der Öffentlich-
keit davon wegzulenken, daß eine auf breiten politi-
schen Konsens gründende Entscheidung für die 
Entwicklung der Gentechnologie nie herbeigeführt 
wurde, bevor man daran ging, den Umgang mit 
ihren Risiken juristisch zu regeln. 

DIE GRÜNEN sind der Ansicht, daß für jedes Vor-
haben, das potentiell negative Wirkungen auf die 
Umwelt haben kann, insbesondere aber für die For-
schung und Technologieentwicklung, die Umwelt-
verträglichkeit vorab geprüft werden muß. Diese 
Prüfung muß gesetzlich vorgeschrieben sein, so wie 
es beispielsweise beim National-Environmental 
Protection Act der USA der Fall ist. Nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes müssen nicht nur 
die Risiken bestimmter Technologieentwicklungen 
oder anderer Projekte betrachtet werden. Ihre je-
weiligen Risiken und ihre Nutzen müssen auch ver-
glichen werden mit den Nutzen und Risiken ande-
rer, ebenfalls zur Verfügung stehender Strategien 
zum Erreichen desselben Ziels. Darin ist zumindest 
ein erster, bescheidener Schritt zu sehen in Rich-
tung auf das, was Winter (1986) gestaltendes Recht 
nennt, d. h. rechtliche Maßnahmen, die nicht nur die 
Technologieentwicklung zu erleichtern (freisetzen-
des Recht) oder deren negative Kosten und Wirkun-
gen zu mindern suchen (eingrenzendes Recht), son-
dern die eine Prüfung der Technikenentwicklung 
und -bewertung nach Nützlichkeitskriterien im Vor-
feld ihrer Etablierung ermöglichen sollen. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN empfiehlt dem Deut-
schen Bundestag, die Bundesregierung aufzufor-
dern, 

— eine Kommission einzurichten, die Vorschläge 
erarbeitet zur gesetzlichen Verankerung einer 
umfassenden Umweltverträglichkeitsprüfung in 
der BRD, 

— eine möglichst weitgehende Beteiligung der 
Bürgerinnen und Bürger an einer solchen Prü-
fung zu ermöglichen, in dem im Bereich des Um-
weltrechts sowohl die Verbandsklage, als auch 
die Einsicht in Umwelt-relevante Akten gesetz-
lich garantiert werden. 

4.b Strafrechtliche Haftung für gentechnologische 
Zuwiderhandlungen 

Straftaten im Bereich der Gentechnologie sind 
Straftaten gegen die Umwelt und damit gegen das 
Leben. 

Nichts läge daher näher, als solchen Tätern durch 
die Aufnahme eines entsprechenden Tatbestandes 
in das Strafgesetzbuch Gefängnisstrafe anzudro-
hen. 

Gleichwohl teilt die Fraktion DIE GRÜNEN die 
Auffassung der Kommission nicht, daß eine Straf-
norm im Bereich der Gentechnologie geeignet sein 
soll, Mißbräuchen sowie Schädigungen Dritter 
durch Gentechnologie vorzubeugen. Die Fraktion 
DIE GRÜNEN bezweifelt die abschreckenden Wir-
kungen des vorgeschlagenen Straftatbestandes auf 
den in Frage kommenden Täterkreis. 

Die Wirkungslosigkeit bereits geltender Strafvor-
schriften für Umweltdelikte bestärkt die Fraktion 
DIE GRÜNEN in dieser Auffassung. Die ökologi-
sche Vernichtung des Rheins durch Betriebe der 
Chemischen Industrie und die anschließende Irre-
führung der Öffentlichkeit haben deutlich gemacht, 
daß vom Glauben an ein umweltverantwortliches 
Verhalten dieser Industriebetriebe Abschied ge-
nommen werden muß. Angesichts der bei dieser 
Gelegenheit deutlich zu Tage getretenen hohen kri-
minellen Energie einzelner Industrietäter muß für 
die Zukunft davon ausgegangen werden, daß Straf-
recht keinerlei abschreckende Wirkung in diesem 
Bereich zu entfalten vermag. 

Die Tatsache, daß Chemieriesen wie Sandoz und 
Ciba-Geigy, deutsche Unternehmen wie BASF, 
Hoechst, Bayer u. a. auch im Bereich der Gentech-
nologie auf den vordersten Plätzen vertreten sind, 
verheißt für die Zukunft nichts Gutes. 

Auch wird es den von Umweltzerstörungen zahllos 
Betroffenen wenig nützen, wenn Eigentümer, Ma-
nager und Vorstandsvorsitzende von gentechnologi-
schen Forschungs- und Produktionstätten in Straf-
anstalten gesperrt würden, selbst wenn deren Taten 
als hochgradig kriminell einzustufen wären. An den 
zumeist auf unabsehbare Zeit irreparablen Folgen 
für Umwelt und Menschen ändert dieses nichts. 

Nach Auffassung der Fraktion DIE GRÜNEN sind 
im Bereich der Gentechnologie, ebenso wie bei-
spielsweise auch im Bereich der chemischen Indu-
strie nur präventive Maßnahmen, z. B. Entwick-
lungs- und Produktionsverbote, geeignet, um unab-
schätzbare Gefahren gar nicht erst entstehen zu las-
sen. 

Öffentlich arbeitende, mit weitreichenden Kompe-
tenzen ausgestattete Kommissionen, besetzt eben 
nicht nur mit dem üblichen Kartell aus einigen Wis-
senschaftlern und Industrievertretern, sondern vor 
allem auch mit den von Gentechnologie betroffenen 
Menschen, sollten bereits im Vorfeld gentechnologi-
scher Forschungs- und Produktionstätigkeit Ab-
sichten, Gefahren und Durchführungsmodalitäten 
gentechnischer Unternehmungen einer breiten 
Transparenz und öffentlichen Diskussion zufüh-
ren. 
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Die Gentechnologie ist eben keine auf das Geldver-
dienen ausgerichtete Privatangelegenheit einiger 
Forschungs- und Industriebetriebe, sondern betrifft 
uns in ihren Auswirkungen alle. 

4.c Zivilrechtliche Haftung für gentechnologische 
Unfälle 

Die Fraktion DIE GRÜNEN begrüßt es, wenn durch 
Gentechnologie in Gesundheit und Leben geschä-
digte Menschen nicht auch noch Entbehrungen in 
finanzieller Hinsicht hinnehmen müssen. 

Allerdings wird mit dem Vorschlag der Enquete

-

Kommission, eine zivilrechtliche Haftung für gen-
technologische Unfälle in das BGB aufzunehmen, 
suggeriert, die Risiken der Gentechnologie seien 
eingrenzbar und damit auch versicherbar. Die Tat-
sache, daß die Kommission empfiehlt, eine Haf-
tungsobergrenze festzulegen weist darauf hin, daß 
die Kommission selbst nicht an die Eingrenzbarkeit 
der Risiken glaubt. 

Im Ergebnis wird durch die von der Kommission 
vorgeschlagenen Gefährdungshaftung nicht etwa 
die Schaffung unabschätzbarer Gefahren untersagt, 
sondern es ist lediglich eine Regelung zur Verwal-
tung der Schadensfolgen beabsichtigt. 

Es liegt in der Natur dieser Technik und ihrer Fol-
gewirkungen, daß ein Nachweis der Kausalität zwi-
schen Schadensereignis und dessen Folgen kaum zu 
erbringen sein wird. Auch die von der Kommission 
vorgeschlagene Beweiserleichterung zugunsten des 
Verletzten ändert hieran nichts. Die von gentechno-
logischen Produkten und manipulierten Lebewesen 
ausgehenden Gefahren für Mensch und Natur kön-
nen sich zudem erst mit großer zeitlicher Verzöge-
rung, unter Umständen auch mit räumlicher Entfer-
nung vom Ort der Herstellung oder Anwendung be-
merkbar machen. Vergleichbare Probleme beim 
Kausalitätsnachweis als Voraussetzung für den 
Eintritt der Haftung lassen sich heute schon im 
Falle der erfolglosen Klagen einzelner Städte und 
Kommunen gegen schadstofffreisetzende Industrie-
betriebe erkennen. 

Verschiedene US-amerikanische Versicherungsge-
sellschaften halten die Risiken gentechnologischer 
Vorhaben für unabschätzbar. Folgerichtig haben sie 
in zahlreichen Fällen Forschungsinstituten und Fir-
men einen Versicherungsschutz für gentechnische 
Projekte und Produkte verweigert. Insbesondere 
waren sie nicht bereit, gentechnologische Experi-
mente zu versichern, bei denen eine Freisetzung 
gentechnologisch erzeugter Produkte oder Lebewe-
sen in die Umwelt vorgesehen war (Rifkin 1986). 

Die Versicherungsträger haben erkannt, daß das 
Schadenspotential eines gentechnologischen Un-
falls ebensowenig wie das einer atomaren Katastro-
phe eingrenzbar ist. Während nach einer atomaren 
Katastrophe die freigesetzte Radioaktivität in lan-
gen Zeiträumen allmählich abklingt, nimmt der 
Schaden nach einem gentechnologischen Unfall 
durch die Verbreitungs- und Vermehrungsfähigkeit 
biologischer Organismen noch ständig zu. Die Fol

-

gelasten eines gentechnischen Unfalls von Kata-
strophenausmaß würden die Leistungskapazität ei-
nes nichtstaatlichen Versicherungsträgers spren-
gen. Selbst die Folgekosten eines begrenzten „Stör-
falls" im Routinebetrieb sind nicht kalkulierbar 
und weder vom Betreiber, noch von einer Versiche-
rung tragbar. Diesem Problem durch die Einrich-
tung einer Pflichthaftversicherung mit Haftungs-
obergrenze begegnen zu wollen, um die „Versicher-
barkeit des Risikos zu erleichtern" (vgl. MV: Zivil-
rechtliche Haftung), stellt den hilflosen Versuch 
dar, ein nicht kalkulierbares Risiko versicherungs-
mathematisch einzugrenzen. Zudem liegt dies auf 
gleicher Linie mit der Weigerung der Bundesregie-
rung, Katastrophenschutzpläne für den Fall eines 
gentechnologischen Großunfalls zu entwickeln (s. 
Antwort der Bundesregierung auf die kleine An-
frage der Fraktion DIE GRÜNEN zur Freisetzung 
gentechnologisch veränderter Organismen in die 
Umwelt [Bundestags-Drucksache 10/6034]). 

Die Einführung einer zivilrechtlichen Haftung für 
gentechnische Unfälle ist der zynische Versuch, das 
„Restrisiko" wegzudefinieren und es dort, wo dieses 
um der Glaubwürdigkeit willen nicht mehr möglich 
ist, juristisch und versicherungstechnisch zu ver-
walten. 

4.d Patentrecht 

Die Fraktion DIE GRÜNEN betrachtet die geneti-
schen Ressourcen der gesamten Erde, d. h. nicht 
nur wildwachsende, sondern auch die vom Men-
schen genutzten Tiere, Pflanzen und Mikroorganis-
men, mitsamt ihrer Erbsubstanz, als Gemeineigen

-

turn  aller Menschen. Sie lehnt die Privatisierung 
dieser Naturschätze durch Gewährung von Patent-
rechten und die damit ermöglichte Aneignung von 
Lebensformen und Erbsubstanz entschieden ab. 

Mit der Patentierung von Organismen oder Verfah-
ren zu ihrer Manipulation oder Neukonstruktion 
wird der Rückgang der genetischen Vielfalt be-
schleunigt. Der Fortbestand allen Lebens auf der 
Erde ist aber bereits durch die genetische Erosion 
einer zunehmenden Bedrohung ausgesetzt. Es ist 
dringend notwendig, diesen Prozeß aufzuhalten und 
umzukehren, statt ihn im Interesse der Sicherung 
von zweifelhaften „Erfindungen" und damit verbun-
denen Profiten zu verschärfen. 

Grundlage für die bereits in Rechtsurteilen (in den 
USA wie auch in der BRD) bestätigte Ausdehnung 
des Patentrechts auf Mikroorganismen und Verfah-
ren zu ihrer genetischen Veränderung war folgende 
Argumentation: Durch entsprechende wissenschaft-
liche Techniken seien Mikroorganismen und ihre 
Erbsubstanz beherrschbar und kontrollierbar ge-
worden und insofern nun mit chemischen Molekü-
len und ihren Reaktionen zu vergleichen. Von Kriti-
kern wurde in diesem Rechtsstreit die Patentierung 
von Mikroorganismen u. a. deshalb abgelehnt, weil 
befürchtet wurde, daß dieser erste Schritt den Weg 
ebnen könnte für eine Patentierung auch von Pflan-
zen und Tieren, sobald dies technisch gelingt. Die-
ses Gegenargument wurde als abwegig abgetan. In-
zwischen haben sich solche Befürchtungen aller- 
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dings bewahrheitet. Wissenschaftler und Industrie-
vertreter — im übrigen auch einige Mitglieder die-
ser Enquete-Kommission — fordern heute die Aus-
weitung des Patentrechts auf gentechnologisch ma-
nipulierte Pflanzen und Tiere. Die Kommission 
hielt es sogar für nötig, die Frage der Patentierung 
menschlicher Erbabschnitte, die bei Manipulatio-
nen des menschlichen Erbguts eingesetzt werden 
sollen (Gentherapie), zu erörtern. 

Begründet auf den Erkenntnissen führender Natur-
wissenschaftler/innen, wie auf das Empfinden wei-
ter Teile der Bevölkerung stellt die Fraktion DIE 
GRÜNEN fest: 

Die Reduktion von Leben auf bloße chemisch-physi-
kalische Reaktionen ist unangemessen. Leben ist 
mehr als die Summe aller in der Zelle ablaufenden 
biochemischen Prozesse. Es ist eine verhängnisvolle 
Illusion, an die Beherrschbarkeit von Techniken 
zur Neukonstruktion von Lebewesen zu glauben. 
Reduktion und Beherrschbarkeit sollen hier als 
wissenschaftliche Postulate die Vermarktung von 
Leben argumentativ untermauern. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN empfiehlt dem Deut-
schen Bundestag, die Bundesregierung aufzufor-
dern, 

— die Patentierung aller Lebensformen, ihrer Erb-
substanz und Methoden zu ihrer genetischen 
Veränderung mit sofortiger Wirkung zu unter-
binden; 

— daraufhin zu wirken, daß dies durch entspre-
chende Maßnahmen international durchgesetzt 
wird. 

4.e Gentechnologie und Grundrechte 

In dem vom Deutschen Bundestag am 29. Juni 1984 
verabschiedeten Beschluß zur Einsetzung einer En-
quete-Kommission „Chancen und Risiken der Gen-
technologie" wurde als erste der vier von der Kom-
mission zu erfüllenden Aufgaben die Betrachtung 
„möglicher Zielkonflikte zwischen der grundsätz-
lich garantierten Freiheit der Forschung und ande-
ren Grundrechten" genannt (Bundestags-Druck-
sache 10/1581). 

Die Kommission wurde also aufgefordert, sich mit 
dem Spannungsfeld zwischen der Forschungsfrei-
heit einerseits und dem Schutz des Bürgers vor Ver-
letzung der Menschenwürde, der guten Sitten, der 
Gesundheit und des Lebens andererseits zu befas-
sen. In der Praxis hat die Kommission diese Frage-
stellung dann jedoch eingeengt, denn eine Diskus-
sion unter dieser grundsätzlichen Perspektive fand 
nur im Zusammenhang mit der Frage der Manipu-
lation von menschlichen Keim- und Keimbahnzel-
len statt. 

Wie schon an anderer Stelle in diesem Sondervo-
tum erläutert (s. SV Einleitung), wurde die grund-
sätzliche Zulässigkeit der Gentechnologie selbst, als 
wissenschaftlich-technische Methode, nicht zum 
Thema erhoben. 

Immerhin wird die Frage — Ist ein generelles Ver

-

bot der Gentechnologie verfassungsrechtlich gebo

-

ten? — in der Einleitung zum Abschnitt „Rechtsfra-
gen" des Mehrheitsberichts kurz erläutert. Zum 
Schluß heißt es jedoch in Beantwortung dieser Fra-
ge, „das ist jedoch nach der Einschätzung der Kom-
mission, mit Ausnahme der Vertreterin der GRÜ-
NEN, nicht der Fall". Diese Feststellung ist haupt-
sächlich das Ergebnis der Arbeit einer juristischen 
Unterkommission und der dort vollzogenen Einen-
gung dieser Fragestellung, und nicht Resultat einer 
offenen und kontrovers geführten Auseinanderset-
zung mit verschiedenen Positionen zu verfassungs-
rechtlichen Aspekten der Gentechnologie. 

Demgegenüber sehen DIE GRÜNEN in der Anwen-
dung gentechnologischer Methoden eine Gefähr-
dung zweier Grundrechte: dem auf Schutz des Le-
bens und der körperlichen Unversehrtheit und dem 
der Menschenwürde. 

Hinsichtlich einer Gefährdung des Lebens und der 
Gesundheit der Bürger geht es zunächst um die 
möglichen Folgen einer mißbräuchlichen Anwen-
dung der Gentechnologie ebenso wie unvorhergese-
hene Folgewirkungen gentechnologischer Vorha-
ben, etwa nach einem Unfall, aber auch in Zusam-
menhang mit einer künftig beabsichtigten Freiset-
zung von gentechnologisch veränderten Organis-
men in die Umwelt. Das Grundgesetz bietet in der 
heutigen Formulierung und geltenden Interpreta-
tion keine explizite Grundlage für einen Schutz vor 
Umweltgefährdung. Angesichts der anderen politi-
schen Prioritäten und des fehlenden Problembe-
wußtseins in Umweltfragen zum Zeitpunkt der Er-
arbeitung des Grundgesetzes ist dies auch ver-
ständlich. So besteht heute ein Grundrecht auf 
Schutz vor Umweltgefährdung nur mittelbar, sofern 
nämlich diese Gefährdung eindeutig Leben und Ge-
sundheit des Menschen bedroht. Inzwischen haben 
aber das Wissen über globale Lebenszusammen-
hänge, mehr noch aber die verheerenden Folgen 
von unzähligen Umweltkatastrophen unsere Ein-
sicht in die Dringlichkeit des Umweltschutzes ge-
schärft: eine Verletzung der außermenschlichen Na-
tur beeinträchtigt zwangsläufig die Qualität 
menschlichen Lebens, j a stellt möglicherweise das 
Überleben der Menschheit in Frage. Auf diesem 
Hintergrund haben DIE GRÜNEN im Bundestag 
bereits 1984 die Verankerung eines Rechts auf Er-
halt der Umwelt im Grundgesetz (erfolglos) bean-
tragt (Bundestags-Drucksache 10/990) 

Auch wenn dieser grundgesetzliche Schutz der Um-
welt noch nicht gegeben ist, kann der Gesetzgeber 
verfassungsrechtlich verpflichtet sein, „gesetzliche 
Vorkehrungen gegen Gefahren zu treffen, gegen die 
der Bürger sich nicht selbst wehren kann" (Sach-
standsbericht Abschnitt E), bis hin zu einem gene-
rellen Verbot der entsprechenden Tätigkeit, von der 
eine Gefahr ausgeht. Dazu müssen die Risiken — 
hier also die grundsätzlichen Risiken der Gentech-
nologie als Methode — quantitativ und qualitativ 
abgeschätzt werden. Das heißt, daß einerseits die 
Wahrscheinlichkeit des Eintretens eines Schadens 
und andererseits die Schwere seiner Folgewirkun-
gen berücksichtigt werden müssen. Die Kommis-
sionsmehrheit schätzt zwar die mögliche Schwere 
zumindest bestimmter gentechnischer Unfälle als 
hoch (s. MV ,Zivilrechtliche Haftung'), die Wahr- 

 



Drucksache 10/6775 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

scheinlichkeit ihres Eintretens jedoch als sehr ge-
ring ein. Allerdings leugnet auch die Kommissions-
mehrheit ein bestehendes „Restrisiko" nicht (s. MV: 
Sachstandsbericht ,Laborsicherheit'). 

DIE GRÜNEN sind der Ansicht, daß sich das Ge-
fährdungspotential dieses „Restrisikos" gentechno-
logischer Verfahren nach wie vor weder quantitativ 
noch qualitativ bestimmen läßt. Neuere wissen-
schaftliche Erkenntnisse haben gezeigt, daß eine 
Überprüfung früherer Annahmen über das qualita-
tive Risikopotential, beispielsweise im Bereich der 
Retrovirus- und Onkogenforschung, dringend erfor-
derlich wäre. Dieses hat die Kommission nicht, bzw. 
äußerst unzureichend getan. Ebenso ist der Versuch 
kaum unternommen worden, für die verschiedenen 
denkbaren gentechnischen Unfälle antizipierende, 
d. h. vorausschauende Analysen durchzuführen, um 
eine annähernde Vorstellung von Ausmaß und 
Wahrscheinlichkeit solcher Fälle zu erarbeiten 
(s. MV: Abschnitt Laborsicherheit). 

Es ist der Kommissionsmehrheit nicht gelungen, 
eine Überprüfung und Analyse dieser noch offenen 
Sicherheitsfragen zu leisten. Auf einer völlig unzu-
reichenden Grundlage hat sie die Frage, ob nämlich 
das „Restrisiko" der Gentechnologie für den einzel-
nen Bürger bzw. für die Gesellschaft sozial tragbar 
sei dennoch positiv beantwortet. Die Fraktion DIE 
GRÜNEN kann dieses Ergebnis der Kommissions-
mehrheit auf keinen Fall mittragen. Angesichts der 
Tatsache, daß das Risikopotential der Gentechnolo-
gie nach wie vor nicht einschätzbar ist, es aber 
zunehmend Befunde gibt, die dieses Potential bele-
gen, gehen DIE GRÜNEN davon aus, daß in der 
Anwendung dieser Technologie eine permanente 
Gefährdung der Grundrechte des einzelnen Bür-
gers auf Schutz der Gesundheit und des Lebens 
gegeben ist. 

Die Entwicklung der Gentechnologie wirft ebenso 
die Frage nach dem grundsätzlichen Schutz der 
Menschenwürde auf. Im Gegensatz zu einer mögli-
chen Gefährdung des Lebens und Gesundheits-
schutzes, geht es hier nicht etwa um die Folgewir-
kungen gentechnologischer Unfälle oder miß-
bräuchlicher Anwendung, sondern um die negati-
ven biologischen und sozialen Konsequenzen einer 
zumindest technisch gesehen erfolgreichen, gutge-
meinten Anwendung der Gentechnologie. Diese 
Problematik wurde auch von der Kommissions-
mehrheit aufgegriffen. 

So heißt es im Berichtsabschnitt zu den Ethik-Kom-
missionen: „Hier (im Bereich der Gentechnologie in 
ihrer direkten Anwendung am Menschen, d. V.) be-
steht noch kein gemeinsames Fundament, auf des-
sen Grundlage die örtliche Ethik-Kommission ihre 
Entscheidung treffen könnte. Vielmehr steht zu-
mindest gegenwärtig noch die Klärung elementarer 
Grundsatzfragen an, etwa dergestalt, wieweit es 
dem Menschen erlaubt ist, in den Schöpfungs- und 
Evolutionsprozeß einzugreifen." 

So hat also die Kommissionsmehrheit diese Frage 
nur im Zusammenhang mit direkten Eingriffen an 
menschlichen Keimbahnzellen diskutiert. In ande-
ren Bevölkerungskreisen geht jedoch die Diskus

-

sion weit darüber hinaus: Es wird die grundsätzli-
che Zulässigkeit jeder gentechnischen Manipula-
tion zum Thema gemacht. 

Prof. Ernst Benda, Vorsitzender der Interministe-
riellen Kommission zu den neuen Fortpflanzungs-
techniken, hat die Ansicht vertreten, daß der 
Mensch das Recht hat, „Produkt eines Zufalls zu 
sein" (Benda, 1985). Es stellt sich auch die Frage, ob 
dieses Recht nicht auch für andere Lebewesen zu 
gelten hat. Bei Laborzüchtung mittels Gentechnolo-
gie wird das zufällige Entstehen nützlicher Eigen-
schaften oder ihre Entdeckung nicht mehr abge-
wartet. Neue Organismen werden entworfen und 
konstruiert, die Wissenschaft entscheidet somit, 
welche Lebewesen bzw. Gene es wert sind, opti-
miert, neu konstruiert und verwertet zu werden. So-
mit ist die Gentechnologie von ihrem Ansatz her 
eine diskriminierende Methode. Sie bewertet biolo-
gische Strukturen implizit in brauchbar oder un-
brauchbar, gut oder schlecht, gesund oder krank. 
Die Maßstäbe hierfür haben kulturellen Charakter, 
d. h. sie sind veränderbar und werden von den je-
weils vorherrschenden Wertvorstellungen beein-
flußt. Demgegenüber sind jedoch die durch die Gen-
technologie hervorgerufenen Neukonstruktionen 
von bleibendem Charakter: sie überleben und ver-
mehren sich. 

Wird der Mensch als Teil der Natur und nicht als 
außerhalb der Natur stehendes, höheres Wesen 
wahrgenommen, so erscheint dann die Grenzzie-
hung zwischen zulässigen menschlichen Eingriffen 
an Pflanzen, Tieren und Mikroorganismen einer-
seits, und unzulässigen Eingriffen am menschli-
chen Erbgut andererseits völlig willkürlich. Gilt es 
einmal als technisch möglich und gesellschaftlich 
akzeptabel, Bakterien, Maispflanzen und Haus-
schweine als eine Ansammlung von verbesserungs-
fähigen Molekülen zu handhaben, ist die Übertra-
gung dieser Sichtweise auf den Menschen im We-
sentlichen nur durch das technisch Mögliche be-
grenzt. Indem er versucht, die außermenschliche 
Natur zu perfektionieren, mißachtet der Mensch die 
Individualität und die Einzigartigkeit von allen Le-
bensformen und damit eben auch seine eigene. 
Ähnlich wie bei der Debatte über Tierversuche wird 
von vielen Menschen eine Verletzung der körperli-
chen (bzw. im Falle der Gentechnologie, geneti-
schen) Integrität anderer Lebewesen auch als Ver-
letzung der Menschenwürde empfunden. So schrie-
ben z. B. Vertreter der Evangelischen Studentenge-
meinde, der Katholischen Studentengemeinde und 
des Evangelischen Stadtjugendpfarramtes Darm-
stadt in einer auch der Enquete-Kommission zuge-
leiteten Resolution: „(Der Mensch) überschreitet 
sein Maß und seine Fähigkeiten, wenn er eine neue 
Schöpfung durch Eingriffe in die Voraussetzung 
seines Daseins konstruieren will. ... Gentechnik 
stellt einen solchen Eingriff dar ... Deshalb fordern 
wir ein Moratorium für die Gentechnik" (Schreiben 
vom 11. Juni 1986). 

Zwar gilt es, daß der Gebrauch einer Technik nicht 
schon allein deshalb verboten werden kann, weil sie 
die Gefahr einer mißbräuchlichen Anwendung mit 
sich bringt. Nach Ansicht der GRÜNEN jedoch ver-
letzt die Gentechnik schon in ihrem „ordnungsge- 
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mäßen" Gebrauch die Grundrechte des Menschen 
— Schutz der Menschenwürde, der Gesundheit und 
des Lebens —, denen grundgesetzlich der höchste 
Rang beigemessen wird. 

Folgerichtig hat der Gesetzgeber aufgrund aus der 
Grundrechtsordnung ableitbarer Schutzpflichten 
die Anwendung dieser Technologie zu unterbin-
den. 

E. Technologie- und Forschungspolitik 

1. Gentechnologische Forschung und 
Forschungsfreiheit 

Mit der Forderung nach einem prinzipiellen Stopp 
oder einem Moratorium für die Gentechnologie 
stellt sich die Frage, ob dies eine unvertretbare Ein-
schränkung der Forschungsfreiheit sei. Viele kriti-
sche Bürgerinnen und Bürger, die der Zulässigkeit 
gentechnischer Eingriffe skeptisch gegenüberste-
hen, können eine solche, oft als „Denkverbot" emp-
fundene Forderung nach einem Verbot der Anwen-
dung der Gentechnologie, nicht unterstützen. Ver-
fassungsrechtlich sei dies ohnehin nur bei einer 
möglichen Gefährdung anderer Grundrechte — 
Schutz  des Lebens und der Menschenwürde — zu 
begründen. 

Wie im vorherigen Abschnitt dargelegt, hält die 
Fraktion DIE GRÜNEN eine solche Gefährdung 
von Grundrechten bei der Anwendung gentechnolo-
gischer Methoden prinzipiell für gegeben. Darüber 
hinaus muß aber, auf dem Hintergrund der heuti-
gen Praxis wissenschaftlicher Forschung und tech-
nischer Entwicklung gefragt werden, ob die heutige 
Forschungstätigkeit noch dem, was in der Intention . 

des Grundgesetzes als schutzwürdig empfunden, 
wird, entspricht. Von den Verfassungsschreiber/in-
nen wurde die Forschungsfreiheit den anderen gei-
stigen Freiheiten wie Meinungs- und Glaubensfrei-
heit gleichgestellt. Diesem weitreichenden Schutz 
liegt jedoch ein Bild der Wissenschaft und For-
schung zugrunde, das bereits schon zur Zeit der 
Formulierung des Grundgesetzes der Bundesrepu-
blik für die meisten wissenschaftlichen Tätigkeiten 
überholt war. Dies gilt umso mehr für die jüngste 
Entwicklung der gentechnischen Forschung. Im 
Folgenden soll diese Feststellung durch eine kurze 
Betrachtung der Entwicklung der Genetik und Mo-
lekularbiologie und der daraus hervorgegangenen 
gentechnologischen Forschung belegt werden. 

Daß die Gesellschaft Forschungsfreiheit gewährt — 
also  die Tätigkeit von Wissenschaftlern keiner di-
rekten Kontrolle unterwirft — geschieht auf dem 
Hintergrund zweier Annahmen: erstens, daß Wis-
senschaft und Forschung selbst keine negativen 
Folgen haben, und zweitens, daß zwar schädliche 
Technologien aus wissenschaftlichen Entdeckun-
gen hervorgehen können, die Wissenschaftler aber 
dafür nicht verantwortlich gemacht werden können 
(Bartels 1983). Die moderne Forschung stellt jedoch 
die Gültigkeit dieser Vorstellungen zunehmend in 
Frage. 

Welche Entwicklungen in der gentechnologischen 
Forschung die Erfüllung der ersten Bedingung in 
Frage stellen, geht im wesentlichen aus dem Kapi-
tel ,Laborsicherheit' in diesem Sondervotum hervor. 
Bei der zweiten, für die Gewährung der For-
schungsfreiheit grundlegenden Voraussetzung spie-
len wiederum zwei Aspekte eine wichtige Rolle: er-
stens die institutionellen wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen des heutigen Forschungsbetriebes und 
zweitens die innerwissenschaftliche Entwicklung 
von Methoden und Fragestellungen. Diese sollen im 
Folgenden erläutert werden. 

Forschung und Technologieentwicklung sind in 
steigendem Maße Tätigkeiten, die von der Privat-
wirtschaft und nicht von staatlichen oder unabhän-
gigen Institutionen betrieben werden. Derzeit sind 
von ca. 380 000 in diesen Bereichen Tätigen 250 000 
in der Industrie beschäftigt. Von den rund 50 Mrd. 
DM, die in der Bundesrepublik jährlich für For-
schung und Entwicklung ausgegeben werden, stam-
men etwa 30 Mrd. DM aus den Budgets der Indu-
strie und 20 Mrd. DM aus den öffentlichen Händen. 
Etwa 6,1 Mrd. DM der 13 Mrd. DM an Bundesfor-
schungsmitteln gehen direkt an die Industrie 
(Zahlen zusammengestellt anhand von Unterlagen 
des Ausschusses für Forschung und Technologie 
1985/86). 

Darüber hinaus wird gerade im Bereich der gen-
technologischen Forschung auch die Ausrichtung 
der Forschungsarbeit an Universitäten und ande-
ren unabhängigen Institutionen immer stärker auf 
die industrielle Verwertung der Ergebnisse ausge-
richtet. Deutlichstes Beispiel hierfür sind die in den 
vergangenen Jahren entstandenen Gen-Zentren in 
Köln, München, Heidelberg und Berlin (denen wei-
tere in Hamburg und anderen Städten wohl folgen 
werden), die anteilig aus öffentlichen und Industrie

-

Geldern finanziert werden. Stellenbesetzungen, 
Projektentwicklung und Verwertung der Ergeb-
nisse erfolgen in Absprache mit den beteiligten 
Chemie- und Pharmakonzernen, ebenso wie die 
Ausbildung von Fachkräften. In vielen Fällen sind 
Universitätsprofessoren gleichzeitig Leiter solcher 
Zentren und zudem als Kleinunternehmer Inhaber 
einer eigenen kleinen Genfirma (so z. B. Prof. Bautz 
in Heidelberg). Entsprechend wirken sich die Ver-
flechtungen auf den Bildungssektor aus. 

Die Bundesregierung hat mit ihrem Programm 
„Angewandte Biologie und Biotechnologie" (1985) 
explizit das Ziel genannt, in Zukunft verstärkt die 
„anwendungsorientierte Grundlagenforschung" zu 
fördern. Auch die Kommission nennt als Aufgabe 
staatlicher Forschungspolitik an erster Stelle die 
„Steigerung der Leistungsfähigkeit und Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen Volkswirtschaft" und 
erst dann „staatliche Daseins- und Zukunftsvorsor-
ge" (MV: Bewertungen und Empfehlungen zur För-
derung der Gentechnologie). Ob diese Zielbestim-
mung mit der Interpretation dessen, was unter For-
schungsfreiheit im Grundgesetz definiert ist, über-
einstimmt, bleibt zu prüfen. Daß diese Zielbestim-
mung nicht ohne Auswirkungen auf Forschungstä-
tigkeit und die der Forschung zugrundeliegenden 
Fragestellungen bleibt, ist offensichtlich und ge-
wollt. 
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Aber auch die z. Zt. noch industrieferne Grundla-
genforschung gerät zunehmend in den Sog der an-
wendungsorientierten Ausrichtung. Je mehr es ge-
lingt, auch durch staatliche Maßnahmen den „Per-
sonaltransfer zwischen den beteiligten Hochschu-
len, Max-Planck-Instituten, Großforschungsunter-
nehmen in beiden Richtungen zu verstärken" 
(BMFT-Programm 1985), desto mehr werden alle 
Bereiche der Forschungslandschaft von dieser In-
dustrieorientierung geprägt. Diskussionen und Be-
wertungen auf Tagungen, in den Hochschulen und 
in Drittmittel-Vergabegremien (Deutsche For-
schungsgemeinschaft, Privatstiftungen) verändern 
sich ebenso wie die Aufsätze in den Fachpublikatio-
nen und die Stellenanzeigen. Nicht zuletzt wirkt 
sich dies auf die Formulierung von „Fragen an die 
Natur" aus; sie entspringen immer weniger dem 
Untersuchungsgegenstand selbst oder der freien 
Phantasie des Forschers, sondern gleichen sich zu-
nehmend der allgemeinen Tendenz zum schnellen 
Technologietransfer an. Bleibt zu fragen, ob der 
hochrangige Schutz der Verfassung einer solchen 
interessengelenkten Forschung noch angemessen 
ist. Angesichts der immer schnelleren Umsetzung 
von wissenschaftlichen Erkenntnissen in verwert-
bare und vermarktbare Technologien, scheint eher 
eine klare Sozialbindung der Forschung angebracht 
zu sein. 

Der Einfluß gesellschaftlicher Bedingungen auf die 
Grundlagenforschung wird heute in der gentechno-
logischen Forschung offensichtlich; allerdings 
zeichnete sich ein solcher Einfluß schon in der hi-
storischen Entwicklung der Biologie seit dem letz-
ten Jahrhundert ab. In dieser Zeit begann sich die 
mechanistische Deutung gegenüber anderen Erklä-
rungsmodellen und den dazugehörigen Methoden 
durchzusetzen. Mechanistisches Denken betrachtet 
das Lebendige als komplexe Maschine, die nur ana-
lytisch zerlegt und in immer einfachere Teile aufge-
löst zu werden braucht, bis das Ganze verstanden 
werden kann. Andere Ansätze gerieten zunehmend 
in den Hintergrund, nach deren Leitlinien 
chemisch-physikalische Erklärungen bestimmte 
Grundphänomene in lebenden Organismen zwar zu 
deuten vermögen, diese aber die ganze Komplexität 
von Lebensvorgängen weder erfassen noch be-
schreiben können. 

Die reduktionistisch-mechanische Sicht von Le-
bensvorgängen etablierte sich spätestens mit der 
Entwicklung der Molekularbiologie in den dreißiger 
und vierziger Jahren. Diese Entwicklung war ihrer-
seits in starkem Maße von der programmatischen 
Arbeit Warren Weavers beeinflußt. Weaver war von 
1932 bis Kriegsbeginn Chef der Abteilung für Na-
turwissenschaft der Rockefeller Foundation. Yoxen 
(1981) schildert, wie Weaver die Verwendung che-
misch-physikalischer Untersuchungsmethoden zur 
Untersuchung von Lebensvorgängen durch eine 
entsprechende Geldvergabepolitik forcierte. Dar-
über hinaus hat Weaver mit der Entwicklung neuer 
Formen des Wissenschaftsmanagements die Rich-
tung biomedizinischer Forschung auch internatio-
nal geprägt. Ähnliches läßt sich feststellen bzgl. des 
Einflusses der VW-Stiftung bei der Richtungsge-
bung in der europäischen biologischen Forschung 

z. B. durch die Einrichtung eines Europäischen Mo-
lekularbiologischen Labors in Heidelberg in den 
sechziger Jahren. Die VW-Stiftung war an der Rea-
lisierung dieser Pläne ebenso maßgeblich beteiligt 
wie an der Unterstützung der Gesellschaft für Bio-
technologische Forschung in Braunschweig, die ein-
zige aus Bundesmitteln finanzierte Großfor-
schungseinrichtung, die sich auf die Gen- und Bio-
technologieforschung konzentriert. 

Was Yoxen (1981) für die Molekularbiologie formu-
liert hat, gilt in noch stärkerem Maße für die Gen-
technologie: sie „markiert und fordert einen Wandel 
in den Ansichten darüber, was als Wissen zählt, 
welche Eigenschaften der lebenden Materie die 
Biologie theoretisch erfassen und erklären soll, und 
was dann als akzeptable oder interessante Erklä-
rung gilt." Was als Wissen zählte, war eben in zu-
nehmendem Maße das, was chemisch oder physika-
lisch meßbar oder, besser noch, in Form von immer 
wieder reproduzierbaren Reaktionen oder Abläufen 
zu kontrollieren war. Molekularbiologen erlangten 
ihr Wissen nicht mehr, indem sie z. B. die Eiweiß-
synthese in der Zelle selbst beobachteten, sondern 
indem sie die notwendigen „Bausteine" aus der 
Zelle isolierten und die Syntheseprozesse im Rea-
genzglas nachbauten. (Leider vergaßen und verges-
sen sie oft, daß das, was sie im Labor simulieren, 
eben nicht mehr ,Natur` ist und die daraus abgelei-
teten ,Gesetzmäßigkeiten` eben nur beschränkt aus-
sagekräftig sind.) Was Bartels für die Embryologie 
feststellt, gilt für die Molekularbiologie und Gen-
technologie ebenso, daß nämlich „das gegenwärtige 
Verständnis zellulärer Prozesse das Produkt erheb-
licher Fortschritte in der manipulativen Kontrolle 
ist und somit den Keim der praktischen Anwen-
dung bereits in sich birgt" (Bartels 1983). Erkennt-
nissuche und manipulative Macht fallen zuneh-
mend zusammen. 

In jedem Fall hat die Forcierung solcher Methoden 
und Fragestellungen, ebenso wie die anwendungs-
orientierte Ausrichtung der Forschung andere, 
nicht minder vielversprechende Ansätze verdrängt. 
So wird der Blick für andere Herangehensweisen 
verstellt. Ein Hinweis darauf, daß es verschiedene 
Wege zu denselben wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen geben kann, bietet das Werk der Pflanzengene-
tikerin Barbara McClintock. Auf der Grundlage von 
eher beobachtenden Techniken hat sie das Phäno-
men der „springenden Gene" bereits in den vierzi-
ger Jahren entdeckt und interpretiert als Erschei-
nung, die das zentrale Dogma der Vererbung zu-
mindest relativiert. Molekularbiologen konnten mit 
anderen Methoden diese Arbeit erst mehr als zwan-
zig Jahre später bestätigen. Darüber hinaus 
brauchte McClintock für ihre Arbeit keine gentech-
nische Manipulation durchzuführen, es entstanden 
keine neuartigen potentiell gefährlichen Organis-
men. 

Mit der Anwendung genmanipulativer Methoden 
ist die biomedizinische Forschung weitgehend aus 
der Rolle einer Wissenschaft herausgetreten, die in 
erster Linie beobachtet und systematisiert, um die 
Beobachtungen in theoretischer Denkarbeit umzu-
setzen. Wie die Chemie und Physik ist sie zu einer 
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weitgehend experimentellen Wissenschaft gewor-
den, die nun auch konstruieren kann und will. Es 
läßt sich sogar darüber streiten, ob nicht die biologi-
sche Forschungsarbeit mit chemisch-physikalisch-
manipulativen Methoden eher ein „Durchspielen" 
der vielfältigen technischen Möglichkeiten dar-
stellt, als auf Erkenntnis ausgerichtete wissen-
schaftliche Denkarbeit. 

Wenn nun die Forderung nach einer neuen Form 
der sozialen Einbindung und Zielbestimmung die-
ser Forschung geäußert wird, bedeutet dies also 
eher eine gesellschaftliche Bestimmung und Kon-
trolle des experimentellen Handelns und nicht des 
Denkens. 

2. Forschung, Technologieentwicklung und 
gesellschaftliche Prioritäten 

Bisher wurden Forschung und Anwendung im Be-
reich der Gentechnologie in der Bundesrepublik 
nur von einem Gremium überwacht, der Zentralen 
Kommission für die Biologische Sicherheit. Von den 
zwölf Mitgliedern waren vier Sachverständige, die 
selbst auf dem Gebiet der Gentechnologie arbeiten, 
vier, die in anderen relevanten Bereichen der bio-
medizinischen Forschung arbeiten, sowie vier „Ver-
treter des öffentlichen Lebens". In der Praxis han-
delte es sich hierbei um Vertreter der Industrie, des 
Arbeitsschutzes, der forschungsfördernden Organi-
sationen und der Gewerkschaften. Auch wenn nun 
die Kommissionsmehrheit in ihren Empfehlungen 
vorschlägt, „ Vertreter solcher Gruppen zu berück-
sichtigen, die durch die Entwicklung der Gentech-
nologie besonders betroffen sind" (MV: Ethik-Kom-
mission in der Gentechnologie), bedeutet dies kei-
neswegs, daß damit eine tatsächliche Erweiterung 
des bisherigen Personenkreises gemeint ist. Vorlie-
gende Anträge, die eine Beteiligung z. B. von Ver-
treter/innen von Umweltschutz-, Gesundheits-, 
Selbsthilfe-, Tierschutz- oder ähnlichen Interessen-
organisationen festschreiben wollten, wurden von 
der Kommissionsmehrheit abgelehnt. Mit der For-
mulierung „Beteiligung von Betroffenen" meint die 
Kommissionsmehrheit also offenkundig nach wie 
vor die beteiligten Forscher, Industrievertreter, be-
stenfalls einige Gewerkschaftsvertreter/innen — 
also  der selbe geschlossene Kreis von Interessen-
vertreterinnen wie bisher. Die Kommissionsmehr-
heit konnte allerdings dann nicht umhin, den An-
trag der Fraktion DIE GRÜNEN auf paritätische 
Besetzung der Kommission mit Männern und 
Frauen insofern einzubeziehen, als sie sich für eine 
„angemessene Beteiligung von Frauen" ausspre-
chen. 

Darüber hinaus spricht sich die Kommissionsmehr-
heit aus für einen gewissen Ausbau der Arbeit der 
lokalen Ethik-Kommissionen (die vornehmlich an 
Krankenhäusern arbeiten), die in Zukunft in ihrem 
Bereich geplante gentechnische Versuche mit Men-
schen begutachten sollen. 

Die verschiedenen Vorschläge des Mehrheitsbe

-

richts können leicht darüber hinwegtäuschen, daß 
die hier vorgesehenen Gremien in keiner Weise 

eine breitere gesellschaftliche Kontrolle der gen-
technischen Forschung und Praxis ermöglichen 
können oder sollen. Erst recht sind sie nicht dazu 
geeignet, im Vorfeld der Entwicklung Einfluß auf 
die Forschungsprioritäten zu nehmen. In ihren Auf-
gaben, Kompetenzen, Arbeitsweisen und Zusam-
mensetzungen stimmen sie mit den Vorstellungen 
der GRÜNEN von einer demokratischen Bestim-
mung der Technologieentwicklung in keiner Weise 
überein. So wird explizit ausgeschlossen, daß eine 
„Kontrolle ... für Forschungsaktivitäten mit Mikro-
organismen, und zwar unabhängig davon, ob die 
Forschung in geschlossenen Systemen oder als 
Freilandexperiment erfolgen soll" durch lokale 
Ethik-Kommissionen ausgeübt wird. Es heißt: „Da 
hier kein lebender Proband oder Patient final einer 
besonderen Gefahr ausgesetzt wird, erscheint eine 
Überwachung derartiger Forschungsprojekte durch 
lokale Ethik-Komitees unangebracht." (MV: Ethik-
Kommissionen in der Gentechnologie). Ebenso wird 
eine Beteiligung der Kommission ausgeschlossen 
für Projekte, für die es heißt, sie seien dem Ver-
suchsstadium entwachsen und zur Standardthera-
pie erklärt worden. Damit wird auch eine nachträg-
liche Einflußnahme in vielen Bereichen effektiv 
verhindert. Hier muß daran erinnert werden, daß 
beispielsweise Verfahren der technisierten Be-
fruchtung (insbesondere die In-vitro-Fertilisation — 
Reagenzglaszeugung) bereits zur Routinetherapie 
erklärt worden sind, obwohl es nach wie vor keine 
Langzeitstudien über ihre Folgen gegeben hat, ihre 
Mißerfolgsrate zwischen 100 und 80% liegt und eine 
breite gesellschaftliche Diskussion über ihre An-
wendung nie stattgefunden hat. Mit den Vorschlä-
gen der Kommissionsmehrheit wird der Weg geeb-
net für ein ähnliches Vorgehen im Bereich der Gen-
technologie. 

DIE GRÜNEN halten es für unverzichtbar, neue 
Formen der gesellschaftlichen Einbindung der For-
schungs- und Technologieentwicklung zu erproben 
und zu etablieren. Eine Beteiligung von einigen Ju-
risten, Theologen oder Sozialwissenschaftlern an 
der Legimitation der Entscheidungen von Gremien, 
die letztenendes nur den vorgegebenen Ziele der 
Forscher und industriellen Nutznießer einer Tech-
nikentwicklung folgen, stellt keine Demokratisie-
rung dar. Eine tatsächliche Demokratisierung tech-
nologie- und forschungspolitischer Entscheidungs-
prozesse ist nur möglich, wenn die Entwicklung von 
Wissenschaft und Technik für die gesamte Gesell-
schaft verständlich und verhandelbar gemacht 
wird. Dazu bedarf es an allererster Stelle einer An-
passung des Entwicklungstempos an die Geschwin-
digkeit der Entfaltung breiter Diskussionsprozesse 
in der Gesellschaft. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN empfiehlt dem Deut-
schen Bundestag, die Bundesregierung aufzufor-
dern, 

— jede Anwendung der Gentechnologie zu stoppen, 
da diese Technologie nicht von einem breiten 
gesellschaftlichen Konsens getragen wird; 

— eine breite Diskussion der ethischen Grundsät-
ze, Ziele, Nützlichkeit, der sozialen und ökologi-
schen Verträglichkeit der biomedizinischen For- 
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schung und ihrer praktischen Anwendung zu er-
möglichen, an der die gesamte Gesellschaft und 
nicht nur eine kleine Elite von Parlamentariern, 
Industrievertretern und Wissenschaftlern betei-
ligt wird; 

zu diesem Zweck ein weitgefächertes System 
von Gremien auf lokaler, regionaler und natio-
naler Ebene einzurichten mit folgenden Merk-
malen, Aufgaben und Kompetenzen: 

paritätische Besetzung mit Männern und 
Frauen; 

mindestens 50 %iger Beteiligung von Perso-
nen, die in keiner Weise an der Forschung, 
ihrer industriellen oder sonstigen Nutzung 
beteiligt sind oder daraus Gewinne erzielen; 

Vertretung relevanter Bürgerinitiativen, Ver-
eine, Verbraucherverbände, Umwelt- und 
Frauenorganisationen und dergleichen; 

Überwachung der Einhaltung von Sicher-
heitsvorschriften und ethisch, sozial oder 
ökologisch begründeten Einschränkungen; 

Prüfung von vorgeschlagenen Forschungs-
vorhaben und Mitspracherecht bei der Ver-
gabe von Forschungsgeldern; 

Initiierung von Forschung in vernachlässig-
ten und sozial nützlichen Bereichen oder Fra-
gestellungen; 

— öffentliche Tranzparenz der Arbeit dieser 
Gremien sowie der anderen relevanten staat-
lichen Organe und Behörden im Bereich der 
Forschungs- und Technologiepolitik. 
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1 Katalog der Anwendungsmöglichkeiten der Gen- Nass-Hennig, G., 20. August 1984 
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3 Entwurf eines Arbeitsprogrammes der Enquete- Catenhusen, W.-M., 10. September 1984 

Kommission 
4 Ethische und rechtliche Probleme der Anwendung BMFT, Schweitzer Verlag, München, 1984 

zellbiologischer und gentechnischer Methoden am 
Menschen 

5 Report of the committee of inquiry into human fer- Department of Health and Social Security, 
tilisation and embryology Her Majesty's 

Stationery Office, London, 1984 
6 Überblick über Aktivitäten der Industrie bei der Quadbeck-Seeger, H.-J., 26. September 

Entwicklung und Nutzung der Gentechnologie 1984 
6 a Stellungnahmen von Chemieunternehmen zur Gen- Bundesarbeitgeberverband Chemie e. V., 

technologie Wiesbaden, Informationsbrief für Füh- 
(Anhang zur Kommissionsdrucksache 6) rungskräfte August 1984 

7 Förderungskatalog 1983 (Auszug) BMFT 
8 Chancen und Risiken der Gentechnologie — Stand BMFT, 1984 

der Forschung, Marktaussichten, internationaler 
Vergleich und laufende Fördermaßnahmen — 

9 Biotechnologie — Institutionell geförderte For- Wagner, W.-H., Die Pharmazeutische Indu- 
schung und Projektförderung strie, 46, 1984 

10 Schwerpunkte der Gentechnologie in der Förderpo- Thauer, R. K. (DFG), 22. Oktober 1984 
litik der Deutschen Forschungsgemeinschaft 

11 Mögliche Entwicklungen von gentechnischen und Kollek, R., 1984 
zellbiologischen Methoden auf menschliche Zellen 
und den Menschen insgesamt 

12 Auszug aus Bundesbericht Forschung 1984 (Bio- Bundesregierung, BT-Drucksache 10/1543, 
technologie/Gentechnologie) 1984 

13 Gentechnologische und biotechnische Möglichkei- Mettler, L., Michelmann, H. W., Sperling, 
ten im Rahmen der In-vitro-Befruchtung und des K. (Universität Kiel), 1984 
Embryo-Transfers 

14 Internationaler Vergleich von Richtlinien zum Schmölling, K., Auszug aus Commercial 
Schutz vor Gefahren durch moderne biotechnische Biotechnology, OTA-BA-218, Oktober 1984 
Methoden 

15 Gentechnologie in Deutschland ZKBS, Nachr. Chem. Tech. Lab. 30, 4, 1982 
16 Richtlinien zum Schutz vor Gefahren durch in-vitro BMFT, 1981 

neukombinierte Nukleinsäuren, 4. überarbeitete 
Fassung 

17 a Addendum zu dem DFG-Antrag „Analyse des Sperling, K. 
menschlichen Genoms mit molekularbiologischen 
Methoden" 

17 b Antrag auf Einrichtung eines DFG-Schwerpunkt- Collins, J. et al. 
programms 

18 Stellungnahme zur Gentechnologie Hess, B. (MPG), 24. Oktober 1984 
19 Abschlußbericht über die 1. Amtsperiode der ZKBS Trautner, T. A., 6. August 1981 
20 Tätigkeitsbericht 1983 ZKBS, 1984 
21 a Geschäftsordnung der ZKBS ZKBS, 7. August 1981 
21b Antragsformular der ZKBS BGA, Oktober 1981 
22 Vorläufige Empfehlungen für den Umgang mit pa- BGA, Bundesgesundheitsblatt 24, 22, 

thogenen Mikroorganismen und für die Klassifika- 347-359, 1981 
tion von Mikroorganismen und Krankheitserregern 
nach den im Umgang mit ihnen auftretenden Ge- 
fahren 
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23 Vereinbarung zwischen BASF und Universität Hei- 1983 
delberg 

24 Vorläufige Verwaltungs- und Benutzungsordnung Rektor der Universität Heidelberg, Mittei- 
des Zentrums für Molekulare Biologie der Universi- lungsblatt 13, 7, 1983 
tät Heidelberg 

25 Literaturliste, Stellungnahmen der Kirche zur Gen- Reiter, J., 1984 
technologie 

26 Schwerpunkte der Gentechnologie im Bereich der Winnacker, E.-L., 26. September 1984 
Grundlagenforschung (Vortrag) 

27 Schwerpunkte der Gentechnologie in der Max- Hess, B., 22. Oktober 1984 
Planck-Gesellschaft (Vortrag) 

28 Antrag auf Studie: Gentechnologie und Ethik-Korn- Deutsch, E., 1984 
missionen 

29 Gefährdungshaftung und erweiterte Verschuldens- Deutsch, E., 1984 
haftung für Mikroorganismen und den Einsatz der 
Gentechnologie 

30 Vorschlag zur Vergabe einer Studie und Durchfüh- Walter, J., 12. November 1984 
rung einer Anhörung 

31 Antrag auf Ausarbeitung einer Studie mit dem The- Quadbeck-Seeger, H.-J., 14. November 1984 
ma: „Die Biotechnologie in der Bundesrepublik 
Deutschland und in anderen Industrieländern — 
eine vergleichende Bestandsaufnahme" 

32 Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN zum Arbeits- Hickel, E., 14. November 1984 
plan 

33 a Antrag auf ein Gutachten: Konsequenzen der Gen- Reiter, J., 1984 
technologie aus der Sicht moderner Evolutions- 
theorie 

33 b Antrag auf ein Gutachten: Welche Auswirkungen Reiter, J., 1984 
haben die gegenwärtig wirksamen Werte auf die 
Beantwortung gentechnologischer Fragen? Wie 
trug (trägt) ein möglicher Wertewandel dazu bei? 

33 c Antrag auf ein Gutachten: Forschungsfreiheit und Reiter, J., 1984 
Verantwortung des Forschers 

34 Strukturierungsvorschlag Nass-Hennig, G., 18. September 1984 
35 Ergänzung zum Fragenraster Reiter, J., 16. November 1984 
36 Vorschlag zu zwei Gutachten (Freisetzungsproble- Winnacker, E.-L., 18. November 1984 

matik) 
37 Änderungsvorschlag zum Fragenraster Quadbeck-Seeger, H.-J., 5. Dezember 1984 
38 Fragenkatalog zu „Rechtliche Dimension" Deutsch, E., 28. November 1984 
39 Ergänzungsvorschläge zum Fragenraster Walter, J., 4. Dezember 1984 
40 Änderungsanträge zum Fragenraster DIE GRÜNEN, 5. Dezember 1984 
41 Änderungsantrag zum Fragenraster Odenbach, E., 6. Dezember 1984 
42 Bio-Forschung für den Krieg Stockholm International Peace Research 

Institute (SIPRI), Waffenexport und Krieg, 
4. Rüstungsjahrbuch, rororo 191 ff., 342, 
1984 

43 Ergänzungen zum Fragenraster Nass-Hennig, G., 1. Dezember 1984 
44 Vorschlag zu Anhörungen/Gutachten Deutsch, E., 1984 
45 Zu Ausführungen von Prof. Dr. Winnacker vom Nass-Hennig, G., 1. Dezember 1984 

18. November 1984, Ergänzungen zum Fragenra- 
ster 

46 Antrag auf Studie/Projektskizze Walter, J., 4. Dezember 1984 
47 Änderungsvorschlag zu Kom.-Drs. 34 Quadbeck-Seeger, H.-J., 1984 
47 n Überarbeitete Kom.-Drs. 47 Quadbeck-Seeger, H.-J., 1984 
48 Antrag auf Durchführung einer empirischen Studie Kohn, R., 17. Dezember 1984 

„Einschätzung der Gentechnologie" 
49 Erprobung der Menschenwürde am Beispiel der Benda, E., Antrittsvorlesung Universität 

Humangenetik Freiburg, 15. November 1984 
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50 Changing Life's Genetic Blueprint Weaver, R. F., National Geographic 166, 6, 
818-847, 1984 

51 Skizze für eine Studie „Konsequenzen der Gentech- von Weizsäcker, E. U., 4. Januar 1985 
nologie aus der Sicht moderner Evolutionstheorie" 

52 Antwort des Bundesministers der Verteidigung auf Staatssekretär, 23. Januar 1985 
die Anfrage des Vorsitzenden nach Förderung gen- 
technologischer Arbeiten 

53 International developments in biotechnology and United States International Trade Com- 
their possible impact on certain sectors of the U.S. mission, USIIC Publication 1589, 
chemical industry Washington, 1984 

54 Proposal for a Coordinated Framework for Regula- Office of Science and Technology Policy, 
tion of Biotechnology federal register, 49, 252, 50856-50907, 

31. Dezember 1984 
55 Auswertung einer Umfrage über gentechnologische Schmölling, K., 1985 

Aktivitäten im Bereich der Industrie in der Bundes- 
republik Deutschland, Stand Februar 1985 

56 Antrag auf Studie: Gentechnologie und Ethik-Korn- Deutsch, E., 7. Februar 1985 
missionen 

57 Angebot Meinungsumfrage „Einschätzung der Gen- Forschungsbüro Dr. Ronge, 
technologie" 6. Februar 1985 

58 Angebot Studie: Gentechnologie aus der Sicht mo- von Weizsäcker, F. U., 14. Februar 1985 
derner Evolutionstheorie 

59 Angebot Studie: Soziale Auswirkungen biotechnolo- Battelle-Institut e. V., 21. Februar 1985 
gischer Produktionsverfahren 

60 Angebot Studie: Soziale Auswirkungen gentechno- Sozialforschungsstelle Dortmund 
logischer Produktionsverfahren 22. Februar 1985 

61 Antrag zur Anhörung „Genetische Analyse" Hickel, E., 20. Februar 1985 
62 Antrag auf Einholung schriftlicher Stellungnahmen Hickel, E., 27. Februar 1985 

zu Fragen der Ethik 
63 Antrag zu Fragen der Arbeitsgruppe „Ernährung, Hickel, E., 28. Februar 1985 

Landwirtschaft" 
64 Angebot Studie: Gentechnologie und Evolutions- Köppers, B.-O., 12. März 1985 

theorie 
65 Resolution zur Gentechnologie Ev. Akademikerschaft in Deutschland, 

13. Februar 1985 
66 Angebot Studie: Auswirkungen gentechnischer Ver- Battelle-Institut e. V., 14. März 1985 

fahren und Produkte auf Produktionsstruktur, Ar- 
beitsplätze und Qualifikationserfordernisse ausge- 
wählter Unternehmen in den USA 

67 Studienangebot Sozialforschungsstelle Dortmund, 14. März 
1985 

68 Safety and Regulations in Biotechnology Nourish, R. (OECD), Vortragsmanuskript, 
13. Februar 1985 

69 Risiken der Gentechnik mit Mikroorganismen Winkler, Vortrag DECHEMA, 1. März 1985 
70 Sicherheit in der Biotechnologie Frommer, W., 1985 
71 Safe biotechnology, General considerations Küenzi, M. et al., Appl. Microbial Biotech- 

nol. 21, 1-6, 1985 
72 Entwurf einer Neufassung der Richtlinien zum ZKBS, BMFT 

Schutz vor Gefahren durch in vitro neukombinierte 
Nukleinsäuren (5. Fassung) 

73 Was ist Retinitis Pigmentosa? Deutsche Retinitis Pigmentosa Vereini- 
gung e. V. 

74 Bericht über die Tagung des BDI am 29. April 1985 Schmölling, K., 3. Mai 1985 
in Köln 

75 Konflikte in der humangenetischen Beratung Eibach, U., Diakonie 11, 2, 110-115, 1985 
76 Bericht über die Fachtagung für Juristen „Neue Geiger, M., 21. Mai 1985 

Entwicklungen in der Gentechnik" der Konrad-Ade- 
nauer-Stiftung vom 8. bis 10. Mai 1985 
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77 Gene transfer into mouse stem cells Wagner, E. F. et al., Biotechnology, Dah- 
lem Workshop Report Springer 1986 

78 Über die Ursachen der AIDS-Erkrankung Thauer, R. K. (DFG), 3. Mai 1985 
79 Auszug aus der Studie „Marktchancen von Produk- Verbindungsstelle Landwirtschaft — Indu- 

ten aus Biomasse im Energie- und Chemiemarkt strie e. V., BML — 215-79/2 
mit besonderer Berücksichtigung der Produktlinien 
aus Ölen und Fetten sowie Lignocellulose" 

80 Ausarbeitung über die amerikanischen Bemühun- Mahro, G., 1985 
gen zur Regelung von Freisetzungsexperimenten 
mit gentechnisch veränderten Organismen 

81 Reunion Internationale de Bioethique Rambouillet, April 1985 
Zusammenfassung der Ergebnisse 

82 Medizinisch unterstützte Fortpflanzung: Ethische Eser, A., Vortrag vor der Reunion Interna- 
und rechtliche Probleme tionale de Bioethique, 1985 

83 Antwort der Bundesregierung auf die Kleine An- BT-Drucksache 10/3365, 20. Mai 1985 
frage der GRÜNEN, B-Waffen-Forschung und gen- 
technologische Methoden 

84 Mögliche Funktion von Ethik-Kommissionen im Bork, R., 23. Mai 1985 
Rahmen der Gentechnologie 

85 Zusammenstellung der Antworten zur Anhörung Heiroth, U., 31. Mai 1985 
„Veränderungen nachwachsender Rohstoffe" 

86 Studie „Genomanalyse, genetische Tests und Scree- van den Daele, W., Universität Bielefeld, 
ning" Mai 1985 

87 a Schwedische Sicherheitsrichtlinien zur Neukombi- Arbeitsschutzbehörde Schweden, Februar 
nation von Nukleinsäuren 1984 

87 b Schwedische Sicherheitsrichtlinien zur Neukombi- Arbeitsschutzbehörde Schweden, Februar 
nation von Nukleinsäuren 1984 

88 Konsequenzen der Gentechnologie aus der Sicht von Weizsäcker, E. U., Vortragsmanu- 
moderner Evolutionstheorie Skript, 4. Juni 1985 

89 Zusammenstellung der schriftlichen Antworten zur Geiger, M., 23. Mai 1985 
Anhörung „Genetische Analyse beim Menschen" 

90 Zusammenstellung der schriftlichen Antworten zur Geiger, M., 23. Mai 1985 
Anhörung „Genetische Beratung und genetische 
Analyse beim Menschen" 

91 Zusammenstellung der schriftlichen Antworten Geiger, M., 23. Mai 1985 
zum Fragenkatalog „Neugeborenen-Screening" 

92 Regeln für die In-vitro-Fertilisation und den Em- Deutsches Ärzteblatt 82, 22, 1681-1698, 
bryotransfer 1985, Bericht vom Deutschen Ärztetag 

1985 
92 a Richtlinien zur In-vitro-Fertilisation und Embryo- Sonderdruck Deutsches Ärzteblatt 82, 22, 

transfer 1649, 1985, Bundesärztekammer 1985 
93 Stellungnahme zur Freisetzung von Mikroorganis- Domsch, K.-H. (FAL), 6. Juni 1985 

men 
94 Points to Consider in the Production and Testing of Office of Biologics Research and Review 

New Drugs and Biologicals Produced by Recombi- Center for Drugs and Biologics, 10. April 
nant DNA Technology 1985 

95 Zusammenstellung schriftlicher Antworten zu Fra- von Raczeck, G., 13. Juni 1985 
gen über Freisetzung und Einsatz von gentechnolo- 
gisch veränderten Pflanzen in die Umwelt 

96 Antrag DIE GRÜNEN zum Richtlinienentwurf der BT-Drucksache 10/3531, 20. Juni 1985 
ZKBS 

97 Studienangebot „Konsequenzen der Gentechnolo- Interdisziplinärer Arbeitskreis „Biologi- 
gie aus der Sicht moderner Evolutionstheorie" sche und kulturelle Entwicklung"/Hüther, 

G. et al., 8. August 1985 
98 Protokoll der öffentlichen Anhörung „Genfor- Ausschuß für Wissenschaft, 9. Landtag Ba- 

schung" den-Württemberg, 9. Mai 1985 
99 Antrag der Fraktion der CDU im Landtag von Ba- Landtag von Baden-Württemberg, Druck- 

den-Württemberg: Gentechnologie und Verantwor- sache 9 vom 15. Juni 1985 
tung 
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100 Änderung der US-Sicherheitsrichtlinien zu „Recom- Department of Health and Human 
binant DNA", Notice of Meeting and Proposed Ac- Services, federal register, 50, 60, 12456ff., 
tions Under Guidelines for Research 28. März 1985 

101 Zur Ethik nicht-menschlicher Natur Auer, A., 6. Juli 1985 
102 Funktion von Ethik-Kommissionen Losse, H., 16. Juli 1985 
103 Zur Ethik nicht-menschlicher Natur Altner, G., 7. Juli 1985 
104 Gentechnische Forschung in der Bundesrepublik Heiroth, U., 23. Juli 1985 

Deutschland, Zusammenfassung der Antworten der 
Bundesländer 

105 Angewandte Biologie und Biotechnologie Programm der Bundesregierung, 26. Juni 
1985 

106 Übersicht über in verschiedenen Staaten geltende Geiger, M., 7. August 1985 
Richtlinien zur Gentechnologie 

107 Wehrmedizinische Entwicklungsaufträge und For- BT-Drucksache 10/3718, 12. August 1985 
schungen im Bereich von „B-Waffen", Antwort der 
Bundesregierung auf die Anfrage der GRÜNEN 

108 Chancen und Risiken der Gentechnologie CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundes- 
tag, 1985 

109 Entschließung des Bundesrates zur Gen- und Fort- Innenminister Bayern, BR-Drucksache 
pflanzungstechnologie 382/85 

110 Arbeitsthemen und Termine 1985 Catenhusen, W.-M., 13. August 1985 
111 Angebot für eine Studie zum Thema „Einschätzung IPOS, 22. August 1985 

der Gentechnologie" 
112 Zusammenstellung der schriftlichen Antworten zur Hohlfeld, R., 26. August 1985 

Anhörung „Wissenschaftliche Voraussetzungen für 
gentechnische Eingriffe beim Menschen" 

113 Zusammenstellung der schriftlichen Antworten zur Kollek, R., 3. September 1985 
Anhörung „Forschungsergebnisse und Erfahrungen 
mit Interferonen und Interleukinen" 

114 Vorschlag für gesetzliche Regelungen bei der An- SPD-Fraktion im Landtag von Baden- 
wendung gentechnischer Methoden an die Enquete- Württemberg, 2. Juni 1985 
Kommission des Deutschen Bundestages 

115 Humangenetik und Recht — eine Zwischenbilanz Benda, E., NJW 30, 1730 ff., 1985 
116 Biotechnologie, Herrschaft oder Beherrschbarkeit Hans-Böckler-Stiftung, Schweitzer Verlag, 

einer Schlüsseltechnologie? München, 1985 
117 Human Gene Therapy: Scientific and Ethical Con- Anderson, W. F., Journal of Medicine and 

siderations Philosophy, 10, 3, 275-291, 1985 
118 Zusammenstellung der schriftlichen Antworten zur von Raczeck, G., 17. September 1985 

Anhörung „Gentechnologie und Pflanzenzüchtung" 
119 Ethik des menschlichen Handelns in bezug auf die Meyer-Abich, K.-M., 30. Juli 1985 

natürliche Mitwelt 
120 Resolution der FINRRAGE-Konferenz FINRRAGE, Juli 1985 
121 Technischer Fortschritt und fortschrittliche Tech- Buchholz, K. et al., Materialien der 

nik: Wie nützlich ist die Gentechnologie? Studiengruppe „Gesellschaftliche Folgen 
neuer Biotechniken" der Vereinigung 
Deutscher Wissenschaftler, 1985 

122 Zusammenfassung des Gesprächs mit Prof. Dr. Kollek, R., 10. Oktober 1985 
Knackmuss über den „Abbau von umweltbelasten- 
den Fremdstoffen durch genetisch manipulierte 
Bakterien. Stand der Forschung und Perspekti- 
ven." 

123 Studienangebot zur „Thematisierung der Gentech- Arbeitsgruppe für sozialwissenschaftliche 
nologie in der Öffentlichkeit" Industrieforschung, Oktober 1985 

124 Bericht über den Besuch einer Delegation der Deutsche Botschaft, Tokio, 
Enquete-Kommission in Japan 15. Oktober 1985 

125 Was ist Gen-Technik? Nass-Hennig, G., in: Schöpfer Mensch? 
Wehowsky, S. (Hrsg.), Gütersloher Ver- 
lagshaus Mohn, 1985 
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126 Auswirkungen gentechnischer Verfahren und Pro- Battelle-Institut, Studie für die Enquete- 
dukte auf Produktionsstruktur, Qualifikationsan- Kommission, Oktober 1985 
forderungen und Arbeitsplätze ausgewählter Unter- 
nehmen in den USA 

127 Handbook of Declarations The World Medical Association, 
Inkon Printers Ltd. Farnborough, 1985 

128 Bio-Technica 85 Konferenzzusammenfassungen 
129 Freisetzung von gentechnisch veränderten Mikro- ZKBS, 5. November 1985 

Organismen in die Umwelt 
130 Von der Würde werdenden Lebens Ev. Kirche in Deutschland, 

EKD-Texte 11, 1-8, 1985 

131 Eidgenössische Volksinitiative gegen Mißbräuche Beilage zum Schweizerischen Beobachter 
der Fortpflanzungs- und Gentechnologie beim 20, 1985 
Menschen 

132 n Richtlinien der Bundesärztekammer zur Forschung Wissenschaftlicher Beirat, Deutsches 
an frühen menschlichen Embryonen Ärzteblatt, A, 82, 50, 3757-3764, 1985 

133 Bericht der Arbeitsgruppe 	„In-vitro-Fertilisation, 1985 
Genomanalyse und Gentherapie" 

134 Die Menschenwürde als Verfassungsbegriff Graf Vitzthum, W., Juristen-Zeitung 40, 5, 
201-209, 1985 

135 Biotechnology Hearing Outline Ausschuß für Energie, Forschung und 
Technologie des Europäischen Parla- 
ments, 20./21. November 1985 

136 Manipulationen an menschlichen Genen Ausschuß für Recht und Bürgerrechte des 
Europäischen Parlaments 27.-29. Novem- 
ber 1985 

137 Human Gene Therapy, Background Paper  U.S.  Congress, OTA-BP.BA-32, Washington 
Dezember 1984 

138 Genomanalyse, DNA-Analytik, Anliegen an den Bundesvereinigung der Huntington-Grup- 
wissenschaftlichen Beirat der Bundesärztekammer pen, 9. Dezember 1985 

139 Studie „Stand, Aussichten und Notwendigkeit der Kickuth, R., et al., 1985 
Förderung naturnaher Abwasserreinigung" 

140 Forschungs-Objekt Mensch, Sozialdemokratische SPD, Politik, 9, 4-10, 1985 
Vorschläge ... 

141 Cloning in Plants, Safety in Recombinant DNA Winnacker, E.-L. 
Research 

142 Zwischenbericht zur Studie „Auswirkungen gen- Sozialforschungsstelle Dortmund, Januar 
technischer Verfahren und Produkte auf Produk- 1986 
tionsstruktur, Arbeitsplätze und Qualifikationser- 
fordernisse" 

143 Gentherapie und Ethik Reiter, J., Stimmen der Zeit, 203, 9, 
579-591, 1985 

144 Gen-Therapie Zell, R. A., bild der wissenschaft, 3, 78-83, 
1986 

145 Gen-Diagnose Karcher, H.-L., bild der wissenschaft, 3, 
63-77, 1986 

146 Grundlagen und Kriterien zur Bewertung der ein- Reiter, J., 1986 
zelnen Anwendungsbereiche der Gentechnologie 

147 Recombinant DNA Safety Considerations OECD, Ausschuß für Wissenschaftspolitik, 
11. Dezember 1985 

148 Stellungnahme zu „Gentechnologie und Dritte Kamel, W. (UNIDO), 28. Februar 1986 
Welt" 

149 Ergänzung zum Bericht des Battelle-Instituts Battelle, 4. März 1986 
(Kom.-Drs. 126) 

150 Strafbestimmungen zum Schwangerschaftsab- Strafgesetzbuch und BGBl. I, 56, 1976 
bruch 

151 Antworten der Bundesregierung auf Anfragen aus BT-Drucksache 10/4594 und 10/2827 
dem Bundestag zum Arbeitsschutz bei Arbeitneh- 
mern 
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152 Psychologische und ethische Bedenken im Hinblick Jarka, M., Vorlage für die Enquete- 
auf eine präsymptomatische Diagnostik bei Risiko- Kommission, März 1986 
personen für Chorea Huntington aufgrund von fa- 
miliären DNA-Analysen 

153 Stellungnahme zum Thema „Gentechnologie und BMZ, 19. März 1986 
Dritte Welt" 

154 Erklärung zur Gentechnologie und zur Fortpflan- DIE GRÜNEN, 15./16. Februar 1986 
zungs- und Gentechnik am Menschen 

155 Stellungnahme zum Thema „Genetische Beratung BMA, 19. März 1986 
und genetische Analyse beim Menschen" 

155 a Stellungnahme zum Thema „Genetische Beratung BMJFG, 20. September 1985 
und genetische Analyse beim Menschen" 

156 Unterlagen zur zweiten öffentlichen Anhörung vor Ausschuß für Recht und Bürgerrechte 
einem Ausschuß des Europäischen Parlaments zu des Europäischen Parlaments, 
den ethischen und rechtlichen Problemen der Hu- 19.-21. März 1986 
mangenetik 

157 Abschätzung von Risiken bei der Zulassung von BGA, 21. März 1986 
Pflanzenbehandlungsmitteln 

158 Stellungnahme zu Schädigungen an Neugeborenen Theile, U., 30. Oktober 1985 
159 Stellungnahme zu Schädigungen an Neugeborenen Schroeder-Kurth, T., 8. Oktober 1985 
160 Die berufsrechtlichen Regelungen für IVF, Em- Odenbach, E., Deutsches Ärzteblatt, 83, 12, 

bryotransfer und für die Forschung an Embryonen 781-784, 1986 
161 Studie: Auswirkungen gentechnischer Verfahren Sozialforschungsstelle Dortmund, 1986 

und Produkte auf Produktionsstruktur, Arbeits- 
plätze und Qualifikationserfordernisse 

162 Stellungnahme zu Rechtsvorschriften für die BMA, 18. April 1986 
Durchführung der Genomanalyse bei Arbeitneh- 
mern 

163 Derzeitige Praxis der Genetischen Beratung in der Odenbach, E., 23. April 1986 
Bundesrepublik Deutschland 

164 Bericht der interministeriellen Kommission zur Ministerium der Justiz Rheinland-Pfalz, 
Aufarbeitung von Fragen der Bio-Ethik, Fortpflan- 18. März 1986 
zungsmedizin 

165 Engineered Organisms in the Environment Dixon, B., American Society for Micro- 
biology, 1986 

166 Entwurf eines Embryonenschutzgesetzes der Bun- BMJ, 29. April 1986 
desregierung 

167 Studie: „Gentechnologie und Ethik-Kommissionen" Schreiber, H.-L., 1986 
167b Stellungnahme zu Kom.-Drs. 168 Schreiber, H.-L., 12. Mai 1986 
168 Ethik-Kommissionen in der Gentechnologie Deutsch, E., 1986 
169 Bericht über die Internationale Konferenz „Neuro- MPG, 20.-25. April 1986 

wissenschaften und Ethik" 
170a Sicherheitsrichtlinien, Mai 1986 BMFT, 1986 
170b Revision der Sicherheitsrichtlinien BMFT, 1986 
171 Guidelines for Research involving Recombinant Department of Health and Human 

DNA Molecules Services, federal register 51, 88, 
16958-16985, 7. Mai 1986 

172 Points to Consider in the Design and Submission of NIH, Milewski, E. A., Recombinant DNA 
Human Somatic Cell Gene Therapy Protocols Technical Bulletin, 8, 4, 176-186, 1985 

173 Britische Richtlinien für die Risikoabschätzung bei Beratungsausschuß zur Gentechnologie, 
der Freisetzung gentechnisch veränderter Organis- 1986 
men 

174 Antwort der Bundesregierung auf eine große An- BT-Drucksache 10/5558, 28. Mai 1986 
frage der F.D.P. zu „nachwachsenden Rohstoffen" 

175 Ethik-Kommissionen für medizinische Forschung Czwalinna, J., 1986 
am Menschen 

176 Gentechnik als Rechtsproblem Winter, G., DVBl. 585-596, 15. Juni 1986 
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177 Rechtsfragen der Entwicklung, Herstellung und Zu- Hasskarl, H., 27. Mai 1986 
lassung gentechnologischer Arzneimittel 

178 Zwischenbericht der Enquete-Kommission „Tech- BT-Drucksache 10/5844, 14. Juli 1986 
nologiefolgenabschätzung" 

179 Diagnose of genetic disease using recombinant Cooper, D. N., Schmidtker, J., Hum Genet 
DNA 73, 1-11, 1986 

180 The commissions approach to the regulation of bio- Kommission der Europäischen Gemein- 
technology Schaft BRIC 1/85, 25. Februar 1986 

181 a Coordinated Framework for Regulation of Biotech- Office of Science and Technology Policy, 
nology federal register 51, 123, 23302-23349, 

26. Juni 1986 
181b USDA proposed procedures for obtaining permits Chemical Regulation Reporter, The Bu- 

for release of genetically engineered organisms reau of National Affairs INC. Washington, 
7-4-86, 419-460 

182 Bericht zum Stand der immunbiologischen und Bundesregierung, BT-Drucksache 10/5932, 
virologischen Forschung in der Bundesrepublik 15. August 1986 
Deutschland 

183 Appropriate Technology for Birth World Health Organisation, The Lancet, 
24. August 1985 

184 EPA Approval of the First Deliberate Release of a Aidala, J., CRS, Washington, 
Bioengineered Pesticide 18. November 1985 

185 Anfrage die GRÜNEN „Freisetzung gentechnisch Bundesregierung, BT-Drucksache 10/5978, 
veränderter Organismen in die Umwelt" 5. September 1986 

186 Anfrage der Fraktion die GRÜNEN zum Thema BT-Drucksache 10/6034, 22. September 
„Umfassendes Verbot biologischer Waffen" 1986 

187 Beschlüsse des 56. Dt. Juristentages Berlin 1986 

188 Rechtsfragen der modernen Biotechnologie Nicklisch, F., Universität Heidelberg, 
September 1986 

189 Rechtsfragen der Gentechnologie Lukes, R., Scholz, R., Heymanns Köln, 
Sonderdruck, 18.-20. November 1985 

190 Nichtverlängerung der Zulassung von 36 Pflanzen- Bundesregierung, BT-Drucksache 10/6037, 
schutzmitteln mit den Wirkstoffen Captan, Captafol 22. September 1986 
und Folpet 

191 Tierschutzgesetz vom 18. August 1986 BGBl. I, 42, 1309-1329, 22. August 1986 
192 Entschließungsantrag zu Experimenten in der Gen- Europäisches Parlament, Entschließungs- 

technik und mögliche Gefahren antrag, Dokument B 2-500/86 

193 Die Verwendung menschlicher Embryos und Föten Parlamentarische Versammlung 
für diagnostische, therapeutische, industrielle und des Europarates, Empfehlung 1046, 
kommerzielle Zwecke 24. September 1986 

194 Tierzuchtgesetz vom 20. April 1976 BGBl. I, 45, 1045-1053, 1976 
195 Statement to the United States Congress on Chemi- US-Verteidigungsministerium/Feith, D. J., 

cal and Biological Weapons Issues 8. August 1986 
196 Gesetz zu dem Übereinkommen vom 10. April 1972 BGB1. II, 132-138, 21. Februar 1983 

über das Verbot der Entwicklung ... bakteriologi- 
scher Waffen und Toxinwaffen 

197 Stärkung der biotechnologischen FuE-Kapazitäten BMFT, 43/86 
198 Bundestierärzteordnung vom 20. November 1981 BGBl. I, 49, 1194-1203, 1981 
199 Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zum Bundestagsverwaltung, WF III-142/86 

Schutz vor Gefahren der Gentechnologie 
200 Nachwachsende Rohstoffe, Expertenkolloquium BMFT/BML, 14.-15. Oktober 1986 
201 Protokoll der 2. Überprüfungskonferenz für das 26. September 1986 

Verbot von bakteriologischen und Toxin-Waffen 
202 Auszug aus Protokoll 52 des Unterausschusses für 1. Oktober 1986 

Abrüstung und Rüstungskontrolle des Deutschen 
Bundestages 

203 Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung übertrag-  BGBl. I, 2262, 1979 geändert durch 
barer Krankheiten beim Menschen (Bundes-Seu- 5. Änderungsgesetz vom 27. Juni 1985, 
chengesetz) vom 18. Dezember 1979 BGBl. I, 1254, 1985 
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204 	Empfehlungen, Früherkennungstest-Komitee Europäische Sektion der Internationalen 
Huntington Gesellschaft 1986 

205 	Die ungeklärten Gefahrenpotentiale der Gentech- Kollek, R. et al., Schweitzer Verlag, 
nologie München, 1986 

206 	Gentechnologie, Klärungen und Stellungnahmen Ökumenischer Arbeitskreis, Ev. Kirchen- 
gemeinde Mainz-Hechtsheim-Ebersheim, 
Dezember 1986 
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1 Terminplan 1984/85 Sekretariat, 5. September 1984 
2 Vorläufiges Arbeitsprogramm Sekretariat, September 1984 
3 Gentechnologie Truscheit, E., Bayer-Berichte, 51, 26-41, 

1984 
4 Finanzierung Genforschung, Zusammenstellung, Sekretariat, 17. Oktober 1984 

Stand Oktober 1984 
5 Finanzübersicht, Biotechnologieförderung Bundeshaushalt 1985 
6 Sicherheitsaspekte, Auszug aus Lehrbuch „Gene Winnacker, E.-L., Verlag Chemie, 

und Klone" Weinheim, 1984 
7 Fragenraster zur Analyse und Bewertung der Gen- Sekretariat, 12. November 1984 

technologie in verschiedenen Bereichen (1. Ent- 
wurf) 

8 Gentechnik, Antwort der Bundesregierung auf die BT-Drucksache 10/2199, 25. Oktober 1984 
Große Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN 

9 Biotechnologie/Gentechnik Gewerkschaftliche Monatshefte, 35, 10, 
581-660, 1984 

10 Fragenraster (2. Entwurf) Sekretariat, 10. Dezember 1984 
11 Vorgeschlagene Themen für Gutachten und Anhö- Kommission, 12. Dezember 1984 

rungen 
12 Liste der Sekretariatsangehörigen Sekretariat, 1984 
13 Vorläufiges Arbeitsprogramm Kommission, 18. Dezember 1984 

(1. Fortschreibung) 
14 Fragenraster (3. Entwurf) Sekretariat, 21. Dezember 1984 
15 Anlage zum Fragenraster (bewertende Fragen) Sekretariat, 11. Dezember 1984 
16 Fragenraster (3. Entwurf neu gesetzt) Sekretariat, 21. Dezember 1984 
17 Liste der Berichterstattungen Kommission 

(1. Entwurf) vom 19. Dezember 1984 
18 Zwischenbericht der Arbeitsgruppe „Gesundheit" 1. März 1985 
19 Zwischenbericht der Arbeitsgruppe 1. März 1985 

„Pflanzen- und Tierproduktion" 
20 Zwischenbericht der Arbeitsgruppe „Umwelt" 1. März 1985 
21 Zwischenbericht der Arbeitsgruppe „Rohstoffe, 1. März 1985 

Energie, Chemie" 
22 Zwischenbericht der Arbeitsgruppe „Genetische 1. März 1985 

Analyse" 
23 Zwischenbericht der Arbeitsgruppe „Gentechnische 1. März 1985 

Eingriffe" 
24 Fragenkatalog zur Anhörung „Genetische Bera- Arbeitsgruppe „Genetische Analyse", 

tung" 18. März 1985 
25 Fragenkatalog zur Anhörung „Neugeborenenscree- Arbeitsgruppe „Genetische Analyse", 

ning" 18. März 1985 
26 Fragenkatalog zur Anhörung „Genetische Analyse" Arbeitsgruppe „Genetische Analyse", 

18. März 1985 
27 Fragenkatalog zur Anhörung „Gentechnische Ein- Arbeitsgruppe „Gentechnische Eingriffe", 

griffe beim Menschen" 18. März 1985 
28 Vorläufige Zusammenstellung von Antworten zum Sekretariat, 1. März 1985 

Fragenkatalog „Freisetzung von Mikroorganismen 
in die Umwelt" 

29 Fragenkatalog zur Anhörung „Interferone/Interleu- Arbeitsgruppe „Gesundheit", April 1985 
kine" 

30 Antrag an Stiftung Volkswagenwerk „Gentechnolo- Winter, G., 1985 
gie in den USA und Bundesrepublik Deutschland" 

31 Bericht über das 9. Symposium Plasmide und Gen- Heiroth, U. 
technologie, Heidelberg, 20. bis 22. März 1985 
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32 Anmerkungen zum Entwurf der Sicherheits-Richt- Walter, J., 10. April 1985 
linien (5. Fassung) 

33 Grobstruktur des Kommissionsberichtes (Vor- Schmölling, K., 2. April 1985 
schlag) 

34 Die Spirale des Lebens, Brevier der Gentechnik Hoechst AG, 1985 
35 Fragen zu Insulin und Diabetestherapie Arbeitsgruppe „Gesundheit", April 1985 
36 Antworten auf den Fragenkatalog „Gentechnische Theile, U., April 1985 

Eingriffe" 
37 Antworten auf den Fragenkatalog Schroeder-Kurth, T., 23. April 1985 

„Genetische Beratung und Analyse" 
38 Antworten auf den Fragenkatalog „Gentechnische Wagner, E. F., 29. April 1985 

Eingriffe beim Menschen" 
39 Gene Therapy: Research in Public Culliton, B. J., Science, 227, 493-496, 

1. Februar 1985 
40 Fragenkatalog zur Anhörung „Veränderungen Roh- Arbeitsgruppe „Rohstoffe", 30. April 1985 

stoffe" und Liste der Anzuhörenden 
41 Stellungnahme vor einer Unterkommission des US- Young, F. E., US-Gesundheitsministerium, 

Repräsentantenhauses 11. Dezember 1984 
42 Gefahren der Genmanipulation Hickel, E., Blätter für deutsche und inter- 

nationale Politik 3, 340-351, 1985 
42 a Gefahren der Genmanipulation? Starlinger, P., Blätter für deutsche und in- 

ternationale Politik 7, 883-891, 1985 
43 Korrespondenz zwischen Vorsitzendem und Behin- April 1985 

derteninitiativen 
44 Programm „Congress of Biochemistry", Amster- August 1985 

dam 
45 Satzung Deutsche Retinitis Pigmentosa Vereini- 

gung e. V., Karben 
46 Sehbehinderte helfen sich selbst von Gizycki, R., 18. Oktober 1981 
47 Mitteilungsblatt Deutscher Retinitis Pigmentosa Vereini- 

gung e. V., Jg. 8, 15, 1/85 
48 Verleihung des Retinitis Pigmentosa-Forschungs- MPI für physiol. und klin. Forschung 

preises 14. Februar 1985 
49 Beratungsangebot Arbeitskreis Behindertenarbeit, Ev. Kir- 

chenkreise Bonn et al. 
50 Huntington-Gruppen in der Familienhilfe e. V. 
51 Die Interferone Lodemann, E., Naturwissenschaften 71, 

547-551, 1984 
52 Interferons: from common colds to cancer Balwill, F., New Scientist, 3, 26-28, 1985 
53 Vorschlag zur Strukturierung der Anhörung Inter- Arbeitsgruppe „Gesundheit", Mai 1985 

ferone/Interleukine 
54 Auszug aus Fragenraster zur Anhörung Interfero- Kollek, R., Mai 1985 

ne/Interleukine 
55 Stellungnahme zur Anhörung „Erfahrungen in der Obert, H. J., Bioferon, Mai 1985 

Anwendung von Interferonen und Interleukinen" 
56 Stellungnahme zur Anhörung „Erfahrungen in der Hilfenhaus, J., 7. Mai 1985 

Anwendung von Interferonen und Interleukinen" 
57 Stellungnahme zur Anhörung „Erfahrungen in der Prange, H., Universität Göttingen, 

Anwendung von Interferonen und Interleukinen" 8. Mai 1985 
58 Stellungnahme zur Anhörung „Erfahrungen in der Pfizenmaier, K., MPI Göttingen, 

Anwendung von Interferonen und Interleukinen" 6. Mai 1985 
59 Stellungnahme zur Anhörung „Erfahrungen in der Niethammer, D., Universität Tübingen, 

Anwendung von Interferonen und Interleukinen" 10. Mai 1985 
60 Stellungnahme zur Anhörung „Erfahrungen in der Reiber, H., Universität Göttingen, 

Anwendung von Interferonen und Interleukinen" 12. Mai 1985 
61 Stellungnahme zur Anhörung „Gentechnische Ein- Ewerbeck, H., Kinderkrankenhaus Köln, 

griffe beim Menschen" 9. Mai 1985 
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62 Stellungnahme zur Anhörung „Genetische Bera- Schulte, F. J., Universitäts-Kinderklinik 
tung und genetische Analyse beim Menschen" Hamburg, 10. Mai 1985 

63 a Screening and Counseling for Genetic Conditions President's Commission for the Study of 
Ethical Problems in Medicine and Biome- 
dical and Behavioral Research 

63b The Role of Genetic Testing in the Prevention of OTA, Library of Congress 
Occupational Disease 

64 Fragenkatalog zur Anhörung „Veränderungen ... 8. Mai 1985 
nachwachsende Rohstoffe" 

65 Untersuchungen bei Morbus Huntington Lange, H. W. et al., Familienhilfe e. V., 
Marburg 

66 Points to Consider in the Design and Submission of Recombinant DNA Advisory Committee 
Human Somatic Cell Gene Therapy Protocols Working Group on Human Gene Therapy 

67 Korrespondenz mit Behinderten 13. Mai/23. Mai 1985 
68 Bericht über die Forschungsplanung Gen/Biotech- 26. November 1984 

nologie in der BBA 
69 Stellungnahme zur Anhörung „Veränderungen ... Sahm, H., KFA Jülich, 20. Mai 1985 

nachwachsende Rohstoffe" 
70 Bericht über einen Besuch bei Henkel, Düsseldorf Heiroth, U., 22. April 1985 
71 Vorschlag Strukturierung der Anhörung am 4. Juni Mai 1985 

1985 (Rohstoffe) 
72 Auszug aus Fragenraster zur Anhörung am 4. Juni Heiroth, U., Mai 1985 

1985 (Rohstoffe) 
73 Stellungnahme zur Anhörung „Veränderungen ... Zenk, M. H., Universität München, 

nachwachsende Rohstoffe" 28. Mai 1985 
74 Anmerkungen zu „Fette als Rohstoffe für die Che- Heiroth, U., 28. Mai 1985 

mie" 
75 Stellungnahme zur Anhörung „Veränderungen ... Präve, P., Hoechst AG, 28. Mai 1985 

nachwachsende Rohstoffe" 
76 Vorschlag zur Anhörung „Genetische Analyse" am Arbeitsgruppe „Genomanalyse (Humange- 

19. September 1985 netik)", 30. Mai 1985 
77 Vorschlag Sachverständige für die Anhörung „Gen- Arbeitsgruppe „Pflanzen- und Tierproduk- 

technologie und Pflanzenzüchtung" am 18. Septem- tion" 
ber 1985 

78 Stellungnahme zur Anhörung „Veränderungen ... Bundesministerium für Ernährung, Land- 
nachwachsende Rohstoffe" wirtschaft und Forsten, 30. Mai 1985 

79 Stellungnahme zur Anhörung „Veränderungen ... Zoebelein, H., Henkel KGaA, 29. Mai 1985 
nachwachsende Rohstoffe" 

80 Stellungnahme zur Anhörung „Veränderungen ... Röbbelen, G., Universität Göttingen, 
nachwachsende Rohstoffe" 30. Mai 1985 

81 Genetische Analyse beim Arbeitnehmer Auszug aus „Fachgespräch beim Bundes- 
minister für Forschung und Technologie", 
Schweitzer Verlag, München, 1983 

82 Nachwachsende Rohstoffe Problemskizze des BMFT, 23/1985 
83 Ethik und nichtmenschliche Natur Jonas H., 3. Mai 1985 
84 Anmerkungen zum Thema „Wissenschaftliche Vor- Horst, J., Universität Münster, 

aussetzungen für gentechnische Eingriffe beim 30. Mai 1985 
Menschen" 

85 Strukturierung der Anhörung „Pflanzenzüchtung" Arbeitsgruppe „Pflanzen- und Tierproduk- 
am 18. September 1985 tion", 14. Juni 1985 

86 Sachverständigenliste zur Anhörung „Pflanzen- Arbeitsgruppe „Pflanzen- und Tierproduk- 
züchtung" am 18. September 1985 tion", 14. Juni 1985 

87 Studienskizze Abwasserreinigung Kickuth, R., Gesamthochschule Kassel 
88 Register der Huntingtonschen Chorea Auszug aus 11. Tätigkeitsbericht des Hes- 

sischen Datenschutzbeauftragten, 1982 
89 Vorschlag eines Fragenkataloges zur Anhörung Nass-Hennig, G., 10. Juni 1985 

„Genetische Analyse bei Arbeitnehmern" 
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90 Forschungsprojekte mit gentechnischen Methoden Schuhmann, G., Biologische Bundesanstalt 
für Land- und Forstwirtschaft 

91 Stellungnahme zum Thema „Freisetzung von Mi- Pfennig, N., 4. April 1985 
kroorganismen" 

92 Schreiben an den Bundesminister für Forschung Setsevits, S., 7. Juni 1985 
und Technologie, betr. Sicherheits-Richtlinien 

93 Modifikation von Pflanzen durch Gen-Transfer Schell, J., MPI Köln 
94 Gentransfer in höhere Pflanzen Schell, J., Willmitzer, L. 
95 Pharmakogenetik Forth, W., Deutsches Ärzteblatt, 82, 22, 

1985, 1710-1711 
96 OECD-Papier „Patent Protection in Biotechnology" Bundessortenamt 
97 Patent developments in microbial technology and Knuth, S., Gyllenberg, H.-G. 

genetic engineering 
98 Natur des Züchterrechts (Sortenschutzrecht) in Ab- Lange, P., KWS 

grenzung zur patentrechtlichen Erfindung 
99 Symposium, Intern. Verband Pflanzenzüchtung, UPOV, Nr. 340 (G) 1983 

Genf, 13. Oktober 1982, „Gentechnologie und Pflan- 
zenzüchtung" 

100 Strukturierung und Fragenkatalog zur Anhörung Geiger, M., 10. September 1985 
„Genetische Analyse bei Arbeitnehmern" 

101 Umweltprobleme der Landwirtschaft, Sondergut- Bundesministerium für Ernährung, Land- 
achten des Rates für Umweltfragen wirtschaft und Forsten, März 1985 

102 Pflanzen aus der Retorte Röbbelen, G. 

103 Thesen zur Arbeits- und Umweltsicherheit in der Walter, J., 12. Juni 1985 
Biotechnologie 

104 Presseerklärung zur genetischen Analyse bei Ar- Walter, J., Juni 1985 
beitnehmern 

105 Symposium, Intern. Verband Pflanzenzüchtung, UPOV, Nr. 342 (G), 1985 
Genf, 17. Oktober 1984, „Patente und Sortenschutz - 
rechte" 

106 Microbial Plant Pathogenes: Natural Spread and Evans C. G. T., Preece T. F., Sargeant K., 
Possible Risks in their Industrial Use Europäische Gemeinschaft, 1981 

107 Industrial Property Protection of Biotechnological Strauss, J., WIPO, Genf, Juli 1985 
Inventions 

108 Patent Protection in Biotechnology: An Internatio- Committee for Scientific and Technologi- 
nal Review cal Policy, OECD, 9. April 1985 

109 Sachverständigenliste, Themenschwerpunkte und Arbeitsgruppe „Pflanzen- und Tierproduk- 
Fragenkatalog für die Anhörung „Gentechnologie tion", 22. Juli 1985 
und Pflanzenzüchtung" 

110 Stellungnahme zur Anhörung „Genetische Analyse Korallus, U., Bayer AG, 23. Juli 1985 
bei Arbeitnehmern" 

111 Kurzbericht zum Informationsbesuch bei der Klein- von Raczeck, G., 9. August 1985 
wanzlebener Saatzucht AG 

112 Was ist gesichert in der Genetik der Atopien? Propping, P., Voigtländer, V., Allergologie, 
6, 5, 160-168, 1983 

113 Stellungnahme zur Anhörung „Genetische Analyse Schiele, R., Universität Erlangen-Nürn- 
bei Arbeitnehmern" am 19. September 1985 berg 

114 Stellungnahme zur Anhörung „Gentechnologie und Biologische Bundesanstalt für Land- und 
Pflanzenzüchtung" am 18. September 1985 Forstwirtschaft, 20. August 1985 

115 Stellungnahme zur Anhörung „Genetische Analyse Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
bei Arbeitnehmern" am 19. September 1985 Ordnung, 27. August 1985 

116 Stellungnahme zur Anhörung „Genetische Analyse Breitstadt, R., Hoechst AG, 27. August 1985 
bei Arbeitnehmern" 

117 Hintergrundpapier zur Tierproduktion Hohlfeld, R., 30. August 1985 

118 Transgenic animals Lovell-Badge, R. H., Nature 315, 628-629, 
1985 

119 Manuskript zu „Gameten- und Genmanipulation bei Hahn, J. 
Säugetieren" 
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120 Stellungnahme zur Anhörung „Genetische Analyse Buss, ZefU, 2. September 1985 
bei Arbeitnehmern" am 19. September 1985 

121 Human Gene Therapy McCormick, D., Biotechnology, 3, 8, 
691-693, 1985 

122 Informationen zur zystischen Fibrose Sekretariat, 3. September 1985 
123 Genetically engineered plants: Environmental is- Biotechnology 3, 5, 437-443, 1985 

sues 
124 Environmental implication of genetic engineering Anhörung vor dem Ausschuß für For- 

schung und Technologie des Repräsentan- 
tenhauses der USA, 22. Juni 1983 

125 Stellungnahme zur Anhörung „Genetische Analyse Kless, B., Fachhochschule Braunschweig, 
bei Arbeitnehmern" am 19. September 1985 4. September 1985 

126 Vorschlag zur Bearbeitung des Themas „Militä- Catenhusen, W.-M.,  6. September 1985 
rische Nutzung der Gentechnologie" 

127 Kurzbericht über einen Informationsbesuch an der von Raczeck, G., 24. Juli 1985 
Universität Hohenheim am 14. Mai 1985 

128 Stellungnahme zur Anhörung „Gentechnologie und Preuschen, Lünzer, September 1985 
Pflanzenzüchtung" am 18. September 1985 

129 Stellungnahme zur Anhörung „Genetische Analyse Wiese, G., Universität Mannheim, 
bei Arbeitnehmern" am 19. September 1985 11. Oktober 1985 

130 Stellungnahme zur Anhörung „Gentechnologie und Kraus, P., Bayer AG, 6. September 1985 
Pflanzenzüchtung", 18. September 1985 

131 Stellungnahme zur Anhörung „Genetische Analyse Kollmeier, Bundesanstalt für Arbeits- 
bei Arbeitnehmern", 19. September 1985 schutz, 5. September 1985 

132 Stellungnahme zur Anhörung „Gentechnologie und Pöhler, A., Universität Bielefeld, 
Pflanzenzüchtung", 18. September 1985 6. September 1985 

133 Auszug aus der Stellungnahme zum Fragenkatalog Sandermann, September 1985 
„Freisetzung gentechnologisch veränderter Pflan- 
zen" zur Anhörung am 18. September 1985 

134 Stellungnahme zur Anhörung „Genetische Analyse Propping, P., Universität Bonn, 
bei Arbeitnehmern" am 19. September 1985 6. September 1985 

135 Die Herausforderung und Beunruhigung durch die Röbbelen, G., Vortrag Assinsel-Kongreß, 
Gentechniken in der Pflanzenzüchtung Juni 1985 

136 Stand und Perspektiven der Pflanzenzüchtung in BML, September 1984 
der Bundesrepublik Deutschland 

137 Biotechnologie und Pflanzenzüchtung Wenzel, G., Pflanzenschutz-Praxis 2, 84, 
5-6 

138 Studienangebot „Die soziale Akzeptanz der Bio- Infratest, 1. Juli 1985 
bzw. Gentechnologie" 

139 Stellungnahme zur Anhörung „Gentechnologie und Schell, J., MPI Köln, 6. September 1985 
Pflanzenzüchtung" am 18. September 1985 

140 Stellungnahme zur Anhörung „Gentechnologie und Pütz, H.-P., GFP, 9. September 1985 
Pflanzenzüchtung" am 18. September 1985 

141 Stellungnahme zur Anhörung „Gentechnologie und Ruckenbauer, P., 11. September 1985 
Pflanzenzüchtung" am 18. September 1985 

142 Liste der Sachverständigen sowie Fragenkatalog Sekretariat, Oktober 1985 
für die Anhörung am 21. Oktober 1985 (Freiset- 
zung) 

143 Ergänzende Angaben des Göttinger Arbeitskreises September 1985 
zum Studienangebot „Gentechnologie und Evolu- 
tion" 

144 Stellungnahme zum Fragenkatalog „Gentechnolo- Teuber, M./BA für Milchforschung Kiel, 
gie in der Milchverarbeitung" 5. September 1985 

145 Gentechnologie und Evolution (Fragenkatalog) Sekretariat, 16. September 1985 
146 Stellungnahme zur Anhörung „Gentechnologie und Dambroth, 13. September 1985 

Pflanzenzüchtung" am 18. September 1985 
147 Entschließung des Hauptvorstandes der Gewerk- 26. Januar 1985 

schaft Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft zur 
Biotechnologie 
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148 Stellungnahme zur Anhörung „Genetische Analyse Neumann, H.-G., Univ. Würzburg, 
bei Arbeitnehmern" am 19. September 1985 21. September 1985 

149 Stellungnahme zur Anhörung am 19. September DGB, 12. September 1985 
1985 „Genetische Analyse bei Arbeitnehmern" 

150 Arbeitsthemen, -planungen von Kommission und Sekretariat, 2. Oktober 1985 
Sekretariat 

151 Stellungnahme zur Anhörung am 19. September BGA, Berlin, 16. September 1985 
1985 „Genetische Analyse bei Arbeitnehmern" 

152 Terminplan 1986 Sekretariat, 24. September 1985 
153 Bericht über die 1. Jahrestagung der Arbeitsge- Geiger, M., 20. September 1985 

meinschaft für Gen-Diagnostik e. V., 13. bis 14. Sep- 
tember 1985, Winterscheid 

154 Zusammenfassung der mündlichen Stellungnahme Sekretariat, September 1985 
von Prof. Dr. Rüdiger auf der Anhörung am 19. Sep- 
tember 1985 

155 Kurzbericht über Informationsbesuche in Mün- von Raczeck, G., 29. Oktober 1985 
chen 

156 Ausarbeitung zum Thema „Gentechnologie und Winnacker, E. L., 2. September 1985 
Dritte Welt" 

157 Nutzungsmöglichkeiten moderner Erkenntnisse BMZ (Auszug aus Band 18 Forschungsbe- 
der Biotechnologie für Entwicklungsländer richte), Weltforum Verlag, Köln, 1981 

158 nicht besetzt 

159 Niederschrift der Rede des Vorsitzenden auf der Catenhusen, W. M. 
Tagung der Katholischen Akademie in Hamburg 
am 8. September 1985 

160 Stellungnahme zur Humangenetik Deutsches Institut für Bildung und Wis- 
sen, Paderborn, 3. Oktober 1985 

161 Microbial Pesticides, Small Scale Field Testing EPA, federal register 49, 202, 40659-40662, 
17. Oktober 1984 

162 Data Requirements for Pesticide Registration EPA, federal register 49, 207, 42856-42905, 
24. Oktober 1984 

163 Stellungnahme zur Anhörung „Freisetzung von Press, H., Gesellschaft für Strahlen- und 
lebendem Material" Umweltforschung mbH, München, 

3. Oktober 1985; 
164 Stellungnahme zur Anhörung „Freisetzung von Lingens, F., Univ. Hohenheim, 23. Septem- 

lebendem Material" ber 1985; 
165 Stellungnahme zur Anhörung „Freisetzung von Franz, M., 4. Oktober 1985; 

lebendem Material" 
166 Stellungnahme zur Anhörung „Freisetzung von Huber, J., BBA für Land- und Forstwirt- 

lebendem Material" schaft, 4. Oktober 1985; 
167 Stellungnahme zur Anhörung „Freisetzung von Sukopp, H., Univ. Berlin, 21. Oktober 1985; 

lebendem Material" 
168 Stellungnahme zur Anhörung „Freisetzung von Schnetter, W., Univ. Heidelberg, 

lebendem Material" 9. Oktober 1985 
169 Bericht vom 13. Internationalen Biochemie-Kon- Heiroth, U., Kollek, R., 11. Oktober 1985 

greß in Amsterdam 
170 Stellungnahme zur Anhörung „Freisetzung von Sander, E., 9. Oktober 1985 

lebendem Material" 
171 Stellungnahme zur Anhörung „Freisetzung von Osche, G., Univ. Freiburg, 15. Oktober 1985 

lebendem Material" 
172 Vorschläge zur Behandlung des Themas „Gentech- Dann, H., 17. Oktober 1985 

nologie und Dritte Welt" 
173 Vorschläge zur Behandlung des Themas „Militä- DIE GRÜNEN, 18. Oktober 1985 

rische Nutzung der Gentechnologie" 
174 Studienangebot zum Thema „Gentechnologie und Prognos AG, Basel, AV-Nr. 121-3231, 

Dritte Welt" 16. Oktober 1985 
175 Vorschlag zur Durchführung einer nichtöffentli- Catenhusen, W.-M., 21. Oktober 1985 

chen Sitzung „Militärische Nutzung der Gentechno- 
logie" 
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176 Recombinant DNA Advisory Committee Meeting, NIH, federal register 50, 160, 33462-33467, 
Recombinant DNA Molecules Research, Proposed 19. August 1985 
Action under Guidelines 

177 Stellungnahme zur Anhörung „Freisetzung von Slater, J. H., 17. Oktober 1985 
lebendem Material" am 21. Oktober 1985 

178 Bericht über die „Internationale Konferenz und Heiroth, U., 23. Oktober 1985 
Ausstellung für Bio- und Gentechnologie — BIO- 
TEC '85" 

179 Stand und Entwicklung biologischer Waffen, Mate- Bundestagsverwaltung, WF VIII-102/85 
rialzusammenstellung 

180 Stellungnahme zur genetischen Analyse bei Ange- BMVg, 14. März 1985 
hörigen der Streitkräfte 

181 Fragen zur genetischen Eignungsdiagnostik inner- Walter, J., IG Chemie, 25. Oktober 1985 
halb des wehrmedizinischen Bereichs 

182 Die Bewährung des Übereinkommens über das Ver- Bundestagsverwaltung, WF II-146/85 
bot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung 
bakteriologischer und von Toxinwaffen sowie über 
die Vernichtung solcher Waffen vom 10. April 1972 
als Instrument der Regierungskontrollpolitik 

183 Vorschlag für eine Anhörung „Medizinische Nass-Hennig, G., 22. Oktober 1985 
Aspekte beim Umgang mit gentechnisch veränder- 
ten Säugerzellen und zugehörigen Methoden" 

184 Vorgeschlagene Sachverständige für das Experten- Sekretariat und Nixdorff, K., 
gespräch „Mögliche militärische Nutzung der Gen- TH Darmstadt, 29. Oktober 1985 
technologie" Anhang: „Biologische Waffen" 

185 Zur Diskussion über Freilassung von Viren Sander, E., Univ. Tübingen, 
26. Oktober 1985 

186 Stellungnahme zu herbizidresistenten Pflanzen Hoechst AG, 4. Oktober 1985 

187 Stellungnahme zum MKS-Impfstoff Schaller, H., ZMBH, Univ. Heidelberg, 
15. Oktober 1985 

188 Summary of Recommendation and Conclusions Priorities in Biotechnology, Research for 
International Development, 1984 

189 The effects of the new biotechnologies on the inter- Barton, J. H., US AID, Oktober 1984 
national agricultural research system 

190 Entwurf einer Arbeitsgrundlage zur Gentechnolo- von Raczeck, G., 24. Oktober 1985 
gie im Bereich Nahrungs- und Futtermittelherstel- 
lung 

191 Befolgung der Sicherheitsrichtlinien durch Indu- Deutscher Bundestag (Fragestunde), 
strieunternehmen Plenarprotokoll 10/170, 12735-36 

192 Transnational Legal Aspects of Biotechnology, Ber- Williams, W. L., Arbeitspapier 
lin-Conference on the law of the world, 21.-26. Juli 
1985 

193 United States Court of Appeals vom 27. Januar 1985: Federal Reporter 756, 2 d, 143-160, 1985 
Foundation on economic trends v. Heckler, M., 
(„genetic engineering") 

194 Foundation on economic trends v. Heckler („recom- Federal Supplement, 587, 753-769, 1984 
binant DNA") 

195 Patente („micro-organism"), Diamond v. Chakrabar- U. S. Supreme courtsreports, 65/Ed 2 d 
ty, 16. Juni 1980 

196 U. S. District court, 23. Februar 1978, „DNA", Mack 447 Federal supplement 
v. Califano 

197 Brief zur militärischen Nutzung der Gentechnik Brauch, G., Univ. Stuttgart, 13. November 
1985 

198 Fragenkatalog für die schriftliche Befragung von Winnacker, E. L., 14. November 1985 
Sachverständigen zum Thema „Gentechnologie und 
Dritte Welt" 

199 Gesundheitsvorsorge und Arbeitsmedizin Jung, E., Neue Juristische Wochenschrift, 
38, 46, 2729-2733, 1985 

200 Putting the Human Genome on the Map Marx, J. L., Science 229, 150-151, 1985 
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201 Mapping hereditary disorders de la Chapelle, A., Nature 317, 472-473, 
1985 

202 Ethical Issues in Testing for Differential Sensitivity Lappé, M., JOM 25, 11, 797-808, 1983 
to Occupational Hazards 

203 Vorschlag zur schriftlichen Expertenbefragung zum Reiter, J., Nass-Hennig, G. und Spektrum 
Thema „Gentechnologie und Evolution" und Auf- der Wissenschaft, 9, 58-71, 1985 
satz „Die Evolution des Darwinismus" 

204 Bericht über das Wissenschaftliche Kolloquium Geiger, M., 25. November 1985 
„Rechtsfragen der Gentechnologie" 

205 Auswertung der Anhörung: „Veränderungen bei der Heiroth, U., 27. November 1985 
Nutzung nachwachsender Rohstoffe durch gentech- 
nologische Verfahrensschritte" 

206 Nachwachsende Rohstoffe Umschau, 558 f, 1984 
207 Einsatz nachwachsender Rohstoffe in der chemi- Verband der Chemischen Industrie e. V. 

schen Industrie - Vorstellungen und Konzeption 
des Fachausschusses Nachwachsende Rohstoffe im 
Chemieverband 

208 Biotechnologie - ein neuer sanfter Weg? Heinze, H., Schmutnig, R., Wechselwir- 
kung 11, 11-14, 1981 

209 Nachwachsende Rohstoffe in der chemischen Indu- Semel, J., Steiner, R., Nachr. Chem. Tech. 
strie Lab. 31, 632-635, 1983 

210 Carbon Source in the Future Chemical Industries Hofmann, P., Krauch, C. H., Naturwissen- 
schaften 69, 509-519, 1982 

211 Biotechnologie der Fette Werdelmann, B., Schmid, R., Umschau 1, 
40-45, 1985 

212 Common Scents for Biotech? Klausner, A., Biotechnology, 3, 534-538, 
1985 

213 Building for Success in Phenylalanine Klausner, A., Biotechnology 3, 301-307, 
1985 

214 Gensynthese und die Konstruktion von Proteinen Gassen, H. G., BTF-Biotech-Forum 2, 
81-88, 1985 

215 Enzyme engineering: accomplishments and pro- Thomas, D., Gellf, G., Endeavour 5, 96-98, 
spects 1981 

216 Enzyme engineering applications and promise Rastetter, W. H., Trends in Biotechnology 
1, 80-84, 1983 

217 Direct Protein „Engineering" Inches Closer to Reali- Pramik, M. J., Genetic Engineering News 
zation 4, 3, 1984 

218 Technology and economics of fermentation alcohol Keim, C., Enzyme Microb. Technol. 5, 
- an update 103-114, 1983 

219 Die Bioäthanolproduktion - keine Perspektive für Wolffram, R., Markt und Meinung, AGRA- 
die mittelbäuerliche Landwirtschaft Europe 24, 10-14, 1985 

220 Production of fuel alcohol from biomass Coombs, J., Enzyme Microb. Technol. 3, 
171-173, 1981 

221 Fermentation Economics in Relation to Genetic Flannery, R., Biotechnology 1, 773-776, 
Engineering 1983 

222 Brazil's staggering progress in biofuels Dixon, B., Biotechnology 1, 676, 1983 
223 Applied Genetic Engineering as a Place in Petro- Crull, A. W., Energy B, 24-25, 1982 

leum Production 
224 Patentschutz für biotechnologische Erfindungen Straus, J., Naturwissenschaftliche Rund- 

schau 38, 197-199, 1985 
225 Patentrecht in der Gen-Forschung Häußler, E. O. M., Bio-Engineering 1, 

41-43, 1985 
226 Biotech's first steps into the business world Klausner, A., Biotechnology 3, 869-872, 

1985 
227 Selecting executive talents Kincannon, K., Biotechnology 3, 880-881, 

1985 
228 Boom and Bust in Biotechnology Norman, C., Marshall, E., Science 216, 

1076-1082, 1982 
229 German Firms Move into Biotechnology Dickson, D., Science 218, 1287-1289, 1982 
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230 West German Biotech Industry Comes to Life in Kobbe, B., Genetic Engineering News 4, 6, 
Spite of Itself 1984 

231 The Corporate capture of genetic technologies Krimsky, S., Science for the people 17, 3, 
32-37, 1985 

232 Vom Wissen zum Profit Zell, R. A., Ewe, I., Bild der Wissenschaft 4, 
95-111, 1984 

233 Amerikas Gen-Firmen liegen vorn Kobbe, B., Bild der Wissenschaft 4, 
112-120, 1984 

234 Die Diffusion von Hochtechnologien Göttinger, H. W., Trischler, J., Umschau 9, 
542-545, 1985 

235 Auswertung der Anhörung „Genetische Beratung Geiger, M., 3. Dezember 1985 
und genetische Analyse beim Menschen" 

236 Stellungnahme zum MKS-Impfstoff Küpper, H. A., Behringwerke AG, 
27. November 1985 

237 Biotechnologischer Weg für neue Vakzine Küpper, H. A., Symposium Gentechnolo- 
gie, 6.-7. Februar 1985, Heidelberg 

238 Comparison of the Major Antigenic Determinants Cheung, A., Journal Virology, 48, 2, 
of Different Serotypes of Foot- and Mouth Disease 451-459, 1983 
Virus 

239 Vorlage für die Anhörung „Sicherheit bei der Pro- Quadbeck-Seeger, H.-J., Walter, J., Nass- 
duktion mit gentechnischen Verfahren" Hennig, G., 6. Dezember 1985 

240 Ergänzungen zur Befragung „Gentechnologie und Dann, H., 5. Dezember 1985 
Dritte Welt" 

241 Special Report, Frozen Embryos: Policy Issues The New England Journal of Medicine, 
312, 24, 1584-1588, 1985 

242 Schwachsinn unklarer Genese Stoeckemus, M., Barbuccanu, G., Hippo- 
krates Verlag, Stuttgart, 1983 

243 Targeting in Mammalian Cells Maniatis, T., Nature 317, 205-234, 1985 
244 Expression of a foreign gene in myeloid and Keller, G., et al., Nature, 318, 1985 

lymphoid cells derived from multipotent haemato- 
poietic precursors 

245 Zwischenbericht über den Stand der Arbeit zur Stu- Schreiber, H.-L., Dezember 1985 
die „Gentechnologie und Ethik-Kommissionen" 

246 Wissenschaftliche Voraussetzungen gentechnischer Hohlfeld, R., 9. Dezember 1985 
Eingriffe beim Menschen (Auswertung der Anhö- 
rung vom 7. Mai 1985) 

247 The Impact of the Green Revolution and Prospects Pinstrup-Andersen, P., Hazell, P., Food 
for the Future Reviews International, 1, 1-25, 1985 

248 Stellungnahme des Deutschen Juristinnenbundes Coester-Waltjen, D., Univ. Hamburg, De- 
zur Gentechnologie zember 1985 

249 Stellungnahme zum MKS-Impfstoff Thein, P., Bayer AG, 5. Dezember 1985 
250 Genproben, Literaturhinweise Schmidtke, J., Univ. Göttingen, 1985 
251 „Rechtliche Regelungen in den USA" (Sichelzell- 

anämie/Arbeitnehmer), Florida Statutes 
252 „ 	", Louisiana Statutes 
253 „ 	", Carolina Statutes 
254 Genetic Testing Matthewman, D., Howard Law Journal, 

1185 ff., 1984 
255 Arbeitsprogramm der Enquete-Kommission „Chan- Catenhusen, W.-M., 9. Januar 1986 

cen und Risiken der Gentechnologie" 
256 Auszüge aus dem Protokoll der FAO-Sitzung im No- 
bis vember 1985 zu den Themen Pflanzliche Gen-Res- 
259 sourcen und zum Internationalen Kodex zur Hand- 

habung von Pestiziden 
260 Human gene therapy guidelines pass McCormick, D., Biotechnology, 3, 1985 
261 Manipulationen am Erbgut von Säugerzellen Anderson, F. und Diacumako, G. E. 
262 Ergebnisse der öffentlichen Anhörung vom 18. Sep- von Raczeck, G., Januar 1986 

tember 1985 (Pflanzenzüchtung) 
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263 Berufsgenossenschaftlicher Grundsatz G 33 ZefU, St. Augustin, 14. Januar 1986 
264 Bemerkungen zum Zwischenbericht „Ethikkommis- Nass-Hennig, G., 10. Januar 1986 

sionen" 
265 Gliederungsvorschlag zum Kommissionsbericht Nass-Hennig, G., 15. Januar 1986 
266 Regelungsbedarf BMFT, 16. Januar 1986 
267 Vorschlag zur Gliederung des Endberichts der Dann, H., 17. Januar 1986 

Kommission 
268 Die Pflanze der Zukunft schützt sich selbst Research, Bayer-Forschungsmagazin, 1986 
269 Die Biotechnologie in der Pflanzenforschung Kraus, P., Forschungsschwerpunkte bei 

Bayer, 1985 
270 Gliederungsvorschlag „Genetische Analyse beim AG „Genomanalyse", 20. Januar 1986 

Menschen" 
271 The use of nuclear-encoded sequences to direct the Schreier, P. et al., EMBO Journal 4, 1, 

light-regulated synthesis and transport of a foreign 25-32, 1985 
protein into plant chloroplasts 

271 a Biotechnologie und Agrarwirtschaft, Stand und Per- BML 1985 
spektiven biotechnologischer Forschung und Ent- 
wicklung 

272 Fragenkatalog zum Thema „Arbeitssicherheit bei Kommission 
biotechnologischen Produktionsverfahren mit gen- 
technisch veränderten Organismen" (Anhörung am 
5. Februar 1986) 

273 Bericht über den Workshop „Freisetzung gentech- Kollek, R. 
nisch veränderter Organismen" 

274 Zeitplanung 1986 und vorläufige Gliederung des Kommission, 17. Januar 1986 
Kommissionsberichtes 

275 Stellungnahmen zur Anhörung „Arbeitssicherheit Rehm, H. J., Univ. Münster, 
bis bei biotechnologischen Produktionsverfahren mit 21. Januar 1986 
278 gentechnisch veränderten Organismen" am 5. Fe- Adelmann, BG Chemie, 22. Januar 1986 

bruar 1986 Frommer, W., Bayer AG, 24. Januar 1986 
Johannsen, R., Behringwerke AG 
24. Januar 1986 

279 Stellungnahme zu einer Anfrage „Abbau organi- Umweltbundesamt Berlin, 22. Januar 1986 
scher Kohlenwasserstoffe" 

280 Zusammenfassung der Studie „The Effects of the Barten, J. H., Kunhardt, H., 
New Biotechnologies 18. Dezember 1985 

281 Die Genomanalyse: Neue Rechtsprobleme Deutsch, E., Zeitschrift für Rechtspolitik 
19, 1, 1-4, 1986 

282 Der todkranke Foetus Hiersche, H. D., Jahnke, B., Monatszeit- 
schrift für Deutsches Recht 40, 1, 1-5, 
1986 

283 Lysosomal Storage Diseases Viewed as Potential Freeman, K. et al., GEN 5, 10, 
Targets for Human Gene Therapy Experiments November/Dezember 1985 

284 Zystische Fibrose Aufsätze aus Nature, November 1985 bis 
bis Januar 1986 
288 
289 Genetische Analyse bei Arbeitnehmern (Zusam- Geiger, M., 28. Januar 1986 

menfassung der Anhörung vom 19. September 
1985) 

290 Stellungnahme zur Anhörung „Arbeitssicherheit in Koch, M. A., BGA, Berlin, 31. Januar 1986 
der Produktion" am 5. Februar 1986 

291 Zusammenfassung der Gründe und Änderungsvor- BMFT, 31. Januar 1986 
schläge für eine Revision der Sicherheitsrichtli- 
nien 

292 The Two Faces of Genetic Engineering in Man Davis, B., Science, 219, 4591, 1381, 1983 
293 Impact of Genetic Manipulation on Society and Me- Motulsky, A. G., Science 219, 135-140, 

dicine 1983 
294 Gene Therapy Method Shows Promise Kolata, G., Science 223, 1376-1379, 1984 
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295 Prospects for Human Gene Therapy Anderson, F. W., Science 226, 401-409, 
1984 

296 Stellungnahme zu „Auswirkungen der Gentechno- Swaminathan, Internationales Reisfor- 
logie auf die Dritte Welt" schungsinstitut, 6. Januar 1986 

297 Genetische Beratung ,DNA-Analyse und zur Psy- Jarko, M., Familienhilfe e.V., Marburg 
chodynamik der „Krankheitsverarbeitung" 

298 Stellungnahme zu „Gentechnologie und Entwick- Behringwerke AG, 14. Februar 1986 
lungsländer" 

299 Stellungnahme zu „Gentechnologie und Entwick- Deinhardt, F., Max v. Pettenkofer-Institut, 
lungsländer" 14. Februar 1986 

300 Stellungnahme zu „Gentechnologie und Evolution" Zwölfer, H., Univ. Bayreuth, 
17. Februar 1986 

301 Stellungnahme zu „Sicherheit in der Produktion" Frommer, W., Bayer AG, 14. Februar 1986 
302 Genetische Analyse bei Arbeitnehmern Walter, J., Februar 1986 
303 Handlungsbedarf und Empfehlungen für geneti- Walter, J., 1986 

sche Analysen an Arbeitnehmern 
304 Genetische Analyse, Grundlagen AG „Genetische Analyse" 1986 
305 Genetische Beratung und pränatale Diagnostik und van den Daele, W., 1986 

Neugeborenen-Screening 
306 Genetische Beratung und pränatale Diagnostik AG „Genetische Analyse", 1986 
307 Neugeborenen-Screening, Bestandsaufnahme AG „Genetische Analyse", 1986 
308 Gentechnik in der Humangenetik, Gentherapie AG „Gentechnische Eingriffe", 

22. April 1985 

309 Veröffentlichungen zu den Sicherheitsrichtlinien NIH, federal register 50, 
August-Dezember 1985 

310 Stellungnahme zu Gentechnologie und Evolution Mayr, E., Harvard University, 
18. Februar 1986 

311 Retroviral Vector — Mediated Gene Transfer into Gruber, et al., Science 230, 1057-1061, 
Human Hematopoietic Progenitor Cells 1985 

312 Gliederungsvorschlag für „Gentechnik in der Hu- Nass-Hennig, G. 
mangenetik" 

313 Tierzucht, neue Techniken Kräusslich, H., Züchtungskunde 57, 6, 
381-393, 1985 

314 Gentechnologie im Bereich der biotechnologischen AG „Rohstoffe, Energie, Chemie", 1986 
Stoffumwandlung und Rohstoffversorgung 

315 Forschungsergebnisse und Erfahrungen mit Inter- Kollek, R., März 1986 
feronen (Zusammenfassung der Anhörung vom 
20. Mai 1985) 

316 Rohentwurf eines „Embryonenschutzgesetzes" BMFT, 2. Januar 1986 
317 Stellungnahme zu „Gentechnologie 	und 	Dritte FAO, 12. März 1986 

Welt" 
318 Gentechnologie in der Pflanzenproduktion (Sach- AG „Pflanzenproduktion", 

standsbericht) 11. September 1986 
319 Fallstudie: Herbizid-resistente Pflanzen Nass-Hennig, G., 8. September 1986 
320 Stellungnahme zu „Gentechnologie und Evolution" Loeschke, V., Universität Aarhus, 

25. März 1985 
321 Stellungnahme zu „Gentechnologie und Evolution" Wickler, W., MPI Verhaltensphysiologie, 

1. April 1986 
322 The ethics of human gene therapy Walters, L., Nature 320, 225-227, 1986 
323 Stellungnahme zu „Gentechnologie und Entwick- Eichmann, K., MPI Immunbiologie, 

lungsländer" 7. April 1986 
324 Konzept zur Betreuung von Huntington-Familien Nass-Hennig, G. 
325 Einführung in die Humangenetik Nass-Hennig, G. 
326 Genomanalyse (Sachstandsbericht) AG „Genetische Analyse", 25. April 1986 
327 Genetische Analyse an Arbeitnehmern (Sach- AG „Genetische Analyse" 

standsbericht) 
328 Bewertung und Empfehlung zur genetischen und Kommission, 1986 

pränatalen Diagnostik 
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329 Zur Anwendbarkeit des Arzneimittelgesetzes auf 
die Gentherapie 

Deutsch, E., 1986 

330 Bewertungen und Empfehlungen zur somatischen Kommission, 1986 
Gentherapie 

331 Bewertung und Empfehlungen zu gentechnischen Kommission, 1986 
Eingriffen in die menschliche Keimbahn 

332 Strafrechtliche Haftung für gentechnologische Zu

-

widerhandlungen 
Deutsch, E. 

333 Ansätze zu einer marktorientierten Landwirtschaft EG, Diskussionspapier, März 1986 
— Biotechnologie — 

334 Gentechnologie und Umwelt (Sachstandsbericht) AG „Umwelt", 12. September 1986 
335 Zivilrechtliche Haftung für gentechnologische Un

-

fälle 
Deutsch, E., 1986 

336 Stellungnahme zu Zahlenangaben über Neugebore

-

nen-Screening 
BMJFFG, 28. April 1986 

337 Bewertung Neugeborenen-Screening van den Daele, W., 1986 
338 Gewerblicher Rechtsschutz für gentechnologische Deutsch, E., 1986 

Entwicklungen 
339 Stellungnahme zu Ethik-Kommissionen in der Gen

-

technologie 
van den Daele, W., 1986 

340 Stellungnahme zu „Genetische Analysen an Arbeit

-

nehmern" 
Quadbeck-Seeger, H.-J., 1986 

341 Interspecific Gene Transfer for Crop Improvement Goodman, R. M., 1985 
341 b Neuropeptides: The brains special messengers Van Brunt, J., Biotechnology 4, 1986, 109, 

1986 
342 Cachectin and tumour necrosis factor as two sides 

of the same biological coin 
Beutler, B. et al., Nature 320, 1986, 584 

343 Biotech Superstar Hamilton, J., Int. Business Week v. 
14. April 1986, S. 68 

344 Molecular genetic strategies for the development of 
anti-malarial vaccines 

Ravetch, J. V. et al., Biotechnology 3, 1985, 
729 

345 Evolution of tumours and the impact of molecular 
oncology 

Klein, G. et al., Nature 315, 1985, 190 

346 Molekularbiologische Suche nach Malaria-Impfstof- Godson, G. N., Spektrum der Wissenschaft 
fen 7, 1985, 66 

347 The genetic manipulation of oncogenes Bartels, D., Manuskript, 7. März 1986 
348 Insulin-Situation Winnacker, E.-L., Manuskript, 

20. Februar 1985 
349 Strategies in Unconventional Breeding for Disease 

Resistance 
Wenzel, G., Ann. Rev. Phytopathol 23, 
149-72, 1985 

350 Gentechnologie und Gesundheit AG „Gesundheit", 1986 
351 Bewertung und Empfehlungen zur Genomanalyse 

im Versicherungswesen 
Kommission, 1986 

352 Stellungnahme zu Bewertung und Empfehlungen 
der GRÜNEN zum Thema Gentechnologie und Ge-
sundheit 

Odenbach, E., 1. Dezember 1986 

353 Votum zur Arbeitsunterlage 328 (Bewertung der 
pränatalen Diagnostik) 

Reiter, J., 12. Mai 1986 

354 Bewertung und Empfehlungen zum Neugeborenen- Kommission, 1986 
Screening 

355 Bewertung und Empfehlungen zur Pharmaka- und Kommission, 1986 
Okogenetik 

356 Bewertung und Empfehlungen zur Genomanalyse 
im Strafverfahren 

Kommission, 27. Juli 1986 

357 Arzneimittelgesetz und Gentechnologie Deutsch, E., 28. Mai 1986 
358 Wissenschaftliche Grundlagen der Gentechnologie Winnacker, E.-L.,  1986 
359 Stellungnahme zu Evolution und Gentechnologie Wuketis, F. M., 13. Juni 1986 
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360 Stellungnahme zu „Entstehung des AIDS-Virus" Thauer, R. K., DFG, 13. Juni 1986 
361 Fragebogen zu „Gentechnologie und Retinitis-Pig- Pawlowitzki, I. H. 

mentosa" 
362 Reisebericht einer Delegation der Enquete-Kom- Schmölling, K. 

mission „Gentechnologie" nach Japan vom 7. bis 
12. Oktober 1985 

363 Stellungnahme zur Arbeitsunterlage 334 (Gentech- Quadbeck-Seeger, H.-J., 20. Juni 1986 
nologie/Umwelt) 

364 Information zu „Krebserkrankung am Pasteur In- BMFT, 5. August 1986 
stitut in Paris" 

365 Planung der Kommissionssitzungen Sekretariat, 15. August 1986 
366 Bewertung und Empfehlungen zur Gentechnologie Seesing, H., 11. September 1986 

in der Pflanzenzüchtung 
367 Regelungen zur allgemeinen Unfallversicherung Sekretariat, 1986 
368 Die Nutzung neuer zellbiologischer und gentechni- Hohlfeld, R., Winnacker, E.-L., 

scher Verfahren in der Tierproduktion (Sachstands- 14. Oktober 1986 
bericht) 

369 Bewertung und Empfehlungen zu Gentechnologie Kommission, 11. November 1986 
und Umwelt 

370 Sachstandsbericht: Auswirkungen der Anwendung AG „Umwelt", 6. Oktober 1986 
gentechnisch veränderter Organismen in Landwirt- 
schaft und Umwelt (Freisetzungsproblematik) 

371 Bewertung und Empfehlungen zu „Freisetzung gen- Kommission, 1986 
technisch veränderter Organismen in die Umwelt" 
(Einleitung Mikroorganismen) 

372 Biotechnology Environmental management 10, 4, 
Juli 1986, 
Springer Verlag New York 

373 Stellungnahme zu „Gentechnologie und Dritte FINRRAGE, 1. September 1986 
Welt" 

374 Verfassungsrechtliche Vorgaben und politischer Juristische AG, September 1986 
Handlungsspielraum für die Regelung der Gentech- 
nologie 

375 Gesetzliche Verankerung der Sicherheitsrichtli- Juristische AG, September 1986 
nien 

376 Zivilrechtliche Haftung für gentechnologische Un- Juristische AG, September 1986 
fälle 

377 Strafbarkeit von Verstößen gegen die Regeln von Juristische AG, September 1986 
Wissenschaft und Technik im Bereich der Gentech- 
nologie 

378 Ethik-Kommissionen in der Gentechnologie Juristische AG, September 1986 
379 Gewerblicher Rechtsschutz für gentechnologische Juristische AG, September 1986 

Entwicklungen 
380 Zulassung gentechnologisch hergestellter Arznei- Neumeister, H., Oktober 1986 

mittel 
381 Sicherheitsrichtlinien in der Biotechnologie (USA) Colwell, R. K., et al., Ecological Society of 

America, 24. September 1986 
382 Bewertung und Empfehlungen zu Gentechnologie Kommission, 23. Oktober 1986 

und Gesundheit 
383 Auswirkungen gentechnischer Verfahren und Pro- Walter, J., September 1986 

dukte auf Markt, Branchen, Produktionsstruktur, 
Qualifikationsanforderungen und Arbeitsplätze 

384 Anwendung der Gentechnologie zu militärischen Kommission, Oktober 1986 
Zwecken 

385 Gentechnologie und Länder der Dritten Welt Heiroth, U., 21. Oktober 1986 
386 Sachstandsbericht „Arbeitssicherheit bei biotechno- Quadbeck-Seeger, H.-J., Walter, J., 

logischen Produktionsverfahren mit gentechnisch Oktober 1986 
veränderten Organismen" 
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387 Bewertung und Empfehlungen zur „Arbeitssicher- Kommission, Oktober 1986 
heit bei biotechnischen Produktionsverfahren mit 
gentechnisch veränderten Organismen" 

388 Bewertung und Empfehlungen zum Thema „An- Kommission, Oktober 1986 
wendung 	der Gentechnologie zu militärischen 
Zwecken" 

389 Bewertung und Empfehlungen zum Bereich „Gen- Kommission, Oktober 1986 
technologische Anwendungen in der Tierzucht" 

390 Bewertung und Empfehlungen zur biologischen Kommission, Oktober 1986 
Stoffumwandlung und Rohstoffversorgung 

391 Bewertung und Empfehlungen zur Gentechnologie Kommission, Oktober 1986 
in der Pflanzenzüchtung 

392 Bewertung und Empfehlungen zum Thema „Gen- Kommission, Oktober 1986 
technologie und Dritte Welt" 

393 Übersicht über gentechnologische Forschung und Sekretariat, November 1986 
Entwicklungen — Stand, Förderung und internatio- 
naler Vergleich 

394 Antrag auf Registrierung eines „Gen-Laboratori- 
ums" nach den „Gen-Richtlinien" 

394 b Registrierung von „Gen-Laboratorien" BGA Berlin, 25. Juli 1986, 
Az.: AI-01-3-RO/86 

395 Bewertung und Empfehlungen zu „Gentechnologie Kommission, November 1986 
und Arbeitsmarkt" 

396 Bericht über Forschung und Entwicklung in der BMFT, 1986 
Gentechnologie 

397 Sicherheitsaspekte beim Umgang mit Mikroorga- Nass-Hennig, G., November 1986 
nismen und Zellen vielzelliger Lebewesen bei gen- 
technischen Arbeiten im Labor 

398 Bewertung und Empfehlungen zur Laborsicherheit Kommission, November 1986 
399 Bewertung und Empfehlungen zu „Freisetzung von Kommission, November 1986 

Viren" 
400 Vorwort zum Kommissionsbericht Catenhusen, W.-M., November 1986 
401 Bewertung und Empfehlungen zu „Freisetzung von Kommission, November 1986 

Tieren" 
402 Auftrag und Durchführung der Kommissionsarbeit Schmölling, K., November 1986 
403 Gentechnologie und Tierschutz Seesing, H., November 1986 
404 Bewertung und Empfehlungen zu „Förderung der Kommission, Dezember 1986 

Gentechnologie" 

405 Enquete-Kommissionen als Instrument für Techno- Seesing, H., Dezember 1986 
logiefolgenabschätzung und -bewertung beim Deut- 
schen Bundestag 

406 Organisation und Besetzung einer erweiterten Deutsch, E., Dezember 1986 
ZKBS 

407 Zusammensetzung eines „Zentralen Beirates" Sekretariat, Dezember 1986 
408 Gentechnik, Wissenschaftssystem und gesellschaft- Müller, M., Dezember 1986 

liche Verantwortung 
409 Sondervotum zum Abschlußbericht der Enquete- Dann, H., 16. Dezember 1986 

Kommission „Chancen und Risiken der Gentechno- 
logie"  

410 Zusammenfassung der Empfehlungen der Enquete- Kommission, Dezember 1986 
Kommission „Chancen und Risiken der Gentechno- 
logie" 

411 Mehr Datenschutz für die Biotechnologie Neue Zürcher Zeitung vom 
2. Dezember 1986 

412 Materialienband zum Bericht der Enquete-Kom- Sekretariat, Dezember 1986 
mission 

413 Vorläufige Stellungnahmen Dann, H., Mai bis Dezember 1986 
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3. Richtlinien zum Schutz vor Gefahren durch in-vitro neukombinierte 
Nukleinsäuren vom 28. Mai 1986 

Bekanntmachung 
der Neufassung der Richtlinien zum Schutz vor Gefahren 

durch in-vitro neukombinierte Nukleinsäuren 
Vom 28. Mai 1986 

Die Bundesregierung hat am 28. Mai 1986 einer Neufassung (5. überarbeitete Fassung) der Richtlinien 
zum Schutz vor Gefahren durch in-vitro neukombinierte Nukleinsäuren des Bundesministers für For-
schung und Technologie zugestimmt. Die Richtlinien sind für die unmittelbar oder mittelbar vom Bund 
geförderten Forschungs- und Entwicklungsarbeiten verbindlich eingeführt worden. Die Anwendung der 
Richtlinien wird damit zur Bedingung für die institutionelle und die Projektförderung des Bundes ge-
macht. Da die Richtlinien den Stand von Wissenschaft und Technik widerspiegeln, wird darüber hinaus 
erwartet, daß sie auch bei allen übrigen Einrichtungen, in denen Nukleinsäuren neukombiniert werden 
oder von denen entsprechende Forschungsarbeiten gefördert werden, Anwendung finden. Im Hochschul-
bereich können die Richtlinien durch die Kultusministerien der Länder eingeführt werden. Es wird 
davon ausgegangen, daß die Richtlinien im Bereich der Industrieforschung und in den sonstigen betroffe-
nen Bereichen im Wege der erklärten freiwilligen Selbstbindung eingeführt werden. 
Die für die Durchführung bestimmter gentechnologischer Experimente erforderliche Registrierung der 

Genlaboratorien muß bei Neuvorhaben vor Aufnahme der Arbeiten erfolgen. Für bereits bei der Zentra-
len Kommission für die Biologische Sicherheit (ZKBS) gemeldete oder durch sie begutachtete For-
schungsvorhaben ist dies möglichst umgehend, spätestens bis zum 31. Dezember 1986, zu beantragen. 
Die für eine Registrierung notwendigen Unterlagen können vom Bundesgesundheitsamt — Zulassungs-

stelle — , Am Nordufer 20, 1000 Berlin 65, bezogen werden. 
Durch eine entsprechende umfassende Anwendung der Richtlinien soll ein System ausreichender Si-

cherheitsvorkehrungen eingerichtet werden. 
Bonn, den 28. Mai 1986 
321 — 7221 — 2 — 7/86 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
Im Auftrag 
Dr. Binder 
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Richtlinien 
zum Schutz vor Gefahren durch in-vitro neukombinierte 

Nukleinsäuren 

A. Einführung 

Die Technik zur künstlichen Herstellung neuartiger Nuklein-
säurekombinationen 
— erlaubt die Gewinnung wichtiger Erkenntnisse über Lebens-

vorgänge und 
— läßt auf längere Sicht praktische Anwendungen, vor allem in 

Medizin und Landwirtschaft, erhoffen. 
Deshalb wird diese neue Technik in der Bundesrepublik 

Deutschland, wie auch in anderen Ländern, benutzt und fort-
entwickelt. 
Bei der Anwendung dieser Technik sind Risiken aber nicht 

mit Sicherheit auszuschließen. Risiken können entstehen, wenn 
Organismen, die Träger neukombinierter Nukleinsäuren sind, 
das mit den Versuchen betraute Personal infizieren oder sich 
außerhalb des Labors unkontrolliert verbreiten. Es kann nicht 
immer vorausgesehen werden, wie sich die durch die neuen 
Nukleinsäurekombinationen veränderten Organismen verhal-
ten werden, wenn sie in die Umwelt gelangen. Deshalb ist es 
notwendig, daß die Arbeiten unter sorgfältigen Sicherheitsvor

-

kehrungen durchgeführt werden, um die beteiligten Menschen 
und die Allgemeinheit vor unerwünschten Folgen zu schützen. 
Die Richtlinien sollen in angemessenen Zeitabständen dem 

jeweiligen Stand von Wissenschaft und Technik neu angepaßt 
werden. 
Rechtsvorschriften, insbesondere solche über Arbeiten, Be-

förderung und Umgang mit Krankheitserregern, Bestimmungen 
des Strahlenschutzes und Unfallverhütungsvorschriften, blei-
ben von diesen Richtlinien unberüh rt . 

B. Zweckbestimmung 

1. Zweck dieser Richtlinien ist, 

(1) Leben und Gesundheit von Menschen, Tieren und 
Pflanzen sowie die Umwelt vor Gefahren zu schützen, 
die von biologisch aktiven in-vitro neukombinierten 
Nukleinsäuren sowie von Spender- und Empfänger-
organismen ausgehen können, 

(2) die Erforschung, Entwicklung und Nutzung der 
wissenschaftlichen und technischen Möglichkeiten 
der Neukombination von Nukleinsäuren zu ermögli-
chen und zu fördern, 

(3) die Erfüllung internationaler Verpflichtungen der 
Bundesrepublik Deutschland auf dem Gebiet der Neu-
kombination von Nukleinsäuren zu gewährleisten. 

C. Anwendungsbereich 

2. (1) Diese Richtlinien gelten für die vom Bund geförderten 
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten. Ihre Anwen-
dung ist Bedingung für die instituionelle und die Pro-
jektförderung. 

(2) Die in den Richtlinien enthaltenen Schutzmaßnahmen 
geben den Stand von Wissenschaft und Technik 
wieder. Sie sollen daher darüber hinaus bei allen übri-
gen Einrichtungen, in denen Nukleinsäuren im Sinne 
der Nummer 3 (1) neukombiniert werden oder die Ar-
beiten im Sinne der Nummer 3 (2) durchführen, An-
wendung finden. 

D. Begriffsbestimmungen 

3. (1) Neukombination im Sinne dieser Richtlinien ist die in 
vitro-Verknüpfung von Nukleinsäure-Molekülen zu 
einem neuen vermehrbaren Molekül. 

(2) Ein gentechnologisches Experiment ist die Einführung 
solcher Moleküle, z. B. mittels geeigneter Vektoren, 
wie Plasmide oder Viren, in einen geeigneten Empfän-
gerorganismus, welcher in der Lage ist, solche 
Nukleinsäure-Moleküle nach Vermehrung weiterzuge-
ben. Auch das Arbeiten mit Organismen, die durch ein 
gentechnologisches Experiment Träger heterologer 

Nukleinsäuren geworden sind, ist als gentechnologi-
sches Experiment anzusehen. 

(3) Als pathogen im Sinne dieser Richtlinien gelten Spen-
der- und Empfängerorganismen sowie Vektoren, von 
denen erwiesen ist oder die im begründeten Verdacht 
stehen, daß sie bei Menschen, Tieren oder Pflanzen 
Krankheiten hervorrufen. Hiermit gleichzusetzen sind 
in diesem Zusammenhang auch solche Spender, Emp-
fänger und Vektoren, von denen eine Gefährdung der 
Umwelt erwiesen oder zu vermuten ist. 

(4) Spenderorganismus im Sinne dieser Richtlinien ist der 
Organismus, dem die Sequenzinformation ursprüng-
lich entstammt. 

(5) Selbstklonierungen im Sinne dieser Richtlinien sind 
gentechnologische Experimente unter Verwendung 
genetisch gleicher oder verschiedener Formen nur 
einer Spezies einschließlich seiner Viren und Plas-
mide als Spender- und Empfängerorganismus. 

(6) Hochwirksame Toxine im Sinne dieser Richtlinien 
sind Toxine, die eine LD 50 von weniger als 100 ng/kg 
Körpergewicht bei parenteraler Gabe in Ratten besit-
zen. 

(7) Hochwirksame Substanzen im Sinne dieser Richt-
linien sind Moleküle, die im Organismus Signalfunk-
tionen haben, z. B. Hormone oder Lymphokine. 

(8) Ein geschlossenes System im Sinne dieser Richtlinien 
umfaßt das allseits geschlossene Kulturgefäß mit sei-
nen notwendigen Zu- und Ableitungen sowie eine mit 
dem Kulturgefäß verbundene Einrichtung zur Abtren-
nung, wenn diese so beschaffen ist, daß lebende Zellen 
und Kulturflüssigkeiten nicht unkontrolliert austreten 
können. 

(9) Unter genetischer Therapie im Sinne dieser Richtli-
nien sind ausschließlich solche Therapieformen zu 
verstehen, bei denen durch Einbringen eines funk-
tionstüchtigen Gens über somatische Zellen oder an-
dere geeignete Träger in den menschlichen Körper die 
krankhaften Folgen eines defekten Gens gelindert oder 
kompensiert werden. Eine Einbringung in Keimbahn-
zellen darf hierdurch nicht erfolgen. 

(10) Genlaboratorien im Sinne dieser Richtlinien sind 
Laboratorien und Einrichtungen, in denen Neukombi-
nationen im Sinne der Nummer 3 (1) und/oder gen-
technologische Arbeiten im Sinne der  Nummer 3 (2) 
durchgeführt werden. 

(11) Der Betreiber eines Gen-Laboratoriums ist diejenige 
juristische oder natürliche Person, die für den Betrieb 
des Genlabors nach den Vorschriften des öffentlichen 
oder bürgerlichen Rechtes verantwortlich ist. 

(12) Projektleiter im Sinne dieser Richtlinien sind die mit 
der unmittelbaren Planung, Leitung bzw. Beaufsichti-
gung von Arbeiten im Sinne der Nummer 3 (1) und 
(2) beauftragten Personen. 

(13) Biologische Sicherheitsmaßnahmen (B) im Sinne die-
ser Richtlinien umfassen die Verwendung anerkannter 
Empfängerorganismen und Vektoren. Es dürfen hier

-

für nur solche Empfängerorganismen ausgewählt wer-
den, die sich nur unter Bedingungen vermehren kön-
nen, die außerhalb des Laboratoriums kaum oder 
überhaupt nicht angetroffen werden bzw. deren Aus-
breitung außerhalb des Laboratoriums zu jedem Zeit-
punkt durch geeignete Maßnahmen unter Kontrolle 
gehalten werden kann, die nicht pathogen sind, und 
von denen experimentell erwiesen ist, daß sie nicht im 
Austausch mit tier- oder pflanzenassoziierten Orga-
nismen stehen. 

(14) Laborsicherheitsmaßnahmen (L) oder Produktions-
sicherheitsmaßnahmen (LP) im Sinne dieser Richt-
linien umfassen bestimmte experimentelle Techniken 
und eine festgelegte Ausstattung von Laboratorien und 
Produktionsbereichen. Es werden vier verschiedene 
Stufen von Laborsicherheitsmaßnahmen und vier ver-
schiedene Produktionssicherheitsmaßnahmen unter-
schieden, wobei die auf L oder LP folgende anstei- 
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gende Zahlenreihe den ansteigenden Grad der Sicher-
heitsvorkehrungen anzeigt. 

(15) Sicherheitsstufen im Sinne dieser Richtlinien sind un-
terschiedliche Kombinationen von Laborsicherheits-
maßnahmen bzw. Produktionssicherheitsmaßnahmen 
und biologischen Sicherheitsmaßnahmen. Hierbei 
kann eine Erniedrigung der biologischen Sicherheits-
maßnahmen durch eine Erhöhung der Labor- bzw. 
Produktionssicherheitsmaßnahmen ausgeglichen wer-
den. Dies gilt auch umgekehrt. 

E. Sicherheitsmaßnahmen 
I. Laborsicherheitsmaßnahmen 

4. Laborsicherheitsmaßnahmen L1 
(1) L1-Laborsicherheitsmaßnahmen sind die in der Un-

fallverhütungsvorschrift „Allgemeine Vorschriften" 
(VBG 1) und die betreffenden, in der Unfallverhü-
tungsvorschrift „Gesundheitsdienst" (VBG 103) vor-
gesehenen Maßnahmen (§ 1 Abs. 1 Nr. 3, §§ 2, 6, 7, 8, 
12, 13, 21, 24). Weiter ist zu berücksichtigen § 7 der 
Verordnung über Arbeitsstätten und zugehörige Richt-
linien. 
Ebenso ist die „Vorläufige Empfehlung für den Um-
gang mit pathogenen Mikroorganismen und für die 
Klassifikation von Mikroorganismen und Krankheits-
erregern nach den im Umgang mit ihnen auftretenden 
Gefahren" (Bundesanzeiger vom 07. 08. 1981) sinn-
gemäß zu beachten. 
Das Gen-Laboratorium ist als solches zu kennzeich-
nen. 

(2) Abfälle, die Mikroorganismen oder neukombinierte 
Nukleinsäuren enthalten, sind unschädlich zu beseiti-
gen. 

5. Laborsicherheitsmaßnahmen L2 

(1) L2-Laborsicherheitsmaßnahmen schließen die Li-La-
borsicherheitsmaßnahmen ein und darüber hinaus die 
in den §t 9, 10, 11, 23 der Unfallverhütungsvorschrift 
„Gesund eitsdienst" (VBG 103) vorgesehenen Maß-
nahmen. 

(2) Bei Arbeiten, bei denen Aerosole entstehen können, 
muß in einer typengeprüften Arbeitsbank oder unter 
einem Abzug gearbeitet werden, bei denen ein Luft-
strom vom Experimentator zur Arbeitsöffnung hin 
gerichtet ist. Die Abluft aus diesem Gerät muß durch 
einen Hochleistungsschwebstoffilter geführt oder 
durch ein anderes geprüftes Verfahren keimfrei 
gemacht werden. 

(3) Ein Autoklav muß im Laboratorium vorhanden oder 
innerhalb desselben Gebäudes verfügbar sein. 

(4) Die Labortüren sind während der Arbeit geschlossen 
zu halten. Zutritt zum Labor haben außer den an den 
Experimenten Beteiligten nur durch den Beauftragten 
für die biologische Sicherheit (BBS) autorisierte 
Personen. 

6. Laborsicherheitsmaßnahmen L3 

(1) L3-Laborsicherheitsmaßnahmen schließen die L1- und 
L2-Laborsicherheitsmaßnahmen ein. 

(2) Das Labor muß von seiner Umgebung abgeschirmt 
sein. 

(3) Es muß eine zweitürige Schleuse vorhanden sein, über 
die das Labor zu betreten und zu verlassen ist. Die 
Schleuse muß ein Handwaschbecken mit Ellenbogen-, 
Fuß- oder Sensorbetätigung enthalten. In der Schleuse 
ist eine Schutzkleidung, die mindestens Schuhe und 
hinten zu schließende Mäntel umfassen muß, anzule-
gen. Beim Arbeiten sind Einweghandschuhe zu tragen. 

(4) Alle Arbeiten müssen unter den in Nummer 5 (2) be-
schriebenen Bedingungen durchgeführt werden. 

(5) Bei Arbeiten, bei denen Aerosole entstehen können, 
muß durch eine zweckentsprechende Führung des 
Luftstroms oder eine Schrankumbauung sichergestellt 
sein, daß Aerosole nicht in den übrigen Arbeitsbereich 
gelangen. 

(6) Bei Arbeiten unter L3-Bedingungen ist das Labor unter 
einem ständigen Unterdruck zu halten, so daß eine ge-
richtete Luftströmung von außen nach innen gewähr-
leistet ist. Der Unterdruck muß durch ein von außen 
und innen ablesbares Meßgerät mit akustischem 
Alarmgeber überprüfbar sein. 

(7) Die gesamte Abluft ist durch ein bakteriendichtes 
Filter zu filtrieren. Nach Auswechseln des Filters muß 

dieses entweder zuerst sterilisiert oder zwecks späte-
rer Sterilisierung unmittelbar in einem luftdichten 
Beutel verpackt werden. 

(8) Das Labor darf entweder keine Wasserversorgung ent-
halten, oder es müssen Einrichtungen für eine Abwas-
serdesinfektion vorhanden sein. Im ersteren Fall muß 
eine Einrichtung zur Desinfektion der Hände vorhan-
den sein. Eine Abdichtung des Labors zwecks eventu-
eller Raumdesinfektion muß möglich sein. 

(9) Zutritt zum Labor haben nur besonders autorisierte 
Personen. Eine Person darf nur dann allein im Labor 
arbeiten, wenn eine von innen zu betätigende Alarm-
anlage vorhanden ist. 

(10) Vor Inbetriebnahme des Laboratoriums ist eine den 
örtlichen Gegebenheiten angepaßte Benutzungs- und 
Betriebsanleitung zu erstellen. Alle im Laboratorium 
tätigen Personen haben schriftlich zu bestätigen, daß 
sie von dieser Anleitung Kenntnis haben und mit 
ihrem Inhalt vertraut sind. Belehrungen über den 
Inhalt dieser Anleitung sind in halbjährigem Abstand 
zu wiederholen. 

7. Laborsicherheitsmaßnahmen L4 
(1) L4-Laborsicherheitsmaßnahmen schließen die L1- bis 

L3-Laborsicherheitsmaßnahmen ein. 
(2) Das Laboratorium muß entweder ein selbständiges 

Gebäude oder, als Teil eines Gebäudes, durch einen 
Flur oder Vorraum deutlich von den allgemein 
zugänglichen Verkehrsflächen abgetrennt sein. Das 
Laboratorium soll nach Möglichkeit keine Fenster 
haben. Sind Fenster vorhanden, müssen sie dicht, 
nicht brechbar und dürfen nicht zu öffnen sein. Es 
müssen Maßnahmen getroffen werden, die jedes unbe-
absichtigte oder unerlaubte Betreten des Laborato-
riums verhindern. Alle Türen des Laboratoriums müs-
sen selbstschließend sein. Die Arbeitsräume des Labo-
ratoriums dürfen nur durch eine dreikammerige 
Schleuse betreten werden können. 
Die Schleuse muß gegen den Vorraum und die 
Arbeitsräume mit einer entsprechenden Druckstaffe-
lung ausgelegt sein, um den Austritt von Luft aus dem 
isolierten Laborteil zu verhindern. Die mittlere Kam-
mer der Schleuse muß eine Personendusche enthalten. 
Eine Einrichtung zum Einbringen großräumiger Ge-
räte oder Einrichtungsgegenstände ist vorzusehen. 

(3) Wände, Decken und Fußböden des Laboratoriums 
müssen nach außen dicht sein. Alle Durchtritte von 
Ver- und Entsorgungsleitungen müssen abgedichtet 
sein. 

(4) Alle Innenflächen des Laboratoriums, einschließlich 
der Oberfläche der Labormöbel, müssen desinfizierbar 
und gegen in diesem Laboratorium benutzte Säuren, 
Laugen und organische Lösungsmittel widerstands-
fähig sein. 

(5) Das Laboratorium muß mit einem Durchreicheauto-
klaven ausgerüstet sein, dessen Türen wechselseitig 
verriegelbar sind. Zum Ein- und Ausschleusen von 
Geräten und hitzeempfindlichem Material ist ein 
Tauchtank oder eine begasbare Durchreiche mit 
wechselseitig verriegelbaren Türen vorzusehen. 

(6) Das Laboratorium muß durch ein eigenes Ventila-
tionssystem belüftet werden. Dieses ist so auszulegen, 
daß bei Arbeiten unter L4-Bedingungen im Laborato-
rium gegenüber der Außenwelt ein Unterdruck stän-
dig aufrechterhalten wird. Die Luft darf nicht wieder 
verwendet werden. Der Unterdruck soll vom Vorraum 
bis zum Arbeitsraum jeweils zunehmen. Druckunter-
schiede von 3 mm Wassersäule zwischen den ver-
schiedenen Stufen sind zweckmäßig. Der in der letz-
ten Stufe tatsächlich vorhandene Unterdruck muß von 
innen wie von außen leicht kontrollierbar und über-
prüfbar sein. Unzulässige Druckveränderungen müs-
sen durch einen hörbaren Alarm angezeigt werden. 
Sofort anlaufende Reserveventilatoren müssen instal-
liert sein. 

Das Ventilationssystem muß eine Notstromversorgung 
haben. Die Steuerung der Ventilation muß verhindern, 
daß bei Ausfall von Ventilatoren ein Überdruck ent-
steht oder die Luft sich in eine nicht vorgesehene 
Richtung bewegt. 

Die Abluft aus dem Laboratorium muß so aus dem 
Gebäude gelangen, daß eine Gefährdung der Umwelt 
nicht eintreten kann. 

Zu- und Abluft des Laboratoriums müssen durch 
HEPA-Filter geführt werden. Die Filter sind so anzu- 
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ordnen, daß ihre einwandfreie Funktion in situ über-
prüft werden kann. Zu- und Abluftleitungen müssen 
hinter den Filtern mechanisch dicht verschließbar 
sein, um ein gefahrloses Wechseln der Filter zu ermög-
lichen. 

(7) Abwasser aus Laboratorien, Dusche und das Kondens-
wasser des Autoklaven müssen thermisch oder 
chemisch desinfiziert werden, bevor sie in die allge-
meine Abwasserleitung gelangen. Durch eine geeig-
nete Anordnung von Ventilen und durch HEPA-Filter 
gesicherte Entlüftungsventile sind diese Desinfek-
tionsanlagen gegen Fehlfunktion zu schützen. 

(8) Alle Ver- und Entsorgungsleitungen sind durch geeig-
nete Maßnahmen gegen Rückfluß zu sichern. Gaslei-
tungen sind durch HEPA-Filter, Flüssigkeitsleitungen 
durch keimdichte Filter zu schützen. Das Laborato-
rium darf nicht an ein allgemeines Vakuumsystem an-
geschlossen werden. 

(9) Arbeiten, die L4-Bedingungen erfordern, dürfen nur in 
geschlossenen, gasdichten Arbeitsbänken durchge-
führt werden. Die Arbeitsöffnungen dieser Bänke sind 
mit armlangen, luftdicht angebrachten Gummihand-
schuhen zu versehen. 
Die Belüftung dieser Arbeitsbänke erfolgt durch indi

-

viduelle Zu- und Abluftleitungen, die auf der Zuluft

-

seite durch ein, auf der Abluftseite durch zwei aufein

-

anderfolgende HEPA-Filter geschützt sind. Die Abluft 
der Arbeitsbänke wird durch einen eigenen Kanal 
nach außen geführt. Bei Normalbetrieb haben die 
Arbeitsbänke im Vergleich zum Arbeitsraum einen 
Unterdruck von 10 mm Wassersäule. Es muß sicherge-
stellt sein, daß bei einem totalen Ausfall des Strom-
netzes Alarm gegeben wird. Wenn auch das Notstrom-
aggregat ausfällt, muß für mindestens 4 Stunden in 
den Werkbänken ein Unterdruck von 3 mm Wasser-
säule aufrechterhalten werden. Die Arbeitsbänke müs-
sen eine Vorrichtung für das gefahrlose Ein- und Aus-
schleusen von Material und Geräten enthalten. Zum 
Zweck der Desinfektion der Arbeitsbänke muß eine 
von außen zu bedienende Begasungsanlage vorgese-
hen werden. 
Zentrifugen, in denen Organismen zentrifugiert wer-
den, mit denen nur unter L4-Bedingungen gearbeitet 
werden darf, dürfen nur in vergleichbaren Arbeits-
bänken betrieben werden oder sind entsprechend zu 
umbauen. 
Eine Alternative zu den geschlossenen, gasdichten 
Arbeitsbänken ist die Verwendung einteiliger, luft-
dichter, unter Überdruck stehender Sicherheitsanzüge, 
die es erlauben, die unter den L2-Sicherheitsmaßnah-
men beschriebenen Arbeitsbänke zu benutzen. Vor 
Verwendung dieses Systems ist die Zustimmung der 
Zentralen Kommission für die Biologische Sicherheit 
(ZKBS) einzuholen. 

(10) Vor Arbeiten im Laboratorium sind alle Kleidungsstücke im Raum vor der Dusche abzulegen. Eine be-
sondere Schutzkleidung ist anzuziehen. Gummihandschuhe sind zu tragen. Im Labor muß ein mit Ellbogen, Fuß oder 
Sensor zu betätigendes Handwaschbecken mit Desinfektionseinrichtungen oder ein besonderes Becken mit Desinfektions-
lösung zum Desinfizieren der Hände vorhanden sein. Eine laborinterne Arbeitsvorschrift für die notwendigen Desinfek-
tionsmaßnahmen ist zu erlassen. 

(11) Vor Verlassen des L4-Laboratoriums ist in dem Teil der Schleuse, der unmittelbar an die Arbeitsräume angrenzt, die Ar-
beitskleidung in autoklavierbare Behälter abzulegen. Die Straßenkleidung darf erst nach Duschen mit Abseifen angezogen 
werden. 
Die abgelegte Kleidung verbleibt in der Schleuse und wird beim nächsten Betreten des Laboratoriums nach Autoklavieren 
ausgeschleust. 

(12) Im Laboratorium darf niemals eine Person allein tätig sein, wenn unter L4-Bedingungen gearbeitet wird. Eine Wechsel-
sprechanlage nach draußen oder eine Telefonverbindung muß vorhanden sein. 

8. Produktionssicherheitsmaßnahmen (LP) 
(1) Für Arbeiten mit gentechnologisch veränderten Organismen in Volumina mit mehr als 10 Litern gelten die Sicherheits-

maßnahmen LP1 — LP3. 
Unter bestimmten in Punkt 18 (1) festgelegten Voraussetzungen kann die Sicherheitsmaßnahme LPO (vgl. 8 [4]) ange-
wandt werden. 

(2) Für die Sicherheitsmaßnahmen LP1 — LP3 sind die unter Nr. 4-6 dargestellten allgemeinen Sicherheitsmaßnahmen für 
L1 — L3 sinngemäß anzuwenden. 

(3) Darüber hinaus gelten folgende Besonderheiten: (s. Tabelle 1) 
Tabelle 1 

LP1 
Sicherheitsmaßnahmen 

LP2 LP3 

1. Arbeiten mit lebenden Organismen sind in einem ja ja ja 
geschlossenen System durchzuführen 

2. Aus dem geschlossenen System austretende Gase und Dämpfe auf ein Mindestmaß verhindert wird verhindert wird 
sind so zu behandeln, daß eine Freisetzung lebender reduziert wird 
Organismen 

3. Probenentnahme, Medienzugabe und Überführungsvorgänge auf ein Mindestmaß verhindert wird verhindert wird 
zwischen geschlossenen Systemen sind so durchzuführen, reduziert wird 
daß eine Freisetzung lebender Organismen 

4. Der Inhalt der geschlossenen Systeme darf nur geerntet fallweise*) ja ja 
werden, wenn lebende Organismen durch anerkannte 
chemische oder physikalische Methoden inaktiviert werden. 

5. Es ist sicherzustellen, daß Kulturflüssigkeiten und fallweise*) ja ja 
Aufarbeitungsrückstände, die lebende Organismen oder 
biologisch aktive rekombinante Nukleinsäuren enthalten, vor 
der abschließenden Entsorgung durch anerkannte chemische 
oder phsysikalische Methoden inaktiviert werden. 

6. Dichtungen, auch an bewegten Teilen, müssen so beschaffen auf ein Mindestmaß verhindert wird verhindert wird 
sein, daß eine Freisetzung lebender Organismen reduziert wird 

7. Das geschlossene System ist in einem besonderen entfällt fallweise*) ja 
Kontrollbereich zu installieren. 
a) Der Zutritt zum Kontrollbereich ist nur autorisierten entfällt fallweise*) ja 

Personen erlaubt. durch eine 
Schleuse 

b) Es muß Schutzkleidung getragen werden. ja ja vollständiger 
(Arbeitskleidung) Kleidungs- 

wechsel 
c) Es sind geeignete Vorrichtungen zur Personenreinigung 

und -dekontamination zu installieren. 
ja ja ja 

d) Vor Verlassen des Kontrollbereichs müssen die Personen entfällt entfällt ja 
duschen. 

*) muß von der Zulassungsstelle am Bundesgesundheitsamt von Fall zu Fall festgelegt werden. 
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LP1 
Sicherheitsmaßnahmen 

LP2 LP3 

e) Abwasser aus Duschen und Waschbecken ist vor der entfällt entfällt ja 
Entsorgung zu sammeln und zu inaktivieren. 

f) Die Belüftung des Kontrollbereichs ist so zu regulieren, entfällt fallweise*) ja 
daß eine Kontamination der Außenluft vermieden wird. 

g) Im Kontrollbereich muß ein Unterdruck gewährleistet entfällt entfällt ja 
sein. 

h) Für den Kontrollbereich ist die Zu- und Abluft über entfällt entfällt ja 
Hochleistungsschwebstoffilter zu führen. 

i) Die technische Konstruktion des Arbeitsbereichs ist so ja ja ja 
auszulegen, daß auch bei Austreten des gesamten Inhalts 
des geschlossenen Systems dieser innerhalb des 
Arbeitsbereichs aufgefangen werden kann. 

j) Der Kontrollbereich muß abdichtbar sein, um eine entfällt entfällt ja 
Raumdekontamination durch Begasen zu ermöglichen. 

k) Kennzeichnung als biologischer Gefahrenbereich ist fallweise*) ja ja 
vorzunehmen 

*) muß von der Zulassungsstelle am Bundesgesundheitsamt von Fall zu Fall festgelegt werden. 

(4) Die Sicherheitsmaßnahme LPO umfaßt die Einhaltung 
des für die biotechnologische Produktion gültigen 
technischen Standards sowie weiterer für den Einzel-
fall durch die Zulassungsstelle am Bundesgesund-
heitsamt festzulegende Maßnahmen. 
Anwendung finden kann die Sicherheitsmaßnahme 
LPO nur nach dem in Punkt 18 (1) festgelegten Vorge-
hen. 

II. Biologische Sicherheitsmaßnahmen 

9. Kriterien für die Auswahl von Empfängerorganismen und 
Vektoren 
(1) Für gentechnologische Experimente sollen nur Emp-

fängerorganismen ausgewählt werden, deren Eigen-
schaften, Stellung im biologischen System und Ver-
halten in verschiedenen Ökosystemen zureichend be-
kannt sind. 
Darüber hinaus sind folgende Kriterien bei der Sicher-
heitsbewertung zu berücksichtigen: 
— Unschädlichkeit des Organismus für Menschen, 

Tiere und Pflanzen, 
— Eignung in der Natur als Spender oder Empfänger 

von Nukleinsäuren zu fungieren, 
— Vorkommen und Wahrscheinlichkeit des Überle-

bens im umgebenden natürlichen Ökosystem (z. B. 
bestimmt durch die Reversionsrate bei Defekt-
mutationen kleiner 10-7 ), 

— Entdeckbarkeit und Beherrschbarkeit im Ökosy-
stem (z. B. durch gezielte Vernichtung) sowie die 
Rückholbarkeit. 

(2) Bei der Auswahl und Sicherheitsbewertung der bei 
gentechnologischen Experimenten verwendeten Vek-
toren sind folgende Kriterien zu berücksichtigen: 
— eine zureichende Charakterisierung ihrer Genome, 
— eine definierte Wirtsspezifität, 
— das Fehlen eines eigenen Transfer-Systems, 
— eine geringe Co-transfer-Rate, 
— eine geringe Mobilisierbarkeit. 

(3) Erfüllen Empfängerorganismen oder Vektoren die 
unter 9 (1) und 9 (2) genannten Kriterien nicht, müs-
sen gegebenenfalls entsprechend höhere Laborsicher-
heitsmaßnahmen angewendet werden. 

10. Biologische Sicherheitsmaßnahmen B1 und B2 
(1) Es werden bei den anerkannten Empfängerorganismen 

zur Zeit zwei biologische Sicherheitsmaßnahmen (B1, 
B2) angewendet, wobei die auf B folgende ansteigende 
Zahlrenreihe den ansteigenden Grad der biologischen 
Sicherheit anzeigt. 

(2) Biologische Sicherheitsmaßnahmen B1 
a) Als B1-Sicherheitsmaßnahmen können die Bakte-

rienstämme Escherichia coli K 12, asporogene, thy-
min-abhängige Mutanten des Bacillus subtilis 
Stamm 168 und haploide Laboratorlumsstämme 
von Saccharomyces cerevisiae als Empfängerorga-
nismen sowie die Bacteriophagen und Plasmide 
und andere Vektoren dieser Organismen unter 
Beachtung der in Nummer 3 (13) und 9 (2) enthal-
tenen Forderungen benutzt werden. 

b) Zellkulturen höherer eukaryotischer Organismen, 
unter Beachtung der in der Gewebekultur üblichen 
Sicherheitsvorkehrungen. 

(3) Biologische Sicherheitsmaßnahmen B2 
a) Als B2-Sicherheitsmaßnahmen können die Bakte-

rienstämme Escherichia coli x 1776 und E.coli 
MRC 1 als Empfängerorganismen und die Bacterio-
phagen und Plasmide dieser Stämme unter Beach-
tung der in Nummer 3 (13) und 9 (2) enthaltenen 
Forderungen benutzt werden. 

b) Zellkulturen höherer eukaryotischer Organismen, 
von denen erwiesen ist, daß sie frei von Helferviren 
sind, unter Beachtung der in der Gewebekultur 
üblichen Sicherheitsvorkehrungen. 
In B2-Wirt-Vektor-Systemen sollen nur solche 
Vektoren benutzt werden, 
aa) die keine infektiösen Nachkommen bilden 

können, z. B. defekte SV-40-Virus-Genome 
oder defekte Genome der Adenoviren 2 und 5 
oder 

bb) die ökologisch unbedenklich und für den 
Menschen apathogen sind, z. B. Polyomavirus. 

11. Die genetische Einheitlichkeit der in gentechnologischen 
Arbeiten verwendeten Organismen ist regelmäßig zu über-
prüfen. Verunreinigungen mit anderen Organismen sind 
auszuschließen. Bei Experimenten der Sicherheitsstufe L2 
B2 und höher hat dies während jedes einzelnen gentechno-
logischen Experiments zu erfolgen. 

12. (1) Die Liste der biologischen Sicherheitsmaßnahmen zu 
Nummer 10 kann entsprechend dem in Nummer 13 
festgelegten Verfahren erweitert werden. 

(2) Die ZKBS kann auf Antrag Forschungsarbeiten zulas-
sen, die zum Ziel haben, neue und noch nicht zugelas-
sene Empfängerorganismen und Vektoren auf ihre Eig-
nung als biologische Sicherheitsmaßnahmen hin zu 
prüfen. Sie kann zusätzlich Sicherheitsauflagen 
machen. Die Zulassung ist zeitlich befristet. Sie endet 
mit dem Zeitpunkt des Nachweises der Eignung des 
neuen Wirt-Vektor-Systems als biologischer Sicher-
heitsmaßnahme. Anschließende gentechnologische 
Experimente unter Anwendung der neuen biologi-
schen Sicherheitsmaßnahmen dürfen erst nach Ab-
schluß des unter der Nummer 13 beschriebenen Aner-
kennungsverfahrens durchgeführt werden. 

13. Anerkennung biologischer Sicherheitsmaßnahmen 
(1) Anträge auf Anerkennung neuer biologischer Sicher-

heitsmaßnahmen sind über die Zentrale Kommission 
für Biologische Sicherheit (ZKBS) an das Bundes-
gesundheitsamt zu stellen. Sie sollen eine Beschrei-
bung der neuen biologischen Sicherheitsmaßnahmen 
unter Beachtung der unter Nummer 9 aufgeführten Si-
cherheitskriterien enthalten. 

(2) Die ZKBS wird, ggf. unter Hinzuziehung externer 
Sachverständiger, eine Expertise über die Eignung der 
neuen biologischen Sicherheitsmaßnahmen sowie ggf. 
über die Testergebnisse, die bei vorbereitenden For-
schungsarbeiten experimentell ermittelt worden sind, 
anfertigen. 
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(3) Das Bundesgesundheitsamt kann nach Anhörung der 
ZKBS neue biologische Sicherheitsmaßnahmen aner-
kennen. Die Anerkennung wird im Bundesanzeiger 
veröffentlicht. Die Anträge auf Anerkennung, die 
Expertise der ZKBS, ggf. vorliegende weitere Gutach-
ten und die Begründung für die Anerkennung können 
veröffentlicht oder der Öffentlichkeit zugänglich ge-
macht werden. 
III. Maßnahmen bei der Haltung 

von Versuchstieren und -pflanzen 
14. (1) Für die Haltung von Versuchstieren gelten die Unfall-

verhütungsvorschrift Gesundheitsdienst (VBG 103) 
und das Tierschutzrecht. Tierkörper sind nach den 
Vorschriften des Tierkörperbeseitigungsrechtes, Pflan-
zen nach denen des Abfallbeseitigungsrechtes zu be-
seitigen. 

(2) Besteht die Notwendigkeit, Empfängerorganismen, die 
neukombinierte Nukleinsäuren enthalten, oder neu-
kombinierte Nukleinsäuren Versuchstieren oder Ver-
suchspflanzen zu applizieren, müssen die Tiere bzw. 
die Pflanzen unter Isolierbedingungen gehalten 
werden, die der dem betreffenden Experiment zuge-
ordneten Sicherheitsstufe nach diesen Richtlinien ent-
sprechen und für den Einzelfall von der ZKBS bzw. 
der Zulassungsstelle am Bundesgesundheitsamt fest-
gelegt werden. 

(3) Bei Experimenten ab der Sicherheitsstufe L2 B1 oder 
L1 B2 müssen erforderlichenfalls die Tiere bzw. die 
Pflanzen unter isolierten Bedingungen bei Unterdruck 
gehalten werden. Das Eindringen von Insekten, 
Nagern und Vögeln muß in geeigneter Weise verhin-
dert werden. Alle Abfälle, Tierkadaver bzw. Pflanzen, 
Töpfe und die Erde müssen in luftdichten Behältnis-
sen gesammelt werden und dürfen nur luftdicht ver-
packt aus dem Raum entfernt werden. Danach müssen 
sie autoklaviert oder verbrannt werden. Ablaufendes 
Wasser muß desinfiziert werden, bevor es nach außen 
abgeleitet wird. 

(4) Bei Experimenten, die unter Bedingungen der Sicher-
heitsstufen L3 B1 und höher durchgeführt werden, 
müssen die Tiere in einem Raum und die Pflanzen in 
einer Gewächshauseinrichtung oder in Phytotronen 
mit Abluftsterilisation und in Isoliereinrichtungen, die 
den Laborsicherheitsmaßnahmen L3 entsprechen, ge-
halten werden. Das Eindringen von Insekten, Nagern 
und Vögeln muß in geeigneter Weise verhindert wer-
den, um eine unbeabsichtigte Übertragung von neu-
kombinierten Nukleinsäuren zu vermeiden. Abfälle, 
Tierkadaver, Pflanzen, Töpfe und die Erde dürfen nur 
luftdicht verpackt aus dem Raum entfernt werden. 
Ihre Sterilisierung muß durch Autoklavieren oder 
durch Extraktion, bei der eine Sterilisierung gewähr-
leistet sein muß, in laboreigenen Einrichtungen erfol-
gen. Autoklaviertes Material muß verbrannt werden. 
Ablaufendes Wasser muß desinfiziert werden, bevor 
es nach außen abgeleitet wird. Die Beseitigung der 
Abfälle und Tierkadaver bzw. der Versuchspflanzen 
ist zu protokollieren. 

F. Registrierung der Gen-Laboratorien 

15. (1) Gen-Laboratorien und entsprechende Produktions-
bereiche sind beim Bundesgesundheitsamt über das 
Sekretariat der ZKBS registrieren zu lassen. Für die 
Registrierung sind folgende Angaben mitzuteilen: 
— Name der Institution und des Betreibers, 
— Name des Leiters des Gen-Labors und Nachweis 

der in Nr. 22 aufgeführten erforderlichen Sach-
kenntnis, 

— Beschreibung des Laboratoriums insbesondere der 
sicherheitsrelevanten Einrichtungen (z. B. Auto-
klaven, Sicherheitswerkbänke, Vorrichtungen zur 
Sterilisation von Abluft oder Abwasser usw.), 

— Name des Beauftragten für die Biologische Sicher-
heit oder Liste der Mitglieder des Ausschusses für 
Biologische Sicherheit und Nachweis der erforder-
lichen Sachkenntnis. 

(2) Die Registrierung ist zu versagen, wenn in Nr. 22 auf-
geführte Sachkenntnis nicht nachgewiesen wird und/ 
oder mindestens die der Sicherheitsmaßnahme L1 
entsprechenden Sicherheitsmaßnahmen nicht ge-
währleistet sind, es sei denn, daß eine Herabstufung 
nach Nr. 18 (1) erfolgt. 

(3) Die Zulassungsstelle am BGA oder die von ihr beauf-
tragten Personen können jederzeit Gen-Laboratorien 
besichtigen und bei Feststellung von Mängeln die 
Registrierung widerrufen. 

G. Klassifizierung von Experimenten 

16. (1) Auf der Basis vorhandener oder vermuteter Risiken 
lassen sich gentechnologische Experimente Kategorien 
mit unterschiedlichen Sicherheitsanforderungen zu-
ordnen. Für die Klassifizierung sind zu berücksichti-
gen: 
— Eigenschaften der Spender und Empfängerorganis-

men (z. B. Pathogenität) 
— Zweck des Experiments (z. B. Herstellung hoch-

wirksamer Substanzen) 
— Umfang des Experimentieransatzes (z. B. Kultur

-

Volumina größer als 10 I1) 

(2) Folgende Arbeiten dürfen nur unter Laborsicherheits-
maßnahmen von mindestens L1 in bei dem BGA regi-
strierten Gen-Laboratorien durchgeführt werden. 
Einer Anzeige und Sicherheitsüberprüfung einzelner 
Forschungsvorhaben in registrierten Labors durch die 
ZKBS bedarf es nicht bei: 
a) Selbstklonierungsexperimenten apathogener Orga-

nismen und gentechnologischen Experimenten 
unter Verwendung von Nukleinsäuren aus einem 
apathogenen Spenderorganismus, der in natür-
lichem genetischem Austausch mit dem apatho-
genen Empfängerorganismus steht, 

b) gentechnologischen Arbeiten unter Verwendung 
von apathogenen Prokaryonten (z. B. Risikogrup-
pe I) und apathogenen niederen Eukaryonten (z. B. 
Risikogruppe I) als Spender- und Empfängerorga-
nismen sowie deren apathogenen Viren und repli-
kationsfähigen Genomelementen (z. B. Plasmide) 
als Vektoren, 

c) gentechnologischen Arbeiten mit apathogenen Pro-
karyonten (z. B. Risikogruppe I) als Spender und 
im Kulturmedium gehaltenen eukaryoten Zellen, 
die nicht zu Organismen regeneriert werden kön-
nen, als Empfänger sowie deren apathogenen Viren 
(z. B. Risikogruppe I) und replikationsfähigen 
Genomelementen als Vektoren, 

d) gentechnologischen Arbeiten mit Eukaryonten als 
Spender und im Kulturmedium gehaltenen euka-
ryoten Zellen, die nicht zu Organismen regenerie rt 

 werden können, als Empfänger sowie deren 
apathogenen Viren (z. B. Risikogruppe I) oder 
charakterisierten subgenomischen Fragmenten, die 
nachgewiesenermaßen kein pathogenes Potential 
besitzen, von Viren der Risikogruppe II als Vekto-
ren, 

e) gentechnologischen Arbeiten mit Eukaryonten 
sowie deren apathogenen Viren (z. B. Risikogruppe 
I) als Spender und Prokaryonten als Empfänger 
sowie deren Viren und replikationsfähigen Genom-
elementen als Vektoren, 

f) gentechnologischen Arbeiten mit charakterisierten 
subgenomischen Fragmenten, die nachgewiesener

-

maßen kein pathogenes Potential besitzen, von 
Viren der Risikogruppe II als Spender und Proka

-

ryonten als Empfänger sowie deren Viren und 
replikationsfähigen Genomelementen als Vektoren. 

Abweichend hiervon bedürfen gentechnologische 
Arbeiten mit dem Ziel, Organismen zur Produktion 
biologisch hochwirksamer Substanzen herzustellen, 
der Sicherheitsüberprüfung und Zustimmung der 
ZKBS nach Nr. 17 (2). 

(3) Für den Fall, daß nicht als biologische Sicherheits-
maßnahme anerkannte Empfängerorganismen ver-
wendet werden sollen, ist dieses der ZKBS anzu-
zeigen. 

Im Falle eines Widerspruchs durch die ZKBS, der in-
nerhalb von 6 Wochen erfolgen muß, dürfen die Expe-
rimente nicht durchgeführt werden. 

17. Folgende Arbeiten müssen in registrierten Labors unter den 
angegebenen Sicherheitsmaßnahmen durchgeführt werden 
und bedürfen der Sicherheitsüberprüfung und Zustimmung 
der ZKBS: 
(1) a) Selbstklonierungsexperimente, soweit sie nicht 

unter Nr. 16 (2a) fallen. 
b) Gentechnologische Experimente mit Nukleinsäu-

ren aus Spenderorganismen, die ein pathogenes 
Potential besitzen, müssen bis zur eindeutigen 
genetischen Charakterisierung der klonierten 
Nukleinsäure mindestens unter den Laborsicher-
heitsmaßnahmen L2 durchgeführt werden. Die bei 
diesen Experimenten verwendeten Wirt-Vektor-
Systeme müssen mindestens die Bedingungen der 
biologischen Sicherheitsmaßnahme B1 erfüllen. 
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c) Produzieren die Spenderorganismen ein hochwirk-
sames Toxin, so müssen mindestens die 
Sicherheitsstufen L3/B1 oder L2/B2 angewandt 
werden. 

d) Wird bei Arbeiten entsprechend Nr. 17 (1) a), b) 
oder c) klonierte Nukleinsäure erhalten, deren 
Charakterisierung kein pathogenes Potential erken-
nen läßt, kann die ZKBS auf Antrag die biologi-
schen Sicherheitsmaßnahmen und/oder die gefor-
derten Laborsicherheitsmaßnahmen herabsetzen. 

(2) Gentechnologische Arbeiten mit dem Ziel, biologisch 
hochwirksame Substanzen zu gewinnen, müssen min-
destens unter Einhaltung biologischer Sicherheits-
maßnahmen entsprechend B1 durchgeführt werden. 
Die Laborsicherheitsmaßnahmen müssen L2 entspre-
chen. Alternativ sind auch die Sicherheitsstufen L1/B2 
möglich. 

(3) Arbeiten mit dem Ziel, aus gentechnologisch verän-
derten eukaryoten Zellen einen vielzelligen Organis-
mus zu generieren, dürfen nur unter den unter Nr. 14 
(2) beschriebenen Sicherheitsmaßnahmen durchge-
führt werden, durch die eine unbeabsichtigte Freiset-
zung dieser Organismen verhindert wird. 

18. Folgende Arbeiten bedürfen einer Sicherheitsüberprüfung 
durch die ZKBS und der Zustimmung der Zulassungsstelle 
am Bundesgesundheitsamt und müssen unter den angegebe-
nen Sicherheitsmaßnahmen durchgeführt werden: 

(1) Gentechnologische Arbeiten in Volumina von mehr 
als 10 Litern oder die Vermehrung von gentechnolo-
gisch veränderten Organismen in Volumina von mehr 
als 10 Litern. 

Die Klassifizierung der erforderlichen Sicherheits-
maßnahmen für Produktionsbereiche (LP1—LP3) 
folgt sinngemäß den Kriterien bei der Klassifizierung 
der Laborsicherheitsmaßnahmen. 

Die Zulassungsstelle am Bundesgesundheitsamt kann 
auf Antrag die einzuhaltenden Sicherheitsmaßnahmen 
herabsetzen. 

Mindestvoraussetzung für eine Herabsetzung auf LPO 
(vgl. Nr. 8 [4]) ist, daß: 
— der Empfängerorganismus . und der daraus hervor-

gegangene neukombinierte Organismus nicht 
pathogen sind 

— der neukombinierte Organismus die biologischen 
Eigenschaften wie ein als biologische Sicherheits-
maßnahme entsprechend des Abschnitts E II aner-
kannter Empfängerorganismus hat 

— ausreichende Erfahrungen im Umgang mit dem 
Empfängerorganismus in großen Volumina vorlie-
gen. 

(2) Gen-Transfer in somatische Zellen des Menschen. 

Bei der genetischen Therapie gelten für die Isolierung 
der Gene, Herstellung des Vektors und den Transfer 
eines oder mehrerer Gene in menschliche Zellen die 
entsprechenden Nummern dieser Richtlinien (Nr. 9, 
10, 16, 17). 
Darüber hinaus muß sichergestellt sein, daß die mit 
Hilfe eines Vektors oder durch Transplantation von 
isolierten, durch in-vitro neukombinierte Nuklein-
säure veränderten Zellen in einen menschlichen Kör-
per eingebrachte genetische Information umgesetzt 
wird und daß dem Patienten dadurch kein Schaden 
zugefügt wird. 
Eine Vererbung der übertragenen Erbinformation auf 
nachfolgende Generationen darf nicht erfolgen. 
Bestehende medizinische Regeln und Vorschriften 
sind unabhängig von diesen Richtlinien zu befolgen. 
Alle Gen-Therapien in somatischen Zellen am Men-
schen bedürfen auch der vorhergehenden Beratung 
und Zustimmung durch die lokale Ethikkommission. 
Die medizinischen Gründe für solche genetischen 
Therapie-Maßnahmen müssen in einem ausführlichen 
Gutachten dargelegt werden. 

19. (1) Folgende gentechnologische Experimente dürfen nicht 
durchgeführt werden: 
a) die Übertragung von Genen, die Resistenz gegen 

ein therapeutisch einsetzbares Antibiotikum her-
vorrufen, gegen das Resistenz in dem Empfänger-
stamm bisher noch nicht nachgewiesen wurde, und 
zwar zwischen Mikroorganismen, die natürlicher-
weise keinen genetischen Austausch durchführen, 

b) die Herstellung von neukombinierten Nuklein-
säuren für die Biosynthese von hochwirksamen 
bakteriellen Exotoxinen wie Botulinustoxin, 
Tetanustoxin, Diphtherietoxin sowie Schlangengif-
ten, 

c) die Freisetzung gentechnologisch veränderter 
Organismen. 

(2) Das Bundesgesundheitsamt kann auf Antrag nach An-
hörung der ZKBS und für die Nummer 19 (1c) im Ein-
vernehmen mit der zuständigen Biologischen Bundes-
anstalt Ausnahmen zulassen und den Katalog der 
Experimente, die nicht durchgeführt werden dürfen, 
nach der Entwicklung des Standes von Wissenschaft 
und Technik erweitern oder verringern. Im Falle einer 
Abweichung von der Empfehlung der ZKBS hat das 
Bundesgesundheitsamt die Abweichung schriftlich zu 
begründen. 

(3) Die Einführung von neukombinierten Nukleinsäuren 
in Keimbahnzellen des Menschen ist nicht zulässig. 

20. Abweichend von den unter in den Nummern 16 bis 17 fest-
gelegten Sicherheitsstufen kann die ZKBS die Laborsicher-
heitsmaßnahmen und/oder die biologischen Sicherheits-
maßnahmen in jedem Durchführungsstadium der Arbeiten 
erhöhen, z. B. wenn hochwirksame Gen-Produkte zur 
Expression kommen, oder herabsetzen, wenn z. B. angerei-
cherte oder gereinigte Nukleinsäurefragmente verwendet 
werden. 

H. Überprüfung der Durchführung 
von gentechnologischen Arbeiten 

21. Verantwortlichkeiten des Betreibers eines Gen-Laborato-
riums 

Der Betreiber eines Genlaboratoriums ist verantwortlich 

a) für die Benennung von Projektleitern, die die erforder-
liche Sachkenntnis besitzen, 

b) für die Benennung von Beauftragten für die Biologische 
Sicherheit (BBS) oder Ausschüssen für die Biologische 
Sicherheit (ABS), 

c) dafür, daß die gentechnologischen Arbeiten erst nach 
erfolgter Registrierung aufgenommen werden, 

d) für die Umsetzung von Auflagen und Empfehlungen des 
Bundesgesundheitsamts zur Registrierung als Gen-Labo-
ratorium, 

e) dafür, daß der Zulassungsstelle am Bundesgesundheits-
amt der ZKBS oder den von ihr beauftragten Personen 
eine Inspektion des oder der Gen-Laboratorien ermög-
licht wird. 

22. Befähigungen und Verantwortlichkeiten des Projektleiters 
(1) der Projektleiter muß 

a) nachweisbare Kenntnisse in klassischer und mole-
kularer Genetik, praktische Erfahrungen im Um-
gang mit Mikroorganismen und die erforderlichen 
Kenntnisse einschließlich der arbeitsschutzrecht-
lichen Bestimmungen über das Arbeiten im mikro-
biologischen Labor sowie über die sachgerechte 
Ausstattung von mikrobiologischen Laboratorien 
besitzen, 

b) die seuchenrechtlichen, tierseuchenrechtlichen, 
tierschutzrechtlichen und pflanzenschutzrecht-
lichen Vorschriften beachten, 

c) ab der Sicherheitsstufe L2 B2 die Sachkenntnis 
haben, wie sie in § 22 Abs. 3 des Bundes-Seuchen-
gesetzes bzw. § 4 Abs. 2 der Tierseuchenerreger-
Verordnung als Voraussetzung für die Erteilung 
der Erlaubnis zum Arbeiten mit Krankheits-
erregern genannt ist, 

d) eine Erlaubnis zum Arbeiten mit Krankheitserre-
gern nach § 19 ff. Bundes-Seuchengesetz oder § 2 ff. 
der Tierseuchenerreger-Verordnung bzw. der 
pflanzenschutzrechtlichen Vorschriften haben, 
falls in seinem Zuständigkeitsbereich mit human-, 
tier- oder pflanzenpathogenen Spenderorganismen 
bzw. Vektoren oder toxinbildenden Spenderorga-
nismen gearbeitet wird. 

(2) Der Projektleiter ist verantwortlich 
a) für die Planung und Durchführung der Forschungs-

arbeiten, die Festlegung ihrer tatsächlichen oder 
die Abschätzung ihrer potentiellen Risiken und die 
Auswahl der diesen Risiken entsprechenden 
Sicherheitsmaßnahmen, 
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b) für die Durchführung der notwendigen medizini-
schen Vorsorge- und regelmäßigen sowie eventuell 
vorzeitigen Nachuntersuchungen sowie für die 
sachgerechte Belehrung des beschäftigten 
Personals, 

c) für die ausführliche Unterrichtung des Beauftrag-
ten für die Biologische Sicherheit und ggf. des Aus-
schusses für die Biologische Sicherheit sowie, so-
weit vorgeschrieben, der ZKBS über den Inhalt der 
Forschungsarbeiten und die vorgesehenen Sicher-
heitsmaßnahmen, 

d) für die Umsetzung von Empfehlungen und Aufla-
gen der Zulassungsstelle am Bundesgesundheits-
amt oder der ZKBS und für die Berichterstattung 
an die ZKBS, 

e) dafür, daß mit überprüfungs- oder zustimmungs-
pflichtigen Experimenten erst dann begonnen 
wird, wenn die Entscheidung der ZKBS oder 
Zustimmung der Zulassungsstelle am Bundes-
gesundheitsamt vorliegt und ggf. deren Auflagen 
erfüllt sind, 

f) für die Protokollierung der durchgeführten Sicher-
heitsbelehrungen für das Laborpersonal, der even-
tuell eingetretenen Laborunfälle sowie der durch-
geführten medizinischen Vorsorgemaßnahmen, 

g) für die ausreichende Ausbildung bzw. Einweisung 
des Laborpersonals, 

h) dafür, daß die ZKBS und der BBS unverzüglich 
davon in Kenntnis gesetzt werden, wenn während 
des Verlaufs der Arbeiten angereicherte oder gerei-
nigte Nukleinsäurefragmente verwendet werden, 
die entgegen der Planung für hochwirksame Gen

-

Produkte oder solche mit pathogenem Potential ko-
dieren. 

23. Aufgaben des Beauftragten für die Biologische Sicherheit 
(ABS) und des Ausschusses für die Biologische Sicherheit 

(1) Der Betreiber eines Gen-Laboratoriums muß bei Expe-
rimenten ab der geforderten Sicherheitsstufe L1 B2/L2 
B1 einen BBS benennen, soweit er nicht nach Absatz 3 
und 4 einen ABS errichtet bzw. errichten muß. Der 
BBS soll Erfahrungen im Umgang mit Mikroorganis-
men und über das Arbeiten in mikrobiologischen 
Laboratorien sowie die erforderlichen Kenntnisse über 
die Ausstattung mikrobiologischer Laboratorien besit-
zen. 
Falls im Zuständigkeitsbereich des BBS mit human-, 
tier- oder pflanzenpathogenen Spenderorganismen 
bzw. Vektoren oder mit toxinbildenden Spenderorga-
nismen gearbeitet wird, soll der BBS eine Erlaubnis 
zum Arbeiten mit Krankheitserregern nach § 19 ff. 
Bundes-Seuchengesetz bzw. § 2 ff. der Tierseuchen-
erreger-Verordnung bzw. der pflanzenschutzrechtli-
chen Vorschriften besitzen. 

(2) Der BBS überprüft die Erfüllung der Aufgaben des 
Projektleiters. 

(3) Der Betreiber eines Gen-Laboratoriums kann an Stelle 
eines BBS einen ABS einsetzen, der die Erfüllung der 
Aufgaben des Projektleiters überprüft. 
Die Mitglieder des ABS sollen die in Absatz 1 gefor

-

derten fachlichen Voraussetzungen erfüllen. 
Falls im Zuständigkeitsbereich des ABS mit human-, 
tier- oder pflanzenpathogenen Spenderorganismen 
bzw. Vektoren oder mit toxinbildenden Spenderorga-
nismen gearbeitet wird, soll mindestens 1 Mitglied des 
ABS eine Erlaubnis zum Arbeiten mit Krankheitserre-
gern nach § 19 ff. Bundes-Seuchengesetz bzw. § 2 ff. 
der Tierseuchenerreger-Verordnung bzw. der pflan-
zenschutzrechtlichen Vorschriften besitzen. 

(4) Der Betreiber eines Gen-Laboratoriums muß bei 
Forschungsarbeiten ab der Sicherheitsstufe L4 B1 
einen ABS einsetzen, der die Erfüllung der Aufgabe 
des Projektleiters überprüft. Die Mitglieder des ABS 
sollen die in Absatz 1 geforderten fachlichen Voraus-
setzungen erfüllen. 
Falls im Zuständigkeitsbereich des ABS mit human-, 
tier- oder pflanzenpathogenen Spenderorganismen 
bzw. Vektoren oder mit toxinbildenden Spenderorga-
nismen gearbeitet wird, sollte mindestens 1 Mitglied 
des ABS eine Erlaubnis zum Arbeiten mit Krankheits-
erregern nach § 19 ff. Bundes-Seuchengesetz bzw. § 2 
ff. der Tierseuchenerreger-Verordnung bzw. der pflan-
zenschutzrechtlichen Vorschriften besitzen. 

24. Zentrale Kommission für die Biologische Sicherheit (ZKBS) 
(1) Für die Beurteilung von Sicherheitsfragen bei der in

-

vitro Neukombination von Nukleinsäuren ist eine 
Zentrale Kommission für Biologische Sicherheit einge

-

richtet worden: 
(2) Die Mitglieder der ZKBS werden durch den Bundes-

minister für Forschung und Technologie im Einver-
nehmen mit den betroffenen Bundesministerien und 
den Bundesländern berufen. 

(3) Die ZKBS 
a) berät alle gentechnologisch tätigen Institutionen 

und Projektleiter bei der Errichtung von Labora-
torien, der Bestellung von BBS oder ABS und bei 
der Einrichtung von Ausbildungskursen, 

b) begutachtet alle Arbeiten mit gentechnologisch 
veränderten Organismen entsprechend Nr. 17 und 
18 der Richtlinien, 

c) kann Vorschläge für die Anpassung der Richtlinien 
an den jeweiligen Stand von Wissenschaft und 
Technik machen. 

(4) Die ZKBS kann einzelne ihrer wissenschaftlichen Mit-
arbeiter ermächtigen, die Begutachtung von gentech-
nologischen Vorhaben bis zur Sicherheitsstufe L2 B2 
für die ZKBS zu übernehmen. Über das Ergebnis ist 
die ZKBS zu unterrichten. 

(5) Besetzung der ZKBS 
Die ZKBS soll besetzt werden mit: 
a) vier Sachverständigen, die auf dem Gebiet der 

Neukombination von Nukleinsäuren arbeiten, 
b) vier Sachverständigen, die über besondere Erfah-

rungen in der Durchführung von biologischen For-
schungsarbeiten, namentlich in der Mikrobiologie, 
Zellbiologie, Hygiene sowie Ökologie verfügen, 

c) vier weiteren Personen z. B. aus den Bereichen der 
Gewerkschaften, der Industrie, des Arbeitsschutzes 
und der forschungsfördernden Organisationen. Für 
jede der vier Personen ist ein Stellvertreter zu be-
stellen. 

(6) Die Mitglieder der ZKBS werden für die Dauer von 
3 Jahren berufen. 

I. Gesundheitsüberwachung 

25. Der Gesundheitszustand der Beschäftigten, die in Gen-La-
boratorien ab der Sicherheitsstufe L2 B2 tätig sind, ist durch 
arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen (Erstuntersu-
chung vor Aufnahme der Beschäftigung und Nachuntersu-
chung während dieser Beschäftigung) zu überwachen. 

Erstuntersuchung 

26. (1) Es dürfen nur Personen beschäftigt werden, die inner-
halb der letzten beiden Monate vor Beginn der 
Beschäftigung von einem Arzt untersucht worden sind 
und eine von diesem Arzt ausgestellte Bescheinigung 
darüber vorliegt, daß gesundheitliche Bedenken nicht 
bestehen. 

(2) Von einer Erstuntersuchung nach Absatz 1 kann abge-
sehen werden, wenn eine Bescheinigung über eine 
gleichartige, von einem Arzt durchgeführte arbeitsme-
dizinische Vorsorgeuntersuchung vorliegt und das für 
die nächste Nachuntersuchung vorgesehene Datum 
nach Nummer 27 (1) pocht nicht überschritten ist. 

(3) Bei der Erstuntersuchung ist Blut zu entnehmen. Das 
Serum ist bis mindestens zehn Jahre nach Beendigung 
der Tätigkeit im Gen-Laboratorium bzw. nach Beendi-
gung des Beschäftigungsverhältnisses dort aufzube-
wahren. 

(4) Bei Tätigkeiten in Gen-Laboratorien an verschiedenen 
Orten genügt es, wenn die Erst- und notwendigen 
Nachuntersuchungen an nur einem Ort durchgeführt 
werden. Die BBS sind darüber zu unterrichten, wo die 
laufende Gesundheitsüberwachung stattfindet. 

Nachuntersuchungen 

27. (1) Die Untersuchung nach Nummer 26 (1) soll regelmä-
ßig im Abstand von einem Jahr, gerechnet vom Zeit-
punkt der Erstuntersuchung an, durch einen Arzt wie-
derholt werden. Nach Ablauf dieser Frist kann der Be-
schäftigte nur weiterbeschäftigt werden, wenn eine 
vom Arzt ausgestellte Bescheinigung darüber vorliegt, 
daß für die ausgeübte Tätigkeit weiterhin gesundheit-
liche Bedenken nicht bestehen. 
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(2) Abweichend von der vorgeschriebenen Frist für Nach-
untersuchungen hat sich ein Beschäftigter vorzeitig 
einer Nachuntersuchung zu unterziehen, wenn auf-
grund einer zwischenzeitlich durchgemachten Erkran-
kung oder einer anderen körperlichen Beeinträchti-
gung Bedenken gegen die Fortsetzung der Beschäfti-
gung bestehen. 

(3) Bei Beendigung der Tätigkeit in Gen-Laboratorien 
bzw. bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses 
ist Blut zu entnehmen. Das Serum ist mindestens zehn 
Jahre aufzubewahren. 

28. Ist ein Beschäftigter nach geltenden Rechtsvorschriften in-
nerhalb eines halben Jahres mehr als einmal einer Nachun-
tersuchung zu unterziehen, so können diese Nachuntersu-
chungen an einem Termin vorgenommen werden. 

29. Erkrankt der Beschäftigte während seiner Tätigkeit und ist 
ein Zusammenhang mit dieser Tätigkeit nicht auszuschlie-
ßen, muß der Projektleiter dem behandelnden Arzt Mittei-
lung über die besondere Art der Beschäftigung machen. 

30. Werden bei Arbeiten pathogene Mikroorganismen verwen-
det, gegen die eine Immunisierung möglich ist, muß vor 
Aufnahme der Arbeit eine Immunisierung durchgeführt 
werden. Der spezifische Immunstatus muß in angemessener 
Weise kontrolliert werden. Ggf. muß eine erneute Immuni-
sierung erfolgen. 

J. Beschäftigungsvoraussetzungen 

31. Vor Aufnahme der Tätigkeit und danach jährlich einmal 
sind die Beschäftigten über die Arbeitsmethoden, die denk-
baren Gefahren und die anzuwendenden Sicherheitsmaß-
nahmen zu unterweisen. Über den Inhalt und den Zeitpunkt 
der Unterweisung sind Aufzeichnungen zu führen, die von 
der unterwiesenen Person zu unterzeichnen sind. Im 
Rahmen der Unterweisung ist das Merkblatt nach Anlage 1 
dieser Richtlinien auszuhändigen. 

32. Alle Beschäftigten in Gen-Laboratorien müssen ihrer Tätig-
keit angemessene Kenntnisse über den Umgang mit gen-
technisch veränderten Organismen besitzen. Diese Kennt-
nisse müssen durch eine besondere Ausbildung bzw. Ein-
weisung erworben sein. 

K. Beförderung 

33. Organismen, die nach einem gentechnologischen Experi-
ment zu Trägern neukombinierter Nukleinsäuren geworden 
sind und deren Umgang eine Sicherheitsüberprüfung nach 
Nr. 17 und Nr. 18 der Richtlinien erfordert, dürfen nur unter 
Beachtung der entsprechenden nachstehend aufgeführten 
Vorschriften versandt werden: 
— Gefahrgutverordnung Straße, 
— Gefahrgutverordnung Eisenbahn, 
— Gefahrgutverordnung See, 
— Gefahrgutverordnung Binnenschiffahrt, 
— europäisches Übereinkommen über die Beförderung ge-

fährlicher Güter auf der Straße (ADR), 
— internationale Ordnung für die Beförderung gefährlicher 

Güter mit Eisenbahn (RID), 
— IATA-Dangerous Goods Regulations (IATA-DGR), 
— ICAO-Technical Instructions (ICAO-TI) 
— Bestimmungen der Postordnung, 
— Verträge des Weltpostvereins, 
— Empfehlungen der WHO. 

L. Übergangsbestimmungen 

Die Richtlinien gelten vom Datum ihrer Bekanntmachung im 
Bundesanzeiger an auch für alle Forschungsarbeiten, die sich 
bereits vor diesem Zeitpunkt im Stadium der Durchführung 
befunden haben. Anträge auf Registrierung der Gen-Laborato-
rien müssen in den ersten 6 Monaten nach Bekanntgabe dieser 
Richtlinien bei der Zulassungsstelle am Bundesgesundheitsamt 
gestellt werden. Hierzu ist ein Formblatt zu verwenden, wie es 
bei der Zulassungsstelle erhältlich ist. 

M. Erläuterungen 

Zu A: 
Rechtsvorschriften, die unberührt bleiben, sind z. B.: Bundes

-

Seuchengesetz, Tierseuchengesetz, Pflanzenschutzgesetz, 

Arbeitsschutzvorschriften, Bundes-Immissionsschutzgesetz und 
tierschutzrechtliche Bestimmungen. 

Zu Nummer 2 (2): 
Soweit die Richtlinien den Stand von Wissenschaft und Tech-
nik wiedergeben, kann eine Nichtbeachtung in eventuellen 
Schadensfällen den Vorwurf der Fahrlässigkeit begründen. 

Zu Nummer 5 (2): 
Die Arbeitsbänke, die den Standards der USA oder des UK ent-
sprechen, sind gleicherweise akzeptabel. Die „Empfehlungen 
zum Einsatz von mikrobiologischen Sicherheitskabinen" der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft sollen beachtet werden 
(Klinische Chemie, 11 [2], 1980, S. 55-60). 

Zu Nummer 9: 
Es wird davon ausgegangen, daß nur ein als biologische Sicher-
heitsmaßnahme zugelassener Empfängerstamm für gentechni-
sche Experimente verwendet wird. Sollte dies in Ausnahmefäl-
len nicht möglich sein, so ist dies nach Nr. 16 (3) der ZKBS an-
zuzeigen bzw. bedarf der Sicherheitsüberprüfung und Zustim-
mung der ZKBS. Diese wird gegebenenfalls entsprechend hö-
here Laborsicherheitsmaßnahmen festlegen (nach Nr. 9 [3]). 
Zu Nummer 18: 
Nach § 19 Bundes-Seuchengesetz bedarf einer Erlaubnis, wer 
mit lebenden Erregern von auf den Menschen übertragbaren 
Krankheiten arbeiten will. Nach § 19 Abs. 1 wird dabei unter-
schieden zwischen lebenden Erregern bestimmter im einzelnen 
aufgeführter Krankheiten und der anderen auf den Menschen 
übertragbaren Krankheiten (ausgenommen Maul- und Klauen-
seuche und Rotz). Die fachlichen Voraussetzungen für die 
Erteilung dieser Erlaubnis sind in § 22 Bundes-Seuchengesetz 
genannt. Auch für das Einführen, Ausführen, Aufbewahren 
usw. ist die Erlaubnis erforderlich. 
Bei strenger Auslegung des § 19 Bundes-Seuchengesetz ist 
jedoch eine Erlaubnis nur in jedem der einzelnen Fälle erfor-
derlich, in denen Krankheitserreger als Spenderorganismen 
oder Vektoren benutzt werden oder in denen Krankheitserreger 
entstehen. Wenn bei einem Versuch keine Krankheitserreger 
benutzt werden oder entstehen, ist eine Erlaubnis nicht erfor-
derlich. Um aber dem Schutzzweck der Richtlinien voll gerecht 
zu werden, erfordern es Sinn und Zweck ihrer vorbeugenden 
Funktion, daß auch in den Fällen, in denen im Ablauf der Ver-
suche in einer bestimmten Anzahl von Fällen Krankheitserreger 
entstehen können, die Projektleiter schon vor Beginn der Arbei-
ten zwar keine Arbeitserlaubnis, jedoch eine entsprechende 
Qualifikation nachweisen müssen, wie sie von § 22 Bundes

-

Seuchengesetz gefordert wird. Entsprechend sind auch die tier-
seuchen- und pflanzenschutzrechtlichen Vorschriften zu beach-
ten. 
Jahrzehntelange Erfahrung in der Mikrobiologie hat erwiesen, 
daß den Gefahren, die beim Arbeiten und dem Umgang mit 
Krankheitserregern entstehen können, am sichersten dadurch 
begegnet werden kann, daß das entsprechende Personal eine 
qualifizierte Ausbildung und Erfahrung hat. Sie kann durch 
keine noch so perfekten technischen Einrichtungen ersetzt 
werden. 

Zu Nummer 17 und 18: 
Anträge an die ZKBS müssen unter Verwendung eines von der 
Kommission erarbeiteten Formblatts gestellt werden. 

Zu Nummer 23: 
Da der Projektleiter bei Arbeiten mit human-, tier- und pflan-
zenpathogenen oder toxinbildenden prokaryotischen Spender-
organismen oder Vektoren einer Erlaubnis zum Arbeiten mit 
Krankheitserregern nach § 19 ff. Bundes-Seuchengesetz oder 
den entsprechenden tierseuchen- und pflanzenschutzrechtli-
chen Vorschriften bedarf, sollte auch der BBS, der den Projekt-
leiter insoweit beaufsichtigen und die strikte Einhaltung der 
notwendigen Sicherheitsmaßnahmen überwachen soll (oder, 
falls ein ABS eingesetzt ist, mindestens eines seiner Mitglieder) 
eine derartige Erlaubnis besitzen. 

Zu Nummer 25: 
Die Gesundheitsüberwachung soll verhindern, daß Personen, 
die durch Krankheitserreger besonders gefährdet sind, oder bei 
denen für andere Personen harmlose Keime zu Krankheiten 
führen können, bei gentechnologischen Arbeiten beschäftigt 
werden. 
Eine verbindliche Liste von Krankheiten, die zum Ausschluß 
von gentechnologischen Arbeiten führen muß, läßt sich zur Zeit 
nicht erstellen. Aufgrund klinischer Erfahrung ist jedoch bei 
einer Reihe von Syndromen Zurückhaltung geboten. Beispiel-
haft  seien hier genannt: 
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— Immunopathien, 
—Anamnese mit häufigen oder schwerer als üblich verlaufe-

nen Infekten, 
— Diabetes mellitus, 
— chronische Colitis und Diverticulitis, 
— Anacidität des Magens, 
— Langzeitbehandlung mit z. B. 

a) Antiinfectiva (z. B. Akne), 
b) Chemotherapeutica (z. B. Immunosuppressiva), 
c) Corticoide und 

—Allergien. 

Zu Nummer 32: 
Über ausreichende Kenntnis im Umgang mit Mikroorganismen 
müssen alle Beschäftigten in Gen-Laboratorien verfügen. Die 
Zustimmung der ZKBS zur Durchführung von gentechnologi-
schen Experimenten geht grundsätzlich davon aus, daß solche 
Erfahrungen vorliegen oder bisher unerfahrenen Mitarbeitern 
vor Aufnahme der Arbeiten vermittelt worden sind. Es wird er-
wartet, daß die Projektle it er diese Pflicht sorgfältig 
wahrnehmen. 
Es ist unbestritten, daß die wichtigsten und effektivsten Sicher-
heitsmaßnahmen eine umfassende Ausbildung in mikrobiologi-
schen Sicherheitstechniken und die regelmäßige und diszipli-
nierte Befolgung der Regeln guter mikrobiologischer Technik 
sind. 
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Anlage 1 

Merkblatt 
für Personen, die bei Arbeiten zur Neukombination von Nukleinsäuren ab der Sicherheitsstufe L2 B2 beschäftigt werden 

Die Technik der künstlichen Herstellung neuartiger Nuklein-
säurekombinationen verspricht die Gewinnung wichtiger Er-
kenntnisse über biologische Vorgänge. Von der praktischen An-
wendung dieser Technik werden bedeutsame Entwicklungen 
vor allem in der Medizin und der Landwirtschaft erwartet. 

Ob diese neue Technik Gefahren für die Gesundheit bringt, ist 
zur Zeit schwer abzuschätzen. Denkbare Risiken sollen durch 
die in den „Richtlinien zum Schutz vor Gefahren durch neu-
kombinierte Nukleinsäuren" festgelegten Sicherheitsbestim-
mungen ausgeschlossen werden. Eine sorgfältige, gewissenhafte 
Beachtung dieser Bestimmungen ist die wirksamste Methode, 
Risiken für Beschäftigte und Umwelt auszuschalten. 

Eine ärztliche Untersuchung vor Beginn und in regelmäßigen 
Abständen während einer Tätigkeit bei der Neukombination 
von Nukleinsäuren soll sicherstellen, daß nur ungefährdete 
Personen beschäftigt werden. Vor Beginn der Tätigkeit wird 
eine Blutprobe genommen und das Serum aufbewahrt. Dies soll 
die Möglichkeit geben, u. U. den möglichen Kontakt mit einem 
Mikroorganismus zu entdecken. Bei Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses wird eine zweite Serumprobe gewonnen und zusam-
men mit der ersten für mindestens zehn Jahre aufbewahrt, um 
bei vermuteten Folgekrankheiten eine Zuordnung zu ermögli-
chen. 

Den Anweisungen des Projektleiters und des Beauftragten für 
die biologische Sicherheit ist Folge zu leisten. Für Laboratorien 
der Sicherheitsstufe L3 und L4 existieren schriftliche Benut

-

zungs- und Betriebsanleitungen. Vorschläge zur Verbesserung 
der Sicherheit ebenso wie Unfälle oder Verstöße gegen die 
Sicherheitsbestimmungen sind dem Projektleiter oder dem Be-
auftragten für die biologische Sicherheit zu melden. 

Werden bei der Arbeit pathogene Mikroorganismen verwendet, 
gegen die eine Immunisierung möglich ist, muß diese vor Auf-
nahme der Arbeit erfolgen und die Wirksamkeit in geeigneten 
Zeitabständen kontrolliert werden. 

Aus Gründen der Vorsorge ist der Projektleiter gehalten, bei 
Erkrankung, bei denen ein Zusammenhang mit der Arbeit nicht 
auszuschließen ist, den behandelnden Arzt über die Art der Tä-
tigkeit des Patienten zu unterrichten. 

Der Beschäftigte hat Erkrankungen, bei denen ein Zusammen-
hang mit seiner Tätigkeit nicht auszuschließen ist, umgehend 
dem Projektleiter oder dem Beauftragten für die biologische 
Sicherheit anzuzeigen und dem behandelnden Arzt die A rt  sei-
ner Tätigkeit mitzuteilen. Hierdurch soll sichergestellt werden, 
daß eventuell tätigkeitsbedingte Erkrankungen erkannt werden 
können. 

Eine Schwangerschaft ist zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
anzuzeigen. 

Bei strikter Beachtung dieses Merkblattes sind nach heutigem 
Wissen die Risiken bei Arbeiten zur Neukombination von 
Nukleinsäuren als gering anzusehen. 
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Anhang 

Vorläufige Empfehlungen 
für den Umgang mit pathogenen Mikroorganismen 
und für die Klassifikation von Mikroorganismen 

und Krankheitserregern nach den im 
Umgang mit ihnen auftretenden Gefahren 

erarbeitet vom Bundesgesundheitsamt, Berlin, und der 
Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der Tiere, Tübingen 

Vom 7. August 1981 

Vorwort 

Diese „Vorläufigen Empfehlungen für den Umgang mit pathogenen Mikroorganismen und für 
die Klassifikation von Mikroorganismen und Krankheitserregern nach den im Umgang mit ihnen 
auftretenden Gefahren" wurden vom Bundesgesundheitsamt und der Bundesforschungsanstalt für 
Viruskrankheiten der Tiere in Abstimmung mit in- und ausländischen Experten erarbeitet. 
Durch die Bezeichnung „Vorläufige Empfehlungen" soll ausgedrückt werden, daß die Erfahrun-

gen bei der Anwendung dieser Empfehlungen bei der Erstellung einer endgültigen Richtlinie be-
rücksichtigt werden sollen. Entsprechend richten wir daher die Bitte an alle Beteiligten, ihre Er-
fahrungen und ihre ergänzenden Anregungen dem Bundesgesundheitsamt mitzuteilen. 

Der Präsident 
des Bundesgesundheitsamtes 

In Vertretung 
Kierski 

Der Präsident 
der Bundesforschungsanstalt 
für Viruskrankheiten der Tiere 

Mussgay 
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Einleitung 
Pathogene Mikroorganismen werden seit mehr als 100 Jah-

ren weltweit untersucht. Es ist bemerkenswert, daß diese inten-
sive Beschäftigung mit zum Teil hochgefährlichen Krankheits-
erregern nur in relativ wenigen Fällen zu Infektionen und Er-
krankungen bei den hier beteiligten Personen geführt hat. Die 
sorgfältige Ausbildung aller Beschäftigten und die strikte Be-
achtung erprobter Sicherheitsmaßnahmen haben zu dieser ins-
gesamt günstigen Entwicklung beigetragen. 

Moderne Methoden der Diagnostik und die stürmische Ent-
wicklung der Biologie haben dazu geführt, daß der Kreis der Per-
sonen, die heute mit Krankheitserregern umgehen, sich sprung-
haft vergrößert hat und weiter anwachsen wird. Gleichzeitig 
wird mit ungewöhnlich hohen Erregerkonzentrationen gear-
beitet und/oder es werden die Erreger auch außerhalb weniger 
Speziallaboratorien in großen Volumina vermehrt. Manche der 
heute mit pathogenen Mikroorganismen arbeitenden Personen 
sind hierfür nicht ausreichend ausgebildet, andere haben nur 
ungenaue Vorstellungen von den möglichen Gefahren. 

Diese Klassifikation und diese Empfehlungen versuchen, die 
Zuordnung angemessener Sicherheitsmaßnahmen zu bestimm-
ten Krankheitserregern zu erleichtern. 

Die wichtigsten und effektivsten Sicherheitsmaßnahmen 
sind eine umfassende Ausbildung in mikrobiologischen Sicher-
heitstechniken und die disziplinierte Befolgung der Regeln gu-
ter mikrobiologischer Technik. Dies kann durch aufwendige ap-
parative Sicherheitsmaßnahmen allenfalls ergänzt, aber nie er-
setzt werden. 

Kriterien für die Klassifikation von Mikroorganismen und 
Krankheitserregern nach den im Umgang mit ihnen 

auftretenden Gefahren 

Die Klassifikation lehnt sich an das von der Weltgesundheits-
organisation vorgeschlagene Schema an, das vier Risikogrup-
pen beschreibt: 

Risikogruppe I 
Fehlendes oder geringes Risiko für die Beschäftigten, die Bevöl-
kerung und Haustiere. 

Risikogruppe II 
Mäßiges Risiko für die Beschäftigten – geringes Risiko für die 
Bevölkerung und Haustiere. 

Risikogruppe III 
Hohes Risiko für die Beschäftigten – geringes Risiko für die Be-
völkerung. Nicht heimische Erreger für Haustiere mit unbe-
kanntem Risiko in Mitteleuropa. 

Risikogruppe IV 
Hohes Risiko für die Beschäftigten – hohes oder unbekanntes 
Risiko für die Bevölkerung und Haustiere. 

Diese Risikoabschätzung gilt, wenn ohne hinreichende Aus-
bildung und ohne Beachtung der angemessenen Sicherheits-
maßnahmen mit Krankheitserregern gearbeitet wird. 

Bei der Einordnung in die verschiedenen Risikogruppen wur-
den folgende Faktoren berücksichtigt: 
a) Natürliche Virulenz und/oder Pathogenität der Krankheits-

erreger, z.B. Häufigkeit apparenter Infektionen und Schwere 
des Krankheitsbildes; 

b) Art der Übertragung, z.B. durch Aerosole, direkten und indi-
rekten Kontakt, durch Verletzungen, Vektoren; 

c) Epidemiologische Situation, z.B. Vorkommen und Verbrei-
tung des Erregers, Ausmaß der Populations-Immunität, Rolle 
von Vektoren und Rese rvoirs; 

d) Tenazität der Erreger: Überleben des Erregers unter übli-
chen Laboratoriumsbedingungen; 

e) Verfügbarkeit von wirksamen Impfstoffen und/oder Thera-
peutika. 

Die Liste umfaßt vor allem die Mikroorganismen oder Krank-
heitserreger, die häufig auftreten oder Gegenstand wissen-
schaftlicher Arbeiten sind. Hier nicht genannte Erreger sind 
entsprechend den Einordnungskriterien zu klassifizieren. 

In der Regel ist es nicht möglich, übliches diagnostisches Ma-
terial einer der Risikogruppen zuzuordnen. Bei gewissenhafter 
Einhaltung der Grundregeln guter mikrobiologischer Technik 
beim Umgang mit Krankheitserregern (s. S. 18-19) kann solches 
Material, das meist nur geringe Konzentrationen der Erreger 
enthält, gefahrlos unter den der Risikogruppe II zugeordneten 
Bedingungen bearbeitet werden. Nach diagnostischer Klärung 
und/oder Vermehrung der Erreger müssen die dem Erreger ent-
sprechenden Sicherheitsmaßnahmen eingehalten werden. 

Zusätzliche oder über das übliche Maß hinausgehende Risi-
ken gehen aus von Arbeiten 
— mit hohen Erregerkonzentrationen 
— mit großen Volumina (> 100 ml) 
— bei denen in größerem Umfang Aerosole entstehen, und 
— bei denen eine Verletzungsgefahr besteht. 

Bei diesen Arbeiten muß durch geeignete Maßnahmen, z.B. 
Einsatz von Sicherheitswerkbänken, das mögliche außeror- 
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dentliche Risiko ausgeschaltet werden. Ist dies nicht möglich, 
dürfen solche Arbeiten nicht durchgeführt werden. 

Wegen der besonderen Natur der Experimente müssen gen-
technologische Arbeiten mit pathogenen Mikroorganismen in 
jedem Fall mindestens unter den Bedingungen durchgeführt 
werden, denen die bearbeiteten Erreger zugeordnet sind. 

Für die Herstellung, Prüfung und Lagerung von Sera, Impfstof-
fen und Antigenen gelten besondere Vorschriften. 

Klassifizierung der Viren  

Risikogruppe Ia)  

Viren, die für gesunde Erwachsene apathogen sind, z. B.: 

Virusstämme, die zur Lebendimpfung gegen Mumps, Masern, 
Röteln, Gelbfieber, Poliomyelitis, eingesetzt werden, vorausge-
setzt, daß nicht mehr als drei weitere Passagen erfolgen und zur 
Vermehrung keine anderen als die, die bei der Impfstoffherstel-
lung verwendeten Zellsubstrate benutzt werden. 

Risikogruppe  IIa )  

Adenoviren: 
(alle Serotypen)b) 

Arboviren: 
(alle nicht in Gruppen III und IV aufgeführten Viren; da im 
Verlauf der Passagen Virulenzänderungen auftreten können, 
ist besondere Vorsicht beim Umgang mit Arboviren angera-
ten.)b), c) 

Arenaviren: 
(alle nicht in Gruppe IV aufgeführten Viren)b) ,  c)  

Caliciviren:  
(alle Serotypen)  

Coronaviren:  
(alle Serotypen) (TGE-Virus++)  

Hepatitis B Virus*)  

Hepatitis Nicht A-Nicht B Virus (oder Viren)*)  

Herpesviren:  
Alle menschen- und tierpathogenen Herpesviren mit Aus-
nahme der in Risikogruppe III genannten.  
Varizellen Zoster Virus  
Pseudorabies Virus+  
Bovines Mammilitis-Virus++  

Entenpest Virus++  

Equines Rhinopneumonitis Virus++  
IBR/IPV++  
Infektiöse Laryngotracheitis++  
Katarrhalfieber-Virus++  

Marek Virus++  
Cytomegalovirus  
Epstein-Barr Virus  
Herpes simplex 1 Virus  
Herpes simplex II Virus  

Myxoviren:  
Influenzaviren der Typen A, B und C (alle Serotypen)  
Equine In fluenza++  
Klassisches Geflügelpest-Virus++  
Porcine Influenza  
Parainfluenzaviren (alle Serotypen)  
Masern Virus  
Mumps Virus  
Newcastle Disease Virus+,++ ,b  

RSV (alle Serotypen)  
Staupevirus  

Nonarbo Togaviren:  
Rubella Virus  
Virus der bovinen Diarrhoe und Border  Disease++  

Virus der europäischen Schweinpest+, ++,  c ) 

LDH Virus der Maus  
Pferdearteritis Virus++  

Papovaviren:  
BK Virus  
JC Virus  
Papillomviren (humane und animale)  
Polyomavirus  
SV40  

Parvoviren:  
(alle tierpathogenen Typen)  

Picornaviren:  
Aviäres Encephalomyelitis Virus++  
Coxsackie A Viren  
Coxsackie B Viren  
Ecbo Viren  
Echo Viren  
Ecso Viren  
Encephalomyocarditis Virus  
Entenhepatitis Virus++  
Hepatitis A Virus  
Poliovirus (wild)  
Teschen  

Vesiculäres Exanthem-Virus++  
Virus der Bläschenkrankheit des Schweines  
Virus der Theilerschen Krankheit  

Pockenviren:  
Büffelpocken Virus  
Elefantenpocken Virus  
Geflügelpocken Virus  
Kamelpocken Virus  
Kaninchenfibrom Virus  
Kaninchenpocken Virus  
Kuhpocken Virus++  
Lumpy skin disease  Virus++  
Mäusepocken Virus  
Molluscum contagiosum  
Myxomatose Virus++  

Nagerpocken Virus  
Orf Virus (Ecthyma)++  
Pferdepocken  Virus+,++  

Schafpocken  Virus+, ++ 
Stomatitis papulosa Virus++  

Vaccinia Virus  
Ziegenpocken Virus++  

Reoviren:  
Reoviren (alle Serotypen)  
Colorado Zeckenfieber Virus  
Rotaviren (alle Serotypen)  
Gumboro Virus++  
Virus der infektiösen Pankreasnekrose (Salmoniden)c )  

Retroviren:  
Säugetier-Typ C-Viren  
Typ D Viren der Affen und Halbaffen  
Geflügel Typ C-Viren  
Reptilien Typ C-Viren  
Typ B-Viren  
Maedi Virus-Visna Virus++  
Virus der ansteckenden Blutarmut der Einhufer (infektiöse  
Anämie)+,  ++ 
Bovines Syncitialvirus  
Felines Syncitialvirus  

Rhabdoviren:  
Rabies  Virus+,  ++, b)  
Virus der vesikulären Stomatitis++, b) 
Virus der hämorrhagischen Septikämie der Forelle c)  
Virus der infektiösen Bauchwassersucht der Karpfen c)  
Virus der Rotseuche der Hechte c)  

a) Arbeiten mit vermehrungsfähigen Erregern von auf den Menschen übertragba-
ren Viruskrankheiten bedürfen einer Erlaubnis nach § 19 BSeuchG (s. Anhang III)  

b) Von erregerhaltigen Aerosolen geht eine besondere Gefahr aus. Die Benutzung  
von Sicherheitswerkbänken ist angeraten.  

c) Bei der Inokulation von Versuchstieren und/oder dem Umgang mit infizierten  
Versuchstieren ist besondere Vorsicht geboten.  

*) Laborinfektionen mit dem Hepatitis B Virus sind bei sorglosem Umgang mit erre-
gerhaltigem Material relativ häufig. Bei Beachtung der Grundregeln insbeson-
dere bei Vermeidung aller Manipulationen, die zu Verletzungen und Selbstinoku-
lation führen können, sind auch Arbeiten mit diesem Virus ohne erhöhtes Risiko  
durchführbar. Gleiches gilt für Hepatitis Nicht A-Nicht B Virus (oder Viren).  

+ Anzeigepflichtig nach § 10 des Tierseuchen-Gesetzes vom 28. März 1980 (s. auch 
 §§ 1 und 2 der Bekanntmachung betreffend Vorschriften über Krankheitserreger  

vom 31. November 1917).  
++ Einfuhr dieser Erreger bedarf nach § 2 bzw. § 3 der Tierseuchenerreger-Einfuhr  

VO vom 22. Juli 1977 der Genehmigung.  
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Rhinoviren: 
(alle Serotypen) 

Unklassifizierte Viren: 
Virus der Bornaschen Krankheiten++ 
Creutzfeld-Jakob Agens 
Kuru Agens 
Scrapie Agens++  

Risikogruppe IIIa)  
Arboviren: 

Dengue Virus 
Gelbfieber Virus (Wildstämme) 
Japanische B-Encephalitis Virus++ 
Murray Valley Encephalitis Virus 
Frühsommer Meningoencephalitis Virus (FSME, CEE, Zek-
kenencephalitis) 
Virus der amerikanischen Pferdeencephalitis, Typ Ost, 
West und  Venezuela++ 

Saint Louis Encephalitis Virus (SLE) 
Kalifornische Encephalitis Virus (CE) 
West Nile Virus 
Virus der Springkrankheit der Schafe (Louping 
Powassan Encephalitis Virus 
Kyasanur Forest disease Virus 
Omsk haemorrhagisches Fieber Virus 
Rift Valley Fieber Virus++ 
Virus der Blauzungenkrankheit der Schafe und der Rinder 
(Bluetongue)++ 

Virus der afrikanischen Pferdepest+, ++ 
Nairobi sheep disease Virus++ 

Herpesviren: 
Herpes B-Virus 

Picornaviren: 
Hochpathogene Poliovirusstämme, z.B. Mahoney, Brun-
hilde 

Pockenviren: 
Affenpockenvirus 

Risikogruppe IVa)  
Variola major 
Variola minor 
Afrikanische Haemorrhagische Fieber: 

Ebola Virus 
Marburg Virus 

Arenaviren: 
Junin Virus 
Lassa Virus 
Machupo Virus 

Virus der afrikanischen Schweinepest 
Maul- und Klauenseuche Virus+, (++) 
Rinderpestvirus+, ++ 

Klassifizierung der Bakterien 
Risikogruppe I 
Bakterien, die für gesunde Erwachsene apathogen sind. 
Beispielhaft seien genannt: 
Bacillus cereus 
Bacillus subtilis 
Escherichia coli K12 
Lactobacillus acidophilus 

bulgaricus 
casei 

Risikogruppe II 
Actinobacillus lignieresii 

equuli 

Bacillus anthracis+, ++, a), b).c) 
Bordetella pertussis 

parapertussis 
bronchiseptica 

Borrelia recurrentis 
Brucella canis a )  

ovis a)  
abortus+, ++, a), b), c) 

melitensis+, ++, a), b), c) 
suis+,++, a), b). c) 

Campylobacter fetus 
Clostridium haemolyticum 

histolyticum 
novyi 
septicum 
perfringens 
botulinum ++, b) 

chauvoei+, ++, b) 

tetani++, b)  

Corynebacterium diphteriae b )  
ulcerans b)  

pseudotuberculosis 
pyogenes 
renale 
equi 
haemolyticum 

Erysipelothrix rhusiopathiae 
Escherichia coli (soweit enteopathogen) 
Haemophilus ducreyi 

influenzae 
Klebsielleae 
Legionellab)  
Leptospira interrogans a ), b). c)  

(Leptospira grippotyphosa ++ 
pomona++ 

canicola++ 
icterohaemorrhagia und andere 
Serotypen++) 

Listeria monocytogenes" 

Moraxella 
Mycobacteriaceae 
Mycobacterium avium 

bovis+, b), c) 
lepraea )  
tuberculosis a), b), c) 

Mycoplasmataceae 
(Mycoplasma mycoides+, ++) 
(Mycoplasma agalactiae++) 

Neisseria gonorrhoea 
meningitidis b), c) 

Nocardia brasiliensis 
asteroides 

Pasteurella multocida+, ++ b), c) 
Proteeae 
Pseudomonas aeruginosa 
Pseudomonas pseudomallei b )  

Salmonella a)  
Serratia 
Shigella 
Staphylococcus aureus 
Streptobacillus moniliformis 
Streptococcus pyogenes 

pneumoniae b)  
Treponema carateum c) 

pallidum c )  
pertenue c)  

Vibrio cholerae a )  
parahaemolyticus 

Yersinia enterocolitica 
pseudotuberculosis 

Chlamydia ovis++ 
Rickettsiae (außer Rickettsia prowazekii)a )  

Risikogruppe III 
Bartonellaceae 
Francisella tularensis++, a) 
Pseudomonas mallei+ 
Yersinia pestis a )  
Chlamydia psittaci+, ++,a )  

trachomatis a) (alle Serotypen) 
Coxiella burnetii++, a)  
Rickettsieae prowazekii a )  
a) Nach § 19 BSeuchG bedarf jeder einer Erlaubnis, wer diese Erreger einführen, 

aufbewahren oder mit ihnen arbeiten will. 
b) Von erregerhaltigen Aerosolen geht eine besondere Gefahr aus. Die Benutzung 

von Sicherheitswerkbänken ist angeraten. 
c) Bei der Inokulation von Versuchstieren und/oder dem Umgang mit infizierten 

Versuchstieren ist besondere Vorsicht angeraten. 
+ Anzeigepflichtig nach §10 des Tierseuchen-Gesetzes vom 28. März 1980 (s. auch 

§§1 und 2 der Bekanntmachung betreffend Vorschriften über Krankheitserreger 
vom 31. November 1917). 

++ Einfuhr dieser Erreger bedarf nach § 2 bzw. § 3 der Tierseuchenerreger-Einfuhr 
VO vom 22. Juli 1977 der Genehmigung. 
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Klassifizierung der Pilze 1 
Risikogruppe I 
Für gesunde Erwachsene apathogene Organismen, z. B.: 
Cladosporium spp. 
Geotrichum candidum 
Neurospora crassa 
Penicillium glaucum 
Saccharomyces cerevisiae 
Candida spp. 
Torulopsis spp. 

Risikogruppe II 
Cryptococcus neoformans 
Absidia spp. 
Mucor spp. 
Rhizopus spp. 
Entomophthora spp. 
Aspergillus spp. 
Histoplasma farciminosum++ 
Blastomyces dermatitidis c) 
Paracoccidioides brasiliensis c) 
Sporothrix schenckii c) 
Phialophora spp.c )  
Microsporum spp.c)  
Trichophyton spp.c) 
Epidermophyton floccosum c) 

Risikogruppe III g)  
Coccidioides immitis++ a) 
Filobasidiella neoformans (perfekte Form v. c. neoformans) 
Histoplasma capsulatum 
Histoplasma capsulatum var. duboisii 

Klassifizierung der Parasiten 

Risikogruppe I 
Für gesunde Erwachsene apathogene Organismen z.B.: 
Naegleria gruberi 
apathogene Darmamöben 

Risikogruppe IId)  

Trypanosoma gambiense 
rhodesiense 
cruzi++, a) 
equiperdum +, ++ 
vivax, congolense, brucei, evansi++  

Leishmania spec. 
Trichomonas vaginalis 

foetus++++ 
Giardia spec. 
Entamoeba 
Naegleria für den Menschen pathogene 
Acanthamoeba Arten bzw. Stämme 
Plasmodium vivaxa )  

malariae a )  
ovale a)  
falciparuma)  
andere Arten a )  

Toxoplasma gondii a). +++ 
Sacrocystis 
Isospora 
Eimeria 
Babesia++  
Theileria++ 

 Anaplasma++ 
 Besnoitia++ 

 Schistosoma 
Clonorchis 
Paragonimus 
Fasciolopsis 

Alle Hyphomyzeten (Fadenpilze), die bei 37°C wachsen und durch eine Sporenab-
gabe in die Luft charakterisiert sind, dürfen nur unter Bedingungen bearbeitet 
werden, die eine Inhalation und Streuung der Sporen in die Umgebung unmöglich 
machen. 

++ Einfuhr dieser Erreger bedarf nach § 2 bzw. § 3 der Tierseuchenerreger-Einfuhr 
VO vom 22. Juli 1977 der Genehmigung. 

a) Nach § 19 BSeuchG bedarf jeder einer Erlaubnis, wer diese Erreger einführen, 
aufbewahren oder mit ihnen arbeiten will. 

b) Von erregerhaltigen Aerosolen geht eine besondere Gefahr aus. Die Benutzung 
von Sicherheitsbänken ist angeraten. 

c) Bei der Inokulation von Versuchstieren und/oder dem Umgang mit infizierten 
Versuchstieren ist besondere Vorsicht geboten. 

g) Die Züchtung dieser Erreger sollte nur in Röhrchen oder dicht schließenden Fla-
schen erfolgen. 

Taenia saginata 
solium 

Hymenolepis 
Echinococcus f 
Ascaris 
Trichuris 
Enterobius 
Strongyloides 
Ancylostoma 
Necator 
Trichinella 
Filariae 
Ixodidae (infizierte Tiere)e )  
Argasidae (infizierte Tiere)e )  
Sarcoptes spec. 
Psoroptes (Räude bei Schaf, Einhufer) +  
Chorioptes 
Sarcoptes scabei 
Acarapis woodii + 

 Hexapoda (infizierte Tiere e )  einschl. Dasselfliegen) +++++  

Grundregeln guter mikrobiologischer Technik 

Die Sicherheitsmaßnahmen umfassen in erster Linie die Be-
achtung der Grundregeln guter mikrobiologischer Technik 

— Türen der Arbeitsräume müssen während der Arbeiten ge-
schlossen sein. 

— In Arbeitsräumen darf nicht getrunken, gegessen oder ge-
raucht werden. Nahrungsmittel dürfen im Laboratorium 
nicht aufbewahrt werden. 

— Laborkittel oder andere Schutzkleidung müssen im Arbeits-
raum getragen werden. 

— Mundpipettieren ist untersagt, mechanische Pipettierhilfen 
sind zu benutzen. 

— Spritzen und Kanülen sollen nur wenn unbedingt nötig be-
nutzt werden. 

— Bei allen Manipulationen muß darauf geachtet werden, daß 
keine vermeidbaren Aerosole auftreten. 

— Nach Beendigung eines Arbeitsganges und vor Verlassen 
des Laboratoriums müssen die Hände sorgfältig gewaschen 
werden. 

— Laboratoriumsräume sollen aufgeräumt und sauber gehal-
ten werden. Auf den Arbeitstischen sollen nur die tatsäch-
lich benötigten Geräte und Materialien stehen. Vorräte sol-
len nur in dafür bereitgestellten Räumen oder Schränken ge-
lagert werden. 

— Die Identität der benutzten Mikroorganismen ist regelmäßig 
zu überprüfen. 

— In der Mikrobiologie unerfahrene Mitarbeiter müssen über 
die möglichen Gefahren unterrichtet werden und sorgfältig 
angeleitet und überwacht werden. 

— Ungeziefer muß, wenn nötig, regelmäßig bekämpft werden. 

Für den Umgang mit Krankheitserregern kommen folgende 
Grundregeln hinzu: 
— Alle Arbeitsplätze sind täglich zu desinfizieren (s. Anhang 

III). 
— Schutzkleidung darf nicht außerhalb der Arbeitsräume ge-

tragen werden. 
— Arbeitsgeräte müssen vor Reinigung autoklaviert oder des-

infiziert werden. 

a) Nach § 19 BSeuchG bedarf jeder einer Erlaubnis, wer diese Erreger einfüh-
ren, aufbewahren oder mit ihnen arbeiten will. 

d ) Für Parasiten dieser Gruppe sind gegebenenfalls erregerspezifische Maß-
nahmen zu ergreifen, die ein Entkommen bzw. eine Übertragung verhindern. 

e) Mit Krankheitserregern infizierte Tiere müssen mindestens in die den 
Krankheitserregern zukommende Risikogruppe eingeordnet werden. 

f) Bei Versuchen mit Endwirten müssen Bedingungen wie für Erreger der Risi-
kogruppe III eingehalten werden. 

+ Anzeigepflichtig nach § 10 des TierSG vom 28. März 1980 (s. auch §§ 1 und 2 
der Bekanntmachung betreffend Vorschriften über Krankheitserreger vom 
31. November 1917). 

++ Einfuhr dieser Erreger bedarf nach § 2 bzw. § 3 der Tierseuchenerreger-Ein-
fuhr VO vom 22. Juli 1977 der Genehmigung. 

+++ VO über meldepflichtige Tierseuchen vom 29. April 1980. 
++++ VO zum Schutz gegenüber Geschlechtskrankheiten der Rinder vom 3. Juni 

1975. 
+++++ Gesetz zur Bekämpfung der Dasselfliege vom 24. Mai 1968. 
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Erregerhaltiger Abfall muß gefahrlos gesammelt und dann 
durch Autoklavieren unschädlich gemacht werden. 
Wird infektiöses Material verschüttet, muß sofort der konta-
minierte Bereich desinfiziert werden. 

— Wird mit Erregern gearbeitet, gegen die ein wirksamer Impf-
stoff zur Verfügung steht, sollten die Beschäftigten, soweit 
nicht bereits immun, geimpft und die Immunität in geeigne-
ter Weise regelmäßig überprüft werden. 
Der Gesundheitszustand des Personals ist durch arbeitsme-
dizinische Vorsorgeuntersuchung zu überwachen, d.h. Erst-
untersuchung bei Arbeitsaufnahme und jährliche Nachun-
tersuchungen. 

— Das Personal ist bei der Einstellung und danach fortlaufend 
über den Umgang mit Krankheitserregern zu belehren. 

— Hinweise für Erste Hilfe bei Unfällen mit pathogenen Mi-
kroorganismen müssen im Laboratorium sofort greifbar 
sein. Alle Unfälle sind sofort den zuständigen Vorgesetzten 
zu melden. 

Weitere Sicherheitsmaßnahmen können sein: 
— die Benutzung von Sicherheitswerkbänken (s. Anhang I), 
— die Beschränkung und Kontrolle des Zugangs zu bestimmten 

Arbeitsräumen, 
— Benutzung besonderer Schutzkleidung und evtl. Respirato-

ren, 
— Desinfektion aller erregerhaltigen Materialien bevor sie 

den Arbeitsraum verlassen (s. Anhang II), 
— ein Unterdruck im Arbeitsraum durch künstliche Belüftung. 

Die Abluft kann durch geeignete Maßnahmen ausreichend 
keimfrei gemacht werden. 

Anforderungen an Laboratorien für Arbeiten mit Viren, Bakte-
rien, Pilzen und Parasiten 
Durch entsprechende Auswahl der Sicherheitsmaßnahmen 

lassen sich Bedingungen schaffen, die es erlauben, mit allen Vi-
ren, Bakterien, Pilzen und Parasiten gefahrlos zu arbeiten. Ent-
sprechend werden den Risikogruppen folgende vier Typen von 
Laboratorien zugeordnet: 

Laboratorium für Mikroorganismen der Risikogruppe I (L I) 
— Räume sollen ausreichend groß sein. 
— Autoklav muß im Gebäude vorhanden sein. 
— Fußböden müssen leicht zu reinigen sein. 
— Handwaschbecken muß vorhanden sein. 

Laboratorium für Erreger der Risikogruppe II (L2) 
— Zusätzlich zum o. a. ist mindestens eine Werkbank der Klasse 

I oder II erforderlich (s. Anhang I), wenn Manipulationen 
durchgeführt werden, bei denen erregerhaltige Aerosole 
entstehen oder wenn mit hohen Erregerkonzentrationen 
gearbeitet wird, oder mit Erregern, die über die Atemwege 
infizieren. 

— Betriebsfremde Personen haben keinen Zutritt während Ar-
beiten mit Krankheitserregern durchgeführt werden und 
dürfen auch außerhalb dieser Zeiten die Räume nur mit Er-
laubnis der Laboratoriumsleitung betreten. 

— Arbeiten mit Parasiten der Risikogruppe II erfordern gege-
benenfalls erregerspezifische Maßnahmen, die ein Entkom-
men oder eine Verschleppung der Parasiten verhindern (z. B. 
Schleusen, Schutzkleidung, Abwasserdesinfektion usw.). 

— Laboratorium muß ausreichend gekennzeichnet sein (s.S. 
28). 

Laboratorium für Erreger der Risikogruppe III (L3) 
Zusätzlich zu L2: 
— Alle Arbeiten mit infektiösem Material müssen in Werkbän-

ken der Klasse I oder II durchgeführt werden (s. Anhang 1). 
— Laboratorium hat keinen unmittelbaren Zugang von den all 

gemeinen Verkehrswegen innerhalb des Gebäudes. 
— Durch einen Unterdruck im Laboratorium muß eine von au-

ßen nach innen gerichtete Luftströmung gewährleistet sein. 
Die Abluft muß über Hochleistungsschwebstoff-Filter der 
Klasse S geführt werden. 

— Fußböden und Wände müssen gegen die üblichen Desinfek-
tionsmittel resistent sein. 

— Im Laboratorium muß ein Autoklav vorhanden sein. 
— Für die Beschäftigten muß besondere Schutzkleidung bereit-

liegen, die nicht außerhalb des Laboratoriums getragen wer-
den darf. 

— Infektiöses Material darf nicht in das Abwasser gelangen, 
wenn keine Abwasserdesinfektionsanlage vorhanden ist. 

Laboratorium für Erreger der Risikogruppe IV (L4) 

— Das Laboratorium muß entweder ein selbständiges Gebäude 
oder, als Teil eines Gebäudes, durch einen Flur oder Vor-
raum deutlich von den allgemein zugänglichen Verkehrsflä-
chen abgetrennt sein. Das Laboratorium soll nach Möglich-
keit keine Fenster haben. 
Sind Fenster vorhanden, müssen sie dicht, nicht brechbar 
und dürfen nicht zu öffnen sein. Es müssen Maßnahmen ge-
troffen werden, die jedes unbeabsichtigte oder unerlaubt 
Betreten des Laboratoriums verhindern. Alle Türen des La-
boratoriums müssen selbstschließend sein. Die Arbeits-
räume des Laboratoriums dürfen nur durch eine dreikamme-
rige Schleuse betreten werden können. 
Die Schleuse muß gegen den Vorraum und die Arbeitsräume 
mit einer entsprechenden Druckstaffelung ausgelegt sein, 
um den Austritt von Luft aus dem isolierten Laborteil zu ver-
hindern. Die mittlere Kammer der Schleuse muß eine Perso-
nendusche enthalten. Eine Einrichtung zum Einbringen 
großräumiger Geräte oder Einrichtungsgegenstände ist vor-
zusehen. 

— Wände, Decken und Fußböden des Laboratoriums müssen, 
entsprechend dem Stand der Technik, nach außen dicht 
sein. Alle Durchtritte von Ver- und Entsorgungsleitungen 
müssen abgedichtet sein. 

— Alle Innenflächen des Laboratoriums, einschließlich der 
Oberfläche der Labormöbel, müssen desinfizierbar und ge-
gen in diesem Laboratorium benutzte Säuren, Laugen und 
organische Lösungsmittel widerstandsfähig sein. 

— Das Laboratorium muß. mit einem Durchreicheautoklaven 
ausgerüstet sein, dessen Türen wechselseitig verriegelbar 
sind. Zum Ein- und Ausschleusen von Geräten und hitzemp-
findlichem Material ist ein Tauchtank oder eine begasbare 
Durchreiche mit wechselseitig verriegelbaren Türen vorzu-
sehen. 

— Das Laboratorium muß durch ein eigenes Ventilationssy-
stem belüftet werden. Dieses ist so auszulegen, daß bei Ar-
beiten unter L4-Bedingungen im Laboratorium gegenüber 
der Außenwelt ein Unterdruck ständig aufrecht erhalten 
wird. 
Die Luft darf nicht rezirkuliert werden. Der Unterdruck soll 
vom Vorraum bis zum Arbeitsraum jeweils zunehmen. 
Druckunterschiede von 3 mm Wassersäule zwischen den 
verschiedenen Stufen sind zweckmäßig. Der in der letzten 
Stufe tatsächlich vorhandene Unterdruck muß von innen 
wie von außen leicht kontrollierbar sein. Unzulässige Druck-
veränderungen müssen durch einen hörbaren Alarm ange-
zeigt werden. Sofort anlaufende Reserveventilatoren müs-
sen installiert sein. 
Das Ventilationssystem muß eine Notstromversorgung ha-
ben. Die Steuerung der Ventilatoren muß verhindern, daß 
bei Ausfall von Ventilatoren ein Überdruck entsteht oder 
die Luft sich in eine nicht vorgesehene Richtung bewegt. 
Die Abluft aus dem Laboratorium muß so aus dem Gebäude 
gelangen, daß eine Gefährdung der Umwelt nicht eintreten 
kann. 
Zu- und Abluft des Laboratoriums müssen durch HEPA-Fil-
ter geführt werden. Die Filter sind so anzuordnen, daß ihre 
einwandfreie Funktion in situ überprüft werden kann. Zu-
und Abluftleitungen müssen hinter den Filtern mechanisch 
dicht verschließbar sein, um ein gefahrloses Wechseln der 
Filter zu ermöglichen. 

— Abwasser aus Laboratorien, Dusche und das Kondenswasser 
des Autokiaven müssen thermisch oder chemisch desinfi-
ziert werden, bevor sie in die allgemeine Abwasserleitung 
gelangen. Durch eine geeignete Anordnung von Ventilen 
und durch HEPA-Filter gesicherte Entlüftungsventile sind 
diese Desinfektionsanlagen gegen Fehlfunktion zu schüt-
zen. 

— Alle Ver- und Entsorgungsanlagen sind durch geeignete 
Maßnahmen gegen Rückfluß zu sichern. Gasleitungen sind 
durch HEPA-Filter, Flüssigkeitsleitungen durch keimdichte 
Filter zu schützen. Das Laboratorium darf nicht an ein allge-
meines Vakuumsystem angeschlossen werden. 

Anforderungen an Räume für Tierexperimente 
Bei Tierexperimenten mit Erregern der Risikogruppe II sind 

die Tiere in verschließbaren Räumen zu halten, die ausreichend 
gekennzeichnet sind (s. S. 28). Eine gefahrlose Beseitigung von 
Tierkadavern, infiziertem Futter und Einstreu muß gewährlei-
stet sein. Im übrigen gelten sinngemäß die Grundregeln für mi-
krobiologische Arbeiten. 

Für Tierexperimente mit Erregern der Risikogruppe III gilt zu-
sätzlich: 
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— die Tierräume dürfen nur über eine Schleuse begehbar sein 
— die Räume sollen zwangsbelüftet sein, Zu- und Abluft wird 

durch Hochleistungsschwebsstoff-Filter geführt 
— die Räume müssen desinfizierbar sein 
— die Abwässer müssen desinfiziert werden 
— die Beschäftigten müssen besondere Schutzkleidung tragen 

und bei Versuchen mit humanpathogenen Erregern zusätz-
lich Gummihandschuhe, Augen- und Mundschutz. 
Bei Tierexperimenten mit Erregern der Risikogruppe IV sind 

die für L4-Laboratorien beschriebenen Sicherheitsmaßnahmen 
sinngemäß anzuwenden. 

Insbesondere gilt: 
— In Räumen, in denen infizierte Tiere gehalten werden, muß 

ein Unterdruck bestehen. 

— Tiere, die mit humanpathogenen Erregern infiziert sind, 
müssen in einer Sicherheitswerkbank der Klasse III (s. An-
hang I) oder in Räumen, die nur mit Sicherheitsanzügen (s. S. 
25) betreten werden dürfen, gehalten werden. 

Kennzeichnung der Laboratoriumsräume 
und der Räume für Tierexperimente 

Alle Räume, in denen mit Krankheitserregern gearbeitet 
wird, müssen ausreichend gekennzeichnet sein. 

Als Warnzeichen ist das internationale Symbol für Biogefähr-
dung (Abb. I) anzubringen. 

Dieses Symbol ist auch zur Kennzeichnung von Kühlräumen, 
Kühlschränken, Gefriertruhen Oder anderen Behältern, in de-
nen Krankheitserreger aufbewahrt werden, zu benutzen. 

Anhang I 

Sicherheitswerkbänke 

Entsprechend der unterschiedlichen Luftführung werden 3 
Klassen von Sicherheitswerkbänken unterschieden: 

Klasse I 

Klasse I Sicherheitswerkbänke haben eine vorgegebene Ar-
beitsöffnung, durch die ständig Luft aus dem Laboratorium ange-
saugt wird. Dieser gerichtete Luftstrom soll verhindern, daß in 
der Werkbank freiwerdende Mikroorganismen nach außen ge-
langen. Die Abluft dieser Werkbänke wird in Hochleistungs-
schwebstoff-Filtern der Klasse S gefiltert. 
Die für die Sicherheit maßgeblichen Parameter dieser Werk-

bänke sind: 
1) eine Entrittsgeschwindigkeit der Luft von nicht weniger als 

0.5 m/sec und nicht mehr als 1.0 m/sec, 
2) das Bestehen eines Testes, in dem weniger als 10 -5  eines 

Testaerosols außerhalb der Sicherheitswerkbank nachge-
wiesen wird, und 

3) die Effektivität und Dichtigkeit der Abluftfilter. 

Klasse II 

Der Arbeitsbereich dieser Sicherheitswerkbänke wird mit in 
Hochleistungsschwebstoff-Filtern steril gereinigter Luft nach 
dem Laminar-Flow-System mit turbulenzarmer Verdrängungs-
strömung vertikal durchspült. Durch Schlitze an der Tisch-
vorderkante wird Raumluft angesaugt, so daß sich vor der Ein-
trittsöffnung ein Luftvorhang ausbildet. Dieser Luftvorhang soll 
eine Querverbindung von geschütztem Arbeitsbereich und 
übrigem Raum verhindern. Die Abluft wird über Hochleistungs-
schwebstoff-Filter abgeführt. 

Die für die Sicherheit maßgeblichen Parameter dieser Werk-
bänke sind: 
1) eine Einströmgeschwindigkeit an der Arbeitsöffnung vor 

mindestens 0.4 m/sec und eine vertikale Luftströmung in de. 
Werkbank zwischen 0.3 und 0.5 m/sec. 

2) wie für Klasse I 
3) wie für Klasse I 

Arbeiten in diesen Werkbänken sollen nur von hieran ausge-
bildeten Personen und nur nach sorgfältiger Vorplanung durch- 

geführt werden. Da jede Bewegung den laminaren Luftstrom 
stört, müssen alle überflüssigen Bewegungen vermieden wer-
den. Weiterhin wird die Wirksamkeit dieser Werkbänke nega-
tiv beeinflußt durch 
— Einbringen voluminöser Gegenstände 
— Apparate, die aufgrund von Eigenbewegung den Luftstrom 

stören 
— Apparate, die Wärme abgeben, oder Bunsenbrenner 
— Aufstellung der Werkbänke an Orten, wo starke Luftbewe-

gungen auftreten, wie z.B. in der Nähe von Türen, Belüf-
tungsanlagen etc. 

Werkbänke der Klasse II  sollen verwendet werden, wenn der 
Produktschutz bedeutsam ist. In allen anderen Fällen ist Werk-
bänken der Klasse I der Vorzug zu geben. 

Auch bei sorgfältigstem Einsatz der Werkbänke der Klassen I 
und II  bieten sie keinen absoluten Schutz. 

Klasse III 

Geschlossene Arbeitsboxen, in denen ein Unterdruck auf-
rechterhalten wird. Die Arbeitsöffnungen sind mit armlangen 
luftdichten Handschuhen versehen. Die Zu- und Abluft dieser 
Werkbänke wird durch Hochleistungsschwebstoff-Filter ge-
führt. Diese Werkbänke bieten hervorragenden Objekt- und 
Personenschutz, allerdings bei deutlicher Beeinträchtigung der 
Arbeitsmöglichkeiten. 

Sicherheit und Effizienz aller Sicherheitswerkbänke sind ab-
hängig von der fachgerechten Aufstellung, der sorgfältigen Be-
handlung und einer regelmäßigen Uberprüfung der Wirksam-
keit der Filter. 
Die Integrität der Filter, der Filtergehäuse und der Dichtun-

gen muß überprüft werden 
— bei Aufstellung 
— nach Veränderungen am oder Wechsel der Filter 
— wenn der Stellplatz der Werkbank verändert wurde. 
Ein jährlicher zusätzlicher Test ist empfehlenswert. Zur Ober-

prüfung der Filter und ihrer Halterung wird die Abscheidung ei-
nes Test-Aerosols (z.B. Dioctylphtalat, Natriumchlorid, Bacillus 
subtilis Sporen) dutch die Filter bestimmt. Prüfungen ohne Ver-
wendung des Test-Aerosols geben keinen Aufschluß über die 
Effektivität und Integrität der Filter. 

Weitere Einzelheiten sind in den Empfehlungen der DFG zum 
Einsatz von mikrobiologischen Sicherheitskabinen zu finden. 
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Anhang II 

Dekontamination und Desinfektion 

Es gehört zu den Grundregeln guter mikrobiologischer Tech-
nik, verunreinigende Mikroorganismen zu entfernen (— Dekon-
tamination) und wenn immer möglich, abzutöten (— Desinfek-
tion). 

Die physikalischen und chemischen Verfahren der Desinfek-
tion lassen sich in vier Gruppen einordnen: 
1) Desinfektion durch Hitzeeinwirkung 
2) Desinfektion durch flüssige Desinfektionsmittel 
3) Desinfektion durch Dämpfe und Gase 
4) Desinfektion durch ultraviolette oder ionisierende Strahlen 

1) Die sicherste Methode der Desinfektion ist das Autoklavie-
ren mit 120° heißem Wasserdampf. Bei ordnungsgemäßer 
Anwendung werden durch Autoklavieren alle bekannten 
Krankheitserreger abgetötet. Ähnlich sicher ist das Ver-
brennen. Auskochen in Wasser mit 0.5% Sodazusatz kann ein 
annehmbarer Notbehelf sein. (Nicht ausreichend wirksam 
gegen bakterielle Sporen). Trockene Hitze ist zur sicheren 
Desinfektion verunreinigter Gegenstände ungeeignet. 

2) Flüssige Desinfektionsmittel werden verwendet für Gegen-
stände, die nicht autoklaviert werden können, bei der De-
kontamination und/oder Desinfektion von Oberflächen so-
wie zur Abwasserdesinfektion, wenn Desinfektion durch Er-
hitzen nicht möglich ist. 
Die Wirkung flüssiger Desinfektionsmittel ist abhängig von 
der Art und Konzentration des Wirkstoffes, dem pH, der 
Temperatur, der Einwirkungszeit und vor allem der Menge 
an organischem Material, die neben den Mikroorganismen 
vorhanden ist. 
Gleichzeitig muß bedacht werden, daß verschiedene Arten 
oder Formen der Mikroorganismen in unterschiedlicher 
Weise gegen Desinfektionsmittel resistent sind. 
Flüssige Desinfektionsmittel mit dem größten Wirkungsbe-
reich sind 5% Formalin oder Chlor abspaltende organische 
oder anorganische Verbindungen in Konzentrationen die 
500 ppm freies Chlor gewährleisten. 

Eine dataillierte Ubersicht über Desinfektionsmittel enthält 
die Liste der vom BGA geprüften und anerkannten Desinfek-
tionsmittel und -Verfahren. 

3) Desinfektion durch Gase und Dämpfe kann mit einer Reihe 
von Agentien durchgeführt werden, wie z. B. BPL, Aethyleno-
xid etc. 
Als Mittel der Wahl kann hier nur Formaldehyd empfohlen 
werden: Verdampfung oder Vernebelung von verdünnten 
Formaldehydlösungen mit geeigneten Apparaten. 
Dosierung: 5 g Formaldehyd/m 3  Rauminhalt bei mindestens 
70% Luftfeuchtigkeit. 
Andere Mittel sind entweder hoch toxisch, explosiv, karzino-
gen oder verlangen Anwendungsbedingungen, die nur in we-
nigen Fällen herzustellen sind. 

4) Desinfektion mit Hilfe von ultravioletten oder ionisierenden 
Strahlen hat keine praktische Bedeutung für die routinemä-
ßige Anwendung im mikrobiologischen Laboratorium. Wäh-
rend ionisierende Strahlen wegen ihrer Nebenwirkungen 
nicht für die Desinfektion in Frage kommen, sind die ultra-
violetten Strahlen auf Grund ihrer geringen Penetrations

-

kraft nur unzuverlässig wirksam. UV-Bestrahlung kann al-
lenfalls in sehr kleinen Räumen oder in Werkbänken in der 
Luft schwebende Mikroorganismen abtöten. 

Für den täglichen Gebrauch ist es ratsam, sich auf ein oder 
wenige Desinfektionsmittel zu beschränken. Das ermöglicht 
es, alle Mitarbeiter mit der optimalen Anwendung, den Wir-
kungen und den Nebenwirkungen vertraut zu machen. Dies 
ist vor allem bei der Bewältigung von Laboratoriumsunfällen, 
bei denen es zur Freisetzung von Mikroorganismen kommt, 
von großer Bedeutung. 

Die Liste der vom Bundesgesundheitsamt geprüften Desin-
fektionsmittel und Desinfektionsverfahren entsprechend § 
10c BSeuchG wird im Bundesgesundheitsblatt veröffentlicht 
und in regelmäßigen Abständen auf den neuesten Stand ge-
bracht. Sonderdrucke dieser Veröffentlichungen können 
beim Robert Koch-Institut des Bundesgesundheitsamtes be-
zogen werden. 

Listen empfohlener und geprüfter Desinfektionsmittel, ins-
besondere von Mitteln zur Desinfektion der Hände, werden 
von der Deutschen Gesellschaft für Hygiene und Mikrobio-
logie und für das Gebiet der Veterinärmedizin durch den Des-
infektionsmittelausschuß der Deutschen Veterinärmedizi-
nischen Gesellschaft veröffentlicht. 
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Anhang III 

Wichtige Rechtsvorschriften und Richtlinien, 
die beim Umgang mit Krankheitserregern zu beachten sind 

Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krank-
heiten beim Menschen (Bundes-Seuchengesetz) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1979 (BGBl. I S. 2262, 
1980 S. 151), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27. Juni 1985 
(BGBl. I S. 1254) §§ 3, 8, 9, 19 — 29 

Bekanntmachung betreffend Vorschriften über Krankheits-
erreger vom 21. November 1917 (Reichsgesetzbl. S. 1069, 
BGBl. III S. 2126 —1-1) §§ 1, 2 

Gesetz zur Neuordnung des Arzneimittelrechts vom 24. August 
1976 (BGBl. I S. 2445), geändert durch Gesetz vom 24. Februar 
1983 (BGBl. I S. 169) §§ 4, 13 — 20, 32, 35 

Tierseuchengesetz, in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. März 1980 (BGBl. I S. 386) § 10 

Verordnung über die Einfuhr von lebenden Tierseuchen

-

erregern und von Impfstoffen, die lebende Tierseuchenerreger 
enthalten (Tierseuchenerreger-Einfuhrverordnung) vom 7. De

-

zember 1971 (BGBl. I S. 1960, zuletzt geändert durch Ände-
rungsverordnung vom 19. Juli 1983 BGBl. I S. 958) 

Verordnung über das Arbeiten mit Tierseuchenerregern (Tier-
seuchenerreger-Verordnung) vom 25. November 1985 (BGBl. I 
S. 2123) 

Verordnung über gefährliche Arbeitsstoffe (Arbeitsstoffverord-
nung) vom 29. Juli 1980 (BGBl. I S. 1071, ber. S. 1536) §§ 11-21 

Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit (Arbeitssicherheitsgesetz) 
vom 12. Dezember 1973 (BGBl. I S. 1885) 

Richtlinien zum Schutz vor Gefahren durch in-vitro neukombi-
nierte Nukleinsäuren (5. überarbeitete Fassung), Bundesanzei-
ger Nr. 109 vom 20. Juni 1986. 

Auszüge aus einschlägigen Unfallverhütungsvorschriften der 
Berufsgenossenschaften 
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4. Durch die Empfehlungen der Kommission betroffene Regelungen 

Die durch die Empfehlungen der Kommission be-
rührten Anwendungsbereiche der Gentechnologie 
sind bereits durch zahlreiche bestehende Rechts-
vorschriften erfaßt. Nachfolgend sind die wesentli-
chen Vorschriften aufgeführt, die durch die Emp-
fehlungen der Kommission unmittelbar oder mittel-
bar betroffen sind: 

1. Gesetze 

— Arzneimittelgesetz 

— Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz 

— Futtermittelgesetz 

— Bundesseuchengesetz 

— Tierschutzgesetz 

— Tierseuchengesetz 

— Gesetz über die Errichtung des Bundesgesund-
heitsamtes 

— Bürgerliches Gesetzbuch 

— Bundesdatenschutzgesetz 

— Patentgesetz 

— Sortenschutzgesetz 

— Pflanzenschutzgesetz 

— Bundes-Immissionsschutzgesetz 

— Abfallbeseitigungsgesetz 

— Abwasserabgabengesetz 

— Arbeitssicherheitsgesetz 

— Gesetz für die Beförderung gefährlicher Güter 

— Chemikaliengesetz 

— Gerätesicherheitsgesetz 

— Tierkörperbeseitigungsgesetz 

— Strafprozeßordnung 

— Gewerbeordnung 

— Reichsversicherungsordnung 

— Trinkwasserverordnung 

— Störfallverordnung 

— Abwasserschädlichkeitsverordnung 

— Arbeitsstättenverordnung 

— Arbeitsstoffverordnung 

— Schädlingsbekämpfungsverordnung 

— Strahlenschutzverordnung 

— Wassergefährdende-Stoffe-Verordnung 

2. Unfallverhütungsvorschriften 

— Qualifikation und Ausbildung von beschäftigten 
Personen an Sicherheitswerkbänken VBG 103/ 
§ 2/DIN Norm 58956: medizinisch-mikrobiologi-
sche Laboratorien 

— Betriebsärzte VBG 123 

— Arbeitsmedizinische Vorsorge VBG 100 (und 
Durchführungsanweisungen) 

— Gesundheitsdienst VBG 103 

— Biotechnologie VBG (Entwurf) 

— Arbeitsmedizinische Vorsorge VBG 103 
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5. Abkürzungsverzeichnis 

AA 	Auswärtiges Amt 

ABS 	Ausschuß für Biologische Sicherheit 

ADA 	Adenosin-Desaminase 

AG 	Arbeitsgruppen 

AIDS 	Acquired Immune Deficiency Syndrome 

AMG 	Arzneimittelgesetz 

ASiG 	Arbeitssicherheitsgesetz 

BÄK 	Bundesärztekammer 

BAGUV 	Bundesverband der Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand 

BAnz 	Bundesanzeiger 

BAU 	Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung 

BBA 	Biologische Bundesanstalt 

BBS 	Beauftragter für Biologische Sicherheit 

BDA 	Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 

BDSG 	Bundesdatenschutzgesetz 

BGA 	Bundesgesundheitsamt 

BGB 	Bürgerliches Gesetzbuch 

BGH 	Bundesgerichtshof 

BGHSt 	Entscheidungen des Bundesgerichtshofs in Strafsachen 

BGHZ 	Entscheidungen des Bundesgerichtshofs in Zivilsachen 

BMA 	Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 

BMFT 	Bundesministerium für Forschung und Technologie 

BMJ 	Bundesministerium der Justiz 

BMJFFG Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

BML 	Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

BMVg 	Bundesministerium der Verteidigung 

BMZ 	Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

BSeuchG Bundesseuchengesetz 

BVerfGE Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts 

CIP 	Centro Internacional de la Papa (Internationales Kartoffelforschungsinstitut in Lima/Peru) 

DAAD 	Deutscher Akademischer Austauschdienst 

DECHEMA Deutsche Gesellschaft für Chemisches Apparatewesen 

DFG 	Deutsche Forschungsgemeinschaft 

DKFZ 	Deutsches Krebsforschungszentrum 

DNA 	Desoxyribonukleinsäure 

EMBL 	Europäisches Laboratorium für Molekularbiologie 



Drucksache 10/6775 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

EPA 	Environmental Protection Agency 

FAL 	Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft 

FAO 	Food and Agriculture Organization 

FDA 	Food and Drug Administration 

FhG 	Fraunhofer Gesellschaft 

F und E 	Forschung und Entwicklung 

GBF 	Gesellschaft für Biotechnologische Forschung 

GFE 	Großforschungseinrichtungen des Bundes 

GG 	Grundgesetz 

GSF 	Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung 

G6-PD 	Glucose-6-Phosphat-Dehydrogenase 

HPRT 	Hypoxanthin-Guanin-Phosphoribosyl-Transferase 

ICGEB 	International Centre for Genetic Engineering and Biotechnology 

KFA 	Kernforschungsanlage Jülich 

KfK 	Kernforschungszentrum Karlsruhe 

LM 	Lindemeier/Möhring, Nachschlagewerk der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 

MAK 	Maximale Arbeitsplatzkonzentration 

MPG 	Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften 

MPI 	Max-Planck-Institut 

NIH 	National Institutes of Health 

NJW 	Neue Juristische Wochenschrift 

NSF 	National Science Foundation 

OECD 	Organisation for Economic Cooperation and Development 

OLG 	Oberlandesgericht 

OSHA 	Occupational Safety and Health Administration 

OTA 	Office of Technologie Assessment 

PatG 	Patentgesetz 

PHS 	Public Health Service 

PNP 	Purin-Nukleosid-Phosphorylase 

Rdnr. 	Randnummer 

RFLP 	Restriction Fragment Length Polymorphism 

RGZ 	Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen 

RNA 	Ribonukleinsäure 

mRNA 	messenger (Boten-)Ribonukleinsäure 

tRNA 	transfer (Überträger-)Ribonukleinsäure 

RVO 	Reichsversicherungsordnung 

SFB 	Sonderforschungsbereich 

SFS 	Sozialforschungsstelle, Dortmund 

StGB 	Strafgesetzbuch 
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StPO 	Strafprozeßordnung 

TNF 	Tumor Necrosis Factor 

TPA 	Tissue Plasminogen Activator 

UNIDO 	United Nations Industrial Development Organization 

USDA 	United States Department of Agriculture 

UVV 	Unfallverhütungsvorschrift 

VCI 	Verband der Chemischen Industrie 

VVG 	Versicherungsvertragsgesetz 

WEU 	Westeuropäische Union 

WHO 	World Health Organization 

ZefU 	Zentralstelle für Unfallverhütung und Arbeitsmedizin 

ZKBS 	Zentrale Kommission für die Biologische Sicherheit 
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